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Vorrede. 


Ich muß mit dem Bekenntniß beginnen, daß ich bei keinem 
Theile des ganzen Verwaltungsrechts ſo klar wie bei dem vorliegen⸗ 
den das Bewußtſein gehabt habe, daß es mir unmöglich fein 
werde, das Material auch nur bis zu dem Grade zu bewältigen, 
den ich in den bisherigen Xheilen meiner Arbeit erreicht habe. Se 
weiter man in dieß Gebiet dringt, je mehr muß man die Weber- 
zeugung gewinnen, daß die vollftändige Bearbeitung deflelben das 
ganze Leben, die ganze Kraft eines Menſchen fordert und daß ber- 
jenige ſehr viel und Hochwichtiges geleiltet haben wird, dem «& 
gelingt, bier au nur den weſentlichen Anjprüden nah allen 
Seiten bin zu genügen. 

Ich verftatte mir jedoch dieſes aufrichtige Bekenntniß nicht, 
um für die Mängel des Folgenden in gewöhnlicher Weile Entſchul⸗ 
digung zu finden. Denn ich habe beim Beginn meiner Arbeit ge⸗ 
wußt, wie viel ich nicht werde leiften koͤnnen. In diefem Bewußt⸗ 
fein aber mußte ich mich fragen, worin denn eigentlich neben jenen 
Mängeln, die der Fachmann in jedem Theile finden wird, das Ziel 
und damit der Werth einer foldden Arbeit befteben könne und jolle. 

Ich will au dieß mit ganzer Offenheit jagen, auf die Gefahr 
Bin, mißverftanden zu werben. 

Sm der großen, falt täglih wachſenden Literatur über das 


Bildungsweſen ſowohl im Ganzen als über einzelne Theile fehlen - 


drei Dinge, ohne weldhe fie ftet3 unvolllommen bleiben wird. 
Zuerſt fehlt eine Arbeit, welche alle Gebiete des gefammten 
Bildungsweiens als ein Ganzes umfaßt und damit die Grundlage 


/ 
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des organiſchen Bewußtſeins und Verſtändniſſes deſſelben liefert. 
So viel wir wiſſen, iſt die Aufſtellung eines ſolchen Syſtems über⸗ 
haupt noch nie verſucht, geſchweige denn durchgeführt. Daß aber 
daſſelbe für die Wiſſenſchaft unabweisbar geworden iſt, nachdem 
das Öffentliche Recht es im wirklichen Leben bereits hergeſtellt, ift 
nicht fraglich. 

Zweitens fehlt — vielleicht wohl gerade aus dem obigen 
Grunde — eine klare Veſtimmung der meiſten Einzelbegriffe und 
ihrer Grenzen gegen einander. Es iſt ziemlich vergeblich, nach einer 
wiſſenſchaftlichen und damit allgemein gültigen Beſtimmung des 
Weſens von Volks⸗ und Bürgerſchule, von wiſſenſchaftlichen und 
wirthſchaftlichen Bildungsanſtalten, von Real⸗ und Gewerbeſchule 
und hundert andern Erſcheinungen zu ſuchen, denn ſelbſt Wieſe's 
Definitionen beziehen ſich nur.auf preußiſche, nicht einmal gleich 
artige Verbältniffe. Die Wiflenfchaft hat alle diefe Dinge fo ſehr 
der Praris und dem Experimente überlaflen, daß die legteren fi 
ſchon defien entwöhnt haben, bei der erfteren überhaupt darüber 
Rath zu ſuchen. Und doch iſt ein rechtes Verftäntniß des in jedem 
Lande wirklich vorhandenen, gültigen Syſtems des öffentlichen Vil⸗ 
dungsweſens und feines Rechts ohne ſolche fefte Begriffäbeftim- 
mungen, ja wenn man will ohne Schema, geradezu nicht möglich. 

Drittens fehlt diefem Theile der Wiſſenſchaft des öffentlichen 
Rechts, was jo ziemlih auch allen anbern fehlt, das Bewußtſein 
und die Erfenntniß der nationalen oder individuellen Geftalt des 
Bildungswejens in den Kulturländen. Wir haben namentlich in 
neuefter Zeit ſehr fchöne Arbeiten über Englands und Frankreichs 
Bildungsweien; aber wir haben Feine Vergleichung derſelben, 
weil eben das fefte Suftem, das tertium comparationis, mangelt. 

Einer der Hauptgründe für diefe Mängel beruht nun wohl 
auf der hiſtoriſchen Thatſache, daß bisher eine innere ober gar 
äußere Einheit, eine Gemeinſchaft des Bewußtſeins der Aufgaben 
und ihres organiſchen Smeinandergreifens für alle Theile des Bil 
dungsweſens gefehlt bat und fehlt. Es erifliren noch fehr. wenig 
Berührungen zwiſchen den Lehrern in den Schulen, den Lehrern 
auf den Vorbildungsanftalten und dem Profeſſorenthum an ben 
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Hochſchulen. Hier bericht noch das große hiſtoriſche Princip der 
ſtandiſchen Körperſchaften und ihrer Abgeſchloſſenheit. Es find noch 
ganz verſchiedene Welten, die Volksſchule, das Gymnaſium und 
die Univerſität. Und gebt man gar hinüber in die Arbeit der 
allgemeinen Bildung, namentlich in die der Prefle, wie weit ift da 
die Erfenntniß entfernt, daß auch fie den gleichen Beruf mit allen 
andern habe und daß fie deßhalb mit jenen in innerer und äußerer 
Gemeinidaft, in gegemjeitigem Heben und Tragen, wirken müßten. 

Daß nun and in diefer Richtung ein unendlicher Fortfchritt 
geicheben, ift nicht zweifelhaft. Allein die Hauptſache bleibt zu 
thun. Es muß zu einem fundamentalen Princip des öffentlichen 
Lebens werden, daß alle Lehrer und alle Schriftfteller als Glieder 
Eines großen Organismus ſich in Einer und derjelben großen Ge 
meinſchaft fühlen und willen. Die erfie Bedingung für die Er: 
reichung dieſes Bieles ift das wiſſenſchaftliche Syſtem, das fie alle 
als Einheit auffaßt und in ihrem organiihen Zuſammenwirken 
darſtellt. Und es ift fait wichtiger, daß überhaupt ein ſolches Syſtem 
aufgeftelli werbe, als daß es gerade ein unbedingt richtiges jei. 
Die Wahrheit dieſes Satzes liegt in dem Obigen. So babe ic 
verfucht, das Spflem aufzuftellen, mit jo viel Mitteln und Arbeits- 
kraft, als mir zu Gebote ftanden. Und dabei gebe ich Eine Hoff: 
nung nidt auf. 

Ein großer, nit hoch genug anzuſchlagender Theil ver gei- 
fligen Arbeit Deutfchlands Liegt auf feinen Lehrſtühlen. Sie lehren 
nicht bloß, fondern fie zwingen den Lehrer zu leruen; viel mehr 
fogar zu lernen, als er zu lehren vermag. Daber bat erft der: 
jenige Theil des menfhlihen Wiſſens, der ſich feinen Plat auf 
einem Lehrſtuhle errungen, feine wahre Bedeutung gewonnen; denn 
ber tägliche Vortrag ift die Duelle der ewigen Jugend bes Geiftes. 
Run baben wir allerdings Lehrftühle der Pädagogik und Metho- 
dologie; allein wir haben gar keinen Lehrftuhl für das Bilbungs- 
weien. Die ganze Arbeit unferer Wiſſenſchaft bernht auf dem, 
was geſchehen fol für das geiftige Leben; mie es geſchehen ſoll, 
das hat wie Willenfchaft bisher gang ver Praxis überlafien. Und 
doch ift jene ohne dieſed eine Seele ohne Korper; obwohl der Staat- 
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Aemter und öffentliche Drgane für die Berwaltung der Bilbung 
feiner Angehörigen genug bat — eine VBerwaltungstlehre für 
bieje Organe befigt er nirgends. Das ift ein großer Mangel. 
Und mit unferen beften Gefühlen ſprechen wir die herzliche Hoffe 
nung aus, daß auch das dffentlihe Bildungsweſen recht 
bald feinen Lebrftubl an jeder Univerfität finden 
möge, wo ja doc die Gefundheitspflege und die Polizei, die Bor: 
mundſchaft und das Grundbuch, die Land- und die Forftwirthichaft 
und hundert andere Dinge ihren Platz, ihre Vertretung und ihre 
Koryphäen gefunden haben, wahrlich nicht zum Schaden des deut⸗ 
ſchen Volkes! | 

Deßhalb nun, um auch dafür ein Subftrat zu liefern, haben 
wir diefe Arbeit unternommen. Wie allgemein und ernft aber die 
Theilnahme an diefen Tragen ift, zeigt das lebendige Leben in. 
Gefetgebung und Literatur, die diefen Gebieten angehören und 
die zum Theil erjienen find, während unjere Arbeit gebrudt wurbe. 
Sm der Gejebgebung namentlich weifen wir auf die entitehende 
Öfterreichiihen und bayeriſchen neuen Schulgefete hin, die vom Beifte 
des entichiebenften Fortichrittes durchdrungen find. Die Lehrertage 
ihrerfeitö arbeiten mit aller Kraft und wirken nah allen Richtungen. 
Namentlich aber fchreitet unjere Zeit faft mit Riefenfchritten auf 
dem Felde der wirthichaftlichen Vor⸗- und Fachbildung fort, und 
jede Statiftif wird bier von den Thatfachen überholt. Unſere Sache 
war e8 nicht, uns auf Statiſtik einzulaſſen. Es ift jehr noth⸗ 
wendig, bier das große Princip der Arbeitstheilung aufrecht zu 
balten. Wir fordern das nicht für foldde Arbeiten wie 2. Wiefe’s 
„böberes Schulweien in Preußen,” das einen ganz fpeciellen amt⸗ 
lichen Zweck bat, und das in feinem Anbang ©. 622 ff. gewifie 
einſchlagende Inſtruktionen, Reglements und Statuten „und ber 
gleihen mehr (!)” zujammenfellt, obme irgend einen Plan und 
ohne Ordnung, weil jene Verwaltung rein für ihre eigenen Zwecke 
arbeitet. Wohl aber fürchten wir geradezu, daß bie meift ſehr 
bequeme Tendenz zur Sammlung von allerlei ſtatiſtiſchen Daten 
die eigentliche Arbeit der Wiſſenſchaft, das wahre organiiche Ber 
ſtaͤndniß des Ganzen, ein wenig verdränge. Was für die Berbinbung 
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der Statiftik vieles Gebietes mit der Staatenkunde überhaupt ge 
ſchehen kann, dafür gibt Brachelli uns ein hochachtungswerthes 
Beilpiel. Nur wenn wir und die Arbeit theilen, werden wir des 
faft übermädhtigen Stoffes Herr werben. Und wir nun glauben 
unfrerfeits, daß dieß dadurch geichehen wird, daß die Statiftif fich 
an das Syſtem ber Wiſſenſchaft anſchließt — denn dieſe joll das 
organiſche Weſen, jene die äußeren Grenzen der lebendigen That: 
ſachen geben. Können daher beide. ein verfchievened® Syſtem 
haben? 

Wir können nicht ſchließen, ohne einer Arbeit zu erwähnen, 
die wir nicht mehr haben benügen können. Wir meinen A. Beer 
und F. Hochegger: „Die Fortichritte des Unterrichtsweſens in 
den Kulturfiaaten Europa’3” 1867. Erſter Band. Die Arbeit ſcheint 
zunähft aus einer Reihe von Sournalartifeln entftanven zu fein 
und behält diefen Charakter auch in ihrer gegenwärtigen Form. 
Wenn man einen ſyſtematiſchen Gevanten fiber das Bildungsweſen 
mitbringt, ift vieles in diefem Werke recht gut zu bemugen. Auf 
Vollſtaͤndigkeit macht e8 wohl felbft weder für Frankreich noch für 
Defterreich einen Anſpruch. Die Literatur ift, wie e8 ſcheint, grund⸗ 
fäglich nicht berüdfichtigt; ebenſowenig ift die pragmatiſche Geſchichte 
der Gefebgebung gegeben. Was namentlich Frankreich betrifft, To 
ift die eigentliche Bedeutung der Geſetze von 1833 und 1850 und 
1852 kaum recht verftanden, das Syſtem Duruy weit überſchätzt; 
die Zufammenftellung des Collège de France mit der „Univerfität” 
(namentlich ©. 63) läßt einigen Zweifel darüber entitehen, ob das 
Weſen ver legteren Überhaupt richtig erfaßt iſt; die Behauptung, 
daß die Ecole polytechnique an der Spige des technifchen Stu⸗ 
dienweſens ftebe, ift und unbegreiflich geblieben. Was Defterreich 
betrifft, fo ift Fiders Abhandlung bei Schmid an eractem Mate- 
tial weit reicher, wird aber gar nicht angeführt; auch auf Hel- 
fert wird Feine weitere Rüdficht genommen. Wie es möglich war, 
in einer wiſſenſchaftlichen, für das ganze deutſche Publikum be⸗ 
ſtimmten Arbeit die lokale und höchſt unfertige Kategorie der ſog. 
„Mittelichule,“ bei der man ſich ftets zu viel ober zu wenig denken 
muß, beizubehalten, ift uns unverflänvli geblieben. Das Wert 
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Heferi einen neuen Beweis dafür, daß ohne ftrenge, wiſſenſchaft⸗ 
lide Ordnung und fpeciell ohne Unterſcheidung von gelebrter und 
wirthichaftlier, von Bor: und Fachbildung, die Behandlung auch 
ganz befannter Stoffe fein recht faßbares Refultat ergeben kann. 
Webrigens wird felbft der Fachkundigſte aus der geſchmackvollen 
Bearbeitung viel lernen. Fehlt das Inhaltsverzeichniß, weil das 
Syitem fehlt? Wir find namentlid auf ven Banb gefpannt, ver 
England behandeln wird. Das Verſtändniß des engliſchen Bil- 
dungsweſens wird von jet an der Prüfitein für das Verſtändniß 
des Bildungsweſens überhaupt bleiben; erſt bei England erfennt 
man, daß ein Rebeneinanderftellen no jehr weit von einer 
Bergleihung entfernt if. — 

— Bir haben und entichlofjen, die Darftellung des Allgemeinen 
Bildungsweſens äußerlich von der der Elementar- und Berufsbil- 
dung zu fcheiven. Es wird das wohl der Einheit des Gedankens 
feinen Eintrag thun. Aber vie Preſſe forderte ihre eigene Behanb- 
lung und wir möchten viel lieber im Intereſſe der Sache wünjchen, 
daß unfere Lejer in diefer äußeren Scheibung das Gefühl des in- 
neren Zuſammenhanges, als bei äußerer Verbindung das der in- 
neren Entfremdung beider Theile mit fih nähmen. 


Wien, Ende 1867. 
Dr. £. Item. 
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Die Verwaltung und das geiflige Leben. 
(Das Bildungsiwelen.) 


Einleitung. 
I. 


Die Bermaltungslehre hat nun in ihrem eriten Haupttheile 
das phyſiſche Leben der Perſon in denjenigen Berhältnifien dar- 
gelegt, in denen es theils die Bedingungen feiner Entwidlung von 
der Gemeinſchaft empfängt, theils felbit eine diefer Bedingungen 
ver leßteren wird. Die Verwaltung dieſes phyſiſchen Lebens ent- 
hält die Gefammtbeit ver Aufgaben und Thätigleiten, vermöge deren 
der Staat als perfönliche Geftalt ver Gemeinſchaft für jenes phy⸗ 
fiihe Leben der Perſon diefe Bedingungen herſtellt. So entitand 
das, was wir den Erften Theil der Innern Verwaltung genannt 
haben. 

Das zweite große Gebiet des menſchlichen Dafeins nun ift 
das geiftige Leben. Die Welt des Geiftes ift zwar untrennbar mit 
der des Leibes verbunden; allein dennoch ift fie in Wefen, Ent: 
widlung und Biel eine jelbftändige. Es ift nicht nothwendig, ihre 
bobe Bebeutung bier hervorzuheben. Daß in ihr die Grundlage 
und ber lebte Ausgangspunkt alles menſchlichen Daſeins gegeben 
ift, ift gewiß. Ebenfo gewiß ift aber auch, daß dieſe geiftige Welt 
der phyſiſchen in denjenigen Orundverhältniffen, mit denen fie fi) 
der Geſammtheit und ver Gegenfeitigkeit des Lebens, erben und 
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Vergehens zumendet, gleichartig organifirt iſt. Auch fie hat Be 
dingungen, welche fie durch fich felber nicht berzuftellen vermag; 
auch fie ift eine der großen, vielleiht die größte Bedingung der 
gefammten Entwidlung ver Menjchheit. Auch fie bildet daher eine 
Aufgabe der Thätigkeit der Smnern Verwaltung. Und die Geſammt⸗ 
heit der Grundfäte, Geſetze, Thätigkeiten und Anftalten, vermöge 
deren die Innere Verwaltung die, den Einzelnen unerreihbaren 
Bedingungen feiner individuellen geiftigen Entwidlung und damit 
des geiftigen Lebens der Völker herftellt, nennen wir das Bil- 
dungsweſen. 

Von allen Theilen der Verwaltungslehre iſt nun das Bildungs⸗ 
weſen nicht bloß ſeinem Umfang, ſondern auch ſeinem Inhalt nach 
das ſchwierigſte. Das geiſtige Leben überhaupt iſt nicht allein un- 
endlih groß und vielgeftaltig, fondern die Beziehungen defjelben 
find jo mannigfach, daß fie ſchwer eine feſte Geftalt gewinnen und 
daher ſchwer eine feite Darftellung annehmen. Es ift feinem in- 
nerften Weſen nad frei und beftändig geneigt, fih einer äußern, 
beftimmten Ordnung zu entziehen. Es wechlelt in feinen Formen 
am meiften, weil eben in dieſen feinen Formen der Wechſel des 
ganzen Lebens zum höchſten geiftigen Ausdruck gelangt. Es bat 
daher, wie das Folgende es zeigen wird, auch noch bei vielfach 
tiefgehender Erörterung des Einzelnen, im Ganzen und in jeiner 
vollen organiſchen Einheit Feine Bearbeitung gefunden. Und es 
ift daher nothwendig — vielleiht am nothwendigiten in ver 
ganzen VBerwaltungslehre — fich über die leitenden Grundbegriffe 
und_ebenjo über ihre Namen einig zu fein, ehe man in das Ein- 
zelne eingeht. 


II. 


Die erfte Vorausfegung an fi und beſonders im Hinblid 
auf die bisherigen Bearbeitungen ift nun dafür wohl die, das Ver 
bältniß der Verwaltungslehre zur Lehre vom geiftigen Leben und 
feinen Grundformen feitzuftellen. 

Wir nennen das geiftige Leben, infofern e8 aus einzelnen 
Kenntnifien und Fähigkeiten beſteht, die ihrerſeits Durch Arbeit 
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erworben und wieder durch Arbeit verwerthet werden, die geiftige 
Güterwelt. Die einzelne Kenntnik und Fähigkeit, ala Produkt 
geiftiger Arbeit und wirthichaftlicher Verwendung, und ald Moment 
an der Produktion neuer Güter, ift das geiftige Gut, das neben 
feinem fittlichen auch einen ſehr beitimmten wirtbichaftlichen Werth 
hat und daher fogar täglicher Gegenftand des Verkehrs jein kann. 
Die Grundſätze und Geſetze, nah welchen dieje geiftigen Güter dem 
Einzelnen durch die Mitarbeit Anderer erworben werden, bilden 
die Pädagogik. Die formalen Regeln der Lehre find in der 
Methodologie enthalten. Der Proceß diefer Produktion des 
geiftigen Güterlebens ift die Bildung. Das find lauter Begriffe, 
welche no im reinen Weſen der geiftigen Perfönlichfeit liegen. 
So bald nun alle dieje Verhältnifie und Aufgaben nicht mehr 
durch Wilfür und Neigung des Einzelnen, ſondern durch ven be- 
wußten Willen der Gemeinichaft der Menſchen beftimmt werben, 
entfteht auch hier der Begriff und die Thätigleit der Verwaltung 
oder das Bildungsweſen. Das Bildungswejen hat daher vie Päda⸗ 
gogik, die Methodologie und den Begriff der Bildung voraus: 
zufegen. Das Bildungsweien ald Inhalt der Verwaltungslehre 
bat feinerjeit3 zur Aufgabe, die Geftalt der bildenden Arbeit als 
beftimmten Inhalt des Willens des Staats und damit als Bil- 
dungs recht — das Öffentliche Recht der Ordnung für diefe Bil⸗ 
"dung — aufzuitellen. Das öffentliche Bildungsweſen als Inhalt 
der Berwaltungslehre muß daher in jenen an fich ganz freien und 
oft rein willfürlichen Proceß ver bildenden Arbeit und der Bro- 
duktion der geiftigen Güter eines Volles feite Kategorien hinein: 
bringen und beftimmte Gränzen und Orumbbegriffe in dem Fluß 
des geifligen Lebens anfftellen. Wenn daher die Pädagogif und 
Methodologie lehren, wie die Bildung im Ganzen oder in ihren 
einzelnen Gebieten erworben werden ſoll — den, durch das Weſen 
der Wiſſenſchaft geforderten Proceß der Produktion der geiftigen 
. Güter — fo lehrt das Verwaltungsrecht des Bildungsweſens, wie 
die Bildung dur die orgauifirte Thätigkeit der Gemeinſchaft er- 
worben wird. Während für Pädagogik und Methodologie bie 
Bildung als ein Werden und eine Arbeit erſcheint, erjcheint diefelbe 
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für die Verwaltungslehre als die beſtimmte äußere Geſtalt und 
Ordnung der Bildungszweige, Organe und Anſtalten, vermöge 
deren eben die Verwaltung und nicht mehr der Einzelne, jene bil⸗ 
dende Thätigkeit als eine Aufgabe der Gemeinſchaft gegen ſich ſelbſt 
vollzieht. Erſt in der Verwaltungslehre gewinnt mithin die Bildung 
ihre feſte Geſtalt; und in dieſer objektiven Kriſtalliſirung des Bil- 
dungsweſens dur das Berwaltungsrecht liegt eigentlich) der Werth 
und die formell höchſt wichtige Aufgabe der Verwaltungslehre gegen- 
über der abitracten Wiſſenſchaft der Bildung. 

Es hat nun einen großen Werth, fih über dieß Verhältniß 
Har zu fein. Denn es ergibt fich daraus, daß das Bildungsmwefen 
auf diefe Weile erft durch die Verwaltungslehre und ihr Recht eine 
praktiſche Wiflenfhaft wird. Die Thätigfeiten und Anftalten des 
Staats find am Ende der große Organismus, der die allgemeinen 
Principien der Bildungslehre verwirkliden fol; und diefer Orga- 
nismus bringt nun feine Grenzen, feine Forderungen, feine Natur 
in die abftraften Wünſche und Beitrebungen der Pädagogik und 
Methopologie hinein; alles Gute und Schlimme, Fortichritt und 
Rückſchritt werden erit wirflid dur das, was der Staat zum 
geltenden Bildungsrecht erhebt; mas für die Bildung wirklich ge 
ſchieht, geſchieht erſt durch die Verwaltung. Ohne eine jelbftändige 
Verwaltungslehre des Bildungsweſens wird daher jede Bearbeitung 
des letzteren entweder unpraktiſch oder werthlos. 

Nun iſt es bis auf die neueſte Zeit ſo geweſen, daß die päda⸗ 
gogiſchen Arbeiten eben dieſe praktiſche Seite des Bildungsweſens, 
ſein öffentliches Recht, entweder gar nicht, oder in ganz unter⸗ 
geordneter Weiſe behandelt haben. Sie find daher auch zu keinem 
feſten Syſtem gekommen und eine wahre ſyſtematiſche Vergleichung 
iſt dadurch unthunlich geworden. Die Aufgabe des Folgenden iſt 
es nun, womöglich die feſten Elemente des Öffentlichen Rechts und 
bamit der Bergleihung des wirklich vorhandenen Bildungsweſens 
in der Weiſe aufzuftellen, daß die beiden Zwecke, welche bie Ber: 
waltungslehte hat, dadurch angebahnt werben; einerfeits, daß die 
Natur der großen öffentlich rechtlichen Inſtitutionen für das Bil 
bungsweien und fein Recht in ihrem innern Yufammenbange mir 
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dem pofitiv Geltenden erfcheinen, andererfeit3, daß die Verſchieden⸗ 
beit dieſes Rechts auf ihre wahre Quelle, vie geſellſchaftliche und 
ftaatlihe Amdividualität der einzelmen Völker zurücgeführt werde. 

Wird num das erreicht, jo ift damit auch die Grundlage für 
ein Weiteres gegeben. Es ift zwar unmöglid, den ganzen Stoff 
zu bewältigen und ebenjo unmöglich, die weitere Entwidlung des 
Rechts ver Bildung beftändig zu verfolgen. Aber Eins ift mög: 
lich und darum auch nothwendig. Es müfjen die großen Grund: 
formen des Bildungsmwejens, die in allem Wechjel des Hecht? die⸗ 
jelben bleiben, fejtgeitelt und e3 muß damit ver Weg dafür ge 
funden werben, daß jeder, dem die organische Grundgeftalt des 
Ganzen Har ift, nunmehr ohne Schwierigkeit die Stelle und die 
innere Bedeutung neuer Rechte, Anftalten und Gejeke beftimmen 
und mefien könne. Das iſt das Streben der ſyſtematiſchen, or: 
ganijchen Seite des Folgenden. Und gelänge das, jo wäre es 
möglich, das Bildungsweſen und fein Recht als jelbitändige Doctrin 
neben der Lehre von demjenigen binzuitellen, was jene Anftalten 
lehren jollen. 


11. 


Um diefer Aufgabe auf allen Punkten zu entipredhen, haben 
wir unsere Arbeit nach folgenden Gefichtspunften eingetbeilt. 

Der Allgemeine Theil geht davon aus, daß das Bil- 
dungsweſen ein Ganzes iſt, deſſen drei Gebiete ihrem Wejen und 
ihren Bedingungen nah nicht von einander getrennt find. Das 
Bildungsmweien als Verwaltungsaufgabe hat daher in allen feinen 
Theilen zunächſt ein gemelnfames Princip und für alle jeine Thätig- 
feiten einen gemeinfamen Geift und Charafter, der fih am Ende 
jedes fpecielle Gebiet unterordnet. Und diefen behandelt der All⸗ 
gemeine Theil. 

Der befondere Theil faßt dagegen die einzelnen großen 
Gebiete des Bildungswejens in ihrem Charakter und Recht für ſich 
auf und läßt die Thätigkeit und die Anjtalten der Berwaltung für 
jeden diejer Theile wieder als jelbftftänviges Ganze für fi er- 
ſcheinen. Die drei Theile, in welche derſelbe zerfällt, enthalten 
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daber zunächſt drei Aufgaben für fih, eine jede nah den ihrem 
Weſen entiprechenden ſyſtematiſchen Elementen und wiederum nad 
derjenigen Geſtalt dargeftellt, die fie in jedem der großen Kultur- 
völfer durch Geſchichte und Nationalität empfangen haben. 

Das Kriterium des Wertbes und der Nichtigkeit dieſes ver- 
waltungsrechtlichen Syſtems wird dann in der Erfüllung der oben 
angegebenen Forderung durch daflelbe beftehen, daß jede auf bie 
gefammte Verwaltung der geiftigen Welt bezüglihe Frage und 
jedes dazu gehörende Material ſowohl an neuen Geſetzen als aud 
an Statiſtik in demſelben feinen natürlichen Platz, und vielleicht 
auch einige für die Beurtheilung maßgebende Gefichtöpunfte findet. 

Das Kriterium des Werthes und der Richtigkeit nnjrer Ge- 
jammtauffaffung aber wird darauf beruhen, ob es uns gelingt, 
die Weberzeugung zu ſchaffen, daß alles wahre öffentliche Bildungs: 
weſen mit feinem machtvollen und nie ruhenden Organismus, mit 
feinen Grundfägen und Anftalten, mit feinen objektiv geltenden 
Beftimmungen und mit feiner freien Thätigleit das zum dffent- 
lihen Recht erhobene Bewußtjein des Staats von der 
auf pädagogifher Grundlage beruhenden Aufgabe feiner gei- 
tigen Verwaltung, und damit die organic gewordene und 
als ſolche erfannte Arbeit des Geiftes für den Geift ifl. 


Allgemeiner Theil. 


I. 
Begriff und Weſen der Bildung an und für fich. 
J. Begriff der Bildung. 


Um das weite Gebiet, welches vor uns liegt, klar zu überjehen, 
wird es nothwendig, zuerft die einfachiten Grunpbegriffe aufzuftellen, und 
daran erft die weitere Entwidlung derſelben anzufchließen. 

Die Grundlage aller Bildung ift das, mas wir das geiftige Gut 
nennen. Es fcheint nicht nothwendig, hier biefen Begriff meiter zu 
erklären. Das organifche Weſen des menfchlichen Geiftes macht es nun 
zwar möglich, ein einzelnes geiſtiges Gut, eine einzelne Kenntniß ober 
Fähigkeit zu erwerben; aber es ift unmöglich, bei dieſem Einzelnen ſtehen 
zu bleiben. Wie dafjelbe einerfeit3 aus der Anftrengung des ganzen 
geiftigen Lebens hervorgeht, fo wirkt das erworbene andrerfeit3 auch 
auf das ganze geiftige Leben mwieber ein. Es gibt Feine einzelne Kennt- 
niß oder Fähigkeit, Tein einzelnes geiftige® Gut für fih. Sie ftehen 
alle unter einander in lebendigem, ſich gegenfeitig erzeugenven Zuſam⸗ 
menbang. Bei welchem einzelnen Gute der Menjch auch beginnen mag, 
immer ergibt fi für ihn ein geiftiges inneres Leben, in welchem er 
die äußere Welt in feinem Geifte in fich trägt, und das geiftige Dafein 
der Dinge, eine unfichtbare Welt der Begriffe und Kräfte entwidelt, 
vermöge deren er bie wirkliche fich zum Verſtändniß bringt und fie feinen 
Zwecken unteriverfen Tann. Diefen Zuftand des Einzelnen nennen mir 
feine Bildung. 

Allein fo wenig es ein für ſich allein beſtehendes einzelnes geiſtiges 
Gut gibt, jo menig ift auch das geiftige Leben des Einzelnen etwas für 
fih allein beſtehendes. Wie das geiftige Element feinem Weſen nad 
allgemein ift, fo iſt auch das Ergebniß daſſelbe. Es geht ftet3 über 
die Gränze bes Einzellebens hinaus. Es theilt fih von dem Einen 
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dem Andern mit. Es erzeugt fich bei dem Einen durch den Anbern. 
Der Einzelne wird mit den, mas er geiftig befitt, zum Maß und 
Vorbild, mit dem was er daburd gilt, zum Sporn, mit dem was er 
dadurch thut, zum Lehrer und Erzieher des Andern. Die Bildung ift 
daher an und für fich feine rubende Thatfache, fonvern fie ift ihrem 
höheren Weſen nad ein beftändig wirkender, lebendiger Proceß, 
vermöge deſſen und in welchem die menfchliche Gemeinſchaft die geiftigen 
Güter für jeden Einzelnen durch organische, mehr oder weniger bewußte 
Thätigfeit, herborbringt, und jede Bildung wird dadurch zu einem 
geiftigen Zuftand ber Vertheilung und des Umfangs biefer geiftigen 
Güter durch jenen Proceß, den ich in einem gegebenen Momente als 
Thatfache auffafien kann. Wir nennen einen folden Zuftand, infofern 
er zugleich einen hohen fittlihen inhalt bat, die Gefittung oder 
Civilifation. Die Elemente der Geſchichte der Gefittung find daher 
vor allen Dingen in dem Bildungsweſen einer Zeit und eines Volkes 
gegeben. Das Syſtem des lehteren wird zur Baſis der erfteren; ohne 
jenes bleibt das Urtheil über vieles ſtets in ber Sphäre des fubjel: 
tiven Eindruds, und wenn die tiefer eingehende Gejchichtichreibung 
überhaupt das Studium der Verwaltungslehre und des Verwaltungs: 
rechts fünftig vorausſetzen wird, jo wird die Geichichte des menschlichen 
Geiftes ohne das Studium des Bildungsweſens ewig eine unfertige bleiben. 

Indeß ift e8 unsre Aufgabe nicht, dieß fpeziell zu verfolgen. Wir 
haben vielmehr das Verhältnig der Bildung zum Staate und zur 
Berwaltung auf feine leßten Grundlagen zurüdzuführen. 

ft nämlich die Bildung und Gefittung ein fo getvaltiger Yaltor 
bes Lebens, fo wird fie fo wenig ſich dem Einfluffe des Staats ent⸗ 
ziehen, wie ber Staat es vermag, fich gegen fie gleichgültig zu verhalten. 
Allein der Ausdruck „Bildung“ bedeutet etwas jo Allgemeines und 
Unbeftimmtes, daß ein Verſtändniß dieſes Verhältnifjes erft da beginnen 
fann, wo die Bildung durch Auflöfung in ihre elementaren Grund: 
formen jelbft eine fefte Geftalt gewinnt. Es ift fein Zweifel, daB es 
Sache der Pädagogik ift, diefe Auflöfung zu vollziehen. Allein wir 
können dieſelbe dennoch nicht als befannt oder anerkannt vorausfeten. 
Der Mangel des verwaltungsrechtlichen Elements in der Pädagogik hat 
hier eine umfaffende, ausreichende Auffaflung nicht entftehen laſſen. 
Nicht daher um neue Begriffe aufzuftellen, fondern um die befannten 
fo zu orbnen, daß fie der Verwaltungslehre genügen, müflen wir ben 
oben bezeichneten abftraften Begriff der Bildung genauer betrachten, ehe 
wir zu dem Inhalt des öffentlichen Bildungsrechts gelangen Fünnen. 

Jener Begriff der Bildung nämlich, wie wir ihn aufgeitellt, enthält 
ſchon den Punkt, von welchem vie Wiffenfchaft allein zu dem Begriff 
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und Verſtändniß dieſes öffentlichen Bildungsrechts gelangen kann. In 
der That nämlich gibt es darnach überhaupt keine Bildung 
eines Einzelnen. Jeder Einzelne iſt vielmehr im Leben des Geiſtes 
zugleich ein Reſultat und ein mitwirkender Faktor der Bildung; jede 
Bildung des Einzelnen, jeder geiſtige Beſitz ſteht in der Mitte der 
großen Kette, welche die geiſtige Welt aller unter einander verbindet. 
In jeder individuellen Bildung ſpiegelt ſich die geiſtige Arbeit der 
ganzen geiſtigen Welt wieder, wie das Licht ver Sonne in dem Thau- 
tropfen; jede individuelle Bildung gibt wieder das Ihrige für die Ge: 
fammtbilbung ber, wie ber Thautropfen die Wolfe und den Strom 
bildet. Nichts ift großartiger, nichts ift lebendiger, ja nichts ift ergrei- 
fender als dieſe tiefe, niemals rubende, ewig fich felbft erzeugenbe 
Gegenfeitigfeit des geiftigen Lebens aller Einzelnen und des Ganzen; 
nichts bringt jo ernfte Beſcheidenheit in ben Verftand und fo leben?: 
friihden Muth in das Bewußtfein auch der höchiten Arbeit des Geiftes, 
als dieß Bild, das fih uns entrollt, wenn wir das was mir die Bil- 
dung nennen, als einen der widhtigften, ja den allergewaltigſten Proceß 
der MWeltgefchichte anfchauen. Und wenn es die Aufgabe der Pädagogik 
it, nun ihrerfeit3 zu verftehen, tie diefer große Broceß im einzelnen 
Menfchen lebt und wirkt, fo ift es andrerfeit3 die Aufgabe ber 
Berwaltungslehre, den zweiten Faktor berfelben, bie menfchliche 
Gemeinschaft in ihrer großen, den Volksgeiſt umfafjenden Thätigkeit 
bes Gebens und Empfangens ber geiftigen Güter zur Anſchauung zu 
bringen. Das ift ed, wornach mir zu ftreben haben, und das ift 
ed, weßhalb die Pädagogik niemald ausreichen Tann, wo es fi um 
jene geiftige Welt der Menjchheit handelt. Erſt wo fi Pädagogik — 
im böchften Sinne des Wortes — und Verwaltungslehre die Hände 
reichen, Tann bie Menjchheit ihr eigenes geiftiges Leben und Werden 
erfennen, und durch das mas fie darin lernt, für Lernen und Lehre 
felbft wetter gelangen. 

Die zu verjuchen ift die ſchwierige Aufgabe unſrer folgenden Arbeit. 
Um fie zu erfüllen, müſſen wir aber zuerft, wie gejagt, die Bildung 
felbft in ihre brei Grundformen auflöfen. Erſt an fie Tann fi in ver: 
ftänblicher und zugleich praftifcher Weile das anfchließen, was wir bie 
Verwaltung des geiftigen Lebens des Volkes zu nennen haben. 


DI. Die drei Orundformen ber Bildung: Weſen der Elementar=, ber Verufs⸗ 
und ber allgemeinen Bildung, und ihr organifhes Berhältui zu einander. 


Dffenbar nämlich umfaßt das, was wir Bildung im meitelten Sinne 
nennen, den ganzen einzelnen Menichen und das ganze Boll. Der 
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Proceß dieſer Bildung, ſei es nun, daß wir dabei von dem Ein: 
zelnen zum Ganzen oder vom Ganzen zum Einzelnen übergehen, wird 
daher in Form und inhalt ein verſchiedener, nad) den großen geiftigen 
Momenten, melde das innere Weſen der Berfönlichleit überhaupt 
beftimmen. 

Diefe entſcheidenden Momente nun find die pſychologiſchen Geſetze 
der geiftigen Bildung felbft, dann ber beftimnte einzelne Lebenszweck, 
welcher der in der Bildung enthaltenen Güter des Geiftes bedarf, 
und endlich das an ſich freie und unendliche Weſen der Berfönlichkeit, 
welches das geiftige Gut an und für fih, obne Beziehung und Be: 
fchränfung auf den bejtimmten Zweck fordert. Aus dem erften Momente 
geht die Elementarbildung hervor, aus dem zweiten bie Berufe: 
bildung, aus dem dritten die allgemeine Bildung. 

Die Elementarbildung nämlich ift ihrem Begriffe nad) der Ertverb 
derjenigen geiftigen Güter und Fähigkeiten, welche ſelbſt wieder nur die 
Vorausſetzung für die Berufs: und allgemeine Bildung ausmachen. 
Man hat daher mit gutem Recht gejagt, daß jede fpezielle Bildung 
wieder ihre eigene Clementarbildung vorausfegt und enthält; jebe 
Berufs: und Fachbildung hat ihre „Elemente,“ ohne welche fie felbit 
nicht gewonnen werden kann, aber mit denen fie felbft allerdings noch 
keineswegs gegeben tft. Nun reden wir aber hier nicht in diefem Sinne 
von dem Syſtem ber Elementarbilvung. Wir haben als foldhe vielmehr 
nur diejenige Bildung zu betrachten, welche die Elemente des Gebildet⸗ 
werdens überhaupt enthält. Diefe aber beftimmen ſich wiſſenſchaftlich 
einfach durch den Begriff ver Bildung felbit. Indem nämlich jeve Bil: 
bung das Ergebniß- gegenfeitiger und gemeinfchaftlicher geiftiger Arbeit 
ift, ift die Elementarbildung felbft der Erwerb derjenigen Kenntniſſe 
und Fähigkeiten, weldhe die Vorausfegung für bie gegenjeitige 
geiftige Mittheilung und damit für bie Bildung eines jeden durch 
fih ſelbſft und durch die geiftige Arbeit anderer bilden. Das Weſen der 
Elementarbilbung befteht daher darin, an und für fich feinen Werth 
in fich jelbft, und feine abgefchlojfene Beftimmung zu haben, fondern 
ihren Werth und ihre Beitimmung erjt dadurch zu empfangen, daß 
durch fie der Erwerb der Berufs: und allgemeinen Bildung möglich 
wird, Die Entwidlung der Elementarbildung für fih tft daher nicht 
denkbar ohne gleihmäßige Entwidlung der andern Bildungsgebiete; 
aber wenn ihr unmittelbarer Werth dadurch geringer wird, wird natürlich 
ihr mittelbarer, der dann auf jenem Verhältniß zu den übrigen Bildungs: 
gebieten beruht, ein um jo größerer, und der Maßftab dieſes Werthes 
ift dann eben die Größe des Bebürfniffes nad) dem Inhalt und der 
Allgemeinheit derjelben. 
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Die Berufsbildung iſt zweitens ihrem formalen Begriffe nach der 
Erwerb und Beſitz derjenigen geiſtigen Güter und Fähigkeiten, welche 
die geiftigen Bedingungen der Verwirklichung eines beſtimmten einzelnen 
Lebenszweckes enthalten. Wir haben den Begriff des Berufes, aus dem. 
fih langſam aber fiher das große und eigenthümliche Syſtem des 
Bildungsweſens entwickelt, ſpäter darzulegen. Klar ift aber ſchon bier, 
daß jede Berufsbildung ſtets eine befondere und weſentlich begrängte ift, 
daß fie daher nicht wie die Elementarbildung eine für alle Lebens 
verhältniſſe gleichartige, und nicht eine von allen gleichmäßig geforderte 
fein Tann. Klar fcheint es ferner, daß die Entwicklung der Berufe: 
bildung nicht von einer abftraften Wiffenfchaft, fondern von ber der 
Berufe ſelbſt und damit vor allem von der gejellfchaftlichen Entwidlung 
der Gemeinjchaft abhängt. Klar iſt es endlich, daß diefe Berufsbildung 
an Tiefe mit der allgemeinen Weltanfchauung einer Zeit und eines 
Bolles, an praktiſchem Werthe und technifcher Breite dagegen mit ber 
wirtbichaftlihen Entwicklung zufammenbängt. Die Berufsbildung, ihrem 
Begriff nad) ein allgemeines Bildungsſyſtem, ift daher dasjenige Gebiet 
der Bildung oder des geiftigen Lebens überhaupt, welches am meiften 
zu einfeitiger und höchit verfchiebener Entwidllung feiner einzelnen Theile 
Kaum gibt. Nirgends find die Unterfchiede der Bildung fogar in ben 
einzelnen Epochen der Geſchichte größer und fchlagender als bier; 
nirgends ift es fchwieriger ein allgemeines Bilb zu gewinnen; aber 
nirgends ift auch die eigentliche Arbeit größer, denn fie geichieht hier 
für einen beitimmten Zweck und mit meßbarem Erfolge. Und deßhalb 
ift die Darftellung der Berufsbildung ftet3 der jchwierigfte Theil ber 
Darftellung geweſen und wird es bleiben. 

Während ſomit der Beruf ſtets für einen fpeziellen Zweck beitimmt 
ift, und die Berufsbildung daher auch nur die für dieſen fpeziellen 
Zweck nothiwendigen geiftigen Güter umfaßt und gibt, bleibt die höhere 
Beitimmung des Menfchen dennoch eine allgemeine, die ganze Fülle 
des geiftigen Daſeins umfaſſende. Erft darin, daß ihm biefes nicht 
verfchloffen bleibe, erfüllt fi) das Weſen der Perfönlichkeit. Ewig 
ftrebt daher der Menſch darnach, mit feinen Gedanken und Anfchauungen 
über den engen Kreis feiner Einzelaufgabe binaugzutreten. Wie das 
Dafein der gefammten Welt, der geiftigen wie ber räumlichen, fich in 
ihm wieder fpiegelt, fo fucht und arbeitet er ewig darnach, dieſe Unenb- 
lichkeit des Dafeins in beftimmte Form zu faflen, und fi} damit über 
feine begrängte Beftimmung zu erheben. Er thut das in dem Gebiete 
wo das erfennende Wiffen und die Wahrheit dur die Begründung 
aufhört, im Gebiete der reinen Weltanfhauung durch den Glauben in 
der Form der Religion; er thut es aber auch in dem Gebiete deſſen, 
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was durch Sein oder Begriff, durch Bild oder Kenntniß ſich als be- 
ftimmtes geiftiges Gut formuliren läßt als Streben nach der allge 
meinen Bildung. Die allgemeine Bildung bat keinen beftimmten 
- Snbalt; fie umfaßt ihrer formalen Definition nach alles, was menſch⸗ 
Yiche That in Wiffenfchaft und Kunft hervorgebracht; fie erſcheint aber 
praftifch in der Kenntniß deſſen, was jeden einzelnen Lebensberuf mit 
allen andern innerlih und organifch verbindet, und enthält 
daher das Gefammtbilb des geiftigen Lebens ver Menfchheit, im Einzel- 
beiwußtfein ausgeprüdt und geftaltet. Nach einer ſolchen allgemeinen 
Bildung ftrebt jede Zeit und jedes Volf; aber die Höhe aller Gefittung 
bleibt immer dadurch ausgebrüdt und gemeflen, daß die Erzeugung 
diefer allgemeinen Bildung ſelbſt wieder als eine organifche Aufgabe 
der Gemeinfchaft gegenüber dein Einzelnen, als eine Pfliht und ge 
orbnete Thätigkeit derfelben ericheint. Und dieſe georbnete Thätigleit 
für diefen Zweck nennen wir das allgemeine Bildungsweſen. 

So ericheinen diefe drei Grundbegriffe aller Bildung: Elementar;, 
Berufs: und allgemeine Bildung, als die brei großen Yunctionen, in 
denen der Proceß der Bildung überhaupt beſteht. Allein ſowohl ihrer 
innern Natur nach, als auch für das richtige Verſtändniß des Zuftandes 
und der Aufgabe der Verwaltung ift e8 nothwendig, fie nicht bloß als 
neben einander ftehende und gefonderte Thätigfeiten, fondern zugleich 
in ihrem innern Verhalten zu einander aufzufaflen. 

Ihr innerer Unterfchied und ihre äußern Gränzen liegen nämlich 
nicht in ihrem Weſen, fondern in dem Bebürfniß und der Natur ber 
Perſönlichkeit. Sie find innerlih Eins. Sie laflen fih daher auch 
äußerlih nie ganz trennen. ever Theil vermag von dem andern 
etwas in fich aufzunehmen, und in dem Sinne des andern zu wirken, 
fowohl der Form als dem Anhalt nad. Sie fteben daher, mögen fie 
fonft äußerlich geſchieden und benannt fein mie fie wollen, ftets im 
lebendigen Wechjelverfehr unter einander, und dieſer Wechfelverfehr 
it tbeild durch ihre Natur felbft gegeben, theils tritt ex in ber bildenden 
Arbeit der Gemeinfchaft mehr oder weniger Kar hervor, und Wird 
zuletzt in verfelben für ihren höchſten und leßten Erfolg auch im Ein- 
zelnen entjcheident. 0 

Das Weſen der Elementarbildung fordert nämlich, daß fie zunächſt 
ber Form nad die gleiche für alle fei; aber felbft in diefer Form hat 
fie die Fähigkeit, gewiſſe Elemente des Beruf3 und der allgemeinen 
Bildung in ſich aufzunehmen und mitzutheilen. Das ift es, mas ihr 
ihre höhere Bedeutung gibt, und die Art und das Maß in welcher 
bieß in der Elementarbildung wirklich gefchieht, ift das erfte charakteri⸗ 
ftiiche Kennzeichen für die Höhe des Bildungsweſens überhaupt. Die 


Berufsbildung muß nun allerdings zunächſt eine befondere fein; allein 
ihr gegenüber, ober in ihr, ift es die allgemeine Bildung, melche 
wieder die Einzelnen über bie in der Berufsbildung gefekten Verſchie⸗ 
denheiten erhebt. Ihre große Function ift es, bie geiftige Begränzung 
des innern Lebens, die in der legtern unabweisbar ſich Zu erzeugen 
ftvebt, wieder aufzuheben, und durch fich die Idee der Verfönlichkeit, 
oder mit gleicher geiftiger Beltimmung begabter Weſen, zu erfüllen. 
Sie verleiht daher, indem fie über jeden Beruf hinausgeht, und jedem 
jedes geiftig zugänglich macht, dem geiftigen Leben feinen Umfang im 
Ganzen, mährend die Berufsbildung, indem fie ben inbipibuellen 
Lebenszweck auf die geiftigen Elemente, Begriffe und Geſetze zurüdführt, 
welche denjelben beberrichen, der Bildung ihre Tiefe im Einzelnen gibt. 
Die allgemeine Bildung ift daher der Proceß, der den Einzelnen ihre 
freie Entwidlung fichert, die Berufsbildung diejenige, die ihnen die 
Bedingungen einer tüchtigen, individuell befriebigten Erfüllung ihrer 
Lebensaufgabe gibt. Die lettere ohne die erftere ift beichräntt und 
erzeugt beichräntte Menſchen; aber die erftere ohne die lehtere macht 
fie flach, und nimmt ihnen den wahren Kern der Individualität, das 
geiftige Bewußtſein, im Einzelnen ein Vollendetes zu erreichen. Die 
Elementarbildung aber, als Vorausfegung für beide, gilt für alle in 
gleicher Weiſe. 

Sn diefer Weile zuſammenwirkend, ftellt der Begriff der Bildung 
die höhere, im Geifte felbft Tiegende Einheit der geiftigen Faktoren und 
Thatſachen wieder ber, welche durch die drei Stabien oder Theile des 
erfteren äußerlih, räumlich und zeitlich gefchieden auftreten. Und 
daraus ergibt fih, daß der wahre und höhere Charalter der Bildung 
fein zweites Kriterium durch das Streben empfängt, fchon innerhalb 
der einzelnen und befchräntten Berufsbildung den Geift über die Gränze 
derfelben zu erheben, und die allgemeine Bildung nicht etwa objectiv 
neben fie zu ftellen, ſondern fie zu einem inwohnenden Theile derjelben 
zu erheben. Denn in diefer Verſchmelzung drückt fi) zulekt doch das 
Beroußtfein nicht bloß von ber höchſten gemeinfamen Beftimmung 
aller Berjönlichleit, fondern auch die Erfenntniß des großen Lebens» 
geſetzes alles Geiftes aus, daß der ewig lebendige Keim der Freiheit 
und der Vollendung für jeves Einzelne in dem liegt, was felbft über 
das Einzelne hinausgehend, das Ganze beveutet und ift. 

Die nun find die drei Stadien ober Gebiete, in denen bie 
Bildung fich vollzieht, und ihr inneres Verhältniß zu einander. Niemals 
ganz in der Wirklichkeit getrennt oder innerlich gefchieven, und dennoch 
felbftändig, follte auch jede Darftellung des Bildungsweſens fie ſtets 
alle gleihmäßig umfaflen. 


DI. Das Bildungswefen und fein Syftem. 


Neben diejem Begriff der Bildung und feinem Inhalt ift jedoch ber 
bes Bilbungswefens ein fpecifüicher, von jenem nothwendig zu trennen: 
der, wenn man überhaupt zu einem Begriffe und Bilde der Verwaltung 
der geifligen Welt gelangen will. 

Das Bildungsweſen beruht nämlich zunächft darauf, daß jede 
Bildung eines Einzelnen ſtets das Ergebniß der bildenden Arbeit aller 
andern iſt. Daß niemand ganz die Quelle und der Urheber ſeiner 
Bildung iſt und ſein kann, ſteht feſt. Allein der Proceß, durch welchen 
die Gemeinſchaft dieſe Bildung des Einzelnen erzeugt, iſt nun eben da⸗ 
durch kein einfacher und gleichartiger, daß die Bildung felbft.in ven 
oben bezeichneten drei Grundformen auftritt. Jede dieſer Grundformen 
hat ihre Bebingungen, ihre Gejeke, ihren Inhalt und ihren Zweck. 
Jede derfelben fordert daher auch ihre fpecifilche Arbeit. Wie der Be: 
griff der Bildung, fo theilt fi) mithin auch der Proceß, durch den fie 
erworben wird, in feine felbftändigen Gebiete; jedes dieſer Gebiete 
ſucht und findet die Kräfte, welche die in ihm liegenden Aufgaben zu 
löſen im Stande und bereit ift; und die damit gegebene Geftalt der 
bildenden Thätigfeit, in ber auf dieſe Weife das große Gejeh ber 
Theilung der Arbeit auch bier zur Geltung gelangt, nennen wir bas 
Bildungswejen. 

Im Anfange aller Gefchichte werden nun allerbings ſtets jene Ge⸗ 
biete ſo eng zuſammenfallen, daß man ſie äußerlich gar nicht zu trennen 
vermag. Mit der fortſchreitenden Geſittung jedoch ſcheiden ſie ſich. In⸗ 
dem ſie ſich ſcheiden, wird jede einzelne ihrer Aufgaben ſo bedeutſam, 
daß ſie allmählig eigene Organe erzeugt und fordert, welche den Bildungs⸗ 
proceß ihres eigenthümlichen Gebietes zu ihrer beſondern Aufgabe machen. 
So entſteht das, was wir das Syſtem des Bildungsweſens nennen. 
Dieß Syſtem des Bildungsweſens iſt ſeinerſeits der Ausdruck und das 
Ziel der Geſittung. Daſſelbe wird nicht etwa erſt vom Staate geſetzt und 
gebildet, ſondern es erzeugt ſich vielmehr durch die inwohnende Kraft 
des geiſtigen Lebens und feiner Bebürfniffe wie die obigen elementaren 
Grundbegriffe, durch das Wefen der Bildung jelbft. Es ift nicht fo fehr 
das Erzeugniß, Jondern vielmehr das fich felbft erzeugende Object der Ver⸗ 
waltung der geiftigen Welt. Erſt an ihm wird das, was der Staat feiner: 
ſeits für die Bildung leiftet, gleihfam fein Maß erhalten. Denn alle 
Höhe des wirklichen Bildungsweſens wird ſich ſtets beftimmen nach dem 
Grade, in welchem die wirkliche Bilbungsthätigfeit einer Zeit und eines 
Volkes alle diefe verjchiedenen Formen zur Entwidlung gebracht bat. 
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Man kann nun diefen Proceß der Entwidlung eines felbftändigen 
Syſtemes des Bildungsweſens in obigem Sinne in brei Momente theilen. 

Die erfte Grundlage berjelben ift das Auftreten eines außerhalb 
ber Familie beftehenden felbftändigen Bildungsweſens. In allen 
Formen und Stadien des letzteren bedeutet dieſe Scheivung des Bildungs» 
wejend von der Familie die Erfenntniß des Volkes, daß bie Bildung 
auch für die Gemeinſchaft des lehteren einen zu hoben Werth bat, um 
dem Zufall und der freien Willlür, die nothwendig in der Yamilie 
bericht, überlaffen zu bleiben. Alle wahre Geſchichte des Bildungs: 
weſens beginnt mit diefer äußern Selbftänvigfeit bes Bildungsweſens; 
fie ift die formelle Bedingung einer wirflithen Entwidlung deflelben, 
aber ebenfo die einer ftaatlichen Thätigkeit. Diefe Selbſtändigkeit er: 
ſcheint wie natürlich in einzelnen Anftalten für die Bildung, die Feines: 
wegs vom Staate begründet fein müflen, fonvern ihm im Gegentheil zum 


Theil ſtets fremd bleiben. Aber fie find e8, an welche das äußere Bild 


der großen Arbeit des Bildungsweſens eines jeden Volkes fih anfchließt. 

Die zweite Grundlage ift nun bie, durch diefe äußere Scheivung 
bon begründete Theilung der bildenden Arbeit in diefen Bildungs 
anftalten, die wieder die Einheit des Ganzen als inneres Syſtem zu 
fammenfaßt. Mit der höheren geiftigen Entwidlung empfängt jeder 
Theil der Bildung fein eigenes Gebiet an den durch daſſelbe geforbers 
ten Senntniflen und Fähigkeiten und zugleih, wenn auch langjam 
und unter vielfachen Kämpfen und Berfuchen, für jeves einzelne Gebiet 
feine eigene Methodologie. So entiteht die innere Selbitändigkeit 
der Gebiete des Bildungsweſens. Ye höher die Gefittung fteht, um 
fo beftimmter treten dieſe einzelnen Gebiete hervor, empfangen eigene 
Namen, eigenen Umfang, eigene Bildungsordnung. Und da nun alle 
Bildung wefentlich auf der Verwerthung der geivonnenen Kenntnifie im 
wirklichen Leben berubt, jo ergiebt fi) allmählig das wichtige NRefultat, 
daß die Drbnung der großen Lebensverhältniſſe eines Volles und einer 
Zeit fih in dem Syftem der Bildung und mithin ihrer ſelb— 
tändigen Anftalten abfpiegelt. Das Syſtem des Bildungs: 
weſens jeder Epoche — ganz gleichgültig zunächſt ob es vom Volle 
oder vom Staate ausgeht — bedeutet daher die Antwort auf die 
große Frage, ob und wie weit eine Zeit die geiftigen Elemente als 
Grundlage und Erhaltung feiner eigenjten Lebensverhältniffe anfieht. 
Es ift daffelbe in der That der formale Ausprud feiner Gejit 
tung. Zugleich aber erjcheint in ihm das Verſtändniß jenes Ge 
ſetzes, das wir bereits erwähnt, und nach welchem alle Theile der 
Bildung dennoh nur Ein Ganzes find. Das Bemwußtfein und Be 
bürfniß dieſer höheren Einheit alles geiftigen Lebens ericheint formell 
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ftet3 darin, daß die Webergänge von einem Bildungsgebiete zum 
andern felbft wieder als jelbftändige Bilvungsgebiete und Anftalten auf 
treten, während das Bewußtfein von dem praftiichen Werthe der Wifien- 
ſchaft Die Specialbildungsanftalten erzeugt. Auf dieſe Weife entwidelt 
fich das vollftändige Syitem des Bildungsweſens, deſſen Grundformen 
fih bei aller Verſchiedenheit dennoch auf die obigen drei zurüdführen 
laffen. Und es gewinnt jeht einen großen Werth, fich Diefe® Ganze 
in einem, auf der Natur der Sache beruhenden Schema barzuftellen. 
Doch muß dazu das letzte Moment hinzugefügt werben. 

Während die Selbitändigkeit der Bildunganftalten den Werth be- 
zeichnet, ben eine Epoche auf die Bildung überhaupt legt, das Syſtem 
derjelben die Tiefe und den Umfang des Bedürfniſſes nah Bildung 
für die einzelnen Lebensverhältniffe, wird nun die Dauer und Gleich— 
mäßigfeit des Bildungsgenufjes dadurch bebingt, daß fi für den 
‚leßteren in der Gemeinichaft ein eigener Stand bilbet, der die Bildung 
zu feinem Zebensberufe macht. Diefer Stand fchließt fi) dann natur: 
gemäß an das Syitem ber Anftalten, verbindet feine geſammte Thätig: 
feit mit denjelben, erhebt die Bildung an ſich zu einer ſyſtematiſchen 
Wiffenihaft, und erfüllt das Bildungsweſen einer Nation mit dem 
perfönlihen Elemente, dem Geifte und ber Thätigfeit der Beruföge 
noſſen. Erſt durch ihn wird daſſelbe zu einem fertigen, nunmehr mit 
eignem Bewußtſein handelnden und vormärtsarbeitenden Ganzen; 
und der Ausgangspunkt für die höchſte Stufe des Bildungsweſens 
beftebt dann darin, daß dieſer Stand des Bildungsberufes felbft wieder 
eine eigene berufsmäßige Bildung für feine bilbende Thätigkeit erzeugt. 
Erft wo das geichieht, find die großen organifchen Elemente des 
Bildungswefens ein in fich rubendes und gejchloflenes Ganzes, und in 
der That Tann erit bier- das öffentliche Bildungsredht, indem e8 an 
diefem Syitem fein rechtes Objekt findet, zum reellen Verſtändniß gelangen. 

Demgemäß ergibt fi aus dem Weſen des Bildungsprocefled ein 
Bild deſſen, was wir den felbitändigen Bildungsorganismus 
nennen, der als Ausdruck und Maß des Bildungszuftandes einer jeden 
Epoche gelten fann. Dieſer Bildungsorganiemus ift jedoch hier zunächſt 
nur im Weſen der Perſönlichkeit und im Begriffe der Bildung: felbft 
gegeben. Der wirkliche Bildungsorganismuß aber, die concrete Ger 
ftalt der bildenden Arbeit Aller für jeden Einzelnen und jedes Einzelnen 
für Alle entftebt ext da, wo der Bildungsproceß ſelbſt im Ganzen wie 
im Einzelnen Gegenſtand des öffentlichen Wollend, und damit ein Theil 
bes Verwaltungsrecht? wird. Damit ergibt fih nun eine Reihe von . 
Begriffen und Erſcheinungen, die nunmehr ſelbſtändig darzulegen find. 
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Es ift bier zwar nicht der Ort, auf die pädagogiſche Literatur ein: 
zugeben, allein es muß uns doch ſchon im Hinblid auf dad Folgende eine 
Anmerkung geitattet werben. Ganz abgejehen nämlich von ber Literatur 
des Öffentlichen Bilbungsrechtes, die wir unten im Allgemeinen und im 
Beſondern charakterifiren, befteht nämlich ein großer Unterichied zwiſchen 
diefer rein pädagogiſchen Literatur in unferem unb dem vergangenen 
Sahrhundert. Die frühere Zeit hat, allerdings namentlich auf Grund⸗ 
lage der claflifchen Literatur, das Bildungsweſen ftet3 ald ein Ganzes 
aufgefaßt und bargeftellt; Pädagogik bedeutet die Gefammtheit der 
lebrenden und erziehenden Thätigkeit. In dieſer Allgemeinheit war 
diefe Literatur fähig, auch die allgemeine Bildung als integrirenden 
Theil mit aufzunehmen. Die Richtung der Zeit bewirkte dabei, daß 
als Hauptaufgabe und zugleich als Hauptinhalt der leßteren bie politische, 
die Erziehung für das und zum Staatsbürgerthbum, angeleben 
wurde, wodurch dann bie eigentliche pädagogiſche Frage von ber politi- 
fchen fih trennte, der Aufnahme in die ftaatärechtliche Behandlung 
weſentlich auch aus den unten anzuführenden fpeziellen Gründen fich 
entfrembete, rein pädagogiſch warb, fich namentlich dem Volks unter⸗ 
richt zuwendete, und fich dadurch mehr und mehr fpecialifirte, inbem 
für jeden einzelnen Zweig eine eigene Literatur entſtand. Weſentlich 
an dieß Moment Tnüpfte ſich die Aufnahme des Erziehungsweſens in 
die ſtaatsrechtlichen Bearbeitungen. Sie tft allerbings dadurch das ge- 
worden, was wir, im Gegenfat zur rein claflifchen Behandlung, eine 
Fachwiſſenſchaft nennen, und hat die einzelnen Gebiete des Bildungs: 
weſens, namentlich den Elementarunterricht, bei weiten grünblicher bes 
handelt ala früher, dafür infofern aber die Geſammtauffaſſung 
verloren, als die über das Fachbildungsweſen hinausgehende allge 
meine Bildung in der Pädagogik feine rechte Stelle mehr findet, was 
fih namentlih in dem Mangel einer pädagogischen Berüdfichtigung der 
Prefie und ihrer fteigenden Wichtigkeit zeigt; eben fo berjenige Theil 
berfelben, der auf einem öffentlihen Recht und Leben beruht. 

Sm gleicher Weile hat die Kunft in der heutigen Pädagogik nur 
geringe Berüdfichtigung gefunden. Es ift das nun zwar hiſtoriſch ſehr 
gut zu erflären; allein gerade die Verwaltungslehre kann dieſen be 
ftimmten, wenn aud) durch den Gang der Dinge recht wohl verſtänd⸗ 
lien Standpunkt nicht anerfennen, obwohl gerabe fie es fein mag, 
die ihn durch den eigenen Mangel begründet hat, wie mir es unten 
andeuten werben. Sie muß ihrerfeits alle Gebiete ver Bildung gleich⸗ 
mäßig umfafien, und bedarf daher einer foftematifchen, ſich über alle 
Theile des Bildungsweſens ausdehnenden Auffaflung; dieſe zu geben, 
war die Aufgabe des Vorhergehenden. Die höhere Pädagogik felbit aber 
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wird, wie wir hoffen, fich dadurch in der Lage finden, auch ihrerſeits 
wieder eine ſolche Gefammtauffaffung für ihre Beitrebungen wieder 
zur Geltung zu bringen, um nicht bloß an Tiefe im Einzelnen, fonbern 
auch an Beherrichung des Ganzen die frühere Literatur zu übertreffen. 
Vielleicht nun, daß diefe Anficht durch bie ftrenge Unterfcheivung bes 
Öffentlichen Rechts der Bildung von feinem Gegenftanve, der Bildung 
felbft, die wir im Folgenden durchzuführen haben, feine nähere Be 
gründung und Begränzung auf ihr richtiged Maß auch in den Angen 
pädagogiſcher Fachmänner finden dürfte. 


— — — — — — 


II. 


Das öffentliche Bildungsweſen. 
I. Begriff des Bildungsredhts. 


Indem wir nun das öffentliche Bildungsweſen und fein Nedt 
dem Bildungsweſen an fih gegenüberftellen, over das Verwaltungsrecht 
der Pädagogik und ihrem Eyftem, wird es notbivendig, dem eriteren fein 
eigenthümliches Gebiet, feinen Inhalt und fein Ziel in möglichit klarer 
Weiſe zu überweiſen; denn nur durch diefe Trennung ift eine felbftändige 
Verwaltungslehre des Bildungsweſens denkbar. 

Zu dem Ende muß davon ausgegangen werden, daß wie geſagt 
das Bildungsweſen nicht erſt durch den Staat entſteht, ſondern daß es 
ſich auch ohne alles Zuthun deſſelben im Leben des Volles von ſelber 
erzeugt. Denn das iſt ſeine Natur, als ein organiſches Element des 
Geſammtlebens, fich durch ſeine eigene Kraft Daſein und Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen. Das was wir das öffentliche Bildungsweſen nennen, ent⸗ 
ſteht deßhalb erſt dadurch, daß der Staat zu dem Bildungsweſen über⸗ 
haupt hinzutritt, und die in ſeiner Natur liegenden Principien, 
Forderungen und Kräfte auf das Bildungsweſen anwendet. Während 
daher das Bildungsweſen an fi) durch die Natur der Bildung fich er- 
Härt, wird das Öffentlihe Recht deſſelben nur durch das Weſen 
des Staats veritändlid. Ohne den Begriff des letzteren kann man 
daher fehr wohl vie Pädagogik und das Bildungsweſen eines Volkes, 
wenn es fi von jelbft erzeugt, nicht aber dasjenige Tennen lernen, 
was wir die Verwaltung des geijtigen Lebens nennen. Dieſe Ber 
waltung des geiftigen Lebens eines Volkes oder das öffentliche Bildungs⸗ 
weſen ift demnach die in aller Verwaltung thätige Staatsidee, in 
jofern fie in das felbitthätige Bildungsweien des Volkes 
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eingreift. Und die öffentlich geltenden Beftimmungen über die Form, 
ben Inhalt und die Gränze biejes Eingreifen der Staatsgewalt in das 
geiftige Leben des Einzelnen und des Ganzen, wie biefelben durch den 
Gefammtwillen in Geſetz und Verordnung beftimmt erben, bilden das 
Öffentlihe Recht des Bildungsweſens, oder das Verwaltungs 
recht des geiftigen Xebens eines Volles. 

Auf der Grundlage dieſes Begriffes ergibt fih nun die Darftellung 
feines Inhalts von felbit. Das Princip und Syſtem bes öffentlichen 
Bildungsweſens folgt nämlich aus dem Wefen des Staats, das pofitive 
Recht dagegen beruht auf dem gelammten inneren Rechtsleben der ein- 
zelnen Staaten, und erfcheint zuerſt ald hiſtoriſche Entmwidlung im 
Allgemeinen, dann aber in feiner gegenwärtigen concreten Geftalt als 
das Bildungsweſen der einzelnen großen Staaten Europas. Erft 
wenn dieſe Grundlagen feftitehben, Tann ver bejondere Theil zu dem 
Bildungsweſen und der Kunft der einzelnen Bildungsformen übergehen. 


U. Princip und Syſtem bed öffentlihen Bildungsrechts. 


Der Begriff und Anhalt des öffentlihen Bildungsweſens entfteht, 
wie gejagt. indem die Geſammtheit deſſen, mas für bie Bildung des 
Volkes geichteht, als ein nothwendiger organischer Theil, als Aufgabe 
der Gemeinichaft gegen die Einzelnen, oder ald ein organiiches Gebiet 
der Verwaltung anerlannt wird. Seinem formellen Begriffe nah um- 
faßt es die Gefammtheit der Öffentlih rechtlichen Beitim- 
mungen und Thätigfeiten, welche ſich auf den Bildungsproceß in 
feinem ganzen Umfange beziehen. Seinem Umfange nach beiteht es 
theild aus Geſetzen und Verordnungen, theild aus jelbftändigen An: 
ftalten, theils aus fpeziellen Funktionen der Verwaltung. Seinem In⸗ 
halte nach fchließt es fih naturgemäß an das, im Weſen des Bildungs: 
procefles liegende Eyftem deſſelben, theils daſſelbe im Ganzen organiſch 
verbindend, theils e3 im Einzelnen ausfüllenn, fördernd und erheben. 
Seinen Wejen nah aber ift und bezeichnet e3 das, als Geſetz und 
Verwaltung des Staats ausgevrüdte Bewußtfein des Volkes als 
Ganzen von dem Wertbe des geiftigen Lebens und feiner Funktion im 
menfchlihen Gejammtleben, während verjenige Theil des Bildungs 
proceſſes, der durch die Einzelnen ſich vollzieht, nur das individuelle 
Bewußtſein von diefem Werthe ausprüdt. 

Diefe Aufgabe des Staats, welche auf diefe Weile die Gelammt- 
heit des geiftigen Lebens und feines Werdens umfaßt, forbert für ihre 
unendlich vielfeitige und an fich faft unbegränzte Erfüllung eine Eins 
beit in Auffaffung und Durchführung, welche die erjte und allgemeinfte 
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Bedingung ihres Erfolges ift. Diefe innere Einheit aller auf das öffent 
liche Bildungsweſen bezüglichen Maßregeln und Thätigleiten nennen 
wir das Prineip bes öffentlichen Bildungsrechts. 

Diefes Princip, für den Staat geltend, wird daher auch durch 
das Weſen des Staats gegeben. Er felber ift, der Verwaltung ange 
börend, im Grunde nur die Anwendung des höchften und allgemeiniten 
Berwaltungsprincip8 auf das geiftige Leben des Staats. 

Das höhere Weien aller menſchlichen Gemeinichaft beruht darauf, 
daß das Maß der Entwicklung des Einzelnen die Grundlage und Be 
dingung des Maßes der Entwidlung Aller wird. Der Staat nun, als 
biefe zur individuellen Perfönlichleit erhobene Gemeinfchaft, bringt dieſes 
gegenfeitige Bebingtfein Aller durch jeden und jedes durch Alle zum Be 
mwußtjein, und muß daher mit den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln 
allerbings für die Bildung forgen. Allein das Weſen der geiftigen Güter 
fordert, daß fie durch denjenigen felbft erworben fein müſſen, für den fie 
gelten follen. Der Staat fann daher fo wenig die Bildung als die wirth: 
fchaftlihen Güter geben, ſondern daS leitende Princip der Verwaltung 
ift, daß der Staat auch für die Bildung nur diejenigen Bedingungen 
berzugeben bat, welche der Einzelne fich nicht ſelbſt zu ſchaffen 
vermag; während die Benütung dieſer Bedingungen oder bie wirkliche 
Bildung Sache des Einzelnen und jeiner inbivibuellen Thätigkeit ift. 

So einfach und faſt negativ nun dieß Princip an fich erfcheint, fo 
bleibt doch bier, wo fich das Syſtem der Verwaltung zu entwideln 
beginnt, der inhalt deſſelben Fein einfacher mehr. Das worauf es 
ankommt ift nämlich die Frage, was denn als Bebingung der gegen: 
feitigen geiftigen Entwidlung der Gefammtheit anzuſehen ſei. Und bier 
nun erjcheinen die drei großen Gebiete des Bildungsweſens in einem 
ſehr verſchiedenen Verhältniß. 

Was zuerſt die Elementarbildung betrifft, ſo iſt ſie auf den erſten 
Blick nur die Bedingung für die Bildung des Einzelnen. Allein ſie iſt 
zugleich die abſolute Vorausſetzung des ganzen geiſtigen Verkehrs, der 
ganzen gegenſeitigen Bewegung des geiſtigen Fortſchrittes; denn die in 
ihr gegebene Möglichkeit der Weiterbildung des Einzelnen iſt die Be⸗ 
dingung für die lebendige geiſtige Thätigkeit Aller. Die Elementar: 
bildung verliert dadurch ihren Charakter ald freie Bildung; fie mird 
almälig zu einer Pflicht des Einzelnen gegen die Gefammtheit, und 
der Staat ift e8, der diefe im Weſen der Sache liegende Pflicht zum 
objectiv geltenden Recht madt. So entfteht das Princip des Ele 
mentarbilbungsredht3, das wir ala die Schulpflicht bezeichnen, 
und das aus den obigen Gründen erſt in den vorgefchrittenen Staaten 
zur öffentlich rechtlichen Geltung kommt. 
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Die Berufsbildung dagegen ift an fich freier. Allein der Beruf 
ift in feiner Ausübung ein mejentlicher und organifcher Theil des Ge 
fammtlebend, und feine tüdhtige Erfüllung ift daher felbjt wieder eine 
Bedingung für die Verwirklichung bes geiftigen und materiellen Fort 
fchrittes. Fehlt dem Berufe feine Borausfebung und das Maß von 
geiftigen Elementen, die er ſelbſt zur öffentlihen Verwerthung bringt, 
fo macht eben die in der perfönlichen Freiheit liegende Scheivung der 
Berufe eine tüdhtige Berufserfüllung unmöglid. Der Staat, indem 
er daher Wahl und Bildung des Berufes für Alle frei macht, muß 
demnach im höchſten Geſammtintereſſe dafür forgen, daß ein gemwifles 
Minimum der Berufsbildung vorhanden ſei, bevor derjelbe ausgeübt wird. 
Daraus folgen zwei leitende Grundfäße für das öffentliche Berufsbildungs- 
wejen. Zuerft muß der Etaat der Berufsbildung die ihren Forderungen ge: 
nügenden Anftalten bieten, die daher ihrem Syſtem nach der ethifchen 
und praftiihen Entwidlung des Berufsſyſtemes entiprechen müflen; 
zweitens muß er die Gewähr geben, daß bei folchen Berufen, gegenüber 
welchem es dem Einzelnen nicht mehr möglich ift ein freies Urtbeil zu 
baben oder es zur Geltung zu bringen (Beamte, Aerzte, Lehrer ꝛc.) 
wenigftend das Minimum der Berufsbildung wirklich vorhanden fei. 
Diefe Berufe nun nennen wir die Öffentlihen Berufe; ihre Funk— 
tion bildet ftet3 im meiteren Sinne einen Theil der VBerwaltungsthätig- 
feit ſelbſi, und unterjcheidet fih dadurch von dem freien Beruf, deſſen 
Erfüllung nur dag Eingelleben umfaßt. (wirthſchaftlicher Erwerb, Kunſt :c.). 
Jene Garantie wird gegeben durch die Öffentlich rechtliche Prüfung; und - 
fomit ergibt fich ala Anhalt des Brincips dieſes Theiles des Verwaltungs: 
rechts, daß das öffentliche Hecht des Berufsbildungsweſens auf der jyite: 
matifchen Herftellung von Berufsbildungsanftalten, und auf dem 
Syſteme der Prüfungen für die öffentlichen Berufe beruhen muß. 

In der allgemeinen Bildung endlich muß der Grundſatz der vollen 
Freiheit und Selbitthätigfeit der Einzelnen gelten. Allein trotzdem kann 
der Staat nicht gleichgültig neben berfelben ftehen. Er hat bier wie 
immer bie Gefährbungen verjelben in der Culturpolizei zu bes 
fämpfen; er hat zweitens die großen Bedingungen der allgemeinen 
geiftigen Entwidlung in Öffentlichen Bildungsanftalten herzujtellen 
oder zu unterftüßen; und er bat enblich durch fein öffentliches Recht 
dafür zu forgen, daß das große Element des bei weitem michtigften 
allgemeinen. Bildungsmittels, der Prefje, das in der Verbindung ihrer 
rechtlichen Berantwortlichfeit mit ihrer Freiheit der Bewegung 
beftebt, zur rechtlichen Geltung und Durchführung gelange. 

In der Gefammtbeit diefer Momente ift nun die Entwidlung bes 
Principe des öffentlichen Bildungsrechts zu einem Syfteme gegeben; 
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und mit diefem Syſtem erft ift auch eine Wiffenfchaft diefes Gebietes 
der Verwaltung möglid. Die Wiflenfchaft des öffentlichen Bildungs- 
weſens ift demnach nicht etwa die Theorie der Bildung an ſich, fondern 
die wiſſenſchaftliche Auffaflung und Verarbeitung des öffentlichen Rechts 
derfelben. Sie ſchließt fich daher an die Elemente diejes Syftemes an, 
bie Harmonie ber großen Idee der perfönlichen geiftigen Freiheit mit 
der nicht minder mächtigen des perfönlichen Staates und feiner organi⸗ 
ſchen und rechtlichen Thätigkeit ausfprechend und vertretend, eine nicht 
immer leichte over dankbare Aufgabe Wie aber die Wiflenfchaft das 
rein geiftige Band der höheren Einheit in dieſer Entwicklung des ein- 
fachen Princips zum organischen Syſtem ſucht und findet, jo muß der 
Staat ſelbſt das materielle Element der Einheit in dem Organismus 
der für dieſe geiftige Verwaltung beftimmten Organe aufftellen, das, 
ie die Idee des Staats alle Theile und Funktionen des Bildungs: 
weſens durchdringt und zum Theil geftaltet, ſeinerſeits alle Gebiete der 
wirklichen Thätigkeit deſſelben äußerlich umfaßt, um in ihnen eben jenes 
Spitem von Prineipien und Forderungen gleichmäßig und allgemein 
zur Geltung und Verwirklihung zu bringen. So entfteht als formaler 
Ausdruck und Träger jenes Syſtems der Berwaltungsorganismug 
der öffentlihen Bildung, den wir in feiner felbftänbigften Form das 
Unterrichtsminifterium nennen, und das in Recht und Organilation 
wieder in jedem einzelnen Staate verichieden ift. 

Faßt man nun das Ganze, was über Begriff, Princip und Syſtem 
des Bffentlihen Bildungsweſens gejagt ift, zufammen, fo wird man 
fagen, das es ſich dabei nicht um die Bildung und den fie erzeugenden 
Proceß an fi, fondern um das Verhalten des Staats zu dem- 
ſelben banvelt, und daß das öffentliche Necht des geiftigen Lebens 
bier wie immer aud dem Zuſammenwirken der Natur der Sache und 
des Weſens und der bee des Staats beiteht. Und es ift das Felt- 
halten dieſes Momentes, welches uns bie Gefchichte dieſes öffentlichen 
Bildungsweſens in feinem tieferen Inhalt Har mad. 


II. Geſchichte der verwaltungsrechtlichen Auffafiung im Ganzen. 


Auch der Begriff des öffentlichen Bildungsrechts hat feine Ge 
fchichte, die durch ihren Zufammenhang mit der ganzen Staatsauffafiung 
von hohem Intereſſe ift, und jedenfalls einen Theil der ſog. Geſchichte 
der Rechtsphilofophie bilden follte. Man wird in derjelben brei ziemlich 
beitimmte Entwicklungsſtadien unterfcheiven. Sie beginnt mit der Auf 
nahme einzelner Säte aus dem Bffentlichen Bildungsweſen in bie 
Polizeiwiffenichaft, die fich weſentlich auf die befannten Grundſätze ber 
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Sittenpoligei, und baneben auf fragmentarifche Aeußerungen über die 
Vollsbildung beichränten, während das Berufsbildungsrecht noch gar 
nicht in die Staatswiſſenſchaft aufgenommen wird, eben jo wenig die 
Prefle; die Hauptvertreter dieſes Stabiums find auch hier Zufti und 
Sonnenfeld. Das zweite Stadium hat bereitß einen viel beftimmtern 
Charakter; daſſelbe entwidelt nämlich zwei Richtungen zu gleicher Zeit. 
Die erfte gehört der mit dem Ende des vorigen Jahrhunderts entftehen- 
den neuen Geftalt des Staatsrecht3 an, welches allmählig, nachdem 
auch bier J. 9. Berg in feinem Deutfchen Polizeirecht Bahn gebrochen 
(j. Bd. II. Recht der Unterrichtspofizei, als Theil des Rechts ber „Wohl: 
fahrtöpoligei” Hauptſtück VI, S. 299—365) fi über die, noch von 
Pütter im Jus publieum- ausfchließlich vertretene Anficht erhebt, die 
nur da von dem öffentlichen Recht des Bildungsweſens fpricht, mo es 
- ih darum handelt, wer das Recht habe Academias, Univereitates, 
ac gymnasia, scholas et societates literarias zu gründen, bon benen 
ſchon das alte Jus publicum anerfennt, daß „status eos in suo cujus- 


que territorio instituere possunt. Pütter, Iust. Juris Publ. L. VIII, 


5? 359 (Auffaffung des gefammten Bildungsweſens als Negalität). 
Hat doch Bütter nicht einmal in feiner Literatur des deutfchen Staats⸗ 
rechtö eine andere als die der Univerfitäten aufgenommen. e 

Erft jpäter wird daſſelbe in die Darftellung des pofitiven Ber: 
waltungsrecht3 aufgenommen, freilich noch immer mit enger Beichränlung 
auf die corporativen Ordnungen der Univerfitäten und ihres Rechte. 
Den Webergang von dem Pütterfchen Standpunkt zur Berüdfichtigung 
des gefammten Unterrichtsweſens im pofitiven deutſchen Staatsrecht 
bildet Gönner in feinem überhaupt ſehr beachtenswertben Teutſchen 
Stantsredht 1805, $. 370, der ſchon ein volljtändiges Syſtem an- 
deutet. Ihm folgen, ohne über ihn hinaus zu gelangen, Mauren: 
brecher, Deutiches Staatsrecht, $. 197 (nur ganz beiläufig bon. ber 
Bildungspolizei, ſonſt mehrfach von Univerfitäten), Zacha riä, Deut 
ſches Staatd: und Bundesrecht 11: $. 178 (Schulen und Univerfitäten 
unter „Polizeihoheit). — Diefe Nichtung war allerdings weſentlich 
daburch bedingt, daß es noch Fein öffentliches Bildungsrecht für Deutſch⸗ 
land gab, außer den Univerfitäten und der Preffe, und daß der In— 
halt dieſes Nechts gar nichts anderes blieb, ala eine Bildungspolizei. 
Die deutſchen Staatsrechtälehrer hatten daher materiell gar Teinen 
andern Gegenftand, ale eben jenes höchſt befchräntte Bundesrecht 
tes deutſchen Bildungsweſens. Erſt mit der Reichöverfafiung von 1849 
gewann daſſelbe auch in den Territorialverfafjungen einigen Raum, und 
was hier gefammelt werden fonnte, bat Zöpfl in feiner fleißigen, aber 
igftemlofen Weile gefammelt. (Deutiches Strafrecht, Bd. N mehrfach.) 


Stein, die Berwaltungsichre. V. 
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Das Bewußtſein von der hohen Bedeutung der Sade, gegenftanbe: 
08 im deutſchen Staatsrecht, bricht fih dann Bahn in den Bearbei- 
tungen ber Territorialverwaltungslehren, und wird zu fehr vollftän- 
digen Darftellungen, wie bei Rönne, Stubenrauch, Pözl, natürlich 
aber auch ohne einen, diefelben verbindenden Standpunkt. Der tiefe 
Mangel, der in diefer Richtung lag, verbunden mit der machlenden 
Erfenntniß von der entſcheidenden Wichtigkeit des Bildungsweſens, er: 
zeugte daneben die zweite Richtung, welche das letztere nunmehr grund: 
fäglich in bie ſyſtematiſche Verwaltungslehre aufnahm, wobei freilich 
der trabitionelle Name der Polizeiwiffenfchaft den Autoren eben jo ſehr 
in ber freien Behandlung, als ihrem Wirken im Publikum ſchadete. 
Diefe zweite Richtung wird eingeleitet durch eine Reihe ausgezeichneter 
Monographien über die Erziehung des Volkes, vorwiegend noch im 
etbifchen und päbagogifchen Sinne abgefaßt, von Zachariä, Weflenberg, 
Niemeyer und Andern, die zwar feine Syſteme find oder fein wollen, 
wohl aber das Bewußtſein feitbalten, daß die Staatswiſſenſchaft unter 
allen Formen das Bildungsweſen nicht mehr übergehen lünne. Daſſelbe 
wird daher in die neue, organiſche und freie Geftalt derſelben auf 
genommen. Bei einigen wirb daraus ein fürmliches Polizeiſyſtem wie 
bei Zote(lleber ven Begriff der Polizei, S. 379 ff.), der ven Gedanken 
vertritt, daß der Staat das Hecht und die Pflicht habe, die „Auf 
Häring“ dur Zwangsmaßregeln durchzuſetzen, wobei er nur. die Ele 
mentarbilbung von ber allgemeinen Bildung nicht gehörig ſchied. Bei 
andern dagegen bleibt die Theorie meiftens auf einem etwas allgemeinen 
und unklaren Standpunkt ftehen, und berüdfichtigt wiel zu wenig das 
pofitive Recht neben den allgemeinen Grunbfäßen, die ohnehin niemanden 
mehr zweifelhaft waren. So Jacob (Polizeimwiffenichaft I, 8. 146); 
PBölig (Staatswiſſenſchaft. Erziehungspolizei II, 19), der in feiner 
Staatswiſſenſchaft II, 339 den Sag burdführt, Daß der Zwang 
falſch und der Staat nur verpflichtet fein folle, die Hinderniſſe der 
Bildung aus dem Wege zu fchaffen. Soden (Staats:NRationalbilvung, 
Bo. 8 ver Nationaldlonomie) mar der erfte, der eine ſyſtematiſche Dar: 
ftelung verfudht; Aretin (Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie, 
1l. Bd. 1. Abth., ©. 35 ff.), der zugleih an freien Grundfäßen und 
gelehrter Kenntniß fo reich ift, daß man feiner mit großem Unrecht 
nergißt; zuletzt Mohl (Bolizeimifienichaft, Bd. I, Buch II, Kap. 2). 
Daneben lag es in ber bialeftiichen Natur der rein philoſophiſch ge 
wordenen Rechtsphiloſophie, mit der Verwaltung aud das Bildungs⸗ 
weſen jo gut als ganz zu übergehen. Während Kant, Fichte, Her 
bart, Kraus fich mit bemfelben gar nicht befchäftigen, fo wenig mie 
in neuerer Zeit Rößler (Allgemeine Staatslehre) hat Hegel es nur 


als eine allgemeine unklare Kategorie des Staatsbegriffs angebeutet 
(Rechtspiloſophie $. 173), Fichte d. J. (Syſtem der Ethif II, 2. $. 166) 
es als eine ethilche Forderung behandelt, Stahl in feiner Pbilofophie 
des Nechtö unter der nämlichen Abtheilung „Verwaltung des Staats“ 
3b. I, Abth. 11. IV. Abfchn. geradezu vergeſſen. Was Bluntſchli 
und Helm jagen, enthält an Gedanken nicht mehr, an Stoff und 
Eyftem aber weit weniger, ala was bereits Pölitz und namentlich Zachariä 
und Aretin kürzer und energiicher gefagt haben. — Unter diefen Um⸗ 
ftänden war e8 natürlich, daß die große und mit dem höchſten fittlichen, 
der beften öffentlichen Anerfennung werthen Eifer arbeitende päba- 
gogiſche Literatur diefe ganze ftaatsrechtlich-philofophilche durchaus nicht 
benügen konnte. Es ift höchſt begeichnend, daß die erftere unferes Wiſſens 
fih auf die leßtere auch an keinem einzigen Orte bezieht. Dadurch nun 
ward dieſe päbagogifche Literatur bei aller Tiefe und Gründlichkeit im 
Einzelnen einjeitig. Das Bild des Ganzen, der innere organiſche 
Bufammenhang der Theile und Gebiete, ift ihr eigentlich niemals recht 


geworden. Sie beruht auf der Kategorie der „Schulmänner“, und es 


dnrakterifirt fie, daß fie faſt nie die Univerfitäten, nur in Andeutungen 
die Kunft und ihre Bildungsanftalten, und gar nie die Preſſe in fich 
aufnimmt und verarbeitet, jo wichtig auch die letztere iſt. Eine Wiflen 
ſchaft des Bildungsmwefens gibt es daher noch nicht; aber mit Aus- 
nahme vielleicht der Mebicinalpolizei gibt es keinen Theil der Staats⸗ 
wifienfchaft, der jo ausgezeichnete Arbeiten im Einzelnen darböte. — 
Aus dieſen Elementen bat fi) nun das gegenwärtige Stadium ges 
bildet. Die Wiffenichaft hat die organiſche Gefammtauffaflung, die ihr 
in ber beutfchen Riteratur fehlte, in dem fremben Bildungsweſen gejucht, 
und namentlich ift e8 das Englifche, das beftimmt feheint einen neuen 
Anftoß zu geben, während andererſeits in höchſt beachtenswerther Weiſe 
die Schulmänner auch das pofitive Recht der Bilbungsanftalten ernft- 
haft zu berüdfichtigen beginnen. Als vie bebeutenbfte Ericheinung auf 
diefem Gebiete muß man Schmids Enchelopäbie begrüßen. Wenn 
es zwar nicht möglich ift, bei dem, was in ihr geleiftet ift, ftehen zu 
bleiben, fo ift e8 eben fo wenig möglich, ohne fie zu arbeiten. Sie ent: 
bält unfchätbare Beiträge zur Lehre vom öffentlichen Bildungsrecht bei 
dem vielfach vollftändigen Mangel anderer territorialen Bearbeitungen. 

In hohem Grade charakteriftifch für dieſe gefammte Entwicklung ift nun 
das abfolute Hinweglaſſen ver Preſſe aus allen Auffafjungen des öffentlichen 
Bildungsweſens. Die Urfachen dafür Liegen zwar nahe; aber es ift wohl an 
der Beit, ein Leben und eine Gewalt, die in ſich felber ſchon ein großartiges 
Syftem getvorden find, nicht mehr von ber ſyſtematiſchen Wiſſenſchaft aus⸗ 
zufchließen, und fie nur als Gegenftände der Polizei zu berüdfichtigen. 
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IV. Geſchichtliche Entwidinng. 


1) Das geſellſchaftliche und das ſtaatliche Princip des 
Bildungsrechts. 


Niemand wohl wird es für nöthig erachten, hier den Satz weiter 
auszuführen, daß das pofitive Recht auf allen Gebieten des Lebens, 
alſo auch der Verwaltung im Allgemeinen und das der Bildung im 
Beſonderen nicht etwa zufällig und willkürlich entſteht, ſondern ſich in 
ſeiner Bildung nach den großen Elementen richtet, welche das geſammte 
Leben beherrſchen. Und ſo ſteht es feſt, daß die Wiſſenſchaft alles und 
ſo auch dieſes Rechts nicht bloß in der Sammlung der betreffenden 
Beſtimmungen, ſondern in dem Verſtändniß der großen Faktoren und 
ihrer Geſetze beſteht, aus welchem das poſitive Recht hervorgeht. 

Dieſe beiden Faktoren nun find hier wie immer die menſchliche Ge 
jelihaft und die Staatsidee. Beide find in der Wirklichkeit untrennbar 
verſchmolzen; nur die Wiflenfchaft vermag fie zu ſcheiden. Wo fie es 
aber thut, entfteht ein eigenthbümliches Bild, das die beivegenden Kräfte 
der Weltgefchichte ſelbſtändig darlegt, ung in die große Werkitatt aller 
Rechtsbildung, und fo auch die des Bildungsrechts aller Völker und 
Zeiten bineinführt, und uns das Werden besjenigen zeigt, mas mir 
das poſitive Recht nennen. 

‚ €3 mag uns daher mohl geftattet werben, hier den Charalter der 
Geſellſchaft einerjeits und des Staats andererſeits zu bezeichnen, um 
anfchauen zu können, ie fie in lebendiger Wechſelwirkung das Bildungs: 
weien der Staaten erzeugt haben. 

Es ift an einem andern Drte gezeigt, daß die Gefammtorbnung 
der geiftigen und mwirtbichaftlichen Güter in ber Menfchheit, ala Orb: 
nung bes Lebens derſelben erfcheinend, die Gefellfehaft ift, und daß viele 
Geſellſchaft drei große Grunpformen bis jebt entwidelt hat, die Ge 
ſchlechter⸗, die ftändifche und die ftantöbürgerliche Ordnung. Es ift ferner 
- gezeigt, daß jebe diefer Ordnungen nicht bloß ihre Berfaffung, fondern aud) 
ihre Verwaltung erzeugt. Der Verwaltung im meiteften Sinne gehört 
aud das Bildungsweſen. eve Geſellſchaftsordnung hat daher ihre 
Geftalt und ihr Recht des Bildungsweſens. Diefes Bildungs: 
weſen der Gejellichaftsorbnung im Gegenfage zu dem des Staats hut 
nun einen zweifachen Inhalt, auf dem fein Einfluß und feine Gefchichte 
beruben. 

Einerjeits nämlich ruft das Mefen der Geſellſchaftsordnung not: 
wenbig dasjenige hervor, wodurch fie fih von ber Idee des Staates 
ſcheidet, das tft der Unterſchied der Klafjen, und damit ihren Gegenfab. - 
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Jede Geſellſchaft hat ihre herrichende und ihre beherrfchte Alafle, und 
ihre eigenthünlichen Gegenfähe und Bervegungen, melde den Anhalt 
be innern Lebens ber Völker bilden. Der Charakter diefes innern 
Lebens iſt ftet3 das Streben der herrfchenden Klaſſe, ihre eigenen Sn: 
tevefien zu erhalten und gu fördern. Diefer Charakter gilt nun aud 
für die in ihr gegebene Geltalt des Bildungsweſens. Jedes aus der 
Geſellſchaft hervorgehende Bildungsweſen geht dahin, dieſe Bildung in 
der Weiſe zu ordnen, zu erzeugen und vertheilen, daß die beſondere 
Stellung, die Herrſchaft und das Intereſſe der einzelnen Klaſſen mit 
all ihren Unterſchieden in ber durch die Bildung gegebenen geiftigen 
Welt einerjeit3 wiedergegeben werde, andererfeits fich erhalte. Jedes 
rein gejellfchaftlihe Bildungsweſen ift daher ein Bild, aber aud ein 
Grund und eine mächtige Stüße der gefellihaftlihen Unterſchiede 
zwijchen den Menſchen. Jedes rein gefellichaftliche Bildungsweſen 
enthält daher einerjeit3 eine möglichjt hohe, ſtark entmwidelte, meift auf 
die tiefften Grundlagen des geiftigen Lebens zurüdgeführte Bildung der 
berrihenden Berufsarten; aber neben diefer Bildung zugleich die 
Ausſchließung der nieveren Klaſſe von der Berufsbildung ber höheren. 
Sn diefen beiden, für alle Etabien der Gefchichte gültigen Sätzen gipfelt 
der Charakter des eigentlich gejelichaftlichen Bildungsweſens. 

In diefe durch die Geſellſchaftsordnungen geſetzte Geftalt deſſelben 
tritt nun der Staat mit feinem fpecifiichen Weſen hinein. Seiner 
unabänberlihen Natur nad vertritt er ſtets das allgemeine Intereſſe 
gegenüber dem befondern, und Feine gelellichaftliche Verfaſſung kann ihm 
diejes fein Lebensprincip ganz rauben. Das Gebiet aber, in welchem 
er dieß fein eigenſtens Lebensprincip zur Verwirklichung bringt, tft eben 
die Verwaltung überhaupt; denn die Verwaltung ift ja der thätige 
Staat. Im allen einzelnen Gebieten der Verwaltung aber erfcheint 
das fpecifiihe Lebensprincip der Stantsibee gegenüber dem ber geſell⸗ 
Ichaftlihen Ordnungen wieder als die beftändige Arbeit des Staats, 
die niedere und beherrſchte Klafle zu heben, und ihr die Lebens: 
bedingungen der Enttwidlung zur möglichften Gleichheit mit ber 
herrſchenden zu geben. Dieb ift der Kern aller Verwaltung des Staats 
gegenüber der Gejellichaft, alfo auch feiner Verwaltung des geiftigen 
Lebens. 

Das große Princip der Staatsgewalt im Bildungsweſen erſcheint 
nun abgeſehen won jeder Bethätigung in den einzelnen Formen, Ein: 
richtungen und Geſetzen in doppelter Weife. Einerfeit3 tritt es negativ 
auf in dem Streben, die in den gejellichaftlichen Kräften und Zuſtänden 
liegenden Unterfcheidungen im Volksbildungsweſen zu befämpfen und zu 
befeitigen, pofitiv aber in dem organifirten Verfuh, allen Klaffen der 





Gefellihaft, und zwar ohne Rückſicht ſowohl auf Stand als auf 
Beſitz, jede Art und jeben Grab der Bildung zugänglich zu machen. 
Die Art und Weife wie er dabei zu verfahren hat, zeigt ihm bie Er- 
ziehbungslehre; die Gebiete und Formen zeigt ihm das Bildungsweſen; 
aber das öffentliche, aus dem obigen Weſen des Staats hervorgehenve, 
und e3 zum Ausdruck bringende Recht des Bildungsweſens geht natür: 
lich hervor eben aus demjenigen Zuſtande der Geſellſchaftsordnung, mit 
welchem die Staatsgewalt e8 zu tbun hat. Und ſo entiteht der eigent- 
liche Inhalt des Begriffs des poſitiven Bildungsrechts. Daſſelbe 
enthält demgemäß nicht eben bloß bie wirklich geltenden Beitimmungen 
für das Verwaltungsrecht der Bildung, ſondern es iſt vielmehr ber 
Ausdruck für den Grab und die Art, in welcher das Princip des 
"Staats mit feiner freien und allgemeinen Bildung gegenüber der 
Gejellihaft und ihrem Klaſſenbildungsweſen zur Geltung 
gelangt ift. ’ 

Denn diefe Geltung wird keineswegs mit einemmale geivonnen. 
Wie jede große, die Menfchheit beherrſchende Idee erſt langfam und 
fchrittmeife zum Siege gelangt, jo getwinnt auch der Staat mit feinen 
Forderungen nur langſam und nicht immer gleichmäßig den Sieg über 
die mwiberftrebenden Elemente der Geſellſchaft. Und diefe Bewegung, 
diefer Kampf und Sieg der Staatsidee ald Trägerin bes Princips der 
freien und gleihen Beitimmung aller Perfönlichleit in ber geiftigen 
Welt, die Entwicklung der Geſetze, Maßregeln und Anftalten, welche 
dieſen Gedanken verwirklichen, dieſe allmählige Erhebung des Bildungs: 
weſens aus dem gefellichaftlichen zu einem rein menfchlichen, confolidirt, 
gefeftigt und zu einer öffentlich rechtlichen Thatfache gemacht, ift bie Ge- 
fchichte des öffentlichen Bildungsweſens. Sie ift daher ein Stüd Welt: 
geihichte, und auch der gegenwärtige Zuftand muß, wie alle bisherigen, 
in dieſem Sinne als ein Zuftand des Werben und des Veberganges 
betrachtet werben. 

Die großen Grundformen diefer Geſchichte aber find die folgenden. 


2) Die Stadien Des öffentlihen Bildungswefens in der 
Geſchichte. 


Es iſt natürlich unmöglich, dieſe hiſtoriſche Entwicklung nunmehr 
anders als im Großen und Ganzen zu charakteriſiren, indem wir dabei 
das Bild der Weltgeſchichte überhaupt in ſeinen Grundzügen als bekannt 
vorausſetzen. Wir können daher hier nicht mehr geben als den Rahmen, 
in welchem alle einzelnen Thatſachen und hiſtoriſchen Entwicklungen 
ihren Platz finden: das gegenwärtige Recht aber ift ſeinerſeits in dieſem 
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Sinne vie Ausfüllung deflelben mit dem, was bie Gegenwart bietet. 
Aber dabei ift es gewiß, daß jedes tiefere Eindringen in dieſen hiſto⸗ 
riſchen Proceß erft dahn zu einem abgeſchloſſenen Reſultat führt und 
dadurch aus einer Zuſammenſtellung eine wahre Vergleichung möglich 
macht, wenn man alle einzelnen Angaben und Thatſachen des Bildungs: 
weſens auf die drei großen Kategorien der Elementar-, der Berufs: 
und der allgememen Bildung zurüdführtt. Denn die ethifche Natur 
des Staats bringt es mit fich, daß er der natürliche Vertreter-nicht 
etwa Einer, jondern aller diefer drei Kategorien zugleich ift, während 
jedes rein gejellfchaftliche Bildungsweſen ftet nur Eines diefer Ge 
biete zur Entwidlung bringt. Das öffentliche Bildungsweſen erfüllt 
daher nicht die Aufgabe, die Wifjenfchaft als folche zu heben und zu 
veredeln; das iſt und bleibt Sade des lebendigen und arbeitenden 
Geiftes der Menſchen, fondern vielmehr die, das von der Wiſſenſchaft 
je nad ihrem Standpunkt Errungene zum Gemeingut zu machen. 
Und es ift gar fein Zweifel, daß gerade in dieſem Einne unfere Zeit 
weit höher über der ganzen Bergangenbeit fteht, ala in ven Ergebnifien 
irgend einer einzelnen Wiflenfchaft und Kunft. 

Bon diefem Standpunkt ericheinen nun folgende Hauptftadien ber 
Geſchichte des öffentlichen Bildungsweſens. 

I. Im Drient ift die ftaatliche Gewalt ganz in den Händen ber 
gefellichaftlihen Getwalten. Das Princip der erfteren gebt daher voll: 
fländig in dem bes lehteren unter. Es gibt nicht bloß Feine allgemeine 
Bildung, und daher auch nicht ihre Bebingung, die Elementar- 
bildung, ſondern e8 darf auch feine geben. Die Gefammtbiltung ift 
eine, aber grundfäglich unfreie Berufsbildung und das Sonderinterefle 
der herrſchenden Kaften macht diefe Sonderbildung jeder einzelnen heilig, 
jo daß der Erwerb derſelben für andere Kaften felbft zu einem gefell: 
ſchaftlichen Verbrechen wird. Damit jeder in feiner Kate bleibe, darf 
er gar nicht lernen, mas die Bildung ber andern ausmadht. Die 
Staatsgewalt im Dienfte der gefellfchaftlichen Herrichaft verliert dabei 
ihr höheres ethiſches Weſen und wird zu einer dienftbaren Vollzieherin 
der gejellichaftlichen Forderungen. Die Bildung felbit wird babei eine 
zwar große, aber einfeitige; die Bildung durch das freie Element ber 
thätigen Individualität fehlt, und mit der geiftigen Stagnation geht das 
Leben des Staats felbft zu Grunde. 

1I. Die alte Welt und zwar Griechenland jomohl als Rom, be 
rubt faft ausfhließli auf der Geſchlechterordnung. Sie will daher 
die Erhaltung ver herrſchenden Geſchlechter, mithin in ihrer Bildung 
die Entwidlung desjenigen Theiles der geiftigen Güter, welche dieſe 
Herrſchaft enthalten. Dieſe find nun die möglichite Entwicklung ber 
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freien und fräftigen Perfönlichkeit, jo meit fie den berrfchenden Klaſſen 
angehört. So entiteht das Bildungsweſen der Gefchledhter, ge 
sichtet auf Tapferkeit, Eitte und Dienft der Gefchlechtergötter. Die 
Unterfcheibung der Elementar: und Berufsbildung fehlt dabei, weil 
die Gefchlechterordnung nur Einen Beruf Tennt, den des Dienjtes in 
Maffen. Die Gefchlechter jelbft aber find gleichberechtigte Gliever ver 
Gemeinschaft, und fordern und erhalten alle gleiche Bildung, und dieſe 
Bildung ift die Bafis des auf ihrer Herrfchaft rubenven, oder vielmehr 
aus ihr jelbit beitehbenden Staats. Wo daher ein Gejchlechteritaat 
theoretifch zum Bewußtſein gelangt, wird er dieſe Bildung als all 
gemeine Nothwendigkeit, als gleiche Pflicht jedes Einzelnen gegen das 
Ganze fordern, weil fie feine Herrjchaft begründet. Dadurch erfcheint 
dann die Erziehung und Bildung als eine öffentlihe Angelegenbeit, 
aber nur innerhalb der individuellen Tüchtigfeit in Waffen und Staate- 
dienſt. Auf diefe Meife beiteht ver Charakter des öffentlichen Bildungs: 
weſens der Geichlechterorbnung darin, daß der Staat (als die Organi⸗ 
fation der Geſchlechterherrſchaft) die Bildung von den Einzelnen forbert, 
aber fie ihnen weder gibt noch erleichtert. Die Gejchlechter ſelbſt find die 
Träger der Bildung; in ihnen die Familie. In dieſem Stadium der 
Geſchichte ijt e8 daher, mo die Familie ald Grundlage der Bildung erfannt 
wird; allein damit ift auch die beftänvige, bis auf unfere Zeit reichende 
Verſchmelzung von Erziehung und Bildung begründet, die das 
Verſtändniß des öffentlichen Rechts ber letteren ſo ſchwer macht. Die 
wirkliche Bildung der Gefchlechter ericheint daher eben fo ſehr als eine 
fociale, denn als eine ftaatliche Pflicht; in den einheitlichen Formen 
des Gefchlechterftaats verſchmilzt beides. Die Öffentliche Formen werben 
dann die Spiele, Waffen: und Turnipiele; aber nur die Geſchlechter 
find zu ihnen berechtigt. So war es in der alten Welt, fo ift es in 
der germanifchen geweſen, und jo ift es in den Reiten der alten Ge: 
Ichlechter noch jet, denn da® Webergehen der Söhne des Adels in den 
Waffenſtand ift nur eine andere Form derjelben Thatſache. 

III. Daneben aber geht in der alten Welt ein zweiter Bildungs: 
proceß her, der eine nicht minder hohe meltgefchichtliche Bedeutung ge: 
habt bat. Jene Gefchlechterbilbung enthält zulegt in ihrem Ergebniß eine 
Berufsbildung; denn die Waffe ift ver Beruf tes „freien“ Mannes. 
Die Idee der Freiheit aber, einmal lebendig in dem Menjchen und ihn er- 
hebend und verebelnd, erzeugt bagegen eine Form ber allgemeinen Bildung, 
in welcher zuerft in der Weltgefchichte vie einzelne Perjönlichkeit, von Beſitz 
und Gefchleht unabhängig, fi durch geiftige Güter eine Etellung 
gewinnt. Dieſe allgemeine Bildung ift in der griechifhen Welt bie 
„Borfie” im weiteften Sinne, die Vhilofophie und Redekunſt inbegriffen: 
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in der römifchen dagegen die „Recht swiſſenſchaft“ und die Stellung 
und Aufgabe der Anwälte. Beide vertreten bie Preſſe unferer Zeit. 
Beite eriweden die Uebergeugung von dem hohen Werth der geiftigen 
Bildung ; Damit das Streben nad ihr; damit das Inſtitut von Schulen, 
Privatlehrern , felbft öffentlichen Vorträgen; damit ein Schrifttellerthum, 
in Griechenland ein weſentlich bichterifch -philofophifches, in Rom ein 
juriftifches; und damit endlich die Weberzeugung, daß das Bildungs: 
wefen Gegenftand einer eigenen Wiflenfchaft fein könne und müſſe. So 
entftebt die Tœcosic, die Pädagogik. Allein fie bleibt eigentlich bei 
ber ethifchen Erziehung ftehen, denn bie geiftige Erziehung bleibt in 
aller Gefihlechterorpnung doch nur Sache des Einzelnen; fie wird 
nie Sache des Staats; der Begriff des beftimmten Berufes und feiner 
Bildung, die Unterfcheivung der Elementarlehre fehlt, und das ift der 
Grund, weßhalb fie in der germanischen Zeit anftatt eine Pädagogik 
zu werben, vielmehr nur die ethiſchen Motive ver Iebteren abgibt. 
Darauf beruht die Stellung der griechiihen Philoſophie zur germani- 
ihen Pädagogik als Wiſſenſchaft; jene bat gewiß unendlich fegensreich 
gewirkt, aber nicht da, wo man es nur zu oft annimmt. Sie hat und 
feine Bildungslehre, ſondern fie hat uns die Erziehungslehre gegeben. 
Mir verdanken ihr viel; aber nicht alles. Für das, mas wir brauchen, 
gibt fie nicht einmal eine Anleitung. Das dringendfte Bebürfniß unferer 
Zeit war und ift eben die Bildungslehre, und diefe bat fih aus 
eigener Kraft bilden müſſen. Ihre Hiftorifche Grundlage aber ift die 
folgende. 

IV. Alles Weſen der germaniſchen Staatsbildung beruht auf der 
Selbftändigfeit des Staats gegenüber der Geſellſchaft; dieſelbe aber er: 
ſcheint darin, daß in ihr die fpecifiihe Funktion des erfteren der ge: 
ſellſchaftlichen Ordnung in ihren Intereſſen entgegentritt, in allen Dingen 
und fo auch im Bildungsweſen. Die Gejchichte des öffentlichen Bildungs: 
weſens befteht daher hier in dem Zuſammenwirken beider Faktoren, die 
man in Natur und Einfluß ſehr genau verfolgen fann. Der Charakter 
diefer beiden Elemente aber läßt fi. dur die ganze Geſchichte hin: 
durch wohl am beften in folgende Eäbe zufammenfaffen. Die gejell- 
Ihaftlihen Elemente der germaniſchen Welt erzeugen, vertreten und 
ordnen mejentlich ‚alles dasjenige, was der Beruföbildung angehört; 
auf die Elementarbilbung hat dagegen der Staat den größten Einfluß, 
und die allgemeine Bildung entmidelt fih von ſelbſt aus dem, der 
germanischen Welt eigenthümlichen regen Leben ver Geifter. Allein 
diefe Momente ſtehen im Bildungsweſen fo wenig bloß neben einander 
als im übrigen öffentlichen Leben; fie greifen vielmehr auf allen Punkten 
nit nur ethiſch, fondern auch vechtöbildend in einander, und das if 
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es wejentlich, mas der inneren Lebensgeſchichte aller dieſer Völker fo 
viel Kraft und Mannigfaltigkeit verleiht. Für die Elementarbildung 
nämlich wird zwar das Öffentlich:rechtliche Brincip der Bildungspflicht 
zum allgemeinen Geſetze erhoben, allein indirekt wird dieſelbe auch für 
alle öffentlichen Berufe gültig; andererſeits wird aus ber Elementar- 
lehre mwieber allmählig ein Beruf, und damit ein Stand, wie auch die 
Prefle ihren Stand erzeugt. Die Verwaltung der Berufsbildung tft 
zwar urfprünglich eine gefellfchaftlihe, das ift eine Form der Selbit- 
verwaltung von geiftigen Körperſchaften, allein derfelbe Grundfa freier 
Selbſtbeſtimmung greift auch in die Elementarjchulen "über; das Ber 
einsweſen bricht ſich Bahn in allen drei Gebieten und fchafft fich jelber 
Elementar:, Berufd: und allgemeine Bildungsanftalten, und zu gleicher 
Zeit macht der fteigende Werth der Bildung taufende der verjchiedenften 
Privatunternehmungen dafür möglich, jo daß hier die freieſte Bewegung 
in ber Probuftion geiftiger Güter vorwaltet; und dennoch vermag es 
bie lebendige Stantsidee wieder, das Ganze als Einheit zu erfallen, 
das Bewußtſein diefer Einheit, durch die Wiſſenſchaft unterftügt, zur 
pofitiven Geltung zu bringen, troß der falt vollflommenen Freiheit einheit- 
liche Gefeßgebungen und ſogar eine einheitliche Verwaltung aufzuitellen, 
und fo das geiftige Element des gemeinfamen Strebens auch praftifch 
in der größten Verſchiedenheit aufrecht zu halten. Auf diefe Weife ent« 
ſteht bier eine lebensvolle Gejchichte in diefem, nur der germaniſchen 
Welt eigenthümlichen Zuſammenwirken, und mit derfelben ein großartiges 
Syitem von Anitalten, Thätigkeiten, Körperichaften, Rechten und Or⸗ 
ganen, welches die großen Träger bes geiltigen Lebens uns in ihren 
mächtigen Funktionen zeigt, deren jebe wieder ihre eigene, und in jebem 
Lande wieder beſonders geftaltete Gefchichte hat. Wohl mwirb es bei 
diefer größeren faktifchen Einheit immer ſchwerer, dieſelbe in wiſſenſchaft⸗ 
licher Form einfach darzuftellen, dafür aber hat das machtvolle Ganze 
die Kraft, jeden zu begeiftern, der für die Arbeit deſſelben feine ebeljten 
Kräfte hingibt. . 

V. Was nun die hiftorifchen Epochen diefer Entwicklung betrifft, 
jo fehen wir hier den Staat fich erft allmälig aus der Herrichaft ber 
gejellichaftlihen Elemente fich erheben, und auch für dad Bildung 
weſen feine Yunktion übernehmen. Allein einerjeits hat er es nie ver 
fucht oder vermocht, daflelbe ausschließlich in feine Hand zu befommen, 
anderſeits zeigt und das Leben aller germanifchen Reiche, daß dem 
Volke mitten in den beichränfteften Orbnungen der Gelchlechter und 
der Stände das Element der freien Beftimmung und des Rechts auf 
gleiche Entwicklung Aller nie ganz verloren geht. Es ift Feine Trage, 
daß urfprünglich der ethifche Träger diefer Idee die Kirche geweſen, 


N. 


die überhaupt dazu beftimmt war, bie Freiheit da zu vertreten, mo bie 
ganze übrige Gefellichaft fie aufgegeben, während fie fie ftet3 ba be 
fämpfte, wo bie leßtere fie forderte. Diefe große biftorifche Thatſache 
tritt und nun nirgends deutlicher entgegen, als in der Gefchichte des 
Bildungsweſens. 

Dieſe Geſchichte läßt ſich nun auf ihre einfachſten Grundlagen 
zurückfũhren. 

VI. In der Epoche der Geſchlechterordnung, welche bis zum Mittel⸗ 
alter herrſcht, finden wir das Weſen der alten Geſchlechterbildung ein⸗ 
fach wieder, ſogar mit den Anklängen der allgemeinen Bildung in Dicht⸗ 
kunſt und Wiſſenſchaft aus der griechiſchen Welt (Troubadours, Volles 
" dichter, Eängerfämpfe) und der römischen (Rechtspflege durch die Herren 
und Freien.) Selbft die Waffen, die Waffenfpiele und die Waffen: 
pflicht ordnen ſich nach den Geichlechterflaflen. Allein das, mas wir 
das Öffentliche Bildungsweſen genannt haben, gibt es bier jo menig 
als in der Gefchlechterorpnung Griechenlands und Noms. Der Staat 
iſt noch nicht felbftändig gegenüber ver Geſellſchaft; er bat zwar eine 
Berfaflung, aber er hat noch feine Verwaltung. Er befteht nur noch 
als Drganifation der Heeresmacht und als Würde bes Königthums. 
Die Pflege und Bildung bleibt daher Sache ter Gefchlechter und ber 
Einzelnen; eine Verwaltung, ein öffentliches Recht derjelben gibt es 
nicht, und ihre Öffentliche Geltung beftehbt nur in der beborrechteten 
Ausübung der Waffen nach den Gejchlechterbegriffen der Freien und 
Unfreien. 

Eine ganz andere Geftalt tritt ein in ber ſtändiſchen Welt. Diefe 
aber ift bei den germanilchen Völkern weſentlich von ben orientalifchen 
verichieven; während bei ben leßteren nur bie gefellichaftlicden Stände 
berrichen, bilbet fich bei jenen die jelbftändige Stantzgewalt gleich ans 
fangs mit einem feiten, aber noch undefinirten Bemußtjein ihrer wahren 
Aufgabe heraus, und der tiefe Gegenfab, der darin liegt, erjcheint nun 
im Bildungsweſen fo gut als in allen andern Gebieten des Staats: 
lebens. 

Darum muß man zwei große Geſtaltungen des letzteren neben⸗ 
einander, und zum Theil einander gegenüberſtellen. 

Die erſte iſt die des ſtändiſchen Bildungsweſens. Ihr erſtes 
Princip iſt, daß der ſpezielle Beruf Grundlage, Organ und Ziel 
der Bildung ſein ſoll. Dieſes Prinzip gewinnt ſeine Geſtalt durch 
die Kirche, welche zuerſt das geiſtige Leben von dem äußern ſcheidet, und 
ſeine Förderung zu einem ſittlichen Berufe macht. Einmal ſelbſtändig 
daſtehend und als Stand anerkannt und mächtig, entwickelt dieſe geiſtige 
Welt die Wiſſenſchaft. Zu dem Berufe des Glaubens tritt der des 
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Wiſſens. Die Wiſſenſchaft iſt nun wohl an ſich frei und allgemein: 
aber in der herrſchenden ſtändiſchen Ordnung erſcheint ſie doch that⸗ 
ſächlich nur als ſtändiſche Aufgabe und erzeugt einen Stand. Für 
dieſen Stand fordert ſie ihr eigenes Bildungsweſen. Das große Organ 
dieſer ſtändiſchen Wiſſenſchaft tft die Univerſität. Die Univerſität er: 
ſcheint ſomit urſprünglich als etwas ganz verſchiedenes von dem was 
ſie ſpäter geworden. Sie iſt erſt in zweiter Linie eine Bildungsanſtalt: 
fie iſt in erſter das Haupt eines neuen, ſocialen Standes. Sie nimmt 
daher das Recht eines jeden Standes in Anſpruch, ſich ſelbſt zu ver⸗ 
walten. So entſteht der erſte große Selbſtverwaltungskörper des Bil: 
dungsweſens, zwar eine rein ftänbifche, aber auch eine geiftige Geftalt. 
Mit dem erften dieſer Elemente wirkt fie allerdings erclufiv, indem ihr 
nur das als Wiſſenſchaft gilt, was fie lehrt und anerkennt; mit dem 
zweiten aber zieht fie das geiftige Leben der Völker überhaupt an ficdh, 
erzeugt ein eigenes Syſtem der Vorbildung in den gelehbrten Schulen, 
eine eigene Drbnung für den Erwerb der Bildung in den Etubien- 
ordnungen, ein eigened Recht der Erklärung über die gewonnene in 
den Univerfitätsmwürben; fie ift eine Welt für fih, aber ihre Bildung 
wird allmählig ein Faktor des praftifchen öffentlichen Lebens, ja der 
Verwaltung, und die in diefer Beziehung zum wirklichen Leben liegenden 
Keime einer allgemeineren Stellung überwuchern allmählig das ſtändiſch 
erclufive Element; der Staat fommt zum Bemwußtfein, daß er ihrer und 
ihrer Funktion bebarf, und kaum fcheidet er fi) Far von der Stände: 
ordnung, als er auch ſchon die ganze Univerſitätsordnung mit ihrer 
Borbildung in dem Gymnaſium, mit ihrer Lehrordnung und ihren 
Prüfungen dem ftaatlichen Recht unterwirft und jo aus dieſem urfprüng: 
lich focialen Bildungsmefen ein ftaatliches macht. Einen ganz ähnlichen 
Meg geht das zweite Element der ftändifchen Gefellfchaft der germani: 
fchen Welt. 

VII. Dieß zweite Element ift das, was neben den Univerfitäten 
die germanifche Welt des Geiftes charakterifirt, vie Schule. Sie ift 
zuerft und zunächft eine rein ftänbifche Anftalt. Eie geht hervor aus 
der Kirche, aber ſie ift urfprünglih auch nur für die Kirche beftimmt. 
Da fie jelbit ihre Glieter aus dem Volfe nahm, mußte fie demfelben Volke 
wenigſtens die Elemente aller Bildung allmählig zugänglich machen. Allein 
das allgemeine Wefen der Echule, die elaftifche Fähigkeit derfelben, die 
Bildung ohne Rüdficht auf die gejelfchaftlichen Unterſchiede zu erzeugen, 
verläugnet fich ſelbſt in ihrer anfänglichen Geftalt nicht. Sie iſt ihrem 
Mejen nad gleich bei ihrem Urfprung eine allgemeine Bildungsanftalt, 
deren Heritellung und Verwaltung aber anfänglich noch eine rein jtän- 
diſche Aufgabe der Kirche if. Weder der Drient noch das Alterthum 
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iennt bie germanifche Echule. Das Weſen der „Schule“ befteht nicht 
etwa darin, daß in ihr die Elemente der Bildung gelehrt werben ; fchen 
die germanifchen Sprachen unterſcheiden ganz beftimmt, ohne eine durch⸗ 
greifende Verſchmelzung zuzulaſſen, den „Unterricht“ und auch die „Er: 
ziehbung“ von ber „Echule.* Die „Schule“ ift vielmehr ein öffentliches 
Snftitut für die Gefammtbilbung; fie Tennt ihrem Weſen nach feinen 
Unterfchied der Gefellichaft; fie bietet, was fie zu geben hat, für alle; 
fie bebeutet die große Aufgabe der Menichheit, allen vie gleichen Bes 
dingungen der perlönlichen geiltigen Entwidlung zu geben; fie ift nicht 
ein PBrivatinftitut, nicht eine zufällige Unternehmung, die man haben kann 
und auch nicht haben kann, nicht eine Unterrichtsordnung, die je nad 
jubjeftivem Ermeflen bald ba ift, bald nicht, bald dieß, bald jenes 
bietet; fie ift vielmehr, fo wie fie auftritt, ein organischer Theil des 
Geſammtlebens, eine durch fich ſelbſt geltende öffentliche Anftalt; fie 
enthält eine allenthalben gleichartige, gleichſam fich durch fich ſelbſt voll: 
ziehende Funktion; fie ift die allenthalben geforberte, allenthalben thätige 
Borbildung aller für die höchſt mögliche Bildung aller. Sie geht 
daher zivar aus der ftänbifchen Gelellichaft hervor, aber ihrem höheren 
Weſen nach gehört fie ihr nit. Sie ift das erfte, zugleich beivußte 
Auftreten des großen Prineips der ftaatsbürgerlichen Gefellichaft; 
fie ıft das ewig wirkende Element der allgemeinen und geiftigen Frei⸗ 
heit. Allein, wie gefagt, bei ihrem Urſprung find dieje Keime noch nicht 
entwidelt. Sie ıft ihrem innerften Princip nad eine ftaatöbürgerliche, 
ihrer Entftehung nad) eine ftändifche Anftalt der Kirche. Daher ift fie 
noch Feine Volksſchule, jondern fie tritt vielmehr zuerjt in inniger Ver: 
bindung mit der ſtändiſchen Bildung, als Vorbildungsanftalt der ger 
lehrten Schule auf. Jede schola iſt urfprünglid ein Gymnaſium. 
Erſt das Entitehen des Bürgertbums greift entfcheivend in dieſe Drga- 
nifation hinein, fcheidet die reine Elementarbildung von der Vorbildung 
vor dem Berufe, und begründet die Bildungsordnung der folgenden 
Epoche. Die urfprünglichen scholae find deßhalb als Keime anzufeben, 
in: denen eigentlich das gefammte Syftem der Bildung noch ungeſchieden 
enthalten iſt, die Elementarfchule, die Vorbildungsfchule, und zugleich 
die einzige Form des allgemeinen Bildungsivefend. In diefem Sinne 
ift die Geichichte der scholae noch zu jchreiben. Erft mit dem Auf: 
treten ber folgenden Epoche ändert fich dieß, jene Elemente treten ſelb⸗ 
ftändig hervor, und eine neue Orbnung beginnt. 

VII. Diefe neue Epoche ift nun bie, in welcher das zweite Ele 
ment der germaniſch: ftändifchen Epoche, die ftaatliche Bildung, all 
mäblig ſich aus dem ftändifchen heraus ſcheidet und felbftändig wird. 
Denn in ihr, etwa mit dem ſechzehnten Jahrhundert, ſcheidet fich bie 
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Staatsgewalt von der Gefellichaft, und tritt berfelben zum Theil feind⸗ 
lich entgegen. Auch bier liegt diefem ſtaatlichen Proceß allerdings ein 
focialer zum Grunde. Es ift ein Geſetz der Entwidlung, daß die Macht 
ber felbftändigen Stantögewalt, bis zur Höhe der Diktatur, ftets in Dem 
Grade wächst, in welchem die geſellſchaftlichen Elemente mit einander 
im Kampfe find. Wo immer die Staatsgewalt mächtig iſt, bebeutet fie 
eine große foctale Bewegung. Die polizeiliche Epoche nun ihrerfeits 
beveutet demgemäß die Zeit, wo die ftantäbürgerliche Gefellichaft fich 
allgewaltig aus ber ftänbifchen und den Reſten ver Gelchlechterorpnung 
berausarbeitet, welche biß zum Ende des fünfzehnten Jahrhunderts in 
Europa ausfchließlich berrichen. Die polizeiliche Epoche, ethiſch getragen 
durch den Begriff der Obrigkeit, rechtlich vertreten in den großen Prin⸗ 
cipien des Römiſchen Rechts, faßt jevoch zunächſt den Staat als etwas 
jelbftändiges auf, das eigene Intereſſen, eigene Aufgaben, eigene Dr 
gane habe, und daher, um zu fein und zu wirken, Macht haben müſſe. 
Ein wejentliher Theil viefer Macht ift der Reichthum, eine der großen 
Bedingungen des Neichthums ift die Bildung; der Staat fängt an 
die Bildung zu brauden, wie er Gelb braudt, Militär braucht, 
Straßen braucht, Handel und Gewerbe braudt, und andere. Was 
er braucht, will, muß, darf und kann er ſich ſchaffen Er erfaßt baber 
jetzt das Bildungsweſen, das bis dahin in den Händen ber Selbitver: 
waltung gelegen, als ein felbitändiges Objekt feiner Thätigfeit, ale 
einen Gegenſtand feiner Verwaltung. Unb damit beginnt eine 
neue Epoche. 

Man muß nun, um ben Inhalt diefer neuen Zeit Kar zu machen, 
das formelle Element des neuen ftaatlichen Bildungsweſens von dem 
geiftigen Icheiven, obwohl fie in der Wirklichkeit enge zuſammengehen. 

IX. Der formelle, öffentlich rechtliche Charakter dieſer Epoche Tiegt 
darin, daß nunmehr, etwa feit dem Anfange des fechzehnten Jahr: 
bundert3, der Staat, allmählig fortichreitend, alle drei Grundformen bes 
Bildungsweſens, die Elementar-, Berufs: und allgemeine Bildung zuerft 
einer eigenen Geſetzg ebung unterwirft, dann fie in ihren Funktionen 
der eigenen Oberaufficht unteritellt, dann eigene eigentliche Staats⸗ 
anftalten für einzelne Zweige der Bildung errichtet, zuerjt meift dies 
jenigen, welche einen geiltigen Ausprud des Glanzes und der Macht 
des Staates geben, wie Sammlungen, Mufeen, Gallerien, Akademien, 
dann aber auch diejenigen, welche er wirthichaftlich für feine Cameralver⸗ 
hältniffe beruht, Bergwerks⸗ und andere Fachfchulen: endlich indem er 
das ganze Bildungsweſen zuerit al ein Ganzes auffaßt, und dafür 
die noch freilich fehr unvollfommenen Grundlagen eines höchften ftaats 
lichen Berwaltungsorganismus entwirft. So entiteht allmählig 
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eine ftaatlihe Thätigkeit für das Bildungsweſen; ; jedoch ift biefelbe 
fehr verfchieben und vielfach unfertig; denn theils will fie die geiftigen 
Selbſtverwaltungskörper in ihrer Funktion und ibren Rechten um fo 
iveniger beichränfen, als fie am Ende erfennt, daß biefelben im Wefent- 
lichen genügen und eine Aenderung ihrer Rechte Teine Beflerung ihrer 
Thätigfeit enthält; theil® aber erhält fi) aus ber ftändifchen Zeit noch 
das Princip der Grundberrlichleit, nach welchem der Grundberr bie 
örtlich vollziehende Gewalt ift, und fich daher mit feinem Recht noch 
immer zwiſchen das Gejeh des Staat® und feine Ausführung ftellt; 
namentlich im Gebiete des Volkſchulweſens. 

Die neue Staatsgewalt hat daher, mie überhaupt, auch noch nicht 
recht die Form der Verwaltung für das Bildungsmweien gefunden, und 
ihre Gefege find in den meiften Fällen befier als ihre Bollziehung. 
Wohl aber hat dieſe Geſetzgebung Einen großen Erfolg. Sie fcheidet 
nämlich zuerft objektiv die drei Grundformen, indem fie für 
die Elementarbilbung fpezielle Geſetze der Volksſchulen gibt, in ven 
" Univerfitäten mit Stubienordnungen und Prüfungsreglement3 aufzu- 
treten beginnt, und für die allgemeine Bildung einerjeits eine Sitten- 
polizei aufftellt, andererjeit3 die Prefje, deren Funktion fich zu ent- 
falten beginnt, unter bie fpezielle Thätigleit der Polizei ftelt, und 
endlich die Berüßung der Öffentlichen Sammlungen reglementirt. Das 
Bebeutiamfte aber unter dem, mas fie zu leiften beginnt, ift ohne 
Zweifel — aber freilich nur noch in Deutichland — die gefetliche Ord⸗ 
nung des Volksſchulweſens, die ins achtzehnte Jahrhundert fällt. 
Hier ift der Staat mit feiner Verwaltungsthätigfeit das zum großen 
Theil unbetwußte Organ des erften großen Faktors des ſich unmwiber: 
ftehlich entwickelnden Bildungsweſens, der entſtehenden ftaatsbürgerlichen 
Geſellſchaft. Dieſe geht in jener Entwicklung ihren ruhigen Gang fort, 
und fie ift e8, ohne welche man das, mas fcheinbar nur durch den 
Staat geichieht, weder überbliden, noch die Geftalt der geiftigen Arbeit 
unferes Jahrhunderts richtig beurtbeilen fann. Dieß aber gibt und den 
Inhalt des neuen, mit der Staatögemwalt entſtehenden Bildungsweſens. 

Die ftantsbürgerliche Geſellſchaft nämlich beginnt mit dem ſech⸗ 
zehnten Jahrhundert auf allen Punkten des öffentlichen Lebens und 
Rechts Lebendig einzugreifen. Sie hat die große Epoche ver polizeilichen 
Verwaltung erzeugt, und hat fie au gebraudt, um ihre eigenen 
Bedingungen durch Mitwirkung der jungen Staatögewalt für ihre Herr: 
Schaft im neungehnten Jahrhundert zu erfchaffen. Man wird ſich dabei 
natürlich feine bewußte Abficht denken, fondern vielmehr einen elementaren 
Proceß der Geichichte. Die Wiflenfchaft hat dabei nur die Aufgabe, 
diefem Procek in feinen Elementen zu formuliren. Und das ift für 
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das Bildungsweſen nicht ſchwer; namentlich indem man jene Bewegung 
auf die drei Grundformen des Bildungsweſens zurückführt. 

X. Was zunächſt den Elementarunterricht betrifft, ſo wird derſelbe 
in der alten Heimath der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft, den Städten, 
allmählig feit dem ſiebzehnten Jahrhundert eine allgemeine Aufgabe, 
indem theils von den Gemeinden jelbft Vollsfchulen begründet werben, 
theils Stiftungen aller Art dafür entftehen, theils einzelne Zehrunter: 
nehmungen auftreten. Das alte ftändifche Element erhält fich bier 
allerdings in der Unterorbnung ver Schule unter bie Kirche, aber im 
Allgemeinen noch nicht zum Nachtheil der erjteren; denn einen Schul⸗ 
Iehrerftand und ein Lehrbildungswelen gibt es nicht. Die Diener ber 
Kirche müfjen ihn erſetzen, wo er fehlt, und ihn leiten, wo er obne 
Borbildang auftritt. Nur auf dem Lande gebt die Sache ſehr lang: 
fam; bier ift e8 die Regierung, welche am meilten wirkt, während in 
den Städten die Bürgerichaften die Schulen in die Hand nehmen, und 
fchon fehen wir bie erften Epuren der allgemeinen Bildung im Ele 
mentarunterricht auftreten, und den Befit der Elementarfenninifie zu ° 
einer gejelichaftlichen Forderung, zu einer erften Bedingung der geſell⸗ 
Ichaftlihen Achtung werden. 

Beftimmter jedoch erfcheint der Einfluß der ftaatsbürgerlichen Ge: 
felfchaft in der Berufsbildung. Bisher erjcheint als Beruf nur das, 
was durch die gelehrte Bildung gegeben wird; nur auf ben hohen 
Schulen und Univerfitäten gibt es eine folde; was nicht dort gelehrt 
wird, ift noch feine „Wiſſenſchaft.“ Die ftaatsbürgerliche Gejellichaft 
jedoch fett als ihre weientliche materielle Grundlage den Erwerb, und 
mit ihr den Beſitz des freien geiverblichen Kapitald. Der Erwerb felbft 
wird dadurch ein ethiſches Element. Er entfaltet die ihm inwoh⸗ 
nenve, bisher unbelannte Fähigkeit, jedem Einzelnen bie perjönliche 
Selbitänvigfeit, und damit die Freiheit zu geben, was bei der faft aus⸗ 
ſchließlichen Herrihaft des Grundbefiges als Form des Kapitals ver 
ſtändiſchen Gejellihaft nicht möglih ift. Das Streben nad) Eriverb 
wird ein fittlicher Faktor; aber es wirb bald klar, daß die große Be: 
dingung des gewerblichen Erwerbs auch für die Nichtbefigenden die 
fachmäßige Bildung des Gewerböftandes iſt. Mit dem acht: 
zehnten Jahrhundert reißt fich diefelbe daher von der bigherigen, alleinigen 
Form der gelehrten Bildung los, und wird felbftändig, wenn auch nur 
noch unflar, verſuchsweiſe, örtlich, natürlich wieder nur in den Städten 
ihre erfte Heimath fuchend. Ihr Gefammtausbrud ift die Realjchule. 
Sie ift in ihrem Auftreten und in ihrer Wirkung eine überwiegend 
fociale Erſcheinung; fie ift der Ausbrud des Satzes, daB das ges 
werbliche Leben nicht mehr ein mechanifches, ſondern zugleid) ein geiftige® 


33 
it, daher vollberechtigt neben der übrigen geifligen Welt auftreten fol, 
und dadurch auf gleiche gejelichaftlihe Ehre und Geltung Anfprud 
bat. An fie fchließt fich dann die allgemeine Bewegung in diejer Rich 
tung, welche unfer Jahrhundert charakteriſirt. 

Was endlich drittens die allgemeine Bildung betrifft, fo entitebt, 
eigentlich freilich erft mit dem Ende des vorigen Jahrhunderts, das 
was wir_bie VBreffe nennen, anfangs noch in Buchform; jedoch auch 
als Buch ſich von ver ftrengen Beruföprefie der gelehrten Schriften, 
namentlich in den mit ber Mitte des vorigen Jahrhunderts entftehenden 
Encyelopädien ablöfend. Die Encyelopäbie ift das für die allge 
meine Bildung beftimmte Bud. Ihr folgen die „Briefe,“ Flug: und 
Zeitichriften, LXeibbibliothefen, und mit dem Echluß diejer Uebergangs⸗ 
periobe treten die Tagesblätter auf, anfangs unfertig, aber ſchon 
tüchtige Kräfte an fich beranziehend. Diefe Form der geiftigen Arbeit 
ift es, melde vor allem auf dem Bedürfniß der allgemein und gleichen 
Beitimmung aller zur Theilnahme an den großen geiftigen Aufgaben 
der Menſchheit bafırt iſt. Was die Volksſchule möglich macht, und 
was die Realſchule im Einzelnen vollbringt, das fängt jetzt die Preſſe 
an, für das Ganze zu leiften. Der Charakter derſelben ift aber, dem 
Geifte der Zeit entiprechend, noch weſentlich negativ. Das Wort, 
welches ihre dermalige Funktion am beiten bezeichnet, und das fomit 
einen jetzt ſchon halb vergeflenen biftoriichen Sinn bat, iſt die „Auf 
Härung.” Die „Aufflärung” bebeutet nicht jo ſehr die Verbreitung 
von Kenntniffen, ſondern vielmehr die lebenbige Erweckung der geiftigen 
Eelbftthätigfeit, aus welcher die individuelle Selbftändigfeit der Staats: 
bürger, dieſer Kern der ftaatöbürgerlichen Gejellichaft, hervorgehen joll. 
Sie ift der Proceß des Losreißens vom blinden Autoritätöglauben, die 
Vernichtung der Abhängigkeit von dem Denken und von den hiltori- 
ſchen Zrabitionen, auf denen die ftaatlichen Einrichtungen beruhen, 
von dem Aberglauben, ver fie begleitet. Hier ift es, wo die Philo- 
fopbie des vorigen Jahrhunderts in gewaltigfter Weile eingegriffen hat; 
ihre größte Funktion beitand nicht in ihren Syſtemen, fondern in ber 
Grundlage derſelben, der freien Thätigkeit des Selbſtdenkens. Und 
dieß Selbſtdenken ift das geiftige Element des Staatöbürgertbums, mie 
der gewerbliche Erwerb das materielle ift. Daher. erfcheint die Auf: 
Härung als das allgemeine Prineip der allgemeinen Bilbung, vom 
Volke angeftrebt, von der Philofophie getragen, von der jungen Staats: 
wiſſenſchaft anerfannt und jelbft vom Staate gefördert. Ihre Bebeutung 
ift mit den Verfuchen zu ihrer Definition gegeben, die ſelbſt ala hifto 
riſche Thatjachen für die Geſchichte des Bildungsweſens erjcheinen. So 
nennt Mendelsſohn fie „vie Entwicklung der vernünftigen Erkenntniſſe 

Stein, die Bertvaltungslehre. V. 3 
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— das Foriſchreiten im Nachdenken über die wichtigſten Angelegenheiten 
der Menſchheit.“ Kant bezeichnet ſie als „das Losreißen von der 
Unmündigleis oder der bloßen Autorität fremder Urtheile;“ Jacob, dieſe 
Definitionen zufammenfaflend, jagt, „die Aufllärung ift derjenige Zu- 
ftand ber Seele, in welchem fie fih von der Autorität anderer losreißt, 
um über die moralifchen und religiöfen (!) Verhältniſſe ſelbſt zu denken, 
und ein eigenes, von aller Autorität fremdes Urtheil darüber zu fällen.“ 
(Polizeimiffenich. I. 280.) Raum bat aber wohl jemand das Wefen dieſes 
Bildungsprocefies befier und grünblicher bezeichnet, als Aretin (Staats: 
recht der conftitutionellen Monarchie II. Bd. 2. Abth. S. 36—43), ter 
bier nicht bloß der Vertreter einer Definition ober eines Princips, 
ſondern des öffentlichen Rechts wird. Der Gefammterfolg aber ilt, 
daß das, mas man unter „Aufflärung” veritand, die Grundlage nicht 
etwa einer beitimmten Wifjenfchaft, fondern der allgemeinen Bildung 
überhaupt warb; und es war Zar, daß mit dem erften Stoße, ben 
die haltlos gewordenen öffentlichen Verhältniffe befamen, auch das 
Bildungsweſen eine andere Geftalt gewinnen mußte. 

XI Dieß nun geſchieht mit dem definitiven Siege der ſtaatsbür⸗ 
gerlihen Gejellichaft in unjerm Jahrhundert. Die Welt des geiftigen 
Lebens hält in demjelben gleichen Schritt mit der des gewerblichen, 
und beide ziehen das ftaatliche im Allgemeinen, die Verwaltung im 
Belondern nad fih. Das Princip deſſen was bier zu thun tft, wird 
immer klarer; dieß Princip erzeugt fein Syſtem, und dieß Syſtem it 
es das bei aller Verſchiedenheit bei den einzelnen Nationen dennoch 
allenthalben den gleichen Charakter theils ſchon gewonnen hat, theils 
mehr und mehr gewinnt. Man kann nun jenes Princip leicht und 
beftimmt formuliren; es ift aber dieß nothwendig, meil an ihm ber 
eigentlihe Maßftab der BVergleihung des Verſchiedenen gegeben iſt. 
Die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft entfaltet nämlich den Grundſatz, daß 
das Bildungsweien ein freies, ein ſyſtematiſch entwideltes, 
und ein organisch einheitliches fein fol. Und den Ausdruck diefer 
Momente bildet nun in den berfchiedenen Grundformen der Bildung 
bie folgenden Grundjäge, deren Ausführung im Einzelnen eben die 
nachfolgende Darftelung des vergleichenden Verwaltungsrecht? des 
Bildungsweſens fein foll. 

Die Freiheit der Elementarbildung bejteht formell in dem Rechte, 
den Elementarunterricht in jeber Weiſe zu ertheilen; innerlich aber in 
dem Streben, fchon mit ihr die erften Elemente der allgemeinen Bildung 
zu verbinden. Dieſe ericheinen einerſeits als die Elemente der allge 
meinen Seenntniffe, etwas Geographie, Gefchichte, Naturlehre; andrer⸗ 
ſeits al3 die elementaren Formen der Selbitthätigfeit in der Aufgabe, 


jelbftändige Auffäge in der Volksſchule zu verfaffen. Das große leitende 
Princip des Vollsſchulweſens diefer Epoche ift es, die Volksſchule nicht 
mehr wie früher als ein auch gefellfchaftlich gefchienenes Element ver 
Bildung, fondern als die organifche Geftalt der Borbildung für das 
ganze geiftige Zeben, als die Einführung in alle Bildung Binzu- 
fielen. Die Bollöfchule wird daher jet auch innerlich ein Syſtem, 
und dieß Syſtem ift ausgedrüdt in den Klaffen verfelben, eine Er 
ſcheinung, die unjerm Jahrhundert eigentbümlich, in ihrer Verbindung 
mit den wichtigften Elementen des Fortichrittes gehacht werden muß. 

Die Freiheit in der Berufsbildung liegt einerjeits in der Entwicklung 
der Realbilbungsanftalten zu einem allgemeinen Spitem, in dem wieder 
neben dem rein gewerblichen Zwecke die allgemeine Bildung in Geographie, 
Geſchichte und den Elementen der Staatöwiflenichaft ihren geficherten 
Pla befommt; andrerjeitd in der freien Bildung von Unternehmungen 
für diefelben, während auf den Univerfitäten die philoſophiſchen Facul⸗ 
täten und die Verpflichtung der Stubirenden wenigſtens tie Elemente 
der jelbftthätigen philofophifchen Bildung in ſich aufzunehmen, die Träger 
diefer Richtung find; endlich aber in dem großen Princip der Lern: 
und Lehrfreiheit, deren Form eine beftrittene, deren Grundgedanke 
aber in allen Formen der ift, daß der Einzelne nicht durch mechanifche 
Aneignung des Gelehrten, fondern nur durch Eelbftthätigkeit in Wahl 
des Stoffes und der eignen Arbeit die wahre Berufsbildung erreichen 
kann — ein Gefihtöpunft, den die formalfte Behandlung der Frage 
nie bat vergefien fünnen. 

Die Freiheit der allgemeinen Bildung endich iſt ausgedrückt in 
dem, allerdings nicht ganz vollzogenen Uebergange vom alten Preßweſen 
zum Rechte der gerichtlichen Verantwortlichkeit der Preſſe. 

Die ſyſtematiſche Entwicklung des Bildungsweſens erſcheint 
bei der Volksſchule formell in dem Klaſſenſyſtem derſelben, ſowie 
in der Ausbreitung ihrer ſpecifiſchen Function über das Kindesalter 
hinaus in dem Sonntagsſchulweſen, in der Aufftelung von eigenthüm- 
lichen Specialelementarfchulen, Taubſtummen⸗ und Blindenfchulen, dann 
aber in der Aufnahme der Elementarbildung in die eigentliche Kinderzeit 
bei den Warteſchulen; alles als Ein Ganzes für die Vorbereitung zur 
höhern Bildung arbeitend. 

Bei der Berufsbildung tritt diefelbe zunächſt auf in der ftrengen 
Scheidung der Borbildungsanftalten von ver eigentlihen Fachbildung, 
der hohen Schulen von ven Univerfitäten; dann in der Uebertragung 
dieſes organischen Unterfchiebes auf die ganze. Realbildung; dann in dem 
ſtrengen Syſtem der Klaffen mit ihren Aufnahms⸗ und Uebergang®: 
prüfungen und den fachmäßigen Stubienorbnungen an den Univerfitäten; 
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endlich in der Entwidlung von Fachbildungsanftalten für alle Berufe, 
die bei aller Selbftändigfeit doch wieder durch die höhere Wiſſenſchaft 
im Bewußtſein ihrer geiftigen Einheit erhalten werben. 

Bei der allgemeinen Bildung endlich liegt das ſyſtematiſche Element 
einerfeit3 in ber allmählig wachſenden Ausdehnung aller Anitalten für 
diefelben, dann in dem Entftehen einer ſyſtematiſch fich entwidelnden 
Sachpreffe, die wiederum in engem Zuſammenhang mit der allgemeinen 
Bildung fteht. 

Was endlich die Einheit bes Bildungsweſens betrifft, fo ift fie 

‚natürlich einerjeit3 eine geiftige, andererſeits aber eine flaatlihe. Die 

geiftige bildet ſich von felber; ihr unerjchütterliches Fundament ift die 
Erfenntniß, daß jedes Gebiet des Lebens der Wiflenfchaft angehört, 
deren Aufgabe es ift, den inneren Zufammenhang des Berfchievenen 
durch die Aufitellung feiter allgemeiner Begriffe und Geſetze zu ſetzen. 
Der Verwaltungslehre aber gehört die äußere Geftalt diefer Einheit 
an; und biefe ift wieder theils eine innerlich begründete, theils eine 
formale. 

XI. Diefe äußere Einheit des Bildungsweſens ift in ihrem Ber: 
hältniß zum Staat zunädjft begründet auf dem allgemein zur Geltung 
gelangenden Bemwußtlein, daß es feinem Weſen nah ein Ganzes 
ift, und daber auch als ein Ganzes in der Thätigfeit des Staates, 
fowohl für feinen Willen in der Geſetzgebung, ala für feine äußere 
Thätigleit in der Verwaltung zu ericheinen habe. Die Geftaltung dieſer 
formalen Einheit erfcheint daher in der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft 
al3 eine zweifache, an die zwei Elemente der jebt Har hervortretenden 
Drganilation des Staatslebens anjchließend. 

Das erite beruht darauf, daß das geltende Recht des Bildungs 
weſens jet ein gefetliches, und damit Gegenftand ber organifchen 
geleggebenden Gewalt wird. Allerdings wird fein das ganze Bildungs⸗ 
wejen umfaſſendes Geſetz erjcheinen, wohl aber werden die großen ein- 
zelnen Gejete von Einem Gedanken befeelt, auch ala ein Ganzes ver- 
ftändlih, und von Einem Princip aus in ihren «Einzelheiten geregelt. 

Dann aber entjteht zweitens die fyftematifche Einheit der Verwaltung, 
und zwar indem einerſeits der Staat das Bildungsweſen als einen Theil 
feines vollgiehenden Organismus aufnimmt, andrerfeits die Thätigfeit der 
Selbitverwaltungslörper, der Vereine und der Einzelrien feiner oberauf: 
ſehenden Gewalt gleichmäßig unterorbnet. Dieje Drganifation ſchließt fich 
an den allgemeinen Organismus der Verwaltung in feinen drei Formen. 

XI. Zuerft hat die Verwaltung das ganze Bildungsweſen bes 
Stants im mweitelten Sinne zu umfaffen. Allein die Functionen, melche 
daflelbe erfordert, find fo verſchieden, daß fie einem und bemfelben 
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Drgan gar nicht überwiefen werden können. Daſſelbe fällt daher unter 
drei Miniſterien. 

Das erfte Minifterium ift das des Unterrichts, das allerdings 
die Verwaltung der geiftigen Welt zu feiner eigentlichen Aufgabe hat. 
In ihm tft die ftaatliche Organifation ber geiltigen Verwaltung ge 
geben. Es bat daher fein Minifterialfgftem, mie e3 die vollziehende 
Gewalt zeigt, in Minifter, Minifterium und Behörden, und umfaßt 
damit das ganze Voll. Nur erfcheint feine Function als eine doppelte. 

So weit nämlich der Staat die Bildungsanftalt felbft hervorruft, 
ohne die Selbftverwaltungsförper tabei heranzuziehen, find die Drgane 
der Bildung im eigentlichen Sinne des Wortes Staatsdiener, und 
ihre Thätigkeit ıft eine amtliche, mit amtlicher Verantwortlichleit. So 
weit jedoch die Bildung durch die Leiftungen der Selbſtverwaltungs⸗ 
lörper, Vereine oder Einzelner verbreitet wird, find die Lehrenden feine 
Staatzdiener. Die Aufgabe des Staats, auch hier die Einheit des 
geiftigen Lebens zu erhalien und feinem Wefen nad) für das Vorhanden⸗ 
jein der Bedingungen der Bildung zu forgen, wird hier in der Ober: 
aufficht gegeben. Es bat daher ein Syſtem ber oberauffehenven 
Behörden mit beftimmter Competenz aufzuftellen, deren Aufgabe es 
nicht ift, für die Bildung jelbft, ſondern dafür zu forgen, daß die 
geſetzlichen Vorſchriften Über das Bildungsweſen von jenen Körpern 
oder den Einzellehrern wirklich beobadhtet werden. Diefe Auf 
fihtsbehörben werden der Regel nach in den höhern Stellen die allge» 
meinen Verwaltungsbehörden fein, welche demnach in diefer Beziehung 
‚unter dem Minifterium des Unterrichts ftehen; in den nievern Stellen 
dagegen erden,’ wenigſtens für die Elementarbilbung, meiff eigene 
Auffichtsorgane berufen, während die Örtliche Function wieder ber 
örtlichen Selbitverwaltung überlaffen ift. Im Großen und Ganzen 
find daher die Berufslehrer der gelehrten Bildung meift Staatsdiener, 
die der mwirtbichaftlichen fowie der Elementarbildung im Dienfte ber 
Gemeinden, während in ihrer Thätigfeit alle, aber in Anftelung und 
Dienſtrecht nur die erften unter dem Minifterrum ftehen. Doch ift Hier 
feine fefte Gränge zu ziehen; auch das geltende Recht ift ſehr verichieben. 
Jedoch Tann man allerdings als Regel aufitellen, was auch durch bie 
Natur der Sache bedingt und erklärt wird, daß nämlich der Antheil, 
den die Minifterien und Unterrichtsbehörben an der Anftellung und Ent: 
laffung ver Lehrer haben, fich nach dem Maße beitimmt, in welchem die 
Staatskafſen zu den Unterrichtsausgaben beitragen, und zwar meiſtens in 
der Weife, daß ſich die Staatsverwaltung die Ernennung immer vor: 
behält, während die Selbftvertvaltungsförper enttweber die Wahl, ober . 
den Vorſchlag (Präfentationsrecht) und zuweilen gar fein Recht haben. 
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Sn diefem einfachen Echematismus hat nun das Weſen der gei: 
ftigen freien Arbeit das hiftorifche Princip der Selbftuerwaltung für 
bie Lehre als ſolche erhalten, und weiter ausgebildet. Dieſe Selbit- 
verwaltung, deren Mutter die Univerfitäten find, ericheint nämlich in 
der Form der Lehrkörper, die zunächft für die Vorbildungs- und 
Berufsbildungsanftalten (gelehrte Realſchulen und Univerfitäten) das 
Recht der Selbftverwaltung für Lehre und Erziehung, fomweit beide 
in der Anftalt felbft fich erfüllen, behalten haben. Bon diefen ift der 
derjelbe Gedanke auch in das Volksbildungsweſen übergegangen, in: 
dem bier die Yunction bes Lehrlörpers einem, aus der Bertretung 
der Gemeinde, der Geiftlichleit und den Volkslehrern felbft gebilteten 
Berwaltungsflörper der örtlichen Vollsbilsung über 
tragen wird. Die vollftändige Organifation ift daher erft mit vielen 
drei Elementen gegeben; aber nur Deutſchland bat dieß vollftändig 
auszubilden vermodit. 

So ift ſchon der Organismus des geiftigen Lebens auch von Seiten 
feiner Verwaltung fein einfacher; es gilt bier vielmehr dieſelbe Er: 
fcheinung, welcher wir in ben meiften Gebieten der ftantsbürgerlichen 
Drganifation begegnen, daß nämlich die amtliche Function ſich mit der 
der Selbftverwaltung und des Vereinsweſens verjchmilzt, und fo 
ein zum Theil jehr ausgearbeitetes und mannichfach verfchiedenes Syſtem 
der anerlannten Organe und ihrer Competenzen erzeugt. Jedoch kann 
man alle beitehenden Formen leicht auf die obigen Elemente zurüd: 
führen und in fie auflöfen. 

XIV. Während auf diefe Weile das Unterrichtsminifterium die 
eigentlich probuftive Thätigkeit für die geiftigen Güter zum Inhalt hat, 
greifen noch zwei andere Minifterien mit in baflelbe hinein. Das erfte 
ift das Minifterium des Innern; das in der Kulturpoligei die Sicher 
heit des öffentlichen geiftigen Lebens vertritt, und das Juſtiz⸗ 
miniltertum, das über die Preſſe, als Element der allgemeinen Bildung, 
richterliche Urtheile fällt. Die Scheivung beider vom Unterridtsmini- 
fterium aber entwidelt ſich erft Iangjam, und für jeden Theil in be 
fonderer Weile. Im Ganzen ift das Unterrichtäminifterium in organi- 
ſchem Zuſammenwirken mit der Selbftverwaltung der Organismus der 
geiftigen Verwaltung in ber ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft. — Dieß 
nun find die mefentlichen Grundzüge der Gefchichte des Bildungsweſens 
in den germaniichen Staaten. Innerhalb verfelben treten aber ad 
bier die drei großen Kulturvölker mit ihrem eigenthümlichen Charakter 
und dem ihnen entiprechenden öffentlichen Bildungsrecht auf, als bie 
Grundtypen, auf welde man Geſchichte und Geftalt des Ießteren ſtets 
zurüdführen muß. 


V. Der Charakter des Bildungsweſens in den Sanptftanten Eurspas. 


Bei dem ungeheuren, das gefammte Vollöleben umfaffenden Um: 
fang, und bei der großen tiefgebenden Verſchiedenheit des Bildungs: 
weſens im Einzelnen in den Hauptitaaten Europas wird e8 nun als 
eine der weſentlichen Bedingungen des Verſtändniſſes des letzteren an- 
gejehen werden müflen, daß man ten Charakter des Bildungsweſens 
in jedem dieſer Staaten vorerft jo beftimmt als möglich feftftelle. 

Sn der That nämlich erfcheint das Bildungsweſen eineö jeden 
Staates bei aller Verfchiedenheit und fcheinbaren Zufälligfeit im Ein- 
zelnen dennoch als ein Ganzes, deſſen innere Gleichartigfeit uns in 
überrafhhender Weile entgegentritt, ſowie man baflelbe einerfeit® auf 
die elementaren Grundformen des Bildungsweſens, andrerfeit3 auf die 
Grundkräfte zurüdführt, welche wir oben bezeichnet haben. Erſt in 
diefer Einheit ift eine Vergleihung des Ganzen möglich. Hält man 
feft, daß die wirkliche Geftalt des Bildungsweſens von diefen Momenten 
beherrſcht wird, fo leuchtet es ein, daß alle wahre Vergleihung erft 
da beginnt, wo man wirkliches Leben aus der Wirkung jener Kräfte 
hervorgehen fieht. Und darum mag es uns wohl verftattet fein, das, 
was wir unter dem „ Sharalter zu denken baben, hier genauer zu 
beftimmen. 

Der Charalter des inneren Staatslebens überhaupt beſteht nämlich 
in dem Verhältniß, in welchem der Begriff und die thätige Idee des 
Staats zu den geſellſchaftlichen Ordnungen in demſelben ſtehen. Es 
ift gezeigt worden, wie beide ein weſentlich verſchiedenes Princip haben; 
in dem Kampf dieſer beiden Principien beſteht das innere Staatsleben 
überhaupt, und aus ihr geht beſtändig die ganze Geſtalt ver Verwal: 
tung hervor. Das Bildungsweſen ift aber ein Theil der Vertvaltung. 
Und es ergibt fidh daraus, daß das Bildungsweſen eines Staates ftets 
denfelben Charakter hat, wie feine ganze Verwaltung, und daß es 
mithin einen melentlichen Theil der inneren Gelchichte deſſelben aus: 
macht und bebeutet. 

Das nun macht die Darftelung des Bildungsweſens zwar nicht 
leichter, wohl aber iſt es ber einzige Weg, um die Auffaſſung deſſelben 
vor derjenigen Einfeitigfeit zu betwabzen, welche da glaubt, die Sache 
jelbft erfaßt zu haben, wenn fie die äußern Formen und die einzelnen 
gefeglichen Beitimmungen Iennt. Hier ift daher der Punkt, auf wel: 
chem der höhere Standpunkt der Beriwaltungslehre allein der Darftellung 
des Bildungsweſens ihre innere Einheit und ihre wahre Bedeutung 
gibt, und die Stelle, auf welcher die Geſellſchaftswiſſenſchaft in biefen 
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Theil der Staatslehre eingreift. Wenn es uns gegeben wäre, die Noth— 
wendigkeit und den Werth diefer Forderungen für diejenigen nachzu⸗ 
mweifen, welche ſich mit den gegebenen Verhältniſſen des Bildungsweſens 
in Europa beichäftigen, jo würden wir glauben, viel gewonnen zu haben. 

Breitet man nun von diefem Standpunft aus die Karte von Europa 
vor ſich aus mit ihren verfchiebenen Völkern und Staaten, feſt im Auge 
baltend das Verhältniß von Gefellichaft und Staat als Grundlage der 
gefammten Öffentlichen Rechtsbildung, fo erfcheinen wie für bie Verwal: 
tung überhaupt, jo namentlich auch für das Bildungsweſen die drei 
großen Staatlichen Bildungen, die mir überhaupt für die Verwaltungslehre 
als die drei Grundformen ber öffentlihen Rechtsbildung anerkennen 
müffen, England, Frankreich und Deutichland. An fie fchließen fich alle 
andern mit mehr oder weniger Klarheit, mit mehr ober weniger Bewußt⸗ 
fein ihres wahren Verhältniſſes an. Han kann unbedenklich fagen, daß 
wer diefe Staaten verfteht, das Leben von Europa mit Einem Blick zu 
umfaſſen vermag; jo in allen andern Dingen, fo auch im Bildungsweſen. 

Allen diefen Staaten ift nun die eine große hiftorifche, alle übrigen 
überragende Thatjache gemeinfam, daß fie im Webergange von der 
ftändifchen zur ftaatsbürgerlihen Geſellſchaftsordnung begriffen find. 
Der Charakter ihres öffentlichen Rechts überhaupt und ihres Bildungs: 
weſens im befondern beruht demnach auf den Elementen, durch melde 
diefer Mebergang vollzogen wird, und auf dem Punkte, auf welchem 
ſich derſelbe befindet. 

Um dieß als Grundlage der Vergleichung auch des poſttiven 
öffentlichen Rechts feſthalten zu können, dürfen wir hier einen ſehr 
wichtigen allgemeinen Satz wiederholen. Eine jede große Geſetz— 
gebung in einem jeden Staate entſteht immer erſt da, wo eine neue 
Geſtalt der Geſellſchaftsordnung ſich Bahn bricht. Das gilt für die 
ganze Verwaltung; das gilt auch für das Bildungsweſen. Das Auf: 
treten großer Gefeßgebungen für diefe Verwaltung des geiftigen Lebens 
begleitet daher ſtets die gefellichaftliche Entwidlung, und bebeutet immer 
cinen nachhaltigen Sieg der Staatsidee über bie gefellichaftlichen Sonder: 
interefjen. In der That darf man daher nicht eigentlich bei der Ber: 
gleihung von dem Inhalt der pofitiven Gejege ausgehen, fondern muß 
vielmehr von der Anſchauung der gejellichaftlihen Bewegung aus zu 
ihnen als nothivendiger und praftifcher Confequenz hingelangen. Und 
dafür den Berfuch zu liefern, ift die nächfte Aufgabe des folgenden. 
Zunächſt aber erklärt es fich eben daraus, weßhalb gerade unfer Jahr⸗ 
hundert die Epoche der großen organilchen, Bildungsgeſetzgebungen ift; 
benn daß dem fo ift, ift ebenfalls eins ber greifbarften Ergebnifle der 
hiftorifchen Bewegung, in der wir uns befinden. 
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Sinnerbalb derfelben nun bat jeder der großen Staaten feine eigen: 
tbümliche Stellung. | 

Der Charakter des englifchen Lebens zunächſt befteht darin, daß 
die ftänbifche Geſellſchaftsordnung bier. vielleicht am ftrengiten in ganz 
Europa erhalten ift und in ver gefelligen Welt gilt, daß aber vie höhere 
gejellfchaftliche Klafle Leine ftantlihen Berwaltungsrechte befigt. Die 
freie ſtaatsbürgerliche Geſellſchaftsordnung ift bier nur bis zur Aufhebung 
‚ der öffentlichen Vorrechte der Grundberren gelangt; fie fteht noch auf 
dem rein negativen Stgnbpunft des freien einzelnen Individuums. Zu 
einem pofitiven Walten, und damit zu einem felbftändigen Eingreifen 
in die Lebensfphäre des Einzelnen im -Namen der Gefammtentwidlung 
ift England noch nicht gelangt. Daher fehlt ihm einerfeitd die orga- 
niſche Entwidlung der Staatsidee zu einem jelbftthätigen Verwaltungs 
förper, andrerſeits die organifche Gefehgebung. In England iſt alles 
und jedes auf fich ſelbſt angewieſen, und Englands Freiheit befteht 
weſenilich in der rechtlichen Befreiung jeder individuellen Rechtsſphäre 
von dem Einfluffe jedes andern. Das iſt Englands Charakter auf 
allen Punkten, und jo auch der feines öffentlichen Bildungsweſens. 

In Frankreich hat dagegen die ftaatsbürgerliche Gejellichaft zwar 
gefiegt, aber ihre Sieg in der franzöfiichen Revolution mar ber ber 
Gewalt. Und Gewalt erzeugt Gewalt; denn daß jedes Ding das ihm 
Gleichartige mit all feinen Folgen wieder erzeuge, das ift die wahre 
und furchtbare Gerechtigkeit aller Gejchichte.. Der gewaltſame Sieg 
jener Gejellihaft bedingte, daß die Regierung als organiſche Ber 
treterin berfelben jelbjt ver Gewalt beburfte, und die Alleinberrichaft 
unter den Formen der Freiheit an ſich riß. Frankreich ift daher das 
Land der Macht der Verwaltung, und damit auch das Land, in 
welchem die Staatsgewalt für fich alle Aufgaben der Berwaltung in 
Anſpruch nimmt. Während England das Land ift, wo die Staats 
verwaltung dem Einzelnen zu viel überläßt, iſt Frankreich dasjenige, 
wo ihm zu wenig überlafjen wird; während England zeigt, wie viel 
der Fräftige Einzelne für und durch fich felbjt vermag ohne öffentliche 
Hülfe, bat Frankreich zu lehren, was die Regierung durch ihre Gewalt 
zu Stande bringt, indem fie die Einzelnen in der Selbftverivaltung 
und dem Bereinöwejen faſt ganz ausfchließt. Während in England 
daher eine ftaatliche Drganifation der Verwaltung faft gänzlich feblt, 
ift in Frankreich jede öffentliche Gewalt ein ftaatliches Organ. Während 
England daher ver eigentlichen Geſetzgebung ermangelt, und das öffent- 
lihe Recht der Verwaltung weſentlich nur die Gränzen vorfchreibt, 
innerhalb deren ſich die Selbftbeftimmung ver Einzelnen zu bewegen 
bat, ift in Frankreich vielmehr alles durch die Gefebgebung und 
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Verordnung des Staats geregelt, und der eigene Wille des Volles in 
den Angelegenheiten der Vertvaltung auf das äußerfte Maß und unter 
beftändiger Dberaufficht des Staats befchräntt. Einen größern Gegenſatz 
als diefe beiden Länder hat die Geichichte niemals fo nahe zufammen: 
gerüdt, und das Betrachten diefer Völker wird jo zur Grundlage des 
Verftändnifles für das übrige Europa. Das gilt für die Verwaltung 
im Ganzen, und das gilt auch für das Bildungsrecht, ſowohl für den 
Geift als felbit für die einzelnen Rechtsſätze veflelben. 

Denn viel fchwieriger tft das dritte große Kulturvolf Europas, 
das gleihlam zum Verſtändniß und zum Bewußtſein der andern beitimmt 
iſt, das deutfche Voll. Deutichland unterfcheidet fih von England 
und Frankreich dadurch, daß die ftänbifche Geſellſchaft nicht bloß beiteht 
wie in England, fondern auch noch beſondere öffentliche Rechte hat, 
während bie ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft wie in Frankreich allerdings 
beftehbt und herricht, aber auf allen Punkten von dem Rechte der ftän- 
diſchen Gejellichaft befchränft if. Es hat fich daraus die eigenthümliche 
Folge ergeben, daß die Eelbftverivaltung in Deutichland den Charalter 
der ftänbifchen Welt annimmt, das ift, in lauter felbftftändigen Körper: 
Ihaften auftritt, während die Staatsverwaltung fich biefelben in ber 
Form der DOberauffiht unterorbnet, ohne fie doch wie in Frankreich 
ganz in ſich aufzunehmen. Aber gerade dieſer ſtändiſche Charakter 
der deutlichen Selbftverwaltung ift von hohem Werthe, weil er es ift, 
ber ber leßteren gegenüber der mächtigen Staatsgewalt ihre Selb- 
ftändigfeit erhielt, eine Eelbftänvigfeit, melche fie in Frankreich vers 
Ioren hat, die in England dagegen zur beinahe völligen Beriplitterung 
der Verwaltung führt. Denjelben doppelten Charafter hat auch die 
Geſetzgebung; fie zeigt auf allen Punkten eine innige Verſchmelzung 
des ftaatlihen Willens und der örtlidhen Selbftbeftimmung; und in 
dem Kampfe dieſer beiden Faktoren entwidelt fi dasjenige Element, 
das Deutichland fo hoch ftellt, und ihm ganz eigenthümlich if. Das 
it die deutihe Wiſſenſchaft, melde in ber ihr entiprechenden 
Weife, durch beftändiges ehrliches und gründliches Streben nad dem 
Wahren, zulegt vie Entfcheivung in dem Streite jener beiden Elemente 
abgibt, und jo in ftiller aber mächtiger Wirkſamkeit zu einer recht3- 
bildenden Potenz wird, wie fie in feinem andern Staate der Welt 
vorlommt. Daher bat Deutfchland mehr einheitliche Wiſſenſchaft als 
Gejeßgebung; jene ift e8, welche dieſe erſetzt wo fie fehlt, und fie leitet, 
wo fie ſich formuliren will; fie ift die höhere Inſtanz, an welche biele 
am leiten Orte appellirt, und nirgends ift daher Achtung und Macht 
ber Wiffenfchaft höher als bier. Dieß gilt von der Verwaltung und 
ihrem Recht im Allgemeinen, vor allen Dingen aber von der Verwaltung 
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des Bildungsweſens und feinem Recht. Während England Jeigt, was 
der auf fich ſelbft angewieſene Einzelne, und Frankreich, was die fait 
ſelbſtherrliche Regierungsgewalt vermag, zeigt ung Deutſchlands Bilbungs- 
weien die bildende und erbebende Macht der Willenfchaft, und nirgends 
mehr, als gerade im Bildungsweſen. Unfere wahre Geſetzgebung 
it unfere pädagogifche Literatur. Und daran tollen fir 
feftbalten. 

Was nun die übrigen Länder betrifft, jo wird man folgendes 
jagen müſſen. Die Gränzländer zwiſchen Frankreich und Deutfchland, 
Belgien, Holland und Stalien, haben die frangöfiichen Formen ange: 
nommen, zum Theil auch die franzöiiichen Namen, aber den deutlichen 
Geiſt und vielfach auch das deutiche Princip der geiftigen Selbſtver⸗ 
waltungslörper in Schule und Univerfität fich erhalten. Der Charalter 
derjelben ift daher im Einzelnen oft fchivierig 34 beftimmen, im Ganzen 
aber leicht verſtändlich. In Holland und Belgien lebt und herricht 
wejentlich die deutiche, in Italien jedoch fo weit fchon jebt von einem 
Bildungsweſen veflelben die Rebe fein kann, der franzöfiihe Gedanke. 
Die Schweiz ift nach ihren einzelnen Kantonen ſehr verichieven. Die 
Länder Skandinaviens dagegen ftehen durchaus auf dem deutſchen 
Standpunkt, während im Diten das junge Serbien fih nach deutſchem 
Mufter zu organifiren beginnt, Rußland aber noch im Anfang einer 
eigentlich feften Geftaltung ſteht, in der jedoch die deutſche Auffaflung 
von Tage zu Tage, wenn auch unter anderem Namen, mehr Raum 
gewinnt. 

So liegen im Großen und Ganzen diefe Berhältniffe, und ehe 
wir nım zum befondern Theile übergehen, dürfen wir die hier bezeich⸗ 
neten Allgemeinbeiten wohl etwas näher für die einzelnen Staaten 
mit ſpezieller Rückſicht auf ihre pofitive Gefekgebung charakterifiren. 


England. Daß England, und warum es Feine organifche Ver: 
waltung und keine Geleßgebung des Unterrichtswefens bat, welche alle 
Gebiete des letteren gemeinfam umfaßte, iſt bereitö erwähnt. Die 
Betrachtung Englands hat deßhalb von jeher dahin geführt, ftatt einer 
Bergleichung bed pofitiven Rechts vielmehr den gelammten Geilt bes 
engliichen Lebens in ben Vorbergrund zu ftellen; und das wird noch 
lange jo bleiben müflen. Denn England bat biöber nur für die 
Elementarbilvung eine felbft noch einfeitige Geſetzgebung; das Fady: 
bildungsweſen beiteht nur in den ftänbifchen Körpern ver Univerfitäten 
und Collegien, neben welchen die freien Unterrichtsanftalten ganz 
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unbeſchränkt beſtehen, und ein Unterricht@minifterium eriftirt überhaupt 
nit. England kann daher nur durch den Geift feiner gefammten Ent: 
wicklung auch in feinem Bildungsweſen verftanden erben. 

Das ganze englifche Bildungsweſen gebt einfeitig aus dem Ele: 
ment der individuellen Selbftändigfeit in der ftaatöbürgerlichen 
Gejellichaft hervor, die geijtigen Güter erfcheinen bier als das eigenite 
Gebiet des Individuums, aber die völlig freie Bewegung des Verkehrs 
erzeugt die Erfenntniß des Werthes derfelben für jedermann; darum foll 
jeder für fih und in feiner Weife fich feinen eigenen Bildungsgang 
Ihaffen, und darum thut er auch, fo meit fein eigenes Intereſſe, fein 
eigenes Verſtändniß es für ihn fordert. Das tft fomit feine Sache bes - 
Staats, und foll ed auch nicht fein; noch würde ein Eingreifen bes 
felben als eine Gefährbung der individuellen Freiheit gelten. Die 
Berwaltung leiftet daher grundſätzlich nichts für das Bildungsmefen ; 
das was geleiftet wird, ift nur die Sache der Selbftvertvaltung der 
Vereine, oder des Einzelnen. Es gibt daher feine organiiche Geſetz⸗ 
gebung, feine Prüfungsfufteme, feine Schulpflicht, feine Oberaufficht, 
feine Unterftügung, feinen Lehrkörper, Teine Statiftif — für das Ganze; 
für die einzelnen Theile nichts als die Achtung vor der Bildung und 
die allgemeine Erkenntniß des hoben Werthes derielben. Das lebtere 
indeß verleiht wiederum der indivibuellen Bildung ihre Energie und 
zweckmäßige Klarheit, während das erftere fie zufällig und ungleichmäßig 
ericheinen läßt. Die tüchtige Individualität gelangt weiter als irgendwo; 
aber die untlchtige gebt dafür auch geiftig zu Grunde. Die Bildung 
ſelbſt, mwejentlih in ihrem wirthichaftlichen Werthe verſtanden, wird 
ihrerjeit3 eine vorzugsweiſe materielle; die Kenntniſſe find unendlich viel 
wichtiger als die Erfenntniß; fie find’ jedoch nur Mittel zum Eriverb, 
und als ſolche für das Voll im Ganzen nie ein Zweck für fih. ‚Die 
Entwidlung der Wiflenfchaft beruht deßhalb ausſchließlich auf dem per: 
ſönlichen Intereſſe des Einzelnen; fie ift feine Forderung einer Anftalt, 
fonvern die Befriedigung einer Individualität. Der Unterfchieb der 
Klaflen, den die ftaatsbürgerliche Gefellichaft an die Stelle des Standes: 
unterſchiedes ſetzt, erjcheint daher auch in der Bilbungswelt; die Bil: 
dung wird dem Beſitz parallel, und die Verwaltung füllt die Kluft 
nicht aus, weil fie dafür feine Verpflichtung kennt. So ift das eng 
liſche Bildungsweſen vor allem ein verwaltungslofes, und taburd 
ſyſtemloſes, ungleichartiges und zufälliges, neben größter Energie bed 
Individuums. Es ift dem Continent faum verftändlidh in feiner Eins 
feitigfeit, und doch nur bie höchfte Form der Herrichaft des einen Ele 
mentes der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft, der individuellen Selbſtändig⸗ 
teit. Indeß beginnt auch hier eine andere Zeit. England fängt jet ba 
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an, wo Deutſchland vor hundert Jahren ſtand. Die Organiſirung ſeines 
Bildungsweſens beginnt mit der ſelbſtändigen Entwicklung des Volks⸗ 
ſchulweſens als Aufgabe der Verwaltung; wenn dieſe feſtſteht, wird 
die verwaltungsloſe und mittelalterliche Körperſchaft feiner Univerfitäten 
allmählig fih im Sinne des übrigen Europa’ Ändern, und der ent 
ſcheidende Grundſatz einer fertigen Vorbildung für die höhere Berufe: 
bildung eintreten; die allgemeine Bildung wird fih dann von den 
befehräntten religiöfen Vorurtheilen frei machen, und England kann 
das Land werben, welches das Princip ber freien inbivinuellen Perfön- 
lichfeit in großartigfter Form im öffentlichen Bildungsweſen durchführt. 

Bis dahin läßt fi) das Bildungsweſen Englands formell kurz damit 
harakterifiren, daß fein Volköfchulweien, noch vor wenig Jahren nur 
in den Armenfchulen beſtehend, eben beginnt, unftcher und verſuchsweiſe 
Gegenftand der Berwaltung zu werben; daß feine Berufsbildung ohne 
organifirte Vorbildung nur noch als eine gelehrte, und ſelbſt vollkommen 
in ftändifcher, unorganifirter Selbftvermaltung bafteht, und daß bie 
allgemeine Bildung, der Verwaltung gänzlich fremd, nur noch Sache 
des Einzelnen tft, und daher höchſtens vom Vereinsweſen geförbert, 
mehr als irgendwo auf der Prefle und ihrer Thätigkeit beruht. Es 
kann daher ſehr viel von einem englischen Princip, aber ſehr wenig 
von einem engliihen Eyitem die Rede fein. Die großen “Theile des 
Bildungsweſens liegen zuſammenhangslos neben einander, und ftatt der 
Berwaltung oder ber pofitiven Geſetzgebung muß der wiſſenſchaftliche 
Gedanke ſie als Einheit zuſammenfaſſen. 

Frankreich. Den direkten Gegenſatz dazu bildet Frankreich in 
feinem geſammten Bildungsweſen. Als in der franzöfiſchen Revolution 
die Principien der Freiheit und Gleichheit den plötzlichen Sieg über 
die ſtändiſchen Ordnungen gewannen, war die Anerkennung der gleichen 
Bildung für alle eine nur naturgemäße Conſequenz dieſer Grundſätze. 
Natürlich konnte eine ſolche Conſequenz nur durch die, von der Ge: 
ſellſchaft vollftändig beberrichte Verwaltung verwirklicht werden. Die 
Bedingung dafür war eine möglichft einheitliche Geſetzgebung. So 
fam es naturgemäß, daß die Regierung verfuchte das geſammte Bil- 
dungsweſen durch ihre Gefeßgebung zu regeln unb durch eine eben fo 
einheitliche Verwaltung praftifch zu beherrſchen. Das auf dieſe Weile, 
man kann fagen, einfeitig von der Staatsgewalt begründete öffentliche 
Bildungsweien Frankreich unterfcheidet fi daher von dem Englands 
dadurch, daß der freien geiftigen Thätigkeit jo wenig als möglich Spiel- 
raum gelaffen und diejelbe ganz von ver Verwaltung übernommen ift, 
von dem Deutichlands dadurch, daß die einzelnen Theile des Syſtems 
feine felbftändige und ungleichmäßige Form. und Entividlung befisen, 
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und nicht von hiſtoriſch entſtandenen Körperſchaften oder von dem immer 
verſchiedenen und ſehr oft zufälligen Verhältniß der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper und Selbftverwaltungsrechte Brtlich verſchieden beſtimmt werden. 
Es iſt der Sache wie der Form nach Eine große, für das ganze Reich 
gleichmäßig durchgeführte, faſt ohne alle Theilnahme ver Selbſtver⸗ 
waltung wirkende Verwaltungsanſtalt, in der kein Theil von dem 
andern getrennt iſt, kein Theil eine eigene, geſonderte Entwicklung hat, 
und die daher auch unter einem Namen von einer Geſetzgebung be 
berricht wird. Dieſe Anitalt, das gefammte Bildungsweſen des Reiches 
umfaflend, beißt die Universite, welche daher im weſentlichen Unter: 
jchieve von dem biftorifchen Benriffe der Univerfität, neben allen 
Formen und Anftalten der Berufsbildung, auch das gelammte Volls⸗ 
bildungsweſen zugleih umfaßt, und unter einem das Ganze gleid 
mäßig verwaltenden Organismus fteht. Die franzöfifche Universite hat 
daber mit der deutfchen Univerfität gar nichts gemein. Sie ift 
vielmehr der Organismus des gefammten Bildungswefens 
der Regierung, von der Elementarfchule bis zu den Fakultäten; und 
in diefem Sinne ift bie Gefchichte des franzöfiichen Bildungswelens die 
Gefchichte der Universite. 

Allerdings ift dieß der gegenwärtige Charakter des franzöſiſchen 
Bildungsweſens, und es wird unfere Aufgabe fein, daſſelbe unten in 
feinen einzelnen Theilen und Gebieten genauer zu verfolgen. Allein 
daflelbe ift fo wenig plölich entftanden wie irgend ein anderer Theil 
der öffentlichen Macht in diefem merkwürdigen Staate; und Taum 
bietet irgend ein anderes Land fo viel Intereſſe durch feine hiftorifche 
Entwicklung auch auf diefem Punkte dar, als Frankreich. Wir glauben 
daher die lebtere bier in ihren Hauptzügen charafterifiren zu Sollen. 
Und zwar um fo mehr, als gerade diefe immer höchſt beachtensiwerthe 
Entwidlung des franzöfiihen Bildungsweſens verfannt wird, meil aller: 
dings die Grundform deffelben, eben jene Universite, in ihrer alles 
überragenden Bedeutung die Auffaflung der Deutichen, bie fich mit 
ihr beichäftigt haben, zu fehr abforbirt hat, wenn auch nur Wenige in 
jo grobe Irrthümer und in fo gänzliches Mißverſtändniß der Sache 
verfallen, mie neulich C. Richter in feinem jogenannten „Staatö und 
Geſellſchaftsrecht der frangöfiihen Revolution” (ll. S. 610-615), der 
gar nicht ahnt, was die Universite ift, die Napoleon „nun wieder 
als kaiſerliche Univerfität errichtet” haben ſoll. Die wirklichen Haupt: 
ftabien der Entwidlung des franzöfiichen Bildungsweſens aber, zurüd: 
geführt auf die von uns aufgeftellten Elemente des gefammten Bildungs 
weſens find folgenve. 

Die erfte Epoche ift diejenige, welche mit der franzöſiſchen Revolution 
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beginnt, und bis zur Alleinherrſchaft Napoleons führt. Die zweite 
findet ihre Baſis in der Aufſtellung der Université und ihrer, das 
ganze Bildungsweſen Frankreichs bureaufratifch beberrichenden Organi⸗ 
fation, die wieder ihre eigene Geichichte bat. Die dritte beginnt unter 
Rapoleon III., nicht durch ihn, und befteht in der Entwicklung eines 
freien Bildungsweſens neben der Universite, das freilich weſentlich 
noch auf gewerbliche Bildung beſchränkt ift, aber in dieſem gewerblichen 
Bildungswejen den großen Prineipien des deutichen Bildungsweſens 
die Bahn bricht, und die Geltung der freieren, auf Selbſtverwaltung 
des geiltigen Lebens gerichteten Elemente allmählig auch auf die übrigen 
Gebiete der geiftigen Verwaltung Frankreichs übertragen wird. Siebe 
dieſer Epochen ift zugleich cin Ausdruck des Ganges der gefellichaftlichen 
Zuftände, die nirgends härter in ihren Gegenjäben, aber auch nirgends 
ihärfer in ihren PBrincipien hervortreten als bier. 

Die erite Epoche, die der Revolution, beginnt mit dem richtigen 
Gefühl, daß die Bildung die erfte pofitive Bedingung des Fort: 
Ichrittes ift, wie die perfünliche Freiheit die erfte negative Bedingung - 
defielben. Der Ausprud dieſes Gefühls ift das principielle Losreißen 
des gefammten Bildungsweſens von jedem ftändifchen Element, und 
die formelle und abjolute Anerfennung der Staatspflidht, den 
Staatsbürgern ohne allen Unterfchieb des Standes und des Vermögens 
die Bedingung der Bildung darzubieten. Frankreich ift, indem es auf 
diefe Weife das ganze Bildungsweſen auf bie Thätigkeit der eigent- 
lihen Stantöverwaltung ftellte, der erite Staat, der bie Pflicht des 
Staats zur Bildung feiner Angehörigen zu einem Inhalt der Ber 
faffung madte. So wie die junge ftaatsbürgerliche Geſellſchaft vie 
jtändifche barnieber wirft, hält fie es für eine ihrer erften Aufgaben, bie 
neue Staatsordnung durch das formelle Ausfprechen. zur Staatspflicht 
gleichſam für die neue geiftige Welt, die fie bereiten will, einzuweihen. 
Die declaration des droits de l’homme et de eitoyen vom 26. Auguft 
1789 ſteht allerdings nur noch auf dem negativen Stantpunft der 
Gleichheit und Freiheit, wie wir ihn in der Gefchichte des Polizeirechts 
ausgeführt haben. Allein ſchon die erfte Verfaflung vom 3. Eeptember 
1791 nahm in ihrem Titre premier neben den „Menfchenrechten” den 
bebeutfamen Sat auf: „Il sera erée et organise une Instruction pub- 
lique, commune & tous les citoyens, gratwite & l’egard des parties 
d’enseignement indispensables pour tous les hommes, et dont les 
etablissements seront distribues graduellement dans un rapport com- 
hine avec la division du royaume.“ Diefer Eab enthielt einerfeits nichts 
anderes, als was bereit vor manchem Jahrzehent deutfche Staaten, 
in erfter Reihe Preußen, durch jein General⸗Schulreglement, ſchon zur 
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Geltung gebracht und eingeführt hatten — die Staatspflicht, den Volks⸗ 
unterricht berzuftellen; allein ein eigentbümlicher Gebanfe, der die ganze 
folgende Zeit beberrfcht, und der eben den Charakter des franzöfifchen 
Bildungsweſens von dem englifchen und beutichen jo tief unterfcheidet, 
war ſchon bier begründet; das war der, das gefammte Syſtem bes 
Bildungsweſens rein unter die Staatsverwaltung zu ftelen, und fie 
zum Herrn defielben zu machen. Es war nicht ſchwer, ſich für dieſe Idee 
zu begeiltern, jo lange Frankreich felbit frei war, und Mirabeau mit 
feinem wunderbaren Taft und mit feiner gewaltigen Stimme, der dieſen 
Artikel der Conftitution motivirte (Discours sur l’Organisation de l'in- 
struction publique, 1791), riß nicht bloß Frankreich mit fich fort, 
fondern ließ wieder einmal auch die Deutfchen glauben, daß hier etwas 
geleiftet werve, das ihnen ald Mufter zu gelten habe. Die Affemblede 
beauftragte Talleyrand mit dem Bericht, und deſſen Rapport fait au 
nom du Comit& de Constitution sur l’Instruction publique muß als 
die theoretiſche Grundlage des ganzen franzöfiichen Unterrichtsweſens 
bis zur heutigen Zeit angelehen werben. Die Legislative von 1791 
blieb auf demfelben Stanbpunft, nur forderte fie vom Staat vielmehr 
die neue Declaration des droits de 'homme et du citoyen, die als 
Einleitung zur Verfaffung vom 24. uni 1793 erfchien, und formulirte 
den Gedanken der Conftitution von 1791 fehon weſentlich anders. Der 
Artikel 22 fagt: „L’instruction est le besoin de tous. La societe doit 
favoriser de tout son pouvoir le progres de la raison publique, et 
mettre l’instruction & la port&e de tous les citoyens.“ Der Berichts 
erftatter war diegmal Condorcet (Rapport sur l’Organisation gene- 
rale de l’Instruction publique fait & l’Assemblee legislative). Das 
was in dieſem Berichte Neues und der damaligen Zeit Eigenthüm: 
liches war, mar die Aufnahme der Verpflichtung zur ftaatlihen 
Bildung in das Bildungsweſen; und von diefem Bericht ftammen die 
Anordnungen in einigen Staaten, nach welchen bie elementaren Grund: 
fäbe der Verfaſſung gefeblih in das Volksſchulweſen aufgenommen 
worden find. Richter a. a. D. ahnt von alledem nicht das Entferntefte.) 
Gemeinfam war beiden Geſetzgebungen, daß fie in jener Epoche auf 
dem Papier blieben. Die Verfafjung von 1793 läßt den ganzen Paſſus 
in feinen allgemeinen Principien weg, wohl aber tritt hier bie erfte 
wirkliche Organifation der Instruction publique in Titre X auf, in 
welchem die &coles primaires (a. 296) von den 6coles sup6rieures 
(0.297) und von beiden wieder ein Institut national gefchieden werben, 
die aber nad) a. 299 unter einander wieder im Verhältniß der subor- 
dination nad der correspondance administrative ftehen. Dagegen 
wird, was früher unzuläflig war, bier zuerit den Bürgern das Hecht 
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auf freie Unterrichtsanftalten gewährleiftet. Mit diefen Beftimmungen 
tritt das Bildungsweſen aus ten Verfaſſungen heraus, denn ber Art. 88 
der Conflitution von 1799 iſt nur ein unvolfftändiger Nachklang des 
Ganzen, und geht in bie eigentlihe Verwaltung über. Denn troß 
aller Reden und Berfaflungen war in Wirklichkeit nichts für das 
Unterrichtöivefen geichehen. Der Gedanke aber, daß das Ganze eine 
organische Etaatsangelegenheit und damit eine große Einheit mit der 
obigen Dreitbeilung fein müfle, ftand feit, und es war ſchon damals 
Har, daß es nur des Eintreten einer tüchtigen Verwaltung bebürfe, 
um jene abftraften Principien der Revolution praftifch ins Leben zu 
rufen. 

Der Mann, dem auch dieß gelang, war Napoleon. Mit ihm be 
ginnt die zweite Epoche der Geſchichte des Bildungsweſens in Frank— 
reich. Wir haben jchon oft und immer mit Nachdruck darauf hin⸗ 
gewiefen, daß man in Napoleon neben dem Feldherrn vor allen auch 
den Gründer der neuen Verwaltung in Frankreich erfennen muß. Das 
gilt in hohem Grade auch vom franzöſiſchen Bildungsweſen. Rapoleon 
bat allerdings Feinen einzigen neuen, ihm eigenthümlichen Gedanken 
für daffelbe gefunden, wohl aber einen neuen Namen, und ber Orga⸗ 
nifation, die er ind Leben rief, fo fehr ven Stempel feines autokratiſchen 
Geiſtes aufgebrüdt, daß auch jet noch Frankreich darunter leidet. 
Ausgeſprochen war nämlich, wie gefagt, das große Princip der Volks⸗ 
bildung als Pflicht der Verwaltung ſchon feit 1791; ausgeſprochen mar 
die noch heute geltende Dreitheilung in instruction primaire, secon- 
daire und superieure feit 1791; es fam jet nur darauf an, die Sache 
abminiftrativ zu organifiren. Und bier mußte Napoleon wählen. Er 
fonnte der Eelbftverwaltung, wie fie m Deutfchland beftand, ihr 
Recht namentlich in ven Gemeinden für den Elementarunterricht, und 
der geiftigen Selbitverwaltung, wie die höheren Lehranftalten fie be: 
fiten, ihre Etelung geben. Er that es nicht. Ihm war das Bildungs: 
weien nichts als eine große abminiftrative Aufgabe, und bie bildende 
Kraft eine große gouvernementale Maſchine. Vortrefflich bezeichnet Diele 
Auffaffung Morin (Block, Diet. de Polit. v. Instr.).. „Napoleon 
adorant la discipline, fut frapp& de celle du clerg&, et sa premiere 
idee fut de constituer sous le nom de l’Universit& une sorte de 
elerg& semi-laique et semi-religieux;* und biefe Gefammtheit von 
halbweltlichen und balbgeiftlichen Organen follte nun als eine große 
Einheit das ganze Unterrichtöiwefen Frankreich übernehmen. Jener 
große Lehrlörper ward auf diefe Weife der corpa enseignant, und 
das Lehrweſen Frankreichs felbit nannte Napoleon die „Universite.* 
Die Universit& befteht daher aus der in eine ftaatlide Verwaltung 
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gebrachten Geſammtheit aller öffentlichen Lehranſtalten, von den Ele: 
mentarfchulen bis zu den Facultes (f. unten) und ber Geſammtheit deö 
ganzen Lehrerperfonala von dem Profeflor bis zum Triviallehrer. Dielen 
Gedanken führte das Geſetz vom 17. Mär) 1808 aus, das bisher nie 
mal3 geändert warb und nod gegenwärtig die Bafis der ganzen Dr: 
ganifation des Bildungsweſens abgibt. Die Universil& bietet demgemäß 
ein höchſt eigenthümliches Bild, in welchem die ftreng militärifch-Fleri- 
tale Subordination ſich mit der bureaufratiihen Form in merkwürdiger 
Verbindung zu einem Ganzen verfchmolgen hat, wie es in Europa nicht 
wieder vorfommt. Die Grundzüge diefer Organiſation bes ftaatlichen 
Bildungsweſens Frankreichs, d. i. feiner Universite, find folgende. 
Ganz Frankreich wird in große Unterrichtöproninzgen getheilt, welche 
„Academies“ heißen; 1808 in 27, jeßt feit Gefeb vom 14. Juni 1854 
nur noch 16; jo daß jebe Akademie wieder eine gewiſſe Anzahl von 
Departements umfaßt. Daraus nun gehen zwei große Verwaltungs 
ſyſteme hervor. Das eine ift das der öffentlichen Bildung als folcher, 
der Instruction publique, berubend auf der Akademie; das andere ift 
das der eigentlichen Abminiftration, berubend auf dem Präfekten und 
dem einzelnen Departement. Der leitende Gedanke in dieſer Scheibung 
ift der, daß die Angelegenheiten des Unterrichts oder ber eigentlichen 
Lehre der Akademie, die Angelegenheiten der Berfonen und ber wirtb- 
ſchaftlichen Verwaltung dem Präfekten untergeordnet find. Der Organis⸗ 
mus der Akademien ift ziemlich einfach. An der Spibe jeber Alabemie 
fteht ein Recteur, der bie Oberaufficht über das geſammte Lehrivefen 
feiner Alademie hat. Die Ausübung biefer Dberauffiht rubt in ben 
Händen eines Syſtemes von Inspecteurs. Der Dberinfpeftor (Inspec- 
teur general) hat die ganze Akademie zu beauffichtigen; die Unter: 
inipeltoren, die Inspecteurs, die Brtliche Oberaufficht. Die Inspecteurs 
aber ftehen zugleich unter dem zweiten Organismus, dem der Präfektur. 
Jeder Präfelt bat nämlih die Anftelung aller öffentlichen Lehrer in 
feinem Departement, und die Inspeoteurs find daher die Referenten 
ſowohl für den Rektor und feine Competenz als für den Präfekten. 
Mit Hecht find daher die franzöfifchen Juriſten darüber einig, daß ber 
Inspecteur die eigentlich regierende Gewalt über die Thätigleit ber 
gefammten Univeresite in der Hand bat — „l'inspecteur exeroe le 
veritable gouvernement* (Sourdain bei Blod). Dieb Syſtem von bus 
reaukratiſchen Organen follte nun allerdings in feiner Machtvollkommen⸗ 
heit durch . eine Theilnahme der Selbftuerwaltung gemildert werben. 
Nun haben wir ſchon in der Vollziehenden Gewalt (S. 341 ff.) 
den Charakter der fpecififch franzöfiichen Selbftverivaltung bezeichnet ; 
ed iſt das Syſtem der recht: und madhtlofen Conſeils, das die Etelle 
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derſelben vertritt. Daſſelbe ward nun auch auf den obigen Organismus 
angewendet, und ein Syſtem von Conſeils allen jenen Organen an die 
Eeite geſtellt. Der Rektor bat ein Conceil academique, der Präfekt 
ein Conceil departemental, die örtliche Drganifation hat die del&gues 
cantonnanz zur Seite (mit Reglement von 1850 und 29. Zuli 1854, 
jedoch ohne rapport hierarchique zum Inspecteur); die Verordnung 
vom 29. Februar 1816 bat eine Art von Gemeinverath eingefekt, an 
befien Epite ver Maire ſtand; doch ift an deſſen Stelle feit 1835 ber 
eigentliche Inspecteur getreten, der nur den oberen Behörben berichtet. 
An der Epite ded Ganzen fteht dann das Ministöre de l’Instruotion 
publique, das wieder einen Conseil general de l’instruction publique 
zur Seite hat (Dekret vom 9. März 1852). Das find die allgemeinen 
Grundlagen des franzöfifchen ſtaatlichen Bildungsweſens. Der Charakter 
befielben iſt demnach Har. Er befteht in ber ftrengiten Durchführung 
der formellen Einheit; die Universit ift „une hierarchie d’scoles 
primaires et secondaires rattachedes à un corps central d’etablisse- 
ments d’instruction superieure qui exerce une véritable jurisdiction 
scolaire* (Jourdain a. a. D.). Der Unterichieb von dem beutichen Unter: 
richtötgefen beruht auf dem grundſätzlichen Mangel aller Eelbftändig: . 
leit jedes einzelnen Theiles biejes Lehrorganismus, und zwar in ber 
Weile, daß im Bollsunterricht die Ausfchließung der freien Gemeinde 
vertvaltung vom Vollsſchulweſen, im Berufsbildungsweſen die Befeiti- 
gung jeder felbitändigen Funktion der Lehrkörper durchgeführt if. Und 
in der That ift diefe völlige Aufhebung aller Selbſtändigkeit der Lehrer, 
ihre grundfäßliche Abhängigkeit von den Behörden der Grund des Zur 
rüdbleibens Frankreichs in allem was Volksbildung beißt. Denn die 
Lehrer find weder felbftändig in ihrer Stellung noch in ihrer geiftigen 
Thätigfeit. Die Lehrlörper aller Art befiken niht das Recht noch die 
Macht, die Lehre zu ordnen und diejelbe mit der freien Entwidlung der 
Wiffenfchaft aus eigener That vorwärts zu bringen. Die indivibuelle 
Freiheit der geiftigen Bewegung iſt ter formellen Einheit des Bildungs 
wejens zum Opfer gebracht, mie umgelehrt in England die letztere gegen: 
über der erfteren nicht zur gebührenden Geltung gelangt ift. Dennoch 
ift gerade biefe individuelle Freiheit Tas wahrhaft Belebende in allem 
geiftigen Leben, nicht etwa bloß, tie Frankreich e3 annimmt, gegen: 
über den großen Problemen der Wiſſenſchaft. Wo fie verloren gebt, 
gebt die Höhe und Tüchtigkeit der individuellen Bildung verloren, wie 
da, wo die Einheit fehlt, die Gleichmäßigfeit derfelben unerreichbar 
bleibt. Im eriten Falle gibt es hochgebildete Einzelne, im zweiten 
fehr gebildete Klaſſen ber Befitenden, in beiden feine wahre Bold 
bildung. 
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Selbſt für die gelehrte Bildung iſt neben demſelben faſt gleichzeitig 
ein ganz freies Bildungsweſen entſtanden, für die wirthſchaftliche Bil⸗ 
dung aber, welche in das obige Syſtem überhaupt nicht aufgenommen 
war, hat ein ſolches entſtehen müſſen, um überhaupt auf dieſem Ge⸗ 
biete etwas zu leiſten. So zeigt ſich denn in Frankreich die eigenthüm⸗ 
liche Erſcheinung, daß neben und ohne die Regierung ſich ein großes, 
mit dem Syſtem der Université parallel laufendes Bildungsweſen ent⸗ 
ſtanden iſt, das alle drei Gebiete umfaßt, in manchen Beziehungen 
mehr leiſtet als jene, und den Erſatz für die Mängel bietet, unter 
denen dieſelbe leidet. Und das Verhältniß dieſer beiden Syſteme zu ein⸗ 
ander iſt es nun eigentlich, welches dem Bildungsweſen Frankreichs ſeinen 
Geſammtcharakter gibt. Dieß Verhältniß aber iſt das eines faſt gänz⸗ 
lich unvermittelten Nebeneinanderſtehens. Während die Regierung 
die Universite deſpotiſch beherrſcht, hat fie über die freien Bildungsan⸗ 
ftalten jelbft die Oberaufſicht faſt vollftändig aufgegeben; in jenen thut fie 
entſchieden au viel, in dieſen entichieden zu wenig. Und diefem Verbält- 
niß werben wir in ber folgenden Darftellung auf jedem Schritte begegnen. 

Die nun ift das Napoleonifche Bildungsiyiten auch des gegen- 
mwärtigen Frankreichs, das in der Form vielfach dem deutlichen fehr 
ähnlich, aber in der Sache von ihm tief verſchieden iſt. Eben deßhalb 
bat baflelbe fchon von Anfang an dem frangöfiihen Volle, das denn 
doch immer von germanischen Elementen gelättigt ift, nicht genügen 
fönnen, und dba an jenem Syſteme nichts zu ändern war, jo hat fich 
das Bedürfniß nad einer freien geiftigen Bildung felbftändig neben 
vemfelben als jene Education libre Bahn gebrochen. Schon die Con⸗ 
ftitution von 1793 erlennt das Princip derfelben an (a. 299). Selbit 
Napoleon Hat es nicht befeitigen fünnen. 

Deutihland. Das deutiche Bildungsweſen, in feinen einzelnen 
Beitimmungen unendlih genau ausgearbeitet und mit reichfter Geſetz⸗ 
gebung verjehen, iſt eben deßhalb im Einzelnen fehr ſchwer darzuftellen. 
Es ift die Aufgabe der folgenden Abfchnitte, dieß zu verfuchen. Wohl 
aber läßt fi im Vergleiche zu England und Frankreich jetzt der ſpe⸗ 
cifiiche Charakter deſſelben leicht beftimmen. Deutichland bat von 
Frankreich den Plan der abminiftrativen Einheit des gefammten Bil: 
dungsweſens angenommen; aber es bat innerhalb verfelben bie 
Selbſtändigkeit der geiftigen Arbeit zu wahren verftanden. Es ift von 
Werth, beide Elemente auf tasjenige zurüdzufübren, worin fie in 
allen deutihen Staaten, troß mander BVerfchiebenheit im Einzelnen, 
ihren beftimmten Ausdruck finden. Die Einheit ift vertreten durch 
die Minifterien des Unterrichts und bie in ihnen gegebene centrale 
Verwaltung. Die Selbitändigkeit dagegen beim Elementarunterricht 
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durch die Rechte der Gemeinden, bei dem Berufsbilbungsiwelen durch 
die Rechte der Lehrkörper. Dieſe drei Elemente finden ſich in allen 
Drganifationen des Unterrichtsweſens wieder, und in ihrer Wechſel⸗ 
wirtung berubt die organische Entwidlung unferes geiftigen Lebens, 
welches nur eines ftaatlihen Hintergrundes bedarf, um feine ganze 
Bedeutung für die Gefittung der Welt zu entfalten. Eben deßhalb 
fann feine Darftellung des Bildungsweſens ausreichen , die nicht Deutſch⸗ 
lands Ordnungen und Prineipien zum Grunde legt. Wir glauben 
aber eben deßhalb bier zu genügen, wenn wir ben Charalter deſſelben 
auf die angeführten drei Elemente zurüdführen. 

— Wir glauben nun, daß es nicht ohne Intereſſe fein wird, an 
diefe drei großen Grundformen noch eine kurze Charafteriftid des Bil: 
dungsivefend der Staaten anzufchließen, welche mehr oder weniger bie 
oben aufgeftellten Elemente in eigenthümlicher Weife bei fich verarbeitet 
haben. Sie find es eigentlich, an benen man, wir möchten jagen das 
Verſtändniß ˖ der elementaren Berhältniffe und Rechte des Bildungs: 
weſens am beiten erprobt, weil bei ihnen die Formen oft die Sache 
verbedien, oft bie Namen etwas Berfchiebenes bedeuten, und doch am 
Ende bei genauerer Betradytung die großen Grundformen wieder als 
das beberrjchende Element hervortreten. Ein genaues Eingehen auf 
diefelben würde freilich alles Maß unferer Arbeit überjchreiten; eine 
Weberficht aber: würde wertblos fein, wenn fie nicht eben ftets alle 
einzelnen Berfchievenheiten mit den allgemeinen Grundlagen in Har⸗ 
monie ſetzte. Wir rechnen dahin namentlich Belgien, Holland, Italien 
und Rußland. So meit es thunlich ift, werden wir im bejondern 
Theil auf die befondern Beitimmungen derfelben zurückkommen. 

Belgiens Bildungsmwefen. Das Bildungsweſen Belgiens ift 
feiner Form nad) dem franzöftfchen nachgebilvet; es bedarf aber einer 
befondern Berüdfihtigung, weil fein Inhalt durch ben, meber in 
Deutichland noch in England in analoger Weile beftehenden Begriff 
bed „Enseignement libre* bebingt wird. Das Enseignement libre 
beveutet nicht eben die Frage nach der Freiheit von ber Schulpflicht 
und eben fo ivenig unmittelbar die freiheit der Lehrordnung, fonbern 
wefentlich die Frage nach dem Recht der Geiftlichkeit in Beziehung 
auf die Errichtung und die Leitung der Schulen. Wie in ganz Belgien, 
fo treten aud in Beziehung auf das Bildungsweſen die weltliche und die 
geiftliche Partei beftändig und aufs fchärffte einander entgegen und ber 
Zuftand des Neiches ift in diefer Beziehung als ein beitändiges Com: 
promiß zwiſchen beiden Faktoren anzufehen. Die Geſchichte der betr. Geſetz⸗ 
gebung ift der Ausdruck des Kampfes diefer Elemente Man fiebt 
in Belgien daher zwei Syſteme bes Bildungsivefend neben einander 
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laufen wie in Frankreich; aber während hier das eine Syſtem das der 
ſtaatlichen, das zweite das der privaten Bildung iſt, ſteht in Belgien 
das Syſtem des geiſtlichen Bildungsweſens ausgeprägt und beſtimmt 
neben dem ſtaatlichen, und der Hauptpunkt des öffentlichen Rechts des 
letztern iſt hier die Frage nach dem Verhältniß der Staatsgewalt und 
ihrer Dberaufficht zu dem kirchlichen Bildungsweſen. Bis 1830 war 
natürlich das beigifche Recht dem holländiſchen untergeorbnet; feit dieſer 
Zeit aber entwidelt fich jener Tpecifilche Charakter des erftern und findet 
feinen Ausbrud in ver Geſchichte der Geſetzgebung. 

Schon am 12. October 1830 bob die belgilche proviſoriſche Regie: 
rung alle Beichränkungen des Unterrichts auf; die Regierung behält 
nur das Recht, bei Bewilligungen von Subfidien aus der Staatöcafle 
Bedingungen vorzufchreiben. Das war das Einseignement libre, deren 
Folge nach den einftimmigen Urtheilen aller Fachmänner eine vollftän: 
dige Desorganilation des Unterrichtöweiend war. Die eriten Verſuche, 
in einer feiten Geſetzgebung die Staatsgewalt ihre natürliche Stellung 
wiederzugeben, mißlangen. Der Entwurf vom 31. Juli 1834, der das 
gefammte Bildungsweſen, alfo auch die Berufsbildung nach franzöfifchen 
Kategorien umfaßt hatte, Fam nicht zur Geltung; flatt deflen warb 
der Elementarunterricht erft durch das Gefeh vom 23. September 1842, 
und das Vorbildungsweſen für die Fachbildung durch das Geſetz von 
1830 geordnet, dem in neuefter Zeit die Verorbnung vom 1. Eeptember 
1866 gefolgt ift, welche als die Grundlage des wirthſchaftlichen Bor: 
bildungswefens angejehen werben muß. Die Grundzüge des auf dieſe 
Weiſe entjtandenen Bildungsſyſtems beruhen auf einem eigentbümlichen, 
jeit 1842 mehrfach im Einzelnen genauer beftimmten Zufammen: 
wirken der meltlihen und geiftlihen Behörben in der Inſpektion 
der Volksſchule, während diefe Gemeinfchaft für die gelehrten Bil: 
dungsanftalten zwar nicht gilt, dafür aber die volle Freiheit der geift- 
lichen Körperichaften befteht, neben den ftantlihen Borbildung® und 
Sahbildungsanftalten felbftändig zu errichten. Darin befteht der Cha: 
ralter des belgifchen Bildungsweſens; im Uebrigen ift es der Form 
nad franzöfiih, dem Inhalte nach wendet e8 fi) mehr und mehr dem 
deutichen Syſteme zu. 

Bergl. Te Roy bei Schmid Encykl. L ©. 491 ff. mit ber Literatur 
und einer kurzen Geſchichte Was Batbie (Droit de public 'adm. VI. 
p. 158) fagt, ift jehr unbebeutend. Dagegen ift de Fooz (Droit admini- 
stratif' Beige T. IV. T. 11.) jehr genau im Einzelnen, jedoch unter 
forgfältiger Vermeidung jeber eingehenden Betrachtung der obigen Punkte, 
Die wir unten fpeciell hervorheben werben. 
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Holland. Vielleicht in keinem Theile des öffentlichen Rechts ift 
ber tiefe Unterſchied zwiſchen Belgien und Holland fo greifbar und 
zugleich biftorifch einjchneidend, als im Bildungsimefen. Holland ift 
auch in diefer Beziehung viel zu wenig befannt. Nur die Franzoſen 
baben die Bedeutung deflelben zu würdigen verfianden .unb Couſins 
Wert: De !’Instruction publique en Hollaude (1836—37, 2 Bde.) muß 
noch immer als die befte publiciftiiche Arbeit über das frübere Recht 
außerhalb Hollands angejehen werden. Die Holländer ſelbſt baben 
eine jehr tüchtige und reiche Literatur über ihr Bildungsweſen (ſ. le Roy 
bi Schmid Encyll. voc. Holland Br. III. ©. 558). Die Deutichen 
befigen merfwürbiger Weife gar Feine Arbeit darüber, mit Ausnahme 
des erwähnten kleinen Aufſatzes von le Roy, der Übrigens die ganze 
Frage ſehr einfettig auffaßt. Brachelli hat jedoch in feinen Staaten 
Europas ©. 557 und 565 eine fehr werthvolle Statiftil der Zuſtände auch 
des holländischen Bildungsweſens gegeben. De Boſch⸗Kemper (Nederl. 
Staatsregt 1866) ift leider jehr karg ($. 32). Die Grundverhältniſſe des 
bolländifchen Bildungsweſens, das namentlich im Gebiete der wirthſchaft⸗ 
lichen Berufsbildung von ſehr großem Intereſſe ift, find folgende. 

Das holländische Bildungsweſen war bis zum Anfang unjeres 
Jahrhunderts dem deutſchen in allen formellen und unmelentlichen 
Punkten gleichartig; es zeichnete ſich aber namentlich durch eine bei: 
nabe vollftändige Unabhängigleit der Örtlichen Schulverivaltung von 
der Staatöverwaltung aus. Die franzöfiiche Eroberung brachte in dieſe 
Berfahrenbeit viefelbe gewaltſame Einheit binein, melde Frankreich aus: 
zeichnet; jeboch beſchränkte fi die Epoche der franzöfiich holländischen 
Geſetzgebung weſentlich auf das Vollsſchulweſen. Ihr Hauptwerk war 
das Geſetz vom 3. April 1816, das jedoch von der franzöſiſchen Geſetz⸗ 
gebung über die Instruction primaire ſich durch die in Holland 
unverwüſtliche Selbftänbigfeit der Gemeinden und ihres Antheils am 
Vollksſchulweſen weſentlich unterfcheivet, und doch durch feine formelle 
Bervandtichaft mit der franzöfiichen Gejehgebung einen jehr großen, 
wenn auch wenig beacdhteten Einfluß auf das franzöſiſche Geſetz von 
1833 hatte (f. unten). Die „lateiniſchen Schulen” und Univerfitäten 
blieben unberührt. Aus diefer Epoche nun blieb der holländischen Re: 
gierung das Streben, ihre Gewalt über das Unterrichtsweſen möglichft 
beizubehalten. Dagegen lämpften die Gemeinden und Lehrlörper. In 
der erften Hälfte unſeres Jahrhunderts ftegte die erftere. Den Aug: 
drud dieſes Eieges gab der Artikel 224 der Berfafjung von 1817. 
„Der öffentliche Unterricht ift eine beftändige Angelegenheit (voorwerp) 
der Negierungstbätigfeit (van de zorg der Regering). Der König 
gibt jährlich über die Verwaltung und den Zuſtand (van den staat) 
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des niedern, mittlern und höhern Unterrichts den General⸗Staaten 
einen ausführlichen Vorſchlag.“ Die Macht, welche die Regierung da⸗ 
durch gewann, ward nur nad langem Streit gebrochen durch die neue 
Verfaffung. Die obigen Sätze blieben in der neuen Geftalt, aber es 
ward der Grundfag dazwiſchen eingefchoben,, daß der öffentliche Unter: 
richt durch ein Geſetz geregelt werben und daß berjelbe frei fein foll 
für jedermann, jedoch unter den gefelichen Bedingungen der Fähig⸗ 
feit und Sittlichkeit der Öffentlichen Lehrer. In Folge dieſes Grund: 
fates werben nun neben dem beftehennen Recht der gelebrten Berufs: 
bildung (hooges onderwiis), Gefe vom 2. Auguft 1815, ein ausführ: 
liches Gefeg über den Vollsunterricht (lager onderwiis) vom 13. Auguft 
1857 und ein zweites über den fog. mittlern Unterricht (meddelbore 
onderwiis) vom 2. Februar 1864 gegeben. Das erftere Geſetz ift die 
Ausführung des Artifelg 194 in der neuen Berfaflung: „Es wird überall 
im Reiche durch Öffentliche Anftalten (im Text van overheidswege) 
genügender öffentlicher Schulunterricht (lager onderwiis) gegeben.” Das 
lebtere ift in ber That das einzige uns in Europa befannte ſyſtematiſche 
Geſetz über die mirtbfchaftliche Berufsbildung in ihrer Scheidung von 
der gelehrten Bildung, und in hohem Grabe beachtenswerth. Das 
leitende Princip für alle Zweige des Unterrichts ıft jebt wieder 
das deutſche — Drganifirung der Oberaufſicht der Regierung durch ein 
Eyftem von Inſpektoren nach franzöſiſchem Mufter, aber beinahe völlige 
Eelbftändigleit ver Gemeinden und Lehrförper in allen drei Fächern. 
Holland darf ſomit von fi rühmen, daß es vielleiht am beiten von 
allen europäifchen Staaten den Werth der franzöſiſchen Formen mit 
dem höheren des deutlichen Geiftes zu verbinden getwußt hat. 
Italiens Bildungsmwefen. Was Staliens Bildungsivejen 
betrifft, jo hat daſſelbe einen doppelten, mefentlich verjchiedenen Inhalt, 
den thatſächlichen und den gefehlichen. Was den erftern betrifft, fo 
fehlen zivar im Einzelnen zuverläflige Angaben; im Allgemeinen jedoch 
ift wohl fein Zweifel an der in allen Gebieten ericheinenden Ungleich 
mäßigfeit und Ungleichartigfeit deſſelben. Es ift vollftändig unthun- 
ih, vor der Hand von einem faktiſch georbneten „italienifchen“ Bil- 
dungsweſen zu reden al3 von einem für das neue Königreich irgenbivie 
zur Geltung gebrachten Ganzen. Daſſelbe ift vielmehr fo fehr im 
Werben begriffen, daß jede ftatiftifche Darftelung faft unmöglich, und 
da wo fie noch möglich ift, Gefahr Läuft, binnen Kurzem nicht mehr 
zuzutreffen.. Dagegen muß man geftehen, daß die Regierung in ber 
furzen Zeit ihres Beſtehens, wenigſtens auf dem Gebiete ver Geſetz⸗ 
gebung, wirklih Außerorventlidhes geleiftet und ein fuftematifch durch⸗ 
geführtes öffentliches Bildungsrecht geichnffen hat, wie es an Alarbeit 
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und Bolljtändigfeit faum ein zweites gibt. Da nun diejes ganze Ge 
biet noch viel zu jehr im Werden ıft, jo meit es fi um bie wirkliche 
Durchführung diefer Geſetze handelt, fo möge es genügen, dieſelben 
bier im allgemeinen Theile zu charalterifiren, ohne daß mir bei den 
Darftellungen des Syſtems im Einzelnen darauf zurüdzulommen brau⸗ 
hen. Dieſe Charakteriſtik iſt um fo nothwendiger, als jelbft Schmid 
in feiner Encyflopäbie nicht in der Lage war, eine Darftellung des 
italienischen gejeßlichen Bildungsweſens zu finden; mir haben bie gelten: 
den Gefete bereits in der Auftria (Jahrgang 1865 und 1866) voll: 
ftändig mitgetheilt, und auf diefer Grundlage wird es nicht ſchwer fein, 
die Grundzüge des Gefammtbilves zu geben. 

Die Gefehgebung Staliens über fein neues Bildungsweſen iſt auf 
allen Punkten von zwei Elementen zugleich beberriht. Das franzöfifche 
Element bat diefer Geſetzgebung den Einn für die vollftändige Codification 
und für formelle Klarheit und Vollſtändigkeit gegeben, und leider auch 
gewiſſe ſpezifiſche Ausdrücke in die Geſetze bineingebracht, welche nur 
geeignet find, den Inhalt und feine wahre Bedeutung zu verwirren. 
Diefer Inhalt nämlid und der ganze Geift, der durch diefe gefammte 
Geſetzgebung hindurch geht, ift dagegen ein vollftändig beuticher, 
obwohl fi) Italien wenigiten® bisher wohl gehütet hat, das anzuer: 
kennen. Es ift gar fein Zmeifel, daß dieler ſpecifiſch deutſche Geiſt 
und felbft die einzelnen deutfchen Grundgedanken son der öſterreichiſchen 
Organifation und Gefebgebung bergenommen find, die Stalien mit dem 
Erwerb der Zombarbei und Venedigs eigentlich erit kennen gelernt hat. 
Die italienifhe Geſetzgebung hat mit volllommen richtigem Tact bie 
drei foftematifchen Gebiete, die Elementar:, die Berufs⸗, und die 
fünftlerifche Bilbung gefchieden, und in der zweiten eine fixenge Schei⸗ 
dung der gelehrten von der wiſſenſchaftlichen Bildung confequent durch 
geführt. Es ift das willenfchaftliche Syſtem, in einem großen gefeß: 
geberifchen Syſtem verlörpert und mit Vermeidung aller der Unfreis 
beiten und Beichränftheiten, welche das Bildungsweien Frankreichs auf 
einer ſo niedern Stufe halten. Dieß Syſtem ift folgendes. 

Was zunähft die Elementarbildung betrifft, fo ift baflelbe 
durch das allgemeine Unterrichtögefeg vom 13. November 1859 mit 
dem technifchen ‚zugleich geordnet (j. unten), jedoch haben eine Menge 
leicht verftändliche Gründe dahin gewirkt, bier die Ausführung am 
ſchwierigſten zu machen. Bon ihr wiflen wir daher am enigften, 
da diefelbe nad deutichem Mufter den Gemeinden zum großen Theil 
überlafjen ift. Es ift feine Frage, daß die definitive Drganijation und 
ſpeziell das Lehrerbildungsweſen erft dann fommen fann, wenn die 
große Frage der Kirchengüter und die Stellung der Geiftlichleit erledigt 
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if. Denn Stalien bat keinen Lehrerſtand. Es wird aud fein tüch— 
tiged Elementarbilbungsivefen befommen, bis es fich einen ſolchen ge- 
bilbet bat, der von. der Beiftlichleit unabhängig iſt. Hier vermag die 
Regierung allein eben fo wenig als in Frankreich; man fühlt das und 
bat daher die Grundlage einer befiern Geftaltung durch das Brincip 
der Selbftverwaltung gelegt, das feiner Zeit feine Früchte tragen wird. 

Dagegen ijt innerhalb bes Syſtems der Berufsbilbung einerfeits 
das gelehrte Berufsbildungsweſen, anderſeits das wirthichaftliche ſowohl 
in Vor⸗ als Fachbildung durchgreifend georbnet. 

Die boben Schulen zunädft haben ihre neue Drganifation durch 
Reglement vom 1. September 1865 befommen, mit Aufnahms- und Ab: 


gangsprüfung, Schulgeld und Bisciplin durch den Lehrkörper. Die 


Gynnaſien mit 5 Klaſſen find von den Lyceen mit 3 Klaflen unter: 
ſchieden; das letztere hat vorwiegend reale Borbildung zum Inhalt. Die 
Dberaufficht hat ver Provinzialſchulrath. — Die Univerjitäten haben 
allerdings ihren alten Charakter erhalten; allein einerfeit3 hat das 
Univerfitäts- Reglement vom 14. September 1862 die Disciplin dem 
Senate theils beftätigt, theils übertragen ; antrerfeits ift nach dem Muſter 
ber Öfterreichifchen Univerfitäten durch Verorbnung vom 8. Oftober 1865 
die ftaatswifjenfchaftliche Bildung mit der juriftiichen verbunden, mas 
ein höchſt weſentlicher Fortſchritt gegen früher if. Daneben gibt es 
nach franzöſiſchem Mufter durch Verordnung vom 3. September 1865 
ein Baccalaurent für Naturwiflenfchaften, was unverftändlich ift. 
Das wirtbfchaftliche Bildungsweſen ift nun nad beutichem Bor: 
gange von dem gelehrten geichieven, unter gänzlicher Befeitigung des 
franzöſiſchen Bifurcationsſyſtems. Zunächſt ift das Syſtem der Schulen 
für Erwachſene (neben den Sonntags: und Fortbildungsſchulen) 
allgemein anerkannt und unter ftaatlide Anerfennung und Unter 
ftügung geftellt; vie Regierung gibt jährlih 300,000 8. an Ge 
meinden, Gejellfchaften und Körperfchaften, welche foldhe Schulen er: 
rihten. Das Gewerbeſchulweſen iſt dann fpeziell organifirt durch 
das „Reglement für den induftriellen und gewerblichen Unterricht” vom 
28. Dftober 1865 (Auftria 1866 S. 114 f.) An der Spite Steht (Fran: 
zöfifcher Name, deutſche Sache) die Normalfchule, welche die Lehrer 
bildet. Die Schüler haben Aufnahmsprüfung; Programm ift der Unterricht 
in geiverblichen Fächern aller Art, einer oder mehreren Abtheilungen; bie 
Lehrer bilden einen Lehrkörper und ftehen unter dem Auffichtsrathe, 
ber wieder unter dem Unterrichtörathe ſteht. Freie Schulen können 
daneben das Recht als öffentliche haben (pareggiati)., — Die wirth 
ſchaftliche Fachbildung ift vertreten theils durch die technifche Schule 
( Ingenieurſchule, Gefeh vom 13. November 1859), theils durch bie 
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verſchiedenen Landwirthſchulen (Auftria 1864 Rr. 47, nebft Programm). 
Das vollftändigfte Bild aller diefer Spezialfchulen aber, das in hohem 
Grade lehrreich im Einzelnen ift, gibt der Bericht des Minifters Pepoli 
über die „technifchen Smftitute, die Kunft» und Getverbeichulen, bie 
Schifffahrtsfchulen, die Bergbaufchulen und die Landwirthſchaftsſchulen“ 
an die Deputirten: Rammer vom 4. Juli 1862 (992 Seiten in Duart), 
der den großen Borzug bat, alle auf dieſe Inſtitute bezüglichen Ge 
fee und Verordnungen vollitändig mitzutheilen, jo daß bier bis 
zum Sabre 1862 nichts zu wünfchen bleibt. Wir dürfen diefe amtliche 
Publifation den Fachmännern dringend empfehlen. — Die amtliche 
Drgantfation des ganzen Bilbungswefens befteht in dem Unterrichts: 
rath für das Reich (auf Grundlage des Gefehes vom 13. November 
1859, Berorbnung vom 17. Dftober 1860 und 16. Februar 1861 er 
richtet, nebft Geichäftsreglement vom 21. November 1865), mit drei 
Eeltionen (Elementar:, Mittel: und höhere Unterrichtäanftalten), den 
Provinzialſchulräthen (Berorvnung vom 1. September 1865) 
und den Schulräthen und Auffichts:Commiffion (Berorbnung vom 
9. November 1862, 14. Auguft 1864 und 18. Detober 1865, Auftria 
1866 ©. 114). So weit die Statiftil möglich, bat fie Brachelli in 
feinen Staaten Europas ©. 533 ff. für alle Theile aufgenommen. 
Das Bildungsmwelen der Schweiz. Der Charakter des Bil: 
dungswefens der Schweiz ift im Vergleich zu den übrigen europäifchen 
Staaten ein eben fo eigenthümlicher als der ihres übrigen Verwal⸗ 
tungsrechts, und wir müflen benfelben bier genauer bezeichnen, da es 
nicht gut thunlich ift, darauf fpäter zurüdzulommen. Belanntlich beruht 
- das Öffentliche Recht der Schweiz wie das Norbamerilas auf dem lei: 
tenden Grundſatz, ben wir im Hinblid auf unfere ganze Darftellung 
der Bertwaltungslehre bier ganz beitimmt bezeichnen können. Die Ber: 
fafjung tft Sache des Bundesftaates, die Verwaltung ift Sache der 
einzelnen Kantone, und die Berfaflung ber Stantone erjcheint baber 
ihrerfeitö weſentlich nur als die verfaffungsmäßige Yormulirung der 
Selbfiverwaltung. Bon diefer örtlichen Geftalt der Verwaltung find 
nur einzelne Theile ausgenommen, wie PBoft: und Telegraphenweſen, 
allein nicht ausgenommen ift das Bildungsweien. Die Grundlage bes 
öffentlihen Rechts defielben ift daher die Drbnung nad den Kantonen. 
Jeder Kanton hat fein Bildungsweſen, und für jeden diefer Kantone 
befteht feine Geſetzgebung. Es ift uns nicht möglich geweſen, alle diefe 
Geſetze zur Einficht zu befommen. Der Bundesrath felbft hat Teine maß: 
gebende Gewalt; er hat weientlich nur die Aufgabe, das ftatiftiiche Mate: 
rial für das ganze Unterrichtöimefen zu fammeln, was er durch fein jehr 
gut geleitetes eidgendflifches ftatiftifches Bureau thut. Eine Zufammen: 
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ftellung des geltenden Rechts ber Schweiz über alle die Verwaltung 
beiveffenden Punkte gibt es unferes Wiflens nicht; hier bat die Verwal: 
tungslehre noch alles zu thun, und die Etatiftif ift ihr weit voraus. 
Die Hauptergebnifle der letztern nun find für das Bildungsweſen folgende. 

Man muß die Schweiz in Beziehung auf das lehtere in zwei große 
Gruppen theilen, die deutfche und die franzöfifchritalienifche. Die erfte 
bat im Großen und Ganzen bie beutichen Grunbfäge, bie letztere bie 
franzöfifchen angenommen, jedoch mit dem allerdings weſentlichen Unter: 
fhiede, daß zwar das franzöfiiche Inſpeltionsweſen befteht, daß aber 
wohl allenthalben die Theilnahme der Gemeinde an der Schulüber⸗ 
wachung bei dem Volksunterricht grundfäglih anerlannt if. Im 
Ganzen ift das Bildungsweſen ein fehr vorgelchrittenes und fo viel wir 
ſehen, ift das Syſtem der Bildungsanftalten von ber unteriten Elemen- 
tarſchule bis zum Univerfitätsiwefen vortrefflih ausgebildet. Die ge 
lehrte Bildung ift von der wirthſchaftlichen faft in allen Kantonen ges 
ſchieden, und jede berfelben mit eigenen Inſtituten verjehen. Beinahe 
in allen, ſelbſt in den franzöfifheitalienifchen, ift die höhere Bürger: 
Schule von der Elementarfchule getrennt, in eigenen Anftalten vertreten 
und nimmt einen fehr ehrenwertben Pla ein. Das Vorbildungsweſen 
wird in mehreren Kantonen unter der Bezeichnung „Kantonsſchule“ im 
Gegenſatz zu den „Gemeinſchulen“ (Volks⸗ und Bürgerjchule) zuſammen⸗ 
gefaßt und enthält alddann die gelehrte Bildung in Gymnafien (nad) 
den Grundſätzen des beutfchen Gymnafialweſens) und Realfchulen. 
Knaben: und Mäpchenfchulen find allenthalben getrennt. Für die Lehrer⸗ 
bildung find Seminarien in vielen Kantonen errichtet; ebenfo ſchließt 
fih an das Volksbildungsweſen in mehreren Kantonen fogar ein fehr - 
genau ausgearbeitetes Eyftem von Wiederholung® und Sonntagsfchulen. 
Sm wirtbichaftlihen Bildungsweſen find bie Getverbefchulen von den 
Realſchulen geichieben, in einigen Kantonen fogar, wie in Bafel und 
Züri, noch befondere Realgymnaſien nad deutichem Vorbilde errichtet. 
Dagegen fcheint — die einzelnen Geſetze fehlen und — das Prineip 
der Schulpflicht auf dem Standpunkt von Frankreich, Holland, Belgien 
und Stalien zu fteben, als bloße Verpflichtung der Eltern, die Kinder 
zur Schule zu fenden. Faſt in allen Kantonen beftehen Brivatanftalten. 
Die Univerfitäten find ganz auf deuticher Grundlage; ebenfo das neue 
Polytechnikum. Bas Eigenthümliche des Bildungsweſens der Schweiz 
wird demnach eben nicht in dem Drganismus der Anftalten, ſondern 
vielmehr in der Selbftänbigfeit der Verwaltung und Gejeßgebung je 
nad den Kantonen liegen, und hier geftehen wir, daß unfere Quellen 
nicht ausreichen, und daß wir auf Fünftige Arbeiten hinweiſen müffen. 
Jedenfalls wird auch das nicht mefentlich von den Grunbfäßen ber 
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beutichen Bildungsorbnungen abweichen. Es muß jeboch Hinzu gefügt 
werben, daß gerade in neuefter Zeit erft die Kantonsgeſetzgebung für 
das Schulweſen, und fpeziell für die Elementarbilbung ſehr thätig 
geweſen ift. Charalteriftiſch ift übrigens ein durchſtechender Mangel an 
jeder Art Fünftleriicher Bildungsanftalten, die faum durch einige Mus 
fen unb gewerbliche Zeichnungsanftalten, wie in Bafel, Bern und 
Züri, dürftig erfeßt werden; das ift ber eigentliche Mangel bes 
ſchweizeriſchen Bildungsweſens. Die leitenden Gefebe bürften folgende 
fein. Bafel: Hauptgefeb für Volls: und Borbildungsanftalten von 
1852. Reue Drbnung der Univerfität von 1856. Genaue Gtatiftif 
aller einzelnen Inſtitute und Anftalten in ver Beitfhrift für 
ſchweizeriſche Statiftil (Bern 1865, Nr. 1) die in drei Sprachen 
Aufiäge enthält. — Teſſin (italienifch): Die Schulgefehgebung datirt 
eigentlich erft von 1830 (Hauptgeſetz vom 10. Juri 1831, und allge 
meines Schulreglement vom 28. Mai 1882); jedoch die Bffentliche Unter: 
ſtützung ber Gemeinbefchulen erft durch Reglement vom 1. Xuni 1835 
bewilligt, wenn bie Gemeinden felbit das. Ihrige thun. Neben den 
Bollsfchulen fünf Gymnaſien und ein Lyceum (Reglement vom 5. No: 
vember 1855, als Stellvertreter der Univerfität). Zeitfehrift Nr. 3. — 
Genf: Grundgeſetz das Gefeh sur l’instruction publique von 1848. 
Hier bericht das franzöfifche Mufter, jedoch mit dem tefentlichen, dem 
beutichen Bildungsweſen entnommenen Unterfchiebe, daß das Bifurcations- 
ſyſtem nicht in den Gymnaſien gilt (f. unter Frankreich, volkswirthſchaft⸗ 
liche Borbildung), fondern die Instruction elassique im Coll&ge (linter: 
dymnafium) unb Gymnase von der Ecole industrielle getrennt ift; da⸗ 
gegen ift e3 in der „Academie' (Stellvertreterin der Univerfität) mit 
dem ganzen verwirrten Apparat ber bacheliers ès seiences physiques, 
bacheliers &s sc. mathematiques und bacheliers &s lettres wieder auf: 
genommen (Zeitſchrift Nr. 3). In Zürich ift das Hauptgefeh das neue 
Unterrichtögeiek vom 23. December 1859, mit Schulpflicht der Kinder 
vom jechöten Jahre für die Volkafchule, Errichtung von Ergänzungsichulen, 
Unterorbnung der Schulen unter die Gemeindeverwaltung, jedoch unter 
Dberaufficht des Regierungsrathed. — Thurgan: Gefeh über das Unter: 
richtsweſen vom 5. April 1853, mit ausgefprochener Shulpflicht bis 
zum 15. Sahre. Die Statiftif der übrigen Kantone jeboch leider ohne 
Angabe der Gefehgebung (in Beitichrift Nr. 10—12). Der reiche Stoff, 
der hier zufammengeftellt ift, wird übrigens dann leicht zu bewältigen fein, 
wenn man bie Einzelheiten auf bie unten aufgeftellten Kategorien rebucirt. 
Im Allgemeinen übrigens dürfte fein Zweifel fein, daß der Charalter des 
ganzen ſchweizeriſchen Bilbungsweiens weſentlich deutsch ift, und daß 
derſelbe mit wenigen Ausnahmen ſelbſt unter den franzöſiſchen Formen 








62 


immer mehr durchgreift. Statiftiiche Nachrichten übrigens auch in Stein, 
Handbuch der Geographie und „vie Schweiz“ von Brachelli. 
Schwedens Bildungsweſen. Auch das Bildungsweſen in 
Schweden liefert wie das der Schweiz einen Beweis dafür, daß während 
das gelehrte Bildungsweſen auf den biftorifchen Grundlagen bes Rechts 
der Univerfitäten und Gymnaſien nad dem europäifchen Rechte ber 
erfteren und nad) den beutichen Borbildern für bie letzteren ziemlich 
feft geordnet ift, das Volksſchulweſen und die wiflenichaftliche Bildung 
den eigentlihen Gegenftand der Geſetzgebung in unferer Zeit bilden, 
jenes, indem e3 eine Drganifation empfängt, dieles, indem es neu 
eingeführt wird. Die zwei Univerfitäten in Upſala und Lund baben 
jedoch auch eine neue Drganifation vom 2. April 1852 erhalten. Die 
Volksbildung zunächſt beruht auf dem Unterſchied der nieberen und der 
höheren Elementarſchulen. Das Hauptgeſetz ift das Unterrichtsgeſetz 
vom 29. Januar 1859, das fich über den niederen und den höheren 
Unterricht zugleich verbreitet. Die Dberaufficht bat, nach den ftzengen 
Anfichten, die in Schweben ‚gelten, der Bifchof (ald Ephorus), Der feine 
Aufgabe durch einen von ihm eingejehten Inſpektor vollziehen laſſen 
ann. .Seit der Verorbnung vom 15. Juni 1861 find jedoch königliche 
Inſpektoren angeftellt (Inſtruktion vom 30. December 1863) mit ber 
. Berpflichtung, perfönlih die Schulen, ihre Intereſſen und Bildungs 
thätigkeit zu übermachen, und Berichte an das Eklleſiaſtik⸗Departement 
abzuftatten. Die Berwaltung der Lehrangelegenbeiten bat der Rektor, 
in Verbindung mit dem Lehrercollegium; die Brofefloren heißen Lektoren. 
Der niedere Elementarunterricht war bereits im Weientlichen georbnet 
durch einen Schulrath, beftehend aus dem Drtspfarrer und mehreren 
Gemeindemitglievdern. Die Schulpflicht ber Kinder ift ausdrücklich 
anerlannt. Die Gemeinde gibt das Schulhaus und die Lehrmittel, die 
Regierung gibt den Gehalt; doch können die niederften Elementarjchulen 
(Sma Skolar) frei von Theilnehmern errichtet werden. (Berorbnung 
vom 23. April 1858.) Für die Errichtung won höheren Elementar 
Schulen werben Staatsunterftügungen bewilligt. Die Schullehrerfemi- 
narien, bereit3 1842 geordnet, haben weitere Entwidlung gefunden 
durch Verordnung vom 29. Eeptember 1853, melde das Princip ber 
Eeminariftenprüfungen einführt und die letzteren forbert. Eben fo iſt 
für Lehrerinnen ein eigenes Seminar in Stodholm errichtet, fo wie ein 
gymnaſtiſches Centralinftitut. Die höheren Elementarſchulen finb im 
Grunde Realichulen, neben denen die Gymnaſien (zuerft unter Guftav 
Adolf errichtet) ald Vorbildung für die Univerfitäten beftehen. Die 
jelben haben 7 Klafien; nebenbei wird in Mufil, Technik und Gymnaftil 
Unterricht ertheilt. An Alademien und wiflenfchaftlichen Geſellſchaften 
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it Schweden reich genug; auch tft bie Kunftbilbung bei ihm gut ver- 
treten. Tie Fachliteratur ift, fo weit wir ſehen, nicht jehr audgiebig. 
Die Darftellung von E. Yabräut, Administratif och Btatistiek Hand- 
boek (1864), gibt eine gute Vebrrficht über die ftatiftifchen Verhältnifie. 

Rußlands Bildungswelen. Ueber das, bisher jo gut als 
unbelannte Bildungsweſen Rußlands liegen jetzt zwei Arbeiten vor, 
welche in hohem Grabe bebeutend genannt werden müflen. Die eine: 
„Zur Geſchichte und Statiftit der Gelehrten: und Schulanftalten des 
k. ruſſ. Miniſteriums der Bollsaufflärung,” die zweite: „Beiträge zur 
Geichichte und Statiftit der Gelehrten: und Schulanftalten des k. ruſſ. 
Pinifteriums der Bollsaufllärung.” Nach officiellen Quellen’ bearbeitet 
von ©. Moldemar, beide von 1865. Es ift das Verhältniß dieſer beiden 
gleichzeitigen Bublilationen zu einander nicht ganz Har; im Allgemeinen 
mag bemerkt werden, daß die erſtere mehr einen ftatiftifchen, bie zweite 
mehr einen hiftorifchen Charakter hat. Es iſt wohl ſehr ſchwer, fich ein 
durchgreifendes Gefammtbild von den bier trefflich geordneten und ſehr 
reichlich mit Material ausgeſtatteten Mittheilungen zu entiverfen. Im 
Großen und Ganzen ift der Elementarunterricht noch weit zurüd, wie 
Woldemar felbit geiteht (1 Schule auf 1500, 1 Schüler auf 70 Ein 
wohner). Das Elementarſchulweſen ſelbſt befteht theils aus Parochial⸗ 
ſchulen mit 1 und 2 Klaſſen, im Ganzen 1846 Schulen des Minifteriums 
oder Kronfchulen, theils aus geiftlihen Schulen. Yür das ganze Volle: 
ſchulweſen ift jebodh unter dem 14. Yuli 1864 ein neues Statut erlafien, 
nach welchem die Verwaltung und Zeitung diejer Schulen den Kreis⸗ und 
Gouvernementöfchulen untergeorbnet werden fol (Woldemar ©. 51). 
Die Gymmnafialbildung ift bedeutend vorgeſchritten; Privatlehranftalten 
auf gleicher Stufe Icheinen nur in Petersburg und Moskau zu befteben.' 
Unklar ift das Verhältniß der Kreisichulen; übrigens follen dieſelben 
demnächſt entweder zu Gymnafien oder zu höheren Bollsichulen werben: 
(Woldemar ©. 50). Für die Fachbildung ift überhaupt das charalteriſtiſche 
Merkmal des Mangel jeder eigenen wirthſchaftlichen Bildungsanftalts 
das Epftem ver Realfchulen einerfeits, und das Syſtem ber mwirtbichafts 
lichen Fachbildungsanſtalten ſcheint nach dieſen Angaben gänzlich zu fehlen. 
Eben fo find die Epecialbilvungsanftalten bei den Univerfitäten nicht 
vorhanden oder mehr nur angebeutet. Der Geift übrigens, der in neuerer 
Zeit diefe Bewegung im Unterrichtsweſen belebt, jcheint menigftend nach 
der Intention ber Regierung ein ſehr verftändiger und freifinniger zu 
fein. Mit welchem Ernſt die Sache, fpeciell in Beziehung auf das Volls⸗ 
bidungstvefen, betrachtet wird, davon gibt die Darftellung Wolder 
mars wohl ein fchlagendes Zeugniß. Speciel beveutfam ift, mas ey 
über das neue Princip des Vollsſchulgeſetzes von 1868 jagt: „Die neng 
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Schulordnung befeitigt die Gentralifation der Vollsſchulen. In Bono: 
mifcher Beziehung werden biefelben von den Stadt⸗ und Landgemeinden, 
von Privatperfonm und denjenigen Neflorts verwaltet, auf deren 
Koften fie gegründet find; in pädagogiſcher Beziehung find fie den 
Schulräthen untergeordnet, die durchaus nicht den Charakter bureaus 
kratiſcher AInftitutionen haben.” In hohem Grabe interefiant tft, was 
über die Univerfitäten gejagt wird. Charakteriftifch ift der Mangel ber 
theologifchen Fakultät (mit Ausnahme von Dorpat) und die Scheibung der 
pbilofophifchen Fakultät in die biftorifch- philologifche und phufiich: mathe: 
matifche. Die Stantöwiflenfchaften erfcheinen in der juriſtiſchen. Yür 
die Technologie befteht ein (ftändifches) Inſtitut in Riga feit 1864, nebfl 
einigen Felbmeflerinftituten (Bradelli, Staaten Europas, ©. 570). 
Warum bat Woldemar diefe Inftitute weggelaſſen? Eine kurze Mit 
tbeilung über MWoldemars Publikation mit guten Bemerkungen von Beer 
und Hochegger in der Zeitſchrift für die öſterreichiſchen Gymnaſien, 
Sahrgang 1866, 2. Heft. (Yortfchritte des Schulweſens im Europa). 
Serbiens Bildungswelen. E83 möge uns hier geftattet fein, 
zum Schluß diefer Furzen Charakteriſtiken einen Blid auf das Bildungs 
weſen eine8 jungen Staats zu werfen, ber mit großer Energie und 
anerlennungswertbem Verftänpniß in einer, wir fagen geradezu beivun: 
derungswerth kurzen Zeit, bei fih ein Bildungsweſen entwidelt bat, 
das, allerdings unter dem Drude der Verhältniſſe ſchwer arbeitent, 
dennoch in bebeutfamer Weife den Nachbarländern vorangeht. Das 
Syſtem des ferbifchen Bildungsweſens zeichnet fich nämlich dadurch aus, 
daß es alle Elemente fpeciell des beutichen Bildungsweſens in ſich auf: 
genommen bat, jo weit feine Verhältnifle es erlauben. Es befitt näm⸗ 
lich ein ziemlich über das ganze Land ausgebreitetes Syſtem der Volks: 
(oder Normal): fchulen für die männlihen und weiblichen Schüler, das 
Syſtem der Gymnafien mit der Unterfcheidung zwiſchen Ober: und 
Untergymnafien, die Realfchulen, und felbft Realgumnafien, dann eine 
Fachſchule für Theologie, und endlich eine Alademie, welche den Athes 
näen entſpricht. Wir glauben dabei nicht auf Einzelnes eingehen zu 
follen, bemerken aber, daß die Regierung in allem Wefentlichen bas 
ſehr gute öfterreichifche Eyftem für das Recht der Schulen und für den 
Lehrplan zum Grunde gelegt, und bie einzelnen Beitimmungen deſſelben 
faft in allen Hauptfachen durchgeführt hat. Dabei bleiben jedoch einige 
Punkte theild unklar, theils unfertig, theils noch verſchieden. Die 
Realgymnaſien (bis jebt 4) find in der That nur dem Ramen nadı 
von den Realfchulen verfchieden, und haben vie Tateiniihe Sprache 
nicht aufgenommen. Eigentlidhe Gewerbeichulen fehlen natürlich in dent 
noch gewerblofen Lande. Die Gymnaſien ihrerfeits haben vielmehr den 
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Charakter ver „eigentlichen Realgumnafien, indem auf ihnen zwar Latei: 
nifch, aber fein Griechiich gelehrt wird. Die Hochichule oder Alademie 
in Belgrad ift eine eigentbümliche, durch die Verhältniffe bebingte 
Verſchmelzung der höchſten mifjenichaftlichen mit der wirtbichaftlichen 
Bildung, die jeboch’noch nicht Umfang und Recht einer Univerfität bat. 
Eie enthält bis jetzt drei Fakultäten, die philoſophiſche (ohne Bor: 
lefungen über Philofophie, dagegen mit allen Fächern der Staat#: 
wiſſenſchaft, und wieder ohne Griechiſch); die technijche, die Gegenftände 
der allgemeinen Technologie — ohne Zeichnen — enthaltend, jedoch 
mit der ganz verftändigen Verpflichtung der Techniker, die Staatswiſſen⸗ 
fchaften zu hören, und die juribifche. Für die Medicin find die Serben 
noch auf fremde Univerfitäten angewiefen. Höchſt merkwürdig ift unmittel: 
bar an der türkifchen Gränze die Errichtung einer höheren Mätchenfchule, 
namentlih für Erzieherinnen, die ganz rationell organifirt tft. Für 
alle dieſe Fächer gilt der Grundſatz, daß die Regierung biefelben noch 
erveitern Tann. Die ftubirende Jugend arbeitet mit großem und patrio⸗ 
tiihem Eifer. Im Jahre 1866 hatte die philojophifche Fakultät 21, 
die technifche 15, die juriviihe 162 Stubirende; die Theologie hatte 
188 Stubirende.. In allen Gymnaſien waren 1828 Schüler, in den 
männlichen NRormalfchulen 17,407, in den weiblichen 2400, in der weib⸗ 
lichen höheren Schule 134 Echüler und Schülerinnen. Die Lehrlörper 
baben die innere Selbſtverwaltung, doch find die Lehrer felbft noch reine 
Etaatöbenmte. Diefe Andeutungen werben genügen, um ben erften 
pofitinen Schritt, den Deutihland in der Drganifation 
des ferbifhen Bildungswelens nah dem Drient gethan 
bat, zu charalterifiren. (Bergl. bie zwar kurze, aber gute Zufammen: 
ftellung der Beltimmungen über das Unterrichtsweſen in Serbien bei 
Tkalac, Staatsrecht des Fürftentbunis Serbien, 1838, ©. 183 ff.) 

Rumänien. Der junge Staat hat mit richtigem Verſtändniß die 
Herftellung des öffentlichen Bildungsweſens für eine feiner erſten und 
wichtigfien Aufgaben gehalten, und das betreffende Gefeh vom 25. Rov. 
1864 (in 418 Artileln) erlaſſen. Dafjelbe ift in der That ſehr weit: 
läuftig, und beweist vor allem, daß bier für das Bildungsweſen noch 
alles zu ordnen if. Es darf und nicht wundern, daß allerlei Dinge 
darin vorfommen, die unverftändlich bleiben, wie 3. B. die Beitimmung, 
daß in den unterften Volksſchulen bereits das „Bertvaltungsrecht“ auf: 
genommen ift (Art. 32), und daß eine Univerfität entfteben fol, wenn 
mehrere Fakultäten in einem Gebäube zufammen lehren. Im Uebrigen 
ift e8 eine an ſich nicht unintereflante Zufammenftellung der Grunbläße 
über das Bildungsweſen theild auf deuticher, tbeild auf franzöfifcher 
Grundlage. Ein einheitlicher und beberrichenver Gebante fehlt, wie es 
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wahrlich bis jetzt auch noch an einer felbftändig wirkenden und mehr 
al® formell daſeienden Behörde fehlt. Die Grundzüge des ganzen 
Syitems ift die Unterſcheidung in ven Volks⸗, den mittelbaren und 
den höheren Unterricht, die entiveber Bffentlich oder privatim abgehalten 
werden fünnen. Der Volksunterricht beruht Auf ben Elementar- 
Schulen in Stabt und Land, mit (beabfichtigten) befonveren Mädchen⸗ 
ſchulen; Schulpflicht unter Berantwortlichkeit der Eltern und VBormünder 
von 8—12 Jahren; Lehrmittel gibt der Staat, Schulhaus und Heizung 
die Gemeinde; jede Gemeinde hat bie Pflicht, wenigstens eine Schule 
zu haben; Prüfungen öffentlih und balbjährlih. Der mittlere 
Unterriht tt in das Syftem der Gymnaſien und Lyceen einerjeit? 
und das der Realſchulweſen andererſeits geichieven. Die Gymnafien 
haben 4, bie Lyceen 7 Klaffen, mit Inſpection nad franzöfifchen 
Mufter, und Abgangszeugniffen („Diplomen‘), Eemeitralpräfungen, 
und fehr vielen Lehrgegenſtänden; neben den alten Sprachen aud 
deutſch, italienifch, franzdfiih und fogar Nationaldfonomie, fo daß 
fie den Charakter von Borbildungsanftalten nur noch in geringem 
Maße haben und vielfach als Berufsbildungsanftalten gelten bürfen. 
Das Realſchulſyſtem ift daneben nicht recht klar geworden; die 
Nealichulen erfcheinen vorzugsweiſe ala Privatunternehmungen mit ftaat: 
licher Unterftügung. Ste geben mindeitens direkt in wirtbichaftliche Be 
rufsbildungsanftalten über als Agrikultur-, Induſtrie- und Handelss 
ſchulen, ohne beitimmte Gränze. Für die Lehrerbildung find eigene 
Seminarien errichtet, werden vom Staate unterhalten und baben für 
die Volksſchullehrer 4, für die Mittelfchulen 7 Klaflen, mit Abgangs⸗ 
prüfungen. Die wiſſenſchaftliche Berufabildung beruht auf den vier 
Falultäten, bie aber felbftändig ftehen und Diplome verleihen; neben 
ihnen ift die mirtbichaftliche Berufsbildung in den Ingenieur- und 
Forftichulen vertreten. Das Gefeb orbnet dann im II. Abfchnitt die Ber 
waltung, an deren Spite der Unterrichtöminifter fteht, dem ein Unter: 
richtsrath in doppelter Form beigegeben ift, ein dauernber, -und ber 
jährlih nur einmal zufammentretende General:Unterrichterath. Jeder 
Theil des Unterrichtsweſens bat dann wieder feine Epecialverivaltung ; 
Grundſatz für die Volksſchule ift die Verwaltung durch die Gemeinde, 
unter Aufficht des Staats, für die Mittelfchule -und die Fakultäten bie 
Verwaltung durch den Lehrlörper. Bei allen Mängeln ift dieß Geſetz 
im Ganzen als ein höchſt bebeutfamer Fortſchritt zu betrachten, und 
wenn es nur unter den gegebenen Beitimmungen auch wirklich ins 
Leben treten kann, fo wird es gewiß höchft heilſam wirken. Aber freis 
lih wird eben die Ausführung die wahre Schwierigkeit enthalten. 


Befonderer Theil. 
Spitem. 


Die Aufgabe des nunmehr folgenden befonveren Theiles ift es 
nun, den großen Bildungsproceß felbft, der durch das Xeben jebes ein: 
zelnen Volkes hindurch geht, und feine im öffentlichen Rechte bes 
Bildungsweſens der einzelnen Staaten gegebene concrete, zur objeltiv 
geltenden Ordnung durch das Geſetz erhobene Geftalt in feine einzelnen 
Gebiete und Theile aufzulöfen, und das für jeden diefer Theile 
Geltende felbftändig barzuftellen. 

Dabei haben wir und jeber, der das Gleiche unternimmt, eine 
zweifache Aufgabe; und bei dem geradezu unerfchöpflichen Reichthum 
an Einzelheiten in diefen Gebieten ift es unerläßlih, ſich darüber 
Rechenſchaft abzulegen. 

Einerfeit3 kommt e3 natürlich zZuerft darauf an, das Beſtehende 
zu fammeln. Das ift bei dem gegentwärtigen Zuftande ber Wiflenichaft 
nur noch bis zu einem gewiſſen, keineswegs hohen Grave möglid. E 
ift außerdem unmöglich, alles Gelammelte mitzutheilen, da eine folche 
Arbeit jeden der Verwaltungslehre entiprechenden Umfang meit über: 
ſchreiten würde. Für diefen Theil der Aufgabe muß daher die Ber 
waltungslehre theils auf reine Geſetzſammlungen, tbeild auf Mono: 
grapbien veriveifen. Und es ift daher in der Natur ber Sache begründet, 
daß die allgemeine Berwaltungslehre hier formell unvollſtändig iſt und 
bleiben wird. 

Andererſeits aber ift es von nicht geringerer Wichtigleit, das ganze 
öffentliche Bildungsrecht als ein organifches und einheitliches Syſtem 
zu erkennen und den Inhalt diefes Syſtems al3 den äußeren Maß: 
ftab an die Ausbildung der geiftigen Berwaltung in jedem 
Lande anzulegen. Die Aufftellung eines foldhen Syſtems enthält eine 
große Zumuthung an jeben, der ſich mit diefer Frage beichäftigt. Es 
enthält die Yorberung, daſſelbe entweder als die feſte, organiſche Grund» 
lage, den Knochenbau des Bildungsweſens anzuerlennen, oder ein 
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anderes aufzuftellen. Denn es ift ganz unmöglich, ohne ein an: 
erlanntes Syftem zu einer Vergleihung zu gelangen; das Syſtem jelbft 
ift eben dasjenige, worin das Berfchiedene feinen gemeinfamen und 
gleihartigen Ausdruck findet, und das Aufftellen des lehteren ift ja 
eben die Vergleihung. Dagegen beftebt auch ber Werth eines Syſtems 
nicht eben bloß in der in ihm liegenden formellen Möglichkeit, den 
fonft unüberjehbaren Stoff zu bewältigen, fonbern es enthält zugleich 
die Grundlage des objeltiven Urtheils über die Dinge, die man mit 
ihm meflen muß. Und jo ftehen wir nit an, bier das Syſtem an 
fi der ſyſtematiſchen Darftellung vorauszujenden. 

Die allgemeine Grundlage dieſes Syſtems ift nun zunächſt aller 
dings der Unterichieb zwiſchen der Elementar:, der Berufs: und ber 
allgemeinen Bildung, wie wir denfelben bereitö bezeichnet haben. Allein 
diefe Grundlage entwidelt fi nun zu einem viel verziweigten Organis⸗ 
mus, und zivar bermöge des in dem Weſen aller Bildung liegenden 
Satzes, daß am Ende jeder Theil der Bildung wieder Vorausfekung 
und zugleich Conſequenz aller andern Theile if. Es ift nun für die 
formale Auffaſſung von entfchievener Wichtigleit, fich bier über bie: 
jenigen Ausdrücke zu einigen, melde eben dieß Verhältniß theild im 
gewöhnlichen Leben, theils in der Wiflenfchaft bezeichnen. Diefe Aus: 
drücke find nun je nad dem Hauptgebiete des Bildungsweſens ver 
ſchieden. Wir nennen nämlich denjenigen Theil der Bildung, ber 
äußerlich für fich ein abgeichloffenes Ganze bildet, aber ſich ſelbſt ale 
ein innerlich abgeichloffenes nicht anerkennt, bie niedere, und ben 
Theil, der diefen Abſchluß bringt, die Höhere Bilbung. Wo dagegen 
eine Bildung ihren Werth felbft nur in der Vorbereitung für eine 
andere Etufe fucht, ſprechen wir von einer Borbildung, während 
die Stufe der fertigen Bildung die Fachbildung ift. Daher Iprechen 
wir von einer niederen und höheren Elementarbildung, ober von einer 
Vorbildung und Fachbildung im Berufsbildungäwefen, während bei ber 
allgemeinen Bildung, die an ſich naturgemäß und ungemeflen dem Ein: 
zelnen überlaffen bleibt, von dieſer Unterſcheidung Feine Rede tft. “Dem: 
gemäß zerfällt zunächſt die Hauptabtheilung der Elementar⸗ und Be: 
rufsbildung je in zwei Abtbeilungen. 

Dazu kommt nun als zweites fuftematifches Element die grobe, 
unferem Jahrhundert eigene Thatſache, daß ſich die Berufsbildung 
felbft wieder in drei Haupttheile getheilt bat, die wir unten näher zu 
bezeichnen haben, die gelebrte, die wirtbichaftliche und bie künſt⸗ 
leriiche Berufsbildung. Jedes dieſer Gebiete bat feine eigene Ge⸗ 
ſchichte, feine eigenen Anftalten, fein eigenes Recht, feine eigene Ent: 
widlung in jedem Lande, und bier ift zugleich die Verſchiedenheit bei 
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weitem am größten. Für jeven diefer brei Theile gilt aber ferner der 
Sag, daß berfelbe ih in ein Syſtem der Vorbildung und der Fach—⸗ 
bilvung fcheidet; nur find beide allerdings in jedem Theile nicht bloß 
dem Namen, fondern au dem Inhalte nach mweientlih anders. Das 
Auftreten diefer Elemente erzeugt daher eine weitere, ziveite Entwid: 
lung des formalen Syſtems, und in diefem Theile ift e8 unabweisbar, 
für beftimmte Richtungen und Anftalten beftimmte Namen zu acceptiren, 
weil es fonft durchaus unmöglich bleibt, zu einem Haren, das Ganze 
umfaffenden Weberblid zu gelangen, da bier die Gränzen ſchon an fich 
oft nur jehr unſicher in der Wirklichkeit gezeichnet find. 

Das dritte und fchwierigfte Element der ſyſtematiſchen Auffaffung 
liegt nun aber wieder in dem höchſten Weſen aller Bildung, nad 
welchem alle Formen und Stadien derſelben wieder eins find. Diele 
innere geiftige Einheit empfängt ihren Ausbrud in dem, was wir die 
Vebergänge von einem beftimmten Zweige der Bildung gu einem 
andern nennen. Diefe Uebergänge nämlich erjcheinen in doppelter Weile. 
Entweder liegen fie ſchon in der bildenden Thätigfeit einer bejtimmten 
Anftalt felbft, oder fie find in felbftändigen, eigends die Funktion 
des Ueberganges enthaltenden Anftalten gegeben. Sie find von ber 
böchften Wichtigkeit, weil fie die Träger der lebendigen und freien Be: 
wegung bebeuten und find; aber wie alle Uebergänge bebrohen fte Die 
formale Auffaffung mit Vertvirrung ; jedoch nur jo lange, als man ihre 
Ratur nicht kennt. Wir dürfen fie daher jet unbedenklich zulaſſen. 

Auf diefer Grundlage nun wird es leicht fein, das formale Echema 
des beſonderen Theiles den einzelnen pofttiven Ausführungen vorauf: 
zufenden. Die Ausfülung der betreffenden Kategorien mit den ge: 
gebenen Eyftemen der öffentlihen Bildungsanftalten eines einzelnen 
Zandes würden dann bie ftatiftifche Geftalt, die Ausfüllung mit den 
bezüglichen Geſetzen das öffentliche Necht des Bildungsweſens geben. 
Eine ſolche tabellariiche Schematifirung hat das Recht, entiveber als 
Beginn oder als letzte Formulirung des Stubiums zu gelten. Es kann 
diefelbe nie genügen, aber es follte auch niemals fehlen. Wir ftellen 
es daher dem pofitiven Recht und feiner Darftellung unbedenklich vor: 
auf — nicht als Wiffenfchaft, fondern als reine Form berfelben, die 
nicht mehr fein will als fie fein darf. 
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Erfter Theil. 
Das Volksſchulweſen. 
Allgemeiner Theil. 
L Der Elementarunterricht au fid. 


Obwohl allerdings die Verwaltungslehre Begriff und Wefen des 
Elementarunterriht3 als befannt vorauszufeßen bat, jo muß derfelbe 
bier dennoch in fo weit feftgeftellt werden, als er feinerjeits dem öffent: 
lihen Rechte zum Grunde liegt. - 

Der Elementarunterricht enthält nämlich feinem formellen Begriffe 
nad diejenigen Kenninifje, welche zwar an und für fich ohne In—⸗ 
balt und Werth, dennoch die Bedingungen für die Erwer— 
bung aller Bildung, ihres Werthes und ihres Inhalts find. 

Allerdings fann man nun auf Grundlage dieſes Begriffes den: 
felben für fich betrachten. Allein feinem Weſen nad) ift er doch Fein 
abgefchiedenes, äußerlich im gefammten Bildungsweſen getrenntes Ganze. 
Er ift vielmehr in Wahrheit ein Theil des großen organifchen Pro: 
cefjes, den wir das Bildungsweſen des Volfes nennen. Seine wahre höhere 
Bedeutung liegt nicht in dem was er ift, fonvern in dem was er mög: 
ih madt. Sein volles und richtiges Verſtändniß wird daher eben 
nur in diefem feinem Verhältniß zum Ganyen ber geiftigen Entwidlung 
gefunden. Und das muß hervorgehoben werden, meil e8 in ganz ent: 
Ichiedener Weiſe auf das Öffentliche Necht derjelben einmwirft. 

Jenes organische Verhältniß des Glementarunterriht3 zum ge: 
ſammten Bildungsweſen erzeugt nämlich bie beiden Momente, welche 
ihrerfeitö einer höhern Auffaffung deffelben ihren Inhalt geben: die Frage 
nach feiner formellen Begränzung und die nach feinem focialen Inhalt. 
Zuerft nämlich folgt aus demſelben, daß es nicht möglich ift, für 
den Elementarunterricht an fich eine feite Außerlihe Gränze zu ſetzen. 
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Es ift daher nicht möglich, theoretiih dasjenige auszufcheiden, was 
man als fpecififchen „Elementarunterricht“ zu betrachten bat. Es er: 
nıbt fi) vielmehr, daß diefe Gränze mit dem Stande des gelammten 
Bildungsweſens nothwendig wechſeln muß, und zwar fo, daß, je 
jtrenger die Unterſchiede in den focialen Bilbdungsverhältniffen find, 
befto fchärfer auch die Gränze bes Elementarunterrichts gezogen wird, 
während umgefehrt, je freier das geiftige Leben eines Volles ift, um 
jo mehr Gegenftände und Aufgaben aud in ben Elementarunterridt 
bineingezogen werden. Man muß baber fagen, daß zwar bie Unter: 
rihtslehre (Pädagogif) ſtets von der geiftigen Natur der Kinder ab: 
bängt, daß aber die Unterriktögegenftände vielmehr von den Fal 
toren bedingt werden, welche überhaupt den Gang des Bildungsweſens 
beberrfhen. Exft in diefem Einne Sprechen wir von einer Geſchichte 
des Elementarunterrihts. Dieſelbe beiteht in ber Entwidlung feines 
Umfanges und Inhaltes als Grundlage der allgemeinen Bildung, welche 
ihrerfeit8 gefordert und gejebt werben durch die Entwidlung der geſell⸗ 
ſchaftlichen Drbnungen, und von welcher die Geichichte der Lehrmethode 
ganz unabhängig ift. 

Es folgt daraus von felbft, daß der Clementaruntericht nicht bloß 
ein geiftiger, fondern zugleich ein gewaltiger fociajer Faktor ift. 

Da nämlidh die elementaren Kenntniffe an und für fih feinen 
Werth haben, fondern diefen erft in ihrer Verivendung für den Erwerb 
der geiftigen und wirtbichaftlichen Güter überhaupt empfangen, dieſe 
aber ihrerfeit3 die Erfüllung und höchſte Verwirklichung der Idee ber 
Berjönlichleit bilden, fo empfängt damit der Erwerb dieſer elementaren 
Bildung den Sinn und bie praftifche Bedeutung, daß der, der fie er 
wirbt, vermöge berfelben alle geiftigen und wirthſchaftlichen Güter 
nach feiner Individualität zu gewinnen berufen und berechtigt 
wird. In der That findet bei ber reinen elementaren Bildung aller 
Zeiten und Völker diefelbe auch nie einfach um ihrer felbft willen, 
ſondern naturgemäß ftet3 ald Mittel und unabweisbare Bedingung für 
den Erwerb der höhern Güter ftatt. Es ift unmöglich, bei ihnen ein» 
fach ſtehen zu bleiben. 

indem nun aber diefe geiftigen Güter ihrem Weſen nad für alle 
gemeinfam und gleich find, fo ift der Elementarunterricht zugleich das, 
in Geftalt des Erwerbes diefer Güter ausgebrüdte Princip der gleihen 
Beſtimmung aller Perfönlichkeit, und damit des Rechts derfelben. 
Inhalt, Umfang, Allgemeinheit und Freiheit des Elementarunterrichts 
bedeuten daher in ihrem Kreiſe die Kraft und bie Richtung der ganzen 
focialen Bewegung einer Epoche, und zwar in der Weife, daß die Ent: 
ftehung und Ausdehnung deſſelben fo wie feine organifche Verbindung 
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mit dem allgemeinen Bildungsweſen den großen Proceb der Hebung 
ber niedern Klaffen überhaupt, fpeziell aber den ber Erhebung 
berfelben zu dem geiftigen Leben ver höhern bedeuten. Es ift daher 
ohne eine wohl organifirte Elementarbilbung gar fein wahrer focialer 
Fortſchritt möglih; wo derſelbe dagegen fehlt, fehlt das große ver 
mittelnde geiftige Glied für den Uebergang von einer Klafle zur andern, 
mit ibm das Element der Ausgleihung der Klaſſengegenſätze, und der 
jociale Kampf wird daher ein roher und geiwaltiamer, der die Vernich⸗ 
tung der Rohlfahrt zum Inhalt und die Defpotie zur Folge bat. Nur 
der tüchtige und allgemeine Elementarunterricht Tann das ändern, fait 
mehr noch durch fein Princip ald durch feinen Inhalt. Wo eine gute 
und fortfchreitende Elementarbildung vorhanden ift, da ift einerfeits 
zwar ber fociale Fortfchritt der niedern Klaſſe ein unaufbaltfamer, 
aber da wirb mit der fteigenden Bildung auch bie gewaltfame Revo⸗ 
Iution mehr und mehr unmöglich. Der innere und lebendige Zufammen- 
bang des geiftigen und wirtbichaftlichen Lebens mit dem gefellichaftlichen 
it ein fo unzweifelhafter, daß dieſe Säte keines Beweiſes bedürfen, 
ja daß die gegenfeitige Einwirkung und ber fociale Proceß nicht einmal 
cined Bewußtſeins von Seiten des Unterricht bebarf; er vollzieht fich 
von felbft. Aber die VBertvaltungslehre muß ihn kennen, weil auf ihm 
das Öffentliche Necht des Elementarunterrichts überhaupt berubt. 


IL Das Bollksſchulweſen. — Die Brincipien feined Rechts und feiner Ver⸗ 
. . Waltung. 


Aus dem Elementarunterricht, welcher der Pädagogik gehört, ent- 
fteht nun das Volksſchulweſen, indem der Elementarunterricht 
Gegenftand der Verwaltung und des öffentlichen Rechts wird. 
Das Volksſchulweſen ift daher ver durch bie Verwaltung principiell 
als nothwendig anerlannte und durch die Anftalten der Verwaltung 
(im weiteften Sinn) öffentlich dargebotene Elementarunterricht. 

Die Lehre vom Vollsſchulweſen ift daher eine ganz andere als bie 
Lehre vom Elementarunterricht, ſowohl in ihrem Inhalt als in ihrer 
Gedichte, obwohl die erftere natürlich die Ießtere zu Borausfeßung 
bat. Während die leßtere mit dem Weſen der Bildung an fich zu thun 
bat, hat die erftere eö mit dem Stante zu thun; während die letztere ihre 
Grundlagen aus der Pfychologie und Pädagogik nimmt, muß die erftere 
fie aus der Verwaltung nehmen. Alles richtige Verſtändniß wirb daher 
gefährbet, fo wie man beide Standpunkte, Begriffe und Aufgaben 
vermengt. 

Die Elemente des Volksſchulweſens in dieſer Scheidung vom Elemen⸗ 
tarunterricht find nun folgende: 


I. Allerdings findet aller Elementarunterricht urjprünglih und 
immer zunächſt in der Familie ftatt. Allein bier ericheint er ftets als 
als das untergeordnete und zufällige Moment neben demjenigen, mas 
die Familie als foldhe vorzugsweiſe zu leiften fähig und berufen ift. 
Dieß ift die Bildung des Charakters und die Einfügung deflelben in 
die allgemeine Sitte, die geiftige und geſellſchaftliche Ordnung. Dieſe 
Bildung nennen wir die Erziehung. Sie bat ihre Grunbfäße und 
Regeln für fih und bildet fein Gebiet der unmittelbaren Thätigleit ver 
Verwaltung. Allein in der Erziehung bleibt der Unterricht zufällig un 
Vorhandenfein und Umfang, willkürlich in feiner Geitalt, abhängig von 


- allen Berhältnifjen der Familie, namentlich aber von den Befigesverbält: 


niffen derfelben. Der Elementarunterricht wirb daher, jo lange er auf 
die Familie angewiefen ift, durchfchnittlich ein fehr ungleichartiger, und 
bet der ganzen Klafle der Nichtbefikenden meift ganz binfälliger. Mit 
ihm wirb die allgemeine Bildung und der in ihr enthaltene Fortichritt 
jelbft zufällig, unorganiſch und für die ganze Klafle der Nichtbeſitzenden 
faft geradezu unmöglid. Bon diefer Thatſache hat das Volksſchulweſen 
zunächſt im Allgemeinen auszugeben. 

Wenn e3 nämlich trotzdem feftiteht, daß die Elementarbildung die 
erfte Bedingung, und ihre formelle Allgemeinheit und Gleichheit bie 
formelle Vorausſetzung aller gleichen und gemeinjamen Entwidlung bed 
Geſammtlebens bleibt, jo tritt die enticheivende Frage auf, mie fich die 
Verwaltung des Staats als Vertreter der höchſten Geſammtintereſſen 


‚zu dieſer abjoluten Vorausſetzung alles höheren geiftigen Lebens ihrer: 


ſeits erhalten fol. 
Die Antwort darauf liegt principiell im höchſten Begriffe der Ber 


waltung felbft. 


Iſt es nämli wahr, daß die Verwaltung ihrem Princip nach über: 
haupt diefe abfoluten Bebingungen des allgemeinen Fortfchrittes ber: 
ftelen muß, jo muß fie auch diefe Elementarbildung als eine ihrer 
Aufgaben anfehben. Sie kann diefelben daher weder von der zufälligen 
Auffaffung in der einzelnen Familie, noch von den Befitverhältnifien 
berfelben ganz abhängig laflen; der Elementarunterricht iſt vielmehr, 
da er die Bildung des Kindes enthält, eine dem Cinzelnen nidt 
mehr ganz zu Üüberlaflende Bedingung feiner Enttwidlung, und die Ver: 
maltung muß demnach bier wie immer diefe Bebingung berftellen, fo 
weit fie vom Einzelnen nicht ertheilt werben Tann. Daraus ergibt ſich 
das allgemeine leitende Princip alles Volksſchulweſens, das ift alſo die 
Elementarbildung als Gegenftand der Verwaltung. Die Verwaltung 
muß biefelbe von den Zufälligkeiten des Familienleben unabhängig 
machen und fie ſelbſtändig neben die Erziehung hinſtellen; zweitens 
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muß fie für biefelbe mit Anftalten forgen, welche für jeden die Möglich— 
feit bieten, fie auch unabhängig von den Familienverhältniffen zu ges 
nießen. Dieje Anftalten der Verwaltung für den von ber Erziehung 
getrennten Elementarunterricht find die Volksſchulen, und die Ge: 
fammtheit der auf dieſelben bezüglichen Vorfchriften und Thätigkeiten 
bilden das Volksſchulweſen. 

Das Volksſchulweſen ift demnach, als das öffentlihe Recht 
bes Elementarunterrichts, ein organiſcher felbftändiger Theil der 
Berwaltung. Sie ift feine Pädagogik, fondern enthält nur die An- 
wendung der Grunbfäße der lehtern, jo weit die Verwaltung den 
Elementarunterricht jelbit herſtellt. Die Gränzen und Formen nun, 
innerhalb deren dieß lettere geſchieht, bilden ihrerjeitö dem Anhalt 
dieſes öffentlichen Rechts oder der Verwaltung des Volksſchulweſens. 

II. Die Elemente dieſes öffentlichen Rechts aber liegen allerdings 
in dem Weſen bes Elementarunterrichts. 

Der Elementarunterricht erfcheint zunächſt ala die Grundlage des 
gefammten geiftigen Lebensproceſſes des Volles. Die Nothiwendigkeit 
des letztern erzeugt ſomit den Grundſatz für die Verwaltung, ven Elemen: 
tarunterricht jelbft zu einer Pflicht für den Einzelnen zu machen. So 
entftebt der Begriff und das Recht der Schulpflicht im allgemeinen 
Sinne des Wortes, welche neben der Pflicht der Einzelnen die Schule 
für den Elementarunterricht zu bejudden, zugleich die Pflicht für bie 
Verwaltung enthält, diefe Schule mit ihren Bedingungen auch berzuftellen. 

Diefelbe Wichtigkeit des Elementarunterrichtö aber erzeugt nun mit der 
allgemeinen Gefittung zugleich das Bedürfniß nach demfelben bei vem Ein: 
zelnen, und damit ein von Einzelnen ſowie von den Selbſtverwaltungs⸗ 
lörpern ausgehendes privates Elementarunterrichtäivefen. So weit ein 
ſolches auf eigenen Mitteln berubt, tritt für daſſelbe der allgemeine Grund: 
ſatz aller Funktionen der Einzelnen ein, welche eine öffentlich rechtliche 
Aufgabe erfüllen. Das Recht der Verwaltung ericheint hier al Ober 
aufficht über jede private Elementarunterrichtsanftalt und fällt damit 
unter die Thätigfeit des öffentlichen Volksſchulweſens. Wo aber die Vers 
waltung aus was immer für Gründen foldhe Anftalten zum Theil aus 
Öffentlichen Mitteln unterftügen muß, da erweitert fich dieß Recht der Ober: 
aufficht zur Theilnahme an der Verwaltung einer folchen Anftalt, natur: 
gemäß in dem Maße, in welchem die Unterftügung felbft eine größere iſt. 

Auf diefe Weile erſcheint das öffentliche Recht der Elementarbildung 
in’ben drei Grunbformen ‘der Schulpflicht mit ber ganzen dazu 
gehörigen Verwaltung für die eigentlich öffentliche Volksſchule, der 
Dberaufficht für bie Privat-Elementarfchule und der Theilnahme 
an dem Schulweſen der Selbftverwaltungsförper und Vereine. 
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III. Der Inhalt dieſes Bffentlichen Nechts bezeichnet nun das: 
jenige, wa8 die Verwaltung in’ Beziehung auf den Elementarunterricht 
in jenen brei Formen zu thun bat. Dieß nun beftimmt fi aus tem 
Verhältnig der Elementarbilbung zu der eigentlichen allgemeinften Auf: 
gabe der Verwaltung, der Entwidlung des Gefammtlebend ber 
geiftigen Welt. 

Sn der That wird der Elementarunterricht erſt dann feiner Idee 
entiprechen, wenn er feinen pädagogiſchen Grundgebanfen nach nicht 
als etwas für fich beftehendes, fondern als ein organiicher Theil des 
großen Bildungsprocefies erfcheint, der durch den Erwerb ber geiftigen 
Güter die Gefammtheit erheben unb verebeln, namentlich aber bie nievere 
Klafie zur böhern Bildung fähig machen ſoll. Wir haben dieß Ber: 
bältniß als das fociale Element des Elementarunterrichts bezeichnet. 
Die Aufgabe des Öffentlichen Rechts liegt für den Staat demnach darin, 
jenes etbifch:fociale Princip der Elementarbildung redt: 
lich zum Ausdruck zu bringen, das ift, dem Elementarunterricht 
einen foldhen Inhalt zu geben, daß er formell und materiell den orga: 
ganiſchen Zufammenhang mit der höhern Bildung, als Borberei: 
tung für biejelbe, enthalte In diefem Sinn wird es das leitende 
Rechtöprincip für die Verwaltung des Volksſchulweſens fein, durch ihre 
Beftimmungen und Thätigfeiten im Unterrichte felbft die Gewähr dafür 
binzuftellen, daß der Elementarunterriht im Geifte der forialen Ent: 
widlung fein abgeſchloſſenes Ganze, fondern ein Syftem fer, beiten 
Schlußpunkt ald Uebergang zu den höheren Bildungsftufen erfcheine. 
Das formelle Mittel dafür ift, daß derfelbe in verſchiedenen Klaſſen 
vor fih gebe. Die Klaſſe ift nicht bloß eine formelle Abtbeilung des 
Unterrichts, fondern fie ift vielmehr ber objektive Ausbrud des orga⸗ 
niihen Zufammenbangs3 der Elementarbilbung mit der höheren Bil: 
dung überhaupt, die Erllärung, daß der Elementarunierriht an und 
für ſich die Aufgabe habe, nur als Stufe, Vorbereitung und Einlei: 
tung zu jeder Bildung zu erfcheinen. Das Klaffeniyitem der 
Elementarbildung erjcheint daher als die allgemeine Bebingung 
der richtigen höheren Funktion der Iekteren, und feine Aufitellung in 
höher gebildeten Völkern als ein Princip des Volksſchulweſens; es ift 
in der That das eigentlich ſociale Brincip des Elementarunterricht® 
und die Anerkennung beffelben erſcheint damit als der Punkt des öffent: 
lichen Rechts des letztern oder als dasjenige Princip des Volksſchul⸗ 
weſens, in welchem die höhere dee der gefellichaftlichen Entwicklung 
im der geiftigen Verwaltung ihren erften und vielleicht michtigften Aus 
drud findet. 

Der zweite große Grundfab des Elementarſchulweſens ift nun 
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der, nicht bloß mehr im Allgemeinen das weibliche Geſchlecht neben 
männlichen an bemfelben Theil nehmen zu lafien, fondern fo viel als 
möglich dieſelben nad der Eigenthümlichkeit und der fünftigen Beſtim⸗ 
mung derjelben in felbftändigen Anftalten neben der männlichen Schule 
hinzuſtellen. Es ift das ein großer Fortfchritt; aber wir müflen ges 
leben, daß dieß alles nur noch im Anfange ift, und daß das eigent: 
liche weibliche Element der Erziehung und Bildung noch ſtark unter dem 
Gedanken leidet, daß die möglichite Gleichartigfeit das wahre Biel diefer 
Beitrebungen fein müſſe. Wir glauben, daß die bier einichlagenden 
Fragen den Fachmännern überwiefen werden follen; fo viel fcheint un: 
“ zweifelhaft, Daß wir die folgenden Sätze ohne weitere Bezeichnung zu: 
gleich als für die weibliche Erziehung und Bildung annehmen bürfen, 
bis e8 der nächtten Zukunft far werben wird, daß es eine Lehre und 
damit auch eine Bildung der Hausfrauen gibt, die bereinft ihre eigen: 
thämlichen Forderungen auch an bie Verwaltung zu ftellen wiſſen wird. 

Das Mittel nun, vermöge deren die Verwaltung diefe Aufgaben 
vollzieht, find einerſeits die Drganifirung ver Lehrerbildung, anderer: 
ſeits die Beftimmung ver Lehrordnung. Das find die beiven großen 
Gebiete, in denen ber wahre Kern des Verhältniſſes der Berwaltung 
zum Unterrichtöiwefen liegt. Ob mit oder ohne Vewußtſein über ihre 
fociale Bereutung öffentlich rechtlich georbnet, immer finb es, an denen 
man den eigentlichen Geift des Öffentlichen Unterrichtsweſens verfteben 
lernt. Hier ift die Form untergeorbnet, denn der Gedanke ſchafft ſich 
diefelbe von felbft; aber es tft gänzlich einfeitig, in beiden nur päda⸗ 
gogiiche oder gar nur didaltiſche Elemente zu ſehen. Erſt in ihrer 
organiichen Beziehung zum gefammten Bildungsleben empfangen fie ihre 
wahre Bedeutung. 

IV. An diefem Standpunkt nun fchließt ſich in einfacher Meile 
das letzte große Element des Volksſchulweſens, die formelle Aufnahme 
deflelben in das Syftem der Verwaltung und ihrer Organifation. 
So wie aus der Elementarbilvung das Volksſchulweſen wird, fo muß 
daflelbe das ganze Voll umfaflen; es muß auf allen Bunlten für alle 
Klafien und Drte weientlih gleich fein; es muß allenthalben, fei e8 
als Staats⸗ oder Rrivatichule, dieſelben Grundſätze für Lehrer und 
Lehre zum Inhalt haben; die Verwaltung muß daher ihre große Funktion 
als Banzes in Ausübung bringen; fie muB das Volksſchulweſen als 
dauernden und gleihmäßigen Theil ihre Aufgabe aufnehmen und zu: 
gleich mit dem gefammten übrigen Bildungsweſen in innigfte organiiche 
Verbindung bringen. Diefe Einheit vefielben mit der nefammten 
geiftigen Welt ericheint nun in der Verwaltung durch die Aufnahme 
in das Unterrihtsminifterium, und es it Har, daß das letztere 
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daher nicht bloß ein formaler Verwaltungsorganismus ift, jondern als 
ein großes abminiftratives und ſociales Princip erfcheint, entftanden 
aus der Gewalt der oben bargelegten Grundfäbe, und fie wiederum 
mit der ganzen Macht ded Staat? verwirklihend. Die innere Drgani- 
fation diefes Minifteriums ift dabei im Großen und Ganzen ſtets durch 
gleichartige Natur feines Objects gleich, wenn auch im Einzelnen ſehr 
verichieden ; das Weſentliche aber ift, daß derſelbe das Volksſchulweſen 
als einen felbjtändigen Theil feiner großen, das ganze geiltige Leben 
des Volkes umfafjenden Aufgabe erfafle und durchführe. 

Das nun find die leitenden Gedanken für das Volksſchulweſen. 

Die Lehre von der Berwaltung deſſelben ift dahek eine, neben 
der Pädagogik gänzlich ſelbſtändige. Sie gehört der Verwaltungslehre, 
wie ihre Drganifation der Organifation der Verwaltung, und ihr In⸗ 
balt ift öffentliches Recht der Elementarbildung. 

Die Darjtelung dieſes öffentlihen Rechts hat nun aber allerdings 
die große Schwierigkeit, daß es bei den einzelnen Völkern ein fehr ver: 
fchiebenes iſt. Es wird daher nothwendig, diejenigen Punkte feitzu- 
ftelen, auf welche dieſe Verſchiedenheiten gleihmäßig zurüdgeführt wer⸗ 
den können, indem fie eben für alle gleiche Gültigkeit haben. Ohne 
eine folche Feitftellung des Maßftabes, der in feinem Volke erſchöpft, 
exit demfelben ihren wahren Charakter zumeist, gibt es feine Ber: 
gleichung. 

Diefe Bunkte aber beftehen einerjeit3 in dem was wir den Cha: 
rafter bes Volksſchulweſens, anberfeits in dem, was wir fein Syftem 
nennen. Mir werben beides bei ber großen Wichtigkeit ver Sache be: 
fonders behandeln und auf daſſelbe die Rechtszuſtände ver großen Kul⸗ 
turbölfer zurüdführen. 


II. Das Vollsſchulweſen der großen Aulturvöller. 
1) Was man als Charakter des Volksſchulweſens zu bezeichnen hat. 


Dem Obigen gemäß wird nun der Charakter deſſen, was wir 
im ſpecifiſchen Sinn das Volksſchulweſen nennen, nicht in den päda⸗ 
gogiſchen Elementen des Elementarunterricht3 liegen. Die Begriffs: 
bejtimmung dieſes Charakters, der für die ganze Wifjenfchaft von ent: 
ſcheidender Bedeutung ift, bildet fich vielmehr in einer andern Weiſe, 
und kann nur in dieſer zum vergleichenden Verftänpniß des elementaren 
Bildungsweſens führen. 

Das Volksſchulweſen als Aufgabe der Verwaltung greift nämlich 
zuerft theild in vie Rechtsſphäre terjenigen hinein, melde ten Ele 
mentarunterricht empfangen, theil® derjenigen, welche ihn geben. Zu 
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dem Ende muß fie fich des hohen ethifchen und focialen Princips bes 
wußt fein, melde fie dazu berechtigt, und einen dazu beiweglichen 
Drganismus haben; fie muß endlich den leßteren mit denjenigen Nechten 
ausftatten, welche fie im Namen des erfteren fordern Tann. Sie iſt 
daber im Volksſchulweſen ftet8 eine Beſchränkung der perfönlidhen 
Freiheit im Namen der geiftigen Gefammtintereffen. Diefe 
im Vollksſchulweſen liegende Beichränfung ber perjönlichen Freiheit gebt 
nur bon der Verwaltung aus. Allein die Verwaltung felbft ift fein 
einfacher Begriff. Die vollziehende Gewalt hat vielmehr gezeigt, daß 
diefelbe drei Sehr verſchiedene Grundformen hat, bie ftaatlihe Verwal: 
tung, die Selbftuerwaltung und das Vereinsweſen. Jeder diefer drei 
Drganiömen bat feinen eigenen Charakter. In der Hand eines jeben 
derfelben geftaltet fidh daher auch das Volksſchulweſen anders. “Der 
Einfluß der Gewalten, welche das öffentliche Recht deſſelben beftimmen 
und leiten, tft von enticheibenb:r ‚Bedeutung für die Drbnung und 
felbft für bie Leiftungen des Volksſchulweſens. Und nun nennen wir 
die Auffaffung der Aufgabe des Staats für den Volksunterricht, 
und das organische und rechtliche Verhältniß jener brei Grundformen 
ter Verwaltung zu der Erfüllung diefer Aufgaben oder zur Herftellung 
und Leitung bes wirklichen Volksſchulweſens ven Charakter deſſelben. 

Diefer allgemeine Begriff des Charakters des Volksſchulweſens bes 
deutet daher wieder etwas anderes‘, als das Eyitem des Elementar⸗ 
unterrichts; er wirb auch weſentlich durch etwas anderes gebildet; ihm 
liegt nicht mehr die Pädagogik mit ihren Regeln und Principien, fon: 
dern vielmehr die Staatsidee felbft zum Grunde, in dem Grabe und 
der Art, wie fie in ver Verwaltung jedes Volles erfcheint. Daher denn 
ift diefer Charakter zugleich in der Wirklichkeit etwas individuelles. 
Jeder Etaat bat feinen Charakter des Volksſchulweſens, und es kann 
ganz wohl möglich fein, daß die Pädagogik in verſchiedenen Ländern 
diefelbe, das Volksſchulweſen dagegen ein ſehr verjchiedenes ift. Hier 
it eben der Punkt, wo das vergleichende Verwaltungsrecht beginnt, 
für welches das Folgende den Umriß geben fol. 

Die drei Hauptgebiete, auf welche das den Charafter eines gelten: 
ven Volksſchulweſens bildende pofitive Volköfchulrecht feine Anwendung 
findet, find nun folgende. 

Jede Regierung muß zuerft für das Volksſchulweſen ein allgemeines 
Princip aufftellen, aus welchem das Recht defielben hervorgeht. Dieß 
Rechtsprincip beftimmt die Schulpflicht, die Gränze der Oberaufficht 
und bie wirkliche Theilnahme der Verwaltung an der Elementarbildung 
des Volles. Aus ihr geht das eigentliche Verwaltungsrecht des Volks⸗ 
ſchulweſens hervor. 
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Jede Regierung muß zweitens für die Vollziehung diefer Beſtim⸗ 
mungen ihres Schulrehts einen Organismus fchaffen, der ein dop⸗ 
pelter ift. Einerſeits muß derſelbe das Recht vollziehen, alfo nur ein 
eigentlicher Verwaltungsorganismus fein. Anbererfeit3 muß er in ber 
Drganifation der Lehranſtalten befteben, namentlich das Lehrer: 
weſen als einen Theil der Verwaltung enthalten. In beiden Tiegt 
der Ausdrud des pädagogiſchen Princips des Vollksſchulweſens. 

Endlich muß jede Regierung das letztere in feiner forialen Bedeutung 
auffafien, und in biefem Sinn einerfeit3 principiell die Lehrorbnung, anber: 
ſeits, als formellen Ausdruck derfelben, das Klaſſenſyſtem ordnen. Beides 
zufammen bildet das ſociale Element im Charakter des Volksſchulweſens. 

In diefen Momenten ift nun der Maßftab gegeben, nach welchem 
die Höhe und ber Werth jedes Volksſchulweſens gemefien werben kann. 
Jedes Bollsichulmeien eines Landes beitimmt fih nad Schulrecht, 
Schulorganismus und Umfang und Drbnung bes Unterrichts. Auf 
diefe Grundverbältnifie führt am Ende jede über bie bloße Darftellung 
der gegebenen Zuftände binausgebende Betrachtung zurüd. Und in 
ihnen liegt auch das, was wir bie VBergleichung, ja endlich das, 
was wir die Geſchichte des Vollksſchulweſens nennen. 

Denn in-ber That ift nicht bloß das Volksſchulweſen jedes Landes 
von dem aller andern oft mejentlich verichieden, fondern man Tann 
jebt im wiſſenſchaftlichen Sinn fageh, daß jedes Volk feinen Charakter 
des Volksſchulweſens bat. Es ift eine der mwichtigften, aber auch der 
Ichwierigften Aufgaben, viefen Charakter zu beftimmen. Dennod Tann 
fie nicht erlafjen werben. 

Veberblidt man nun die Staaten von Europa und feine großen 
Berwaltungszuftänbe, fo zeigt es ſich audh bier, daß das Verwaltungs: 
recht des Volksſchulweſens jo gut wie das ganze übrige Verwaltungs: 
recht die drei europätfchen Grundformen bat, denen wir allentbalben 
begegnen, bie deutſche, die franzöfifche und die englifhe. Das Welen 
des deutichen beſteht darin, daß es von ber Wiffenfchaft erzeugt iſt, 
welche in den Gefjebgebungen der einzelnen beutfchen Staaten ihren 
Ausdrud gefunden hat. Das Weſen des franzöfiichen beruht auf der 
rein abminiftrativen Organifation, neben ber fich vermöge ihrer großen 
Unvolltommenheit ein freies Elementarunterrichtsweſen jelbftändig und 
faft unbeauffichtigt gebildet hat. Das Weſen der englilchen geht aus 
der völligen Abweſenheit jeder allgemeinen Verwaltungsthätigkeit und 
dem Ueberlaſſenſein der Elementarbildung an vie Einzelnen bervor. 
Deutichland zeigt ung daher, was die Wiffenfhaft, Frankreich was 
die Stantsverwaltung, England mas die individuelle Kraft 
vermag. Der Sieg, den Deutfchland auf biefem Gebiete täglich erringt, 
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beweist uns aber, daß e3 doch zulebt feine andere wahre Leiterin auch 
in den geiftigen Fragen ver Verwaltung gibt, als die freie, von ihrem 
Bolfe und von ihren Regierungen verjtandene Wiflenfchaft. — Alle 
übrigen Staaten Europa’3 haben nun neben dieſen drei Hauptkultur: 
völfern feinen beſonderen Charakter. Ihr Volksſchulweſen im Ganzen 
ift allentbalben nur eine Modifilation oder Verſchmelzung befien, 
was wir in jenen brei Ländern finden. ‘Die Charafterifirung derſelben 
muß uns daher genügen, und kann es volljtändig. Die Bejonderheiten 
im’ Einzelnen jollen dann im befondern Theile von jeder Stelle auf: 
geführt werben. 


Es wird uns mohl geftattet fein, bier von jeder Kritif der bie: 
berigen Literatur, welche ftaft der Vergleihung nur allerdings höchſt 
reichhaltige Zufammenftellungen geliefert hat, abzufehen. Wenn mir 
eine Hoffnung ausfprechen dürfen, fo märe e8 die, daß die Fünftige 
vergleichende Literatur die befte Kritik der biöherigen zufammen: 
ftellenden durch fich felbft bilden möge. Wir bemerfen nur zum Schluß, 
daß das belgische Volksſchulweſen mit feinen Hauptgefegen vom 
23. September 1842 und vom 15. Auguft 1846 weſentlich franzöſiſche 
Formen, das holländische dagegen mit (dem Hauptgeſetz vom 13. Aug. 
1857) und eben fo das bänifche deutfhe Grundfäge hat, mährend 
das englifhe Volksſchulweſen ohne formelle Nachfolge geblieben ift. 
(S. unten das Spezielle.) 


2) Deutfhlands Voltsſchulweſen und die Elemente feiner 
Geſchichte. 


Es iſt kein Zweifel, daß das Volksſchulweſen Deutſchlands das 
beſte unter den beſtehenden, der Stolz des deutſchen Volkes iſt. Es 
kommt aber für die Wiſſenſchaft darauf an, den Werth deſſelben auf 
jene organiſchen Begriffe zurückzuführen, melde den Charakter bes 
Volksſchulweſens auch in Deutichland bilden. 

Das Rechts princip des deutſchen Volksſchulweſens iſt die Schul: 
pflicht mit allen ihren Conſequenzen. Die Organiſation deſſelben 
aber als Mittel der Verwirklichung dieſer Pflicht beruht auf der Selbft- 
thätigfeit des Volkes für feine eigene Elementarbilvung, theils durch 
das Schulweſen der Selbftvertwaltungsförper, theils durch den Privat: 
unterriht, und beſteht daher mwefentlih im der. oberauffehenden 
Thätigfeit und ihren Organen. Das foriale Element, die organifche 
Berbindung des CElementarunterricht? mit der höheren Bildung, ift 
durch ein ſyſtematiſch durchgeführtes Klaſſenſyſtem, an das fich fogar 
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ein Prufungsſyſtem anſchließt, in einer Weiſe anerkannt, wie es nie 
mals in der Geſchichte da war. Daher gibt es keine Volksbildung, 
die mit der deutſchen in ihren Grundzügen und ihrem Beftande ver: 
gliden werden könnte. Alle Mängel, vie fie hat, liegen nicht in ihr, 
fondern in den andern Elementen des deutſchen Volksgeiſtes. 

Wir ftellen fie daher mit den Elementen ihrer Gelchichte an die 
Spitze aller Darftelung des pofitiven Volksſchulweſens. 

Die Gefchichte des Volksſchulrechts in Deutfchland ift neben ver 
der Berufsbildungsanftalten nur fehr wenig bearbeitet; vielleiht eben 
weil fie noch fo jung if. Die großen Grundzüge derjelben aber find 
troßdem leicht zu beftimmen. Sie zeigen uns, mie die Volksſchule als 
Bürgerfchule neben den ftändischen Berufsfchulen zuerft ſelbſtändig ent: 
ftebt, wie fte dann im achtzehnten Jahrhundert zu einer Aufgabe der 
Verwaltung als Tulturpolizeiliches Inſtitut wird, mie fich aber die 
Selbitverwaltung der Gemeinde in ihr erhält, wie fie aus ben flän- 
bifchen Körperfchaften der Berufsfchulen die Selbftthätigfeit und das 
Recht der Lehrkörper aufnimmt, mie fie die Gemeinidaft mit dem 
Privatunterricht durch die gemeinjchaftliche Lehrerbildung aufrecht hält 
und endlich den höchſten Standpunkt erreicht, indem fie in den Ber: 
faffungen als organische Aufgabe der höchſten Staatöverwaltungen grund: 
gejeglich anerkannt wird; in allen diefen Zeiten immer ihre große har: 
monifche foctale Miffion mit. gleicher ethifcher Hingebung erfüllend, 
zur Ehre und zum Segen des deutſchen Volkes. 

I. Das Volksſchulweſen beginnt, wie es feine Natur fordert, in 
der Wiege der ftaatSbürgerlichen Gejellichaft, der Stadtgemeinde. Die 
Landgemeinde, die Heimath der ftändifchen Herrichaft, kennt daſſelbe 
noch nicht. Aber auch in der Stadtgemeinde ift fie noch im fiebzehnten 
und zum Theil achtzehnten Jahrhundert Glied des gefammten Bildungs 
wejens der niederen Klafle. Ein Uebergang zu dem Gebiet der ftän- 
difchen Berufsbildung in ben gelehrten Schulen findet noch nicht ftatt. 
Dagegen ftebt die gefammte Bolfsbilbung unter der kirchlichen Ber: 
mwaltung, und diefe wird noch im MWeftphäliichen Frieden als dafür 
„naturgemäß berechtigt und berufen anerkannt. (Juſtizpolizeiordnung, 
Art. V. 31. XIII. 4. 25. VI. 1. auf Grundlage des C. 1. 3. 5. de 
magiestris.) 

Erft mit dem achtzehnten Jahrhundert wird anerlannt, daß bie 
elementare Bildung eine Bedingung ber gefammten Wohlfahrt des 
Staats jei, und daher einen Gegenftand der neu entjtehenven „Polizei“ 
und „Polizeiwiſſenſchaft“ bilde. Die ftantliche Verwaltung, ihren Gegen: 
ſatz zu der ftändifchen immer beftimmter entwidelnd, wendet fich daher 
auch dem Volksſchulweſen zu, und die junge Verwaltungslehre ſowohl 
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im Jus naturae als in ber Politia vindicirt dafjelbe dem Staate. Den 
Ausdruck diefer Bewegung bilden die Schulordnung en des achtzehnten 
Jahrhunderts, die freilih anfänglich auch die Berufsfchulen (gelehrten 
Schulen) mit umfaflen, gegen Mitte des Jahrhunderts jeboch ſchon die 
eigentliche Volks- oder Clementarfchule felbftändig behandeln, und den 
großen Grunbfaß der öffentlihden Schulpflicht gefeglich aussprechen. 
Das ift der Beginn eines felbitändigen Volksſchulweſens; denn in ihm 
lag die Anerkennung der Pflicht des Einzelnen, fich die elementaren Kennt: 
nifle zu erwerben, die Pflicht der Gemeinfchaft, die Elementarfchulen 
berzuftellen, mit ber Pflicht des Staats, über Beides zu wachen. Allein 
während die Schulorbnungen dieß vorjchrieben, überließen fie die Voll 
ziehbung ihrer Vorſchriften den örtlichen Organen und befchräntten die 
Thätigkeit der Staatlichen Verwaltung auf die Oberauffiht. Die Ge: 
meinden aber trugen noch ganz den ftändifchen Charalter, vor allen 
die Landgemeinde, jo daß noch am Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
die Frage entftehen konnte, ob überhaupt „Landſtädte“ das Recht hätten, 
niedere Echulen zu errichten. Schule, Lehrer und Lehre der Volksſchule 
blieben daher unter der Herrſchaft der ftändifchen Principien, wenig 
geachtet, meiſt elend ausgerüftet, aber getragen durch das lebendige Ber 
mußtjein ihrer großen, wenn aud) unſcheinbaren Aufgabe, während neben 
ihnen die Berufebildungganitalten, reichlich ausgeſtattet und geehrt, 
bereit von der freieren Bewegung getragen werden. Jene gehören noch 
der Grundherrlichkeit. Die Schule ift wie die Wege, das Armen: 
weſen, die Sicherheitspolizei, eine Anftalt des Grundheren; der Schul: 
lehrer ift ein herrichaftlicher Diener; die Lehre muß bei den Elementen 
fteben bleiben, die für den halb Leibeigenen ald ausreichend gelten. 
Das einzige Band, welches fie mit dem höhern geiftigen Leben ver- 
bindet, ift und bleibt die Geiftlichkeit, die ihr Recht an der Schule 
wabrt, ohne dem Grundherrn untertban zu fein. Dieß Recht war noch 
im vorigen Jahrhundert eine ſehr mejentliche Bedingung für die An: 
erlennung der geiltigen und focialen Bedeutung, ja fogar für die Eri: 
ftenz der Volksſchule in vielen Theilen Europa’. Man fol das in 
dem unfrigen nicht vergeffen. 

Bon diefer Grundlage vermag fi daher das entftehende öffent: 
liche Volksbildungsrecht der Elementarfchulen nicht Ioszulöfen, da eben 
die Grundherrlichfeit beitehben bleibt. Die Verwaltung der Volksſchule 
beftebt daher in diefer Zeit aus ben brei Elementen der ftantlichen 
Dberaufficht, des Gutsheren als örtliche (Gerichtd =) Obrigkeit, und Des 
Ortspfarrers. Der Unterſchied zwifchen ver evangeliſchen und der katho⸗ 
Iifchen Schulverwaltung befteht nicht in einer Verſchiedenheit jener 
Grundlagen, fondern nur in dem höheren Map ber Berechtigung des 
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kirchlichen Organismus; am beutlichiten zeigen bieß bie Öfterreichiichen 
Schulorbnungen und bie preußifchen aus ber Mitte des vorigen Jahr: 
hunderts. 

Der geiſtige Aufſchwung des Volksſchulweſens mußte daher in dieſer 
Epoche von einer andern als der rechtlichen Seite kommen. 

II. In der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts gelangt die 
ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft zum Bewußtſein ihres Princips, und damit 
zur Erkenntniß der geiſtigen Bedingungen aller Entwicklung. Die Idee 
der gleichen geiſtigen Berechtigung und Beſtimmung tritt auch in das 
Bildungsweſen über. Hier erſcheint ſie negativ allerdings zuerſt in 
dem Haß und Kampf gegen die auf ſtändiſchen Grundlagen ruhende 
gelehrte Bildung; viel wichtiger aber iſt ihre poſitive Richtung. Die 
letztere fordert zuerſt und zumeiſt, daß mit und durch den Erwerb der 
Kenntniſſe zugleich der Charakter, die perſönliche geiſtige Selbſtändig— 
keit und Selbſtthätigkeit ausgebildet werde. Dieſe Charakterbildung 
erhebt ſich zur eigenen Wiſſenſchaft, und dieſe Wiſſenſchaft iſt vie Pä— 
dagogik. Für ſie iſt die Kenntniß nur ein Mittel zum Zweck, die 
Bildung nur ein Moment der Erziehung. Die Aufgabe des Lehrers, 
aber auch jedes Lehrers, alfo weſentlich auch des Volksſchullehrers, 
ift das Heranbilden des Individuums zu einem tüdtigen Manne. Cr 
felbft muß daher zuerft ein tüdhtiger Mann fein, und in ihm fchäße 
und ehre ich dann die lebendige Grundfraft der wahren Volkserzie⸗ 
bung, die alle Staatsbürger durch gleiche Bildung zu gleicher Stellung 
erhebt. Das ift das Element, ivelches die Pädagogik des vorigen Jahr: 
bundert3 in das Volksſchulweſen hinein bringt, und mit dem es bafjelbe 
erhebt, verebelt, in feiner Tläglichen Stellung zu muthiger Arbeit be 
geiftert. In ihm lag der Keim der Befreiung von ftändifcher Beſchränkt⸗ 
heit; es konnte zwar das öffentliche Recht der Vollsſchule noch nicht 
ändern, aber es bereitete den Aufſchwung der nächſten Zeit vor, und 
die Namen von Männern wie Peftalogzi, Baſedow, Dinter und andern 
werden in ber Geichichte des menfchlidden Geiftes ewig ihren Plab 
behalten. 

Das, was diefe Richtung vorbereitet, fand nun einen feiten Boden 
in der mit dem neungzehnten Jahrhundert fich umgeltaltenden öffent: 
lichen Rechtsordnung. Diefe forderte eine Vertretung des Volkes. Was 
aber nüßt die Vertretung, wenn der Vertretene und der Vertretende 
fein gemeinfames ftantliches Bewußtfein haben? Wird ein Bolf 
frei durch die Formen der Freiheit? Mil der Staat wirklich frei fein, 
fo made er zunächſt freie Männer aus feinen Stantdangebörigen. Und 
welches ift das Mittel dafür? Es ift Fein Zweifel — Bildung und Er 
ziehbung müſſen den Bürger für den Staat erziehen; nicht bloß die 
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Berufsbildung, fchon die Volkeſchule ift ihrer höheren Funktion nad) 
eine Staatserziehungsanftalt. Diefer Gedanke, fchon im vorigen 
Jahrhundert ausgefprochen, kommt nun in ben erften Decennien unfers 
Jahrhunderts zum Ausbrud. Jetzt erft beginnt die praftifche Bedeutung 
der Bolköfchule Iar zu merben. Der alte Standpunkt ber Polizei⸗ 
wiſſenſchaft und der bloßen ſtaatlichen Dberaufficht wird überwunden ; 
bas ganze Gebiet der VBolksbildung geht jetzt in die Lehre vom Stante 
über; es wird, mie einft bei den griechiichen Vhilofophen, ein Theil ver 
Politik; das Volksſchulweſen ift, wenn auch zunächſt nur im Princip, 
zu einem Theile der Staatswiſſenſchaft geworben. 

MI. An dieſe abftrafte Bewegung Ichlie t fi nun eine concrete 
in demſelben Geifte an. Sit die Volksſchule dag, was jene fordert, 
jo muß fie auch eine neue, freie Drganifation haben. Die Grundlage 
diefer Drganifation muß zunädft die öffentlihe Achtung bes Lehrer: 
ftandes werben. Eine folde Achtung beruht allerdings zunädft auf 
der Selbitadtung, die aus dem Bemußtfein von dem hoben fittlichen 
und ftaatlichen Berufe hervorgeht, und die aus den einzelnen Lehrern 
einen Lehrerſtand erzeugt. Allein dieſer Lehrerſtand will, einmal burd) 
die Pädagogik zum Bewußtſein gebracht, nun auch die äußere An: 
erfennung. Mit diefer Yorberung beginnt nun ein eigenthümlicher 
Kampf, der nur indirelt der Volksſchule, direkt aber dem Lehrer: 
ftande angehört. Die Berufsgenoflenfchaft, einmal entftanden, fordert 
für die Volksſchule das, wodurch die Berufsbildungsanftalten fo glän- 
zend daſtehen, wodurch fie am meiften wirlen. Sie will zuerft bie 
Unabhängigfeit des einzelnen Lehrers von der bisherigen Gewalt der 
Grundberrlichkeit, alfo Aufnahme in die Gemeinveverwaltung und Be: 
joloung durch die Gemeinde, kurz den Charakter eines öffentlichen 
Amtes; fie will zweitens eine berufsmäßige Vorbildung, alfo die Ein- 
rihtung von Lehrerſeminarien,; fie will brittens eine den höheren 
Bildungsanftalten nachgebilvete Selb ftverwaltung des Schulmwefeng, 
namentlich durch Lehrförper für die einzelnen Schulen. und Lebrer: 
verfammlungen für das gelammte Schulweſen. Diefen Forderungen 
entgegen tritt nun aber bie noch biftorifch berechtigte Grundherrlichkeit 
und die Geiftlichleit; die Unjelbitändigfeit und Gleichgültigleit der Ge: 
meiden Tommt dem Zebrerberufe nur wenig zu Hülfe, namentlich in 
dem in Deutichland noch immer in den Händen bes Gutöherren befind- 
lichen Schulweſen des Landes, während die Städte allerdings vielfach 
die Volksſchule freier auffaflen; felbit die Volksvertretungen haben 
eine Zeitlang noch nicht die geiftige Kraft, jenes hohe ethilche Element 
im Volksſchullehrerweſen zu verftehen. Und jo beivegen fich diefe 
Elemente bin und ber, allein ſchon in den dreißiger Jahren ift der 
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Sieg der freieren Auffaflung unzweifelhaft. Denn aus der Schule ver 
großen Pädagogen des vorigen Jahrhunderts ift, namentlich auch durch 
die ſtaatsrechtliche Entwicklung getragen und geförbert, eine Richtung 
bervorgegangen, welche Deutichland allein in der Welt zu verftehen 
und zu vertreten fähig war, vie Conſolidirung der Regeln der Pädagogik 
zu einer wiſſenſchaftlichen Behandlung des Volksunterrichts, und bie 
Seftitellung der Ueberzeugung aller Gebilbeten, daß vor allem die Volle: 
ſchule geförvert werben müſſe, menn man das Wohl des Volkes will. 
Damit ein freies, Träftiges Entgegentommen von allen Seiten; bie 
Achtung vor dem Stande der Lehrer fteigt; mit ihm das Streben, 
ibm feine Unabhängigkeit und das Recht zur Theilnahme an der Leitung 
ber Lehre zu geben; die grundherrlichen Rechte werben entweder birelt 
aufgehoben ober finfen zu bloßen Ehrenrechten herab; die Gemeinden 
find eifrig, die Schullaften und mit ihnen die Rechte der Eelbitverwal: 
tung zu übernehmen; das Syſtem der Schulklaſſen wird immer allge 
meiner, und bie Scheibewanb zwiſchen Volks- und Berufsfchule damit 
grundſätzlich vernichtet; bis endlich feit 1848 die Aufnahme des Volle: 
ſchulweſens in die Grundrechte der Verfaffungen das höchſte rechtliche 
und fociale Princtp defjelben zur öffentlichen verfafjungsmäßigen An 
erkennung bringt. 

So geftaltet fi der Inhalt des gegenwärtigen Volksſchulweſens 
in Deutichland. Es ift nicht mehr eine bloße Bürgerjchule oder poli: 
zeiliche Unterrichtsanftalt wie in der erften Epoche, nicht bloß eine 
pädagogiſche Idee wie in der zweiten, ſondern in Verbindung mit dem 
freien Privatſchulweſen ift fie aus einer jelbjtändigen Bilbungsanftalt 
der niederen Klaffe zu der Ehre, dem Recht und ber Aufgabe einer 
organifch geglieberten Vorbereitungsanftalt für die Bil: 
bung aller Klaffen ver bürgerlichen Geſellſchaft geivorben. 

Das ift im Großen und Ganzen der Gang ber Entwidlung des 
Volksſchulweſens feit dreihundert Jahren. Jede biefer großen Stadien 
bat wieder ihve Literatur, ihre Gejege, ihre Gegenfähe und Kämpfe, 
die nur durch bie beſondere zeitliche Geftaltung der Bewegung verftänd: 
lich werben. "Durch diefe organifche Entwidlung des Ganzen bat fid 
nun aber auch jeber “Theil deſſelben felbftändig entwidelt, und mir 
können jebt von einem Syftem bes Volksſchulweſens reden, für welches 
vos beutfche Volksſchulweſen eben deßhalb die natürliche Grundlage 
abgibt. 


l. Die Literatur über das urfprüngliche Volksſchulrecht ift keines⸗ 
weges unbedeutend, aber von ber deutfchen Rechtögefchichte gänzlich 
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vernachläfligt, mie fo manches andere. Ueber den Weftphäliichen Frieden 
und fein Schulrecht |. Fiſcher, Cameral- und Polizeireht I. 147, 
8. 184. Unvollendet: Rauhkopf, Gefhichte des Echul: und Er: 
ziehungsweſens in Deutichland (Bremen 1744. 1. Theil. Rochow, 
Geſchichte meiner Schulen (Echleswig 1745): Mellmann, Reliquiarum 
Juris Canoniei in regimine scholastica discussio (Kiel 1784); Berg, 
Polizeirecht II. ©. 308. 309. — Entftehen der Gemeindefchulen und 
das Recht der Landſtände, diefelben zu errichten: Zahn, Politia muni- 
eipalis. L. 2.36. Fiſcher a.a.D.8.147. Berga.a.d. ©. 307. — 
Entſiehen der obrigfeitliden Schulordnungen des achtzehnten 
Sahrhunderts: Kur-Braunſchweig, Verordnung vom 9. Dft. 1681 
und 31. Aug. 1736 (ausgeſprochene Schulpflicht). Braunſchweig— 
Wolfenbüttel (Schulordnung von 1753); Kur-Sächſiſche (Ver: 
ordnung vom 24. Juli 1769); Fuldaiſche Schulordnung von 1775. 
Badiſche Echulorbnung von 1769. Bremen und Werden (Land: 
ſchulordnung von 1752); Lauenburg (Landſchulordnung von 1757); 
Braunfhmweig:-Züneburg 1738; Kurbayerifches Mandat 1771. 
Berzeichniffe von andern in Heumann (Jus Politiae $. 89). Es ift 
ehr bebauerlich, daß dieſe wichtigen Thatfachen noch immer feine Ge 
ichichte gefunden haben! 

Die Aufnahme der Schulfrage in die Polizeiwiſſenſchaft (als 
damalige Form ber Staatswiſſenſchaft): Juſti 10. Buch, 38. Haupft. 
8. 123. 124; deſſen moralifche und philofophiiche Schriften I. 106. 
(„vie Echullehrer ſollen hochgeehrte und reichbefoldete Männer 
fein‘); Sonnenfels I 80 ff. Filangieri (Scienza della legis- 
lazione, L. 1V.); Herzberg, Gedanken über zweckmäßige Bildung der 
Zandfchullehrer in Seminarien, 1789; %. H. Berg, Teutichlands Ber: 
faffung (S. 209. 352); Benfen, Staatslehre (IL. 181); Aretin, 
Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie (I. Br. 2. Abth.. ©. 60. 
61). — Ueber das Schulrecht, jedoch im allgemeinen Einn de öffent: 
lichen Rechts der Schulen: Mofer, Verordnung der Landeshoheit 
in Polizeifacyen, $. 50. 54. Pütter, Inst. jur. publ. $. 236. 259. 
Stryk, De jure praeceptorum, C. 2. Hohenthal, De Politia 
(j. bei. ©. 56 ff.). Mehrere Schriftiteller bei Fiſcher, Cameral⸗ und 
Bolizeireht a.a.D. Jacobi, Polizeiwiffenichaft II. bildet den Weber: 
gang zur folgenden Epoche. Preußens älteres Recht: Geſchichte 
deſſelben, ſowohl im Allgemeinen ala in den einzelnen Territorien. 
Nönne, Unterrichtsweſen des preußifchen Staates, Bd. I. ©. 51 ff. 
Erfte Hauptverorbnung vom 24. Oktober 1763; Grundgeſetz: General: 
Landichul: Reglement vom 12. Auguft 1763. (Bergl. auch Rönne's 
Stantörecht 1. 8. 198.) Deſterreich: höchft gründliche und ausführliche 
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Geſchichte: Helfert, Die öſterreichiſche Volksſchule. Geſchichte, Syſtem, 
Statiſtik. Allgemeine Schulordnung für die deutſchen Rormal:, Haupt: 
und Trivialfchulen von 1774. Neues, noch jebt unter manden aller: 
dings mefentlichen Modificationen geltendes Volksſchulrecht: Verfaſſung 
der beutfchen Bolksfchulen (mit Ausnahme von Ungarn, Stalien 
und Dalmatien) vom 11. Auguft 1805. Viele betr. Artifel auch in 
Schlözers Brieftvechjel und andern Zeitichriften des vorigen Jahr 
hunderts. Etubenraud, Verwaltungsgeſetzkunde Bd. IL ©. 366 ff. 
Neuere Drdnungen f. unten. Die befte und nach allen Seiten hin er: 
ichöpfende Arbeit über das öfterreichifche Volksſchulweſen ift ohne Zweifel 
die von Fider bei Schmid Bo. IV. Art. Defterreih ©. 242—355, der 
faum, etwas hinzuzufeßen fein bürfte. 

II. Ueber die Gefhichte der Pädagogik der Literatur und ter 
Hauptträger derjelben dürfen wir bier auf die Werke von Raumer, 
Schmid und Körner verweilen. Für die fpecififche Literatur ber 
ftaatSbürgerlichen Pädagogik befonders Niemeyer, Grundſätze' der Er: 
ziehung, Bd. II ©. 453. Die ſtaatswiſſenſchaftliche Richtung, 
Berbindung der neuen Idee des Staats mit feiner Aufgabe in Päda— 
gogik und Unterricht, beginnt mit dem Anfang diefes Jahrhunderts, 
zunächit allerdings bei der allgemeinen Brincipienfrage fteben bleiben, 
und erhält fi in der Form des fog. Allgemeinen Staatsrechts bis auf 
unfere Zeit. Die leitenden Echriften ber erften Richtung find: für die 
pädagogische Literatur wohl am beveutendften Niemeyer, Grundſätze 
der Erziehung, 1825 (8. Aufl.), Erziehung zum ftaatsbürgerlichen Be: 
wußtfein); Voß, Erziehung für den Staat, Bd. L; 8. J. Zachariä, 
Weber die Erziehung des Menſchengeſchlechts durch den Etaat, 1802; 
Stephbani, Grundriß der Staatserziehungswiflenichaft, 1802, und 
deſſen Eyftem der öffentlihen Erziehung, 21. Aufl., 1813; Krug, 
Der Staat und die Ed.ule, 1810; Pölig, Die Erziehungstifjenichaft aus 
dem Zwecke der Menichheit und bes Etaats, II. Bd. Ganz allgemein 
gehalten dann in Pölitz, Staatsrechtswiſſenſchaft, Bd. II. (Erziehungs⸗ 
polizei); Aretin, Staatsrecht der conftitutionellen Monardie, II. 39; 
Staatslerifon Golksſchule); Bluntfchli, Allgemeines Etaatsredit, 
IL Br. 9 Cap. S.9—12; Mohl, Polizeiwiſſenſchaft, Br. I. Bd. IT. Cap. 2. 
Eine furze, aber ſehr gute ftatiftifche Weberficht des neueften Etandes des 
Volksſchulweſens in Brachelli, Staaten Europas, ©. 533 ff. 

III. Die Gegenwart beginnt mit der Literatur und Gefeßgebung, 
welche fih mit der Organifation des Volksbildungsweſens fpezieller 
beichäftigt.. Man kann fagen, daß bier Dinter der Hauptträger ber 
praftifchen Richtung, der eigentlihe Vater der „Schulmänner” iſt. 
Niemeyer (Organifation öffentliher Schulen, 1801) hat weſentlich 
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für das Klaſſenſyſtem gewirkt. Weſſenberg, Die Elementarbildung, 
21. Aufl. 1835; Oblert, Die Schule. lementarfchule, Bürger: 
ſchule und Gymnafium in ihrer früheren Einheit und nothivendigen 
Trennung, 1826; Schwarz, Die Schule, 1822; Mohl, Polizeiwiſſen⸗ 
ſchaft 1. 8. 76. Die ftänbifche Auffeflung der Elementarfchule als 
Schule der nievern Klaffe nimmt Abſchied von der Geſchichte in Göthe 
(dem Haller des Volksſchulweſens), „Ideen über Erziehung und Unter: 
riht im Geifte der Monarchie”, 1837. Eine fehr große Zahl von 
einzelnen Arbeiten und Schriften ftammen aus diefen Yahrzehnten von 
1820 bis 1840, melde die folgende Epoche vorbereiten. Sie find die 
Begründer des neuen öffentlichen Schulrechts und der Schulordnungen 
unferes Jahrhunderts, die noch nirgends gehörig verarbeitet find. Aus 
bem General: Zandfchulreglement in Preußen bilden fich zunächſt die 
Grundfäße des Allgemeinen Landrechts I. 12 heraus, nach mel: 
hem alle Schulen für Staatsanftalten erklärt und unter öffentliche 
Dberaufficht der Behörden geftellt werten (Rönne I. $. 203), wobei 
jedoch die Stellung ter Boltsfchullehrer noch in einem jehr unflaren 
Verhältniß zum Staatädienft bleibt (Rinne, Etaatsrecht II. $. 198), 
während die Wöllnerſche Epoche 1794 den lebten Rückſchlag der 
priefterlichen Reaction zeigt, nachdem die Snftruction von 1787 (Rönne, 
Unterrichtöwefen 1. 76) die Scheidung der Echule von der Kirche ſchon 
durchgeleßt hatte. Daneben entitehbt das Princip der Landesver— 
waltungen ver Volksſchulen und der Landesſchulordnungen in 
Preußen (Rönne, Staatöredt II. Nr. 1), mas fehr trefflich wäre, 
wenn ed nur ein zeitgemäßes Etaatsichulredt gäbe, das zwar ver: 
ſprochen, aber nicht gegeben ift. Kurze Ueberficht über die Bollsichul- 
gefeßgebung bei Rönne, Etaatöredht 11. 441. Das öſterreichiſche 
Volksſchulweſen bleibt dagegen bei der „VBerfaffung” von 1805 im Wefent: 
lichen ſtehen, nach welcher die Schule dem Geiftlichen untergeorbnet ift. 
Im Allgemeinen zeigen die Gefebgebungen der einzelnen deutſchen Etaa: 
ten in dieſer Epoche eine nicht unbebeutende Thätinfeit, jedoch bei den 
noch immer beftehenven ftändifchen Unterjchieven eine größere für bie 
Berufsfchulen als für die Volksſchulen. Das Privatſchulweſen wird 
eigentlich nirgends ſyſtematiſch geordnet, nur der Grundſatz der Ober: 
auffiht wird feitgehalten (f. unten). 

IV. Das pofitive deutfche Etatsrecht unferes Jahrhunderts hat mit der 
Volksſchule offenbar ich nicht zurecht zu finden gewußt, während e3 bie 
Berufsbildung (Univerfitäten) unbeventlih mit aufnahm. Gönner, Klüber, 
Maurenbrecher erwähnen veflelben gar nicht; fo gut wie gar nicht felbft bie 
Sonftitutionellen, wie Häberlin, Aretin (ald Garantie der Verfaſſung) 
11.8. 265, Zachariä, Deutſches Etaat3: und Bundesrecht II. 8. 178. 
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Die Stellung der neuen Berfaffungen zum Volksſchulweſen ift 
daher auch eine fehr abitrafte, ein unmittelbarer Einfluß derfelben auf 
das lettere kommt nicht zur Ericheinung. Man fieht ihnen an, daß fie 
die Vollziehung ihrer PBrincipien doch zuletzt allein von den Gemeinden 
und ihrer Verwaltung erwarten; ein Verſtändniß der entfcheidenden 
Bedeutung der Lehrkörper findet ſich auch nicht in den Verhand—⸗ 
lungen über die deutichen Grundrechte. Das Bezeichnenpfte der praf: 
tifchen Unklarheit neben volllommen richtigem Gefühl für die Haupt: 
ſache ift e8 wohl, daß man die „Freiheit“ des Lernens und Lehrens 
als die grundgeleßliche Hauptſache anſah und proclamirte, die gerade 
bei der Volfsichule Leicht mehr Uebel begründen als verhindern kann, 
wenn man fich darüber jede Aufhebung der Oberaufficht denkt. Uebrigens 
dachte man wohl überhaupt bei der Lehr: und Lernfreiheit nur an bie 
Wiſſenſchaft und wenig an den Elementarunterridt. Die Auffaflung 
des preußiſchen Hecht? gut bei Rönne, Staatsreht 1. 199 und 200. 

In Breußen nahm die Sade die beftimmtefte Geftalt an, kam 
jedoch meber im Entwurf vom 20. Mai 1848 ($. 13), noch in ber 
Berfaffung vom 5. December 1848, nod) in der Verfaffung vom 31. Ja 
nuat 1850 (Art. 20—26) über die allgemeine Anerkennung der „Lebt: 
und Lernfreiheit” hinaus, während das dort verfprochene Unterricht? 
Geſet nicht erſchienen iſ. Doch hat Rönne (Staatöredht 8. 198) 
vollkommen Net, wenn er fagt: „daß es als oberfter Grundfaß für 
das Recht des Staates angejehen wird, von jedem feiner Mitglieder 
diejenige Geiftes: und fittlihe (9) Bildung zu fordern, durch melde 
deſſen Ausübung der ftaatsbürgerlichen Rechte bedingt wird, was ſchon 
das Allgemeine Landrecht II. 12 für den Elementarunterriht ausiprad). 
Nur ift das nichts Neues für das Bildungsrecht. In der obigen 
Hauptfrage wird nichts berührt und geändert. Zöpfl hat in feiner 
zerfahrenen Weife dennoch das Meifte für die Geſchichte des Volksſchul⸗ 
rechts innerhalb des Verfaſſungsrechts gethan. Schon vor 1848 war 
das Volksſchulweſen in das Berfaffungsrecht aufgenommen, und wenn 
auch nicht allgemein und nicht ganz gleichartig (mürttemberg. Ber: 
faſſung von 1819 $. 84) ale Verpflichtung des Staats ausgelprochen, 
während andere nur die Oberaufficht deffelben forderten (braun: 
ſchweig. Landesordnung 1832 $. 230; Kurheſſen 1831 $. 137, 
Sadjen:Altenburg 1831 8. 25. 29). Nach 1848 wird die Auf 
nahme in die Verfaffungen allgemein, jedoch unklar, indem einige bie 
Schulen für Gemeindeanftalten erklären, wie DIdenburg 18328.83—89; 
Coburg 1852 8. 29; Reuß (Gefe vom 10. Juni 1856); Luremburg 
1856 $. 23; andere für Stantsanftalten (Sadhjen-Altenburg 
8.25.29); Zöpfl $. 480. Dabei wird die Volksſchule ausdrücklich unter 
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die Oberaufſicht des Staats geſtellt, und (wenigſtens von der Reichs— 
verfaſſung $. 153) der Grundſatz ausgeſprochen, daß fie der Beaufſichti⸗ 
gung der Geiftlichteit entzogen werben ſoll (die Verfaſſungsurkunde); 
doch bat meit verftändiger Oldenburg (Verfaffung von 1852 Art. 82) 
für das Verhältniß zwiſchen Schule und Kirche ein eigenes (nicht er 
fchienenes) Geſetz in Ausficht geftellt und Preußen die Frage in unent- 
ſchiedener Weiſe beantivortet $. 24. Die Reichsverfaſſung gibt dann 
zugleich die allgemeinften Grundzüge der Elementarbildung und ihrer 
Verwaltung. Bon ihr ift das Syſtem der geltenden Grundzüge in 
viele Deutfche Verfaflungen übergegangen. (Reihsverfaffung $.153 ff.) 
Die Grundſätze find, wenn fie gleich nicht formell in allen Berfafjungen 
der fünfziger Jahre aufgenommen find, fo bezeichnend, daß wir fie hier 
angeben müſſen; fie bilden den klarſten Ausbrud des Charafterd des 
deutſchen Volksſchulweſens. Darnach fol a) die Gründung von Unter: 
richtsanftalten und Erziehungsanftalten jedem Deutjchen freiftehen, jedoch 
gegen Nachweis ter Befähigung an die Etaatsgemwalt (Oberaufficht), 
Reichsverfaſſung $. 154; b) der häusliche Unterricht ift frei, ebendaſ.: 
e) für die Bildung der deutichen Jugend fol durch öffentliche Schulen 
überall gelorgt werben (ebenbaf. $. 155) und dürfen Eltern und 
deren Stellvertreter die Kinder nicht ohne Elementarunterricht laſſen, 
ebendaſ.; d) bie öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatöbiener, 
ebendaf. 156; der Staat ftellt fie an unter Betbeiligung der Gemeinden, 
8. 156; e) für die Volksſchulen Fein Schulgeld $. 157. Diefe Sätze 
gehen mit Modificationen in die meiften nord deutſchen Berfaflungen über, 
wohl deßhalb, meil fie ohnehin praktisch galten. Preußiſche Verfaſ— 
jung, Art. 20—26. Anhalt:Bernburg, 1850,24. Schwarzburg: 
Sondershaufen, 1849, 25. Oldenburg $ 82. Reuß $. 20. 
Waldeck 8. 44. Sachſen⸗-Coburg $. 38. Man muß nur bei diefen 
fleinen Staaten nie vergejlen, daß fie im Grunde fouveraine Gemeinden 
find, und daher die großen organifchen Begriffe der Verwaltung, nament- 
lich der Unterjchied zwischen Staats: und Gemeindeanftalten und Recht 
auf fie feine rechte Anwendung finden. Je größer der Staat, um jo notb: 
wendiger werden natürlich eigene Schulgefee (ſ. unten). Die Literatur 
bat in Deutfchland fih wenig mit diefer ganzen Frage nach dem öffentlich 
rechtlichen Charakter des Ganzen beſchäftigt. Eie ift ſehr reich in Betreff 
der pädagogiſchen Grundſätze; einige Staaten haben auch ihre felbitändige 
Literatur über das öffentliche Recht ihrer Volksſchulen, jedoch meiſtens 
nur in den Verwaltungsgeſetzkunden. In Schmids Encyelopädie des 
Erziehungs: und Unterrichtsweſens (feit 1859) find jedoch wortreffliche 
einzelne Nachweiſungen ſpeciell über die kleinen deutſchen Staaten, deren 
Berhältnifle ohne die betreffenden Aufſätze gar nicht zu erfahren wäre. 
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3) Die Nahbildungen des deutjhen Voltsſchulweſens in 
Holland und Dänemark, 


Das entſcheidende Princip dieſes oben charakterifirten Syſtems des 
deutſchen Volksſchulweſens, das alle einzelnen Theile und Rechtsbeſtim⸗ 
mungen veflelben beherrſcht und das dieſelben von dent folgenden fran: 
zöfifchen auf das beftimmtefte fcheivet, ift nun offenbar nicht der Grunt: 
lat, daß der Volksunterricht als eine allgemeine Aufgabe der Staat: 
verwaltung angejeben und ala ſolche von den Gemeinden durchgeführt 
wird, fondern der, daß dieſe Gemeinden, melde die Laſt des Wolfe: 
unterrichts tragen, dafür auch das Recht der Selbftverwaltung ihrer 
Volksſchulen befigen, natürlich unter der Dberauffiht und zum Theil 
unter Mitwwirfung des Etaats, welche fih in zwei Dingen äußert: 
zuerft in einem oberauffehenven, aber nicht bireft verwaltenden Orga⸗ 
nismus von Schulräthen ober Inſpectoren, und zweitens in der Her: 
ftellung von neuen Lehrfeminarien und mithin einer öffentlichen Berufs— 
bildung für das Lehrfach mit fürmliher Prüfung. Alle diejenigen 
Staaten, welche dieſe localen Grundſätze ſyſtematiſch durchgeführt Haben, 
rechnen wir zur deutſchen Gruppe des europäiſchen Volksſchulweſens, 
und dahin gehören Holland, Dänemark, Schweden und die beutjchen 
Kantone der Schweiz. 

Da wir nun im befondern Theile die einzelnen Punkte des öffent: 
lichen Bolfsfchulrecht® genauer auszuführen haben, fo darf hier die Furze 
Nachweiſung der Hauptgefeße genügen, auf melden das Volksſchul⸗ 
wejen der erften beiden Länder beruht. 

Was zuerit Holland betrifft, fo iſt das Grundgejeh des Wolfe: 
ſchulweſens das neue Geſetz vom 13. Aug. 1857. Die Grundlage ift 
ber Unterichieb zwifchen den öffentlichen Volksſchulen, in melchen 
alle Kinder ohne allen Unterfhied der Confelfion aufgenommen 
werden müflen und die nad) dem Geſetz eingerichtet werden müſſen 
(Art. 16) und den befonderen Schulen, die entweder von Confeflionen 
oder von Privatunternehmern unterrichtet werden (Art. 37), denen aber 
von der Gemeinde oder au von den Provinzen eine Unterftügung 
gegeben werben kann (Art. 3). Jede Gemeinde hat ihre Schule berzu: 
ſtellen und die Laft zu tragen; Schulgeld Tann erhoben werden; Edul: 
pflicht eriftirt nicht, fondern die Gemeindeverwaltung befördert „fo viel 
als möglich” den Schulbeſuch (Art. 33). Die Anftelung und Entlaffung 
ber Lehrer ift Sache des Gemeinderathes (Gemeinveorpnung vom 
24. Juni 1851. Art. 232 ff. Gejeb von 1857 Art. 34). Das Lehrer 
weſen iſt fpeciell geordnet in Tit. IV. Art. 40 ff. mit Prüfungen und 
Strafen für neugeprüfte Lehrer; die Oberaufficht wird ausgeübt durch 
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die örtliche Echulcommiffion, die Diftriktsfchulaufieher und die Bro: 
vinzial=Snfpectoren. Die erftere befteht aus Bürgermeifter und Rath 
(Art. 54); die andern find angeftellte Beamte. Auch der freie (Haus:) 
Unterricht ift ftrengen Vorfchriften in Beziehung auf die Fähigkeit ver 
Lehrer unterworfen. Das Nähere über einzelne Punkte unten. 

In tweientlich gleicher Weije find die dänischen Volksſchulen geordnet. 
Schon die Verordnung vom 17. April 1759 führte die Grundlagen ver 
allgemeinen Schulpfliht ein, und die Verordnung vom 11. Mai 1775 
verpflichtete die Gemeinden, die Schulen hinzuftellen. Das Haupigeſetz ift 
die Berorbnung vom 7. Mai 1809, dem ſich das Refeript vom 6. Mai 1850 
anfchließt. Die Schule iſt Gemeindeanftalt, jedoch beftehen noch in ein- 
zelnen Fällen Präſentationsrechte, und in einzelnen Schulen hat die 
Regierung das Recht der Ernennung, während in andern wieder die 
Gemeinde ganz frei die Lehrer wählt. Die Echullehrerfeminare find 
durch das Geſetz vom 15. Juli 1857 nach deutſchem Vorgange geordnet 
und fehr rationell eingerichtet. Das Echulmelen ift gut geleitet; die 
GeiftlichEeit bat feinen Antheil am Unterricht, wohl aber bat fie einen 
Antbeil an der Inſpektion der Echulen. Eine fo ſwſtematiſche Geſetz⸗ 
gebung wie in Holland beſteht nicht. 


4) Englands Volksſchulweſen und das Syſtem der Staat 
unterftüßung. 


Dem deutihen Volksſchulweſen fteht nun weſentlich verſchieden 
das en gliſche Syſtem gegenüber, das wie kaum ein anderer Theil 
des äffentlihen Rechts, aus den Principien der englifchen Gejellichaft 
bervorgeht. 

In England ift die ftaatöbürgerliche Geſellſchaft die anerkannte 
Grundlage aller Recht spflege, allein ihre Principien find in bie 
Berwaltung nicht eingevrungen. Die rechtlich unantaftbare Selb: 
ftändigfeit und Gleichheit aller Einzelnen hat vielmehr den Grundſatz 
erzeugt, daß alle Entwidlung jeder einzelnen Perſon beftimmt ihre 
individuelle Aufgabe fei. Die Folge davon ift, daß ftatt der großen 
leitenden Ideen der Verwaltung, ivie wir fie in Deutichland thätig 
eben, Das ganze Volksſchulweſen dem Volke felbft überlajlen und ba: 
mit die großen Unterfchiede des Befites, in dem bie materiellen 
Bedingungen der Bildung liegen, für die Vertheilung der Bildung 
maßgebend geworden find. Dadurch ift nicht bloß die beſitzende Klaſſe 
ter engliſchen Bevöllerung die allein gebildete, fonvern fie hat auch 
die Herftellung der Bildung der Nichtbefitenden nie als ihre orga— 
niſche Aufgabe erfennen tollen, was von dem zweiten großen Theile 
der engliichen Benölferung, dem noch ganz ſtändiſch abgefchlofienen 
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Element der .alten Gejchlechter, natürlich lebhaft unterjtügt ward. 
Der Erwerb der Bildung ift daher auch für den Volfzunterricht grund: 
ſätzlih Sache der Einzelnen, melde vie Verwaltung nicht 
fümmert, jo wenig als der Erwerb feines Vermögens; und da nun bei 
dein gänzlichen Mangel einer organiſchen Volksſchule die nichtbefigenve 
Klaffe zu Feiner Bildung gelangen Tann, fo ift der Unterfchied zwiſchen 
Beſitzenden und Nichtbefigenden für iventifh mit dem Unterſchied 
zwifchen Gebildeten und Nichtgebildeten geworden. Das ift 
die Baſis des Verſtändniſſes alles engliichen Unterrichtsweſens. 

Dennoch giebt es bereits ein fehr bedeutendes öffentliches Unter: 
richtsweſen, und zwar theild im Volksſchulweſen der Vereine, theils 
der (Armen:) Gemeinden, mit anerfannter Unterftübung der Regierung. 
Die Erklärung diefer großen Thatfache gegenüber dem obigen Princip 
liegt darin, daß das öffentliche Volkeſchulweſen Englands noch immer 
nicht, wie auf dem Continent, der Idee des Bildungsweſens gehört, 
fondern nur no einen Theil des Hülfsweſens bildet. Für 
die Befitenden gibt es Fein Volksſchulweſen, fonvdern nur für die 
Nichtbefigenden. Und das tft es, mas ung Deutfchen das englische 
Volksſchulweſen jo unverftändlih madıt. 

Ueber dieß Princip hat fich das letztere bisher nicht zu erheben 
vermocht; felbft die leßte große Gejetgebung, der Revised Code ift nicht 
eben ein Volksſchulgeſetz, ſondern nur in feinem neuelten Wefen ein 
Armenfchulgefeg. Die Idee eines Volksſchulgeſetzes auf Grundlage 
der allgemeinen und gleichen Schulpflicht des ganzen Volles wird nur 
no von Einzelnen, nicht aber vom Volke felbit veritanden. 

Jedoch find es gerade diefe einzelnen Bewegungen, welche bie 
Bahn für eine höhere Auffaffung des Volksbildungsweſens brechen, und 
den Kampf mit dem ftändilchen Widermwillen der Kirche und der Ge 
fchlechter eröffnen. Ihnen zu Hülfe fommt namentlich in neuerer Zeit 
die höhere, fociale Richtung der Nationalökonomie, wie fie von J. Et. 
Mill und von Senior vertreten wird, die ben unenblichen volfswirtb: 
ſchaftlichen Werth der Volfsbildung ſchätzen und den Mangel deſſelben 
ftatiftifch nachweifen ober, wie Kay, den Zuftand mit dem des übrigen 
Europas vergleichen lehrt. Englands Volksſchulweſen wird damit zwar 
nicht zu einer Urſache und Aufgabe, wohl aber zu einer Folge der 
großen Neformbewegung werden, die die ſocialen Verhältniſſe umzu: 
geftalten im Begriff ift. 

Demnah muß das Elementarunterrichtsmefen Englands in zwei 
großen Grundformen aufgefaßt werden. Die erfte ift die des freien 
Privatunterrichts, die zweite ift die des öffentlihen Armenun: 
terrichts. Beide ftehen in gar feiner Berbindung unter einander, 
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noch auch in irgend einer Verbindung mit der Berufzbildung. Senior: 
„The labourer, whose children frequent the public schools, and 
the ratepayer, whose children do not frequent them“ p. 9 (Ra- 
tepayer ijt der Wefitende, rate ift die Gemeindefteuer.) Mit Recht 
bemerft Wagner, daß umgefehrt die Privatichulen zwar oft fehr gut, 
aber immer zu theuer, und daher von den: Arbeitern nicht bejucht wer: 
den. Es gibt alfo gar feine wie immer gearteten behördlichen Ein» 
flüffe auf die erfteren, während die zweiten fich mefentlich zu einem 
förmlich rechtlichen Eyftem auögebildet haben. Man kann daher auch 
von einem Recht der erfteren weder in Beziehung auf Schule, noch auf 
Lehre, noch auf Lehrer reden; fie find freie gewerbliche Unternehmungen. 
Das Princip der deutichen Schulpflicht erijtirt weder für die Gemein: 
den ale Verpflichtung zur Herftellung der Schulen, noch als Berpflich: 
tung für die Einzelnen, den Kindern Elementarbildung zu geben: Da: 
gegen ift das ziveite ein Syſtem, hat feine Gefchichte und feine Grund- 
fäße, und forbert eine eigene Darftellung; nur muß man eben fefthalten, 
daß man in diefem Syſtem nicht etwa ein Volks-, fondern nur ein 
Armenbildungsmwejen vor Augen hat, dem noch jeder andere ethifche _ 
rechtliche Anhalt fehlt. Die hiftorifche Entwidlung des letztern ift im 
Wefentlichen in drei Epochen zu fcheiben. 

Die erite Epoche umfaßt die Beltrebungen des vorigen Jahrhun⸗ 
bertö; fie befteht in den Anfängen von Sonntagsſchulen und von 
Zreifhulen für arme Kinder, welche vorzüglich ftreng kirchliche Bil: 
dung und nur daneben in zweiter Reihe etwas Leſen und Schreiben 
lehren. Diefe Schulen beſtehen auch jett noch ſelbſtändig, ohne alle 
Auffiht und Unterftügung fort. Sie find begründet etwa -feit 1781 
durdy die Society for promoting christian knowledge. Die Lehrer find 
freiwillig, entivever aus dem Verein oder aus der Gemeinde, natürlich 
unentgeltlich und ohne Gehalt. Wagner meint, daß die Eonntags: 
ihulen von Rakes 1785 eingeführt feien; Budle dagegen (I. 1. 371) 
fagt, Rates habe biefelben 1785 verbeflert, nachdem fie ſchon 1761 
eingeführt und am Ende des 18. Jahrhunderts allgemein geworden. 
Aber natürlich waren fie ein kümmerliches, zum Theil zelotiſch benüßtes 
Aushülfsmittel. 

Erft mit dem Beginn unjeres Jahrhundert? fängt die zweite 
Epoche an, melde den eigentlihen Volksunterricht zur Aufgabe 
der Bollsfchulen macht. Das konnte nur durch Beleitigung des ftreng 
orthodoxen Charakters geicheben, und das mar wiederum für England 
nur möglich durch das Vereineweſen. Eo entitand die Britisii and 
Foreign school Sociely (1805), welche in die von ihr errichteten und 
unterbaltenen Schulen auch die Dissenters aufnahm und großen Erfolg 


96 





hatte. Sofort trat ihr bie jtreng kirchliche Partei der National Society 
(1811) entgegen, welche die Firchliche Bildung als Haupiſache aufftellte, 
und den eigentlichen Unterricht, die secular education, beinahe direkt 
vertammte. Will man fehen, bis zu welchem pädagogiſchen und metho: 
diſchen Unverftand die lebtere geht, jo vergl. man Seniord Angaben 
©. 21 ff.  B. eine Frage an einen Schüler: „Welche Ereigniffe 
Inüpfen fih an Hobab, Berlabai, Roi, Mizbeh, Peniel, Stolem, Efe- 
chem, Luz”? u. f. w.). Diefe mit Recht fo genannte Misdirected In- 
struction machte aus jenen Vereinsſchulen reine Barteifchulen, und be 
ſchränkte und ftörte alle ihre Wirkung, trotzdem daß (nad Wagner) 
Lancaſter die Methode der erftern, Bell vie der zweiten wefentlich vefor- 
mirte. An eine Volksſchulbildung mar bei den erften durch den Mangel 
an Kräften, bei den. zweiten durch den Mangel an Freiheit nicht zu 
denfen. Aber Armenfchulen blieben beive. Ihr gemeinfamer Haupt- 
erfolg war, daß man allmählig eine gewiſſe Bildung auch der niederjten 
Klafle für nothivendig erfannte. Daraus geht die folgende Epoche hervor. 

Dieje dritte Epoche beginnt mit dem Grunbfaß, daß die Kin: 
derarbeit in den Fabriken mit einem. Elementarunterriht verbunden 
fein foll; fie geht über zu dem Saß, daß die Armenkinder überhaupt 
nicht ohne Unterricht bleiben jollen, und langt endlich bei dem Grundſatz 
an, daß die Polizei das Recht haben folle, herumtreibenve Kinder in 
die Schule zu jchiden. So entfteht das fpecifiich englifche Syſtem des 
Armen: oder Hülfsichulmejens, das mithin in den Orten, der Factory 
echools, der Pauper schools und der Vagrant (ragged) schools be: 
fteht, fich gerade dadurch nur noch ftrenger von dem deutſchen Schul: 
weſen der befigenden Klafje ſcheidet, aber andrerfeit3 der Verwaltung 
Anlaß, Recht und Pflicht gibt, fich wenigſtens für das Volksſchulweſen 
anzunehmen, eine Behörbe dafür aufzuftellen (1833) und eine möglichft 
ſyſtematiſche Armenfchulgefebgebung (den Revised Code) zu erlaflen. 
Der Gang der Entwidlung ift folgender. 

Den Beginn bildet die, von dem edlen Robert Peel (vem 
Stammherrn des Haufes) durchgeführte Kinderarbeitsbill (42 Georg. 11. 
73), nach welcder die Kinder nicht nur nicht länger ald 12 Stunden 
täglich arbeiten, fondern die Fabrikherrn verpflichtet fein follen, täg- 
Lich ihren arbeitenden Kindern wenigſtens vier Jahre hindurch in einer 
in der Fabrik angelegten Schule, von einem von ihnen ſelbſt gezahlten 
Lehrer, Unterriht im Leſen, Echreiben und Rechnen geben zu laſſen. 
Dieß blieb ungeändert mehr als zwanzig Jahre hindurch Rechtens, aber 
ohne Aufficht, und mithin ohne Erfolg. Erſt in Folge der Entwidlung 
bes übrigen Armenſchulweſens wurden auch diefe Fabrikſchulen ausge 
bildet und zwar durch 3. 4 Will. IV. 103 (1833), 7 Viet. 13 (1844) 
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und 10 Viet. 29 (1847), welche überhaupt das Kinderarbeitsrecht 
ber arbeitenden Klaſſe (working men) organifiren. Die Punkte, melde 
den Elementarunterriht darin betreffen, find: jedes täglich arbeitende 
Kind muß täglich drei Etunden zur Schule gehen; der Lehrer wird von 
den Eltern der Kinder, fonft von dem Inſpektor der Fabrik gewählt: 
vernachläffigen dieß die Eltern, fo büßen fie von 5—20 Schill. Sieber 
Fabrifinhaber büßt, wenn er Kinder ohne ausreichendes Schulzeugniß 
aufnimmt: Die Eltern zahlen höchſtens 2 d. wöchentlich. Die Schul: 
infpeftoren haben die Lehrer zu überwachen, fie ewentuell abzufegen, 
und auf die Errichtung neuer Schulen anzutragen. Diefe Grundfäße 
wurden urjprünglih nur für die Hauptfabrifen angenommen, einzelne 
Fabriken und die eigentlihen Han dwerke waren davon ganz auöges 
fchloffen (unregulated bussinesses). Seit 1840 verjuchte man, auch für 
fie eine Arbeiterfchulpflicht einzuführen, was dann auf Seniors 
Bericht und Antrag S. 119—138 gefchehen ift, nachdem die bis: 
berigen Anträge „faft in Verzweiflung” das Ungenügende bes biöherigen 
Rechts und den elenden Zuftand der Arbeiterfchulen dargelegt haben. 

Das ift nun jedoch nur der erfte Theil des öffentlichen Armen: 
ſchulweſens. Der zmeite betrifft die Kinder der Armenarbeits: 
bäufer, der Workhouses. Allerdings haben die Workhouses, in 
Analogie der Fabriken, fchon bei ihrer Errichtung den Grundfag auf- 
genommen, daß bie Kinder derjelben jeden Tag wenigſtens drei Stun: 
den Elementarunterricht genießen follen. Natürlich war das innerhalb 
der Arbeitshäufer eine Hägliche Einrichtung. Die Ausſchüſſe des Par- 
laments von 1838 und 1841 erkannten das in ihrem Bericht und 
demgemäß warb das Gefeh 7. 8. Viet. 101 (1845) erlaffen, nad) wel⸗ 
chem die Armenbehörbe (Poor Lew Commissioners) das Recht haben 
follen, Diſtrikts-Armenſchulen (Distriet Pauper Schools) durch 
Zufammenlegung von Armengemeinden (Parishes) oder gar Armenver 
bänden (Unions) zu errichten, was durch 11. 12. Viet. 82 modificirt, 
aber doch praftifch, wie natürlich, fich als ergebnißlos erwies. 1859 
gab es nur ſechs folder Echulen in England, trotzdem daß 1846 und 
1850 den Lehrern eigene Gehalte beftimmt wurven. Die Gründe des 
Richtgelingens liegen natürlich nicht in formellen Gründen, wie Senior 
meint, fjondern eben in der Trennung der Armenfchule vom Bolls- 
unterridt. In diefem Einne ift es faft ein Fortichritt, daß man jene 
Armenichulpflicht nunmehr auch auf die dritte große Gruppe von Kin- 
dern außdehnte, die weber in ven Fabriken, noch im Arbeitöhaus find. 
Diefe Bewegung begann im vorigen Jahrzehnt als dritter Theil des 
Armenſchulweſens durch die jog. Adderley’s Act. 

Die Adderley’s Act (20. 21. Viet. 48) erfcheint nämlich ala ein 

Stein, die Verwaltungslehre. V. 7 
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Sicherheitspolizeigefeß, zunächit gegen das Vagabundenthum (vagrancy) 
überhaupt (ſ. oben); das Wichtigfte in ihm ift jedoch die Beftimmung, 
dab die Kinder folder Bagabunvden (vagrant children) unter be 
flimmten Borfchriften in öffentliche Exrziehungsanftalten gegeben werben 
Sollen. Diefe Anftalten find die „Industrial schools,* vie auf öffent 
liche Koften errichtet und unterhalten werben, und in welche jeve Be 
hörde die Kinder von Bagabunden hineinzufenden das Recht bat. Diefe 
Eulen, unter Bffentlicher Dberaufficht ftehend und genehmigt (daher 
certified schools), follen diefe Kinder „nähren und unterridhten” („in 
which children are fed as well as tought“), doch dürfen die Kinder 
. auch in Familien zum Unterhalt untergebracht werden. Die Schule 
dauert bis zum 15. Jahre; die Eltern dürfen nur die Schule für ihr 
Kind wählen. Die öffentliche Unterftügung ift genau bezeichnet (Senior 
©. 91, 92). Das neuefte Geſetz darüber ift die Industrial Schools Act 
24.25. Vict. 113 (6. Aug. 1861). Die weſentlichſte Beſtimmung viejes 
Geſetzes ift, daß die Justices das Recht daben, die unbejchäftigten 
Kinder in diefe Schulen zu Ichiden, und daß jeder, ber ein aufge 
nommene3 Kind der Schule entzieht, bis 5 Pf. gebüßt werben Tann. 
Daffelbe Gefek ift unter gleihem Datum für Schottland erlafien. 
Beide Gefeße jollen nur bis 1867 Gültigfeit haben. Das St. 25. 26. 
Viet. 43 dehnt das Recht, die Armenlinder der Kirchſpielsarmen in biefe 
- Schulen zu fchiden, auf die Overseers of the Poors aus. An dieſe 
Schulm haben fi) die „Ragged schools“ (Zumpen-Schulen) ange 
Ichlofien, die von-Eingelnen unterhalten und mit Recht als „provisional 
institutions" betrachtet werden, die beftänbig zu Industrial schools über 
zugehen ftreben, da fie doch im Grunde eben fo nothwendig find und 
eben jo tüchtig fein müſſen, als die lehtern (Senior 161). 

Dieß find die Grundverhältnifle des Armenſchulweſens Englands. 
Die Rothivendigkeit deſſelben, einmal anerkannt, erzeugte bie zweite 
einer regelmäßigen Unterftübung, und biefe wieder bie britte eines 
eigenen Drganes theils für die Austheilung der Unterftükung felbft, 
theil8 für die Oberaufficht über die unterftühten Schulen. Denn wie 
fhon früher bemerkt, bildet und wächst die behörbliche Thätigleit mit 
der Pfliht des Staats, an der materiellen Hülfe Theil zu nehmen. 
So entitand das Committee of the Privy Council, wie es gewöhnlich 
genannt wird, ober genauer das Committee for Education des Privy 
Council, als oberfte Armenfchulbehörde. Schon 1833 waren für jene 
drei Klaflen der Armenfchulen 20,000 Pfd. St. bewilligt. Natürlich 
entſtand ein vielfacher Streit, theils von Seiten der obenertwähnten 
Gejellichaften, theils von Seiten der Gemeinden und einzelnen Vereine, 
um an jenem Gelbe Theil zu nehmen. Die Geſetzgebung ihrerfeits 
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mußte daher ein Organ für die Vertheilung einſetzen und beſtimmte 
Bedingungen für die einzelnen Schulen vorſchreiben. Das erſtere war 
das obenermähnte Committee mit feinen Schulinipeftoren; das zweite 
it dann durch die Beftimmungen burcdhgeführt, welche im Syftem ge 
nauer anzugeben find. Es ift nur feitzubalten, daß das Committee 
for Education nicht etwa als eine Art Unterrichtäminiftertum angefehen 
werben darf; es hat weder mit dem Privatunterricht, noch mit dem 
Beruföbilbungswefen irgend etwas zu thun. England bildet daher 
ſchon mit feinem Volksunterricht einen weſentlichen Gegenfatz zu 
Deutichland. Eine Vergleichung im eigentlichen Sinne des Wortes ift 
bier faft nur denkbar von dem höchſten focialen Standpunkt. Es iſt 
indeß nicht zu verfennen, daß die internationalen Begriffe und For⸗ 
derungen bier wie überhaupt in der Verwaltung allmäblig zur Geltung 
fommen. Den Ausdrud biefür bietet für das Volksſchulweſen das 
Auftreten des Princips der allgemeinen Schulpflicht unter dem 
Namen des „compulsory system,“ das freilih nur noch eine Heine, 
aber energifche Bartet für fich hat, jenoch täglich mehr Boden geminnt; 


"namentlih auf Grundlage des fi immer mehr enttwidelnden öffent 


lichen Lehrerbildungsweſens (pupil-teachers), die freilich vor der Hand 
nur noch für die Armen: und Hülfsfchulen beftimmt find. Englands 
Volksſchulweſen muß daher nicht mie das deutiche und franzöfifche, als 
ein im Wefentlichen feftgeichlofienes Syſtem, ſondern als ein mitten 
in der Bildung auch feiner Grunbprincipien begriffener Proceß be: 
teachtet werden, in welchem nicht fo fehr die Zuftände, als eben dieſe 
fich bildenden Principien das wahre Objekt einerjeit3 der Beobachtung, 
anderſeits der Bergleichung abgeben. 


Die Literatur über das englifche Volksſchulweſen und feine frühere 
Geſchichte bei Budle, Geſchichte ber Eivilifation -I. S. 202. (Warum 
bat Ruge in feiner Meberfegung die deutſche nicht nachgetragen ?) 
Meber die Commiſſion für Education f. Gneift I. ©. 326. Ueber bie 
Distriet schools (Armenhäufer) daf. II. S. 107. Spezielle Literatur: 
Wieſe, Briefe über englifche Erziehung 1852, fpeziell gut für die 
Bezeichnung des Charakters derjelben; J. A. Vogt, Mittheilungen 
über das Unterrichtäiwefen Englands und Schottlands 1857, namentlich 
für das fchottifche Volksſchulweſen wichtig; A. Tylor, Induſtrie und 
Säule 1865, von B. v. Gugler. Der Anhang des letztern ift viel 
mebr werth als das Buch felbft und gibt namentlich über die Volks⸗ 
ſchule eine fehr gute Darftellung ©. 228-240; €. Wagner, bas 
Volksſchulweſen Englands und feine neuefte Entwidlung 1865; beſonders 
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werthvoll durch die Beziehung auf ven Revised Code von 1859 und 
1863; dabei gute Hiftorifche Darftelung. Kurz und brauchbar em 
Artikel in Schmids Encyelopädie (Art. Großbritannien). 


5) Frankreichs Bollsfhulmelen und die Instruction primaire. 


Neben Deutichland und England ift nun der Charakter des Volle 
ſchulweſens in Frankreich ein nicht minder beftimmter ald in jenen 
Ländern. In Frankreich ift die Volksſchule principiel und praktiſch 
eine amtlihe Anftalt, mit ftrengfter amtlicher Leitung, während 
der freie Elementarunterricht fi daneben faft ohne Aufſicht wie in 
England beivegt. Das Volksſchulweſen gibt daher hier ein ganz anderes 
Bild als in jenen Ländern. 

Der Grund diejer Erfcheinung ift nun unzweifelhaft. mit dem jo» 


-cialen Inhalt der franzöfiihen Nevolution verbunden. . 


Die Revolution bat, wie wir an einer andern Stelle gezeigt, 
alle ftändifchen Unterfchiede rechtlich vernichtet, und das Volk als Ein 
foctal homogenes Ganze anerkannt. Die naturgemäße Folge davon 
ar, daß dem entiprechend auch das Bildungsweſen des Volkes gleich⸗ 
falls als ein Ganzes betrachtet wurde. Frankreichs Gejehgebung hat 
daher zuerft in Europa den Vollzunterricht ſyſtematiſch als einen Theil 
des Bildungsweſens eingereibt, durch die Universit& daſſelbe in bie 
felben Ordnungen ver Verwaltung hineingebract wie die höchſten Bil: 
dungsanftalten, und die Pflicht des Staats grundgeſetzlich anerkannt, 
für die Volksbildung alter Klafien zu forgen. Den Ausbrud biefer 
Berhältnifie bilden fchon die formalen Abitufungen der instruction pri- 
maire, secondaire und sup£rieure, die Afademien als Bildungs: oder 
Unterrichtöprovingen, die ganz gleihmäßig die Volksſchule, die gelehrten 
Anftalten wie die Facultäten verwalten und die Aufſtellung des erften 
eigentlihen Minifteriums des Unterrichts. So entſprach die Drbnung des 
Volksſchulweſens formell der Ordnung der ftantöbürgerlichen Geſellſchaft. 

Allein indem auch die Revolution Frankreichs es natürlich nicht 
vermochte, innerhalb jener Geſellſchaftsordnung den Klaſſenunterſchied 
der Beſitzenden und Nichtbeſitzenden zu beſeitigen, vermochte ſie es auch 
nicht, die Conſequenzen dieſes Unterſchiedes für Art und Umfang des 
Elementarunterrichts zu überwinden. Dieſe Conſequenzen beſtanden hier 
wie immer darin, daß die Beſitzenden ſich ſelbſt den Elementarunter⸗ 
richt für ihre Kinder verſchafften, während derſelbe für die Kinder der 
Nichtbeſitzenden durch den Staat geſchaffen werden mußte. So erzeugten 
ſich gleich anfangs mit der organiſchen Einheit des geſammten Bil: 


dungsweſens in der Université zwei Grundformen des Elementar⸗ 


101 


— — 





unterrichts, den beiden Klaſſen der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft, den 
Beſitzenden und Nichtbeſitzenden entſprechend. Dieſe beiden Grundformen 
find die Ecoles publiques und die Ecoles libres mit ihren 
Pensionnats. Jene bilden das Elementarſchulſyſtem der Verwaltung 
bes Staats, diefe dasjenige der freien Unterrichtsthätigfeit. Und dieß tft 
zunächſt das Grundverhältnig in dem Elementarunterrichtöivefen Fran: 
reichs; dem Inhalte nach ähnlich wie in England, wo auch die be: 
figende ihren von der nichtbefigenden geſchiedenen Elementarunterricht bat. 
Rur in Einem Punkte unterſcheidet fi das franzöfiiche Syftem mefentlich 
von dem engliihen. Während in dem lebtern bie Public schools den 
Charakter und das Recht von Armenſchulen haben, fowohl im Lehr: 
weſen als in der Schulpflicht, haben die Ecoles publiques in Frank: 
reich diefen Charakter eben fo wenig als in Deutfchland. Sie find hier 
wie dort Berwaltungsanftalten, im Princip-für alle Kinder einge: 
richtet, während der Clementarunterricht außerhalb der Volksſchule 
grundſätzlich als Ausnahme gilt, faktiſch aber die Hauptfacdhe bildet. In 
England ijt gerade das Umgekehrte der Fall; die Benutzung der Public 
schools ift vechtlib Ausnahme, und bie Privats teaching ift Regel. 
Und daraus ergeben fi dann die weiteren Unterſchiede im öffentlichen 
Schulrecht, ganz abgejehen von der Lehrorbnung felbft, auf die wir 
bier feine Rüdficht zu nehmen haben. 

Jene Stellung der Ecoles publiques als ber eigentlichen Staati- 
Schulen für den Elementarunterricht des ganzen Volles fordert näm⸗ 
lich zunächſt, daß die Unterrichtögejeßgebung nicht, wie England, bloß 
für die Armenfculinftitute, fondern für das ganze Neich gleichmäßig 
gelte und daß daher das Syſtem der Volksſchule gleihförmig für alle 
Theile des Ganzen durchgeführt werde. Es folgt aber zweitens daraus, 
daß auch das Syſtem der freien Elementarbildungsanftalten der ein: 
beitlichen Gejeßgebung und ver einheitlichen Oberaufficht unterworfen 
werde. Und fo enthält nun das Volksſchulweſen, ober vielmehr das, 
was man in Frankreich al3 die „Instruction primaire* innerhalb der 
Universite zufammenfaßt, drei Momente, welche feinen Charakter und 
Inhalt bilden; das öffentliche Recht der Ecoles publiques, das öffent: 
liche Recht ver Ecoles libres, und endlich das Verhältniß zwiſchen jenen 
beiden Grundformen des franzöfilichen Elementarunterrichtd. Ohne Scheis 
bung und jelbftändige Behandlung dieſer drei Elemente läßt ſich Fein 
Hares Bild vom franzöftichen Volksfchulmwefen geben. 

A) Das Eyftem des Verwaltungsrechts der öffentlichen Elemen: 
tarſchulen der Instruction primaire beruht, nad) dem deutichen Muſter, 
das der franzöfifchen Gejeßgebung vorgeichivebt hat, auf dem oberften 
Princip, daß die Elementarfchulen öffentlihe und Stantsanftalten 
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fein follen, und auf dem Zuſammenwirken der Staatsbehörben, der 
Gemeinden und der Geiftlichkeit. Nur in feiner Verwaltung ift es 
von dem deutfchen Volksſchulweſen grunbfäglich darin verichieven, daß 
die Schulpflicht nicht gefehlich eingeführt ift, und daß das Verhältniß 
der Gemeinde weſentlich anders aufgefaßt wird, ſowie daß das Lehrer 
weſen ohne alle Selbftänvigkeit ift. Die Aehnlichkeit ift daher vielmehr 
eine formale, ala eine weſentliche. Die Grundverhältnifle dieſes öffent: 
lichen Rechts find folgende. 

1) Das oberfte Prineip der Volksſchulverwaltung ift bier wie in allen 
Theilen ber Administration publique die unbebingte Unterorbnung ber 
Bolksfchule unter die Behörde, meldhe durch eine ftrenge Drganilation 
der Oberleitung bis ins Einzelne verwirklicht wird. Daß das Ganze 
unter dem Ministre de I’Instruction publique ftebt, iſt felbftwerftänb: 
lich. Das Behördenſyſtem (Begriff der Behörbe }. in der vollziehenven 
Gewalt) dagegen enthält eine jcharfe und ftreng durchgeführte Tren⸗ 
nung ber Vollziehung in zwei Organen, den Recteurs de l’Academie 
(j. oben) und ben Prefets. Die Recteurs haben nämlih die aus: 
fohließliche Zeitung ber Lehre und ber Erziehung (tout ce qui con- 
cerne le gouvernement intellectuel et moral de l’enseignement). 
Die Prefets dagegen haben die ebenfo ausfchließliche Verwaltung aller 
perfönlichen, wirtbichaftlichen und rechtlichen Angelegenheiten der Echule, 
namentlich die Errichtung von Schulen und die Anitellung der Lehrer; 
die Berjonalverhältniffe der Lehrer find ihnen namentlich unter völliger 
Ausfchliegung des Recteur durch die Verordnung vom 22. Auguft 1854 
ſpeciell übertragen. Der Lehrer ift daher geiftig vom Recteur und materiell 
vom Prefet vollftändig abhängig, und die Bildung eines Lehrerftandes, 
diefes wahren Kernes aller Volksbildung, grunvfäglid unmöglich 
gemacht. Recteur und Prefet üben ihre Rechte vorzugsweiſe aus durch 
das Inſtitut der Inſpektoren. Dieſes Ynftitut, eingeführt und or 
ganifirt durch das Geſetz von 1850 auch für die Volksſchule, bat alle 
Keime der Selbftändigfeit der letztern durch Anſchluß an die 
Selbftverwaltung gründlich vernichtet. So lange daffelbe in feiner jetigen 
Form beitebt, ıft Feine Hebung des Volksſchulweſens in Frankreich mög: 
lich, weil keine Selbſtändigkeit des Lehrerftandes möglich ıft (f. unten). 
Die Inſpektoren nämlich find theild Inspecteurs d’acad&mie, Dberin- 
jpeftoren für die ganze Unterrichtsprovinz, bie alfo auch bie höheren 
Bildungsanftalten überwachen, theil die Inspecteurs d’arrondissement 
(pour l’instruction primaire), die eigentlichen Schulräthe für die Vollks⸗ 
faule. Die letzteren haben Bericht und Referat an den erfteren, ber 
erftere an den Recteur und den Prefet, je nach ihrer Competenz. Die 
praktiſche Folge ift die ſouveraine Herrichaft des Inspecteur d’arron- 
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dissement über das ganze Volksſchulweſen. „Le veritable gouverne- 
ment de l’instruction primaire, o’est l’ inspeetion“ (Eug. Rendu). 
Die einzelne Drtsichule wird vom Maire ald Vertreter der Präfektal⸗ 
gewalt mit dem Hecht der Sufpenfion des Lehrers, und vom Geiftlichen 
- als Bertreter der Nektoralgewalt ausgeübt. Es ift der vollftänbigfte 
Drganismus der Beberrichung der Volksschule. 

2) Daneben bat nun allerdings das franzöfiiche Syſtem der Selbſi⸗ 
verwaltung Platz gegriffen. Es ift in der vollziehenden Gewalt gezeigt, daß 
das Weſen derjelben in Frankreich in den Conseils, unter Ausfchließung 
wirflicher Selbftthätigleit der Selbftverwaltungstörper, beſteht. So ift 
e8 auch im gefammten Bildungsweſen, und fpeziell im Vollsſchulweſen. 

Es if jedoch von nicht geringem Intereſſe, den Gang der Selbſt⸗ 
verwaltung in Beziehung auf das Schulweſen, wenn auch nur in den 
Hauptzügen zu verfolgen. 

Die erften Geſetzgebungen von 1789 und 1793 hatten das Volls⸗ 
ſchulweſen ganz in die Hand der Gemeinden gegeben. Der damit ent» 
ſtehende völlige Mangel an Einheit und Gleichmäßigleit machte die 
firenge Gefeßgebung Napoleons I. erflärlih. Sein Syſtem war ein 
einfaches und auch bier allentbalben gleiches. Die Gemeindefchulen 
wurden wie alle andern Gemeindeangelegenheiten dem Conseil municipal 
als berathende, dem Maire als vollziehende Gewalt unterivorfen. Doch 
wurde diefes Syſtem in der Wirklichkeit nur ſehr theilweiſe ausgeführt, 
da die Regierung nur wenige wirkliche Schulen berftellte. Die Reftau« 
ration nahm dann das Napoleonifche Princip auf, nur mit leichter Mo⸗ 
bification i in Beziehung auf die Conseils. Das Gefek vom 22. Febr. 1816 
feßte in jeben Kanton ein „Comit& de surveillance pour encourager 
et surveiller linstruction primaire* (Art. 1): doch fland die Gemeinde 
Schule noch ausſchließlich unter dem Maire und dem Geiftlidhen (Art. 8). 
Das Geſetz vom 28. Juni 1833 ging einen weſentlichen Schritt weiter, 
indem e3 in jevee Gemeinde ein Comite local de surveillanoe aus 
dem Maire, dem Geiftlihen und einigen angefehenen Bürgern, vom 
Comit& d’arrondissement ernannt, bildete. Dieß, in Verbindung mit 
dem Brincip der Wahl des Schulausſchuſſes im Gemeinderathe, und 
ber freien Wahl des Lehrers durch die Gemeinde bei öffentlicher Be 
werbung (f. unten) war ein großer Fortichritt. Das Volksſchulweſen 
begann felbitändig zu werden. Da fing die centrale Bureaufratie 
an zu reagiren. Seit 1835 wurden zunädft Inſpektoren der Alade⸗ 
mieen eingeſetzt, bie freilich anfänglich mit den Volksſchulen wenig zu 
thun hatten. Die lehteren blieben dabei unter der Herrſchaft bes 
Prefet; da aber derſelbe fi um das Detail nicht Tümmern konnte, jo 
erhielt fich, troß des. Inſpektorats während der ganzen Juliregierung, 
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das Brineip des Guizot'ſchen Geſetzes von 1833. Erſt die Februar⸗ 
Revolution vernichtete vollitändig, zum tiefen Bedauern ber intelligenten 
Klafle, die freifinnige Drbnung des Guizot'ſchen Geſetzes. Um nämlich 
dem entgegen die einzelne Drtsichule der centralen Herrichaft zu unter: 
werfen, ward durch die Verorbnung von 1850 das ganze Syitem ber 
Comite locaux aufgehoben, und das Eyftem der Inspecteurs d’arron- 
dissements für die Volksſchule mit faft unbegränztem Recht als chef 
de service eingeführt (Art. 20) mit genauem Reglement von 1850 
über die Ernennung jedes Inſpecteurs. Nur das Comité d’arrondisse- 
ment blieb in ver neuen, gleichfall® durch bie Verorbnung von 1850 
eingeführten Form der delegu&s cantonaux beftehen, von dem Robert 
(Diet. de la Politique) mit Recht jagt: „ils sont restes dans un £tat 
d’inertie complete.“ So iſt die ganze Volksſchule nunmehr der Ge: 
meindethätigfeit entzogen, die Selbitverwaltung in berfelben zu einem 
bloßen Schein gemacht und durch die völlige Herrichaft des behörblichen 
Element? der Reft der Selbftänbigfeit des Volksſchulweſens zu Grunde 
gegangen. „Dans les &coles communales tout emane et rel&ve des 
pouvoirs publics: composition du personel, methode, enseignement.“ 
(Nendu, bei Blod |. c.) 

3) Dem entſprechend ift mit dem lebten Geſetze die Bildung eines 
felbfländigen Lehrerftandes in Yranfreich unmöglich geworden. Der 
Gang der franzöfiihen Gejeßgebung zeigt, daß die Verwaltung mit 
richtigem Gefühl die Grundlage des lehtern in der Anftellung des 
Lehrers erkannt bat. Daber ijt auch gerade auf diefem Punkt ein lang- 
ſamer Uebergang von der durch die Revolution bergeftellten Freiheit zu 
der gegenwärtigen volljtändigen Abhängigkeit des einzelnen Lehrers Leicht 
erlennbar. Die Geſetze der Revolution (D. 27 Brum. a. III) laſſen den 
Lehrer noch durch eine Jury aus der Gemeinde wählen; das Geſetz 
vom 1. Mai 1802 ſchon durh den Maire in Gemeinfchaft mit dem 
Conseil munieipal, die Verordnung vom 29. Februar 1816 durch den 
Recteur, jedoch mit Vorſchlag von Seiten des Stanton; die Verord⸗ 
nung vom 21..Npril 1828 durch den Bifchof, das Geſetz von 1833 
Wahl durch das Comité d’arrondissement auf Vorſchlag des Conseil 
municipal; Ernennung durch den Minifter. Bon da an beginnt, 
unter Vorbereitung durch das Syſtem der Anfpeftion, der Rüdjchritt. 
Das Geſetz vom 15. März 1830 läßt no die Präfentation durch ben 
Gemeinderath zu, mit Ernennung durch den Minifter; die Verorbnung 
vom 9. März 1852 dagegen läßt nur eine Präfentationglifte (liste d’ad- 
missibilit&) des Conseil d&partemental, als leere Form, der Ernennung 
durch den Recteur voraufgehen, bis endlich, nach völliger Drganifirung 
der Inspection de l’instruction primaire, das Gefe vom 14. Juni 1854 


105 


— 


(Art. 8) die Ernennung einfeitig dem Prefet überträgt. Damit ift die 
völlige Abhängigfeit des Lehrers und die Aufhebung der Gemeinberechte 
endlich vollzogen; wenig bat vaneben das Recht der Gemeinde zu bes 
beuten, einen Wunjch darüber zu äußern, ob der vom Prefet ernannte 
Lehrer weltlich oder geiſtlich fein fol (Decret vom 31. Oktober 1854). 
Ein Lehrerſtand ift auf dieſer Grundlage in Franfreih unmöglich; 
mit ihm eine tüchtige Volksbildung. 

4) Indeſſen iſt für die Lehrerbildung Einiges gejchehen, wäh: 
rend die Bedingungen eines jelbftändigen Charakters dem Lehrer 
durch die obigen Rechtsordnungen gänzlich entzogen find. Freilich find 
die Schulbücher (livres classiques) unter die ftrengite Eontrole ge 
ftelt und natürlich die Lehre au; allein man hat denn boch in den 

les normales primaires den Anfang von Schullehrerfeminarten ge 
macht (Reglement vom 21. März 1851), ohne daß jedoch die Seminar: 
bildung nothmendig erllärt wäre für die Befähigung zur Lehre; 
bazu genügt einfach ein brevet de capacite, welches von einer Com: 
miflion des Conseil d&partemental, dem Nefte der alten Jury, nach einer 
böchft unbebeutenden Prüfung ausgeftellt werden (Rechnen, Echreiben, 
Leſen, die Elemente der franzöſiſchen Epraclehre und — das Map: 
und Gewichtsſyſtem! Gefek von 1850, Art. 13). Doch können die 
Sandidaten ſich auch über andere Gegenſtände prüfen laflen (Art. 46). 
Uebrigens iſt felbit diefe Prüfung und das Zeugniß nicht einmal noth: 
wendig; e3 genügt ſchon dreijähriger Dienft ala Hülfslehrer („stage* 
Art. 43. 25). Das geiftige Element der Lehrerbildung ift damit na: 
türlich fo gut als überflüflig erflärt. Bon einem Lehrkörper oder 
gar von Lehrerverfammlungen ift natürlich dabei gar Teine Rebe. 

Dieß find die Grundlagen des Rechts der öffentlichen Volksſchulen 
der Instruction primaire in Frankreich. Die natürliche Folge davon ift 
die, daß die befitende Klaſſe fich fo weit als möglich denfelben entzieht 
und ein eigene? Syſtem des Clementarunterrichts bildet. Daſſelbe be 
fteht aus ben Kcoles libres und den Pensionnats. 

B) Die Ecoles libres find ihrem Princip nach eben fo wie die Pen- 
sionnets, was fie in England find, geiverbliche Unternehmungen für den 
Unterricht, während fie ihrem Rechte nach dennoch im Geifte aller fran- 
zöfiichen Verwaltung der Oberaufficht der Behörden unterworfen bleiben. 
Im eriten Einne find fie frei, und mußten es um fo mehr fein, als 
die geiftlichen Körperſchaften, um fich der ftaatlichen Gewalt der Ecoles 
publiques zu entziehen, eigene Elementarfchulen und Erziehungsanftalten 
gründeten. Das Verhältniß der Behörden zu denfelben hat aber dem 
ganzen Gange des Volksſchulweſens analog drei Hauptepochen durch 
gemadt. Die erfte Epoche gebt bis 1833 und erlaubt gegen Autorifation 
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bie Errichtung von Schulen und Benfionaten aller Art, die einmal 
errichtet, dann mie jebes Gewerbe, ohne alle weitere Oberaufficht 
bleiben. Die zweite warb durch das Gele von 1833 begründet, nad) 
welchem jeder 18jährige Franzofe, der fein brevet de capacit& be 
fißt und ein certificat de moralit& von feinem Maire bat, eine folde 
errichten Tann (Art. 4— 8). Mlein das Weſentliche war damals die 
Ueberwachung dieſer Anftalten durch das Comité d’arrondissement 
(Art. 19) mit regelmäßigen Inſpektionen aller Ecoles primaires, alfo aud) 
ber geiſtlichen und dem Rechte der Sufpenfion, nebft jährlichem Bericht 
an den Prefet; alfo eine wirkliche und ernſthaft gemeinte Betheiligung 
ber Eelbftvertvaltung auch an dem Gange der Ecole libre. Das Geſetz 
von 1850 hat dagegen die leßtere wieder gänzlich aufgehoben, und 
an deren Stelle zwei Grundſätze geftellt, twelche in hohem Grabe ernite 
Folgen haben. Zuerſt bat der Inſpecteur die Genehmigung zu 
geben; dagegen bat ber Inſpecteur gar Teine Berechtigung in Bes 
ziehung auf den Unterricht, Jondern nur in Beziehung auf die Gefund- 
beit und Sittlichfeit (Art. 21). Es ift Mar, daß, da biemit auch jeber 
Bericht ausgeſchloſſen ift, ver Elementarunterricht der befihenden Klaſſen 
in Frankreich ein vein zufälliger, unorganiſcher, gegen feine Art von 
Einfeitigleit und Verkehrtheit gefchüßter, und im Ganzen der Literatur 
und dem Volke felbft gänzlich unbelannter werden mußte. Nirgends ift 
die Aufhebung des Geſetzes von 1833 verberblicher geweſen, als gerade 
für diefe freien Schulen. Sie find außerhalb der Selbftuerwaltung und 
felbft ver ftantlihen Verwaltung. 

C) Es ergiebt fih aus der obigen Darftellung, daß der ganze 
Charakter des franzöfiichen Elementarunterrichtsiwefend auf dem tiefen 
Unterjchieve der Ecoles publics mit ihrer volftänvigen Abhängigfeit 
von ber Regierung und ben Ecoles libres mit ihrer völligen Freiheit 
von derjelben berubt. Beide find gleichmäßig von der Selbſtverwaltung 
der Gemeinde ausgeichloflen; beide haben feinen Lehrerſtand; beide 
haben durch den Mangel an jever gemeinfamen Vorbereitung auch feine 
päbagogifche Literatur; jedes Gebiet fteht für fich felbft da, und in dieſer 
Scheidung brüden fie die tiefe Scheidung zwiſchen den beiden 
Klaffen der ftantsbürgerliden Gefellihaft, ver befigenden 
und der nichtbefißenben aus. 

Das Gefühl diefer großen Thatfache feheint nun duch der Regierung 
fchon feit Jahrzehnten Har geworden zu fein. Guizots Geſetz von 1833 
war, durch die Betheiligung der Gemeinde an der Volksſchule, nicht 
bloß eine abftrafte Einführung der Selbftverwaltung in das Volklsſchul⸗ 
wejen nach dem Mufter der beutichen Vollsſchule, fondern vielmehr ber 
erfte große Verſuch, den Klaſſengegenſatz der Geſellſchaft eben durch 
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diefe Theilnahme der Selbftvertwaltung an dem Schulweien ohne Un: 
terfchieb der öffentlihen und freien Eulen zu befämpfen und zu be 
feitigen. Es ift daher die Aufhebung der Principien dieſes Geſetzes und 
die Einführung des rein bureaufratifchen, gegen die niederen Klafien 
unbefchräntten, gegen die befitenden und religiöfen Körperichaften da⸗ 
gegen geſetzlich machtloſen Syftems der Inſpektorate zugleih eine Maß: 
regel großer rein focialer Bedenken und Gefahren, die Niemand 
überfehen follte, der über biefe Dinge redet. Es wäre hohe Zeit, den 
eingefehlagenen Weg zu verlafien und burch die Herftellung eines dem 
deutichen Schulweſen entſprechenden Syſtems jenen Gefahren vorzubeugen. 

Wir bemerken dieß ausdrücklich, da durch die Erweiterung des 
Syſtems der Vollsfchule, namentlih durch die Verfuche der Einführung 
des Klaſſenſyſtems nicht allein geholfen werden Tann. Schon das Ge 
ſetz von 1833 hatte nämlich die Unterfcheidung der Instruction primaire 
elementaire und superieure gemacht; die lettere follte die Elemente der 
Raturgeichichte, der Gejchichte, der Geographie und der Geometrie ent 
halten, und je nach Bebürfnik (ale höhere Volksſchule) eingeführt wer: 
den (Art. 1). Es ift eine fehr ernſte Thatfache, daß dieſe höheren 
Klaſſen der Volksſchule durch das Geſetz von 1850 direlt unterdrüdt 
find; nur daß dagegen den Gemeinden bie Erlaubniß gegeben wird, 
an ihrer Stelle Specialſchulen (Eooles speciales, intermediaires, 
professionelles) und ettva noch Sonntagefchulen ala Ecoles d’apprentis 
zu errichten. Der mwefentliche Unterfchieb dieſer Beftimmung von dem 
Guizot'ſchen Geſetz befteht darin, daß das letztere die höhere Vollsichule 
zu einem organifchen Theile der Volksbildung machte, und damit 
die Vermittlung zwilchen den gejellichaftlichen Klaſſen, den Uebergang 
don der nievern zur höhern, in das Syſtem des Vollsunterrichtd aufs 
nahm, während die Gegenftände der höheren Schulflaflen den Charakter 
allgemeiner geiftiger Bilbung behalten; der Hauch des freieren geiftigen 
Lebens, der die höheren Geſellſchaftsklaſſen hebt und trägt, warb durch 
Geſchichte und Geographie, durch Raturgeichichte. und Geometrie in bie 
Bollsfchule übertragen und für die Gefammtbilvdung des Bolfes fo ein 
edlerer Boden "gewonnen. Das Napoleonifche Geſetz von 1850 dagegen 
befchränft dieſe höheren Klafien zuerit auf diejenigen Kinder, „que leur 
vocation (!) commereciale, industrielle, entraine au dela de l’enseigne- 
ment primaire* — bie formelle gefetliche Anerlennung des Klafien- 
unterfchiedes in der Geſellſchaft. Dann aber erjcheinen diefe höheren 
Volksſchulklaſſen in ver That auch als einfache Gewerbeichulen, alſo 
nicht als ein Theil der Volle, fondern vielmehr ſchon der gewerblichen 
Berufsbilbung, als Uebergang zu den Ecoles industrielles (f. unten), 
bie von ben höheren geiftigen Elementen ber Bildung ferne gehalten 
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werden. Man muß daher auch auf dieſem Punkte den gefchehenen 
Rückſchritt nicht bloß in diefem Sinne, fondern eben fo fehr in dem 
der ſocialen Gegenfähe beflagen. 

Dieß find die allgemeinen Grundzüge des franzöfifchen Volksſchul⸗ 
weſens. Einzelnes zur Vergleichung im Yolgenden. 


Geſetzgebung. Im Allgemeinen wird man bier drei Abſchnitte 
unterfcheiden. Der erfte umfaßt alle Gefete bis 1833. In vieler Zeit 
fümmert fih die Gefebgebung noch wenig um die Volksſchule, und über: 
läßt die Sache faft ganz den Drtsfchulbehörden. Der zweite gebt von 
1830 bis 1850; er enthält die Aufftelung und Durchführung des 
großen Principe der (deutſchen) Selbftverwaltung des (Gemeinde) 
Schulweſens, und bildet die Epoche des Aufſchwunges der ganzen 
Vollsbildung. Der dritte beginnt mit dem organifchen Gefebe vom 
15. März 1850 und der Snfpektoralorgantfation, nebft dem Reglement 
vom 29. Yuli und 7. Dftober; das Decret organique vom 9. März 1852 
organifirte die Aufgabe und Competenz der Präfeltur und mit ihm 
der Behörden; auch im Schulweſen das Gefe vom 14. Juni 1854 
beftimmte namentlich das Verhältniß des Recteur zu den Prefets und 
organifirte die Scheidung des Öffentlichen Rechts der Lehre von dem ber 
Lehrer, was durch das hochwichtige Dekret vom 31. Dftober 1854 dann 
genauer durchgeführt ward. Eine fehr gute Sammlung diefer Geſetze 
ber neueſten Epoche in: Lois, decrets et reglements relatifs à lin- 
struction publique (vom 2. December 1851 bis 1855). Anderf Samm- 
lungen bei Block (Dictionnaire de l’Administration v. Instruction 
publique). Spezielle Bearbeitungen bei Laferriere, Cours de droit 
administratif IIL. Tom. IV. Ch. 2 und 3; Batbie, Trait6 du droit 
public et administratif III. Ch. 8. 165—179; beide mit großer de 
rüdfichtigung de3 Lehrer: und Schulrechts. — Die franzöfifche Volks⸗ 
fhulliteratur ift in hohem Grade unbedeutend und befteht meiften? 
nur in Snterpretation der Gefete; es mangelt mit dem ethifchen Ele 
ment bes Berufes und Standes das höhere Element der Pädagogil. 
Zwei gute Schriften von Eugene Rendu: De la loi de lenseigne- 
ment, und de l’Education populaire dans l’Allemagne du Nord. — 
Durch diefen Mangel jenes Standesbewußtſeins und felbft jeder tücjtigen 
Statiftit hat auch die deutſche Literatur fich Fein rechtes Urtheil bilden 
fönnen, um fo weniger, da den Pädagogen, ben einzigen, bie ſich bei 
dem völligen Mangel der Berwaltungslehre mit dem Gegenftand ernftlih 
beihäftigten, die Hauptfache, das öffentliche Recht und die organiſche 
Bedeutung der Selbtverwaltung denn doch nicht fo geläufig fein fonnte. 
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Erſt in der neueften Zeit ift nun die Hauptfrage des franzöſiſchen 
Unterrichtsweſens, die Frage nah der Schulpflicht wieder aufge: 
nommen, und die Disfuffion bat melentlih die Formen und den Cha: 
rafter der Gegenſätze zwiſchen dem voluntary und obligatory system 
angenommen. Der Ausgangspunkt war fhon feit der Conftitution vom 
3. September 1791 (Art. 17) die Frage, ob der Elementarfchulbefud) 
unentgeltlich fein folle. „Cette égalité, profitable aux riches, aurait 
pour objet d’efiacer toute distinetion entre les enfauts et de leur 
apprendre l’egalite des l’age le plus tendre.“ Batbie, Traité de 
droit publique et administratif, Tom. Ill. p. 227. Daher batte bie 
Sonftitution vom 19. Juni 1793 die Eltern unter ftrenger Buße 
verpflichtet, ihre Kinder ohne Unterſchied drei Jahre lang in die 
öffentliche Schule zu fenden (Art. 6. 8. 9), Bon einer Durchführung 
dieſes Geſetzes konnte um fo weniger die Rebe fein, als diefe Schulen 
eben nicht allenthalben beitanden. Man ließ daher das Princip auf 
fih beruhen. Guizot jah den richtigen Weg, indem er damit begann, 
die Selbftverwaltung an die Spite der Schule zu ftellen durch das 
treffliche Geſetz von 1833. Das Geſetz vom 15. März 1850 fagt aus: 
weidhend (Art. 24): „L’enseignement primaire est donné gratuite- 
ment & tous les enfants, dont les familles sont hors d’etat (de le 
payer.* Zur Enticheivung kann die Sache nicht gelangen, fo lange 
die Elementarfchulen ſelbſt jo unfrei bleiben, wie fie das gegenwärtige 
Regime gemacht bat (j. unten Echulredht). 


6) Die franzöſiſchen Nachbildungen im Volksſchulweſen 
von Belgien, Italien und der Schweiz. 


Wir ſchließen unmittelbar an die Darſtellung Frankreichs die 
Darſtellung der franzöſiſchen Nachbildungen an, die im Grunde nichts 
weiter find, als die einfache Uebertragung der franzöſiſchen Grundformen 
auf das Schulweſen diefer Länder, jedoch mit Eleinen Modifikationen, 
welche aus den Eigenthümlichleiten der betreffenden Länder hervorgehen. 
Dahin rechnen wir Belgien, Italien und die franzöfifchen Kantone ber 
Schweiz. 

Was zunädft Belgien betrifft, fo haben wir ſchon oben auf das 
Grundgejeß feines Volksſchulweſens von 1842 hingewieſen; die Grund: 
züge find formell und materiell die franzöfiichen. Die Ecoles primaires 
find von der Instruction secondaire geſchieden. eve Gemeinve foll 
eine Volksſchule haben; jedoch zeigt fich hier der eigentliche Charakter 
des Unterfchiedes darin, daß die Gemeinvefchule nicht als ein ftaat: 
liches Inſtitut, fondern als eine fubfidiäre Anftalt aufgefaßt wird. 
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„L’enseignement offleiel n’a d’autre but, ici que de venir en aide & 
l’enseignement libre; aussi lorsque dans une localit£ il est suffisam- 
ment pourvu aux lections de l’enseignement primaire par les &coles 
privees, la commune peut &tre dispensee de l’obligation d'établir 
elle m&äme une &cole.* Geſetz von 1842 (Art. 1. 2. 3); de Fooz, 
Administration Belge IV. Tom. Il. $. IV. Darüber enticheibet bie 
Deputation; jedoch ftellt die Gemeinde die Lehrer in den öffentlichen 
Volksſchulen an, was ſchon das Gemeindegeſetz (Art. 84) ihr zugeſprochen 
hatte. Auch hat die Gemeinde ſowohl die Dberaufficht über die Lehrord⸗ 
nung als über die Verwaltung; jedoch haben die Geiftlichen zu aller 
Zeit das Recht, die Schulen zu befuchen. Auf diefe Weife untericheibet 
fih das belgifche Volksſchulweſen wie das geſammte belgifche Bildungs⸗ 
weſen von dem franzöfilhen dadurch, daß mir bier beide Syſteme 
auch formell als gleichberechtigt neben einander auftreten jehen: 
das Euftem der freien Echulen mit dem Recht die öffentlichen Schulen 
zu vertreten, und das ber Gemeinbeichulen; und die belgiiden 
Verbältniffe bringen es mit ſich, daß die erfteren meift von den geift 
Tichen Körperschaften ausgehen. Beide Syſteme bekämpfen ſich ſeit 
1830 aufs bartnädigfte, und einer der großen Unterſchiede bes ganzen 
belgischen Lebens und Rechts von dem holländifchen befteht eben in bieler 
Anerkennung der Macht ver Geiſtlichkeit, von der ſich Holland in der 
neueften Zeit ganz freigemadt bat. — Gleihfalls dem franzöfiſchen 
Vorbilde entiprechend find die Ecoles primaires superieures, Bürger 
Schulen mit der Unflarheit ihrer Stellung; ebenfo die Bcoles normales, 
welche die Lehrerfeminarien vertreten (ſ. unten). Die Gefete und Ber 
oronungen, melde dem Geſetze von 1832 folgen, haben an bielem 
Charakter nichts Wefentliches geändert. Belgien ift, und mohl auf 
Iange Zeit, dasjenige Land, in welchem die Frage nach der Stellung 
ber Geiftlichleit zur Volksſchule einfach durch die Scheibung ber 
geiftlichen von der weltliden Volksſchule erledigt ift, ohne daß 
jedoch die letere damit ganz von der geiftlichen Dberaufficht und Ein: 
wirkung befreit wäre. 

II. Eine formell noch klarere und ausgebilvetere Nachahmung des 
franzöfiichen Syſtems tritt ung in dem allerdings noch fehr jungen, 
und für den größten Theil des neuen Reiches noch ganz auf dem Papier 
ſtehenden Volksſchulweſen Italiens entgegen. Wir haben ven Che 
rafter des italienifchen Bildungsweſens fchon oben bezeichnet. Vergleicht 
man bamit fpeziell das Volksſchulweſen, fo muß man fagen, daß 
während bie gelehrte Bildung weſentlich auf dem Syſtem ber alten 
Univerfitäten, die mwirtbichaftlihe auf dem ber deutſchen Vorbilder be 
rubt, der Gang des Volksſchulweſens ſich allerdings der Form nach dem 
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franzöfifchen anfchließt. Allein während fie die Herftellung der Schulen 

und die Echullaft wie in Frankreich zum Gegenftand einer centralen 
Reichägefehgebung gemacht, und das ganze Schulmefen einer centralen 
Inſpektion untergeorvnet hat, iſt bie einzelne Schule dennoch Gegen: 
ftand einer beinahe ganz freien Selbftvertwaltung. Bei aller formellen 
Veberftimmung mit dem ben Stalienern verftänblichen franzöfiichen Recht 
ift der Geift des neuen Schulweſens ein deutfcher, und man erfennt 
deutlich, daß nur die noch fehr große Unfertigleit des communalen Lebens, 
namentlich auf dem Lande, die Regierung zwingt, ihrerfeitd mehr einzu: 
greifen, als fie jelbft möchte. In der That bat die neue Gefeßgebung 
fih offenbar von dem vielleicht ganz richtigen Gefühle Leiten Iaflen, daß 
es fich bier, um überhaupt zu einem NRefultate zu gelangen, noch nicht 
fo ſehr um freie Selbitverwaltung der Gemeinden, als vielmehr über: 
haupt nur um ein durch die centrale Gewalt berzuftellendes Volksſchul⸗ 
weſen handelt. Das ift das Princip der neuen Gefeßgebung, welche mit 
dem Grundgeſetz für die Vollsichule vom 13. November 1859 beginnt. 
Die leitenden Gedanken dieſes Gejebes find: Scheidung der istruzione 
inferiore (Elementarfchule) von ber istruzione superiore (Bürgerfchule), 
jede mit zweijährigem Curſus. Aller Volksunterricht fol unentgeltlich 
fein, und die Gemeinden find verpflichtet, den Unterricht darzubieten. 
Derfelbe ift geſchieden in Knaben: und Mädchenſchulen. Die Schul: 
pflicht ift nach franzöfiihem Mufter nicht eingeführt, jedoch ſollen bie 
Eltern der fchulfähigen Kinder vom Sindaco aufgefordert werben, bie 
Kinder zur Echule zu ſchicken, eventuell können fie mit Bußen dazu 
angehalten werden; eine Beitimmung des Gefehes von 1859, welche 
fpeziel in Neapel durch Verordnung vom 7. Januar 1861 eingefchärft 
worden ift. Daneben haben die Gemeinden ihrerfeit3 ihre Schulen her 
zuftellen und zu erhalten; doch können zwei Gemeinven zufammengelegt 
werden. Können fie dennoch die Laſt nicht tragen, jo werben ihnen nad 
dem Geſetze von 1859 (Art. 345) vom Staate Unterftügungen bewilligt. 
Das Lehrerivefen beruht wie in Frankreich auf ben scuole normale, 
die theild vom Staate unmittelbar bergeftellt, theilg von den Gemeinden 
errichtet und den Staatönormaljchulen gleichgeftellt find. ever Schuls 
lehrer muß eine Prüfung beftehen und befommt alsdann die patente 
di eapacita (brevet de capacit&). Die Zeugniſſe find wieder definitive 
und proviſoriſche. Die Echulbildung ift durch das Reglement vom 
23. Juni 1860 genauer geregelt. Jede Provinz hat das Necht, ſolche 
Lebrerfeminarien (seuole magistrale) zu gründen: die Profefloren der 
Zehrerfeminarien haben jelbitändige Conferenzen über bie Lehrordnung; 
der Curs dauert drei Jahre; die Prüfungen werben Öffentlich, theils 
ſchriftlich, theils mündlich abgehalten; das patente wird jedoch erit 
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bewilligt, wenn die Seminariſten ein Jahr an einer öffentlichen Schule 
als Gehülfen gedient haben (Geſetz von 1859, Art. 170. 171). An 
dieß Syftem ver Vollsſchule bat fih ein Syſtem von Fortbildung 
ſchulen (scuole per gli adulti), ſowohl Abendſchulen als Yeiertage 
fchulen angefchloflen, ſowie ein Verein für Worteſchulen (asili rurali 
per la infanzia Decr. reale vom 1. Dftober 1866). Dieß Syſtem ward 
nun feit 1859 beftändig weiter ausgebildet. Die Beitimmungen über die 
Bewilligung der Staatöunterftühung find in einem Decr. reale vom 
7. $uli 1863 genauer ausgeführt; biefelbe fol in Nothfällen, in Fällen 
der Verarmungl, und endlich da bewilligt werden, wo die Gemeinden fid 
durch Wieberholungsfchulen auszeichnen. Das Geſetz vom 22. April 1866 
hat die Summe von 300,000 Lire für die Heritelung von Wieder⸗ 
bolungsfchulen bewilligt, welche übrigens nicht bloß für Gemeinden, 
fondern auch für Geſellſchaften und felbft für Privatunternehmungen 
beftimmt werden. Yür die Lehrer find Prämien und Mebaillen au?: 
gelegt (Decr. reale vom 3. Januar 1865 und 10. Juli 1866). Die 
Inſpektion der Volksſchulen wurde durch Decr. reale vom 12. Dec. 1865 
georbnet; das Gejeh vom 6. December 1866 hat endlich endgültig bie 
ganze Drganifation der Verwaltung beftimmt, welche wir bier in ihren 
Grundzügen aufführen, als Anhang zu den früheren Bemerkungen; die 
Grundzüge felbft find ganz nad franzöſiſchem Muſter. Das Consiglio 
superiore ift in die drei franzöfifchen Sektionen getheilt, die Comitati 
per l'istruzione universitara, bie Istruzione secondaria und bie Istru- 
zione primaria. Jedes dieſer Comitati befteht aus ordentlichen und 
außerordentlichen Unterrichtsräthen. Hauptaufgabe ift die Oberaufſicht 
und die Abfafjung von Berichten über den Zuſtand des Bildungs 
weſens, jedes in feinem Gebiete. Unter diefen Comitati befteht ein 
Syſtem von Ispettori (20), jedoch bier beginnt der mejentliche Unter: 
fhied von dem franzöfiichen Syſteme. Schon dieſe Ispettori haben nicht 
das Recht, fich in die eigentliche Verwaltung zu miſchen, ſondern follen 
nur die Zuftände des Unterrichtäiefend conftatiren, mit gutem Rath 
zur Hand gehen und berichten. Unter ihnen wieder ftehen bie Kreis⸗ 
infpeftoren (ispettori di eircondario), die zunädft dem Provinzial 
Collegium untergeorbnet find, melche aus drei gewählten Mitgliebern der 
Deputatione provinciale, und den Lehrern der erften Schulen beftehen. 
Bon der Gewalt der franzöfifchen Prefets ift hier Teine Rede und die 
Inſpektoren find in der That unter franzöfifchem Namen deutſche Schul: 
räthe. Die unterjte Stufe der Oberaufficht führt der delegato sco- 
lastico, den der Minifter für jebes Mandamento (Bezirf) ernennt, der 
aber fein Beamteter ift, ſondern eine untergeorbnete Stellung hat, und 
deffen michtigfte Funktion der Bericht an das Minifterium über bie 
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örtlichen Bedürfniſſe der Schule iſt. Auf dieſen Grundlagen baut Italien 
an ſeinem Volksſchulweſen, das offenbar, wenn die angegebenen Ge⸗ 
danken durchgeführt werden, ein ſehr wohlgeordnetes und ſegensreiches 
‚werben kann, da es die franzöſiſche Bureaukratie nur fo weit mit ihren 
Formen in ſich aufgenommen bat, als fie der Lehrfreiheit nicht hinder⸗ 
lich iſt. Bon der Herrichaft der Geiftlichleit tft gar feine Rede mehr. 
Die neueſten eben fo reichhaltigen, als mie es fcheint ehrlichen Nach: 
richten in der Statistica del Regno d'Italia Istruzione publica e pri- 
vata 1866. 4. Frühere Angaben bei Bradelli, Staaten Europas, 
©. 537. Die erwähnte Statistica gefteht felbjt, daß hier noch viel zu 
wünfchen übrig bleiben wird. 

IL Die Schweiz endlich hat in ihren franzöſiſchen Kantonen das 
franzöſiſche Eyftem aufgenommen. Doch müflen wir uns bei mangeln: 
den genaueren Angaben über das Recht des Schulweſens auf die von 
Brachelli angegebenen ſtatiſtiſchen Daten beichränfen. 


— — — — 


Beſonderer Theil. 
Das Syſtem des Volksſchulrechts. 


Das Syſtem des Volksſchulweſens zeigt nun die Anwendung der 
im Charakter des letztern liegenden Grundſätze in den einzelnen orga⸗ 
niſchen Verhältniſſen der Volksſchule. Da dieſe ihrem Weſen nach gleich 
und daher, wenn auch mit dem verſchiedenſten Rechte, bei allen Volks⸗ 
ſchulen vorhanden find, fo find fie die Grundlagen ber Bergleichung für 
alle einzelnen Beftimmungen des Volksſchulrechts, während ver Cha- 
alter daſſelbe ala ein Ganzes auffaßt. 

Die Grundlagen dieſes Syſtems find die DOrganifation (ber 
Berwaltung), daB eigentlide Schulrecht (ald tie Gefammtheit der 
Beftimmungen, durch welche das Prineip der Schulpflicht für Verwal⸗ 
tung und Individuum zum Ausbrud gelangt), das Lehrerweſen (als 
Grundlage der befondern Funktion) und die Lehrorpnung (als Aus: 
drud der focialen Auffafiung des Elementarunterrichts). 

Jede einzelne Beſtimmung biefes Syſtems muß nun ihrerjeitö al? 
Ausdrud des Charakter des Schulweſens aufgefaßt und von dem 
Stantpunft deſſelben zur BVergleihung gebradt werden. Man mirb 
dabei die öffentlihe Schule von ber Privatfchule ſtets deßhalb ſcheiden 
müflen, weil nur in der erfteren Princip und Thätigfeit der Verwal: 
tung vollftändig zu Tage tritt, während der Negel nach die lebtere, 

Stein, die Berwaltungslehre. V. 8 
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auf die höheren Klafien der Geſellſchaft berechnet. in ihrer Lehrordnung 
den llebergang zu den Beruföfchulen in fich trägt. 

Es ift dabei feitzuhalten, daß, je höher die Geſittung eines Volles 
ftebt, um fo mehr der Unterfchied zwiſchen Volks- und Ber 
rufsſchulen ſich auch im Rechtsſyſtem berjelben verwiſcht, und 
der letzteren daher ſo weit möglich die Aufgabe geſtellt wird, daſſelbe 
zu leiſten, was die Privatſchulen leiſten. Je mehr dieß erreicht 
wird — und das Kriterium dafür ſind Klaſſenſyſtem und Lehrordnung 
— um ſo höher ſteht das Volksſchulweſen. 


Erſte Gruppe. Oeffentliche Volksſchule. 
A. Organismus der Verwaltung. 


Der Organismus ter Schulverwaltung enthält die Drgane der 
vollziehenden Gewalt und ihre Competenz, melde für die Ausführung 
der den Elementarunterricht durch die öffentliche Volksſchule betreffenden 
Öffentlich rechtlichen Beftimmungen zu forgen haben. 

Die Einheit dieſes Organismus mird ſtets von dem Vorhandenfein 
des Minifterialiyftems, die Klarheit der Gliederung von ber allgemeinen 
bierardhiichen Cintheilung, das Princip ihres Rechts von der Aner: 
fennung und dem Rechte der Eelbftverwaltung, fpeziell der Gemeinde, 
Umfang und Inhalt der einzelnen Gompetenzen dagegen vorzugsweiſe 
von dem Maße abhangen, nach welchem der Staat oder die Gemeinde 
zu den Schullaſten beitragen. 

Das Syſtem des Organismus wird ftet3 auf die drei großen Ha 
tegorien: Miniſterium, Behörden und Selbitverwaltung zurüdgeführt 
werden. Die biftoriihe Entwidlung dieſes Syſtems beruht in allen 
Ländern zunächſt formell darauf, daß der Antheil, den jedes jener 
drei Elemente an die Verwaltung hat, immer genauer beftimmt ober 
die Competenz berjelben immer mehr mit der naturgemäßen Funktion 
jener Elemente in Harmonie gebracht wird. Dem Inhalte nad gebt 
dann dieſe Entwidlung dahin, die Schulverwaltung mit der 
Schullaft mehr und mehr in die Hände der Gemeinden zu legen, 
den Behörben aller Art die Oberaufficht über die Harmonie dieſer 
Gemeindeverwaltung mit den beſtehenden rechtlichen VBorfchriften zu 
geben, durch die Minifterien aber die Geſetze zu entiwerfen und für 
die Gleichartigfeit ihrer Befolgung für alle einzelnen Grundverhält⸗ 
nijle des Volksſchulweſens zu forgen. Diefen drei Competenzen ent 
Iprehen die Bezeichnungen: Ortsſchulweſen, Landesſchulweſen und 
Volksſchulweſen. 


Während in diefem Syſtem die Stellung und Competenz bes 
Minifteriums kaum irgendwo zweifelhaft ift, ift dagegen bad Be: 
bördenfyftem mefentlich verichieden, und zwar, inbem es einerjeits 
ſtets aus zwei Elementen befteht, dem weltlichen und dem firchlichen, 
anbererfeit3 aber die Competenz beiber gegenüber der Gemeinde den 
eigentlichen Kern der hiſtoriſchen Entividlung enthält. 

Die uriprünglich einzige Behörde für die Volksſchule ift unzweifel⸗ 
haft die Geiftlichkeit. Erſt im vorigen Jahrhundert, mo der Staat die 
Volksſchule für eine Anftalt der Verwaltung erklärt, beginnt er für 
die Vermaltungsbehörbe bei dem Elementarunterricht Rechte zu forbern. 
Diefe Rechte entwideln fich langlam, und in jedem Staat wohl in 
verfchievener Weiſe dahin, daß ſie fich urſprünglich nur auf die Her: 
ttellung und wirtbichaftliche Verwaltung ver Schule beziehen, dann 
aber, namentlich durch die Errichtung der Lehrerfeminarien aus Staats⸗ 
mitteln, einen Antheil, und an manden Drten dad außichließliche 
Anftellungdredt ver Lehrer erzeugen, und enblid auch die 
Lehre ſelbſt, den Unterricht, umfaflen. Hier nun gelten meift zwei 
Eyfteme: eniweber die Verbindung der geiltlichen Behörde mit der 
weltlichen in der Oberauflicht, oder die Scheidung verfelben, in 
welcher twieder bie weltliche Behörde bie äußeren Angelegenheiten ber 
Schulverwaltung, die Firchlihe Behörde dagegen bald ben ganzen 
Unterricht oder nur den religiöfen Unterricht leitet, Verhältniſſe deren 
rechtlichen Ausdrud dann die Unterorbnung des Schullehrers 
unter ben Geiftlichen ober weltliche Behörde bildet, die oft nicht einmal 
genau definirt iſt. 

Nachdem auf dieſe Weiſe beide Elemente der Organiſation ſich 
verbunden, entſteht nun mit der höheren Entwicklung der hierarchiſchen 
Gliederung auch das Syſtem der Behörden in den Schulcollegien, 
die wieder zum Theil zugleich für die Berufsichulen competent find, und 
ihre Funktion theils als entſcheidendes Drgan, theild ala Aufſichts— 
organ mit verfchienenen Formen und Namen vollziehen. Die Noth— 
wendigleit und Einheit aller Verwaltung und die immer wachſende 
Gleichheit der Bildungs: und Lebensverhältniffe erzeugt dann das 
Inſtitut der allgemeinen, wir möchten fagen, der minifteriellen Auf 
fiht, unter ber die Landesbehörde mit der ihrigen und enblich die 
Ortsbehörde in Verbindung mit der Geiftlichleit und Selbſtverwal⸗ 
tung jteht. 

Auf dieſe Weile ergeben ſich folgende elementare Kategorien ver 
Drganifation ver Volksſchulverwaltung in ihrer Vergleichung, bei denen 
natürlich nur feftzuhalten tft, daß die höheren Drgane ftetd auch mit 
der Berufsbildung zur thun haben. 
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I. Volksſchulverwaltung 
(Syſtem des Miniſteriums). 


Miniſterium. Höchſtes berathendes 
Collegium. 
U. Landesſchulverwaltung 
(Syſtem der er Behörden). 


Landeschef. Provincialcollegien. Inſpeklion 
III. Ortsſchulverwaltung 
(amtliche und Selbſtverwaltung). 











Drtsbehörbe Gemeinbebertretung Aufſicht 
weltliche und geiftlidhe und uund Recht derſelben. 


ihre Competenz. ihre Competenz. 
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Einer wirklichen Vergleichung, die nur durch Reduktion auf die obigen 
Kategorien möglich iſt, entbehren wir. Es iſt klar, von welcher entſcheiden⸗ 
den Wichtigkeit fie wäre. Die Anhaltspunkte dafür dürften folgende fein. 

England, Frankreich und Deutichland zeigen ben verſchiedenen 
Charakter ihrer Gefammtauffaffung am deutlichſten gerade in dem Ber: 
bältniß jener Organifationen. 

England bat feine Miniftertal-Organifation und fann feine haben 
(f: oben). Die Unflarheit in der geltenden DOrganifation tft jedoch — natur: 
gemäß — eben fo groß als in dem Princip des Schulweſens überhaupt. 
Man muß hier drei Syiteme des Organismus unterfcheiten. Zuerft das 
des „Committee“, das unter fich 50 Schulinfpeftoren hat, welche jährlich 
genauen Bericht eritatten. „Die Autorität diefer Behörde ift aber nur eine 
moralische, feine legale,” d. i. vollziehende. (Schöll in Schmids Encykle⸗ 
päbie, Art. Großbritannien ©. 87); jedoch Tann fie Regulations aufitellen, 
wenn die Schule Unterftügung annimmt. Zweitens ift durch Ordre in 
Couneil vom 25. Februar 1856 ein Education Departement mit zwet 
Seftionen, dem Elementar: und dem Borbildungsunterricht ber Armen 
(Dep. of Science and Art) errichtet, das unter dem Lord President fteht 
(1. unten und Gugler ©. 198); offenbar eine proviſoriſche Einrichtung. 
Drittens beitehen neben beiden ganz felbftändig die Syfteme der großen 
Schulvereine, namentlich Das der National school und der High Church 
mit ihrer an das bifchöfliche Syſtem angefchlojfenen Drganifation: Primas 
von England, Bifchöfe mit zehn Pairs; die Didcefanbehörde unter ben 
Biſchöfen und örtlich die Defanate (Schöll a. a. D. 89. 90). Es ift Har, 
daß das Inſpektionsſyſtem aus Frankreich ftammt, während das National 
school System’ädht englifchfirchlich ift. Hier ift aber noch alles im Werben. 
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Frankreichs Schulverwaltung iſt ein Theil ſeines Beamten⸗ 
organismus und ſeines Syſtems der Conseils, nur daß hier der 
Unterſchied des weltlichen und geiſtlichen Elements ſchon in dem von 
ung ſog. Landes: (Departemental:) Schulweſen auftritt. Das Schema 
it folgendes (f. die Quellen oben): 

J. Ministre Conseil imperial 
II. Prefet et Recteur Conseil departemental Inspecteur general 
et Conseil ncad&mique 
Ill. Maire et Cure Delegues cantonaux Inspecteur de l'in- 
Conseil municipal struction primaire. 

Princip: Die Lehre gehört dem geiftlichen, die Anftellung und 
Vertvaltung dem weltlichen Element, die Gemeinde hat nur über die 
Schullaften zu berathen (feit 1850), der wahre herrſchende Beamte ift 
ber Inspecteur de l’instruction primaire. 

Deutfchland. Bei aller Verſchiedenheit hat dennoch die Ver: 
waltungsorganifation Deutichlands im Wefentlichen venfelben Charafter. 
Der Schwerpunkt liegt bier, ftatt wie in Frankreich im Landesſchul⸗ 
iejen, vielmehr im Ortsſchulweſen, und das Princip des Drtsfchul- 
weſens ift das Recht der Selbftvermaltung, das eigentlich die Ortsbe— 
börbe nur erjeßt, mo es fehlt, und durch die Inſpektion auf bie 
geiehlichen Borfchriften zurüdgeführt wird, mo diefe von ber Gemeinde 
nicht befolgt werden. Das geiftliche Element Steht verſchieden; — 
theild hat e8 den ganzen Unterricht zu leiten, theils nur den Religions: 
unterricht, tbeils ift es die oberaufjehende, überhaupt nicht mehr unter: 
rihtende Drtsbehörbe ſelbſt. Hier fehlt uns leider viel Kenntniß im 
Einzelnen. 

Defterreich. Gefehgebung auf Grundlage der Therefianiichen 
Gefebe, die noch bei dem Drtöfchulmelen ftehen bleiben. Die Ber: 
faffung ber deutfchen Volksſchule vom 11. Auguft 1805, revidirt 1838, 
welche das Landesſchulweſen durch die Confiftorien begründen. Errich⸗ 
tung des Unterrichts: Minifteriumd am 23. März 1848, Errichtung der 
Landesſchulbehörden 1850, mit Inftruftion vom 15. April 1850. 
Daneben Lehrerverfammlungen unter dem Schuldiſtrikts⸗ 
Auffeber (Verordnung vom 26. Mat 1851); Errichtung des Unter: 
richts-Miniſteriums (Entichließung vom 12. April 1852); 
Gemeinde:-Drdnungen von 1849 und 1862); Einrichtung der 
Schulräthe (28. Auguft 1854); der Ortsſchulaufſeher (Erlaß 
vom 15. Januar 1853); des Unterrichtsraths mit der Sektion für 
Volksſchulen (ſ. Helfert an mehreren Orten. Stubenraud 11. 
367—392. Borzüglid Fider bei Schmid V. 274 ff. Speielle An- 
gaben der Drganifation S. 299 ff). Darnach iſt dag Schema : 
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l. Rinifter. Unterrichtörath. 
I. Statthalter Landesſchulbehörde Schulrath und 


mit Referenten (Conſiſtorium). Dechant. 

Verordnung vom 

19. Sept. 1863). 

III. Ortsbehörde. Gemeinde. Geiſtlicher und Orte: 
(Bräfentationsrecht). ſchulaufſeher. 

In dieſer an ſich ſehr guten Organiſation fehlt nur eins, um ihren 
ganzen Erfolg zu ſichern, und das iſt eine allgemeine und freie Lehrer 
bildung (f. unten). 

Preußen. Princip des Allgemeinen Landrecht3 II. 12. 9.: alle 
Volksſchulen unter Auffiht des Staats zu ftellen, ohne das Berhältnik 
der Grundformen zu regeln. Organifirung daher von unten hinauf, 
im Anfchluß an die Regierungen (Landesſchulweſen). Snftruftion für 
die Regierung vom 23. Oftober 1817 und Beſchränkung der Geiftlichen 
auf den Religiondunterricht unter den Confiftorien (Inſtruktion ebend. 
und Berfafiung von 1850, Art. 24). Erridtung des Minifteriums 
(Verorbnung vom 3. November 1817); der religiöfe Unterricht dem 
evang. Oberkirchenrathe zugewieſen (Reglement vom 29. Juni 1850). Uns 
Harheit des Allgemeinen Landrechts über die Ortsjchule; Einführung 
der Schulvorftände auf dem Lande. Circ. vom 28. Dftober 1812 
(Prediger, Gemeinde und Batron) und der ftäbtifhen Schulvdepu 
tationen. Städteordnung vom 19. November 1818, was in allen 
folgenden Stäbteorbnungen beibehalten ift. Ueber die nichterfüllte Ab: 
fiht, eine neue Drganifation auf Grundlage der Verfaſſung von 1850 
(Art. 24—26) zu erlaflen, jowie über die noch beſtehenden Landesſchul⸗ 
verwaltungen und die einzelnen Gelege: Rönne, Unterrichtömefen 1. 
und deffen Staatöreht I. 203 und II. 441. 442. 

Die Grundverhältniſſe find demnad;: 


l. Minifter. Evangeliſcher Ober: 
Kirchenrath (für Real: 
Unterridt). 
Il. (Oberpräfivium) Provinzial» Schulcole Landräthe und Seminar: 
Regierungen. ° legien. Direktoren (evangelifd). 
Dechant (katholiich). 
III. (vacat) Gemeindebertretung. 
Patron. (vacat). 
Geiſtliche. 


Es iſt klar, was hier fehlt: die Beſtimmung der Competenzen 
in Beziehung auf die Aufgaben der Ortsſchule, da hier im Grunde 
dieſelben Organe vorwalten, beaufſichtigen und an die entſcheidende 
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Stelle (Regierung) berichten, da die Landesaufficht (Landrath 2c.) gleich 
falls ohne feſte Competenz ift. Die Tlichtigkeit des Lehrerſtandes gleicht 
aber alles aus. 

Bayern. Die Grundlage der Organiſation bildet die Beil. VI. 
zur Verfaſſungsurkunde; dann als Ausführung die Formations— 
Verordnung vom 17. December 1825. Einzelne Beſtimmungen ſ. 
unten. Die Rechtsverhältniſſe beruhen auf dem Gegenſatz der zwei 
unfertigen Gedanken, daß erſtlich alle Schullehrer unter der Oberauf⸗ 
fiht des Staats Stehen und daher auch von der Behörde angeftellt 
werden, zweitens daß fie trotzdem feine „pragmatifche Stellung“ (amt: 
liche) haben. (Pözl, Verwaltungsrecht $. 186.) Das Syſtem ift folgendes: 

I. Minifterium. 

I. Kreisregierung. (vaeat). Diftriktsfchulinfpeftor, eventuell 
Vifttationen durch Regierung®: 
Commilffäre. 

IN. Drisſchulorgane als, Lokalſchulinſpektion“ mit Bifitation. Zuſam— 
mengeſetzt aus Ortsvorſteher, Geiſtlichen und Gemeinderäthen 
ohne Scheidung ihrer Funktionen. — Verwaltung der Stiftungen 
bloß unter der Gemeinde. 

Hier mangelt vor allem Klarheit in den Funktionen, nament⸗ 
lich bei der Ortsſchule; woburd die Organe der legtern in der Un: 
möglichkeit find, Mängel der Ortsverwaltung felbitändig zur Sprade 
zu bringen, ohne fich felbft anzuflagen. Die Scheidung der Aufficht 
und der Drtöfchulvermaltung ericheint als durchaus nothwendig. Die 
Organifirung der Lokalinſpektion noch jest nach der Inſtruktion vom 
3. September 1808. ualififationsliften des Diſtriktsinſpektors über 
die ganze Localſchulinſpektion (Minifterial:Erlaß vom 9. März und 
31. Auguft 1833); Organifirung der Bifitationen (Verordnung vom 
1. April 1832). Pözl, Verwaltungsrecht $. 188. Approbation ber 
Schulbücher von den Bilchöfen (Nefeript vom 8. April 1852. Bol. 
Klemm bei Schmid, Enchklopädie I. S. 430—32). 

Baden. Bor 1830 fehr große Ungleichartigkeit. Entfcheidend 
dann die Verordnung über das Volksſchulweſen vom 15. Mai 1834, 
welche auch jebt noch die Grundlage des beftehenven, mit vielen einzelnen 
Verordnungen erweiterten Rechts if. Sammlungen von Offenburg 
und Schmid nebft der Literatur bei Holtzmann in Schmid, Ency— 
clopädie 1. S. 387. — Weitläuftiges und vermwideltes Syftem ver Schul: 
behörden. Oberſchulbehörde (Oberrath für Juden) mit Religions: 
und Schulconferenzen; dann die Bezirlöbehörden mit Bezirksvifitationen ; 
örtlich der Pfarrer als Schulinſpektor mit dem Schulvorftand aus 
der Gemeinde gebildet. Leber oder neben ber Oberſchulbehörde wieder 
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eine Oberichulconferenz; für die mit den Volksſchulen verbundenen 
Ssnduftriefchulen wieder die vier Regierungen al? Oberjchulbehörde ; und 
dieß alles in unklar georbneten Competenzverhbältnifien unter dem 
Miniſterium des Innern. 

Hannover. Die Grundlagen der gefchichtlichen Rechtsentwicklung 
kurz und Har von Pabit bei Schmid, Enchklopäbte IV. ©. 319. 
Hier auch die für Hannover keineswegs unbebeutende Volksſchul⸗Literatur 
defielben S. 326. Die Grundlage der gegenwärtigen Ordnung ift das 
Geſetz vom 26. Mai 1845, nebjt der Inſtruktion vom 31. December, 
welche zuerft ein gemeinfames und gleichartiges Volksſchulweſen ber 
ftellte. Die Drganifation ift durch eine Reihe von Verordnungen jeit 
1850 geregelt und zwar in Ausführung des Geſetzes über Kirchen: und 
Schulvorftände vom 14. Dftober 1848 und Zuſatzgeſetz vom 5. No: 
vember 1850. Cultus-Minifterium mit einem Sculreferenten, mit Ge 
neralinfpeftion ; in jedem evangeliſchen Confiftorium ein Oberichulinfpeftor; 
örtlich Schulvorftände in jedem Schulbezirf (Geiftliche, Schullehrer und 
Gemeindevorjtände), die Verordnung vom 19. Mai 1859 hat dann das 
„Dberauffichtörecht” geregelt, indem auch alle Privatfchulen unter bie 
(kirchlichen) Oberſchulinſpektoren geftellt find, wie denn überhaupt Han: 
nober ſich durch ftrenge Unterorbnung der Schule unter die Kirche aus: 
zeichnet. Pabſt a. a. D. €. 326. 

Kurheſſen. Ein ziemlich eingehender Artifel von Bezzenberger . 
bei Schmid 111. S. 475 ff. Geſchichte deſſelben (Heppe, Geſchichte 
des deutichen Volksſchulweſens. Bd. I. und II. 1858, und deffen Ber 
träge zur Gefchichte des hefitichen Schulweſens 1850). Drganifation: 
Schul vorſtand; auf dem Lande Landrath und Pfarrer ohne, in den 
Städten mit Gemeinbemitglieden; Inſpektion buch die Pfarrer. 
Oberſchulinſpektor ohne beftimmte Competenz; dritte Inſtanz die 
Provinzialregierung, jeboch mit Beſchwerderecht an das Minifterium des 
Innern. 

Heſſen-Darmſtadt. (Strack in Schmid Enchklopädie III. 
©. 511 ff.) Kurze Geſchichte des früheren Zuſtandes bis zum Geſetze 
vom 6. Juni 1832, welches die einheitliche Grundlage des ganzen 
Schulweſens iſt, insbefondere der Drganifation derfelben, nebit In: 
firuftion vom 10. Juni 18323. Princip ift bier im Gegenjaß zu 
Hannover bie ſtrenge Trennung der Schule von der Kirche umd 
Aufftellung von eigenen Schulbehörben, des Oberſchulraths, der ſeit 
1849 mit dem Oberftudienratbhe verbunden ift, unter dem Namen 
ber Dberftudien-Direltion. Bon da an raſche und gebeihlide 
Entwidlung des ganzen Volksſchulweſens. Die Bezirks-Schulcom⸗ 
mijfionen haben die Aufficht in den Streifen; örtlich verwaltet der 


Ortsihulvorftand: Geiftlihe, Bürgermeinier und zwei Gemeinde 
vertreter (Eirad a. a. O. ©. 513). 

Schwarzburg:Rudolftadt. Volksſchulgeſetz vom 23. März 1861. 
Dazu einige Abänderungen, Verbefferung der Lage bes Lehrers. Geſetz 
bom 18. März 1864. 

Belgien. Grundgeſetz für das Volksſchulweſen (instruction pri- 
maire) vom 23. September 1842. Eyftem der Drganifation: 1) bür- 
gerliche Civilinſpektion, für je einen der 108 Kantone einen Inspecteur 
cantonal; dieſe Inspecteurs Stehen nad franzöſiſchem Mufter unter 
dem Inspecteur general der Provinz; 2) geiftliche Inſpektion: Recht 
auf Beauffihtigung durch die Geiftlichkeit und Bericht an die Minifter; 
3) die Inspecteurs generaux verfammeln fich jährlich zu einem ober: 
ftien Schulratb (Commission centrale, Verordnung vom 5. Dec. 1843), 
mobei die Geiftlichleit berathende Stimme hat. (Le Roy bei Schmid 
I. 497. 498. De Fooz, Droit administrativ Belge IV. T. 11.) 

Holland. Grundgeſetz vom 13. Auguft 1857. Oberaufficht durch 
die Gemeinden, bie in Belgien abgeichafft ift; im Uebrigen derjelben 
gleich, mit Bezirks: und Provinzialinfpeltoren und jährlicher Conferenz 
derjelben, unter Ausichließung der Geiftlichkeit, und ohne einen 
Generalinfpeftor. (Le Roy bei Schmib III. 566. Geſetz von 1857. 
Tit. V. 52 ff.) 


B. Das Idnlregli. 
Schulpfliht und Echnllaft. 


Es würde von nicht geringem Werthe fein, fich über den Begriff 
tes Schulrechts zu einigen, da wohl nur von ihm aus die Grund» 
lage einer Geſammtauffaſſung der betreffenden Verhältniſſe und Rechte, 
namentlich aber eine Bergleichung der verſchiedenen Länder möglid) 
wird. 

Ein Schulrecht Tann nur da entitehen, wo bie Schule als eine 
Anftalt der Verwaltung erſcheint. Sowie nämlich diefelbe ven Ele 
mentarunterricht als in ihrer Aufgabe liegend erkennt, fo muß fte fich 
zwei ragen vorlegen. Die erfte ift die, ob die Einzelnen die Ver: 
pflihtung haben, ven in der Vollsichule gebotenen Elementarunter- 
richt zu benußen; bie ziveite ift die, wie bie materiellen Bedingungen 
biefes obligat getvorvenen Elementarunterrichtö zu beichaffen find. Die 
Antwort auf die erfte Frage erzeugt ten Begriff der Schulpflidt; 
das ift die gefehlich ausgefprochene Pflicht zur Benutzung der Elementar⸗ 
fhulen ; die zweite Frage den Begriff der Schullaft, das ift die Ber: 
theilung und Herſtellung ber öffentlichen Leiſtungen für vie beiden 
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Hauptbedingungen der Schule, die Schulhäufer und das Einkom— 
men der Lehrer. Die Gefammtheit aller über viefe drei Punkte 
beftebenven öffentlich rechtlichen Vorſchriften bilden dann das Schul: 
recht (im engeren Sinn) 

Es leuchtet nun ein, daß das rechtliche Princip der Schulpflicht 
die beiden letztern Punkte nicht bloß erzeugt, ſondern auch ihrer Ord⸗ 
nung zu Grunde liegt, während das Umgekehrte nicht der Fall iſt. Und 
bier nun unterſcheidet ſich zunächſt die deutſche Bildung von ber fran⸗ 
zöſiſchen und engliſchen. Während das deutſche Schulrecht aus dem 
geſetzlichen Princip der Schulpflicht hervorgegangen iſt und ber Ge 
meinde die Schullaft überläßt, enthält das franzöfiiche ven Widerſpruch, 
die Schullaft zur gefeblichen Pflicht der Gemeinde zu machen, während 
die individuelle Ehulpflicht nicht exiftirt, endlich der Schulbeſuch zu: 
legt felbft zu Grunde gebt; England endlich hat auch Teine felbftändige 
Schullaft, fonvdern nur das Syitem von freien Unterſtützungen durch die 
Regierung. 

Urfprünglich erfcheint jede Schule ala Stiftung und die Verwaltung 
ihre Vermögens ift eine rein corporative, jo weit der Elementarun: 
terricht nicht unmittelbare Aufgabe einer Firchliben Corporation. iſt. 
Mit der geſetzlichen Schulpflicht dagegen wird die Heritellung der Schule 
eine Gemeindelaſt. Da nun aber die Gemeinden theils grundberrliche, 
theild bürgerliche find, fo entfteht der Grundſatz, daß dieſe Laft ent: 
weder dem Grundherrn over der Stadt zufalle; der Staat erfennt 
im vorigen Jahrhundert noch feine Unterftügungspflicht an, wohl aber 
fängt man an, die Gemeinden zu nöthigen, die mit der Schulpflicht 
entitehende Schullaft zu übernehmen. Die unbebingte und allgemeine 
Ausführung diefer Pflicht ergeugt nun aber einerfeit3 die Nothivendig: 
feit, der mwirtbichaftlich unfähigen Gemeinde eine öffentlihe Hülfe zu 
gewähren, andererſeits die Forderung nach einem feiten Eyftem für 
die Vertheilung der Schullaft. Dieß Syſtem der Schullait empfängt 
nun in jevem Staate feine Geftalt je nach dem Berhältniß, in welchem 
die Schule zur Gemeinde fteht. Da wo bie Gemeinde als folde 
mit der Bolksjchule gar nichts zu thun hat, wie in England, ift die 
Schullaſt feine Gemeinde:, fondern eine Armenlaft, wenn fie nidt 
durch Vereine bergejtellt wird. Da mo bie Gemeinde als reine Ber: 
waltungsaufgabe daſteht, wie in Frankreich, ift die Schullaft grundſätz⸗ 
ih zum Theil Staats, zum Theil Gemeindelafl. Da wo die Ge 
meinde die Schule verwaltet, wird fie meientlih Gemeindelaft. Und 
bier wird dann wieder die Vertheilung biefer Laft durch das Princip 
bes Gemeinveredhts beftimmt. Die Nefte der ftändifchen Grundherrlich⸗ 
feit erhalten lange — zu lange — den Grundſatz, daß der Grundherr 
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vorzugsweiſe das Schulhaus zu bauen habe, der Gehalt der Lehrer 


aber nah den Formen der grundherrlihen Abgaben (Naturalleiltun: 
gen und Behenten) von den Anfäßigen zufammen zu bringen ſei. Erft 
mit dem Siege der ftaatsbürgerlichen Gemeinde auch auf dem Lande 
tritt an die Stelle diefer Naturalleiftungen eine dem ftaatlihen Steuer: 
ſyſtem fich anfchließende Steuer für das Schulweſen; das Einkommen 
des Lehrers wird ein feiter Gehalt, und jetzt jcheiben fich die beiden 
Syſteme, nachdem die Verwaltung der Echule in materieller Beziehung 
entiveder durchgreifend amtliche oder Selbftverwaltung ift. Da 
wo im Einne der erfteren Princip und Ausführung des Schulweſens 
Sade der amtlichen Berwaltung wird (Frankreich), wird die erforder: 
Iihe Summe amtlich feftgeftellt, durch den Etaat erforderlichen Falles 
ergänzt und durch die Gemeinde höchſtens repartirt, während der Gehalt 
der Lehrer ein feiter und von einem Echulgeld Feine Rede ift. Da wo 
im Sinne ber zweiten die Volfsfchule zwar im Princip Staatsſache, in 
der Ausführung aber Gemeindefadhe ift, verwaltet die Gemeinde felbft 
das Eduleinlommen, und ericheint in den höchſten Formen (Preußen) 
als felbjtändige Corporation mit dem Rechte der Eelbftbefteuerung, ter 
Erhöhung der Gehalte und einem Schulgelde, das jedoch meiſtens von 
ven Behörben feltgeftelt wird. Die biftoriihen Verhältniſſe bei ber 
Entftehung des Schulweſens haben vabei vielfache Einzelheiten in ben 
örtlichen Rechtsverhältniſſen hervorgerufen, namentlich in Beziehung 
auf die Verpflicdytung der früheren Gutsherren, welche jedoch mehr und 
mehr in den Hintergrund traten vor der Frage, ob und mie meit die 
Gemeinde ein Selbſtbeſteuerungsrecht für die Eule ausüben, 
die Einnahmen jelbftändig verwalten und endlih dag Schulgeld 
aufrecht halten folle.. Das erftere erfcheint nothwendig, das zweite, 
jedoch unter Genehmigung der Landesverwaltung, richtig, und das letztere 
troß aller Gegengründe, als die materielle Baſis für das individuelle 
Bormwärtsftreben der einzelnen Lehrer, vorbehaltlich der Modifika⸗ 
tionen, bie in Beſtimmung ber Höhe und der Erhebung befjelben im 
Intereſſe des Lehrerſtandes erforderlich fcheinen. 


Es bleibt die Aufgabe fpezieller Arbeiten, in vielem Gebiete die 
Nichtigkeit des Satzes nachzuweiſen, daß die Competenzen der Ber 
waltungsorgane fi ftets nad dem Verhältniß der Theil: 
nahme von Staat, Gemeinde und Einzelnen (Schulgelb) an der Schul: 
laft rihten. Die hervorragenden Syſteme des geltenden Rechts find 
folgenbe. 

Das englifche Suftem ift fehr intereilant, weil es dieſes Verhältniß 
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vielleicht von allen am bdeutlichften zeigt. Was zuerft das Prineip 
der Schulpflicht betrifft, fo ift e8 erft in ber neueften Zeit überhaupt 
zur Sprache gelommen, und bie zwei Parteien oder Anfichten des 
Voluntary system und des Compulsory system (fpeziell vielfach als 
das „preußiiche” bezeichnet) ftehen einander fcharf gegenüber. (Gut 
bei Schöll a aD. ©. 85. Gugler bei Tyler ©. 228 ff. und 278.) 
Rechtlich ift die Schulpflicht nur noch als ein Etüd Sicherheitspolizei 
betrachtet, indem nur die „herumfchweifenden Kinder,” vagrant children, 
polizeilich in die Industrial schools geſchickt werden können, und dieß if 
erit durch die Adderley’s Act. 20, 21. Viet. 48 beftimmt worden (f. oben). 
Hier iſt noch alles im Bilden definitiver Anfichten begriffen. Die Unter: 
ſtützung durch das Committee for Education hat ein förmliches Eyftem 
oon Verpflichtungen der unterftügten Schulen hervorgerufen, und dieſes 
Epftem ift e8, welches den Inhalt des Revised Code (1863) bilvet. 
(. Schöll ©. 87. Gugler ©. 230; befonvders Wagners Volksſchul— 
weien Englands und feine neuefte Entwidlung 1865, aueführlich und 
gut, mit biftorifcher Darftellung.) Die dafür geltenden Grundſätze find 
nad) dem Revised Code: 1) jeve Schule (alfo aud alle Vereins: 
ſchulen; Statiftif derfelben fehr gut bei Shöl ©. 91 ff.) bat das 
Recht auf Annahme und Ablehnung der Unterftüßung; 2) die gewährte 
Unterftügung wird fpeziell zur Erbauung der Schulen, zur Herftellung 
ver Lehrmittel und zur Verbeflerung der Gehalte der — öffentlich ge: 
prüften — Lehrer berechnet; 3) die Rechte der Verwaltung bafür 
befteben in der Ausübung ber Inſtruktion (ſ. oben), namentlih in 
den von ihnen vorgenommenen öffentlichen Prüfungen, der Anftellung 
der Lehrer und ber Aufficht über die fanitäre Einrichtung der Schul⸗ 
häufer. Eine vielbeitrittene Yrage ift die nah dem Schulgeld (Ca- 
pitation). Diefe Tann nad engliihem Princip nur bei Armenfchulen 
als Pflicht aufgeftellt werben, und ift in diefem Sinne auch geſetzlich 
geregelt. Die Verpflichtung zur Tragung der Edhullaften liegt grund- 
jäglich auf der Armengemeinde, fo meit die Schule nicht Vereinsfchule 
it. Speziell find namentlich bie Beitimmungen von 7. 8. Vict. 161. 
1845 (Art. 40), wornach die Poor Law Commissioners, Armen: 
gemeinden (parishes) zu Echulgemeinden zulammen zu legen, und 
Schulhäuſer zu bauen oder zu miethen, bis zu ein Fünftel der ganzen 
Armenfteuer. Die Unterftügungen (Privy Couneil grants) haben wie 
gefagt das Syſtem der Inſpektion erzeugt, und damit die Frage, ob 
es nicht beiler wäre, auch diefe Summe durch Armenjteuer (rates) einzu: 
bringen. Wohlbegründete Dppofition dagegen: Seniora.a.D.©.2—11. 
und 33—47. NRüdfichtslofe Belaftung der Geiftlichfeit ebend. S. 12—14. 
Schulgeld anırkannt für bie Arbeiterklaffe, fo weit fie nicht Unter 
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ſtützung findet. Dabei beftändige freiwillige Beiträge im Wachs- 
thum. Bezeichnende Antwort in der Echul:Enquäte Auf die Frage: 
ob die Theilnahme ber Beſitzenden an ver Bildung ter Nichtbefigenden 
wachje? antwortet ein Hr. Watlinds: „Taking the voluntary contri- 
bution as represenling the interest, which the richer classes takes 
in the educstion of the poor — there can be no doubt about it, 
because those voluntary contribution have increased.* (Senior 
S. 18.) Die Schrift von Tyler ift für die ganze englifche Auffafjung 
ſehr inftruftiv, beſonders ©. 85 ff. Die Ueberzeugung davon, daß bie 
Schulverwaltung eine Staatöangelegenheit werben müfje, drüdt fich in 
dem Sabe aus, daß das Privy Council System für das ganze Neid) 
eingeführt werben jolle. (©. 39.) Senior gibt übrigens für die b«- 
ruſsmäßig (ſ. unten) gebildeten Lehrer den Gehalt von 20 bis 60 L. 
nebft Wohnung an, partly supplied by the Government, partly 
from the school p. 21. 

Frankreich. Die Gemeinde gibt notbivendig Schulhaus und 
Wohnung (Gele von 1850 Art. 37). Gehalt der Lehrer: fefter 
Gehalt: 200 Fr., als Minimum, durch die Gemeinde repartirt; die 
retribution scolaire ift das Schulgeld; wenn beides nicht zufammen 
600 Fr. ausmacht, gibt der Staat den Zufchuß; diefer Gehalt fteigt mit 
5 Sahren auf 700, mit 10 Jahren auf 800 Fr., aber wird jähr: 
li vom Prefet bewilligt! Das Schulgeld wird jährlih von dem 
Conseil munieipal beftimmt; Arme find vom Schulgeld frei. Sehr 
genaue Borfchriften über die Rechnungslegung beim Gemeinderath durch 
den Maire, namentlich durch das Geſetz von 1850 regulirt (j. oben). 

Deutichland. Bei großer örtlicher Verſchiedenheit gelten folgende 
ziemlich allgemein angenommene Grundſätze: das Schulhaus baut 
die Gemeinde; die Ausgaben werden ala Steuerzufchläge umgelegt; für 
die Wohnung des Lehrers eriftiren nur wenige Verpflichtungen, dod) 
ijt fie wohl in den meiften neuen Schulhäufern inbegriffen. Der Ge 
balt der Lehrer bat nur noch in einzelnen Staaten ein gejebliches Mi- 
nimum gefunden; zum ‘Theil beitehen leider! noch Naturalleiftungen, 
Grundbefigungen, die der Lehrer felbft verwalten muß. Das Schulgeld 
ift ziemlich allgemein; jedoch muß oft leider! der Lehrer ſelbſt es ein- 
treiben. Meiſtens wird daſſelbe unter Genehmigung der Behörde feftgeitellt ; 
die Armen find wohl allenthalben frei. Die tiefe Kluft zwiſchen Beſitz 
und Nichtbeſitz ift durch die Vermeidung eigener Aufftellung von Armen: 
ſchulen mohl ziemlid allgemein befeitig. Das fchulpflichtige Alter iſt 
fein ganz gleiches. Meiftens zwiſchen dem 6. und 12. oder 14. Jahr. 
Bal. Bradelli, Staaten Europas ©. 534. Die Verwaltung der 
Schullaft iſt meift Gemeindeſache, unter Oberaufficht der Behörde, 
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nicht wie in Frankreich, Cache der Behörde unter Vorlage an die Ge: 
meinde. Uebrigens find diefe Verhältniffe nirgends gehörig zufam: 
mengeftellt. In den einzelnen Staaten gilt folgendes. 

Preußens Schulrecht (im obigen Sinn) leidet in feiner Klarheit 
darunter, daß die Verpflichtung des Staat®, für genügende Schulan- 
anftalten zu forgen, allerdings durch die Verfaffung von 1850 aner: 
fannt, aber in ihrer Ausführung noch immer nicht durch ein allgemeines 
Schulgeſetz geordnet if. Princip ift jedoch nah Art, 25, daß zu 
nächft die Gemeinde, der Etaat erft in zweiter Linie zu Herftellung 
der Schulen verpflichtet iſt. In Gemäßheit diefer leitenden Grundſätze 
ift die Schulgemeinde eine felbftändige Corporation, melde für jede 
einzelne Schule eine felbftändige „Societät“ bilvet (alfo eigentlich eine 
Derwaltungsgemeinde für die Elementarichule). Die Schullaft ift ſchon 
Seit dem Allgemeinen Landrecht II. ©. 12, 29—38 eine Laft diefer Ev 
cietät, ertheilt „nach Verhältniß der Befigungen und Nahrungen“ 9.31. 
Das Verhältni der alten Grunpherren erft 1855 nach dem Einkommen 
beftimmt. Minimalfäte find noch nicht allgemein beftimmt; ebenfe 
it die Pflicht des Staats zur Unterftügung nicht organifirt, jedoch 
werben dieſelben erforberlihen Falles regelmäßig bewilligt. Rönne 
bat dieſe VBerhältniffe jehr gut zufammengefaßt in feinem Staatäredt 1. 
8. 201. Das Schulgeld ift Gegenftand heftiger Controverfen. rüber 
faft allgemein, ift e8 zwar durch die Verfaflung von 1850 (Art. 25) auf 
gehoben, befteht aber nicht nur fort, ſondern warb ausbrüdlich ala ta? 
„naturgemäßehte Emolument der Lehrerbeloldung“ anerkannt. (Cire. 
vom 6. März 1852.) Regulirung deſſelben dur die Regierungen, 
Erhebung durch die Gemeinden. Schulhaus und Lehreriwohnung 
durch die Societät herzuftellen, fehon nah dem Allgemeinen Landrecht 
a.0.D.8.31. Die Verwaltung geichieht durch die Schuldeputationen, 
die wieder theild unter den „Patronen“ ver ftänbilchen, theils unter 
den „Landräthen” der polizeilichen Epoche jtchen. Auch hier fehr genaue 
Vorſchriften. Im Ganzen bat jeboch bei aller principiellen Gleichheit 
no immer jede Provinz ihr Schulrecht (j. Ebmeyer, Rechtsver 
hältniffe der preußifchen Elementarfhule 1861; Rönne, Unterridt% 
weien Bd. I. Deffelben Staatsrecht I. $. 201 und II. $. 445). 

Defterreid. Schulhäuſer früher gemeinfchaftlich durch bie 
„Batrone” und Gemeinden, jet durch Grundfteuerzufchläge (Erlaß 
vom 3. September 1849.) Genaue Vorfchriften über die Errichtung und 
Erhaltung der Echulen fchon feit der Verfügung von 1805. “Die fog- 
„Schul ⸗Concurrenz“ ſ. bei Ficker a. a. D. ©. 244 ff.; die Geſetze 
feit 1848; Darftellung ©. 294 ff. In jeder Gemeinde foll mindeſtens 
eine Gemeindeichule bei 100 fchulpflichtigen Kindern fein. Gebalt 
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der Lehrer fchon 1785 mit dem Minimum von 180 fl., eines Gehülfen 
mit 70 fl. beftinmt. Leider beruht ein großer Theil davon auf ben 
mit den LZebreritellen nur zu gewöhnlich verbundenen Meßnerdienften. 
Doch find die Lehrer, felbft die Gehilfen penfionsfähig Schulgeld 
allgemein eingeführt, nad) den Ortsverhältniſſen beftimmt; Arme find 
frei. Die Gemeinde hebt leider noch nicht allenthalben felbft ein, und 
noch beitehen Naturaleinkünfte. Unterftügungen werben vom Un- 
terricht3: Minifterium bewilligt. Landesfhulfonds und fein Ein- 
treten bei bevürftigen Gemeinden. (Ficker a. a. O. ©. 290 f. — Die 
biftorifche Entwidlung bei Helfert a. a. D. mehrfach; das geltende 
Recht kurz bei Stubenraud II. 76. 379.) 

Bayern. Schulhäuſer und Lehrerwohnung theils nod 
grundherrlih unter Mittoirtung der Gemeinve, theils durch die letztere 
allein. Schulgeld anerkannt; beftimmt durch die Streißregierung. 
Arme frei; die Gemeinde zahlt für fie Leider gilt auch bier noch 
der niedere Kirchendienft als zweite Haupteinnahmsquelle; die Gemeinde 
zahlt erft dann Schulfteuer, wenn das Minimum von 250 fl. nicht 
dadurch erreicht wird. Eventuell Zuſchuß aus Kreismitteln. Leider 
denft man fi das Amt des Lehrers nach dem Gemeinde-Ebdift noch mit 
_ allerlei Gemeindefchreibereien wohl vereinbarlich (Gemeinde⸗Edikt $. 94). 

Die beitehenden Rechte fhon in ver Beilage zur Verfafiungsurfunde- 
VI. 8. 21 und der Formativverordnung bon 1825 aufgeltellt. 
Das Verhältniß, in welchem bie Gemeinden, ber Kreisfonds und die 
Gentralfafle beitragen, hängt wohl vom Ermeſſen bes Unterrichtö- 
Miniſters ab (ſ. Pözl, Verfaſſungsrecht Abfchnitt II). Verwaltungs: 
recht $. 184. Penfionsfähig find die Lehrer nicht; doch ſucht man da: 
für durch Vereine zu forgen (Pözl 8. 185, 186). 

Baden. Cnftemifirung der Schullaften, Heritellung der Schul: 
bäufer, Befteuerung der Gemeinden dur Umlagen, Schulgeld durd 
das (ausführliche) Gefeh vom 28. Auguft 1835, ald Folge der Volks⸗ 
ihulordnung von 1834. Vergleihe Holgmann bei Schmib I. 388 
(f. unten über Lehrerrecht). 

Hannover Pflicht der Schulgemeinden zur Tragung der 
Schullaſt; Staatshülfe nur fubfiviär; wenn das Fehlende nicht durch 
Umlagen aufgebracht werben fann. Leider beftehen auch theilweiſe 
Naturallieferungen und Küfterftelen. Schulgeld allgemein; mit Be: 
freiungen (Bapft a. a. D. 328). 

Kurbeifen. Die Rechte und Pflichten fcheinen hier örtlich ber 
ſtimmt und Hiftorifch feftgeftellt zu fein, da ein Schulgefeg mangelt. 
Leider auch bier noch Kirchendienit als Einkommensquelle der Lehrer, 
nebft Naturalien. Verbindung der Staatsfubnention mit der Gemeinde 
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beifteuer, und vielfach Schulgeld. Landſchulkaſſe: Bezgzenbergera.a.dD. 
©. 488, 89. 

Heffen-Darmftadt. Der Staat hat namentlich feit 1832 ſehr 
viel getban, und die Schullaften unter öffentlicher Unterftügung ge 
regelt, neue Echulen, vorzüglich Winterſchulen, eingeführt; die Grund: 
lage jedoch ift der Gemeindebeitrag; zu dem Ende Eintbeilung in 
26 Schulbezirfe (Strada. a. D. 514). 

Belgien. Das Gefek von 1842 hat drei Hlafien von Elemen: 
tarihulen eingeführt: 1) Gemeindefchulen, ganz auf Koſten und 
unter Berwaltung der Gemeinde; 2) Privatichulen mit Unterftügung. 
Jede Gemeinde Tann auch eine Öffentliche Unterftügung (par la province 
ou par l’Etat) erhalten, wird jedoch alsdann (englifches Vorbild) unter 
bie leitende Dberaufficht der Staatöbehörven geftellt; 3) ganz freie 
Elementarfhulen ohne Schulgeld. Jede Gemeinde ſoll wenigſtens 
Eine Gemeinveichule haben. (Le Roy a.a.D.1. €. 496. De Fooz 
a. a. O. ©. 339.) 

Holland. Eine Schulpflicht exiftirt nicht; nur geſetzliche Auf: 
forberung an die Eltern (Gefeb von 1887 Art. 31): jede Gemeinde 
bat ihre Elementarfchule berzuftellen, doch baben die Provinzialftände 
das Recht, die Zahl der Schulen zu vermehren. Echulgeld gilt. Arme 


anentgelblid. (Le Roy a.a.D. II. 567 ff.) Beinahe komiſch Elingt, 


was de Boſch⸗Kemper a. a. O. 8. 32 jagt: „Die Vertreter der Schul: 
pflicht, meift Franzofen (2) und Deutfche, find in biefer Frage nicht 
frei von jocialiftifchen und (zugleich!) „einfeitig monarchiſchen Grund: 
fäten, die in dem Weſen der Sache eben fo ſehr mit einander verbunden 
find, als die proteltioniftifchen (der Großinbuftriellen!) und focialiftifchen 
Theorien in der Volkswirthſchaftspflege.“ Warum hat er nicht hinzu: 
gefügt, daß am Ende im „Weſen der Sache Republit, Königthum, 
Defpotie, VBerfaflung und Verwaltungsrecht überhaupt „mit einander 
verbunden find!” \ 


C. Das £ehrerredt. 


Das Lehrerreht umfaßt alle geltenden Rechtöbeftimmungen, 
welche fih auf die berufsmäßige perſönliche Stellung des Lehrers 
beziehen. 

Dieß Lehrerrecht ift es nun, in deſſen innerer und äußerer Ent 
mwidlung fi die Auffafjung von dem Weſen und der Bebeutung des 
Bollsunterrichtes, und mittelbar von dem geiftigen Verhältniß der 
befigenven zur nichtbefißenven Klaſſe fpiegelt. Es ift in dieſem Sinne 
ein bochtoichtiger Theil der innen Gefchichte eines jeden Landes. 
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Der Lehrerftand entfteht nicht mit der Volksſchule; das Entfteben 
eines felbftändigen Standes und Berufes der Volksſchullehrer ift viel: 
mehr erft mit unferer Zeit und ihrer höheren Auffaflung gewonnen. 

Urfprünglich ift der Elementarunterricht eine Sache der Drtögeift: 
lichkeit, ober der bürgerlichen Gemeinde. Es gibt daher anfangs zwar 
einzelne Elementarlehrer, aber Teinen Stand und Beruf derfelben. Die 
Einführung der Schulpflicht, die weder England noch Frankreich Iennen, 
verpflichtet dann allerdings auch die Landgemeinde zur Aufftellung von 
Elementarlebrern, die aber bie Berachtung der börigen Klaſſe mittragen, 
für die fie beftimmt find. Die Elementarlehrer find daher Diener des 
Herm, ohne Ehre, ohne Geltung, ohne focialen und ethiſchen Werth. 
Erft das Auftreten der großen Principien ber ftaatsbürgerlichen Geſell⸗ 
Ihaft, ausgebrüdt in ver Pädagogik, erhebt zunädft ihre Funktion zur 

| Anerkennung. Diefe Anerkennung fpricht ſich Zuerft in der Forderung 
einer materiell felbftändigen Stellung (Gchalt, Schulgeld, Wohnung), 
dann in dem Grundſatz aus, daß ihre Funktion eine Öffentliche, mit 
dem Vollkswohl organifch verbundene, alfo eine amtliche fer, womit 
fie fi von der abfoluten Abhängigkeit von den ftänbifchen Herren ab» 
zulöfen beginnen. Damit find in ber zweiten Hälfte bes vorigen Jahr⸗ 
bundert3 die wirthichaftlihen und rechtlichen Elemente des Lehrerftandes 
gegeben; dann tritt mit unjerm Jahrhundert das geiftige hinzu, die 
fahmäßtige Lehrerbildung. Die Epoche des eigentlichen Volks— 
lebrerftandes beginnt allentbalben mit dem Grundſatz, daß eine 
‚ fadhgemäße Bildung die Bebingung zur Anftellung, aljo bie Voraus: 
feßung der Erfüllung des Berufes fe. Das ift die michtigite Er: 
rungenfchaft der großen pädagogifchen Literatur bes vorigen Jahr⸗ 
hundertd. Aus diefem Grundſatz entfteht zuerft das Syſtem der 
Erhullehrerfeminarien, melde das Bewußtſein der fittlihen Ge⸗ 
meinfchaft des ſchweren Berufes erzeugen und veredeln, unb mit ihren 
Prüfungen die Gewähr für den Volläunterricht felbft geben. An biefe 
Eeminarien ſchließt fi) naturgemäß die genauere Drbnung des öffent 
Iihen Rechts der Anftelung und Entlaffung der Schullehrer, fo ie 
der Organismus ihrer Inſpektion, theils durch das ftaatlihe Element 
der Regierung, theils durch das ftänbifche der Geiftlichkeit und Patrone, 
theils durch das freie der Gemeindeorgane. Alles dieß, zuſammen⸗ 
wirfend, befeitigt nun nach vielen Kämpfen bie tiefe und verberbliche 
Scheidewand zwiſchen dem Lehrerſtande der Volles» und dem 
der Berufsihulen, in der fih im Grunde die Scheibung ber höhern 
und niederen Clafie ausbrüdt, und bewirkt die allmählige Anerlennung 
der großen See, daß alle Glieder des Lehrberufs ein großes, das 
ganze geiftige Leben ber Völker umfaſſendes Ganze, mit dem gleichen 
9 


Stein, die Berwaltungslehre V. 
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Recht und der gleichen Aufgabe ſein ſollen. Erſt mit dieſer Aufnahme 
des Volkslehrerſtandes in den Lehrerſtand, mit der Beſeitigung ſeiner 
niedrigen Stellung in Gemeinde und Geſellſchaft beginnt die beſſere 
Zukunft deſſelben, und man kann erſt jetzt ſagen, daß das Maß der 
Stellung, des öffentlichen Rechts und der Achtung der Volkslehrer 
den Maßſtab für die Volksbildung ſelber abgeben. 

Einen ſolchen, über jeden örtlichen Dienſt und jede Mißachtung in 
geſellſchaftlicher Beziehung erhobenen Lehrerſtand, der ſich mit den Be 
rufslehrern als Eins fühlt, bat nur Deutſchland. Daher hat auch 
nur das deutiche Vollsſchulweſen ein Syftem bes Lehrerrechts. Dieß 
berubt auf folgenden Punkten. 

I. Die Lehrerbilpung enthält die Grundſätze, nach welchen die 
fachgemäße Bildung für ven Vollöunterricht hergeftellt wird. Dieſe 
Herftellung wieder bat brei Elemente, jedes mit eigenem Recht und 
eigener Ordnung. 

Das erfte tft das Lehrerbilbungsinftitut felbft, das Lehrerſemi⸗ 
nar, und beflen Stellvertretungen. 

Das zweite befteht in dem Umfang und Inhalt der auf bem 
Seminar gebotenen Lehrerbildung. 

Das dritte ift die Seminariftenprüfung und ihr Recht bei 
Anftellungen. 

Die Vergleihung der verſchiedenen Rechte beruht für diefen The 
darauf, ob und in wieweit bie regelmäßige, öffentliche Seminarifter 
bildung und Prüfung al® Vorzug over als rechtlihe Bedingung 
der Anftellung angejehen wird. 

I. Die Anftellung. Diefelbe hat ein berufsmäßiges und ein 
formell vechtliches Element. Das erfte liegt in dem oben bezeichneten 
Verhältniß zur berufsmäßigen Bildung. Der Charakter des öffentlichen 
Rechts der Anftelung beruht auf dem Antheil, den das Amt, die 
Geiftlihfeit und die Gemeinde an Anftellung und Entlaflung 
befigen. Diefes öffentliche Recht aber wird feinerfeit3 naturgemäß in 
feiner Geftaltung eben von dem Grabe der Bildung abhängen, den 
man für ben Lehrerberuf forvert; und das ift e8 anderſeits wieder, was 
wie Verſchiedenheit jenes Rechts und zuletzt auch bie Bewegungen in 
demjelben erflärt. 

IN. Das Recht des Lehrweſens endlich beftimmt ben Antheil, 
den entiweber bie einzelnen Elementarlehrer ober der ganze Lehrtörper 
auf Beratbung und Beſchluß über die didaktiſchen und bisciplinaren 
Berhältnifie der Lehrer felbit haben. — Es ift Har, daß dieß Hecht de? 
Lehrweſens ftet3 weſentlich ber Ausbrud und bie Confequenz ber orga⸗ 
nifchen, zu einer Öffentlich rechtlichen Aufgabe getvordenen Lehrerbildung 
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fein, mit ihr entftehen, durch fie gelten und in ihr ihr richtiges Maß 
finden wirb. 

Auf der Grundlage diefer Elemente des Lehrerrechts, die aller: 
dings, wie geſagt, nur in Deutichland vollſtändig ausgebildet find, wird 
fh nun eine Darftellung und Bergleihung bes Lehrerweſens in den 
verfchiebenen Ländern Europas, vor allen Dingen aber, vermöge des 
innern geiftigen Zuſammenhanges berjelben, eine wahre Geſchichte 
diefes Lehrerweſens im Ganzen wie im Einzelnen geben lafien. Das 
Folgende Tann daher nur die wichtigiten leitenden Thatfachen enthalten. 


— — — — — 


England. Die Geſchichte der Lehrerbildung, ſpeziell der Semi- 
narien, tft höchſt begeichnend. So lange nur die Vereine tie Boll: 
ſchulen unterhalten, ift natürlich von denfelben feine Rede. Der Ver: 
ein jtellt die Lehrer (teachers) an, mobei bie National Society 
vorzugsweiſe auf religiöfe (biblifche), die Pritish Society dagegen auf 
allgemeine Bilbung ſah. Wieje (S. 158 ff.) bat die folgenden Ber: 
bältnifje nicht gut verſtanden. (Siehe dagegen über den Unterſchied ber 
Seeular Education von ber kirchlichen fehr gut Schöll a «aD. 
Senior, Heads of Report. Wagner a. a. D. mehrfach.) Das Ent: 
ftehen der Bffentlichen Unterftügung erzeugte nun die Erkenntniß, daß 
die Lehrerbildung die Vorausſetzung der Volksbildung fei. Daher eriter 
Verſuch des Privy Committee, Seminarien zu errichten (normal 
school, nad franzöfifhem Mufter). Dagegen fofort heftige Oppofition 
des Klerus. Eine eigene Deputation der Bifchöfe bewirkte das Auf: 
geben bes Planed. Seht nahmen aber Private fi der Sade an, 
namentlid Sir Shuttleworth in Tufnell. Sie errichteten bie „Training 
Colleges“, und dieſe empfingen nun vom Committee Unterftügung, 
wie die Schulen felbft, und unter den gleichen Bedingungen. Daraus 
ergab fi) das gegenwärtige Syitem, nach welchem allerdings nur „ge 
prüfte” Lehrer und Lehrerinnen bei den Schulen zugelafien werben, fo 
weit eine Bollsfchule Unterftügung fordert. In jenen Training Colleges 
als Privatieminarien gibt es zwei Klaflen von Seminariften, private 
(auf eigene Koften) und öffentliche (eine jährliche Unterftübung von 
10—20 Pfo.) Diefe Seminariften werden mit dem achtzehnten Jahre 
zur Bewerbung um eine Stelle in den Seminarien zugelaflen, und 
wenn fie arm find, als Queens scholars auf Etaatsloften aufge: 
nommen und unterhalten. Jährliche Prüfungen finden jtatt. Diele 
Prüfungen find fo unvernünftig, daß an eine wahre Lehrerbildung 
nicht gedacht werben Tann. Siehe Seniors Klagen ©. 21 ff. (mis- 
directed instruction). Nach breijährigem Kurs Entlafjungs:Prüfungen 
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mit elf () verichiebenen Beugnißgraben. Die Anftellung iſt dann 
Sache ver Schulverwaltung. Die Lehrer baben ihrerfeit3 auf die Lehre 
felbft Feinen jelbftändigen Einfluß; das ift nur bei den Privatichülern 
der Fall. Bon einer amtlichen Stellung ift feine Rebe, und die 
angeftellten pupil-teachers fönnen wie aus jedem bürgerlichen Dienft 
jeden Augenblid entlaffen werden. So lange diefe Verhältnifle nicht 
geändert werben, ift an einen Aufihiwung der englifchen Vollksbildung 
nicht zu denken. 

Schöll hat auf die Prüfungen der Seminariften zu wenig Nüd: 
fiht genommen. Sehr gute Bemerkungen bei Gugler ©. 242. 
Vebrigens find die Angaben Schölls (S. 105—113) das befte was 
über das Seminariftenwefen Englands eriftir. — Anftellung ber 
Lehrer ift Sache des Local Government; Penfion nach 15 Sahren. 
Gehalte der Lehrer und Lehrerinnen Schöll ©. 112. 

Franfreid. Hier warb allerdings das Lehrerbildungsweſen gleich 
anfangs in das Syſtem ber Universite aufgenommen, aber nur für die 
Berufsbildung (fiehe unten die Ecole normale). Die Folge war, daß 
die Bildung eines Lehrerftandes für das Volk unmöglich war, und 
man zu dem kläglichen Austunftsmittel des „brevet de capaeite“ 
greifen mußte. Dieß wird jährlich auf Grund einer Prüfung ertheilt, 
twelche eine vom Conseil dé partemental aufgeftellte Commiflion abhält. 
Die Prüfung ift felbft durchaus elementar und kurz, münblih und 
Ichriftlich. Die Lehrerinnen müſſen eine Brobehandarbeit machen. Dieſes 
böchft untergeordnete Syſtem warb etwas erweitert durch die Einführung 
ber zweiten, höhern Klaffen in den Elementarfchulen feit 1833 (fiebe 
unten), fo daß die Lehrer auch für diefe partie facultative de l’enseigne- 
ment primaire ein zweites Examen machen können. Allein da bie 
höchſt unfreie Stellung der Lehrer nur wenig Concurrenz erzeugte, ſo 
mußte man jenes brevet de capacit& erfegen durch ein einfaches Zeug: 
ni über einen breijährigen Dienft als Schulgehülfe (certificat de 
tage); ja durch eine autorisation provisoire ſelbſt ohne das Gertificat 
— ein Buftand, von dem das Brevet vom 24. December 1850 ſelbſt 
fagt, daß nur „l’inter&t public seul pourra l&gitimer une telle mesure.“ 
Bei jo unfertiger Bildung ift die völlige Unfreiheit des Lehrerſtandes 
und die Abhängigkeit bes Lehrers in der Anftellung ganz natürlid 
(fiehe oben); eben fo die völlige Unterordnung unter die Geiftlichen in 
der Lehre ſelbſt. Frankreichs Volksbildungsweſen bewegt ſich in dem 
falſchen Cirkel, daß die Abhängigkeit der Lehrer keine ſelbſtändige Bil: 
dung derſelben, die letztere wieder keine Unabhängigkeit der Lehrer zu⸗ 
läßt. Der Verſuch, eigentliche Volkslehrerſeminarien Ecoles normales 
primaires zu errichten (Geſetz von 1850 und Reglement vom 24. Mär 
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1851, nebft Arröte vom 31. Drtober 1854) hat eben deßhalb noch kaum 
mweientliche Erfolge gehabt. Das Geſetz von 1850 beftimmt inveß, daß 
jedes Departement ein Eeminar (Ecole normale primaire) haben foll; 
die Drbnung derſelben ift jedoch eine äußerſt ftrenge und ganz Bureau: 
kratiſch (mit Conduitenliften 20 ) eingerichtete. Daneben beitehen eine 
große Anzahl von PBrivatfeminarien, worunter mehrere für Mäp: 
dhenlehrerinnen; ein großer Theil wieder gehört Firchlichen Rörperfchaften. 
Da3 Decret vom 28. März 1866 hat —* normales für die Aus⸗ 
bildung der Reallehrer angeordnet, womit der Uebergang zur wirth- 
ſchaftlichen Berufsbildung auch bier gegeben ift. Obgleich auf biele 
Weile die instituteurs den Charalter von Beamteten haben, find fie 
doch feine wahren Lehrer, und in Folge deflen liegt ver höhere Elemen- 
tarunterricht außerhalb der Volksſchule. 

Deutfchland. In Deutſchland entfteht ber Gedanke einer jelb: 
flänbigen berufömäßigen Volkslehrerbildung zugleich mit dem öffentlichen 
Vollsſchulweſen. Seminarien finden ſich daher fchon im vorigen Jahr: 
bundert. (Bergl. Berg a. a. D.) Zu einem jelbftändigen Syſtem 
entwidelt fich das Lehrerbildungsweſen jedoch erft in unferm Jahr⸗ 
hundert, und ift bei allgemeiner gleichartiger Grundlage wieder im Ein: 
jenen verſchieden. Diefe allgemeine Grundlage befteht darin, daß 
die Schullehrer die Rechte der Beamteten haben, aljo namentlich 
penfionsfähig find. Die Anftellungsverbältniffe beruhen durch⸗ 
gehends darauf, daß das Princip der unmittelbaren Anftellung von 
Seiten der Negierung neben dem der Beitätigung derfelben von Ge- 
meindewahlen aufrecht geblieben ift, obwohl das Letztere bei tüchtiger 
Bildung das einzig richtige fein follte. Die Lehrerbildung oder das 
Seminarweſen beruht feinerfeit? durchgehend auf ben leitenden 
Grundſätzen der nothmendigen praftifchen Vorbildung als Schul: 
gehülfe, Aufnahbmsprüfung im Seminar, Seminariftenbilbung, 
Abgangsprüfung, und auf dem Abgangszeugniß bafirter Anftellung. 
Bei dem fo gebildeten Lehrer ift ein entfcheivenver Einfluß auf bie 
Lehre ſelbſtverſtändlich. Bei größern Schulen bilden die Lehrer einen 
Lehrkörper; außerdem find in einigen Ländern noch befonbere Lehrer: 
verfammlungen gefetlich angeorbnet. (Defterreidh). 

Preußen. Lehrerbildung. Vorbildung zum Seminar (Regulativ 
bom 2. Detober 1854 über die Berechtigung, Präparanden-Rurfe zu 
halten). Die Seminarien felbft haben noch Feine ganz gleichartige Ein: 
richtung; Specialinftruftionen für die einzelnen Provinzen (Rönne, 
Unterrichtsiwefen Bd. 1.6. 391). Prüfung vor der Anftelung ſchon 
im Allgemeinen Landrecht IL. 12 aus dem General: Schulreglement von 
1763; feit 1826 eine Abgangsprüfung (theoretiich) und die praftifche 
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Brifung für definitive Anſtellung; durch Reſeript vom 22. Mär, 
19. Dftober 1832 genauer geregelt. — Prüfung und Bulafiung ohne 
vegelmäßige Seminarbildung zuläflig (Nefeript vom 1. juni 1826). 
Anftelung theils direkt von ber Regierung, theils auf Präfentation ber 
Patrone und Gemeinden (Rönne, Staatsredht Bo. VI. ©. 443). 

Defterreicd. Lehrerbildung: Ericheint bier theild als Aufgabe 
des geiftlihen Standes in den bifchöfliden Seminarien, daher Ber 
pflichtung jedes Weltpriefters, dem Unterricht in der Hauptichule bei 
zuwohnen, theils als felbitändige Inſtitute. Grundlage ſchon die Ber: 
faffung der deutſchen Volksſchule von 1808. Siehe Elementarlehrer 
und Präparanden-Kurs; weſentlich verbeflert dur Erlaß vom 
17. September 1848 und 13. Juli 1849 (zivei Jahre), tbeoretifch und 
praktiſch. Darauf Prüfung und Zeugniß. Eigene Prüfung für bie 
Ratechetenftellen; daneben eine Reibe fpezieller Vorſchriften (Stuben 
rauch 1. 8. 54. II. 8. 374; vorzüglich Fider a. a. D. ©. 306 ff.) 
Lehrerbil dungs weſen eben. S. 333 ff. 

Anſtellung. Weſentliche Bedeutung des Patronats eventuell das 
ber Gemeinde als präſentationsberechtigt. Prüfung vom Dechanten; 
Genehmigung der Präfentation durch das Confiftorium; dann Probe 
zeit, und dann auf Antrag des Schulbiftriftsauffebers das Beftätigungd 

decret ber Landesſchulbehörde. Schulverfaſſung $. 143—152. (Stu 
benraud 1l. 375. Yider ©. 808.) 

Bayern. Grundlage be3 gegenwärtigen Rechts das Negulativ 
über die Bildung der Schullehrer vom 31. Januar 1836 und Verord 
nung vom 15. Mai 1857. Borbildung: breijähriger Präparanden: 
kurs mit Prüfung. Seminarien: Öffentliche Einrichtung, unter der 
Kreisvegierung, nebit Mitwirkung des Lehrlörpers im „Lehrerrath“. 
Anftellung: Anftelungsprüfung burch die Commiſſion nach vier Jahren 
durch die Kreisregierung theils unmittelbar, theils burch Beftätigung der 
Präfentation (Immediat⸗ und Mediatſchulen). Pözl, Verwaltungsrecht 
8. 185. 186. Anftellungdtage und Gehalte bei Schiller in Schmid 
Enchkl. von Bayern ©. 489 f. Ueber die Seminarien ©. 438. 
Uebrigens fteht noch ein Viertel aller Stellen unter Batronat, theild 
der Gemeinden, theils ber Gutsherren. Errichtung von 35 Praäparanden⸗ 
Ichulen als Vorbereitungsanftalten für die Schullehrerfeminarien (Ber 
ordnung vom 29. September 1866 (vgl. Brachelli, Staaten Europas 
©. 538). 

Baden. Grundlage ift das Geſetz vom 28. Auguft 1835 über 
bie Rechtöverhältniffe der Echullehrer und den Aufivand für das Volle: 
Ichulmefen. Borbilbung der Lehrer, zivei Jahre Dienft bei einem Lehrer, 
nit gelegentlicher Prüfung. Dann Eintritt in bie (3) Seminarien (mit 
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Etipendien), die mit Seminarfchulen verbunden find. Abgangs 
prüfung als erfte Dienftprüfung; dann Dienft als Unterlehrer drei 
Fahre, dann zweite Dienftprüfung mit Recht zur Anftellung als Haupt: 
ſchullehrer, jedoch mit Unterfchieb von Stadt und Land. — Die Fort: 
bildung der Lehrer ift hier organifirt; Pflicht zur Lieferung von Auf: 
fägen (vierteljährig); Leſeverein obligat in jevem Bifttationsbezirt; dann 
„Lehrerconferenzen” unter dem Bifitator. — Anftellung durch die 
Oberſchulbehörde; Vorſchlag eventuell durch Patrone; Erlaubniß zu 
Nebenämtern; Penfionsfähigleit (Holgmann a. a. D. ©. 396 M. — 
Das neuefte Recht bildet die Verordnung vom 15. Januar 1867 die 
„Beſſerſtellung der Volksſchullehrer betreffend,“ freilich nur für 1867 
eine Gebaltsaufbeflerung enthaltend. 

Hannover. Das Seminar» und Lebrerbilbungsivefen jeit ber 
Mitte des vorigen Jahrhunderts bei Pabſt a. a. D. ©. 321 f. Die 
neue Drgantfation des Schullehrerſeminarweſens feit der dafür befchlof: 
jenen Bewilligung derrallgemeinen Stände von 1850, ebend. ©. 324; Ger 
je vom 2. Auguft 1856, die Verbeſſerung der Volksſchulſtellen be: 
treffend nebft Berorbnung vom 25. Febr. 1859 (Pabft ebend. ©. 326). 
Anftellung im Wejentlichen erft nah Prüfungszeit (Bräparandenlehre). 
Ahgangsprüfung unter einer Brüfungscommiffion. Lehrerconferenzen 
zur Weiterbildung ſchon fett 1736. Anftelung felbft durch die Con⸗ 
fiftorialbehörde. Penfion und ſonſtige Emolumente (Babft ©. 334). 

Kurheſſen. Seminarien als reine Staatsanftalten; dreijähriger 
Kurfus; Abgangsprüfung; darauf zweijährige Dienftzeit; dann praf- 
tiſche Prüfung nebft Zeugniß. Conferenzen zur Weiterbildung auch 
bier eingerichtet. Anftellung durch die Provinzialvegierung; Patro⸗ 
natsrechte und Wahlrecht der Gemeinven kommen einzeln vor Gezzen⸗ 
berger a. a. ©. 386488). 

Heflen-Darmftadt. Seminarien auch hier Staatsanftalt (Lite 
ratur über diefelbe bei Strada. a. D. ©. 516.) Doch ift die autos 
didaktiſche Bildung noch zugelafien, und das Seminar dauert nur zwei 
Jahre. Abgangsprüfung; Tpäter bie praßtifche Prüfung. Conferenzen 
zur Weiterbildung. Anftellung durch das Minifterium bes Sinnern; 
daneben Batronatörechte zur Präfentation; oder Ausfchluß der Kirche. 
Geſetzliche Beftimmungen über Gehalt, Penſion u. |. mw. fehlen. An: 
deutungen bei Strada. a. ©. 517. 

Belgien. Ecoles normales nad franzöſiſchem Mufter, bereits 
durch das Gele von 1842 georonet; das Reglement vom 1. Yebruar 1861 
bat die Lehrorbnung ber Ecoles normales definitiv feftgeftellt; Geſetz 
vom 30. Auguft 1854 für die Lehrerinnen; jedoch auch bier Unterfchied 
zwilhen Staats: und bifhöflihden Normalſchulen (Seminarien), 
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letztere unter geiftlicher Verwaltung. Die Gemeinde ftellt die Lehrer an, 
aber die Regierung kann fie ſuſpendiren und abfegen. Die Gemeinde 
trägt die Koften auch des Lehrers; ftatt der Penſion find caisses de 
prevoyance für bie Lehrer errichtet (Gefeh von 1847; de Fooz a. a. O. 
©. 332). Bei den Ecoles superieures und normales hat jedoch die 
Regierung das Anftelungsredht (de Fooz a. a. D. ©. 345). 
Holland. Lehrerbildung durch das K. Seminar feit 1816. Das 
Volksſchulgeſetz von 1857 bat ein Syſtem von Seminariftenprüfungen 
(jährlich zweimal) angeorbnet, in welchen jedoch, wie es fcheint (Art. 44) 
nicht eben zu viel gefordert wird. Darauf wird ein Fähigkeitszeugniß aus: 
geftellt (acte van bequaamheid) ohne welches niemand Elementarunterricht 
geben darf. Das Minimum des Gehalts Art. 19 ff. Die Gemeinde ernennt 
die Hülfslehrer; der Hauptlehrer auf Vorfchlag von drei, vom Bürger: 
meifter vorgefchlagenen Kandidaten. Neuerdings Herftellung von mehreren 
Seminarien und Uebungsfchulen. Daneben Lehrerconferenzen und zahl 
reiche Lehrervereine im Anſchluß an die Inſpektorate; letzteres eine treff: 
liche Einrichtung (S. darüber Le Roy bei Schmid Bd. III. S. 366 ff.) 


D. Die £ehrordunng. 
Das Schulenſyſtem, das Klaffenfoftem und die Bürgerſchule. 


1. Die Lehrordnung begreift nun ihrer formellen Definition 
nach die Gefammtheit der Vorſchriften über basjenige, was als Ele 
mentarfenntniß angejehen worden, und in telcher Ordnung daſſelbe 
gelehrt worden iſt. 

So einfach und ſo rein pädagogiſch dieſe Sache nun auch auf den 
erſten Blick erſcheint, ſo ergibt ſich ihr hochbedeutſamer und auch ſyſte⸗ 
matiſch ſelbſtändiger Inhalt, fo mie man auf das höhere Weſen ber 
Elementarbildung zurüdgeht, und biefelbe mit der ftaatsbürgerlichen 
und focialen Aufgabe der Berwaltung in Verbindung bringt. 

Alle Elementarbilbung ift .nämlid die abfolute Bedingung ber 
Bildung für alle Angehörigen des Staats und zugleih die Voraus: 
feßung, und daher bie Einleitung für alle Weiterbilpung in allen 
Zweigen des Lebens. 

Man Tann daher mit voller Beftimmtheit jagen, daß alle Klafien 
der Gefellichaft, welche ihre Kinder für irgend einen Beruf beftimmen, 
die Elementarübung für die Iehteren felbft bejorgen werben, ohne daß 
bie Berpflichtung zur Benlitung der Volksſchule für fie adminiftrativ 
erzwungen werben müßte. - Für alle befigenden Klafien der Geſell⸗ 
Schaft im meiteften Sinne des Wortes wird baher mit Recht ange 
nommen, daß bier die Elementarbildung mit der häuslichen 
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Erziehung zufammenfällt, fo daß man das Princip der Schulpflicht 
für dieſe ’in einer anderen Weiſe als durch den Schulbefuch verwirt- 
lichen muß. Dieſe letztere beiteht nun darin, daß der Beſitz der Ele: 
mentarkenntniſſe zur Bedingung für die Aufnahme in die unterfte 
Klaſſe der Berufsbildung macht, und daß auf dieſe Weife die 
unterfte Klafje ver Berufsbilbdungsanftalten als Schulen den Charalter 
der Elementarbildungsanftalten annehmen, ohne doch Vollsfchulen zu 
fein. Die Verhältniß it jo naturgemäß, daß es in allen Länbern 
Europas zur Geltung fommt; und man muß mithin dabon ausgeben, 
daß einer der Hauptunterfchiede der beſihenden und nicht befikenven 
Klaſſe in dem Kriterium befteht, ob die Familien in der Lage find, 
für ihre Kinder den Elementarunterricht mit der häuslichen Erziehung 
zu verbinden ober nicht; indem für die erfte Klaſſe ſomit die Elementar- 
berufsbildung in der That als reine Elementarbildung erfcheint, was 
für die zweite nicht der Fall iſt. Dieß Verbältnig macht dad reine 
Volksſchulweſen und ſelbſt den Begriff und Umfang der Elementar 
bildung leicht unflar und ift der Grund, weßhalb ſich die Literatur 
über den Begriff der Vollsſchule fo wenig einig iſt. Jedoch ftellt ſich 
der leßtere fofort ber, wenn man einen Schritt weiter geht. 

Sol nämlih, mit Zurüdgeben auf den reinen Begriff ver Ele 
mentarbildung, dieſelbe einerjeits für alle Staatdangebörigen gelten 
und bie Einleitung für alle Bildung bieten, fo muß die Verwaltung 
diefelbe jo einrichten, daß fie jo weit möglich die erfte Erziehung mit 
der Elemientarbilbung verbindet, und daß fie zweitens die Elementar- 
bildung felbft zur Vorbildung für den Lebensberuf erhebt. Erft das 
dur kann und wird das höchfte Biel erreicht werben, das das Volle: 
biſdungsweſen unfter Epoche charakteriſirt — die Unabhängigkeit bes 
Erwerbes geiftiger Güter vom Befite, und die Möglichkeit, biefen 
Erwerb für alle Klafien gleih zu machen. Und auf diefem Punkte 
nun wirb bie eigentliche Bedeutung ber beiben Kategorien des Schulen- 
ſyſtems und des Klaſſenſyſtems Har; denn hier erft gewinnt das öffent: 
liche Volksbildungsweſen feine wahre fociale Bedeutung. 

Il. Wenn nämlich die Verwaltung jene Aufgaben in ihrem ganzen 
Umfange erfüllen fol, fo darf fie nicht mehr bei der einfachen Volkes 
ſchule, wie fie eben im vorigen Jahrhundert beftand, ftehen bleiben. 
Sie muß alsdann vielmehr mit den für die Elementarbilvung beftimm- 
ten Anftalten zugleih die Erziehungs verhältniſſe ber nieberen 
Klaſſen umfaffen und felbft ganz ſpecielle Verhältniffe Einzelner mit 
in ihre Thätigfeit aufnehmen. Sie muß baher ftatt der einfachen Ele 
mentarbollsfchule ein Syſtem von Schulen, felbjt im weiteſten Sinne 
bes Wortes genommen, aufftellen. Diefe müſſen felbft bei der erſten 
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Kindgeit beginnen, bier die häusliche Erziehung erfeßen und mo mög: 
lich die Elemente aller Bildung mit der legteren verbinden. “Eie muß 
ferner die Erhaltung der in der Volköfchule geivonnenen, durch die 
praftiiche Beichäftigung der Erwachſenden vielfach gefährbeten Kennt: 
nifje durch eigene Anftalten fihern; und fie muß enblich den Elementar: 
unterricht felbit auf diejenigen ausdehnen, melde durch natürliche 
Gebrechen von jeder Bildung ausgefchloflen find. Es kann das durch 
die einfeitige Thätigleit der Regierung geſchehen; allein offenbar be: 
ginnt bier dad Gebiet des Vereinsweſens einzugreifen, ba bie Ber 
hältnifie, welche ſolche Anftalten nothwendig machen, zu jehr an Ört 
liche Dinge fich anfchließen, und nur durch freie Thätigleit Einzelner 
bewältigt werden können. Aber daß es gefchehe, ift eine ber großen 
Bedingungen alles wahren Fortichrittes, und das Bilb der Leiftungen 
eines Volles auf diefem Gebiete ift für die Höhe feines geſammten 
geiftigen Lebens ein entjcheivendes Merkmal. Sn diefem Sinne reven 
wir zunädft von dem Schulenfyftem, und daflelbe ftellt fich im drei 
Hauptgruppen dar, von denen die erfte ber Vollksſchule vorausgeht, 
die zweite aus der eigentlichen Vollsfchule befteht, und bie britte ihr 
folgt. Die allgemeinfte Grundlage dieſes Syftems, in welcher das 
Princip der Erziehung der formellen Eintheilung der Schulen zur Geltung 
gelangt, ift die Unterjcheibung zwifchen Knaben: und Mädchenſchule, 
die in der Volksſchule durchgeführt wird. Die Edularten aber find 
demnach die Krippen, die Warte: over Kleinkinderſchule, melde 
eben die Erziehung mit der Elementarbildung vereinigt und ber nicht 
befeßenden Klaſſe die Familie erfegt — die eigentliche Elementar: ober 
Volksſchule — und die Wiederholungsſchulen, die meiſtens aus 
naheliegenden Gründen ald Sonn: ober Feiertagsichulen erjcheinen. 
- An diefe fchließen fih dann die Special» Elementarjchulen der Blinden 
und Taubftummen. Das Schema des Schulenfuftems, auf melches bie 
Vergleihung zu reduciren ift, ift demnach folgendes: 
Krippen MWartefhulen 


Volksſchule 


er — — — — — — —e— — — 
Sonntags⸗ ober Blinden⸗ und Taub⸗ 
Wiederholungsſchule. ſtummenſchule. 

Es muß dabei feſtgehalten werden, daß das öffentliche Recht dieſer 
Anſtalten noch im Werden begriffen iſt. Doc iſt das Recht der Volks 
ſchule als die Grundlage anzuſehen, und es iſt kein Zweifel, 
daß dieß Recht, wie es ſich allmählig über die Wiederholungs⸗ und 
Blindenſchulen ausgebreitet hat, mit der Zeit auch die Krippen und 
Warteſchulen aus zufälligen und örtlichen Anſtalten zu öffentlichen 
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Anftalten, zu Organen des Schulrechts erheben wird, für welche vie 
Gemeinſchaft die Pflicht der Herftelung übernimmt, wo die Vereine 
nicht ausreichen. Die Erziehung und Bildung in benfelben ift dann 
Sade der Pädagogik. 

II. Während nun das Schulenfyftem bie Anftalten al ſolche um⸗ 
faßt, bezieht fi das Klaſſenſyſtem auf die zweite der obigen For: 
derungen. 

Wir haben fchon früher gefagt, daß die „Klaffe“ nicht fo fehr 
eine pädagogiſche, ala vielmehr ein focialer Begriff ift, fobald fie in 
der Vollafchule auftritt. Das Weſen der Klaſſe beſteht nämlich nicht 
in dem Abſchnitt einer größeren ober geringeren Fertigkeit in ven Ele: 
mentarleiftungen, ſondern dafjelbe muß darin gefucht werben, daß jede 
Klafie an und für fih ala Vorbereitung für eine höhere Stufe der 
Bildung aufgefaßt wird. Die „Klafien” find daher in ber Berufs» 
bildung natürlich und nothwendig; fo wie fie aber in der Vollsichule 
auftreten, bebeuten fie den principiellen Zufammenbang der 
Glementarbildung mit der höheren Bildung. Durd das 
Klaſſenſyſtem in der Volksſchule ıft fie felbft ein Glied des ganzen 
Bildungsiyftems außer derfelben; fie bedeutet vie Möglichkeit und mit 
ihr das Recht auf Weiterbilbung; fie ift an fi) undenkbar, ohne daß 
in ben höheren Klafſen ſchon die Elemente ber allgemeinen Bildung 
jelbft als Elementarbildung anerlannt werden. Der Fortichritt von ver 
einfachen Volksſchule zur Klafienichule ift daher ein tiefgebenber, faft 
ganz gleichgültig gegen das, was den Gegenftand ber höheren Klafien 
bildet, und die Bergleichung des Elementarbilbungsmweiens muß ſich 
daber an diefen zweiten Punkt eben fo nothwendig anjchließen, als an 
den erften. 

Allerdings wird nun durch das Klaſſenſyſtem die formelle Beſtim⸗ 
mung der Gränze zivifchen der Volksſchule und dem Berufsunterricht 
ſchwierig. In der That ftellt vie Klafie eben den organischen Zuſam⸗ 
menhang aller geiftigen Entwidlung von ven eriten Elementen bis 
zur höchſten Ausbildung auch flir ven unterften Unterricht her und es 
bleibt vergeblich, jene für das Öffentliche Hecht dennoch nothivendige 
Bränze in der Sache felbft zu finden. Man muß ihn daher in der 
Form fuchen und feßen. Dieß nun ift um fo nothwendiger, als ſich 
an den Begriff der Klaſſe in der Volksſchule mehr und mehr ein zweiter 
anfchließt, über deſſen Stellung und Bebeutung fich das Bildungsweſen 
Har fein muß. Das ift der Begriff der Bürgerſchule. Diefelbe iſt 
weder eine Bollsfchule, noch eine Berufsſchule. Sie ift ein Bildungs» 
inftitut, das in ſich abgeichloflen da fteht und, die Klaſſenordnung in 
fih aufnehmend, felbft wieder ben Charakter einer Borbildungsanftalt 
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baben kann, während fie zugleich mit ihrem Bildungsgrade abichließt. 
Die „Bürgerfchule” ericheint in diefer Scheivung mehr oder weniger 
far getrennt von der Elementarſchule bei allen Völkern; ihre Grunt: 
lage ift ber Gedanke einer Elementarbilbungsanftalt für die nieberfie 
Klaſſe der Beſitzenden, denen die Volksſchule nicht genügt und bie zur 
Beruföfchule nicht nothmwendig übergehen wollen. Sie wird fich daher 
ſtets an das Heinere Gewerbe anfchließen und zugleich die Bermitt- 
lung zwiſchen Elementar: und Berufsſchule bilden. Darnach 
wird fi) natürlich ihr Unterricht und ihr Klaſſenſyſtem richten; es iſt 
nicht Sache der Verwaltungslehre, darauf fpeciell einzugehen. Allein 
eine Gränze muß gejeßt werden und biefe liegt offenbar in dem Grund: 
fat, daß die Bürgerſchule diejenige Anftalt ift, bei welcher die drei 
Elemente bereit als erivorbene Fähigkeiten vorausg eſetzt werden 
und welche daher in allen ihren Klaffen nicht mehr den Erwerb, mie 
die Vollsfchule, fondern die Verwendung berfelben zu zeigen und 
zugleich die Elemente der allgemeinen Bildung, Geographie, Natur: 
lehre und Geſchichte nebft Mathematik und Wirtbichaftsrechnung zu lehren 
bat. Eine Begränzung durd das Alter follte nicht ftattfinden; fie 
wird ſich von felbft machen. 

Es iſt nun fehr ſchwer, die ſehr verſchiedenen Zuftänbe, Anftalten, 
Namen und Eintheilungen auf die obigen einfachen Kategorien zurüd: 
zuführen. Natürlich wird jedes Volksfchulwefen viel verftänplicher, wenn 
man es ohne Nüdficht auf diefelben einfach ftatiftiich darſtellt. Allein 
eine wahre Bergleihung, ein gemeinfchaftliches Bild dieſes Theiles 
des geiltigen Lebens von Europa dürfte ohne diefelben kaum zu er 
veichen fein. 


Wir dürfen wohl darauf aufmerffam machen, baß in ber Literatur 
bei großer und eingehender Beichäftigung mit dem Einzelnen der Zu 
ſammenhang aller Elementarbilbungsanftalten nicht immer gehörig 
beachtet wird. Wir legen um fo mehr Nachdruck hierauf, als naments 
lich das Verhältniß der Krippen und Wartefchulen zum Elementarumnter: 
richt dadurch nicht gehörig gewürdigt wird, während in der That gut 
eingerichtete Wartefchulen faft die Aufgabe ber unterften Klaſſe ber 
Volksſchulen erfüllen konnten und follten. — Ferner fteht bei der Un⸗ 
fertigfeit der Terminologie die Bedeutung der „Bürgerfchule” nicht feit; 
das Tann freilich erft dann ganz erreicht werben, wenn man über das 
einig wird, was wir als Syſtem ber vollswirthichaftlichen Bildung‘ 
und Borbildungsanftalten bezeichnen. ebenfalls find die concreten Ver: 
bältniffe des Unterrichtsweſens noch nicht dazu angethan, durch bie 
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Thatfachen eine Klarheit kineinzubringen, welche die Theorie noch nicht 
beſitzt. 

Was zuerſt England betrifft, fo find hier allerdings alle Ele 
mente des obigen Syftems vorhanden, aber allerdings noch ohne innere 
Verbindung und ohne äufßeres Syſtem. Da nämlich weder Begriff noch 
Recht der eigentlichen Volksſchule feitftehen, fo jehen wir eine ziemlich 
ungeorbnete Reihe von Ericheinungen und Verfuchen auftreten, welche 
zufammengenommen ungefähr da3 erfüllen, was das obige Syſtem 
fordert. Die Krippen und Wartefchulen find zum Theil fehr gut, 
und „beruföfreudige Lehrerinnen bringen die Kinder fo weit, daß viele 
mit 7 Jahren leſen, erträglich Ichreiben, felbft etwas vechnen können.“ 
(Bugler ©. 215.) Daneben beftehen die jog. Industrial schools (bie 
Schulen der Union houses, Zwangsfchulen für die vagrant children), 
die ragged schools, Bereinöjchulen für vertvahrloste Kinder, bie Eve- 
ring schools (Bugler S. 255). Sonn: und Feiertagsichulen find aus 
dem vorigen Jahrhundert (f. oben) und gewiß noch eine Menge anderer 
örtlicher Unternehmungen. Die „Upper schuuls* find offenbar befiere 
Volksſchulen, ohne beftimmtes Syitem, für zahlende Kinder (Gugler 
©. 249). Vergl. über die verſchiedenen Verhältnifie zum Vereinsweſen 
Schöll a. a. D., der die Vorfchulen fpeciel S. 112 ff. behandelt. Die 
half-time schools find eine Wodification der Fabrikſchulen (Tyler bei 
Gugler ©. 111, Bugler S. 201.) — Man muß feithalten, daß bei dem 
Mangel eines abminiftrativen Volksſchulweſens an eine Syſtemiſirung 
wie in Deutichland nicht zu denken ift. — Ebenfo ift es nicht thunlich, 
eiwas allgemein Gültiges für das Klaſſenſyſtem anzugeben. Das Beite 
ftebt bei Schöll ©. 103. Wie weit daſſelbe praktiſch durchgeführt ift, 
läßt ſich kaum fagen. Selbſt Senior (Heads of Report 91. 95) fommt 
zu feiner feiten Angabe. Doc ift das Bedürfniß nach einer ſyſtemati⸗ 
hen Ordnung und namentlich die Aufnahme wirklicher Bildungsgegen- 
fände an der Stelle bes geifttöbtenden Ausmwendiglernend von Bibel- 
ſtellen ſehr groß (f. Senior an mehreren Orten). 

Frankreich bat Leine Schulpflicht. Die Vorſchulen be 
ſchränken fih noch bloß auf die Krippen (Kinder in der Wiege) und’ 
diefe wieder fait nur in Paris. Sie find von Vereinen geftiftet und bie 
Eltern zahlen eine täglidhe Heine Rate (20 und 30 Cent.). Warte: 
ſchulen gibt es nicht. Die Volksſchule beitand bis 1833 aus Einer 
Klaffe, der einfachen instruction primaire. Das Geſetz vom 28. Juni 
1833 führte dann mit dem Unterjchied der instr. prim. elementaire und 
superieure die Örundlage bes Klaſſenſyſtems ein, wobei die Lehrorbnung 
der erftern außer den Elementen auch noch die Lehre von Maaß und 
Gewicht empfing, die zweite Dagegen die Elemente der Geometrie, Natur: 
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gefchichte, Geographie und Geſchichte, mit der Erlaubniß einer Er: 
weiterung biefer Fächer. Wie alle andern freieren Elemente ber 
Volksbildung hat das Geſetz von 1850 biefe instr. pr. sup£rieure ger 
radezu aufgehoben und nur die Erlaubniß übrig gelaffen, die höheren 
Nlafien als &coles intermediaires professionelles ete. berzuftellen. Der 
Nüdfchritt, der darin liegt, bedarf Feiner Erörterung. Die organiſche 
Verbindung der gefellichaftlichen Klafien ift aus der Geſetzgebung ber 
Volksbildung damit ausgeftrichen. 

Deutihland. Es muß für bie deutſchen Staaten feitgehalten 
werben, daß die auögezeichnete Bildung und die rechtliche Selbftändig- 
keit des Lehrerftandes, die wieder eine höchſt einflußreihe Literatur er 
zeugt hat, die zum Theil fehr mangelhafte Geſetzgebung erfeßt. Eigen 
thümlich ift es, daß in Preußen vie Gefeßgebung des Lehrſyſtems viel 
weiter zurüd ift als in Deſterreich, während das Verhältniß der Lan d- 
ſchullehrer das umgelehrte fein dürfte. — Allgemein ift die Schul: 
pflicht und zwar bereit3 fett dem vorigen Jahrhundert, faft durch⸗ 
gehend geſetzlich anerfannt, nicht allein im preußtichen Allgemeinen 
Landrecht IL. 12. 43, fondern auch in Sachſen (1769), Fulda 1775, 
Lauenburg, Baden u. a. m. (Berg, TPoligeireht Bd. II. S. 314). 
Ebenfo gab es bereits 1786 Töchterſchulen in Deflau, Hanau, 
Hannover (Berg a. 0.0.6. 802). Doch mangelten bis zu unferem Jahr: 
bundert nicht bloß die Vorſchulen gänzlich, ſondern faft auch alle Special: 
Schulen, und das Klafjenfyftem war eine große Ausnahme. Erft in 
unferem Jahrhundert ift dieß Lehrſyſtem organisch ausgebildet und dann 
von der Wiflenfchaft, wenn auch nur noch in den territorialen Ber 
waltungsgeſetzkunden ausgebildet. 

Preußen. Warteſchulen bereits organiſirt durch Reſcript 
vom 24. Juni 1827. Sie fallen noch unter die Kategorie des Privat⸗ 
ſchulweſens, können jedoch als Corporationen behandelt werben (fönigl. 
Ordre vom 28. Februar und 3. Juli 1842. NRönne, Unterrichts: 
mefen I. 865, deffen Staatsrecht II. 8. 446 und 361. Ebendaſ. über 
die Vereine zur Beflerung verwahrloster Kinder; namentlich Refeript 
vom 11. Juni 1828), — Die Elementarlebre fteht gefetlich ganz 
auf dem niederften, franzöfiihen Standpunkt; für den höheren Ele: 
mentarunterricht ift Feine Stunde angewiefen, fondern berfelbe nur 
„geftattet” ganz tie vor hundert Jahren im General-Schulreglement von 
1763 (Regulativ vom 3. Dftober 1834 und Kampf dagegen; ſ. Rönne, 
Staatärecht II. 444). Doc find beſondere Anorbnungen über Hand: 
arbeiten, Obftbaulehre, Turnunterricht (verboten 1819, dann feit 1834 
twieber eingeführt bei dem Gymnaflum, von da aus feit 1842 allgemein). 
Nönne, Unterrichtsweſen L 706—712; durch Reſcript vom 28. Febr. 
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1862 als integrivender Theil des Volksunterrichts anerlannt 
(Rönne, Staatsrecht II. 444). Die Entlaffungsprüfung tft jedoch, 
was entſcheidend wird, ftrenge durchgeführt und zur Bedingung der 
CSonfirmation und damit zum Eintritt in das ganze bürgerliche Leben 
gemacht (Rönne, Unterrichtsweſen I. 335). 

Defterreich hat das Vorſchulweſen, Krippen und Warteichulen, 
gleichfalls noch ganz im freien Vereinsweſen und zwar als Theil des 
Häalfsweſens aufgenommen. Krippenlalender erfcheinen jährlich 
in Wien mit fehr guten und ausführlichen ftatiftiichen Nachweiſungen. 
Sein Lehrſyſtem ift gefelich viel befler und freier als das preußifche. 
Unterſchied von Knaben: und Mäpchenfchulen fchon in der Berfaflung 
der deutſchen Volksſchule. Das Schulſyſtem beruht auf dem Unterfchieb 
der Trivialfchule von den Hauptſchulen mit vier Klaflen und ben 
Rormalichulen in den Hauptftäbten, mit Webergang von der Trivial- 
Schule in die vierte Klaſſe der Hauptſchule. In diefer wird auch Natur⸗ 
und Landesfunde aufgenommen. Die großen Verjchiedenheiten ber Kron- 
länder bringen natürlich auch große Unterfchieve in der Praxis zu Wege. 
Schulpflicht ift gefeglich ftreng organifirt (vom fechöten Jahre an ſechs 
Sabre). „Schulbefchreibung” ala Mittel für ihre Erfüllung durch bie 
DOrtsinfpeltion (Stubenraud II $. 380). Das gefammte Klaſſenſyſtem 
mit den Prüfungen bei Ficker ©. 815 ff. Die geſetlichen Vorfchriften 
bei dem. ©. 275. Die Wiederholungs: und Sonntags ſchulen 
fchon eingeführt durch Decret vom 27. September 1828 und zwar mit 
Schulpflicht und möglichit durchgeführter Klafjeneintbeilung (Stuben: 
raud 11.381. Fider a. a. D. 327 ff.). Brüfungen halbjährlich und 
Öffentlich, nad) der Verfaffung von 1808 (Stubenraud I. 373). Die 
Bürgerjchule in Deiterreih ift die Erweiterung der Hauptichule um 
zwei bis drei Klafien und führt auch den Namen ber (unjelbitändigen) 
Unterrealichule (Darftelung bei Ficker 329 ff.). 

Bayern. Eine ausführlihe und mit der betreffenden Literatur 
verfehene Darftellung von Klemm bei Schmid Encyllopäbie I. 429 ff. 
Sammlung der das deutſche Schulweſen betreffenden Geſetze, Der: 
ordnungen 20. 3 Bände. Einführung der Schulpflicht bereits durch 
Verordnung vom 23. December 1802. — Syftem ter Klaflen: drei 
Klafien, nebft Vorbereitungsklaſſe; Normallehrpläne von 1804 und 1811; 
ausführliche Darftellung bei Schiller, Schmid Enchllopätie I. 435 ff. 
Eonn- und Feiertagsichulen, errichtet im Jahr 1811; doch noch unbe- 
deutend (vergl. Pözl, Verwaltungsrecht $. 184). 

Baden. Schulpflicht allgemein. Das Syftem der Schulen 
jcheint nicht objektiv feitgeftellt, fondern von der Größe der Schülerzabl 
abhängig. Die Grundlage ift die Eintheilung in brei Klaſſen. Die 
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Entwidlung zu einem Syſteme ift fafultativ: „für größere Stäbte ift es 
erlaubt, Schulen mit erweitertem Lehrplan einzurichten” (Holgmann 
a. a.D. 392). Die höhere Bürgerfchule jedoch erfcheint fchon als Real⸗ 
fchule. Weber Waiſenhäuſer, Rettungsanftalten u. |. w. (Holgmann 
©. 416). Das Ganze ift noch rein dem Vereinsweſen überlaffen und 
wenig ausgebilt et. Taubftummenlehranftalt feit 17858. Ein Kinder: 
bofpital in Heidelberg ift eine Art Kinderſchule. 

Hannover. Schulpflicht ſchon feit der Mitte des vorigen Jahr⸗ 
hundert. Lantſchulen einklaſſig, Stadtſchulen mehrklaſſig. Nettungs- 
anftalten, Taubſtummen⸗ und Bildungsanſtalten bei Pabſt a. a. D. 336. 
Der Mangel des hannover'ſchen Volksſchulweſens liegt in dem des 
mangelnden Syſtems, das bie individuelle Tüchtigfeit der Lehrer er 
feßen muß. 

Kurbeffen. Ein eigentlihes Syftem mangelt offenbar; es ift 
den örtlichen Berhältniffen überlafien. Grund ift der Mangel an einem 
Schulgeſetz. Meiſt beftehen drei Abtheilungen. Normallehrplan fehlt. 
Neben ven Volksſchulen befteben einzelne Fabrikſchulen (Hanau). 
Die Handwerk sſchulen find unorganifche Nefte der Zunftepoche und 
vertreten die Sonn: und Feiertagsfchulen, ohne öffentlichen Lehrplan 
(Bezzenberger a.a.D. 483. 484). Ueber die Waifenhäufer und Ret- 
tungsanftalten, zum Theil ſchon feit dem 17ten Jahrhundert als ein- 
zelne Stiftungen beftehend (Bezzenberger daſ. 507 ff.); Taubftummen- 
anftalt feit 1838. Kleinkinderſchulen find auch hier nur ſtädtiſche Ver 
einsanftalten. 

Heſſen-Darmſtadt. Schulpflicht feit dem 17ten Jahrhundert 
ausgeſprochen. 1634 Ordnung von fleißiger Hebung Katechiemi. Das 
Klaſſenſyſtem fcheint auch bier in feiner Ausführung von Iocalen Ber: 
bältniffen abhängig. In allen Provinzen Nettungsanftalten; daneben 
Maifenhäufer, Taubftummen: und Blindenanftalt. SKleinkinderfchulen 
werden 24 angegeben; Fortbildungsanftalten finden fih nit (Strad 
aa. O. 550 ff.). 

Walded. Frühere Schulorbnung Geſetz vom 30. Januar 1846; 
neuere Drganifation im Welentlihen nad) preußifchem Mufter und fehr 
rationell durchgeführt (Gele vom 9. Juli 18565). 

Belgien. Schulpflicht eriftirt nicht; vergeblicher Verſuch im Jahre 
1859, dieſelbe einzuführen (Batbie, Dr. publ. et adm. III. ©. 259). 
Das Klaffenfoftem ift dem franzöſiſchen ver inst. primaire &l&mentaire 
unb superieure nachgebilbet. Nach de Fooz (Droit administrativ. 
Belge 1V. 343) hat man die &coles primaires supérieures parmi les 
etablissements d’instruction moyenne gereiht und damit unter bas 
Geſetz von 1850 geftelt. Das Verhältnig wird nicht recht Kar (vergl. 


145 


Le Roy a. a. D. ©. 502). Dafür aber ift in neueſter Beit durch die 
Verordnung vom 1. September 1866 das Syſtem ber Ecoles d’adulies 
eingeführt, unfern Yortbildungsfchulen entfprechend, zugleich für Mädchen. 
Diefelben follen wieder in eine division el&mentaire und eine superieure 
eingetheilt werden. Das Lehrſyſtem ift nach dem Geſetz von 1842 ge: 
regelt und umfaßt Die Grundbegriffe des verfaffungsmäßigen Rechts 
neben ber Elementarlehre (Art. 6). Der-Staat kann dafür Unterftügung 
gewähren (Art. 29). In jeder diefer Schulen follen wo möglich öffentliche 
Vorträge, wöchentlich einmal, abgehalten werben. 
Holland. Sehr entmwideltes Syſtem von Wartefchulen, daneben 
Wiederholungsſchulen, Sonntagsfhulen in großer Zahl. Die Schulen 
jelbft zerfallen in zwei Hauptllaflen, von denen die erfte den Elementar:, 
bie zweite ten höheren Bürgerfchulen entſpricht. Die eigentliche Schei: 
dung trat wohl erft in neuelter Zeit ein durch das Geſetz von 1857 
über das Volksſchulweſen (laager Onderwiis) und das Gejeh vom 
2. Februar 1861, welches den mittleren Unterricht (middelbaar Onder- 
wiis) davon trennte. Das Syſtem des letzteren umfaßt die wirthfchaftliche 
Borbildung in den „Bürgerfchulen, höheren Bürgerfchulen und den Land: 
bauſchulen.“ Offenbar find die „Bürgerfchulen” (mit nur zmeijährigem 
Curs) ungefähr wie die Ecoles primaires sup6rieures in Belgien doch 
nur die höheren Klaflen der Volksſchule, wie auch ihr Programm (Geſetz 
von 1861, Art. 13) und die Beſtimmung zeigt, daß fie aus Tag: und 
Abendſchulen beftehen und daß in jeder Gemeinde von 10,000 Seelen 
(ſehr hoch gegriffen!) eine ſolche Tag: und Abend: Bürgerfchule errichtet 
werden foll (Geſetz von 1861, Art. 14). Bemerkenswerth ift die Ein- 
führung des Turnunterrichte. Jedoch fehlt eben wegen bes Princips der 
faft gänzlich freien Gemeindeverwaltung die Einheit und Gleichheit in 
biefen Anftalten. Ze Roy bei Schmid II. 566 hat nur Andeutungen. 


Zweite Gruppe. Privatſchulen. 
Weſen und Recht derfelben. 


. Bei der au im beften Falle beichränften Thätigfeit der öffent: 
Iihen Volksſchule bilden die Privatfchulen ein wefentliches Element 
der Elementarbildung. Allein ihr Einfluß ſowie ihr Umfang hängt 
vorzugsweiſe in allen Ländern davon ab, ob und in wie weit die Be: 
rufsſchulen in den Vorbildungsanftalten auf die unterfte Stufe ber 
Bildung zurücgreifen. Wo dieß wie in Deutfchland der Fall ift, da 
werden die elementaren Privatichulen niemals eine große Bedeutung 
empfangen, während fie da, wo die Berufsbildung fchlecht organifirt ift 

Etein, die Berwaltungsichre. V. 10 
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wie in England, ſtets zugleich einen nicht unbedeutenden Grad von 
Vorbildung des Berufes in ſich aufnehmen. Es muß daher als leiten⸗ 
der Grundſatz gelten, daß ſie in Umfang und Wirkung von dem Syſtem 
der öffentlichen Berufsbildung abhängen. 

Urſprünglich volllommen frei in jeder Beziehung entſteht mit dem 
Auftreten des Princips der Schulpflicht ver Gedanke, daß auch fie eine 
öffentlide Funktion vollziehe und daher wie jede ähnliche Thätig: 
keit unter der öffentlichen Oberaufficht ftehe. Und die Aufgabe und 
Gränze diefer Oberaufficht ift es, welche ihrerſeits das öffentliche 
Recht der Privatſchulen bildet. 

Daſſelbe zerfällt in zwei Theile. Das Recht der Genehmigung zu 
Errichtung einer ſolchen und das Recht der Aufficht auf das Lehrweſen. 

Das Recht der Genehmigung hat fich faft allenthalben an den Ge 
danken angeichlofien, daß eine PBrivatfchule ein Gewerbe fei; jevod 
iſt ebenfo allgemeines Princip, daß der Unternehmer die Fähigkeit 
zum Elementarunterricht in einer dem öffentlichen Sehrer entiprechenven 
Weiſe nachweiſen müſſe. 

Die Aufſicht auf das Lehrweſen geht davon aus, daß ſie nur 
eine polizeiliche zu ſein, alſo die Kinder nur vor Mißbräuchen zu 
ſchützen, um den Lehrgang ſelbſt ſich aber nicht zu kümmern habe. 

Dieſe an ſich einfachen Sätze empfangen nur da praktiſch eine 
größere Bedeutung, wo ſolche Privatſchulen von Körperſchaften er 
richtet werden und dadurch einen beſtimmten und mächtigen Einfluß 
auf den Geiſt der niederen Klaſſen ausüben. Gegen die damit verbun⸗ 
denen Gefahren gibt es nur zwei Mittel; zuerſt die Unterſtellung der⸗ 
ſelben unter die Oberaufſicht der Gemeinde und dann die vollſte 
Oeffentlichkeit der Lehre ſelbſt. Die amtliche Oberaufſicht wird bier 
ſchwerlich je genügen. 


Aus den angeführten Gründen fteht das Privatſchulweſen ftetö in 
engfter Verbindung mit den kirchlichen Berhältniffen des Landes und 
erſcheint daher in jedem Lande fehr verſchieden. Die Literatur hat fi 
mit demfelben viel zu wenig beichäftigt und nirgends fühlt man mehr 
den Mangel der Statifti. Was England betrifft, fo find eben die 
früher erwähnten Vereinzfchulen, die National Schools und bie British 
and Foreign Schools, Privatfchulen von Vereinen, welche die beiden 
großen kirchlichen Richtungen in England vertreten, und durd ben 
Mangel eines öffentlichen Volksſchulweſens von größtem Einfluß; Ge 
nebmigung iſt unbekannt und Aufficht tritt nur ein, wenn bie Unter 
ftügung erbeten wird. Die fog. „Dame Schools“ find eben ein höchſt 
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unfertiges Mittelding zwiſchen Elementarjhulen und Wartefchulen; ge: 
wiß berechtigte harte Urtheile darüber bei Schöll und Gugler a. a. O. 
— Sn Frankreich find die Brivatichulen oder Eeoles libres in das 
Spftem der Universit& mit aufgenommen. Die großen Mängel der 
öffentlichen Schulen hatten fie ſchon von 1833 zu einem wichtigen Ele 
mente der Volksbildung gemacht; fie beburften aber der autorisation 
prealable, die von den kirchlichen Behörden weſentlich abhängig war. 
Das Geſetz vom 28. Juni 1833 madte fie als &coles primaires pri- 
vees (T. II) davon frei und fchrieb nur vor ein brevet de capacite 
und ein certificat de morslit& vom Maire und drei Mitgliedern bes 
Gemeinderathes; die Aufficht follte gleichmäßig über die Privat und 
öffentlichen Schulen vom Schulcomite des Gemeinderathes ausgehen 
(art. 21). Das Geſetz von 1850 bat dieß alles dahin geändert, daß 
außer dem brevet de capacit& aud) ein certifient de stage genügt, daß 
der Maire fein Recht des Widerſpruches hat, daß jedoch jetzt ver In- 
specteur enticheibet und mit völliger Ausfchliegung des Gemeinderathes 
eine Aufficht übt, die ftrenge bie Aufficht über das Lehrweſen aus- 
fließt und nur Moralität und Geſundheit betreffen fol. Bei geilt- 
lichen Körperichaften genügt ſogar bie einfüche lettre d’obedience ftatt 
aller Genehmigung. Der Rückſchritt, der hierin liegt, iſt ar genug. 
— In Deutfhland hat die Tüchtigleit der Vollksſchule die Privat 
Schulen zu ſehr untergeorpneten Elementen gemadt. Das Princip der 
Genehmigung ift wohl allgemein, nach den Grundjäßen bes Gewerbe: 
rechts; die Aufficht beiteht meiftens wohl nur in dem Grundſatz, daß 
die Zulaflung zu den Borbilbungsanftalten von einer Prüfung, ent 
weder in den Hauptichulen wie in Defterreich (Verfafjung ber deutfchen 
Volksſchule 8. 96) oder bei der Aufnahme, reſp. bei der Confir⸗ 
mation (Preußen) abhängig if. Ueber Defterreihs Verhältniſſe 
fiehe Ficker a. a. D. ©. 325 ff. Das preußiiche Recht ift in feinen 
Grundzügen bereitö durch das Allgemeine Landrecht Il. 12 feftgeftellt: 
Anzeige, Genehmigung, Oberaufficht, Verbot der Winkelſchulen. Edikt 
vom 12. Juli 1810 entbindet die Privatlehrer der Prüfung; die Ge 
werbeordnung vom 7. September 1811 gibt den Privatunterridt ganz 
frei; dann Geſetz vom 10. Juli 1834, welches wieber die Erlaubniß 
fordert, nebit Zeugniß. Dieſe Beitimmung macht dann eine genauere 
Sompetenzorbnung nöthig und dieſe erichien in ber Snitrultion vom 
31. December 1839, welche auch hier neben dem Syſtem der Oberauf: 
fiht und Zeugnifle ein ftrenges Prüfungsſyſtem durchführt Rönne, 
Staatörecht I. 8. 200). Die verfchiedenen Artikel bei Schmid liefern für 
die Frage leider kein Material; Geſetze fcheinen vielfach ganz zu fehlen. 


— — — — — 


Bweiter heil. 


Das Berufsbildungswejien. 


Es iſt nicht thunlich, das Berufsbildungsweſen Europas in feinem 
ungeheuren Umfang, feiner Vielgeitaltigleit und feiner Unklarheit dar⸗ 
zuftelen und dur ein feite® Syitem den einzig möglichen Ausgangs: 
punkt für eine vergleichende Auffaffung zu gewinnen, wenn man fi 
nicht über die Grundbegriffe und über die Bedeutung ber Worte einigt, 
welche man für jede Darftelung und Vergleihung auf diefem zwar 
ſtatiſtiſch wohlbekannten, ſyſtematiſch aber ganz unbearbeiteten Felde 
gebraudt. Wir müfjen daher auch hier, um zu einem feften Refultat 
zu gelangen, einen allgemeinen Theil dem befondern vorausſenden; 
denn bei aller Verſchiedenheit im Einzelnen ift das Volksſchulweſen den- 
noch feiner Natur nad) in allen Ländern gleichartig und leichtverftänd- 
lich; das Berufsbildungsweſen dagegen ift in Umfang, Geftalt, Namen 
und Entwidlung fo ſehr verſchieden, daß eine gemeinfchaftliche Auffaſſung 
aller jener Verhältniffe ohne völlige Klarheit über feine Grunpbegriffe 
und ohne jene Einigung Über Sinn und Umfang der Wörter nicht 
erzielt werben Tann. 

Wir werben daher in dem folgenden allgemeinen Theil zunächſt 
den Begriff des Berufs. und das Syſtem des Berufsbildungswefens an 
fih darlegen und dann das Berufsbildungsrecht als die felbftändig zu 
betrachtende Thätigkeit der Verwaltung für das erjtere auf feine allge 
meinen Principien zurüdführen. Erft dann wird es möglich fein, auch 
bier von den Elementen der Gedichte des letzteren zu reden, bie und 
bis zur Gegenwart führen. Die letere bildet dann in ihrer Darftellung 
den befondern Theil. Und hier kann es feinem Biveifel unterliegen, 
daß das pofitine Recht des deutichen Berufsbildungsivefens jo hoch über 
allem ähnlichen fteht, daß wir das deutfche Syſtem zugleich als das 
allgemeine Rechtsſyſtem der Berufsbildung aufjtellen und bie franzöfifchen 
und engliſchen Verhältniſſe als unvolljtändige Nachbildungen deſſelben 
daran anjchließen können. 


Möge es uns dabei erlaubt fein, ausbrüdlich zu bemerken, daß 
wir die von uns gebrauchten neuen Begriffe und Ausdrüde nur an- 
genommen haben, weil ohne fie eine organische Auffaffung unthunlid 
ericheint. Wir dürfen endlich Hinzufügen, daß eine vollftändige Mit: 
tbeilung des Material geradezu unmöglich ift, wenn man ſich auf 
irgend eine Weife zu beichränten bat. Das was wir dagegen ange: 
firebt haben, ift zweierlei — Vollſtändigkeit der Grundbegriffe und 
ihres Syſtems und Klarheit des großen Bildes, das ſich vor uns aufrollt. 
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Allgemeiner Theil. 
L der Bernf und bie Berufsbildung an ſich. 


Es ift vielleicht ſchwierig, einen formell beftimmten Begriff bes 
Berufes anzuerkennen. Dennoch ift ſchon im Allgemeinen das was 
wir den „Beruf“ nennen, ein fo enticheivendes Element für jedes Einzel 
leben und ein fo gewaltiger Faktor für das Leben der Weltgefchichte, 
daß wir befjelben nicht entbehren Tünnen. Aber jpeciell das Bildungs: 
weſen der verfchiedenen Völker und Zeiten bleibt ohne beitimmte Auf: 
faflung des Berufes immer unllar. Wir können uns daher der Auf: 
gabe nicht entziehen, den Begriff deſſelben bier zu entwideln, um auf 
Grundlage deſſelben zu einem Syſtem des Berufsbildungstvejens zu ge- 
langen. 

I. Begriff und Inhalt des Berufes. Der Beruf an ſich 
und der Öffentlihde Beruf. — Der Beruf ift feinem abftraften 
Begriffe nad) die beftimmte Lebensaufgabe des Einzelnen, und zivar 
infofern bie letztere demſelben als foldhe zum Bemwußtfein fommt und 
dieß Bewußtſein allen Beftrebungen und Thätigfeiten eine diefer Lebens⸗ 
aufgabe dienende Richtung gibt. In dieſem Sinne hat jeder Menſch 
mit feiner Lebensaufgabe auch feinen Beruf. Derjelbe aber ift für ihn 
nicht bloß der Ausdrud eines Zweckes, jondern er ift zugleich ein hohes 
etbifches Element feines Lebens. Denn in ihm ift mit dem Bewußtſein 
von der befondern Aufgabe jedes Einzelnen zugleich das ber höheren 
geiftigen Gemeinſchaft mit allen andern, das Gefühl der inneren Ein- 
beit des ganzen Menſchenlebens gegeben, welche das Bedingtwerden aller 
Lebensberufe durcheinander, die lebengebende Gegenfeitigfeit aller be 
ſondern Thätigfeiten, die Erhebung des Einzelnen zum Ganzen zum 
Bewußtſein bringt und dadurch auch das Beſondere adelt und verebelt. 
Die Idee des Berufs, in jedem Einzelnen lebendig werdend, ift deßhalb 
von jeher der Anfang aller Gefittung in der Menfchheit geweſen. 


Allein diefe Idee des Berufes bleibt, fo Lunge fie nur noch dem 
etbifchen Bewußtſein des Einzelnen gehört, unbeftinmt, zufällig und 
willfürlih. Sie fordert daher, wie alle großen Elemente des Geſammt⸗ 
lebens, eine feite, äußerliche Geftaltung. Diefe nun liegt an ſich ſchon 
im Weſen des Berufes und zwar in der Gleichartigkeit der Lebens: 
aufgaben felbit, die der Einzelne zivar verichieden für fih auffaflen und 
vollziehen, aber felbft nicht ändern Tann. Diefe Gleichartigleit erzeugt 
dann äußerlich die Gleihförmigkeit der Berufsthätigleit; die Gemein: 
haft in den Beringungen und Erfolgen der letzteren ruft die Gemein: 
Schaft unter den Berufsgenoflen hervor; in diefer Gemeinfchaft tritt bie 
Lebensaufgabe aller Einzelnen ala eine große öffentliche Thatfache und 
alsbald als ein felbjtändiger, felbitthätiger Faktor hervor, die Gefammt- 
heit der Menſchen erfennt fie als ſolche an; die öffentliche Anerkennung 
tritt zu der inbividuellen hinzu, und fo wird aus dem Begriffe des 
Beruf an ſich der wirkliche, öffentliche, im eigentlichen Sinne 
fogenannte Beruf. 

Man wird daher vecht wohl jagen fünnen, daß jeber Menſch im 
etbifchen Sinne des Wortes feinen Beruf habe. Allein ein öffentlicher 
Beruf entiteht erit da, mo die Gemeinſchaft des Menſchen einen ſolchen 
anerfennt. 

An diefen Begriff des Berufes ſchließt fih nun ber der Berufs 
bildung und zwar zunädft im Allgemeinen, bis er fich zu dem ihm 
eignenden Syitem entwidelt. 

HJ. Die Berufsbildung Die Begriffe von Vorbildung 
und Fachbildung. — Die Lebensaufgabe des Berufes ift ein geiftiges 
Ganze; aber fie bat in biefer ihrer Einheit zwei Elemente. Das erfte 
diefer Elemente, das nächſte und verftänblichfte, beiteht aus der Ge 
ſammtheit derjenigen Kenntniffe und Fähigkeiten, welche fpeciell ber 
beftimmte Beruf fordert. Das zweite dagegen ift anderer, höherer Ratur. 
Wie der einzelne Beruf felbft ein Theil des Gefammtlebens der Menfchen 
ift, fo muß derjelbe auch durchdrungen und belebt fein von biefem Be 
wußtjein, daß er organiſch, ethiſch und praftifch zu diefer großen Ge 
meinfchaft der menfchlichen Arbeit gehöre. Und wie daher einerfeitd 
ber einzelne Beruf von ber Tiefe und Höhe der geſammten menschlichen 
Arbeit abhängt, fo wird auch der Einzelne in feinem Berufe von dem 
Bewußtſein der Größe und Gewalt diefer Thätigleit getragen und ge: 
hoben. ever Beruf fordert daher für feine höchſte Entwicklung neben 
feinen fpeciellen Kenntniffen und Fähigkeiten eine Weltanfchauung, deren 
Merth oft unmeßbar, aber immer unverkennbar bleibt. Sie muß fid 
mit feiner fpeciellen Aufgabe auf das Innigſte verfchmelzen und damit 
die unendliche Entwidlung berfelben möglich machen; fie muß dem 
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Einzelnen immer lebendig fein, um ihn über bie oft fo harte und nieder 
drüdende Begränzung feines befjeren Selbft auf den engen Kreis feiner 
Lebensaufgabe zu tröften und zu erheben; fie ift daher unbraudibar, wie 
Luft und Sonnenlicht, aber wie fie unſchätzbar für alles, mas in ihnen 
gedeihen fol. Und darum foll jeve Berufsbildung neben ihrer fpecielfen 
Aufgabe zugleich die allgemeine ver höchſten, freieften Bildung, wenn 
nicht geradezu enthalten, fo doch als Keim in den Geift des Menfthen 
legen, damit er denfelben in fich mit eigener Arbeit auf feinem Lebens⸗ 
wege weiter ausbilve. 

Den formellen Ausdruck diefer beiden großen Elemente aller Bes 
rufsbildung bieten nun zwei Worte, welche aber vermöge jenes innern 
Zufammenbanges mit der Idee des Berufes felbft mehr ein Princip 
als ein Syſtem ausdrücken. Das find die Borbildung und die Fach⸗ 
bildung. 

Die Borbildung für den Beruf bebeutet zivei Dinge zugleich und 
fteht demgemäß um fo höher, je mehr beibe neben einander zum Bewußt⸗ 
fein gebracht und zur Geltung gelangt find. Einerſeits enthält die Bor 
bildung bie formelle Vorübung in den Kenntniffen und Fähigleiten, 
welche die praftiiche Thätigkeit in der beitimmten Zebendaufgabe voraus: 
jet. Allein andererfeitö bat bie Borbilbung jene andere, zwar nicht 
unmittelbar praftiiche, aber dennoch höhere Funktion, auf hie wir oben 
bingewiefen haben. Sie ift e3 nämlich, welche der Bildung bes Ein- 
zelnen jene allgemeine Grundlage geben foll, die der geiſtigen, organiſchen 
Einheit aller Berufe zum Grunde liegt. Sie foll den Blid über die 
Sphäre bes Einzelnen hinausheben und die ganze Welt des geiftigen 
Lebens zeigen, ehe der Menfch ſich der einzelnen begränzten Aufgabe 
bingibt. Sie fol das Band fein, welches innerlich jeden Beruf mit 
allen andern verbindet, die große Linie, welche von jevem Punkte ber 
menschlichen Arbeit auf den Mittelpunkt aller lebendigen Anſchauung 
und That zurüdführt. Sie kann das zwar nicht durch Vollendung beflen, 
was eine folche Bılbung forvert; allein fie fann und fol es, indem fie 
dem Einzelnen das Bewußtfein davon wach erhält und es ihm als Be 
gleiter in feinem Leben mitgibt. Iſt durch fie die Fähigkeit gewonnen, 
den Blid auf dad Ganze zu richten und zu erhalten, hat fie jenes Be 
wußtfein zur Reife gebracht an beftimmten einzelnen Gebieten des menſch⸗ 
lihen Wiſſens, jo fann nun die Fachbildung eintreten, das Syſtem, 
welches das große Princip der Theilung der Arbeit in ber geiftigen 
Welt verwirklicht und melde in dieſem Sinne bie für die nunmehr 
ſcharf begrängte individuelle Lebensaufgabe geforderten Kenntnifle und 
Fähigleiten barbietet. 

Auf diefe Weife ergibt ſich der Grundſatz, der das ganze Bildungs: 
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weſen für alle Berufe zu beherrichen hat. Es iſt ber der möglichſt 
gleihartigen Vorbildung und der möglidit befonderen 
Fachbildung. Da aber die Idee des Berufes auch in dem be: 
ftimmteften Einzelberuf fortlebt, fo fol auch die nach dem obigen 
Grundfaße jpecialifirte Fachbildung trotz ihrer Bejonberheit fich niemals 
auf ihre formale Gränze befchränten. Sie fol vielmehr von einer Ar 
beit der allgemeinen Bildung begleitet fein, welche jene höhere Auf: 
faflung in dem Einzelnen lebendig erhält; fie ift neben der Epecial: 
bildung ihrem höheren Weſen nad ftet8 eine Fortſetzung der Bor 
bildung; fie bildet in jener für das Fach, im diefer fürk das Leben 
der Menjchheit und verläßt ihn erſt da, wo mit der vollen Selbftändig: 
keit des Einzelnen die Funktion des dritten Gebiets des Bildungstvejend, 
der allgemeinen Bildung, beginnt. 

IL Das formale Syftem der Berufe und der Berufs: 
bildung. — Auf biefen einfachen, für ven Beruf überhaupt geltenden 
Grundlagen entfteht nun das, was wir das Syftem der Berufsbildung 
nennen, indem die Berufe felbit ſich in große, innerlich und äußerlich 
gleichartige Gruppen fondern. 

Es gibt nur Einen Weg, in der ungemefjenen Mannicfaltigkeit 
der Lebenöberufe zu einer Eintbeilung verfelben zu gelangen, melde zu: 
gleich der Sache und der Form entiprähe. Denn es ift allen Lebens» 
aufgaben ohne Unterſchied gemein, daß fie eine geiftige und zugleich 


- äußerliche Arbeit enthalten; jeve Lebensaufgabe wird in ihrer Erfüllung 


weſentlich durch das Individuum bebingt; jede Lebendaufgabe hat ihr 
nächftes Ziel in dem Einzelnen, ihr ferneres in der Gemeinfchaft, die 
zulegt alle Unterjchiede verichtoinden läßt. Daher kann nur Eins diele 
Unterſchiede für alle gleichmäßig fefthalten. Das ift die Natur bes 
Objekts ober bes Stoffes, dem die Lebensthätigfeit des Einzelnen ſich 
unterwirft. Diejes Objekt ift nun entweder bie Welt der geiftigen, ber 
äußeren Begränzung ſich entziehenden Thatlachen, oder die Welt ber 
natürlihen Dinge, oder endlich die Welt der unmittelbar fchöpferifchen 
Kräfte des menfchlichen Geiftes. Die Lebensaufgaben nun, melde die 
Thatfachen des geiltigen Lebens durch Einzelarbeit dem menfchlichen 
Leben unterwerfen, bilden ven geiftigen Beruf; diejenigen, welche das 
natürliche Dafein den menjchlihen Sweden dienftbar machen, bilden ben 
wirtbfhaftlichen Beruf; diejenigen, welche die reine Anfchauung 
zur wirklichen Darftellung bringen, bilden ven fünftlerifchen Beruf. 
Eine äußere Gränze ift dabei nicht zu ziehen, wenn man darunter eine 
materielle Trennung der verfchiedenen Funktionen verfteht. Es iſt nicht 
einmal eine fcharfe innere Gränze denkbar, denn jeder Beruf nimmt in 
feiner Weife die Thätigkeit de3 anderen in fich auf. Wohl aber find 
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"jene Berufe ihrem Weſen nach verſchieden, denn bie Natur des Objelts 
erzeugt für jeden Beruf eine charakteriftiiche Geftaltung der geiftigen 
und äußern Thätigleiten, deren Grund in dem Streben liegt, alles 
mas der Menſch ariftig und äußerlich vermag, für die Erfüllung jenes 
Berufes zu eignen. Die Macht des Berufes wird dadurch über den 
Einzelnen fo groß, daß er fich mit feiner geiftigen ja zum Theil mit 
feiner phyſiſchen Individualität identificirt; der Menfch wird erft zum 
Träger, dann zum Bilde feines Berufes, bis ihm die Gejellichaft oder 
der Staat, gar die Symbole des letzteren geben. Doch iſt es nicht unfere 
Sache, Hierauf einzugehen. Wohl aber haben wir es zu bezeichnen, 
wie fich dazu nun der Begriff des öffentlichen Berufes verhält; denn 
daran Inüpft fich die fpätere Geftalt des Bildungsweſens. 

Allerdings nun müflen mir hier auf ein anderes Gebiet der Wiſſen⸗ 
ichaft verweilen, die Wiſſenſchaft der Geſellſchaft. Es ift eine ihrer 
Hauptaufgaben, eben die Entftebung des öffentlichen Berufes, feine 
Anerkennung und feine Macht aus dem Berufe an fich zu zeigen. Ein: 
fah nun ift diefer Proceß in dem geiftigen Berufe und es darf uns 
vielleicht veritattet werden, das hier näher zu bezeichnen, teil mwir es 
unten zu gebrauchen haben. So wie fi nämlich bei fteigender Ges 
fittung die Nothwendigkeit und damit die Selbſtändigkeit derjenigen 
Funktionen zeigt, melde den Inhalt des geiltigen Berufes bilden, fo 
fheidet er fih von dem Gejammtleben aus und fordert und erzeugt 
im Namen feiner geiftigen Berechtigung einen ihm eigenen fpeciell für 
ihn beftimmten Beſitz, der bie wirtbichaftlihe Grundlage der jelbftäns 
digen Berufsfunttion bildet und der daher ein Eigentbum der Berufs: 
genofien ift. Sowie das geſchieht, ilt der Beruf eine zugleich öffentlich 
rechtliche Thatjache mit beftimmten Recht, beitimmter Wacht, beftimmter 
innerer Ordnung; und diefen mit eigenem Beſitz, Macht und Ordnung 
verfehenen Beruf nennen wir den Stand. Jeder geiftige Beruf wird 
daher ſtets zu einem Stande; ber Stand ift die Form der Anerlennung 
und des Dajeins bes öffentlichen Berufes. Indem nun diefer geiftige 
Beruf fich ſelbſt wieder in beftimmte große Funktionen theilt, entftehen 
die Berufsarten, welche im obigen Sinne die Stände find. Die Natur 
des Berufs enthält dafür drei Grundformen — die Funktion, die Kraft 
der Gemeinfchaft als ſolche darzuftellen, den Wehrftand, den Krieger: 
ftand; die Funktion der Entwicklung des rein geiftigen Lebens, Geift: 
lichkeit und Lehre — den Lehrftand; und die Funktion der Thätigfeit 
des Staats im weiteſten Einne — den Stand des Amts. Wie nun biefe 
Funktionen in vielfachiter Weife georbnet, oft in denfelben Berjonen 
vereinigt, oft getrennt, feindlich und freundlich neben einander ftehen, 
bat die Geſchichte zu enttvideln; wie jeder Stand wieder in fich die 
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Klaſſen mit ihren Gegenſätzen in ſich entiwidelt, zeigt die Geſellſchafts⸗ 
lehre; wir haben zunächſt uns nur an die obigen Thatfachen zu balten. 

Während nun auf diefe Weife ver geiftige Beruf in allen Völkern 
die Tendenz hat, in ber Geftalt der Stände zu einem öffentlihen Be 
rufe zu werben, tft der künſtleriſche Beruf feinem Weſen nach unfähig, 
zu einem Stande zu werden. Seine Zeiftung ift an fich individuell, 
der Werth berjelben iſt von ber inbivibuellen Bildung abhängig. Es 
ift daher ein zwar weſentliches, aber fein ſtändiſches Element der Ge 
ſellſchaft; er ift ver ftandeslofe und daher der Freie Beruf. Das be 
darf wohl feiner Darftellung. 

Die wahre Schwierigkeit für die organifche Auffaffung des Berufes 
it dagegen der wirtbichaftlidhe Beruf. Der wirthſchaftliche Beruf 
bat zu feinem Zwecke zunächſt eine für das Individuum berechnete 
Yunktion, den Erwerb; zu feiner Grundlage den individuellen Befit, 
das Kapital; zu feiner bewegenden Kraft bie individuelle Fähigkeit und 
Thätigfeit, die Arbeit. Der wirthſchaftliche Beruf ericheint daher ſtets 
als ein individueller. Er emtiteht daher ohne Zuthun des Ganzen; 
der Einzelne iſt feine Quelle, fein Maß, fein Ziel; das ſpeeifiſche Ele 
ment des Öffentlichen Berufes jcheint ihm feinem Weſen nach zu fehlen; 
und das ift von entſcheidender Bebeutung, meil ohne dieß Moment von 
einer Berufsbildung nicht die Rede fein Tann. 

Daher denn fommt e8 au, daß Yahrtaufende hindurch der Be 
griff des Berufes auf das wirtbichaftliche Leben Feine Anwendung findet. 
Der Charakter des wirtbichaftlidhen Lebens ift der des Standes und 
damit der Öffentlichen Rechtlofigkeit. Erſt bie germanifche Welt gelangt 
zum Begriffe des wirtbichaftlichen Berufes; aber weder fchnell noch in 
einfacher Weiſe. Es tft gut, ſich den Proceß zu vergegentwärtigen, durch 
den dieß geichieht, denn wie es in der Natur der Sache liegt, ift diefer 
Proceß die Grundlage der Geſchichte der wirtbichaftlichen Berufsbildung. 

Während nämlich bei dem geiftigen Berufe aus dem Berufe jelbit 
der Stand geworden ift, ift umgelehrt in Beziehung auf das öffentliche 
Recht bin aus dem Stande der Beruf getvorden. Wir haben daher zwei 
Epochen zu untericheiden. Die erite umfaßt die ganze Geſchichte der 
Städtebildung und ihres Rechts; denn dieſelbe ift nichts. als bie 
erite Form, in welcher das wirthichaftliche Leben feine Individualifirung 
verläßt, ſich zur Gemeinſchaft aller feiner Mitglieder erhebt, und ſich 
auf Grundlage des eigenen Grundbefites felbft als öffentlich: rechtlich 
anerfannter Stand, der Bürgerftand binftellt. Es ift nicht unfere 
Sache, die Geſchichte deſſelben zu fchreiben. Aber das Element, das er 
vertritt, geivinnt mit dem vorigen. Jahrhundert eine andere Geftalt und 
Stellung und die ift e8, welche ven Anhalt der zweiten Epoche bildet. 
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Sowie nämlich die ftantsbürgerliche Geſellſchaftsordnung mit ihrem 
großen Princip des gleihen Rechts aller auftritt, treten zugleich zwei 
mächtige geiftige Thatfachen in den Vordergrund aller neueren Gefchichte 
Europas. Die erfte ift die, daß der Beſitz die materielle Grundlage 
der bürgerlichen Freiheit des Einzelnen für fi) und feiner gejellichaft- 
Iihen Geltung für andere ift. Die zmeite ift die, daB vermöge ber 
Dampflraft die Produktion und damit Handel und Verkehr das Ge 
fammtleben Europas zu umfaflen beginnt. Damit gewinnt das wirth⸗ 
fchaftliche Leben als folches einen neuen Charakter. Er ift nicht mehr 
auf das Individuum und feinen engen Lebenskreis beichräntt. Das 
Bermögen und die Grundlage des Staatsbürgerthums, der Erwerb und 
die Grundlage der einheitlihen Arbeit der europäifchen Völker, der 
Begriff und das Werben des Gutes find dadurch zu etwas anderem 
geworden. Sie find ftatt der einfachen materiellen Baſis der Einzel- 
exiftenz eine der großen Grundlagen der europäiſchen Gefittung. 
Der Fleiß, die wirthſchaftliche Tüchtigkeit, die Sparſamkeit erzeugen 
nicht bloß mehr Reichthum, fondern vielmehr ein Staatsbürgerthum; 
das Unternehmen wird aus dem einfachen Mittel, fi) anftändig durch 
die Welt zu bringen, zu einer ganze Völker und ihre Lebensverhältnifie 
umfafienden Aufgabe des kühnen und umfichtigen Mannes. Sie ver: 
laſſen gleichſam vie enge Heimath, in der fie bisher gelebt, tie Kund⸗ 
Schaft der einzelnen Etraße, der nächſten Nachbarſchaft, der Beſchränkung 
auf das Gebiet des heimischen Marktes, fie ziehen hinaus in die weite 
Welt; fie rufen die ganze Kraft, die ganze Kühnheit, die ganze Energie 
des Mannes ins Feld; fie zwingen ihn, den freien Blick weit über die 
Gränze des eigenen Landes zu erheben: fie forbern von ihm Kenntniſſe, 
die früher faum der Gelehrte gehabt, Fähigkeiten, die er für unerreich: 
bar gehalten, Leiftungen, die die ganze Fülle perfünlicher Entwicklung 
vorausfeßen; fie find nicht möglich, ohne das Bewußtſein geiftiger Kraft, 
und indem fie gelingen, erfüllen fie ihn mit dem Stolze des ganzen 
Mannes. Da bleibt denn allerdings die gefammte frühere Auffaſſung 
des „Gewerbes“ und bes „Bürgerftandes“” unmöglich; das wirthſchaft⸗ 
liche Leben wird zu einem fittlichen Element; es fordert in der Wiflenichaft 
unabmweisbar feine volle Berechtigung neben der Gelehrjamfeit und der 
abſtrakten Philofophie, in der ftaatlichen aber die Öffentlihde Aner 
. Sennung als eine mit jeder andern gleichberechtigten Bedingung der 
Gefammtentwidlung; der Einzelne, der ſich ihnen widmet, widmet fich 
nicht bloß mehr wie einſtens fich jelber und höchſtens der Zunft oder 
Innung, die unter dem Schuße des heimischen Reichthums gedeihen, 
fondern dem Leben des Ganzen; und mit vollem Recht wird jo aus 
dem twirtbfchaftlichen Erwerbe ein jelbftändiger öffentlicher Beruf. 
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Auf diefe Weife ift das, mas das neunzgehnte Jahrhundert aus: 
zeichnet, das Auftreten des wirthſchaftlichen Berufes an ber 
Seite des rein geiftigen, des gelehrten und des Fünftlerifchen. Aber 
während derjelbe auf allen Punkten des Gefammtlebend ſich zur vollen 
Geltung bringt, fann er feiner Natur nad niemals ein Stand erben. 
Denn als Ganzes hat er feinen Beſitz; der Beſitz muß für jeben Einzelnen 
durch eigene Thätigfeit immer wieder aufs neue erzeugt, kann von jedem 
immer wieder aufs neue verloren werden. Sein Charakter befteht darin, 
daß er zwar für den Einzelnen ein freier, aber in feiner gefammten Auf 
gabe ein begrängter iſt. So ift derjelbe die dritte Grundform des Berufes; 
und jetzt erfcheinen mithin die drei Formen des lehteren, der geiftige, der 
wirtbfchaftliche und der Fünftlerifche Beruf als die drei Faktoren, durch 
welche und in welchen fich die Gefittung der Gefammtheit verwirklicht. 

Stehen nun dieje Begriffe feit, fo ift auch das Syſtem der Berufs: 
bildung einfach und leicht verſtändlich. Jeder Beruf bat feine Bildung, 
denn feine Erfüllung bat beftimmte Kenntniffe und Yähigfeiten zur 
Borausfeßung, die feiner unmittelbaren Anwendung auf den andern 
fähig find. Jeder Beruf tft zugleich durch den mächtigen Umfang ber 
Aufgaben, welche ihm vorliegen, fo groß, daß eine Verichmelzurig ber: 
felben mit jevem Tage ſchwieriger ericheint. ever Beruf fordert ben 
ganzen Menſchen; jeder Beruf kann nur durch die Hingabe des Beiten, 
was die Perfönlichkeit vermag, erfüllt werden; jeber Beruf aber ver: 
mag jet auch durch feinen ethiſchen Inhalt dem Menſchen zu ge 
nügen; und während die Scheivewand ber ſtändiſchen Epoche zwiſchen 
ben Berufen gefallen ift, trennen ſich bafür die Gebiete der Berufe 
bildung um fo fchärfer. Die Entwidlung der Berufe ſelbſt aber erzeugt 
für jeden Beruf wieder den allgemeinen Unterfchied zwilchen ver Vor: 
bildung und der. Fachbildung, denn bie leßtere erfcheint jetzt uͤnerreich⸗ 
bar ohne beitimmte Beziehung der erfteren auf das, was die lebtere 
fordert. Und fo erfcheint jet das der ftantsbürgerlichen Gejellichaft 
eignende formale Syſtem ver Berufsbildung als gelehrte, wirthſchaft⸗ 
liche und fünftlerifche Berufsbildung, jede derfelben mit ihrer, auf fie 
berechneten Bor: und Fachbildung, jede derjelben in ihrer Weiſe das 
ganze Leben umfaflend, den ganzen Menfchen erfüllend; an die höd- 
ften Element: der geiltigen Welt anfnüpfend, und damit jede für ſich 
ein felbftändiger Organismus und eine jelbftändige Macht im Gefammt- . 
leben. Es ift fein Zmeifel, daß es unfere Zeit, und in unferer Zeit 
Deutfchland ift, das diefem Syftem, wie es an fih im Weſen bed 
Berufes lebt, feinen Ausdrud gegeben bat. 

Und was ift es jebt, was über diefe Berufsbildung noch weiter 
gelagt werden kann? 
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IV. Das gemeinfame Element der höhern Berufsbil—⸗ 


bung; Geſchichte, Philofophie und die klaſſiſche Bildung. 
— Dffenbar, jo groß auch das Bild tft, das fi uns in diefem for: 
malen Syftem ver Berufsbildung entfaltet, jo bat es doch Eine Gefahr. 
Indem jede Beruföbildung jetzt mächtig genug ift, den ganzen Menſchen 
zu erfaflen und in ſich aufzunehmen, und ihn geiftig zu erfüllen, bat 
fie auch die Gewalt, ihn zu beſchränken. Sie befchränft ihn aber 
nicht bloß äußerlich; fie zieht nicht bloß äußerlich um die Thätigfeit und 
die Entwidlung feines Geiftes die Gränzen beflen, was etwa der be 
ftimmte einzelne Beruf forbert, und macht es ihm durch die Mafle des 
Geforderten ſchwer darüber hinauszugeben, fonvern je höher fie felber 
ftebt, um fo mehr greift fie auch in fein inneres Leben binein, und 
läßt in ihm neben der Tiefe der fpeciellen Auffaffung die Beichränfung 
der allgemeinen Entwidlung entſtehen. Die Macht der fpeciellen Be: 
rufsbildung ift eine gewaltige für alles, was der Einzelne lernt oder 
zu berfteben bat. Sie biegt gleichfam alles Wiffen und Denten wie 
mit ftarfer Hand zuſammen, und wendet es auf einen und denfelben 
Bunkt; fre läßt durch die Mühe die fie Toftet, durch die Höhe die fie 
im Einzelnen erreicht, durch den praktiſchen Werth den fie beſitzt, jede 
andere Bildungsart ala minder bedeutend erjcheinen; fie macht den Men 
ſchen einfeitig, und gefährbet das Höchfte der geiftigen Welt, indem fie 
das beſchränkte Genügen im bejontern an die Stelle des Etrebend nad 
der Gefammtanfhauung des menjchlihen Lebens jet, und damit fogar 
die Keime der Mißachtung der einen Bildungsform gegenüber der andern 
begründet. Das ift die Gefahr der ſyſtematiſchen Entiwidlung des 
eigentlichen Berufsbildungsweſens. 

Aus dieſer Gefahr rettet nun die Wiſſenſchaft. Es ift natürlich 
bier nicht der Ort, von dem Weſen ver reinen Wifjenfchaft zu reden. 
Das, warum ed fih für uns allein handeln darf, ift die Funktion 
derfelben eben in Beziehung auf jene Auflöfung der höhern Berufs: 
bildung in geſchiedene, gegen einander gleichgültige, ja feindliche Fach⸗ 
bildungen, die durch die objektive und zulegt auch ſubjektive Beſchrän⸗ 
lung am Ende zur Erftarrung des gefammten geiftigen Lebens führen 
muß. Das Weſen derſelben befteht darin, nicht bloß den innern Zu: 
fammenhang aller geiftigen Güter und Arbeiten zu erkennen, fondern 
auch die gewaltige Thatlache feſtzuhalten und nachzuweiſen, daß zulekt 
doch nur eben in diefem Zuſammenhange die wahre Erfüllung des Ein: 


zelnen, die Möglichkeit der höchſten Entwidlung jedes Theiles liege. 


Sie erreicht dieß Ziel auf zweifachem Wege. Sie hält zuerft die hiſto⸗ 
rifhe Entwidlung des Menſchengeſchlechts im Ganzen und bie der 
einzelnen Theile feiner Erkenntniſſe im Einzelnen feft, und zweitens 
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ſtellt ſie den innern Organismus des Ganzen als Syſtem dar. Wir 
nennen, in möglichſter Kürze, das erſte die Wiſſenſchaft der Geſchichte, 
das zweite die Philoſophie. 

Die Geſchichte zeigt uns den Werth deſſen, was andere gedacht 
und gethan haben, und lehrt uns, daß das, was wir vermögen, nur 
durch dasjenige möglich ward, was Andere, wenn auch oft in unvoll⸗ 
kommener Weiſe, geleiſtet. Sie zeigt uns den bildenden Zuſammenhang 
der geiſtigen und materiellen Thatſachen, die Unmöglichkeit des Beſon⸗ 
dern, für ſich zu ſein und ſich zu entwickeln. Das geſchichtliche Be⸗ 
wußtſein iſt daher die thatſächliche, wirkende Einheit aller Berufe und 
ihrer Leiſtungen; vor ihr gibt es keine Vollendung des Beſonderen und 
keinen ſelbſteigenen Werth des Einzelnen. Die Philoſophie dagegen 
zeigt uns den Werth deſſen, was wir noch nicht gedacht haben; ſie lehrt 
uns, daß die mahre Erfüllung des Verſtändniſſes aller Dinge, und fo 
auch des einzelnen Berufes, erſt in der Anſchauung bes Ganzen ge: 
funden werde, und daß das Streben nad diejer Anſchauung die gleiche 
Aufgabe aller, die höchſte Gemeinfamfeit der geiftigen Arbeit ift. In 
Geſchichte und Philoſophie verſchwinden daher die Beſchränkungen der 
einzelnen Berufsbildung. Geſchichte und Philoſophie werden daher da, 
wo die Fachbildung die höhere Berufsbildung aufzulöſen droht, die 
eigentlichen Träger der Idee des Berufes und ber höhern Berufsbil⸗ 
dung; fie find ihrem innerften Weſen nach nicht für einen Zweck da; 
fie find nicht benußbar, und wollen nicht brauchbar fein. Ihre große 
Funktion ift e8 vielmehr nur, das hohe ethiſche Moment des Berufes 
an fih aus der Fachbildung nicht verſchwinden zu laſſen, es lebendig 
zu erhalten, und in ihm die Einheit der geiftigen Thatfachen und Ars 
beiten wieder zu finden, die ohne fie verloren wäre. Ein geiftig leben: 
diges Volk wird daher allerdings aus dem einzelnen Berufe ftet3 bie 
höchfte einzelne Fachbildung entwideln, es wird aber zugleich die 
ethiſche Idee des Berufes durch Geſchichte und Philofophie lebendig er- 
halten. Die große Aufgabe aller höhern Berufsbildung befteht deßhalb 
darin, die Gefchichte und die Philoſophie, das geichichtliche und philo⸗ 
fopbifche Bewußtſein als das lebendige Element in ber neuen Berufs: 
bildung und ihrer Theilung der Arbeit zu erhalten. 

Das große Mittel dafür nun ift die Hlaffifhe Bildung. Wir 
dürfen alles, mas über die klaſſiſche Bildung gejagt ift, theils bier vor- 
ausſetzen, theils kommen ivir auf daffelbe zurüd. Die Anfichten dar 
über find nun verfchieven genug. Allein es wird wohl faum bezweifelt 
werden, daß ſchon bie Hafliihe Grammatik undenkbar ift ohne taujend 
Anknüpfungen an die große biftorifche und philofophifche Welt, die in 
den klaſſiſchen Sprachen bei uns fortlebt; und daß die Beichäftigung 
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mit den Klaſſikern ſelbſt die ewig junge Quelle ſolcher Auffaſſungen 
und Anſchauungen iſt, das wird von Niemanden beſtritten. Die klaſſiſche 
Bildung iſt daher unſchätzbar, vielleicht nicht ſo ſehr durch das was ſie 
enthält und bietet, ſondern vielmehr durch das was fie anregt. Die 
Kenntnifie, die man durch fie gewinnt, find zum Theil unbebeutend; 
aber die Fähigkeit fie zu behandeln, wird zur Fähigkeit des Einzelnen, 
auch die am fernften liegenden Dinge in feinen Gefichtsfreis zu ziehen 
und fich anzueignen; und bie Entwidlung jedes Berufs zu einem Theile 
des Weltlebens gibt eben diefer Fähigkeit einen unſchätzbaren Werth. 
Dur die Klaſſiker haben wir die geiftige Berufsbildung von der ftän- 
diſchen Beichränftheit frei gemacht; die Haffiiche Bildung ift es, melde 
uns vor der ſtaatsbürgerlichen Beichränttheit zu bewahren berufen ift. 


Dieß nun ift das Berufsbildungsweſen an fi, feinem Begriff und 
feinem organifhen Inhalt nad. In der Wirklichkeit aber empfängt 
daſſelbe erft feine Geftalt und Geltung durch fein Verhältniß zum Staat 
und feiner Verwaltung, durch melde es zu einem Theile des öffent: 
lichen Rechts wird. Für dieß ift das Obige nur noch die Vorausfegung: 
aber freilich ift daS leßtere ohne das eritere in feiner feften Ordnung 
wie in feiner Entwidlung nicht zu verſtehen. 


I. Das öffentliche Berufsbildungsweſen, fein Recht und fein Syftem. 
1) Begriff und Brincip. 


Dem organiſchen Begriffe des Berufsbildungsweſens gegenüber ent- 
fteht nun der formelle Begriff und Inhalt des öffentlihen Rechts 
deſſelben, indem die Gefammtbeit der für dieſe Berufsbildungsanitalten 
im wetteften Sinne beftimmten oder nothwendigen Thätigfeiten als 
Aufgaben der Verwaltung erfcheinen. Das öffentliche Berufsbildungs⸗ 
weien ift demnad die Geſammtheit deflen, was die Organe ber Ver 
waltung mit den ihnen zu Gebot ftehenden Mitteln für mwiflenfchaftliche, 
volfswirtbichaftliche und künſtleriſche Berufsbildung in Vorbildung und 
Fachbildung wirklich leiften. Das tft der formale Begriff deſſelben. 

Das Berftändniß einerfeits, und das formale Syſtem andererfeits 
für das öffentliche Berufsbildungsweſen beruhen nun bier wie bei der 
Volksbildung auf dem Gegenfah, der zwiſchen der individuellen Thätig: 
feit und der des perfönlichen Staats ericheint, und deſſen Ausgang 
bier wie immer in allem dem, was als Bedingung der Geſammtent⸗ 
widlung bafteht, in ter Unterordnung des Individuellen unter das 
Gemeinfame ericheint. 
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An ſich und urſprünglich hat nämlich alle Berufsbildung den 
Charakter der Berufswahl. Jede Berufswahl und jede Berufsbildung 
ift nothimendig frei. Und zwar ſowohl in dem Beginn und dem Felt: 
balten der individuellen Bildung für den Beruf, ala in der Art und ' 
dem Maße dveflen, was als die für den Beruf nothiwenbige Bildung 
angejeben wird. 

Diefe volle Freiheit ift mithin das allgemeinfte Brincip alles öffent: 
lichen Rechts der Berufsbildung. Es kann feine Berufsbildungspflicht 
für den Einzelnen geben, wie es eine Volfsbildungs: oder Schulpflicht 
gibt; und das tft daß erſte unterjcheidende Merkmal dieſer beiden großen 
Gebiete des Öffentlichen Bildungsweſens. 

Allein dieſes Princip der Freiheit genügt ‚nicht, um das Berufs 
bildungsrecht zu erichöpfen. Es ift das Weſen des öffentlichen Berufes 
in feinem Unterfchieve von dem Berufe an fi, der das lebtere bei 
jenem rein negativen Grundſatze nicht ftehen läßt. 

So wie nämlich mit dem Öffentlihen Berufe die geiftige Arbeite- 
theilung eintritt, und fi) in der Beſonderung der Vorbildung und 
Fachbildung äußert, jo wird offenbar die Erfüllung des Berufes von 
Seite des Einzelnen mehr oder weniger von der Bildung abhängig, 
die er für feinen Beruf mit fih bringt. Dieſe Erfüllung felbft ift 
aber jet ein öffentliches Bebürfniß des Gefammtlebens, und es iſt 
einleuchtend, daß die Entwidlung, die Sicherheit und die geiftige 
Höhe des letteren mefentlid davon abhängig wird, ob und mie 
weit die Berufögenoffen im Stande find, auch wirklich ihren Beruf 
ganz auszufüllen. Andererſeits find die Einzelnen in der Gemein 
Schaft gerade durch jene Theilung der Arbeit, welche im Weſen des 
öffentlihen Berufes liegt, angewieſen auf diejenigen, welche ſich dem 
felben gewidmet haben. Die Tüchtigkeit in der Erfüllung be? Be: 
rufeö gewinnt damit einen anberen Charakter. Aus einer Angelegen- 
beit der freien Wahl und Selbftbeitimmung wird fie zu einer der 
großen Bedingungen bes Öffentlichen Lebens und feiner Entwidlung, 
zu einer Vorausfegung für die Erhaltung der Intereſſen der Ein- 
zelnen, die fich Die lebteren nicht mehr durch eigene Kraft zu ver 
ſchaffen im Stande find; die Berufserfüllung erfcheint fogar in einigen 
ihrer Gebiete unmittelbar als ein Theil der Verwaltungsthätigfeit 
felber; der Staat Tann ohne fie nicht mehr feinen eigenen Aufgaben 
entſprechen. So wird biefelbe zu einer öffentlichen Angelegenheit, 
und die öffentlichen Pflichten und Rechte, melde auf dieſe Weile 
aus dem Öffentlihen Berufe und feiner Stellung im Gelammtleben 
bervorgeben, bilden nun das Öffentlide Berufsbildung 
weſen. 
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Allerdingd nun entwidelt fich dieß öffentliche Berufsbildungsiweien 
“nicht mit einemmale. Wir werden unten die Stadien bezeichnen, melche 
eö zu burdlaufen hatte, um feinen gegenwärtigen Standpunkt zu ge: 
winnen. Allein jo wie es demjelben fich nähert, Tann bie Verwaltung 
nicht mehr bei dem allgemeinen Verhalten zu bemfelben ftehen bleiben. 
Sie muß thätig eingreifen, alle Punkte deſſelben erfaflen, für alle 
Fragen eine beftimmte Auffafiung befiken, und mithin aus den beiden 
obigen Principien der Freiheit des Berufes an fi und dem öffent: 
lichen Recht deſſelben ein Rechtsſyſtem des öffentlichen Bildungsweſens 
entwideln. 


2 Das Rechtsſyſtem des öffentlichen Berufsbildungs— 
weſens an ſich. 


Das Rechtsſyſtem des Berufsbildungsweſens iſt nun ſeinem Weſen 
nach die Verſchmelzung jener beiden Principien zu einem organiſchen 
Ganzen von Beſtimmungen, in welchei bie Freiheit des Berufs neben 
und in dem Principe der Verwaltung der Berufsbildung gewahrt wird. 
Diefes Rechtsſyſtem ift nun ein fehr einfaches, biftorifch wie ſyſtematiſch, 
fo lange es fi nur noch um den geiftigen Beruf handelt; denn die 
Funktionen deſſelben baben, wie wir fehen werben, den Charalter von 
öffentlichen Funktionen. Eo wie aber der künftlerifche Beruf öffentliche 
Geltung befommt, und der wirthfchaftlicde Erwerb überhaupt als eine 
beftimmte Form des Berufes anerfannt wird, treten neue Geſichtspunkte 
Hinzu, welche für das ganze Rechtsfyfiem maßgebend merben, indem 
fie das Recht der Berufsbildung für jede einzelne Gruppe bes Berufes 
als ein beſonderes erfcheinen laſſen. Diefe tiefe Verſchiedenheit 
ift e8, melde der Geſammtauffaſſung des Berufsbildungsweſens am 
meiften entgegen ftebt. Um jo mehr ift eg nothwendig, jenes Syſtem 
zunächſt al ein Ganzes barzuftellen. 

Wir müflen nun die Grundlagen deſſelben auf brei Punkte zurüd: 
führen: auf die Grundſätze für die Berufsbildungsanftalten, für die Be: 
rufsbildungsfreihbeit und für das Recht der wirfliden erworbenen 
Berufsbildung. 

I. Das Öffentliche Het der Berufsbildungsanftalten ent: 
hält die Grundſätze für die Errihtung und für die Verwaltung 
derfelben. 

So lange die Berufsbildung in ihrer organifchen Bedeutung von 
der Gemeinichaft nicht anerkannt ift, wird, natürlich die Errichtung der 
für fie beftimmten Anftalten dem Zufall, dem Einzelbebürfniß ober 
den rein gejellfchaftlihen Verhältniſſen überlaffen. Sobald dagegen 
jene Bildung ihrerjeits ala eine Bedingung der allgemeinen Wohlfahrt 
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ericheint, tritt auch die Anerkennung ala Pflicht des Staats auf, die 
Bedingungen der Berufsbildung in den bafür geeigneten Anftalten 
berzuftellen. Diele Herftellung wird damit eine Aufgabe ver Verwaltung 
bes geiftigen Lebens eines Volles. Es ift natürlih, daß fich dieſelbe 
nach der Auffaffung richtet, welche das Volk felbft von dem Weſen und 
den Arten des Berufes bat. Es wird daher ſtets mit der Herftellung 
folder Bildungsanftalten für den geiftigen Beruf begonnen und erft 
almählig zu den wirtbichaftlicden und Fünftlerifchen übergehen. Se 
höher nun ein Volt fteht, um fo mehr wird daflelbe in dem Syſtem 
feiner wirklich vorhandenen Berufsbildungsanftalten den oben ausge⸗ 
ſprochenen Grundſatz zur Gültigleit bringen, nach welchem die Bor: 
bildung gleichartig und die Fachbildung fpecialifirt fein muß, um dem 
Weſen des Berufes felbft zu entfprechen. Die Statiftil der beftehen- 
den Berufsbildungsanftalten ift daher, auf das obige Princip zurüdge: 
führt, eines der wichtigften Mittel, um das geiftige Leben eines Volles 
zu beurtheilen, und es muß daher ein enticheidender Fortichritt aner: 
fannt werden, wenn bie reinere Statiftit, wie namentlich in der fchönen 
Arbeit von Brachelli (Staaten Europas) grundjäglich dieß Syſtem 
und die allgemeinen Zuftände dieſer Bilbungsanftalten nicht bloß an: 
führt, fondern auf die großen Kategorien der Vorbildung und Fach—⸗ 
bildung in ihren Grundformen zurüdführt. Hält man die obigen Dar: 
ftellungen im Auge, jo wird bie Betrachtung foldher ftatiftiichen Nach⸗ 
weifungen zu einer Quelle der reichiten Beobachtungen. 

Die Verwaltung der errichteten Anftalten enthält nun btei 
Punkte. Sie betrifft zuerft die mwirtbichaftlichen Mittel derfelben, bie _ 
ölonomifche Verwaltung ; dann das Recht des befondern Perſonals; end: 
lich das Recht der Lehrorpnung. Der leitende Grundfah für dieß Net 
ift, daß die Beitimmungen über die erften beiven Punkte von dem An: 
theil abhängen, den die Staatöverwaltung für den Unterhalt der 
Anftalt bingibt. Dagegen hat der Staat das Recht, für diejenigen 
Zweige der Beruföbildung, welche zu öffentlichen Funktionen vorbereiten, 
nicht bloß über die Fähigkeit der Lehrer, fondern auch über die Lehr 
ordnung in enticheidender Weile zu beftimmen. Auch bier nun ergeben 
fih leitende Gefihtspunfte, melde für den gejammten Zuftand bes 
Berufsbildungsweſens maßgebend find und ihrerfeit? aus dem Weſen 
bes Berufes folgen. Es tft für die höhere Vergleichung von großer Be 
deutung, dieſelben feitzuftellen. 

Zuerft nämlich wirb jede Verwaltung die Lehre felbft da, wo bie 
Anftalten nicht ihr gehören, nicht fich felbft überlaflen. Sie wird ihr 
Überauffichtärecht in der Weife zur Geltung bringen; daß fie das Lehren 
bier wie beim Volksſchulweſen ſelbſt wieder als Beruf erkennt, daher 
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für die Lehrerbildung eigene Anftalten errichten und das Recht zur 
Lehre von dem Öffentlichen Nachweis der erworbenen Berufsbildung ab- 
bängig machen. 

In dem Lehrerbildungsweſen für die Berufsbildungsanftalten aller 
Art Tiegt daher der erfte, ven Charakter des Berufsbildungsweſens eines 
Staates beitimmende Grundſatz. 

Das zweite Moment ift das Verhältniß, welches die Vertvaltung 
zu den beiden Elementen ber Bildung, der allgemeinen und ber fpeciellen 
Fachbildung für die Lehrorbnung einnimmt. Der Grundſatz dafür ift 
einfach. Je höher ein Volk fteht, um fo mehr wird die Verwaltung 
defielben die Erhaltung und Förderung der allgemeinen Bildung, alfo 
fpeciell die Claſſicität, die Gejchichte und Philofophie, zu einem organi: 
fchen Theil der gefammten Bor: und Fachbildung machen, während fie 
zugleich in der Herftellung ver Ipeciellen Fachbildungsanſtalten die Voraus: 
fegung für die höchfte Entwidlung der fpeciellen Bildung finden wirt. 
Das Eyitem der Lehrgegenjtände ergibt daher den zweiten Gefichtö: 
punkt für die höhere Vergleichung. 

Das dritte Moment ift nun das Verhältniß des Lehrkörpers. 
Die Selbſtändigkeit des Lehrlörpers ift die erfte und wichtigfte Conſe— 
quenz der fachgemäßen Bildung des Lehrerftandes. Eie ift die Gewähr 
der geiftigen Freiheit innerbalb der öffentlich rechtlich beftimmten Lehr: 
orbnung. Dieſe geiftige Freiheit aber ift die große Grundlage aller 
wahren Entividlung, und man kann unbebenflich jagen, daß das Maß 
der Selbftverwaltung, das dem Lehrlörper der einzelnen Anftalten ge: 
geben ift, ven Maßſtab für die Freiheit der geiftigen Bewegung über- 
baupt abgibt, die ein Volk gewonnen hat. 

Dieß find nun die drei Geſichtspunkte, welche für das Recht der 
Lehranftalten maßgebend find. Das zweite Gebiet ift nun das ber 
Freiheit der Berufsbildung felbft. 

1. Das Weſen ter Freiheit in der Berufsbildung befteht, der 
höhern Natur des Berufes nad, nicht in der Willlür des Einzelnen, 
feinen Bildungsgang ganz nad eignem Ermefjen einzurichten. Ein 
folches Recht würde im Grunde bebeuten, daß die Bildung felbft Feine 
feften organifchen Grundlagen und Stadien habe, ſondern je nach ter 
Individualitãt eine andere fein könne. Die Freiheit der Berufsbildung 
fteht daher nicht mit der Öffentlich rechtlichen Lehrorbnung und ihrer 
gefeßlichen Feftftellung im Widerſpruch, ſondern fie befteht in ber Frei- 
beit des Einzelnen, nad ganz freiem Entſchluß ſich dem einzelnen Be⸗ 
rufe zu widmen, von ihm zurüdgutreten ober zu einem andern über 
zugehen — alfo in der vollkommenen freien Beivegung des Individuums 


‚innerhalb ber geſetzlich beitimmten Bildungsordnung. Der formelle 
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Ausdruck diefer Freiheit erfcheint in zwei Dingen. Erſtlich in dem 
Recht des freien Eintritt? und Austrittö für jeden Einzelnen in jeder 
Anftalt, und damit in jedem Zweig der Berufsbildung. Das iſt das 
negative Moment der freien Bewegung in ber leßteren. Zweitens 
aber muß die Verwaltung diefe Freiheit auch pofitiv fördern, und das 
geſchieht dadurch, daß die Uebergänge von einem Beruf zum andern in 
Selbftändigen Bildungsanftalten aufgeftellt werben, melde die 
Bor: und Fachbildung des einen Berufes mit der des andern in fid 
verbinden. Es ift dann Sache des Rechts der Lehrordnung, nament- 
lich die Vorbildung bier fo zu ordnen, taß fie in diefer Beziehung 
ihrer Aufgaben entfpreche. Denn wo ber Mebergang von einer Be: 
rufsbildung zur andern formell unmöglich ift, wird diefelbe unfrei; mo 
fie bloß auf individueller Willfür beruht, wird fie ungenügend. Im 
Ganzen aber fteht feit, daß die Organifation des freien Ueberganges 
von einer Berufsbildung zur andern das zweite große Moment in dem 
Charakter eines jeden Berufsbildungsſyſtems abzugeben bat. 

III. Das dritte Moment ift nun das Öffentlide Recht der er: 
worbenen Berufsbildung. Daflelbe befteht in dem öffentlichen 
Recht der Brüfungen und in dem der Geprüften, oder befler ber 
Zeugniffe Es ift von hoher Wichtigkeit, dieß Moment ins Auge zu 
faflen; um fo mehr, als unferes Wiſſens bisher die Theorie troß einer 
fehr reichen Gejeßgebung fi) mit der Sache überhaupt noch nicht be: 
ſchäftigt Bat. | 

Das MWelen alles Prüfungsrechts enthält nämlich zwei ftreng zu 
unterfcheidende Fragen, die ihrerfeitö nicht etwa bibaktifcher, fondern in 
der That rein vertvaltungsrechtliher Natur find. Die erſte Frage ift 
die, ob die Prüfung die Bedingung für die Theilnabme an der Be: 
rufsbildung fein folle; die zweite ift die, ob diefelbe die rechtliche Voraus: 
ſetzung für die wirkliche Ausübung des Berufes zu enthalten habe. Die 
Entſcheidung über diefe Fragen bildet das Recht des Prüfungsweſens. 
An fih nun find die Grundlagen des lettern wohl einfacher Natur. 
Inſofern nämlich das Berufsbildungsweſen Gegenftand der Staatsver: 
waltung iſt, hat dieſelbe unzweifelhaft das Recht, ein gewiſſes Maß 
von Bildung als Bedingung für die Theilnahme an ven Berufsbildungs- 
anftalten aufzustellen; und wo die Didaktik zeigt, daß vieles Map die 
Borausfegung für die befondere Wirffamfeit einer folhen Anftalt über: 
baupt ift, hat die Verwaltung fogar die Pflicht, eine ſolche Prüfung 
vorzufchreiben, deren Inhalt ihr dann von der höheren Methodologie 
gefeßt wird. Inſofern ferner ein Minimum der Berufsbildung bie 
Vorausfegung für die gefiherte Vollziehung einer, als öffentlih an 
erfannten Berufsfunktion ift, muß, dieß Minimum im öffentlichen 
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Intereſſe gefordert und ſein Vorhandenſein durch eine Prüfung con⸗ 
ſtatirt werben. So erſcheinen zwei Grundformen aller Prüfungen und 
zwei leitende Principien ihres Rechts, diejenige, welche wir die Studien— 
prüfung, und diejenige, welche wir die Berufsprüfung nennen, 
und zwar mit dem Grundſatz, daß die Studienprüfung als Aufnahms⸗ 
und Abgangsprüfung bei allen ſtaatlichen Bildungsanſtalten Rechtens 
find, und daß die Berufsprüfungen bei allen öffentlichen Berufen ge 
fordert werben müflen, in denen eine Verwaltungsfunktion von den 
Berufögenofien vollzogen wird, mährend diefelben für jeden anderen 
Biveig des Berufes frei bleiben. Allein es leuchtet ſchon bier ein, daß 
das ganze Prüfungsweſen jo eng mit dem Charakter des geſammten 
Berufsbildungsweſens zufammenhängt, daß wir es erft bei ver Dar: 
ftellung des lebteren in feiner hiftorifchen und organifchen Etellung 
genauer darlegen fünnen. 

Auf diefen drei Punkten beruht nun das Rechtsſyſtem des öffent: 
lihen Berufsbildungsweſens an fih. Und jegt dürfen wir verfuchen, 
dasjenige zu entiwideln, was wir ben pofitiven Charakter deſſelben 
in den einzelnen Staaten nennen fönnen. 


III. Charalter des öffentlihen Rechts der Berufsbildung bei den großen 
Kulturvölkern. 


1) Charakter dieſes Bildungsweſens nad dem Standpunkte Eng— 
lands, Frankreichs und Deutſchlands. 


Das was wir nun den poſitiv rechtlichen Charakter des Bildungs⸗— 
weſens nennen, entſteht nun, indem die Staatsverwaltung nach den 
obigen Geſichtspunkten für jenes durch die Natur des Berufs gegebene 
Bildungsweſen ein poſitiv geltendes Recht aufſtellt. Jedes ſolches Necht 
enthält naturgemäß eine beſtimmte Beſchränkung der an ſich freien Bil: 
dung für den individuellen Lebensberuf. Der Charakter deſſelben be: 
zeichnet uns daher hier die Form und das Maß, in welchem die 
Staatsverwaltung der abitraften Freiheit der Berufsbildung ihre öffent: 
fich rechtliche Geftalt gibt. . 

Es ift fein Bmeifel, daß das, was mir als den pofitiv rechtlichen 
Charakter des letztern bezeichnen, mwejentlich von der Etellung und von 
dem ganzen Geifte ver Staatsverwaltung überhaupt abhängt. Das 
Berufsbildungsrecht begleitet daher die Geſchichte der letztern; es be 
deutet formell den Antheil und das Anrecht, den die Staatsgewalt für 
die geiftige Bildung der Staatöbürger in Anfprud nimmt und zeigt 
feinem geiftigen Inhalt nach den Ausdruck für die Höhe der Auffafjung 
des Berufsweſens überhaupt, wie fie in einem gegebenen Staate lebt. 
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Das Öffentliche Necht des Berufsbildungsweſens hat daher diefelben 
Stadien zu durdlaufen, welche für die Entmwidlung der Verwaltung 
überhaupt gelten. Es wird daſſelbe naturgemäß in der Epoche ver Ge 
ſchlechterordnung als ftaatliches Necht ganz verſchwinden und das was 
ir die Berufsbildung nennen, ber Yamilie oder den Geſchlechtern jelbit 
überlaffen. Es wird in ber ftändifchen Epoche, die eben auf dem Syitem 
der Berufe rubt, die Berufsbildung den ſtändiſchen Körperichaften über: 
laſſen unb es wird erſt in der ftaatsbürgerlichen Gefellfchaft ein für alle 
Staatsbürger gültiges, aber auch für alle Staatsbürger gleiches Berufs: 
‚bildungsrecht aufftellen. 

Da nım die einzelnen Etaaten jene drei großen gejellichaftlichen 
Epochen weder gleihmäßig durchgemacht, noch auch die Elemente der: 
jelben in gleicher Weife Leibehalten oder bejritigt haben, fo ergibt ſich 
wie für das gefammte Verwaltungsrecht, fo auch für das Berufsbil- 
dungsweſen, daß ber Charakter des letzteren in jedem einzelnen Etaate 
in dem Berhältniß beftebt, in welchem der Staat gegenüber feinen ge: 
jellfchaftlihen Elementen das Princip des ftantsbürgerlichen Verwaltungs: 
rechts zur Geltung gebracht hat. 

So allgemein nun auch, fo hingeftellt diefer Say lauten mag, fo 
bildet er dennoch die Grundlage aller Vergleichung des jo tief verfchie: 
denen Bildungsrecht3 in den einzelnen Etaaten Europas. Und zwar 
wird man bier das eigentlihe Syſtem des Bildungsweſens und feinen 
Charakter von dem des Prüfungstweiens ſcheiden müſſen. 

Der öffentliche Charakter des Bildungsweſens im Allgemeinen be: 
ruht nämlich darauf, daß fo mie die Berwaltung die öffentliche Bedeu⸗ 
tung des Berufes anerkennt, fie auch die Berufsbildungsanftalten nicht 
mehr dem Zufall und der Einzeltsillfür überlaflen kann, ſondern ihnen 
die Natur und das Recht Öffentliher Anftalten verleihen muß. 
Der Inhalt dieſes Rechts ericheint daun durch die Entwidlung ber 
Momente, welche in dem Begriff einer öffentlichen Bilbungsanftalt Liegen. 

Das erfte Moment ift offenbar die Beitimmung befien, was ber 
Staat als Öffentlihen Beruf betrachtet. Das Syſtem der öffent: 
lichen Berufe wird dann naturgemäß zum Eyitem der öffentlichen Bil: 
dungsanſtalten Selber werden. Denn die Verwaltung muß die Pflicht 
anerkennen, diejenigen öffentlichen Bildungsanftalten herzuftellen und 
zweitend in ihrer Bildungsthätigkeit zu ordnen, die für den aner: 
fannten Beruf die geiftigen Bedingungen Tiefern. 

Hier nun gibt e3 drei Standpunkte, welche der Vergleichung zum 
Grunde liegen und welche wohl um fo leichter verftändlich fein werben, al? 
die drei großen Eulturbölfer, England, Frankreich und Deutfchland, die 
jelben ihrem ganzen Öffentlichen Bildungsweſen zum Grunde gelegt haben. 
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Der erite und einfachſte Standpunkt ift der, nach welchem ver 
Beruf ganz als Sade der inbivibuellen Thätigkeit erfcheint, für bie 
ber Einzelne duch ſich jelbft zu forgen habe. Diefer Standpunkt ift 
ſeinerſeits die natürliche Folge des Mangels einer Staatöverwaltung 
im engeren Sinne bed Wortes, melde bie Entwicklung bes Einzelnen 
ganz fich jelber überläßt, und Feine Verpflichtung des Ganzen für die: 
jelbe anerkennt als die, ihn in biefer freien Selbftthätigkeit zu ſchützen. 
Da nun aber auch in einem ſolchen Zuſtand das Weſen ber höheren 
Bildung ſich jelbit feine Organe und feinen Bildungsproceß erzeugt, fo 
befteht das öffentliche Necht des Bildungsweſens bier in dem Verhalten 
der Etaatögewalt zu diefen, auf felbftändigen Körperfchaften, Vereinen 
oder Einzelunternehmungen beruhenden Bildungsanftalten. Und dieß 
Verhältniß wird dann burch den Grundſatz beherricht, daß die Thätig- 
feit aller dieſer Bildungsanftalten eine außerftantliche, der Verwal: 
tung und ibrem Recht nicht unterworfene, von berfelben in einer 
Weife zu fördernde ober zu hemmende, das tft eine vollfommen freie, 
damit aber auch unberecdhtigte jein folle. In diefem Zuſtande ift von 
einem Bertwaltungsrecht ber Berufsbildung feine Rede; aus der flaats 
lihen Thätig!eit geht weder ein Syſtem der Berufabildung, noch eine 
öffentliche Ordnung verfelben, noch eine Dberauffidht berbor. Hier 
ſcheidet fein Unterrichtögefe die gelehrte, wirthſchaftliche und Fünftlerifche 
Bildung, fein Minifterium übernimmt e3, die Intereſſen verfelben zu 
vertreten, fein Theil des Budgets ift ihnen gewibmet, aber auch Fein 
Recht der Verwaltung vorhanden, in den freien Entwicklungsgang ein: 
zugreifen. Allerdings wird der legtere, twie e3 bie höhere Natur der 
Sache fordert, fich jelbft in jenen brei großen Gruppen ein Syſtem er 
ringen und eine gewiſſe Gleichartigleit im Großen und Ganzen hervor: 
rufen. Allein diefes Syſtem iſt dann kein öffentliches Recht, ſondern 
eine ftatiftifche Thatſache; es ift durch Fein Geſetz beberrfcht und ge: 
ordnet, fondern durch die mehr oder weniger zur Erkenntniß gelangende 
Ratur der Sache; es ift nicht in feiner Gleichartigkeit objektiv gegeben, 
ſondern der invivibuellen Anſchauung überlafien. Hier enticheiven daher 
nicht mehr Principien, ſondern meift der hiftorifche Gang der Dinge, 
oder individuelle Sinterefien; es ift beinahe unmöglich, zu überjehen, 
was geleiftet wird, und ein Lehrerftand exiftirt entweder gar nicht ober 
nur für einzelne hiſtoriſche Inſtitute. Dafür genügt die Verwaltungs: 
(ofigfeit diefes Gebietes dem Einzelnen, ſich nun auch ganz auf fich felbit 
zu verlaffen und je weniger das Ganze für ihn thut, um jo mehr muß 
er durch fich felber leiften. Diefer Standpunkt ift der des engliſchen 
Berufsbildungsweſens. Hier ift nicht bloß die Conftatirung der That» 
ſachen Anftalten und innern Drbnungen beflelben ſchwer, fonbern auch 
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die Vergleichung; denn diefelbe liegt hier nicht mehr in pofttiven Rechts: 
beftimmungen, fondern in dem abftraften Weſen des Berufes und ber 
Idee der inbivibuellen Freiheit. Und vielleicht ift daher in keinem 
Gebiete der Staatswiſſenſchaft das Verſtändniß und das Zuſammen⸗ 
ftelen des englifchen Weſens mit dem continentalen fo ſchwierig als 
bier und eben daraus erklärt es fi), daß mir dieſes eigenthümliche 
engliiche Syſtem erſt in der allerneueiten Zeit in der continentalen 
Literatur bearbeitet finden. 

Der zweite Standpunkt ift dem direkt entgegengefeßt und wieder 
tritt und bier ber tiefe Unterfchied des Charakters von Frankreich und 
England entgegen. Wo die Etaatögewalt dem Einzelnen ganz fich jelber 
überläßt, überläßt fie ihm auch den Beruf; mo fie dagegen alle Bffent: 
liche Thätigkeit ausfchließlih als ihre Angelegenheit betrachtet, da gilt 
ihr nur das als Beruf, was eben der Verwaltung angehört und das, 
was auf diefe Weife der Verwaltung angebört, unterorbnet fie dann 
auch unbebingt ihren Gejegen. Hier wird daher der Staat allerdings 
die Pflicht, die Berufsbildung zu fördern und zu gründen, auch aner: 
fennen, aber er wird dieß nur da thun, wo es fich um eine der Ber: 
waltung angehörende Funktion handelt. Alles was dem nicht an 
gehört, wird er als Sache tes Einzelnen, als eine die Thätigfeit des Staats 
nicht berührende Angelegenheit anſehen. Hier werben daher auch nicht 
bloß öffentliche, durch Staatsmittel hergeftellte Berufsbildungsanftalten 
entftehen, ſondern fie werden ſich aud zu einem Syſteme entmwideln; 
aber dieß Syſtem wirb auf diejenigen Fächer beſchränken, in welchen 
die Verwaltung eine Berufsbildung fordern muß. Hier wird daber 
auch eine ftaatlidhe Oberleitung, ja eine ebenjo ftrenge Verwaltung 
der Berufsbildung ftattfinden, mie die des Staatsbienftes felber, da 
jene grundfäglih nur für diefen da ift; aber dieſe Oberaufficht und 
Verwaltung wird nicht weiter gehen, als bis zu der Gränze des öffent: 
lichen Berufes; das übrige wird der Staat fich felber überlaflen. 
Das Eyitem nun wird ſich naturgemäß dahin geftalten, daß die ge 
lehrte Berufsbildung und diejenigen Zweige des wirthichaftlichen, welche 
ber Staat braucht, das eigentliche Gebiet des Öffentlichen Berufsbildung: 
wejens ausmachen, mährend ber rein wirthichaftliche Beruf ohne Orga⸗ 
nifirung bleibt und das Fünftlerifche nur in Ausnahmsfällen felbftändige 
Anftalten empfängt. Die innere Ordnung ber erften Gruppe wird 
daher eine ftreng gefeßliche, die der zweiten eine ganz willfürliche 
bleiben; es find gleichlam zwei Welten, zivei große Bildungsprocefie 
neben einander, denen bann, wie wir jehen werben, aud das Syſtem 
deö Prüfungsmwefens entipricht. Und dieß ift ber Charakter bes Berufs⸗ 
bildungsweſens Frankreichs. 
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Der dritte Standpunkt ift nun unzweifelhaft ver höhere. Derfelbe 
gebt davon aus, daß jede Lebensaufgabe an ſich einen öffentlichen 
Beruf enthalte; daß die Bildung für jeden öffentlichen Beruf eine 
der großen Bedingungen der Gefammtentwidlung fei und daß baber 
der Staat ale Träger des Gefammtinterefjes die Verpflichtung habe, 
diefe Berufsbildung für jeden berzuftellen. Es folgt daraus, daß das 
Berufsbildungstvefen mit feinem Syſteme dad gefammte menfc: 
lihe Leben umfafle und in fich felbjt nach den Geſetzen der höheren 
Pädagogik georbnet werde. Es ergibt ſich namentlich, daß fich die 
wirtbichaftlihe und Fünftleriiche Beruföbildung neben der gelehrten 
in gleihdem Maße vollftändig zu einem organischen Syſteme von 
öffentlichen Anftalten entwidle, welche in ihren entfcheidenden Punkten 
eine gefetlide innere Ordnung und eine Oberauffiht ber Verwal: 
tung dahin fordert, daß die Freiheit der bildenden Thätigfeit dieſe 
Drbnung nidt übertrete. Es folgt meiter, daß der Staat nur für 
denjenigen Beruf eine wirklich erworbene Bildung fordere, welcher 
eine abminiftrative Funktion enthält, während er für jeden andern 
Beruf die volle Yreiheit der individuellen Thätigkeit anerkennt. Es 
folgt endlih, daß er im Namen des Berufes bie Lehre der freien 
Selbftverwaltung überlafie und daß er fih in feiner verwaltenten 
Thätigkeit darauf befchränke, nur die Einheit und Gleichheit in 
der Function der Bildungslörper berzuftelen und zu erbalten. Hier 
wird daher ein viel großartigeres, freies und doch organifches Bild 
entftehben; es wird der Anhalt deflelben in Princip und Form den 
natürliden Maßftab für die übrigen Orbnungen anderer Böller ab 
geben und das Höchſte in ihm geleiftet werben, was überhaupt von 
einem Volle für fein geiftiges Leben geleiftet werben fann. Und das 
Land, das diefen Charakter des Berufsbildungsweſens bei ſich entwickelt 
bat, ift Deutſchland. 

Bon diefen Gefichtöpunften aus muß nun das Berufsbildungsweſen 
Europas als ein Ganzes aufgefaßt mwerben. In diefem Ganzen hat 
jeder Etaat und jedes Land feine ihm eigenthümlidhe Stellung; in ihm 
ift die Einheit in der vielgeftaltigen Berjchiedenheit zu juchen, die ung 
bier entgegentritt; und es wird wieder als mohlberechtigt anerfannt 
werben müflen, wenn wir Deutichlands Berufsbildungsmweien an bie 
Spiße jtellen und auf feine drei Kategorien der gelehrten, wirthſchaft⸗ 
lichen und künftleriichen Bildung die Vergleichung zurüdführen. 

Die Erfüllung diefes Bildes kann jedoch erft die Darftellung des 
Prüfungsweſens geben, deſſen Recht in vieler Beziehung für den Cha: 
ralter der öffentlichen Berufsbildung noch bezeichnender iſt, als das der 
Bildungsanftalten. | 
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2) Charakter und Recht des Prüfungsweſens in diefen Ländern, 
a) Princip, Syſtem und Recht an ſich. 


Während auf diefe Weife der Charakter des Bildungswejend uns 
zeigt, nad) welchem leitenden Princip die Verwaltung für die Bildung 
zum Berufe thätig ift, zeigt uns das Prüfungsivefen, was ber Staat 
von biefem Bildungsproceß fordert. Es ift das erftere ohne das 
leßtere nicht füglich ausführbar, das letztere ohne das erftere im 
Grunde nicht denkbar. Jedes Öffentliche Bildungsweſen hat ein Prü— 
fungsweſen zur Folge; jedes Prüfungsweſen hat ein öffentliches Bil- 
dungsweſen zur Vorausſetzung. Allein e3 folgt ferner, daß auch Gegen: 
ftand und Umfang beider ftet3 fich gegenfeitig bevingen und beftimmen, 
und daß in dem Prüfungsſyſtem fomit der erfte ſelbſtändige Ausprud 
des Berufsbildungsiyftens gegeben iſt. Schon deßhalb ift jede Dar: 
ftellung des Bildungsſyſtems ohne das Prüfungsipftem einfeitig; allein 
das letztere enthält zu gleicher Zeit außer feinem ethischen PBrincip ein 
rechtliches. Das rechtliche Moment enthält das Verhältniß der beftan: 
denen Prüfung zur Ausübung des Berufes, und die Forderung einer 
Prüfung für die leßtere bat daher wiederum die Pflicht des Staats 
zur Vorausfehung, einerjeitö die Mittel der Bildung im Verhältniß zu 
der Prüfung darzubieten, andrerjeits den Inhalt der Prüfung mit den 
Leiftungen der Bildungsanftalten in Harmonie zu bringen. Man kann 
daher fagen, dab das Prüfungswefen den — organifirten — Au 
drud des Bewußtſeins des Staats vom Weſen und Be 
deutung des Berufes für die Verwaltung im Allgemeinen, und für 
jeden einzelnen Stand im Beſondern enthält. Und darum bevarf dafjelbe 
neben dem eigentlihen Bildungsweſen einer beſonderen Beachtung und 
Darftellung, um fo mehr als die Wiflenfchaft bisher ſtillſchweigend über 
das fo wichtige Gebiet hinmeggegangen ift. Das Prüfungsweſen hat 
aber gerade in Deutichland keineswegs eine bloß formelle Bedeutung. 
Es durchdringt nicht etwa bloß das gefammte Berufsbildungsweſen auf 
allen feinen Punkten, begleitet den Knaben und Süngling bis zum 
Mannesalter in allen Stadien feiner Entwidlung, und ift zugleich für 
feine gefammte öffentliche Laufbahn von enticheibender Bebeutung, fon: 
dern es ift zugleich ein nicht gering anzufchlagenber gejellichaftlicher 
Faltor; denn es umfaßt jeßt in Deutfchland alle Schichten ber Geſell⸗ 
Schaft, brängt fich in jeden Lebenskreis hinein, bringt jedem berjelben 
feine guten und üblen Folgen mit, und follte daher eben mit biefer 
über die fpecielle Berufsausübung weit hinausgehenden Einwirkung Gegen: 
ftand der vollen Aufmerkjamteit ſowohl von Seite der Wiſſenſchaft fein, 
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welche nad) Grund und Folgen jucht, ald von Seiten der Verwaltung, 
welche diefelben organifirt und fefthält. Denn das Prüfungsweſen fcheidet 
die ganze Bevölkerung bis zum vollen Mannesalter in zwei große Klafien, 
von denen die eine beitändig damit beichäftigt ift die andere zu prüfen. 
Es ift fomit kein vollftändiges Verftändniß des ganzen Berufsbildungs⸗ 
weſens möglich, ohne ein klares Bilb des Prüfungsweſens vor Augen 
zu baben. | 

Das Prüfungsweien ſpeciell Deutſchlands, allein eben jo fehr das 
der übrigen Länder, bat fih nun allerdings nicht mit einemmale ent: 
widelt. Schon fein doppelter Zufammenhang, einerfeits mit dem Bil: 
dungsivefen, anbrerfeitd mit dem Recht und der Stellung der Staats⸗ 
verwaltung, bat das gehindert. Es gibt daher nicht bloß eine Ge 
ſchichte deflelben, jondern fie hat fogar eine große Bedeutung; der 
gegenwärtige Zuftand dieſes wichtigen Theiles bes Verwaltungsrechts ift 
auf allen Punkten in der That eine burchfichtige Confequenz berfelben. 
Um aber den alle verſchiedenen Geftaltungen zuſammenfaſſenden Ge: 
ſichtspunkt feftzubalten, möge es uns fchon bier geftattet fein, die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hauptlategorien, auf melde es ankommt, zu beftimmen. 

Diefe find das Syſtem, die DOrganifation und das Nedt 
der Prüfungen. Das Syſtem zeigt und drei Grundformen: die 
Etudienprüfung ald Aufnahms-, Uebergangs : (Klaffen) und Abgangs⸗ 
prüfung; die Fachprüfung als Prüfung der erworbenen theoretiichen 
Berufsfähigleit, und die Dienftprüfung, die die ſtaatliche Yäbigfeit 
conftatirt. Die PrüfungsOrbnungen zeigen einerjeit3 bie öffentliche 
Drganifation des Verfahrens, anbrerjeit3 bie gejehlichen Organe, bie 
für die Etubienprüfungen aus dem Lehrlörper der Vorbilbungsanftal: 
ten, für die Fachprüfung theild aus dem der Fahbildungsanftalten 
(Doctorat 2c.), theils aus einer Vorbildung derſelben mit ftantlichen 
Prüfungscommiflarien, für die Dienftprüfung nur aus ben letteren 
befteben. Das Prüfungs recht endlich zeigt, mo und mie weit die be 
ſtandene Prüfung nach öffentlichem Hecht die Bedingung der wirklichen. 
Ausübung des Berufes ift. Nach dieſen Geſichtspunkten beftimmen fich 
dann die Fragen, deren Beantwortung die hiſtoriſche Entwicklung und 
das gegenwärtige geltende Rechtsſyſtem der Prüfung barbieten. 


b) Elemente der Geſchichte des Prüfungsmeiens. 


Es gibt vielleicht wenig Theile in der neueren Gejchichte Europas, in 
welchen Charakter und Stellung der großen gefellichaftlichen Ordnungen fo 
flar hervortreten, als gerade im Prüfungsweſen; ja man kann faft jagen, 
daß das letztere gerabezu ohne Beziehung auf jene unverſtändlich bleibt. 
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Die Gefchlechterorpnung bat zwar einen Beruf und ein Recht des 
Öffentlihen Berufes, aber es bat fein Prüfungsmweien. Die Etelle 
deflelben wird durch den natürlichen Proceß des Alter vertreten; Die 
Waffenmündigkeit und die öffentliche Aufnahme in die Gemeinichaft des 
Mahrbaften iſt das, was die Berufsprüfung unferer Zeit erfeßt. Der 
Nitterfchlag der fpäteren Zeit gehört bereits der Epoche an, wo die 
herrſchenden Geſchlechter durch die Entwidlung des Eyitems der Grund: 
berrlichleit und des adlichen Befited zu einem öffentlichen Etande ge 
worden find. Die weitere Ausbildung diefer Grundlage erfcheint dann 
durdy die ftehenden Heere in dem felbftändigen Wehrftand, dem Waffen: 
berufe, der fein eigenes Bildungsſyſtem und dann auch fein eigenes 
Prüfungsſyſtem hat, das mir hier nur berühren, um die Vollſtändig— 
feit des Bildes nicht zu beichränfen. 

Ein eigenes und eigenthümliches Prüfungsſyſtem erjcheint erft mit 
der ſtändiſchen Gejellfchaft und ihrer ftrengen Ordnung des gefammten 
Beruföwelend. Der innige Zufammenhang diefer Epoche mit der gegen: 
wärtigen macht es unabiveisbar, ſich bei der mannichfachen formalen 
Gleichheit diefer Zeit mit der folgenden über die tiefe Verſchiedenheit 
des Princips der ftändifchen Prüfung von ber folgenden der ftaate: 
bürgerlichen, Har zu werden. | 

In der ftändifchen Epoche nämlich erjcheint der Beruf nicht bloß 
als eine geiftige und ethiihe Funktion, fondern er erhebt fich fofort 
durch Entwicklung des ihm eigenthümlichen Befites und wirthichaftlichen 
Lebens zu einem Stande. Dieſer Stand, auf Beſitz beruhend, ericheint 
vermöge des letztern ftet3 als eine ſelbſtändige Körperſchaft. Die Körper: 
Schaft nun bat die in dem Weſen des Berufes liegende Funktion zu 
vollziehen. Sie hat mithin als foldhe die öffentliche Verantivortlichkeit 
dafür, daß ber Beruf als Theil des Gefammtlebend richtig vollzogen 
werde. Es ift daher natürlich, daß fie es zugleich ift, welche die Be 
rufsbildung vorjchreibt und daß fie den Einzelnen zur Erfüllung bes 
Berufes erft dann zuläßt, wenn er ihr beiviefen hat, daß er die noth: 
twendige Berufsbildung aud) wirklich befite. Das Urtheil darüber fteht 
aladann nie einer andern ala eben dieſer Körperjchaft felber zu. Eie 
gewinnt daflelbe durch die Prüfung, die fie felbft vorfehreibt und voll 
zieht. Das Ergebniß der Prüfung ift daher aber auch nicht bloß bie 
Anerkennung der Bildung für den Beruf und der öffentlichen Yähigfeit 
feiner Ausübung, ſondern zugleich die definitive Aufnahme in die 
Körperſchaft, das tft der Erwerb des Rechts, an der Ausübung bed 
Berufes vermöge diefes Angehörens an die beftimmte einzelne Körper: 
haft Theil zu nehinen, ſich ala Mitglied einer folchen Körperjchaft 
zu bezeichnen und fogar Miteigenthümer und Mitvisponent über das 
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Vermögen der Körperfchaft zu fein. Und da nun diefe Aufnahme in 
bie letztere der eigentliche Erfolg ver Prüfung ift, fo war es wohl jeht 
natürlich, daß auch die Körperfchaft jelbft einfeitig und volllommen 
jelbitherrlich die Formen und Beringungen der Prüfung vorfchrieb und 
einfeitig über das Ergebniß entſchied. Und biefes förperfchaftliche 
Recht der Prüfung ift der eigentliche Charakter des ftändifchen Prüfungs: 
weſens. 

Dieß ſtändiſche Prüfungsweſen hat nun, und zwar innerhalb ſeines 
Charakters, feine eigene hiſtoriſche Entwicklung gehabt, die zum Theil 
bis auf unfere Tage herabreicht. Die weſentlichſten Punkte deſſelben 
find folgende. 

Das ftändifhe Prüfungsweſen beginnt nicht gleich mit dem Auf: 
treten der Ständebildung in der Kirche, ſondern erft da, wo die Wiflen- 
Schaft in den Univerfitäten zu einem ftändilchen Körper wird. Die ur- 
ſprüngliche Prüfung iſt ftets die Beruföprüfung des Doktorats: fein 
Beruf ift Leſen, und jeder Doktor ift anfänglid ein Doctur legens. 
Bei den Medicinern dagegen entiteht zuerjt der Gedanfe des über den 
Lehrberuf binausgehenden ärztlichen Berufes, ſelbſt für die Apotbefer. 
Daran jchließt ſich bei den Suriften der Gedanke der Berufsbildung 
für die Rechtsanwälte; e3 tritt auch bier die Unterjcheivung des Ductor 
legens und non legens ein, und es wäre von Intereſſe, zu willen, 
wann die habilitatio als LZehrberufsprüfung zuerft rechtens geworben. 
Noch aber gibt e8 fein weiteres Prüfungsweſen; von einer Scheidung 
der Studien: und Dienftprüfung ift noch feine Rede. An die Etelle 
der eriteren ſteht noch immer die freie Aufnahme in die Körperichaft 
der Univerfität. Eben jo hat fi) anfänglich noch feine Prüfung der 
Zünfte und Innungen gebildet; auch hier vertritt die einfache Auf: 
nahme nach der Weile der Gilde die Beruföprüfung. Man kann dieß 
als die erfte Epoche bezeichen. 

Die zweite Epoche beginnt nun da, mo fich einerjeit3 das Bor: 
bildungs: von dem Fachbildungsweſen, und andererfeit3 das ftrenge 
Zunftweſen von dem Reſte des Gildeweſens jcheivet. Die ftändijche 
Geſellſchaftsordnung entwidelt fih. Den Grundzug deſſelben bildet jetzt 
der durchgreifende Unterfchied des geiftigen Standes von dem wirth⸗ 
ſchaftlichen, deilen allgemeiner Name der des Bürgerftanbes it, in wel: 
chem aber der Beruf in der Form der körperfchaftlichen Zunft und 
Innung ericheint. So wie dieß fich entwidelt, muß auch das Prüfungs: 
weien mit ihm gleichen Schritt halten, und ſich mit ihm entmwideln. 
Auf diefe Weife entiteht nun ein ganzes, zum Theil höchſt eigenthüm- 
liches Syſtem der Berufsprüfungen, das mit wenig Abweichungen in 
ganz Europa ziemlich gleichartig ift; nur England bildet auch hier eine 
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durchgreifende Ausnahme. Dieß Syſtem beruht zunächft auf dem Unter: 
fhieb der Borprüfungen und der Fahprüfungen Die Bor: 
prüfungen fchließen fi an die Vorbildungsanftalten. Sie erfcheinen für 
die gelehrte Bildung als das Syſtem der Prüfungen in allen Formen 
der gelehrten Schulen (Gymnaſien, Lyceen, Athenäen |. unten); für 
die wirtbfchaftlichen Bilbungen in dem Princip der Gefellenprüfung. 
der Freifprehung ber Lehrburfchen. Die Fachprüfungen entfalten 
fih dabei natürlih zu großer Mannigfaltigleit. Jede Fakultät hat 
ihre Fachprüfung; fie behält den alten Namen und das alte Recht für 
die vollendete Kachprüfung in dem Doktorat bei, während der Laureatus 
und Magifter mehr den Charakter einer VBorprüfung haben. Wir wiſſen 
noch zu wenig von den Einzelheiten dieſes Syſtems der Prüfungen; 
im Großen und Ganzen aber ift e8 ein Syſtem geivorden, und dieß 
Eyitem ift auf .gleihmäßiger ſtändiſcher Grundlage felbft gleichartig. 
Auf allen Punkten aber behält es feinen urfprünglichen Charakter; es 
ift ein ftändifches Prüfungswefen. eve Körperichaft beitimmt, wor: 
über zu prüfen iſt; jede Körperſchaft ift felbft das ausichließlich zur 
Prüfung berechtigte Organ, und das öffentliche Recht der Prüfungen ift 
nach wie vor die Aufnahme in die betreffende Körperfchaft ſelbſt, und 
die Berufsausübung vermöge diefer Aufnahme. 

Dieb ftändifche Prüfungsweſen hat nun in der biftorifchen Ent 
wicklung in gewaltiger Weife gewirkt. Es hat namentlidy im Anfange 
dem geiftigen wie dem toirthichaftlichen Zehen unendlich genügt. Es 
bat nicht bloß eine gewiſſe Tüchtigleit und Kraft in die Berufsbilbung 
aller Klafien bineingebracht, ſondern es bat auch demſelben einen mäch⸗ 
tigen etbifchen Halt gegeben in dem Bewußtſein, daß jeber bereits für 
die Sache an fi etwas geleiftet haben müfle, ehe er für das Ganze 
etwas leiſtet. Es hat dadurch der perfünlichen Bildung einen Werth 
und deren Tüchtigleit eine Achtung verfchafft, welche als eine ber großen 
Bedingungen der geiftigen Arbeit jener Epoche angefehen werden 
müſſen. Aber es batte nicht minder feine großen: Gefahren. 

Gerade jene Körperfchaftlichleit der Berufsprüfung nämlich und 
das Eonberinterefle, das fi an und aus der Souveränetät der ſtändi⸗ 
jchen Körper entwidelt, gibt allmählig ven Drganen ber letzteren ver: 
möge ber Berufsprüfung eine Gewalt, welche dem ewigen Element ber 
wahren geiftigen Jugend eines Volkes, der freien und muthigen Selbit- 
thätigkeit des Einzelnen, feinvlic” entgegentritt. Der Kern diefer Ge 
walt befteht darin, daß die Prüfenden unverantwortlih find für ihr 
Urtheil; der Kern der Gefahr darin, daß diefelben, welche ein Intereſſe 
an der Zulafjung oder Abweifung ber Geprüften zur Berufsausübung 
haben, auch die fouveräne Entſcheidung über die letztere befiken. Das 
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erſtere bedroht die geiſtige und wirthſchaftliche freie Bewegung bes Ein- 
zelnen, das letztere die objektive Wahrheit des Urtheils der Prüfenden. 
Beides zuſammenwirkend macht die Erhaltung des rein ſtändiſchen 
Prüfungsweſens mit dem lebendigen Fortſchritte der Entwicklung des 
geiſtigen und wirthſchaftlichen Lebens unvereinbar. Aus einem urſprüng⸗ 
lich trefflichen Elemente der Geſammtentwicklung wird das Prüfungs: 
weſen dieſer Epoche daher zu einem ververblichen Feind des geiftigen 
und materiellen Aufſchwunges. Es wird Har, daß es die große und 
allein lebendige Duelle des lebteren, die freie geiftige und wirthſchaft⸗ 
liche Arbeit des Einzelnen vernichtet. Es ift der formelle Ausdrud der 
Gefahr, melde das Alter der ftändifchen Epoche bezeichnet, des Er: 
ſtarrens alles geiftigen Lebens in der Ueberlieferung für den Beruf und 
feine organifche Funktion im Gefammtleben. Und mit dem Eintreten 
der neueren Zeit muß daher nebft ven alten Körperſchaften aud das 
Prüfungsweien derfelben verſchwinden. 

Wir haben nun diefe neue Zeit bereit3 früher als die Epoche ber 
ftaatöbürgerlichen Gejellichaft bezeichnet und das Necht ihres Bildungs 
weſens charalterifirt. Das mwefentliche Gomplement des letzteren ift num 
auch bier das Prüfungsweien, und das Princip bes letzteren, wie es 
aus dem Geifte der flaatsbürgerlichen Geſellſchaft überbaupt hervorgeht, 
ift nun nicht ſchwer zu bejtimmen. Daſſelbe befteht in ver Aufhebung 
des ſtändiſchen Hecht? der Körperfhaftsprüfungen, und in ber 
Aufftelung von öffentlihen, nah allgemein gültigen Vorſchriften 
angeorbneten BPrüfungsorganen an der Stelle verfelben. Wie der 
Beruf nicht mehr bloß Sache der fouveränen Hörperfchaft, fondern ber 
Geſammtheit ift, jo fol es auch der gefammte Bildungsproceß für dieſen 
Beruf, alſo auch die Prüfung werden. So entfteht das, mas wir das 
faatsbürgerlide Prüfungswefen nennen und das jeht wohl in 
ganz Europa auf allen Punkten an bie Stelle des ftänbifchen ge 
treten ift. 

Nur muß man fi den Proceß, der biefe Umgeftaltung enthält, 
weder als einen fehr rafchen, noch als einen für alle Gebiete der Be 
rufsbilbung oder für alle Länder Europas gleichmäßigen denten. Bei 
der im Gegentheil noch viel zu großen Mannichfaltigkeit deſſelben kommt 
es gerabe bier weſentlich darauf an, denfelben auf feine gleichartigen 
Faktoren zurüdzuführen und durch ihre Berückſichtigung das Verftändniß 
der Berfchiedenheit und damit bie höhere Vergleihung zu begründen. 

Diefe Faktoren find nämlich diefelben, mweldye über den Gang und 
bie Drganifation bes Bildungsweſens entichieven haben. Der erfte der⸗ 
felben ift ver Grundſatz, daß der Beruf eine ethiiche Funktion und als 
foldje eine der großen Bedingungen der Entwidlung der Gemeinjchaft 
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enthalte; ber zweite, daß die Berufsbildungsanftalten Staats: 
anftalten find und daher mit ihrem Recht und ihrer Drbnung aud in 
den Angelegenheiten der Berufsprüfung Keine felbftändigen ftänbifchen 
Körperichaften mehr bilden; der dritte, daß der Beruf frei iſt. Aus 
dem Zuſammenwirken diefer Yaltoren hat ſich das öffentliche Prüfungs: 
recht unferer Gegenwart gebildet, indem es fich formel in vielen Punkten 
an das ftändifche Prüfungsrecht anfchloß. 

Aus dem eriten Punkte ergab fi nämlich, daß die Prüfung jekt 
für alle Zweige des Berufs, die wirthſchaftlichen ſowohl als die ge: 
Iehrten, dem Einzelnen möglich gemacht werben müſſe. Aus dem zweiten 
ergab fih, daß fie eine für alle Punkte gleihmäßige und unter der 
Verwaltung des Staats ftehende fein ſolle. Aus dem britten enblich, 
daß fie nur da als Öffentlich rechtliche Bedingung ber Berufsausübung 
erfcheinen fünne, wo ber Einzelne ſich ber letzteren nicht zu entziehen 
vermag, ſondern von berjelben in feinen Intereſſen abhängig gemacht 
wird. Das erfte erzeugte daher das Prüfungsſyſtem, das zweite bie 
Prüfungsorbnungen, das dritte das Prüfungsrecht des neuen Prüfung?: 
weiend. Diefe Grundſätze empfangen nun in ihrer Anwenbung auf das 
Syſtem der Bildungsanftalten folgende Geftalt, die freilich wieder nur 
in Deutfchland ausgebildet erjcheint. 


c) Prüfungsweien der Gegenwart. 


1) Studienprüfungsfpftem. Das Prüfungsweſen wird näm- 
lich zuerst die Grundlage des gefammten Stubienwefens und zwar ver 
möge des Princips, daß erftlidh die Aufnahme in die beſtimmte Gruppe 
von Bildungsanftalten und zweitens jeder Uebergang von einer Stufe 
zur andern (Klafje) auf einer dafür beitimmten Prüfung beruhen fol, 
fo daß das Syſtem der Studienprüfungen das ganze Enftem des Etu: 
dienganges ſchrittweiſe begleitet, und jede Bildungsſtufe durch eine Prüfung 
erworben und bezeichnet wird. Die Prüfungsorgane find dabei zivar 
die Mitglieder der Lehrlörper, aber nicht als ſtändiſche, fondern als 
Stantsbeamtete. Das Prüfungsverfahren ift bier für einzelne An: 
ftalten und felbft wieder innerhalb der einzelnen Länder ein verjchie: 
denes, indem theils fürmliche Prüfungen abgehalten, theils indirekte 
Prüfungen durch Erzielung von Durchfchnitiszeugniffen (mie namentlich 
bei den Klafienprüfungen vieler Gymnaſien) angeftellt werben. Die 
Borichriften für dieſe Uebergangsprüfungen find in vielen Fällen jehr 
unbeftimmt und man kann als Regel annehmen, daß fie durch bie 
Uebung des Lehrkörpers erfeht werden. Das Prüfungsrecdht beſteht 
endlich für diefe Studienprüfungen in der Anwentung des Grundſatzes, 
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daß das Beftehen der Prüfung bie rechtliche Bebingung des Ueberganges 

von einer Klaffe zur andern ift, meiftens mit dem Zuſatz, daß nad 
ein» oder zweimaligem Nichtbeftehen ver Betreffende von der ganzen 
Bildungsanftalt ausgeichloffen wird. Dieſes Prüfungsfpitem ift im 
MWeientlichen das der Borbildungsanftalten und zwar wefentlich der 
gelebrten; zum Theil aber auch der wirthſchaftlichen wie der Realfchule 
und der Realgymnaſien; doch bemerien wir, daß mir außer Stande 
waren, darüber etwas Genaueres zu erfahren, indem hier in ben ein 
zelnen Ländern nicht unbebeutende Unterſchiede obwalten. Bei den Fady 
bildungsanftalten ift das Verhältniß in Deutfchland mefentlich verſchie⸗ 
den von dem in den romaniſchen Ländern. Deutſchland hat im All 
gemeinen gar feine Studienprüfungen für diefelben, da die Abgangs: 
prüfung der Borbilvungsanftalt als Aufnahmsprüfung für die Fady 
bildungsanftalt gilt. Nur in Defterreich exiftirt an den Univerfitäten 
bei Juriſten die rechtöhiftoriiche Staatsprüfung als Uebergangsprüfung 
vom zweiten Stubienjahre zum dritten; daneben das eigenthümliche, 
ſehr beachtenswerthe Inſtitut der „Colloquien,” eine Cinzelprüfung, 
die für gewiſſe Fälle vorgeſchrieben ift, mo der Studienfleiß des Einzel- 
nen ala Bebingung für gewiſſe Benefizien (Stipendien 20.) ericheint. 
Sin Frankreich dagegen jehen wir noch das alte Baccalaureat als eigent» 
lihe Studienprüfung beftehen, jedoch mit dem eigenthümlichen Charakter 
zugleich eine Art von Berufeprüfung zu gelten. Das Element der Bil: 
Dungsfreiheit wird Dadurch gewahrt, daß nicht bloß jeber in jedem Augen: 
bil aus dem Bildungdgange austreten Tann, jondern daß fo meit es 
irgend thunlich ift, die Prüfung der einen Stubienanftalt als Aufnahms⸗ 
prüfung für die andere gilt, was namentlich das entfcheivende Moment 
für die ganze Stellung der Realgymnafien geworben ift. Zweitens aber 
ericheint das Moment der Bildungsfreiheit in den Studienprüfungs: 
fuftem darin, daß die nichtitaatlihen Bildungsanftalten ihrerjeitd an 
gar Fein Prüfungsiyftem gebunden find, fondern fich daffelbe felbft 
ordnen und über den Werth und die Formen deflelben felbft entfcheiden 
Tönnen. Die allerdings durchgreifende Gleichartigkeit des Prüfungs: 
ſyſtems der letteren mit denen ber ſtaatlichen Anftalten bat nun eine, 
wefentlih auf dem Prüfungsrecht beruhende Kategorie im Necht ber 
Bildungsanftalten hervorgerufen. Das find nämlich die Privatbil: 
bungsanftalten mit dffentlihem Recht. Diefe letzteren find 
belanntlich folche, deren Prüfungen das Recht der öffentlichen Studien: 
prüfungen haben, und daher namentlich ala Uebergangsprüfungen zu 
den Fachbildungsanftalten gelten. Die Vorausfegung für den Erwerb 
diefes Prüfungsrechts bildet die Gleichheit des Bildungsganges dieler 
Anftalten mit denen des Staats und die formelle Approbation bes 

Stein. die Berwaltungsliehre. V. 12 


178 


— — — — 


letzteren, ſowie der Prüfungsordnung. In Deutſchland gibt es nur als 
ſolche Vorbildungsanſtalten; die Universités libres find ja doch ſchon 
Fachbildungsanſtalten in dieſem Sinne. So iſt das Studienprüfungs⸗ 
ſyſtem ein Ganzes geworden, deſſen Darſtellung wohl einer ſpeciellen 
Arbeit würdig wäre. 

2) Berufsprüfungsſyſtem. Während nun das Studien⸗ 
prüfungsſyſtem naturgemäß noch in den meiſten Punkten genau mit 
den Formen der ſtändiſchen Vorbildung zuſammenhängt und ſich weſent⸗ 
lich von der letzteren nur dadurch unterſcheidet, daß die Lehrkörper in 
den Staatsbildungsanſtalten als Staatsbeamtete fungiren, iſt das Be 
rufsbildungsweſen ein von der ſtändiſchen Epoche weſentlich und auch 
formell ganz verſchiedenes geworden. Die mannichfach verſchiedenen Ber: 
hältniſſe deſſelben müſſen nun dieſer Epoche auf folgende einfache Kate⸗ 
gorie reducirt und darauf die Vergleichung des geltenden Prüfungs⸗ 
ſyſtems begründet werden. 

Zuerft gilt auch bier der Grundſatz, daß jede Fachbildungsanſtalt 
mit einer fpeciell auf ihr Fach berechneten öffentlihen Prüfung ver 
jeben jein foll und ıft und zwar ganz abgeſehen von dem öffent: 
lihen Recht dieſer Prüfung, das für die einzelnen Fächer ſehr verfchie: 
den ift, meil das Beitehen der Prüfung den großen Werth bat, die 
Öffentliche Conftatirung des Eriverb3 eines gewillen Maßes der Fach⸗ 
bilvung für den Geprüften und damit eines gewillen Werthes feiner 
Fähigkeiten zu erhalten. Selbit da, wo baher feine gejegliche Prüfung 
vorgeichrieben ift, wie bei den freien Lebranftalten, bildet fich eine ſolche 
dur das Intereſſe der Betheiligten von ſelbſt heraus (Handelsala⸗ 
demien 2c.) oder wird burch anderes jo weit tbunlich erſetzt (Kunits 
afademien mit Prämien); die Nothwendigkeit der Fachprüfung bei Staats: 
anitalten ift dabei ſelbſtverſtändlich. Dieß ift der erfte leitende Grund⸗ 
fa. Dennoch unterjcheiden fidh die Staatsanftalten von den öffentlichen 
auf diefem Punkte dadurch, daß die Fachprüfung für die erfteren als 
ein Öffentliches Recht, für tie lebteren als eine Maßregel der Zwedc— 
mäßigteit, für alle aber als ein allgemein gültiges Princip des Bil⸗ 
dungsweſens anerfannt wird. Die weitere Entwicklung des Prüfungs 
weſens liegt erit in ben folgenden Bunlten. 

Das zweite ift nun die Beftellung der Prüfungsorgane und ber 
Prüfungsordnungen. Und bier fcheiden fid) nun zwei Syſteme. 

Nachdem nämlich bereitd mit dem vorigen Jahrhundert die Fach⸗ 
bildungsanftalten dem Charakter, wenn auch nicht der Form nad) aus 
ſtändiſchen Körperichaften ftaatliche Anftalten mit ftaatlichen Funktionen 
und Unterftüßungen geworden find, bei denen nunmehr das Princip 
ber Selbitverwaltung an die Stelle der ſtändiſchen mit Selbftberrlichteit 
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getreten, mußte die Frage entftehen, ob dieſe Körperichaften in ihrer 
neuen Geftalt geeignet feien, auch die neue ftantsbürgerliche Berufs 
prüfung zu übernehmen, wie fie die ftänbifche in Händen gehabt. Aus 
der Beantwortung diefer Yrage ging nun das doppelte Syſtem von 
Brüfungsorganen hervor, das auch zum Theil dem folgenden Syſtem 
des Prüfungsrechts zum Grunde liegt. 

Das erſte diefer Syiteme beruht darauf, daß die Verwaltung zum 
Theil neben, zum Theil an der Stelle der alten Fachprüfungsorgane, 
welche aus dem Lehrkörper beftanden, eigene Staatdorgane für bie 
Prüfungen einjeßte, die in verfchiedenfter Weiſe componirt find. Zum 
Theil find es Gerichtsförper, zum Theil find es vom Etaat ernannte 
Prüfungscommiſſäre, zum Tbeil fogar (wie in Frankreich) Geſchworne. 
In den meilten Fällen nahm man dabei Glieder des Lehrlörpers (Pro: 
fefioren) ala Mitglieder diefer Prüfungscommiflionen auf, theild facul: 
tativ, theils principiel. Es verfteht fih dabei von felbit, daß jenes 
für die freien Fahbildungsanftalten nicht der Fall mar. | 

Das zweite Syſtem dagegen enthält die Anerkennung der Lehr 
förper als Prüfungsorgane, fo daß der Form nach das Recht derjelben 
jeßt dafjelbe ift mie früher. Dieß war namentlich der Fall bei den Unt: 
verfitäten und ihrem ſtändiſchen Beruföprüfungsfuftem dem Doctorat, 
während es bei den neuen wirthichaftlichen Fachbildungsanſtalten (poly: 
technifchen Schulen ıc.) deßhalb nicht anders jein konnte, meil die be 
treffenden Fachkenntniſſe oder die nöthige Zeit eben nur bei diefen vor: 
handen waren. Auf diefe Weiſe entitand der Unterichieb der Doctorats⸗ 
prüfungen von ben eigentlihen Staatsprüfungen, der unferer Zeit 
eigenthümlich if. Negel ift, daß natürlich da, wo es feine Staatöprüfung 
gibt (mie 3.9. bei den Mebicinern), die Doctoratöprüfung biejelbe er- 
fegt (in den Heineren beutichen Staaten ift das auch bei den Juriſten 
der Fell); daß dagegen fonft beide einander gleichflehen, wenn nicht (mie 
in Defterreich) das Doctorat die Vorausſetzung der Praxis als Advokat ift. 
— Sn jedem Falle ift daraus die Verpflichtung der Verwaltung ent- 
ftanden, das Prüfungsweſen zum Gegenftand einer eigenen Geſetzgebung 
zu machen, fo daß jet wohl in den meiften Staaten ein fürmliches 
Syſtem von Brüfungsorbnungen befteht, das die alten Doctoratsprüfungen 
in fi) aufgenommen und bei mandyer Modification im Einzelnen dod im 
Großen und Ganzen erhalten hat. Im Allgemeinen Tann man jagen, daB 
für die gelehrte Bildung theils Doctorats⸗, theild Etaatöprüfungen (wohl 
zu unterſcheiden von den Dienftprüfungen, ſ. unten) gelten, während 
für die wirtbfchaftliche Bildung das Syſtem der Prüfungen durch den 
Lehrlörper gehandhabt wird, das wieberum bei den freien Bildungsan⸗ 
ftalten oft durch bloße Zeugnifle ohne eigentliche Prüfung erfebt ift. 
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3) An diefe Prüfungen fchließt fih nun die britte Kategorie, die 
Dienftprüfung. Eine Dienftprüfung gibt es in der ftändiichen Zeit 
überhaupt nit, da jede Prüfung den Einzelnen unmittelbar in die 
Körperſchaft aufnimmt. Erft da, wo fi der Staat mit feiner Ber: 
waltung von der ſtändiſchen Ordnung trennt, fommt der Gedanke zur 
Geltung, daß die Berufscrfüllung ftatt einer ſtändiſchen eine ſtaats⸗ 
bürgerliche Pflicht enthalte, und daß daher der Staat nunmehr nicht 
bloß die theoretifche, fondern auch die praftiiche Fähigkeit des Betreffen⸗ 
den zu conftatiren habe. Ganz nahe lag das in den Gebieten, mo der 
Beruf als Amt erfchien, oder wo der Staat für feine wirthichaftlichen 
Aufgaben einer tüchtigen technifchen Bildung beburfte Hier nun ge 
nügte die auf rein wiſſenſchaftliche Gegenftände bezogene Berufsprüfung 
nicht, fondern die Verwaltung forderte außerdem eine praftiihe und 
zwar meiſtens nad} einer gewiſſen Zeit des praftifchen Dienftes, deren 
Gegenftand dann naturgemäß weſentlich die Kenntniß praftifcher Ber 
bältnifje fein mußte. Diefe, den Berufsprüfungen folgenden Prüfungen 
nennen ir furz die Dienftprüfungen. Sie bilden das dritte Glied 
im Spiteme der Prüfungen ; zwifchen ihnen und der Beruföprüfung liegen 
meift mehrere Jahre und die Prüfungsorgane find dabei bie höhern 
Behörden felbfl. Auch hier wird die Prüfungsorbnung gefeglich feſt 
geftellt und natürlich fpeciel auf den einzelnen Beruf berechnet. Diele 
Dienftprüfungen find nun zum Theil fehr einfach, zum Theil (wie nas 
mentlich bei dem Gumnafiallehrerftand in Defterreich) höchſt verwickelt: 
fie ftehen zum Theil ganz felbftändig, ohne eine Borbilbung da (wie 
bei einzelnen technifchen Gebieten: Boft, Eifenbahnen ꝛc.), zum Theil und 
zwar allenthalben bei der gelehrten Fachbildung haben fie die Stubiew 
und Berufsprüfungen zur Vorausfegung, in den meiften Fällen aud 
bei der höheren Technik. Bei der niederen Technik, wie bei einzelnen 
Gewerben, find fie der Reſt der alten ftänbifchen Zunftprüfung. Es 
liegt in der Natur aller diefer Prüfungen, daß fie mit dem Verwal. 
tungsſyſteme aufs Engfte zufammenhängen und daher bie verſchiedenſten 
Formen annehmen. Bir find nicht im Stande, nad dem und vor 
liegenden Material ſchon jetzt ein vollftändiges Bild derfelben zu geben. 

An dieſes weitverzweigte Syſtem der Prüfungen jchließt fih nun 
das, was wir dad Recht der Prüfungen nennen. 

Das Recht der Prüfungen befteht nun in benjenigen Beltim- 
mungen, nach benen die beftandene Prüfung bie rechtliche Bedingung 
für die Berufsthätigkeit des Einzelnen ift. Dieß Recht iſt natür 
lich weder ein einfaches, noch auch ein gleiches in ben verſchiedenen 
Ländern Europas. Dennoch find feine Grundlagen im Weſentlichen 
diefelben. Man kann fie im Allgemeinen auf drei Beftimmungen zurüd: 
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führen, von denen es allerdings Ausnahmen genug gibt. Nach dem Ber: 
ſchwinden des ftänbifchen Prüfungsrechts ift das Beftehen der Staats:, 
beziebungsweife Dienftprüfung für die Ausübung des gelehrten Berufs 
obligatorifh, für den mirtbichaftlihen facultatin und für den 
fünftlerifchen überhaupt nicht vorhanden. Eo lange e8 ſich dabei nicht 
um Öffentliche Ausübung des Berufes handelt, ift auch für ven gelehrten 
Beruf die Prüfung facultativ; wo dagegen die Ausübung des wirth⸗ 
Schaftlihen Berufes eine Funktion für die wirthichaftlihe Staatsver⸗ 
waltung enthält, wie 3. B. bei Poſt, Steuern ꝛc., da bat der Staat 
feinerjeit8 technifche Fachprüfungen für ſich als obligatorisch eingeführt; 
wo es fi} endlich um technifche Leiftungen handelt, deren Kenntniß als 
Bedingung der Öffentlichen Sicherheit oder ala Theil der Volkswirth⸗ 
ſchaftspflege erfcheint (Mafchinenperfonal, Baumeifter, Forftmänner, Berg 
männer), da find bie Prüfungen überhaupt obligatoriih. Aber auch 
die ganz facultativen Prüfungen werben falt von allen Betheiligten 
durchgemacht und zwar wegen des Werthes, den das Prüfungszeugniß 
für den Einzelnen und feine Bewerbungen bat. Die gefelihen Be 
flimmungen über dieß Hecht der Prüfungen find gewöhnlich in ben 
öffentlichen Prüfungsordnungen enthalten; jedoch ift e8 beachtenstverth, 
daß fie vielfach als jelbftverftändlich fehlen. 

— Dieß find nun die leitenden Grundſätze und Begriffe für das 
Prüfungsmweien als zweiter großer Theil des öffentlichen Rechts des 
Berufsbildungsweſens. Bei dem Mangel an gehöriger Beachtung deſſel⸗ 
ben ift es uns nicht möglich geweſen, das geltende Recht derſelben mit 
Bolftändigkeit zu fammeln. Wohl aber glauben wir, daß es nunmehr 
thunlich ift, den Charakter der drei großen Kulturvölker in Beziehung 
auf dieß Gebiet zu beftimmen. Es bat das eine nicht unwichtige Ber 
deutung zu dem ganzen Verwaltungsrecht ihres geiftigen Lebens. 


d) Charakter und Recht des Prüfungsweiens in den Hauptftaaten Europas. 


Nachdem toir fo die Elemente des Prüfungsweſens feitgeftellt haben, 
müflen wir und nun für diefen Charakter deffelben, wie er ſich in ben 
Hauptſtaaten ausgebildet bat, und auch für das pofitive Recht mit einer 
kurzen Nachweiſung begnügen. 

Der erſte Grundſatz iſt, daß die Prüfung für drei Arten des 
Berufes auf dem ganzen Continent gemeinſam iſt; für die Aerzte, die 
Rechtsverwaltung und den Lehrerſtand; für England iſt auch dieß nicht 
eingeführt. Dagegen gibt es für die Verwaltung nur in einigen 
Ländern ein Princip der Prüfung, und dieß iſt auch bier wieder ſehr 
verſchieden. Diefe Verſchiedenheit veducirt ſich auf folgende Punkte. 
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Für die ärztliche Berufsbildung gilt ald durchgehende Regel, daß 
die Beruföprüfung zugleich Dienftprüfung tft, und zwar fo, daß fait 
allenthalben dieſe Prüfung als Doktoratsprüfung erſcheint. Dieß gilt 
nicht bloß für Deutfchland, fondern auch für die übrigen romaniſch⸗ 
germanifchen Länder. 

Die Lehrerprüfungen find dagegen höchſt verfchieben, und zwar 
für den Elementar: und Berufslehrerftand. In Deutfchland und Holland 
ift die Prüfung genau vorgeichrieben, zum Theil mit übergroßer Ge 
nauigfeit. In Frankreich wird fie durch Nachweiſung eines praftifchen 
Dienftes vielfach erſetzt; in England gilt fie überhaupt nur bei den vom 
Staate unterjtügten Schulen. 

Die Brüfungen des Juriſtenſtandes find wieder principiell allgemein, 
jelbjt in England; aber während fie dort und in Frankreich nur für bie 
Anwälte gelten, find in Deutichland neben den Anwaltöprüfungen auch 
noch Nichteramtsprüfungen. In Beziehung auf dieſelben haben die 
meilten deutfchen Staaten die Beruföprüfung an den Univerfitäten als 
erite, und dann noch eine ſpecielle Advokaturs- und Richteramtsprüfung 
als zweite Dienitprüfung aufgeltellt, mas in den übrigen Ländern fehlt. 

Die größte Verfchiebenheit herricht in Beziehung auf die Prüfungen 
für den Berwaltungspdienft. Hier hat England noch gar fen 
Syftem; Frankreich hat ein ſolches, jo wiel wir jehen nur für geivifie 
technifche Staatsdienfte, fonft feine; ebenfo ftehen Belgien und Holland. 
Deutichland dagegen bat ſich bier ein vollftänviges, aber wohl in ben 
meilten Etaaten in Form und inhalt vwerichiedenes Syſtem gebilbet, 
das meift in lauter einzelnen, höchſt zerftreuten und von Fall zu Fall 
erlafienen Bejtimmungen befteht. 

Ebenſo verjchieden find die Beitimmungen über bie Brüfungdorgane. 
Negel ift, daß die Berufsprüfungen von den Profefjoren ganz oder zum 
Theil, die Dienftprüfungen dagegen von Beamten allein gepflogen werben. 
In England prüft die Corporation, in Frankreich die Jury, in Deutſch⸗ 
land eine gefegliche Commiffion. Man darf dabei noch von feinem einheits 
lichen Eyfteme reden. Eol es kommen, fo muß erft die Wiflenichaft es 
fuchen und verarbeiten. Die fehr große Wichtigkeit der Sache würde 
eine ſolche Arbeit in höherem Grade wünſchenswerth machen. 


Das einzige Werk, das fich bisher mit diefer Frage und ihrem 
pofitiven Recht im Allgemeinen befhäftigt, iſt Ortloff, Methodologie 
der Rechts: und Staatswiſſenſchaft nebſt deutfchen Etubien und Examens⸗ 
ordnungen 1863, der in feiner erften Abtbeilung die Methodologie des 
Studiums gibt, ohne fich mit derjenigen der Prüfungen zu beichäftigen 
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in der zweiten die wichtigen Prüfungsorbnungen der Heineren Staaten 
(Defterreich und Preußen find bis zur Unbrauchbarkfeit unvollftändig) 
ohne die Studienorbnungen mitzutheilen. Wir glauben aber in Folgen- 
dem, indem wir das Studienprüfungsweſen hier übergeben, das geltende 
Hecht der Dienftprüfungen fomeit mittheilen zu follen, ald uns 
daſſelbe zugänglich war, indem mwir zugleich die Beftimmungen über bie 
Berufsprüfung der wirthichaftlichen Fächer mit aufnehmen. 
Defterreichs Staatöprüfungsigftem. Literatur und genauere Ans 
gaben bei Stubenraud (Verwaltungs-Geſetzkunde Bd. J. 8. 24 ff.). 
Studienordnung von 1855 bei Drtloff S. 135—145. Drganijation 
ber Univerfitäten und Recht derfelben. Stubenraud Bd. 11.8. 405 ff.; 
der Rechtsafademien ebendaf. Bd. II. 8. 414. Theoretifche Prüfungen: 
doppelte Geftalt a. Doftoratsprüfungen: 1) für die Theologie: Zu: 
laſſung nach Decret vom 7. und 28. Januar 1809 und Refcript vom 
16. Sept. 1851; Prüfungscommilfion zur Hälfte vom Bilchof ernannt 
(Entjchließung vom 23. April 1850). 2) Jurisprudenz: die drei 
Nigorofen des Erlaffes vom 2. Dftober 1855 find noch immer nicht ein» 
geführt: es beſtehen noch vier Rigorojen nach altem Recht (Decret vom 
19. März 1850. Stubenraud Bb. Il. $. 406). 3) Medicin (Studien: 
ordnung vom 1. Dftober 1830 mit fünf Jahren (zwei Jahre Klinik, welche 
den Probedienft vertreten); Doctorsprüfung: unbedingt vorgeſchrieben 
(Decret vom 19. Juni 1819); Prüfungen der Wunbärzte (Decret vom 
10. Auguſt 1849) ; die Prüfungen der Batrone der Chirurgie und der Lehr: 
linge (Stubenraud Bd. 11. 8. 280. 281). 4) Philoſophie: Doctors: 
prüfung nach Decret vom 7. und 28. Januar 1809); b. theoretische 
Staatsprüfung: gültig nur für die Rechts- und Staatswiſſenſchaft als 
eigentlihe Staatsdienftprüfung; brei Prüfungen: rechtshiſtoriſche 
(als Zwiſchenprüfung nach dem vierten Semefter), judicielle und ſtaats⸗ 
wiflenichaftliche, vor einer ftantlihen Prüfungscommiffion (Erlaß vom 
2. Dftober; Hauptgefet vom 16. April 1856. Stubenraud) Bd. II. 8. 31). 
ll. Staatspdienftprüfung. Dieſelbe ift bei den Theologen nad 
dem Kirchenrecht, bei den Medicinern in der Doctoratsprüfung ent- 
halten. Bei der Beitimmung zum XZehrerberuf an den Univerjitäten 
tritt die Habilitationsordnung für die Privatdocenten ein. Erite 
Ordnung derjelben zugleich als Einführung des Privatdocententhums 
(Minifterial: Erlaß vom 19. December 1848); nähere Beltimmungen: 
Erlab vom 27. April 1850 (Beſchränkung auf beitimmte Fächer); Recht 
auf Zeugnißausftellung (Erlaß vom 5. Sanuar 1849. Stubenraud 
Bb. 11. 8. 407); Lehrerberuf an den Gymnafien: 1) theoretijche 
Prüfung nad Erlaß vom 24. Juli 1856; ausführlih bei Stuben- 
rauch Bv.1.8.55. Dann ein Probejahr, jedoch nad) demſelben feine 
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Dienftprüfung, ſondern Zeugniß des betreffenden Gymnaſialdirektors. 
Für den Verwaltungsdienft dagegen befteht ein vollftändiges Sy ſtem 
von Staatsprüfungen, deilen Charakter keinesweges allenthalben gleich 
it, und namentlich für die Finanzverwaltung bis zur bloßen technifchen 
Manipulationsprüfung hinabfinft, während die Yinanzwiflenichaft im 
Grunde mit der ſtaatswirthſchaftlichen Prüfung abſchließt — ein nidt 
geringer Mangel. Nach den Fächern getheilt erfcheint folgendes Syſtem. 

1. Finanzverwaltung. a. ſtaatswiſſenſchaftliche oder juriſtiſche Docto⸗ 
ratöprüfung; dann 6—12 Wochen Probezeit; dann Concepts dienft: 
prüfung (meift reine Verwaltungsgeſetzkunde) nad) Decret vom 24. Juni 
1829 und Decret vom 21. Auguft 1839; wiffenfchaftlicher ift vie Prokura⸗ 
tursprüfung (Dienftesinftrultion vom 16. Februar 1855); warum 
gilt feine ähnliche für den Conceptsdienſt überhaupt? b. untergeorbnete 
Dienftprüfungen, bei denen feine willenfchaftlihe Fachbildung voraus: 
gefegt wird, meilt erit nach 1850 auf Grundlage praftifcher Forderungen 
eingeführt oder geordnet; für Anftellung bei 1) Steuerämtern (Ber: 
ordnung vom 28. Juli 1858). 2) Zollämtern (Verordnung vom 
25. Auguft 1858); 3) Verzehrungsſteuer (Verordnung vom 
18. Februar 1857); 4) Kaſſendienſt (Erlab vom 28. Sept. 1853); 
5) Staatsgüter (Berorbnung vom 11. Januar 1822); 6) Staats⸗ 
forftpienft (Verorbnung vom 16. Januar 1850); 7) Finanzweſen 
(Dienftvorfchriften von 1843); 8) Poftdienft (Verordnung vom 23. April 
1850); 9) Telegrapbenvienft (Verordnung vom 1. December 1854); 
10) Buchhaltungsdienft (Erlaß vom 11. November 1852). 

2. Rechtspflege 1) NRichteramtöprüfung a. als Auscultant: 
Probezeit, ohne Brüfung; b. Richter: Ein Jahr Praxis, dann Prüfung 
(Berordnung vom 3. Mai 1853, vom 10. Dftober 1854); 2) Advor 
fatursprüfung (Verordnung vom 11. Dftober 1854); 3) Polizei— 
gerichte (Verordnung vom 10. Dftober 1854). 

3. Innere Berwaltung. 1) Allgemeiner Dienft in der Ber 
waltung: Probepraxis von 6—12 Wochen; dann Beeidigung; ein Jahr 
Probezeit für die Prüfung; dieſe ift fehriftlich und mündlich (Verordnung 
vom 10. Dftober 1854); 2) Mantipulationsdienft: fpecieller Grund: 
b uchs beamten⸗ und Rechnungs dienſt: eine Art von Efementarprüfung 
- (Patent vom 3. Mai 1853); 3) Baudienſt (Erlaß vom 13. März 1850). 

Gejundheitsmefen. 1) Mebicinifches Doctorat; 2) Apotbeler: 
prüfung, Lehrzeit drei Jahre (Verorbnung vom 28. Februar 1854); 
Prüfung (Inftruftion vom 3. November 1808); Magifterium der Phar 
macie (Erlaß vom 14. Juni 1859); 3) Hebammenprüfung (Deere 
vom 19. Mai 1827); 4) Hafen: und Seefanitätsdienft (Verord- 
nung vom 15. Mai 1851). 
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Lehrfach. 1) Volksſchullehrer: Präparanden:Eurs (Erlaß vom 
17. Sept. 1848) nebit Prüfung (ſ. oben); 2) Gymnaftallehrer: 
Prüfungsordnung (Erlaß vom 24. Juli 1854); 3) Realfchullehrer: 
Erridtung von Bildungscurfen (Berordnung vom 2. Nov. 1854) nebit 
Prüfung bei jechöllafligen Realfchulen (Erlaß vom 24. April 1853); 
4) Polytechniſche Anltalt (Erlaß vom 11. und 19. Dec. 1848); 
5) Habilitationg: und PBrivatvocenten (Erlaß vom 19. Dec. 1848). 

Auswärtiges. 1) Conjular: Prüfung (Erlaß vom 20. Oft. 
1849); 2) Diplomaten: Prüfung (Erlaß vom 6. Juni 1856). 

Preußen. Grundlage ift für allen Staatsdienſt die wiſſenſchaft⸗ 
liche Fachbildung und daber die Studienprüfung und Fachprüfung ala 
Abgangsprüfung. Die praftifche Berufsbildung ihrerfeitö wirb daneben 
durch ein vollftändiges Syſtem von Dien ftprüfungen abgefchloffen, die 
zum Theil viel fpecieller find als in Defterreih, aber ihrem Inhalte 
nad allervings ſyſtematiſcher ericheinen. Das Öffentlihe Recht ver 
Dienftprüfung ift im Grundſatz fchon vom Allgem. Landrecht als ganz 
allgemein anerfannt, und auf die einzelnen Prüfungsorbnungen dabei 
verwiefen (Thl. II. 10. $. 70. 71). Das Princip des Unterſchiedes zwi⸗ 
fchen den höheren und nieveren Prüfungen ift dabei viel klarer durch⸗ 
geführt, was ohne Zweifel ald das Nationellere erfannt werben muß. 
Nur läßt fih ein Uebermaß dabei durchaus nicht wegläugnen; es 
ift ala ob man alle Garantie nur von den Prüfungen zu hoffen habe. 
Das Syſtem der höheren Prüfungen iſt bei Rönne 1. $. 293 auf: 
geftellt, die Literatur ©. 311. A. Höherer Auftizdienft mit drei 
Dienftprüfungen: Auskultatur, Referendariat und Affeflorat. Haupt: 
organifation diefer Prüfungsivefen die Verorbnung vom 10. Dec. 1849. 
B. Höherer Berwaltungspienft: hat die zwei erften Yuftigprüfungen 
zur Borausfegung und fordert dann eine Neferendariatöprüfung (Res 
gulativ vom 14. Febr. 1846); dazu noch eine Landratbsprüfung 
(Regulativ vom 10. Juli 1838; Rönne Il. $. 264). Yorftverwal: 
tungsbdienft: Prüfung nah Regulativ vom 7. Febr. 1864; Bau ver: 
waltungsprüfung (Verordnung vom 22. Dec. 1849); Feldmeſſer 
(Regulativ vom 8. Sept. 1831 und 8. Juli 1833); Bergbeamten 
(NRegulativ vom 21. Dec. 1863); Poftverwaltung: neuefte Inſpeltion 
vom 3. uni 1863; Intendantur:Beamten (Regulativ vom 23. 
Mai 1839); Eifenbahndienft, königl. (NRefeript vom 26. Juli 1863). 
Für den Eubaltern: (Manipulationg:) Dienft finden feine eigentlichen 
Prüfungen ftatt, fondern es ift ausbrüdlih ausgeſprochen, daß bie 
Abgangsprüfungen der Oberrealſchulen (erfter Ordnung) und Oymnafium 
die Stelle derjelben bei Anftellungen zu vertreten haben (Unterrichtd: 
und Prüfungsordnung vom 6. Uct. 1859. Rönne II. 293 und 461). 
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Geſundheitsweſen. Auch der Unterfchieb des höheren und nies 
deren Dienftes im Prüfungsſyſtem; Claſſifikations- und Prüfungsord⸗ 
nung vom 2%4. YAuguft 1825. Die Unterjchiebe diefer Ordnung erben 
für die verjchiedenen Klaffen ver Aerzte aufgehoben, und die einheit 
liche Etaatsprüfung für alle Aerzte, Wundärzte und Geburtshelfer 
bergeftellt durch Regulativ vom 8. Det. 1852. . Daneben noch Prüfungen 
für Zahn: und Thierärzte und Hühneraugenoperateuren (Rönne IL 
353 und 367); Hebammenprüfung (Regulativ vom 1. Dec. 1825); 
Apotheferprüfung mit Aufhebung des Unterſchiedes ber zwei Klafjen 
durch die Verordnung vom 1. Dec. 1825 nad k. Drdre vom 26. Nov. 
1853. Das niedere Heilperfonal ohne Prüfung. 

Lehrfach. a) VBolksfchullehrer: Prüfung ſchon nach dem General: 
Landſchulreglement vom 12. Auguft 1763 und Allgem. Landrecht II. 
12. 8. 24. 25; tbeoretifhe und nad Probezeit praftiihe (Rönne, 
Staatsrecht Il. 8. 293. 443); b) Gymnafiallehrfadh. Grundlage: 
Edift vom 12. Juli 1810 und Reglement vom 20. April 1831 (Rönne, 
Unterrichtömwefen II. ©. 338); c) Reallehrfah (Refeript vom 20. Ja⸗ 
nuar 1863); d) Habilitations-Ordnungen (Rönne II. 460). 

Heußeres. Diplomatenprüfung: K. Ordre vom 4. Febr. 1827. 

Bayern. Grundlage für den Verwaltungsdienft ift die Ver 
ordnung vom 6. Mai 1830 nebſt Zuſätzen vom 5. December 1850 und 
24. Mai 1852; bei Drtloff S. 147—159 (die übrigen fehlen bei dem⸗ 
jelben). Für das Gefundheitsmelen mebicinifche Apmiffionsprüfung: 
drei Jahre theoretifche, zwei Jahre praftiiche Bildung (Verorbnung vom 
30. Mai 1843); Apotbeferprüfung (Apothekerordnung vom 27. Jan. 
1842); Hebammenweſen (Verordnung vom 7. Januar 1816); Pözl, 
Verwaltungsrecht 8. 117. 

Lehrfach. Gymnaſiallehrer: Schulordnung vom 24. Februar 
1854; Bolfsfchullehrer (NRegulativ vom 31. Januar 1836); Pözl 
8. 185. Das wirthſchaftliche Prüfungsweſen ift mit der neuelten 
Drganifation des wirthſchaftkichen Bildungsweſens durch die neue Ver: 
ordnung vom 14. Mai 1864 geordnet. Darnach finden bei der nieberen 
Stufe der Gewerbefchulen feine Abfolutorialprüfungen ftatt, wohl aber 
am Schluſſe jedes Schuljahrs öffentliche Prüfungen, welche mit Preis 
vertheilungen verbunden find (8. 21). In der ziweiten Stufe, den Real: 
gymnafien dagegen ift eine vollftändige Abfolutorialprüfung aufgeftellt 
nebft Preivertheilung (&. 43 ff). In der polytechnifchen Schule treten 
fogar halbjährliche Studienprüfungen ein, außerdem jährliche Abfolu: 
orialprüfungen an den Facabtheilungen ($. 73. 75 ff.); Prüfung® 
gegenftände find gefeglich beitimmt; Prüfungscommiflion vom Staate 
eingefebt. Yür den Etaatsbaudienft find außerdem durch Belannt 
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madhung vom 24. Auguft 1864 eigene Prüfungen eingeführt. Ebenſo 
Prüfungen in der Iandwirtbichaftlihen Akademie von Weihen-Stepban. 
Ein gleihartiges, ſehr ausgebildetes Staatsdienftprüfungsigitem 
neben dem Fachprüfungsſyſtem der Univerfitäten bat Württemberg. 
Mohl bat in feinem mwürttembergifchen Verwaltungsrecht S. 95 dieß 
Eyftem ausführlich dargejtellt; der erite, jo viel wir fehen, der den 
Gegenitand in das Verwaltungsrecht aufgenommen bat; vergl. bejonders 
©. 99 Note 6. (die Hauptverorbnung ift vom 25. April 1839 und für 
den Juſtizdienſt vom 29. April 1839). Die Prüfungen find in höhere und 
niedere Dienftprüfungen gefchieden, jedoch nicht nach den einzelnen Ber: 
waltungsfächern ; daneben ift ein Dienftprobejahr eingeführt (Verordnung 
vom 27. Auguft 1836 und Zufat vom 3. Januar 1850. Abgedruckt bei 
Drtloff a. a. D. S. 170—204). Die Lehrerprüfung für Dber- und 
Unterrealfchulen organifirt durch Verordnung vom 20. Juli 1864. 
Was vie Übrigen deutfchen Länder betrifft, fo ift im Allgemeinen 
das Fachprüfungsweſen an den Univerfitäten maßgebend geweſen, jedoch 
meiftens in der Weife, daß das Doftorat nur für die Medicin als 
Dienftprüfung zugleich gilt, oft auch für den 'Xehrberuf, während die 
Richteramtsprüfung felbftändig daneben befteht, und oft auch eine eigene 
Aovolatenprüfung. Es iſt nicht zu verfennen, daß erft fett 1848 die 
Prüfungsordnungen theils ganz neu eingeführt, theils neu organifirt 
und tbeil3 in der Umgeftaltung begriffen find. Wir find nicht im 
Stande gemweien, ein vollitändiges Bild zufammenzuftellen; Drtloff 
it fehr unvollftändig. Meiftens find die Lehramisprüfungen fehr genau 
beitimmt; die Baumeifterprüfungen in ben Fleinen norddeutſchen Staaten 
vielfah an Preußen verwiefen. Die Hauptdaten über das Fach⸗ und 
Dienftprüfungöwefen dürften folgende fein: Königreih Sachſen: Dienft: 
prüfungsorbnung für die juriftiihe und Richteramtsprüfung (Verord⸗ 
nung vom 16. November 1859); Drtloff ©. 173; Hannover (A: 
gemeine Reglement vom 30. Mai 1848); Prüfungsorbnung für ten 
Auftizdienit (Verordnung vom 8. Januar 1858); Drtloff ©. 160 bis 
168). Kurfürftentbum Hefjen: zwei Staatöprüfungen feit Verordnung 
vom 18. April und 21. Mai 1861 (Ortloff ©. 205). Baden: gleich⸗ 
falls zwei Prüfungen (Verordnung von 1853); nebft Probezeit (Ber: 
ordnung vom 7. April 1854 und 23. Juli 1857); Drtloff ©. 206 
bis 216. Die neueite Prüfungsordnung für die Lehrer an ten Ge 
lehrten⸗ oder höheren Bürgerfchulen vom 5. Januar 1867. Ebenſo 
Großherzogthum Heſſen (Verorbnung vom 10. September 1851). Das 
Dienfiprüfungsmweien in Naſſau war bereits durch Verordnung vom 
20. Januar 1845 in fehr rationeller Weife georbnet; ähnlih in Sachſen⸗ 
Altenburg (Verordnung von 1831), nebft ausführlihdem Reglement 
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vom 9. Juni 1846, wozu eine Novelle vom 28. Februar 1861 gekom⸗ 
men ift (Auftria 1864, ©. 149), Das Dienftprüfungswefen von 
Sadien:Coburg beruht auf der Verordnung vom 24. April 1860; 
die Prüfung der Baugemwerbtreibenden ift nad) Aufhebung der Zunft: 
verfaflung und Einführung des neuen Gewerbegeſetzes vom 26. Juni 
1863 durch Bekanntmachung vom 3. Februar 1864 geordnet (Auftria 
1864, Nro. 18). In Didenburg ift die frühere Organiſation ber 
Dienitprüfungen vom 20. März 1830 durch die neue Drganijation 
vom 21. Auguft 1856 aufgehoben, und fpectelle Prüfungen für Steuer 
ämter durch Geſetz vom 13. April 1864 ald Complement des neuen 
Schifffahrtsgeſetzes von 1856, fo wie Prüfungen für Forftmänner 
durch Geſetz vom 14. April 1864 eingeführt Auftria ebend. S. 157 und 
190). Sachſen-Weimar (Prüfungsorbpnung vom 11. Februar 1853); 
Anbalt:Deffau (Verordnung vom 22. Yuli 1852). Aehnlih Braun: 
ſchweig (Verordnung vom 5. März und Snftruftion vom 27. November 
1850). In Medlenburg bildet die Verordnung von 1837 die Grund: 
lage; reorganifirt wurde das ganze Prüfungswefen durch Verordnung 
von 1859, welche fpeciell Richteramtsprüfungen eingeführt hat. Die 
thierärztliche Prüfung ift durch NMeglement vom 14. Yuni 1858 und 
genauere Ausführung im Naditrag vom 24. Ditober 1864 georbnet. 
In einigen Heineren Ländern wie Walded ift das Örtliche Prüfungs 
weien dem preußiſchen Prüfungsrecht analog. Es ift Har, daß das 
bier Angeführte nur als Andeutung für eine felbftändige Bearbeitung 
Werth hat; mir müſſen die leßtere für höchft wünſchenswerth halten; 
manche weitere Beiträge fiehe unten unter wirtbichaftlicher Fachbildung. 

Was nun das Prüfungsweien Frankreichs betrifft, fo beſteht 
das, was wir darüber haben finden können, in Folgendem. Eine all 
gemeine Gefebgebung gibt es nit. Grundſatz ift, daß für die Mebr 
einer das mediciniſche Doktorat Berufs: und Staatsprüfung zugleid 
ift; für die Lehrer gilt die Berufsprüfung der Facultes ala Dienft- 
prüfung, eben fo für die Zuriften. E3 wird für die letzteren angenom- 
men, daß jeder Juriſt wenigſtens Licenci6 en droit fein muß; die Be 
dingungen diefer afademifchen Grabe unten bei der Darftellung ber 
Facultes. Eine Richteramtsprüfung eriftirt unferes Wiflens nicht; ein 
Geſetz über die Anftellung der Richter auch nicht. Nur über die An 
ftellung ber Notaires ift bereits durch die Notariatsordnung vom Jahr 
XI vorgejchrieben, daß jeder Liceneie en droit erft ſechsjährige stage 
und dann ein „Zeugniß“ ber Befähigung von der Corporation ber 
Notaires haben muß; eben jo fol jeder Advokat nach ber Advolaten⸗ 
ordnung bon 1822 dreijährige Stage (Conceptspienft) und ein Zeug: 
niß ber Befähigung von der Advolatenlammer beibringen. Für bie 
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Anftellung der Berwaltungsbeamteten kennen wir gar fein Geſetz, nicht 
einmal die gefeßliche Nothwendigkeit, die Faculte de droit durchgemacht 
zu haben — in der That gibt e8 dort ja aud Feine rechte Theorie des 
droit administratif, viel weniger Polizeiwiflenichaft oder Nationalökonomie. 
Das belgiſche Prüfungsſyſtem ift dem franzöfiichen entiprechend, mie 
das bolländifche dem beutfchen. Die Vorfchriften des legteren find 
fpecialifirt in den drei Geſetzen über den niederen, mittleren und höheren 
Unterricht (f. oben). Das belgische Recht der Beruföprüfungen bei 
Le Roy in Schmid, Encyelopäbie, v. Belgien. Dazu bemerft de 
%003 (Droit adm. beige): „Il y a deux grades pour chacune des 
branches de l’enseignement superieur, celui de candidat, celui de 
docteur. Il ya de plus un grade de docteur en sciences politiques 
et administratives, un grade de candidat en pharmacie, de phar- 
macien et de candidat notaire. (Geje vom 1. Mai 1857.) Un 
diplome scientifique special est institu& en faveur des personnes, 
qui apres avoir obtenu le grade legal de docteur, se sont appliqudes 
& ceriaines sp£cialites de la science, p. e. & celle de droit admini- 
stratif. Ce sont les Universit6s de }’Etat qui le conferent. Aber 
Rechte geben biefe Prüfungen nit. C’est une simple attestation de 
capacit6, qui ne confere aucun droit ni prerogative dans l’Etat.“ 
Fooz, T. IV. p. 314. 315. — In England ift das Prüfungstveien 
nit einmal für die Mebiciner vorgefchrieben (j. Geſundheitsweſen 
©. 106 ff.), eben fo wenig für die Lehrer, die in freien Schulen wirken, 
oder die PVrofefloren, die gewählt werben, ſondern nur für die Schul: 
lehrer der vom Staat unterftügten Armenfchulen (ſ. daſ.). Für bie 
Berwaltungsbeamteten gibt es troß der in der vollgiehenden Gewalt 
(€. 363. 354.) erwähnten Berhältniffe Feine Prüfungen; das Syſtem 
derfelben hat jedoch feit 1853 für die in diſchen Beamteten Pla ge 
griffen, und ift von da auf einige andere Klaflen übergegangen (vgl. 
bie leider bürftige Notiz von Gugler im Anfang zu defien Ueberſetzung 
von Taylor, Snduftrie und Schule ©. 175. 176). Geſetze gibt es 
feine. Nur die Nechtöpflege hat das Prüfungsweien in allerneueiter 
Zeit in fih aufgenommen, indem nad) 23. 24. Viet. 127. dem Lord 
Chief of Justice das Recht eingeräumt ift: „from time to time to 
make regulations for the examinations‘* wenn bie betreffende Perjon 
nicht die Univerfitätöprüfungen beftanden babe; derfelbe ſetzt dann auch 
die Prũfungscommiſſion zufammen; diefe gelten nur für attorneys und 
sollicitors, aber da aus dieſen die judges genommen werden, fo er 
Scheint diefe erfte englifche Advokatenprüfung zugleich als Richteramts: 
prüfung. (Chitly Archibald, Practice of the Court of Queens 
Bench, 11. Ed., by J. Prentice. p. 31. 32.) 
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Befonderer heil. 


Die öffentlich vechtliche Drganifation der Berufsbildungsfpfteme 
bei den Hauptoölfern Europas. 


Bei dem äußeren Reichthum an Beftrebungen, Leiftungen und Anr 
ftalten für das Berufsbildungsmweien in den organischen Kulturländern 
ift e8 nicht möglich, bier auf das Einzelne einzugeben. In der That 
muß die Vertwaltungslehre im Allgemeinen ſich darauf beſchränken, nad; 
dem der Charakter befielben bargeftellt ift, nur noch das Bild des 
ganzen Syftems zu geben. Unter dem Berufsbildungsſyſtem verftehen 
wir nun die Öffentliche Orbnung, nach welcher bie einzelnen Staaten 
die drei großen Hauptgebiete des gefammten Bildungsweſens, die ge 
lehrte, die wirthbichaftliche und die Fünftlerifche zum Gegenftande ihrer 
Gefeßgebung und ihrer Thätigleit gemacht haben, als die poſitiv 
rechtliche Geftalt der geltenden öffentlihen Berufsbildung. 

Hier nun ſcheiden fich die Hauptvölker Europas weſentlich von ein: 
ander, mwährenb fie in ber Idee des Berufsbildungsweſens fich natür 
lich auf? Engjte verwandt find. 

Bei aller Tiefe und Gründlichfeit der bisherigen Unterfuchungen 
ift e8 nicht zu läugnen, daß eine organiihe Geſammtüberſicht, 
eine nebeneinanderftellung der Syſteme noch fehlt. Es ift für und im 
Einzelnen fo gut als gar nichts zu leiften übrig. Der Werth und die 
Aufgabe des Folgenden kann nur darin beftehen, in jedem Lande das 
wiſſenſchaftliche, wirthſchaftliche und künſtleriſche Berufsbildungsſyſtem 
als Ein Ganzes zuſammenzufaſſen, demſelben für die Staatswiſſenſchaft 
ſeine organiſche Stelle, für die Vergleichung mit andern Völkern ſeine 
hohe Berechtigung als Grundlage und für die Behandlung der Einzel⸗ 
fragen ſeinen wichtigen, oft maßgebenden Einfluß zu ſichern. Dabei 
wird es auch nur auf dieſem Wege möglich ſein, auf gewiſſen Punkten 
durch beſtimmte und durchgreifende Begriffsbeſtimmungen einer zuweilen 
peinlichen Verwirrung in Bezeichnungen, Anſichten und Fragen zu be 
gegnen. Wir halten auch hier die Hoffnung feft, daß auf der gegebenen 
Grundlage jeder Fachmann das jpecielle Recht feines eignen Landes fi 
binzufeten, und dadurch dem vorliegenden, vorwaltend theoretilchen 
Berfuche feinen praktiſchen Werth geben möge. 

Dbne allen Zweifel wird nun das Ziel audh bier am beiten erreidt, 
wenn wir dad deutfche Bildungsſyſtem ald maßgebend an die Spitze 
ftellen, indem wir dabei ftels feithalten, daß zwar die pädagogifchen 
Begriffe und Forderungen maßgebend find und bleiben werben, daß 
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fie aber nicht dem Verwaltungsrecht angehören, fondern von demielben 
als befannt vorausgejeht werden müflen. Es muß uns daher genügen, 
bier ein Bild darzubieten, welches die gewaltigen Verfchievenheiten des 
Berufsbildungsweſens auf die oben aufgeftellten einfacheren Kategorien 
reducirt und dadurch das europäiſche Leben und fein öffentliches Necht 
bier al8 Ganzes ericheinen läßt und verjtändlid macht. M 


— — 


Die Urſache des Mangels einer Geſammtdarſtellung des Berufs⸗ 
bildungsweſens in Deutſchland beruht auf der bisher überwiegenden 
Bedeutung der wiſſenſchaftlichen Bildung, welche die größte Kraft ab: 
forbirt, und zweitens in der noch vielfach geltenden Vorftellung von 
der Scheidung des wirthſchaftlichen vom wifjenfchaftlichen Berufe. Daber 
gibt es über das Ganze gar feine Literatur. Im vorigen Jahr⸗ 
hundert fommt natürlich die wirthichaftliche und Fünftlerifche den Syſte⸗ 
matifern, tie Juſti, gar nicht zum Bemwußtfein; die NRechtölehrer fennen 
nur die Univerfitäten als öffentlich vechtliche Körperfchaften, und die 
Beichränkung auf diefelben unter völliger Weglaflung der wirthichaft: 
lichen und künſtleriſchen Anjtalten hat fih erhalten (ſ. Mauren 
breder, Zachariä und felbit den unermüblichen Zöpfl.) Die neuere 
Bolizeiwifienichaft, wie Jacob, Pölik und Mohl bleiben bei allges 
meinen Redensarten, ohne Beziehung auf Deutichland; die neuelte 
enchelopädifche Literatur, wie dad Staatswörterbud und nament- 
ih Schmids Enchelopädie des gefammten Erziehungs: und Unter: 
richtsweſens (feit 1859) geben bei den zum ‘Theil für das Detail 
ſtudium unſchätzbaren Mistheilungen der tüchtigften Fachmänner, ohne 
die eine Gelammtdarftelung für viele Theile Deutichlands geradezu 
unmöglich bliebe, manche Mittheilungen, die von Werth find; doch, wie 
es ihre Natur mit fich bringt, beſchränken ſich diefe Arbeiten in ihrer 
Anordnung auf eine mehr äußerlidhe Eintheilung, welche auch hier 
wie beim Volksſchulweſen die Vergleihung dem Leſer felbft überläßt. 
Für das Einzelne ift daher wenig, für das Ganze noch alles zu thun. 


Deutſchlands Berufsbildungsſyſtem. 
Charakter. 


Während es eine außerordentliche ſchwierige Aufgabe iſt, das Be: 
rufsbildungsſyſtem Deutſchlands in ſeinen einzelnen Theilen und Be⸗ 
ſtimmungen vollſtändig darzuſtellen, glauben wir dagegen, daß es nun⸗ 
mehr leicht iſt, den Charakter deſſelben im Verhältniß zu den bisher 
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dargelegten Grunbbegriffen zu beftimmen. Deutfchlands Berufsbildungs⸗ 
inftem beruht zunädft darauf, jede allgemeine, ter Gefammtheit 
dienende, öffentliche Thätigfeit als einen Beruf anzuerkennen, und 
daber für jeden Lebensberuf eine berufsmäßige Bildung zu fordern. 
An diefe Forderung hat fi) das zweite Moment angefchlofien, wornach 
Deutihland das wirthſchaftliche Berufsbildungswefen neben 
dem gelebrten zu einer jelbftänpigen, organijch geordneten und vom 
Staate als Öffentliche Aufgabe anerfannten, erhoben bat, fo daß wir 
in Deutſchland die zwei großen Berufsbildungsſyſteme der gelehrten 
oder geiftigen und der wirtbichaftlichen Berufe neben einander beitehen 
und funktioniren ſehen, während fie dennoch fich nicht nach ftänbifchen 
Principien ſcheiden, ſondern innerlih und zum Theil äußerlich ver 
bunden find. Dabei bat das gelehrte Berufsbildungswefen dem wirth⸗ 
Ichaftlihen das Princip der geiftigen Selbftverwaltung, das wirth: 
fchaftlihe dem gelehrten jeine praftiihe Richtung der Stubienord: 
nung mitgetheilt, beide aber, in ihrer Nothwendigkeit vom Staate 
anerfannt, find eben deßhalb durchftehend Staatsanftalten, bie beibe 
mit gleihem Nachdrucke gefordert, mit gleicher Liebe gepflegt, mit 
gleicher Ehre betheilt werden. An fie bat fih in neuelter Zeit bie 
künſtleriſche Bildung angeichlofien, die nunmehr gleichfalls, wenn 
auch nur noch theilweife in das Syſtem mit gleichen Bebingungen 
aufgenommen ift. Und jo fann man unbevenflich das deutſche Beruf 
bildungsſyſtem als Mufter und Maßſtab für alle andern aufftellen; 
es ift der Standpunkt, von welchem aus das übrige Europa beurs 
theilt worden, und das in feiner klaren und ernten Totalität und 
feiner machtvollen Wirkſamkeit eine der großartigften Thatjachen der 
Weltgeichichte darbietet. 

Dennoch find jene beiden Arten des Berufsbildungsweſens weſent⸗ 
lich von einander verſchieden, ſowohl im Princip als im Syſtem 
ihres öffentlihen Rechts. Sie haben eine ſelbſtändige Gejchichte und 
felbftändige Stellung und es wird darauf ankommen, fie in bielem 
Sinne felbjtändig neben einander zu ftellen. Es ift dabei nicht unſere 
Sade, fie zu erfchöpfen, fondern nur in ihrem Charakter zu be 
zeichnen. Gelingt das, fo ift es wohl nicht fehr ſchwierig mehr, 
bie pofitiven Rechtszuſtände der einzelnen Theile daran anzufchließen 
und die Umriffe des Bildes mit dem lebendigen Inhalt auch ber 
pofitiven Thatfachen auszufüllen. Unfere Arbeit wird gerade bier 
auf Vollſtändigkeit nur fehr geringe Anfprüce machen können; es 
muß uns genügen, das reiche Bild als ein organifches Ganze aufı 
gefaßt zu haben. 
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Erftes Gebiet. Das gelehrte Bernfsbildungsſyſtem. 
A. Das gelchrie Yorbildungsfyhem. 
(Die gelehrten und hohen Schulen, Gymnafien, Lyceen, Athenäen, Collegien.) 
I. Begriff uud Formen der gelehrien Schulen. 


Das gelehrte Vorbilbungsfuftem umfaßt nun feinem formalen Be 
oriff nad die Gefammtheit der Anjtalten, welche für die von ber 
Fachbildung getrennte gelehrte Vorbildung getrennt find und unter den 
oben angeführten Namen funftioniren. 

Wir dürfen nun gewiß zunädft darauf hinweiſen, daß es nicht 
unjere Aufgabe fein fol, das ganze Gymnaſialweſen mit feiner Biel- 
geftaltigleit und feinen wichtigen Fragen bier zu erfehöpfen. Für die 
Berwaltungslehre ift die gelehrte Schule oder das Gymnaſium zunächſt 
ein einzelne ganz beftimmtes Drgan in dem großen Ganzen des 
Bildungsorganiamus und hat eine ganz beftimmte Funktion innerhalb 
defielben zu vollziehen. Diefe Funktion liegt, wie alle organifche 
Funktion, nicht in der Willfür des Einzelnen oder ſelbſt der Gefetgeber, 
fondern fie ift durch die höhere Natur der Sache jelbft gegeben. Nirgende 
aber ift dieſe Idee in fo beftimmter Weife entwickelt und auch hiftorifch - 
zu einem Karen Abſchluß gelommen als in Deutjchland; und wir dürfen 
daber die Darftellung von Deutſchlands Gymnaſialweſen als die Grund: 
lage für das gefammte gelehrte Vorbildungamelen von Europa anfeben. 
Kur muß man dabei gleich anfangs bie beiden großen Seiten alles 
gelehrten Schulweſens wohl unterjcheiven und auf fie die verſchiedenen 
Formen deflelben zurüdführen. 

Die Stellung, welche das gelehrte Schulmwefen im großen Bilbungs- 
organismus einnimmt, ift nämlich eine boppelte, und eben diefer doppelte 
Inhalt derfelben hat es ſchwierig gemacht, vafjelbe zu verftehen. Dennod) 
bleibt es die einzige Grundlage feiner Gefchichte und der Vergleichung 
feiner verſchiedenen Geftaltungen. 

Zuerſt und formell ift nämlich die gelehrte Echule die reine Vor 
bildungsanftalt für das gelehrte Fachbildungsweſen. Eie hat daher 
zur Aufgabe, alles dasjenige zu lehren, was als Vorausſetzung und 
Bedingung des leßteren angejehen werben muß. Sn ihrer foftematifchen 
Stellung wird daher die ganze innere und äußere Ordnung der ge 
lehrten Schule durch dasjenige gegeben, was die gelehrte Fachbildung 
fordert, und zwar in der Weile, daß jene für alle einzelnen Fächer 
die Borbildung zu leiten bat. Dver, da das Fachbildungsweſen in 

Stein, die Berwaltungdlcehre. V. 13 
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den Univerfitäten enthalten ift, die gelehrten Echulen find die Vor: 
bildbungsanftalten für die Univerfität. Ordnung, Form, Inhalt und 
Werth ihrer Funktion findet demnach zunädft und zuerft ihren Maß— 
ftab eben an diefem Verhalten zur Univerfitätsbildung. 

Allein die höhere wiſſenſchaftliche Bildung, melde bie gelehrte 
Schule gibt, Fann fi auf die ftrenge Funktion der Vorbilbung für bie 
Fächer nicht beichränten. Sie hat auch an und für ſich einen Werth; und 
bie gelehrte Schule ift daher ihrem Weſen nad) zugleich eine Bildung 
anftalt für die allgemeine Bildung. Sie muß daher in ihrer Funktion an 
ſich nicht bloß ftrenge an die Vorbildung gebunden fein; fie muß auch 
die Fähigkeit befiten, an und für fich eine Bildungsftufe barzubieten, 
welche auch ohne Anſchluß an die Univerfität ein jelbftändiges Maß 
der Bildung gibt. Sie muß daher den Abſchluß ihres Bildungsganges 
nicht bloß in den Fachbildungen der Univerfität, fondern fie muß ihn aud 
in fich jelber zu finden im Stande fein. Das ift die zweite Forderung, 
welche das Bildungsweſen an das gelehrte Schulweſen zu ftellen bat. 

So einfad nun an fich diefe beiden Geſichtspunkte find, fo ſchwierig 
ift es, fie in der praktiſchen Ordnung und Thätigkeit der gelehrten 
Schulen zu verbinden. Denn dieſe Verbindung beruht nicht bloß auf 
den Gegenftänven der Lehre, fondern weſentlich aud auf dem Geifte, 
in dem fie gelehrt werden, und jeder Schulmann wird zugeltehen, daß 
. das, mas wir den päbagogifchen Charalter der einzelnen gelehrten Schule 
nennen, gerade auf diefer Verbindung jener Elemente in derſelben beruht. 
Allein es ift Har, daß dieſe Doppelfunftion zugleich die Stellung begründet, 
welche das öffentliche Necht der gelehrten Schulen gegenüber einnimmt. 
Die Verwaltung wird etwas anderes fordern. wo bie letztere nur Borbil 
dungsanftalten, und etwas anderes, wo fie allgemeine Bildungsanftalten 
find, wenn auch die Grundzüge bes öffentlichen Rechts diefelben bleiben. 
Der Regel nad wird im erften Falle der Bildungsgang und die Studien: 
ordnung eine enger begränzte, im leßteren eine meiter angelegte jein. 
So ergibt ſich fchon hier, daß das, mas wir bie gelehrte Schule nennen, 
eine Reihe jehr verſchiedener Geftalten bezeichnet; und in der That hat 
diefer Unterfchieb, Hiftorisch begründet, auch in den Namen Platz ergriffen. 
Es ift deßhalb wohl nothwendig, fich über tie Bedeutung der Ausbrüde 
jelbft auch Hier einig zu werden. Wir faflen diefelbe nun in folgender Weile. 

Der Ausdrud „hohe“ oder „gelehrte Schule“ bedeutet alle Vor: 
bildungsanftalten für jede miflenichaftlihe Entwidlung; er iſt ber 
Gattungsname. 

Das Wort „Öymnafium“ dagegen bezeichnet ung die gelehrte Schule 
in dem ftrengen Sinne der Borbildungsanftalt für die Fachbildung, nament⸗ 
lich alfo für die Univerfität. Mit dem Ausdruck Gymnaſium erſcheint 
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gegenwärtig vielfach gleich bedeutend der Ausbrud „Lyceum,” namentlich 
in den Ländern, melche ganz oder theilweiſe das franzöfifche Berufsbil: 
dungsweſen aufgenommen haben; der weſentliche Unterfchied zwischen dem 
Gymnaſial⸗ und Lycealſyſtem ift jedoch ber, daß im erfteren nur, 
oder doch bei weitem vorwiegend, die gelehrte Bildung geboten wird, 
an bie fich die Elemente der wirthſchaftlichen anfchließen, während das 
Lycealſyſtem die gelehrte und mwirtbfchaftliche Vorbildung als ein Ganzes 
in zwei Theilen behandelt (das fogenannte Bifurcationsſyſtem; ſ. Frank⸗ 
reich). Es ift fein Zweifel, daß Deutfchland der Träger des ftrengen Gym: 
naſialſyſtems ift. Wir haben daher feine Bedeutung unten darzuftellen. 

Das „Athenäum” und die „Collèges“ dagegen bedeuten die hohen 
Schulen, infofern fie als felbftänvige allgemeine Bildungsanftalten dar 
ftehben, und mithin auf den Eintritt in das praftifche Leben ohne ber 
ftimmte Berufsbildung, alfo auf das Angehören an die geiitig gebilbete 
Welt berechnet find. Sie gehören mejentlich ala biftorifche Formationen 
noch einigen Ländern an, wie England, Belgien und einem Theile der 
Schweiz, und find nicht bloß an fi von dem Gymnaſium verſchieden, 
fonvern bebeuten auch wo fie vorlommen, eine weſentlich andere Auf: 
faſſung des gefammten Vorbildungsweſens, wie e3 fich unten zeigen wird. 

Deutſchlands gelehrtes Schulweſen zeichnet ſich nun dadurch aus, 
daß es beide großen Grundformen der gelehrten Vorbildung bei ſich 
mit voller Beſtimmtheit ausgebildet und jeder derfelben ihr eigenthüm⸗ 
liches öffentliches Recht gegeben hat. Deutſchland beſitzt nämlich in 
feinem Gymnaſialſyſtem ein ſpeciell für das Vorbildungsweſen der 
Fachbildung (Univerſität) beſtimmtes Syſtem von gelehrten Schulan⸗ 
ftalten, während das durch die Athenäen oder Collèges ausgedrückte 
Element in — bis jebt nur einzeln daftehenden — PBrivatunter: 
nehmungen vertreten ilt. Das Verhältniß beider zu einander be: 
ruht dann wieder darauf, daß die leßteren zugleich meiſt die Fähigkeit 
baben, auch als Gymnafien für die Univerfität vorzubereiten. Daß 
jevoch ihre Stellung von der der Gymnaſien im Grunde wefentlid ver 
fchieden und fie die alten englilichen Colleges auf dem Continent find, 
wird denfelben erjt dann recht klar werben, wenn das Weſen ber eigent⸗ 
lichen Gymnafien beftimmt feitgeltellt ift. Die nun kann nur auf 
biftorifchem Wege geſchehen. Allerdings gehört dieſe geichichtliche Ent: 
widlung im Grunde ganz Europa an; allein nirgends mwirb es fo Har 
wie in Deutfchland, in welcher Weife ſich das eigentlihe Gymnaſial⸗ 
wefen aus ber hiftorifchen Geftalt der alten hohen Echule zu feiner 
ſpecifiſchen Stellung und Aufgabe entwickelt. Wir müſſen daher die 
Elemente dieſer Geſchichte hier worausfenden. 
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Auf den Unterfchieb der obigen Formen der gelehrten Schulen hat 
namentlich Pfaff in einem leider fehr kurzen Aufſatz im deutſchen 
Staatswörterbuch Bd. IV Nüdficht genommen. Er bezeichnet die Ber: 
hältnifje annähernd richtig, aber es läßt ſich das Ganze eben gar nicht 
anders als auf biftoriihem Wege verliehen. Palmer und Pfaff 
waren offenbar berufen, in diefem Sinne die ganze Frage zu einer end: 
gültigen Entfcheivung zu bringen. Rümelin, Thaulow und andere 
ftehben dagegen ganz auf dem Stanbpunfte, den wir ald die, Gymnaſial⸗ 
frage” bezeichnen werben. Wir würden eine viel leichtere Aufgabe haben, 
wenn wir überhaupt eine Gefchichte der hohen Schulen von einem höheren 
Standpunkte befäßen; denn Meiners hat bei allem Fleiße im Einzelnen 
bafür nicht einmal rechtes Material gegeben und Raumer fie in dem Be 
griff der allgemeinen Eulturentwidlung verloren. Vielleicht daß die Ber: 
waltungslehre dafür den Anftoß zu geben berufen ift; gewiß ift e8, baß fie 
ohne diejelbe das Gymnaſialrecht nicht zu beherrſchen im Etanbe fein wirb. 


II. Elemente der Entwidiung des hohen Schulweſens zum Gymmnafialweien 
der Wegenwart. (Die Gumnaflialfragen.) 


Die Geichichte des hohen Schulweſens muß davon ausgehen, daß 
die concrete Geftalt und das pofitive Hecht deſſelben nicht eben bloß 
auf Zufälligfeiten und örtlichen Verhältniffen und ebenfo wenig auf 
den Anfichten der Einzelnen oder der Willfür der Geſetzgeber beruht. 
Die hohe Schule als allgemeine germanifhe Inſtitution hat vielmehr 
ihre eigene, in ihrer organischen Beitimmung liegende Natur und dieſe 
ilt es, welche das Recht derfelben, wenn auch langſam und in fehr ver 
ſchiedenen Formen, ausgebildet hat. Das Ziel diefer Gefchichte ift, mie 
Ichon bemerft, die Ausbildung des fpecififch deutfchen Gymnaſialweſens; 
den Inhalt derſelben bilden die verſchiedenen Geftalten, welche dieſe 
Geſchichte hervorgebracht hat; aber die eigentlich bewegende, den Wechſel 
dieſer Geſtaltungen erzeugende Kraft iſt jener Unterſchied in der großen 
eiviliſatoriſchen Funktion der gelehrten Schule, die wir oben bezeichnet 
haben und die ſich allmählig an dem Verhältniß zur Univerſität als 
ſpecifiſche öffentliche Fachbildungsanſtalt herausbildet. 

In dieſem Sinne erſcheint die Geſchichte des hohen Schulweſens 
in drei großen Abſchnitten; unſere Gegenwart ſteht im Beginn des 
letzten; der Charakter jeder dieſer Abſchnitte iſt im Allgemeinen leicht 
zu bezeichnen, aber im Einzelnen bieten dieſelben ein reiches, leider noch 
viel zu wenig beachtetes Bild, deſſen Hauptmerkmale wiederum nicht 
ſo ſehr in dem didaktiſchen und pädagogiſchen Elemente zu ſuchen 
ſind. Es muß vielmehr feſtgehalten werden, daß eben dieſe didaktiſche 
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Aufgabe der hohen Schulen, ganz gleichgültig dagegen, ob es mit oder 
ohne Bewußtſein geſchieht, beſtimmt wird durch die Stellung, welche 
die hohe Schule im geſammten Bildungsſyſtem einnimmt. Die Ge 
Ihichte der Lehrpläne und ihres Rechts ift der Ausdrud der geſchicht⸗ 
lihen Entwidlung biefer organifchen Stellung jenes Bildungsſyſtems, 
während die Geichichte ihrer Verwaltung durch ihr Verhältniß zur ftaat- 
lichen (adminiftrativen) Auffaffung des gelehrten Berufsbildungsweſens 
überhaupt bedingt wird. . 
Die erſte Epoche diefer Entwidlung des hoben Schulweſens zeigt 
una die hohe Schule in der Geftalt, in welcher fie noch eigentlich gar 
feine Borbildungsanftalt, ſondern die allgemeine höhere Bildungsanftalt 
überhaupt if. Man wird diefe Epoche wieder in zwei Theile fcheiden 
müfjen. Der erfte Zeitraum geht bis zur Erfindung der Buchdrucker⸗ 
funft. In diefem Zeitraum beftehen die Lehrmittel nur noch in den 
Manuſcripten, welche ihrerfeit3 wieder faft nur in den Klöftern vor: 
handen find. An dieſe fchließt ſich daher das erfte höhere Bildungs: 
weien an; der Möndh ift der einzige Gelehrte; feine Vorlefungen find 
noch an feine äußere Ordnung gebunden; er hält fie meiftens auf Grund⸗ 
lage eines Manuferipts und bringt dann in die Vorträge hinein, was 
ibm als nothwendig erfcheint. Das find die alten Scholae, die Klofters 
ſchulen. Die erſte Vorbildung, die claſſiſche Sprade, ift dabei meift 
dem Einzelunterricht überlafen. Niemand denkt noch daran, eine folche 
Bildung als Bedingung einer öffentlichen Berufsthätigfeit anzufehen; 
e3 ift ein ganz freier Anfang der noch durch feine Tradition und noch 
weniger durch ein Geſetz geregelten höhern Bildung überhaupt. Bis 
zum breizehnten Jahrhundert ftehen dieſe Scholae noch ganz allein da. 
Mit dem Auftreten der Univerfitäten aber nehmen fie allmählig einen 
andern Charakter an. Da ed nur wenig Univerfitäten gibt, fo bleiben 
fie noch ein paar Jahrhunderte hindurch vie eigentliche höhere Bildungs⸗ 
anftalt; allein für diejenigen, welche die Universitas befuchen tollen, 
werden fie fchon jet Borbildungsanftalten. An ihnen lernt der 
fünftige Studiofus fein Latein, die Elemente der Rhetorik, Philofophie 
und Glafficität; aber er kann ſich auch noch eben fo gut zu Haufe für 
die Universitas vorbereiten und ebenſowohl kann er von ihnen aus un: 
mittelbar ins Öffentliche Leben übertreten. Es ift ein noch ſporadiſches, 
nur örtlich geftaltetes Bildungsmefen. Erft dann, als die Claſſiker durch 
die Buchoruderei allgemein werben und als fi an biefelbe eine jelb: 
ftändige Literatur und in der letztern eine allgemein gültige, Öffentlich 
rechtliche Scheidung ihrer Gebiete in Theologie, Medicin, Jurisprudenz 
und Philoſophie entwidelt und die Univerfitäten felbft fich vermehren, 
wird das Bedürfniß nad hohen Schulen allgemeiner. “Der höbere 
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Bürgerftand namentlich fordert fie; die öffentlihe Meinung begrüßt fie 
mit hoher Achtung und allmählig verbreiten fie fih, bald durch die 
Bürgerichaften, bald durch Stiftungen gegründet, über alle beveutenveren 
Städte. Aber noch immer haben fie feinen öffentlich rechtlichen Cha: 
ralter als Theil und Glied eined allgemeinen Bildungsfyftems; fie find 
in der That Univerfitäten im Kleinen. Das aber ift es, mas ihnen 
zugleich die Grundlagen ihrer inneren Rechtsordnung gegeben bat, die 
fie wenigſtens nach einer Seite hin bis auf den heutigen Tag behalten. 
Sie erfcheinen nämlich wie dieſe ihre Vorbilder, als miflenfchaftliche 
Eelbjtverwaltungsförper, oft mit denſelben Namen ihrer Mitglieder 
(Rectores, Professores), oft mit andern (Gymnasiarcha etc.); doch 
ftehen fie nicht mit der ftändifchen Souberänetät der Universitas da, 
fondern find meiſtens den Bilchöfen oder den Stabtorganen unter: 
geordnet. Eben deßhalb iſt auch ihr Name verjchieden; fie heißen hohe 
und gelehrte Schulen, Lyceen, Athenäen; alle diefe Bezeichnungen be 
deuten, daß fie die höhere Vorbildung nur noch und ausschließlich in 
der clafjiihen Bildung finden. Eine Gleichartigfeit des Lehrplanes gibt 
e3 dabei nur fo weit, als fie in der Natur der Clafficität felber liegt; 
innere Abtheilungen find durch die Natur des Bildungsganges ange 
deutet; ihre vorbereitende Stellung gegenüber den Univerfitäten liegt 
gleichfalls in der Natur der Sache; fo find alle Elemente der öffentlichen 
Geftaltung vorhanden, aber um die Iettere felbit hervorzurufen, muß 
ein äußere Moment binzulommen. Und dieß bringt die neue, mit dem 
fiebzehnten Jahrhundert allmählig fich entmwidelnde Stellung der Univer⸗ 
fitäten, welche die ziveite große Epoche des hohen Schulmefens begründet. 

Sowie nämlich mit dem felbjtändigen Auftreten der jungen, eigent« 
lihen, an das Königthum ſich anfchließenden Staatöverivaltung die 
Forderung entiteht, daß jeder Öffentliche Beruf zugleich eine beftimmte 
Fachbildung zur Vorausjegung haben müfje, ſcheiden ſich die hohen 
Schulen mehr und mehr als felbftändige Borbildungsanftalten 
für die Univerfität. Die ftrenge Scheidung der Fachbildung an ben 
leßteren (f. unten) macht es ihnen unmöglich, ſich mit der Vorbereitung 
weiter zu befchäftigen ; die Univerfität fordert jest, daß die Vorbildung 
eine fertige fei, um den Lernenden bei fich zuzulaſſen und da jekt 
die Verwaltung ihrerſeits die Fachbildung der Univerfität für die öffent: 
liche Berufsthätigfeit vorausfeßt, fo ergibt fi), daß nunmehr auch das 
Vorbildungsweſen für die Univerfität, die hohe Schule, den Charafter 
einer Öffentlichen, ftaatlihen Bildungsanftalt annehmen müſſe. 
Das nun wird für das hohe Echulivefen entſcheidend, und jet treten 
diejenigen Exfcheinungen auf, welche wir in unferer Seit als bie „Gym: 
naftalfragen” zu bezeichnen pflegen. 
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Die erfte und nächftliegende Frage ift natürlich die nach dem Ber: 
waltungsrecht diefer Anftalten. Und bier tritt nun zuerft die ſtaat⸗ 
lihe Berwaltung neben der Eelbftverwaltung auf. Der Staat gibt 
entiveder ganz oder zum Theil die Mittel; der Staat nimmt daher auch 
das Recht in Anfpruch, die wirthichaftlihe Verwaltung zu leiten. Er 
befoldet die Lehrer; er gewinnt daher auch das Recht, fie anzuftellen 
und damit die Berechtigung und Verpflichtung, die Lehrbilbung ber 
Gymnafiallehrer felbit zu beftimmen; die lebteren meyden Staats⸗ 
beamte. Dagegen bleibt die Lehre und neben ihr die innere Disciplin 
Sade der hohen Schule felbit; das ift ihr Erbtheil aus der frühern 
Zeit. Um beide zu orbnen, bilden die Lehrer einen felbftändigen Lehr: 
förper mit dem Recht der Selbſtverwaltung in diefen Gebieten. Auf 
diefen formalen Grundjäßen entwidelt fich die ernftere und innere Drb- 
nung des neuen Lehrweſens. 

Die zweite Frage ift die nach dem Gegenftanb ber Lehre. Hier 
entſcheidet zuerſt der biftorifche Gang ber allgemeinen Bildung. Europa 
dankt bie letztere den Claſſikern. Es hat noch jelbft nicht die Fähigfeit, 
etwas Befleres zu liefern, als was die Alten darbieten. Seine Hoch⸗ 
achtung vor der Clafficität ift eine unbedingte. Noch immer ift bie 
Iateinifche und griechiiche Bildung mit der allgemeinen Bildung identifch. 
Es entſteht daher anfänglich die Frage gar nicht, worin eigentlich die 
Borbildung für die Univerfität, ver Gegenftand der Lehre an der ge 
Iehrten Schule zu beftehen habe. Sie muß mefentlih und auf allen 
Punkten im Griehifhen und Lateinifchen beftehen; baneben gibt es 
feine weitere Berechtigung irgend einer Wiſſenſchaft; kaum daß hie und 
da die eriten Spuren einer Berüdfichtigung der Mathematik fi) an den 
Euflid anfchließen; denn nicht daß er Mathematiker, fondern daß er 
ein Iateinifcher Autor war, hat die Mathematik in den hohen Schulen 
eingebürgert. Mit diefer Bildungsaufgabe ift denn auch das Element 
der Klaffen gegeben. Sie entitehen von felbft und zwar ift das 
harakteriftiiche Merkmal ihre Unterfcheivung ganz auf Grundlage ber 
biftorifchen Entwidlung nicht der Gegenftand, fondern der Autor, der 
behandelt wird. Endlich tritt allmählig ver Grundſatz ein, daß nur 
die Abfolvirung der gelehrten Echule das Recht zum Beſuch der Uni- 
verfität gebe. Damit ift denn die Stellung und bie fuftematifche Orb: 
nung der hoben Schulen feft begründet. Der Begriff und das Recht 
der Gymnaſien fcheibet fi von dem der Übrigen hohen Schulen; 
die Gymnafien werden die fuftematifche Vorbilbungsanftalt für die Uni- 
verfität und weil diefe die gefeßliche Fachbildungsanftalt für den Beruf 
ift, die gefeglide Vorbildungsanftalt für den Beruf jelbft. 
Die fuftematifche Stellung der hohen Schulen fteht feit; es folgen bie 
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gejehlichen Statuten und allmählig die geleßlichen Lehrpläne und mit 
dem achtzehnten Jahrhundert gibt ed auf dieſe Weile ein öffentlich 
rechtlihes Gymnafialwefen. 

Dieß tft nun der Begriff, auf deflen Grundlage es nicht mehr 
Schwierig ift, fich über bie Entftehbung und Bebeutung der „Gymnaſial⸗ 
frage” einig zu werben. 

Troß jener Stellung nämlich ala Vorbildungsanftalt für die Uni: 
verfität bleibt die hohe Schule und fpeciell auch das Gyumnafium eine 
allgemeine Bildungsanftalt. Für jede Bildung, die über die Volle: 
bildung hinausgeht, gibt es noch feine andere Snftitution. Die hohe 
Schule muß daher allein mit ihrer höchſt ftrengen, ſcharf auf Die gram- 
matiſche Glafjicität begrängten Lehrordnung allen Anforderungen der 
wachjenden Bildung genügen. Hier entiteht nun der erfte Zweifel, ob 
fie das vermag. Und diefer Zweifel ift ein wohlbegründeter. 

Mährend nämlich einerjeitö die gelehrte Fachbildung fich immer 
beftimmter entmwidelt, fchreitet nicht bloß im Allgemeinen die Wiflen- 
Ichaft vorwärts, fondern die mächtigen Elemente der ftaatsbürgerlichen 
Geſellſchaft beginnen faft gleichzeitig fich zu regen. Die freie Selbit- 
thätigleit des entftehenden Bürgertbums fordert allmählig auch für das⸗ 
jenige eine Bildung, was nicht gerade den miflenichaftlihen Fächern 
angehört. Damit entftehbt das Berürfniß nad einer, nicht mehr an 
die ausschließliche Claflicität gebundenen Bildung und mit ihm das Ber 
ſtändniß berfelben. Man will eine praftifche Bildung; man beginnt 
die rein claffifche zu befämpfen; man Fanıı nicht mehr bei der claſſiſchen 
Borbildung ftehen bleiben; das gelammte alte, auf der ftrengen Claſſi⸗ 
cität ruhende und ſelbſt geſetzlich anerkannte Bildungsweſen wird er- 
ſchüttert und die Frage entſteht, wie ſich das in ſeiner Stellung abge⸗ 
ſchloſſene, feſtgeordnete Gymnaſialweſen zu dieſen Anforderungen der 
allgemeinen bürgerlichen Bildung zu verhalten habe. Dieſe Frage iſt 
die „Gymnaſialfrage.“ 

Dieſe Frage hat in der ganzen folgenden Zeit zwar denſelben In⸗ 
halt, aber nicht dieſelbe Form gehabt. Es iſt von großer Bedeutung, 
die verſchiedenen Epochen derſelben zu unterſcheiden. 

Die erſte Geſtalt der ganzen Frage beſteht in der Aufftellung neuer 
Methoden für die Vorbildung, aber noch innerhalb ver beitehenden 
gelehrten Schulen. Echon das fechzehnte Jahrhundert bringt die noch 
fehr unklaren Anfänge derjelben mit Ratich (1531— 1635), Comenius 
(1592—1623) und andern, die, wie das ſtets in foldhen Fällen ge: 
Ichieht, die richtige Gränze überfchreiten und die Funktionen des bloßen 
Verſtandes ganz an die Stelle der theoretifchen Erarbeitung des willen 
Ichaftlichen Stoffes ſetzen. Allerdings wurden biefe Beftrebungen von 
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manche: Seite mit großem Beifall begrüßt; allein bier trat nun die 
von dien Männern nicht verftandene Forderung der Verwaltung 
wiel be .'mmtier entgegen, al3 bie theoretifche Anficht über den Werth 
der Eiatjicität gegenüber dem praftifch-bürgerlihen Bedürfniß. Die 
Berwaliung mußte nach wie vor wiſſenſchaftlich auf den Univerfitäten 
gebildete Fachmänner für die geiftigen Berufe fordern; die Univerfitäts- 
bildung als Fachbildung aber konnte der ftrengen Claflicität nicht ent- 
bebren; es war daher naturgemäß, daß jene Beftrebungen die claſſiſchen 
Bildungsorbnungen ber gelehrten Schulen auch nicht zu Ändern ver- 
mochten. Sie famen daher in den leßteren nicht nur nicht zur Geltung, 
fondern fie konnten vernünftiger Weile nicht zur Geltung fommen. 
Es war nad der ganzen Lage des Fach: und Berufsbildungsweſens 
nußlos, den gelehrten Schulen daraus einen Vorwurf zu machen; in 
ihnen war fein Raum für jene Richtung; die gelehrten Schulen blieben, 
was fie waren, die Stubienorbnungen beftanden fort und es ergab fich 
daher, daß die praftiihe Bildung aus den gelehrten Schulen au®: 
ſcheiden mußte, wenn fie überhaupt zur Geltung fommen wollte. 

Damit beginnt nun eine neue Gejtalt des gelehrten Vorbildungs⸗ 
weſens, deren Inhalt ver bewußte Gegenfat verjelben gegen bie 
in ihren erften Andeutungen auftretende wirtbichaftlicde Bildung. ilt. 
Der Anhalt derjelben iſt einerfeitö allerdings die auch öffentlich recht⸗ 
liche Erhaltung der clafliihen Bildung ala Gegenftand der Gymnafien, 
mit einer fait volljtändigen Ausfchließung der praftifchen Vorbildung; 
er iſt andrerfeitö die noch immer geltende Anficht, daß die wahre höhere 
Bildung denn doch nur in den Gymnafien und Univerfitäten gefunden 
werden Tann; er behält drittens den Öffentlich rechtlichen Grundſatz bei, 
daß die Stantöverwaltung demgemäß auch nur die Ghymnafien und 
feine andern Borbildungsanitalten aus öffentlihen Mitteln zu errichten 
verbunden ſei; allein endlich entfteht neben dem Syſtem der gelehrten 
Schulen denn doch langſam, aber ficher das Syftem des wirtbichaftlichen 
Borbildungsweiens in den Realfchulen. Dieſe find noch Feine öffent: 
lichen Anftalten; fie find noch nicht allgemein; aber fie find es, welche 
in ihrer formellen und rechtlichen Selbſtändigkeit neben ben gelehrten 
Schulen bereit? das mirthichaftliche Berufsbildungsweſen als zweites 
Gebiet des letztern hinftellen. Eine neue Geftalt des letztern beginnt 
mit ihnen; der Einfluß der praftifchen Forderungen der großen Grund: 
lage der Taatsbürgerlichen Gefellichaft, die Bildung für ben Erwerb 
und die Anerkennung des Erwerbes ala eines ethiſchen Elementes des 
Vollslebens, treten in ihnen zuerft mit entjchievener Berechtigung auf; 
die wiſſenſchaftliche Vorbildung ift nicht mehr die einzige geiftige Bil: 
dung; und biefer allerdings in Umfang und Inhalt noch ſehr unfichere, 
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im Princip dagegen ſchon fehr beitimmte Gegenfat bildet den Charakter 
de3 achtzehnten Jahrhunderts. Es ift die erfte Form der „Gymnaſial⸗ 
frage” entſchieden als Ausmweifung ber praftifchen Vorbildung aus 
den Gymnaſien und Erhaltung ihrer clafjiihen Aufgabe, durch melde 
dann die wirtbfchaftliche Berufsbildung des neungehnten Jahrhunderts 
felbftändig fich entwidelt. Die faft ausfchließliche Beziehung dieſes ganzen 
Gegenfaßes auf die lateinifhe Sprache war nicht, wie der Inhalt 
des obigen glauben machen möchte, die Hauptjache, ſondern nur das 
Symptom der eigentlichen Gegenfäge; denn in ber Erlernung dieſer 
Sprache culminirte nur die clafliiche Bildung im Gegenfat zur gewerb⸗ 
lichen; das Princip der erfteren ging vielmehr weiter und das zeigte 
nun das neunzehnte Jahrhundert mit feiner gegenwärtigen Geltalt 
der „Gymnaſialfrage.“ 

Während nämlich in der obigen Weife fich die mwirthichaftliche Ber 
rufsbildung neben die claffiiche ftellt, bleibt doch die letztere noch 
immer die höhere. Unterdeß aber gewinnt das mwirtbichaftliche Leben 
immer größere Bedeutung und zugleich fallen mit dem neunzehnten Jahr: 
bundert die alten ſtändiſchen Schranken zwiſchen den verjchiedenen Lebens⸗ 
berufen. Der Maßftab, den in Folge deſſen das öffentliche Bewußt⸗ 
fein an die Bildung überhaupt legt, wird ein für alle Zweige ber: 
felben gemeinfamer; bie wirtbichaftlichen Aufgaben treten in die Sphäre 
des „Berufes“ mit ein und der Ausprud diefer hochwichtigen Thatſache 
ift die Forderung, daß die Bildung auf allen Punkten die Fähigkeit 
enthalten und erzeugen müſſe, die jungen Männer für jeden Beruf 
fähig zu madjen, ober, wie man zu fagen pflegte, daß die Bilbung 
überhaupt, alfo fpectell auch Vorbildung, eine „Bildung für das Leben“ 
und feine Bebürfniffe ſein müſſe. Nun erjchien in der Thak das bie 
herige Syſtem der clafliihen Vorbildung dafür nicht geeignet. Obwohl 
es als bie höchfte Vorbildung galt, bot es mit feiner faft ausschließlichen 
Beichränfung auf das clafjiihe Altertbum, doch wie es fchien jene 
Borbildung „für das Leben“ nicht, welche die Beit forderte, während 
andererjeitö die zu immer größerer Bedeutung herangewachſene Real: 
bildung wieder unfähig erichien, das abftracte höhere Element ber 
etbifchen Bilbung zu verleihen. So entitand einerſeits aufs neue ber 
Kampf gegen das bisherige Gymnaſialweſen als clafjifches Vorbildungs⸗ 
weſen; dießmal aber nicht mehr wie im achtzehnten Sahrhundert, um 
die clafliihe Vorbildung durch die reale mo möglich zu verdrängen und 
zu erſetzen, da man recht gut einfab, daß dieß unmöglich fei, jo lange 
es noch mwifjenichaftliche Fachbildung gebe, die am Ende niemand läug: 
nete; fonbern vielmehr in dem Sinne, daß die reale Bildung fo meit 
ala möglich in die claffiiche aufgenommen und bie zu firenge Scheider 
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wand zwiſchen ven beiben großen Borbildungsanftalten damit aufgehoben 
werden folle. Und diefe Verbindung der realen Bildung, der Bil- 
dung für daS Leben mit der claſſiſchen Vorbilbung innerbalb ver 
Gymnaſien ift nun die Oymnafialfrage des gegenwärtigen Jahr⸗ 
bunderts. 

Natürlich konnte diefer Streit, da die Gymnaſien Staatsanftalten 
waren und bleiben follten, nicht bloß ein theoretifcher fein, fondern er 
griff auf das Tieffte auch in das Öffentliche Recht der Gymnafien felbft 
hinein, und die Verwaltung — mit ihr die Verwaltungslehre — muß 
ihm gegenüber eine beftimmte Stellung einnehmen. Es ift aber um jo 
nothwendiger, die lebte zu bezeichnen, als der Streit felbft der Staats⸗ 
wiflenfchaft ganz aus den Händen entglitten und ein rein päbagogijcher 
geworden ift, wodurch er zwar an Tiefe und Gründlichkeit in allem 
Einzelnen gewonnen, an richtigem Weberblid des VBerhältniffes zum 
Ganzen aber verloren bat. 

Der Standpunft der Verwaltungslehre als Lehre vom Bildungs: 
wejen ift nun wie es fcheint, ein einfacher und klarer. 

Wenn die lateinifche und griechifche Sprache ala Hauptgegenftand 
der Gymnaſien wirklich nichts anderes wären ala Vorbildung für die 
einzelnen Yächer auf ber Univerfität, fo würden fie nicht berechtigt fein, 
die bilbungsfähigite Lebenszeit des Menſchen unter dem Namen ber 
claſſiſchen Bildung auszufüllen. Die Verwaltung müßte daher von 
diefem Standpunkt die Claflicität auf das äußerfte Maß der wirklich 
nothwendigen Spracerlernung zurüdführen. Allein jenes erftere ift 
eben nicht der Fall. Seit namentlih F. A. Wolf in dem Studium 
der Claſſiker die Duelle der höheren geiftigen Bildung und Entwidlung 
überhaupt wieder gefunden bat, feit damit der Begriff und das Ber- 
ftänbniß ber „bumaniltifchen Bildung” an die Stelle der „gelehrten“ 
getreten ift, find die alten Sprachen das geworden, mas fie fein follen, 
das Medium, durch welches das clafliiche LXeben in dem Leben unirer 
Zeit lebendig erhalten, und das Edelſte der großen Vergangenheit zu 
einem integrirenden Theil unſres gegenwärtigen Lebens erhoben wird. 
Der Unterfchied des Gymnaſiums des 19. von dem des 18. Jahr⸗ 
hunderts beiteht demnach darin, daß die clafliichen Sprachen nicht mehr 
als ein jelbjtändiger Zweck, nicht mehr als das Ziel und der Inhalt 
der höheren Bildung, fondern nur als das allerdings einzige 
Mittel derfelben erfannt werben. Es ift unmöglich, in biefem 
Einne fie dur etwas vollftändig zu erlegen, das nichts als die Vor: 
übung für einen pofitiven, wirthſchaftlich nützlichen Zweck 
enthält. Wir müflen das als im tieferen Weſen des geiftigen Lebens 
liegend anertennen. Wir müflen das um fo mehr, als die Erfahrung 
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zeigt, daß mit der höheren Aufgabe die Fähigkeit der Löſung jelbft für 
rein praftifche Zwecke wächst und die Befruchtung des jungen Geiftes 
mit höheren Gefichtöpunften auch für das praftiiche Leben thatſächlich 
beifere Erfolge mit ſich bringt, als die Erlernung von Pofttivem, bie 
ftet3 ohne große Mühe nachgeholt werden kann. Die Unterorbnung der 
claſſiſchen unter vie mirtbichaftlicde VBorbilbung würde daneben wieder einen 
Stand ausfchließlich claſſiſch Gebildeter erzeugen, was eim definitiver 
Nüdichritt wäre. Es ift daher Feine Frage, daß grundſätzlich die 
elaffifhe Vorbildung auf den Gymnafien die Grundlage 
bilden muß, und daß bie praktiſchen Vorbildungen auf demfelben nur 
fo mweit Platz greifen darf, als fie die gründliche claſſiſche Vorbildung 
nicht beeinträdhtigt. Die Gränze muß von den Pädagogen gelebt 
und von den veriwaltungsrechtlichen Studienordnungen zur öffentlichen 
Geltung erhoben werden. Auf diefer Grundlage ift Die Studien: 
ordnung des wiſſenſchaftlichen Vorbildungsweſens feitzu- 
ftelen; in demſelben aber formell der Uebergang zu den Realfchulen 
ftet® dem Einzelnen offen zu halten. 

Man kann nun wohl fagen, daß im Großen und Ganzen mit 
diefem Ergebniß die zweite Geftalt der Gymnaſialfrage abgefchloffen bat. 
Allein fie jelbft ift damit nicht erledigt, und namentlich die Verwaltungs: 
lehre darf bei ihr nicht ftehen bleiben, da fie vor allem berufen tft, 
die Gymnafien nicht etwa bloß als eine Bildungsanftalt für ſich, 
fondern eben als Glied des Ganzen, ala ein beftimmtes Organ bes 
ſich felber bildenden Geiftes der Gemeinfchaft aufzufaflen. 

Indem nämlich durch die möglichfte Verbindung ber allgemeinen 
Bildung mit der humaniftiichen das Gymnafium feine innere Verwandt: 
ſchaft mit der Gefittung im ganzen Bolfögeifte bethätigt, tritt es zus 
gleich aus feiner beichränften Stellung ala rein claflifche Vorbildungs⸗ 
anftalt binaus, und es wird notbiwendig, in feinem Lehrplan das 
Brineip des Ueberganges nad unten und oben zum Ausdrud zu 
bringen. Damit entjteht die Aufgabe, demſelben diejenige Erweiterung 
zu geben, mit der es fich einerfeitö der höheren Bürgerjchule nähert, 
anbererjeit3 den befchräntten Charakter ala Vorbereitung ſpeciell für die 
Univerfität verliert und wieder eine Stellung ala Bildungsanftalt für 
die allgemeine höhere Bildung derjenigen einnimmt, welche nicht gerade 
in der Lage find, die Univerfität benugen zu lönnen. Die Gymnafial- 
frage der neueiten Zeit beftebt demnach nicht mehr in der Frage nad 
dem Berbältniß der Humaniora zu den praftifchen Fächern, ſondern 
fpeciell in der Frage nach dem Verhältniß der Gymnaſialbildung zum 
allgemeinen Bildungsſyſtem. Und diefe Frage ift bis jebt erit nach 
einer Seite hin entjchieven. 
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Diefe Eeite befteht nämlich in der foftematifchen Verbindung des 
Gymnaſialweſens mit dem Elementarfhulmwefen. Das "Princip 
biefer Verbindung ift die Idee ber inneren Einheit des geſammten 
Bildungsganges; der Ausdrud deſſelben ift die Errichtung der unterften 
Gymnafialclaffen, die ſich unmittelbar an die Volksſchule anfchließen. 
Darüber ift im Allgemeinen Teine Ungewißheit mehr vorhanden. Wohl 
aber ift die zweite Seite der Sache unentwidelt geblieben. Das ift 
die Fähigkeit der Gymnaſien, eine Bilbung zu geben, melde, obwohl 
auf dem clafliichen Unterricht und feinen großen Erfolgen berubenv, 
dennoch in fich felbft und nicht bloß ala Vorbereitung für die Univerfität 
ihren Abjchluß finde. Das deutſche Gymnaſialweſen hat in feiner ftrengen 
Stellung als gelehrte Borbildungsanftalt dieſe Fähigkeit verloren. 
Wir müſſen auf diefelbe zurüdtommen. Wir müfjen unfere Gymnafien 
binftellen als Bildungsanftalt für die allgemeine Bildung, die ber 
Fachbildung an der Univerfität entbehren kann, mo ber Echüler fein 
Fachmann werben will, die aber von jedem der gebildeten Klafje Ange: 
börigen befucht werden muß, und daher neben der Glaffieität die großen 
Gebiete der Geſchichte, ver Philoſophie, der Staatswiſſenſchaft und der 
Raturkunde in ihren allgemeinen Grundzügen felbftändig darbietet. Zu 
dem Ende muß an dag Gymnafium eine leßte Claſſe, eine philojophifche, 
eine Selecta, ober wie man fie fonft nennen will, hinzugefügt werben, 
welche dieß für die allgemeine Bildung leiftet, mit dem beitimmten Zus 
fat, daß ihr Beſuch für das Eintreten in die Univerfität nicht er- 
forderlih, wohl aber mit dem Recht der Abgangsprüfung verjehen ift. 
Wir haben die Elemente für diefe Forderung theild in der Gefchichte, 
theils in gewiſſen Privatanftalten, melche gerade das leiften. Wir haben 
dafür noch Lie lebten Reſte der alten, allgemeinen Geſchichte in den 
Athenäen und Lyceen, die nur in zeitgemäßer Form neu belebt werben 
brauchen. Wir haben endlich den Anlaß dazu in der Forderung ber 
Zeit, welche die höchſte allgemeine Bildung will, und in ber ftrengen, 
immer fachgemäßeren Geitalt der Univerfitäten, welche die Hauptkraft 
auf die Specialität wirft. Hier liegt baber, mie ir überzeugt find, 
die Aufgabe der Zukunft; Deutfchlands Gymnaſialweſen, das befte der 
Welt als Borbildungsanftalt für das Fach muß es wieder werben ala 
Borbildungsanitalt der allgemeinen Bildung. Wenn nicht alle Zeichen 
täufchen, fo gehen wir jegt dieſer legten Geltalt der „Gymnaſialfrage“ 
enigegen. 

Wir können nicht fchließen, ohne das Verhältniß der Gymnaſial⸗ 
Itteratur zu der oben dargelegten Entwidlung zu charakteriſiren. Diefe 
Literatur ift in Deutichland eine faft unerſchöpfliche; aber fie bezieht 
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ſich weſentlich auf die didaktiſche Seite der Sache und ſpeciell auf die 
zweite Aufgabe der Gymnaſialfrage, das Verhältniß der humaniſtiſchen 
Bildung zur Stellung der Gymnaſien. Dieſe Literatur iſt in ziemlicher 
Vollſtändigkeit aufgeführt bei Pal mer „Gelehrtenſchulweſen,“ in Schmid, 
Encyclopädie, und bei Bauer „Gymnaſien“ ebendaſ. Es läßt ſich 
dabei kaum verfennen, daß alle diefe Arbeiten, und fo auch die neueften 
von Rümelin und Thaulow darum unzureichend find, weil fie eben 
nur vom Gymnaſium fpredhen, ohne die Beurtheilung deſſelben ein 
organiſches Syſtem des gelammten Bildungsivefens zum Grunde zu 
legen. Es fehlt daher durchgehend die Betonung und Unterfuchung 
des Verhältniffes zur allgemeinen Bildung, und die — gerade für biefe 
ausgezeichneten Fachmänner recht ſchwierige — Erkenntniß, daß Deutlich: 
lands Gymnaſialweſen Gefahr läuft, fich zu pebantifch auf das reine 
Borbildungsweien zu beichränlen. Der Gedanke, daß der junge jelb: 
ftändige Mann fih nicht für ein Fachſtudium an ber Univerfität bilde, 
fondern nur überhaupt die Elemente einer größeren Weltanfchauung 
im Gymnaſium ohne eigentliche berufsmäßige Lebensaufgabe gewinne 
und grunbfäglid mit dem Gymnafium abichließe, ift ber beutichen 
Gymnafialliteratur verloren gegangen. Ihr fehlt daher auch die Ber: 
gleihung fowohl mit England und feinen Colleges, als mit Holland 
und der Schweiz und ihren Athenäen, ja ſogar vielfach mit den Lyceen 
Frankreichs; der größere Blick ift nicht ausgebildet; die Gränze ift das 
deutfche Leben und das ift bei all feinem Reichthum denn doch nicht 
das Leben der Welt. Speciell aber vie Berwaltungslehre darf bei dieſer 
Auffaffung um fo weniger ſtehen bleiben, als ver hiſtoriſche Gang ber 
großen Gymnafialfrage die Nichtbeachtung einerfeitö des poſitiven Rechts 
ber Gymnaften, und andrerfeit3 ihrer Gelchichte in dem oben ange 
deuteten Sinne erzeugt hat. Wir müflen es als einen direkten Mangel 
in der Gymnafialliteratur bezeichnen, daß fie mitten in ihrer großen 
Gründlichkeit die eigentliche Thatfache überfieht, daß die bisherige Ber: 
waltungslehre, und daß fpeciell die Nechtögefchichte von dem Gymnaſial⸗ 
weſen nichts wiſſen. In den fogenannten Poligeimifjenichaften findet 
ſich allerdingd, wie wir auch unfererjeitö conitatiren müſſen, gar 
fein Berftänbniß für die Sache; in den meiften wird fie nicht einmal 
mit ihrem Namen erwähnt, und es ift daher ganz natürlich, daß 
ſich felbft die fchönen neuen Arbeiten von Schmid einfach darauf be 
fchränfen, das beftehende Recht ohne meitere Entwidlung allgemeiner 
Geſichtspunkte ftatiftifch anzuführen. Dennod gibt es wenig Gebiete, 
in denen bie wiffenfchaftliche Auffaffung mit der pofitiven des Verwal. 
tungsrechtd fo eng Hand in Hand gehen follten. Denn es darf 
nie verfannt werden, daß die pädagogiſchen und methobologifchen 
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Arbeiten der Schulmänner bei weitem einflußreicher für das Gymnafial⸗ 
weſen aud in rechtlicher Begiehung find, als die juriftiihen. Und zwar 
zum Ruhme Deutichlands deßhalb, meil die deutſchen Regierungen faft 
ausnahmslos das Öffentliche Hecht der Gymnaſialordnungen nad ben 
Ergebnifien der theoretifchen Diskuſſionen gebildet haben. Es müßte 
daher nur gewünjcht werben, daß die Gymnafialliteratur eben daß, 
was aus ihrer Arbeit direft oder indirekt hervorgegangen ift, das Recht 
der Anftalten mehr beachteten. 

Freilih hat das wieder eine andere große Borausfegung Wir 
fagen, faft merkwürdiger Weife fehlt eine Geſchichte der hohen Schulen 
und zwar in tem Sinne, daß das Verhältniß nicht eben bloß der Lehr 
pläne, fondern namentlich ver hohen Schulen zu dem öffentlichen Recht 
und ber Berwaltung ohne Berüdfichtigung bleibt. Eine ſolche Geſchichte 
würde allerdings die Geichichte des öffentlichen Bewußtſeins über Werth 
und Inhalt der höheren Bildung in ihrer juriftifchen, legislativen Form 
enthalten müflen; fie würde mit den tiefiten Beziehungen des geiftigen 
Lebens zufammenhängen, und könnte gar nicht, weder bloß für Deutſch⸗ 
land, noch auch bloß für die Gymnafien gejchrieben werden. Eie müßte 
geunbfäßlich einen Theil des öffentlichen Rechts der Volksbildung und 
gewiß die rechtliche Stellung der Univerfitäten zur Berufsbildung, 
namentlich auch die Gefchichte des Prüfungsweſens umfaflen. Die Eles 
mente dieſer neuen Gefchichte find jehr gut bei Balmer a. a. D. ges 
geben, jedoch ohne Rüdficht auf das öffentliche Recht; Pfaff im Etaats 
wörterbuch ift fehr kurz, aber mit richtigem Verſtändniß. Das ältere 
Recht entbehrt gänzlich ver Bearbeitung. Dennoch bat ſchon Secken⸗ 
borf in feinem deutſchen Fürftenftaat Th. II. $. 4 „die dritte 
Art der Schulen, nämlich ein Oymnafium oder Landesſchule“ in ihrer 
ganzen damaligen Stellung fehr gut bezeichnet (1660). Wir dürfen hier 
ben betreffenden Paſſus aufführen, da er den Zuſtand des 17. Jahr: 
bundert3 gut kennzeichnet. Sedendorf unterjcheivet die „gemeinen 
Stadtſchulen,“ in denen „die lateiniſche Sprache nur fo weit mit Nutz 
getrieben wird, daß Vie Schüler nad Erforderniß ber Sprachlunft oder 
Grammatik etwas füglich zufammen fegen und leichte Lateiniſche Schrifften 
verftehen und erflären lernen” von dem Gymnafium. Syn diefem werben 
„die erften und leichtelten praecepta Rhetorica et Logica, auch wohl 
Physica und Mathematica, nichtsweniger auch ein furzer Auszug der 
Welt: und Kirchengefchichte getrieben. Eine General: Superintendenz 
aber, oder andere deß Landesherrn Geilt: und Weltlihe Räthe führen 
nächſt denfelben in folden Gymnasiis die oberfte Inſpektion, fordern 
zu dem Ende gewiſſe Instructiones, und liegt Ihnen ob, die Praecep- 
tores Gymnasii öfters zu vifitiren und Erforfchung zu haben, wie fie 
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dem fürgeichriebenen Methodo (!) nachgehen.” Aud gibt es fchon Examina 
für die „Fortſetzung der Echuljugend von einer Claß zur andern” und 
„was dergleichen Punkten mehr find, welche bei mwohlverfaßten Schulen 
pflegen in Acht genommen zu werben.” Hier find alſo ſchon alle Ele 
mente bes eigentlichen öffentlihen Gymnaſialweſens angedeutet; es 
käme nur darauf an, biefen Angaben nachzugehen. Was die Ent 
ſtehung der Gymnaſien betrifft, fo hatte das 17. Jahrhundert eine fehr 
reiche Literatur darüber, bie ſich fpeciell an die Frage anfchloß, ob 
der Status Imperii das Recht hatten, foldde Gymnasia zu errichten. 
Diefe — gänzlich unbenügte Literatur iſt wohl vollftändig bei 
Vitrierius Ill. L ID. T. V. 55. aufgeführt. Hier find auch bie 
erften Gymnaſien angegeben; 1523 Gymn. Goldbergense in Schleſien, 
1538 Gymn. Argentoratense (a senatu Oppidano), 1542 Elbigensis 
Schola, 1543 Meißen und Merjeburg, Pforbta, 1544 Gotha und 
Zauingen. Die übrigen Scholae des 16. Jahrhunderts mit der be 
treffenden Literatur und den Quellen bei Vitriarius Il. L. III. T. II. 55. 
(f. auch unten bei den Univerfitäten).. Außerdem Heineceius Dis- 
sertatio de jure principis circa studia 1738. Dazu Moſer (Ber 
ordnung der Landeshoheit in Polizeifachen Bd. IH. 8. 10). Die aus⸗ 
fübrlichfte, aber ſyſtemloſe Behandlung bei Meiners, Gejchichte ber 
Entjtehung der hoben Schulen (Göttingen 1802, 4 Bd.), noch immer 
das bedeutendfte Werl. Die innere Staatörechtälehre bat, man Tann 
fagen, mehr und mehr die Gymnaflalfrage fallen laſſen, da fie als 
reine Verwaltungsmaßregel erichien und ber Begriff der Verwaltung 
und ihres Rechts nicht vorhanden war. Auch das was Berg in 
feinem Poligeireht Th. VI. Bb. II. ©. 383— 627 darüber an einzelnen 
Geſetzen des vorigen Jahrhunderts fammelt, ift weder irgendwie voll: 
fländig, noch auch nach einem beftimmten Princip zufammengetragen, 
während feine eigene Darftellung (der Benütung wertb) Bo. II. ©. 299 
vielfache richtige Momente enthält, ohne doch zu einem foftematifchen 
Abſchluß zu gelangen. Ihm ift mie feinen Vorgängern das Net 
auf Errichtung meift wichtiger als der Lehrplan. Nachher verſchwindet 
das Gebiet ganz. Wie kurz und unbedeutend it was Klüber (Deffent- 
liches Recht $. 499), Zachariä (Deutfches Staat: und Bundesrecht 
Bd. II. 8. 178), felbft der trefflihe Aretin (Gonftitutionellee Staats⸗ 
recht Bd. II. 1. Abth. 8. 5) darüber fagen? Andere wie Gönner, 
Reift, Maurenbrecder, felbft der fonjt fo unermüdliche Zöpfl be 
rühren die ganze Frage gar nicht, jo daß mir bis jet nicht bloß das 
Urtheil, jondern felbft das Material aus den Händen der Pädagogen 
empfangen. Hier ift alfo für die neuere Gefchichtsforfchung noch faft 
alles zu leiſten. 
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IU. Die Elemente des Gymnaſialweſens der Gegenwart. 


Das Öffentliche Recht der Gymnaſien befteht demnach in der Ge: 
fammtheit derjenigen Beflimmungen, durch welche die Verwaltung bie 
in den Gymnaſien zu gebende wiſſenſchaftliche Borbilbung für die Fächer 
der Untverfität ordnet. 

Die Gebiete des Syſtems dieſes Rechts find naturgemäß bie: 
felben wie beim Volksſchulrecht. Die Beftimmungen befjelben find aber 
im Wefentlichen in allen deutſchen Läntern fo gleichartig, daß faft nur 
auf dem Gebiete der Methodologie noch bebeutfame Unterſchiede ob» 
walten. Diele fpeciellen Beftimmungen müflen daher für jedes Land 
auf die feiten Kategorien des Syſtems surüdgeführt werden. Dieſe find 
folgende. 

J. Die Gymnaſien oder gelehrte Schulen ſind der Regel nach 
Staatsanſtalten. Sie ſtehen daher unter der Staatsverwaltung. 
Allein ihr Organismus iſt ein von dem der Volksſchulen weſentlich 
verichievener. Die Berhältniffe deſſelben theilen ſich in zwei Gebiete: 
dem zur allgemeinen Bermaltung des ftaatlichen Bildungsweſens 
oder dem Unterrichtäminifterium, und dem ihrer inneren Verwaltung. 

Das Verhältniß zum Minifterium ift in dem allgemeinen Drga- 
nismus defjelben gegeben. Die gelehrten Echulen ftehen jedoch faft 
nirgends birelt unter der höchften Reichsſtelle, ſondern zunächft unter 
ver höchſten Landesſtelle. Das Referat ift einem eigenen Departe: 
ment übergeben. 

Die innere Verwaltung dagegen ift nad der Grundlage ihrer 
Borbilver, der Univerfitäten georbnet und beruht auf dem Princip der 
im Lehrkörper gegebenen Selbftverwaltung für das Lehrweſen. 
Das Gymnaſium tritt dabei nach außen vermöge des Lehrlörpers als 
ein Ganges auf und enticheibet feine Zehrangelegenheiten gleihfall3 - 
burch denfelben. Die Spite bildet meift der Rektor; boch wird der: 
jelbe nicht gewählt, fonvern von der Negierung ernannt. Die Rechte 


"deflelben find zwar nicht allenthalben gleich, aber doch faft durchgehend 


formeller Natur. 

Da endli die Gymnaſien Staatsanftalten find, fo trägt ber 
Staat die Koften derfelben und bat daher auch über die Ausgaben bie 
alfein entfcheidvende Stimme. Der Lehrkörper hat nur Wünſche auszu: 
Iprechen. Die Frage, wie weit neben dem Etaate die Landſchaften mit 
beizutragen haben, iſt verſchieden geordnet. 

Auf Grundlage dieſer ſeiner Leiſtungen hat nun der Staat das 
Gymnaſialweſen einer eigenen Geſetzgebung unterworfen, welche die 

Stein, die Verwaltungslehre. V. 14 
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obigen, fo wie die folgenden Punkte als Sffentliches Recht derſelben 
beftimmen. Es verfteht fidh, daß diejelben wieder ihre Geſchichte haben; 
die neueften Grundſätze find dagegen noch nicht allenthalben in dieſe 
Geſetzgebungen aufgenommen. 

II. Die Lehrer find aus dem obigen Grunde Staatsbeamtete 
mit feftem Gehalte und Penſion. Das Schulgeld ift nach dem 
Mufter der Univerfitäten wohl allenthalben eingeführt, wird aber meiftens 
nach der Zahl der Lehrer vertheilt. Bon großer Wichtigkeit ift bie 
Lehrerbildung. Die Grundlage verfelben ift meift die Fachbildung 
der Bhilologie an den Univerfitäten; mit richtigem Verſtändniß haben 
jedoch die meiften Regierungen den Schwerpunlt in die Lehrer 
prüfungen gelegt und dieſe durch oft fehr genaue Beftimmungen ge 
orbnet. Ihre Grundlage ift meiftens die Aufftellung eigener Lehrer 
feminarien (pbilologifhe Seminarien) an den philofophilchen Facul⸗ 
täten mit beftimmter Drganifation. Mit großem Recht halten bie Ne 
gierungen allgemein daran feit, daß die wahre Grundlage der Bildung 
nicht in formalen Anorbnungen, fondern in ber perfönlichen Thätigleit, 
in bem intellectuellen und fittlihen Einfluß der Lehrer liege. 

IL Die Lehrordnung beruht zunächſt auf dem fireng durch⸗ 
geführten, fuftematifh geordneten Claſſenſyſtem; mit Aufnahmss, 
Uebergangs- und Abgangeprüfungen. Hier ift natürlich das 
eigentliche Gebiet der Gymnaftalfragen, auf melden die Pädagogik 
fih fait ausfchlieglih bewegt. Der Streit der Anfichten, der ie 
oben dargelegt, weſentlich auf dem Werthe ber clafiiihen Bildung 
für das praktiſche Leben beruht, bat nun aus dem früher einfachen 
Oymnafium mit feinen naturgemäßen Glaffenabftufungen ein Schul 
ſyſtem erzeugt, deflen Weſen und Bedeutung darin befteht, einer 
ſeits mit der clafliichen Borbilbung fogleih an die Elementarbilbung 
anzuſchließen, anverfeitö in einer formell noch unklaren Weile 
die Elemente der clafjiichen Bildung in das wirthichaftliche Vorbildungs⸗ 
ioftem fo weit aufzunehmen, ala der Einzelne es wünſcht. Aus 
diefen beiben Richtungen find nun die zwei Formen des Gymnafiums 
hervorgegangen, melde wir die Untergumnafien und bie Neal 
gymnaſien nennen und melde für das Berhältniß der clafiiichen 
Bildung und ihre Auffaflung in unferer Gegenwart von boher Bedeu⸗ 
tung find. 

Die Untergymnafien feßen die vollendete Elementarbilbung 
voraus. Sie unterfcheiven fich jebodh von den Bürgerfchulen dadurch, 
daß fie mit ihrer Lehre nicht auf eine abgefchloffene Bildungsſtufe be 
rechnet, fondern in ihrem Lehr: und Claſſenſyſtem fo eingerichtet find, 
daß fie eine Weiterbildung grundſätzlich vorausfegen. Sie find daher 
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für die erften Sabre des wirklichen Lernens beftimmt und ihr Lehr: 
princip ift es, den Elementarunterricht, namentlih ber alten 
Sprachen zu geben, in dem Sinne und Umfang, dab das, mas fle 
bier bieten, wertblo8 bleibt, wenn nicht irgend eine andere Weiter: 
bildung ftattfindet. Während daher der Eintritt in die Bürgerfchule 
die Abficht vorausſetzt, mit berfelben abzuſchließen, bat der Eintritt 
in das Untergymnafium nur dann einen Sinn, wenn der Uebergang 
in eine der beiben folgenden Stufen beabfichtigt wird. Dadurd find 
fie ein felbftändiges Bilbungsorgan. 

Freilich ift es dabei der Sade nach gleichgültig, ob dieſe Unter: 
gumnaften auch formell und räumlich von den Obergymnaſien getrennt 
find oder nur als die unteren Claſſen des Gymnafiums überhaupt 
ericheinen, das in dieſem alle für feine unterfte Claſſe mit dem 
neunten Sabre anfängt und mit feiner oberften bei dem Abgang für 
bie Univerfität aufhört; denn jene unterften Claſſen haben bier in allen 
wohl eingerichteten Gymnaſien genau die Funktion der Untergymnafien. 
Die Gränze liegt dabei im Objekt. Das Dbergumnafium — ober 
die höhere Elaffengruppe — beginnt da, wo der Schüler von der Gram- 
matit zum Leſen eines Claflifers übergeht, womit dann wieder der 
griechiſche Elemetarunterriht verbunden wird. So greifen biefe 
Studien in einander und erft jebt ift das Weſen der Realgymnafien 
Har zu beftimmen. 

Bon den Untergumnafien Tann nämlidh die weitere Vorbildung 
entweder zur eigentlich clafliihen, oder zur mirthichaftlichen über: 
gehen. Aus dem Bebürfniß nun, die leßtere des höheren clafliichen 
Elementes nicht entbehren zu lafien, ift nun der Verſuch berborge: 
gangen, Anftalten zu errichten, in welchen die wirtbichaftliche Vorbildung 
allerdings die Hauptfadhe ift, jeboch die clafiiiche auf Grundlage der 
in dem Untergymnafium erworbenen lateiniſchen Elementarbilbung 
ſpeciell für das Lateinifche fo weit zu führen, daß die römiſche Claſſi⸗ 
eität geivonnen wird, während die griechifche Elemtentarbildung bes 
Dbergumnafiums mwegfällt und an ihre Stelle die wiflenichaftlich- reale 
Borbildung tritt. Eine ſolche Anftalt, welche jo in eigenthümlicher 
Weile die Realbilbung mit der claſſiſchen verbindet und in der römiſchen 
Claſſicitäͤt den inneren Uebergang zur clafjiihen Bildung überhaupt 
fefthält, ift das fogenannte Realgymnafium. Obwohl nur noch in 
einzelnen Beifpielen vorlommend, hat e8 dennoch eine große Zukunft. 

Bei der Unfertigkeit des Bildungsprocefles dieſer Organifation hat 
es nun einen entſchiedenen Werth, fich diefe Verhältniffe in ein feftes 
Schema zu bringen. Daſſelbe ift folgendes, mit ſyſtematiſcher Beziehung 
auf die Elementarbilbung. 


Volksſchule. 
Bürgerſchule. 
Abſchluß mit dem 16 — 16. Jahr, 
event. Uebergang zur Realſchule. 


— — — — 
Realgymnaſium. 
Wirthſchaftliche Vorbildung mit rö⸗ 
miſcher Claſſicität ohne Griechiſch. 
Abſchluß oder Uebergang event. 
zur Realſchule, oder zu den wirth⸗ 
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Häusliche Elementarbilbung. 
Untergymnafium. 

(Unterfte Claſſe des Gymnaftums). 

Elementarlehre der lateiniſchen 
Sprache. 

Dbergymnafium. 

Aufnahme der griechiſchen Ele: 

mentarbildung ; Fortbildung biszur 

Reife für die wiſſenſchaftliche Fach: 
bildung. 


ſchaftlichen Fachichulen. 

IV. Neben den Staatsanftalten beftehen nun Privatlehran- 
ftalten. Das Princip für diefelben ift, daß fie das Recht der Gym— 
nafien, fpeciel alfo das Recht durch ihre Prüfungen die Reife zum 
Uebergange an die Univerfität zu conftatiren, nur unter ben gefeßlich 
vorgejchriebenen Bedingungen in Beziehung namentlich auf das Lehrer: 
weſen und das Lehr: und Claſſenſhſtem erfüllen. Keinenfalls Tann die 
Entwidlung joldher Privatghmnaſien als etwas münfchenswerthes be: 
zeichnet werben, da ſie entiveder einen Mangel im öffentlichen Syſtem 
der miljenfchaftlichen Vorbildung anzeigen, ober Zu einem ebenfo be 
denklihen Mangel an Strenge der Bildung hinneigen. 

Im Allgemeinen ift ein großer Unterjchied in der Entwidlung des 
öffentlichen Rechts und der Organifation des Gymnaſialweſens zwiſchen 
Nord: und Süddeutſchland unverkennbar. Jenes bat den Charafter 
der Staatsanftalten und der ftantlichen Leitung fchon faft mit Anfang 
diefes Jahrhunderts ausgeprägt; dieſes hat das Gymnaſialweſen erft 
zum Theil feit 1830 und entſchiedener feit 1848 aus feiner ſtändiſchen, 
unfreien und vielfach ganz äußerlihen Begränzung auf claflifche 
Grammatif zum humaniſtiſchen Geifte erhoben. Es ift höchſt merk: 
würdig, wie Defterreich, bis 1848 mit der unfreieften ſeit 1848 fich 
zur freieften Gymnafialorbnung erhoben und in jener Gejebgebung 
fih neben die andern Staaten geftellt hat. Leider fehlen ung ge 
nügende Zufammenftellungen; die betreffenden Artikel in Schmid find 
in Beziehung auf das Öffentliche Necht fehr ungleihmäßig gearbeitet 
und dennoch für manches die bisher einzige Duelle. 


— — — 


Deſterreich. Der Unterſchied von öffentlichen und Privatgym⸗ 
naſien geſetzlich anerkannt, jedoch Grundſatz des Beſtehens einer Prüfung 
an einem öffentlichen Gymnaſium, um ſtaatsgültige Zeugniſſe zu er: 
werben (Organifation vom 15. September 1849, $. 8). — Drgani- 
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ſation: Landesſchulbehörde, Miniſterium. Das Patronat iſt gänzlich 
befeitigt. Inneres: Direktor und Lehrerconferenz, ſämmtliche ordent⸗ 
liche und Hülfslehrer. Hauptgeſetz: Organiſation der Gymnaſien (und 
Realſchulen) in Oeſterreich, publicirt 15. September 1849, nebſt einigen 
neueren Anordnungen (Stubenraud Il. 8. 394). Zebrer find orbent- 
liche und Hülfslehrer. Das Lehrerbildungsmefen durch Minifteriale 
Erlaß vom 24. Yuli 1856 ftreng geordnet: Maturitätöprüfung, drei⸗ 
jähriger Curfus an ber Univerfität; Lehramtsprüfung; darauf noch ein 
Probejahr ala Hülfslehrer (fpecielle Darftelung bei Stubenraud I. 
8. 55). — Gymnaſien find vollftändig in acht Klaflen, je vier das 
Unter: und Obergymnafium; erjtered® Tann mit einer Nealichule ver 
bunden fein (Verhältniß des Realgymnafiums nicht klar). Lehrplan 
vorgejhrieben. Aufnahms⸗, Verſetzungs⸗ und Abgangsprüfungsiuften 
(Stubenraud 11. 395—398). 

Die vollftändigſte und gründlichfte Darftelung bes öfterreichifchen 
Gymnaſialweſens ift die von Fider bei Schmid V. ©. 355—476. Die 
Geſchichte hauptſächlich nah Hochegger, üfterreichifche Gymnaſien, 
(Defterreichifche Revue 1863. Bd. I.) Charakteriſtiſch iſt dabei die Stellung 
der philofophifchen Studien vor und nach 1848. (Alte Drbnung vom 
12. Juli 1805; neuer Lehrplan vom 10. Juli 1819. Aeltere Verſuche 
und Beftrebungen bis 1849.) 

Preußen. Hier ift noch Feine Einheit und Fein einheitliches 
Geſetz, meil viele Gymnafien noch auf alten Stiftungen beruhen und 
die Nechtsverhältnifie von Körperichaften haben. Rönne, Unterridts 
weſen II. 73. 74. Deſſen Staatsreht II. 8. 449. Note 9). Das 
Gymnafialrecht erfcheint daher bei aller Webereinftimmung in ber 
Hauptſache doch als ein provinzielles; nur in einzelnen Punkten 
it auch die formelle Einheit hergeſtellt. Daher zwar Auflicht der 
Propinzialichulcollegien, allein daneben noch vielfach die Patrone der 
ftändifchen Epoche. Die Schuloronungen daher noch örtlich, nad 
dem noch geltennen Princip des Allgemeinen Landrechts II. 12. 55 
(Nönne, Staatsrecht I. $. 203. II. 241). Rechte der Batrone jedoch 
weſentlich nur bei Belebung der Lehrerftellen (Rönne Il. 448 u. 449). 
Lehrerbildung an ben Univerfitäten; der Schwerpunkt auch bier im 
Prüfungsmeien vaffelbe. Genau bei Rönne, Unterrichtöwefen II. 
22—64. Grundlage das Edikt vom 12. Juli 1810; genauer audge 
führt im Refeript vom 20. April 1831 und Refeript vom 29. September 
1838. Brobejahr: Refeript vom 27. November 1858. Charalterifirt 
bei Lübker, „Gelehrtenſchulweſen“ (Schmid, Enchykl. II. 679). Rönne, 
Staatsrecht 11. 8. 293. Anerkennung ala Commentator (Rönne ebend. 
1. 8. 208). Die Lehrerverhältniffe in Preußen find fehr gut charakterifirt 
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von Balmer „Gelehrtenfchulen“ bei Schmid a. a. D. ©. 678 f. nebit 
Literatur. Ueber das Klaſſenſyſtem Thilo ebend. I. 787. 

Bayern. Kurze Gefchihte von Klemm bei Schmid I. 445. — 
Erſter eigentlich ftaatlicher, allgemeiner Schulplan im Allg. NRormativ 
von 1808; vier Klaſſen. Darauf feit 1820 heftige Schwankungen; es 
ift der Proceß des Losreißens des Gymnaſialweſens von den noch immer 
nicht überwundenen Elementen der alten Klofterichulen, unter denen es 
fo Iange gelitten; Schul» und Studienordnungen von 1824; Aufgabe 
ber Gymnaſien: „das gefteigerte grammatiiche und humaniftiiche Stu: 
dium“ (Formationdverordnung vom 17. December 1825). Erft 1829 der 
Standpunkt Har ausgeſprochen: „die dem Studium fich widmende Jugend 
für die Univerfität geiftig zu ſtärken und gründlich vorzubereiten,“ 
babei viel Unfertigfeit und erperimentirendes Schwanken; |. bie Ne: 
daktionsbemerkung bei Klemms Aufſatz S. 457. 458 und Ingrelio, 
-über den Zuftand der gelehrten Schulen 1841. Die Schulorbnung vom 
13. März 1830 durch die revibirte Schulorbnung vom 24. Febr. 1854 
aufgehoben; die nothwendige Einheit jedoch nicht gewonnen. Das 
Schulſyſtem enthält den Unterichied der „lateiniſchen“ Schule, 
die den Untergumnafien entiprechen, jeboch noch großentbeils als fog. 
„Holirte” Schulen weder das, noch Realgymnafien find, fondern den 
Charafter von Bürgerichulen haben; mit Abgangöprüfungen (Pözl, 
Verwaltungsrecht $. 191). Die „Gymnaſien,“ vier Klafien, find die 
Oberghmnaſien, Staatsanftalten, mit humaniftifcher Aufgabe, minifterielle 
Anftellung der Lehrer, Lehrerconferenz der „Syumnaftalprofefioren“ und 
dem Rector; doch follen die Gymnafien weſentlich auch „durch fortge: 
jegte Unterweifung im Chriſtenthum durch Hebung und Zucht bie hrift: 
liche Bildung fürdern” (Pözl 8. 192). Lehramtscandidaten werben 
geprüft; hier fcheint die Vorbildung mangelhaft. Die Kreisregierungen 
haben nur die Oberaufſicht. — Neben diefen Gymnafien befteben nod) 
„Alumnate” aus der ftänbifchen Zeit, priefterliche Gymnaſien mit eigener 
Verwaltung, die mit der Schulordnung nur nit „in Widerſpruch 
fteben dürfen“ (Echulorbnung 8. 99. Concordat und Vollzugsverord⸗ 
nungen vom 8. April 1852) und außerdem noch „Lyceen“ mit ziveis 
jährigem Curfus für „philoſophiſche“ Disciplinen ala Vorbereitung für 
die Univerfität, die entweder nothivendig find und dann ben Gymnaſien 
allgemein eingeoronet werben, oder überflüflig und dann aufgehoben 
werben müßten; ganz unorganifch ift die Beitimmung, baß ihre „Bor: 
lefungen" dann der Univerfitäten gleich geachtet werden müßten (vgl. 
Pöz!l, Verwaltungsreht $. 194. 195). Thierſch wichtige Thätigkeit 
dabei. Seine Schrift: Lieber gelehrte Schulen, mit befonderer Rüdficht 
auf Bayern. Privatichulen: unter Genehmigung und Oberaufficht: 
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gleichfalls unbeftimmt (Roth, das Gymnaſialſchulweſen in Bayern 
zwiſchen 1824 und 1843). So gehört das bayriſche wiſſenſchaftliche 
Vorbildungsweſen zu dem unfertigften in Deutfchlant. 

Baden. Auch bier ift die Klarheit über das Verhältniß zmifchen der 
ftaatlihen und ſtändiſchen Leitung der wiſſenſchaftlichen VBorbildung noch 
nicht ganz entichieven. Das Jahr 1834 brachte einen weſentlichen Fort: 
Schritt in der Verordnung über das Gelehrtenſchulweſen vom 31. Dec. 1836 
und 18. Yebruar 1837. Grundlage ift noch die confeffionelle Be 
ſtimmtheit, ein im übrigen Deutichland lang überwundener Standpunkt. 
- Organifation: Oberftudienrath, zum Theil Oberkirchenrath; Beftimmung 
ber Lehrbücher noch nach ver Beftätigung der letzteren. Die Lehrer 
find nur zum Theil Staatödiener; philologiſche Seminare an den Univer- 
fitäten, jedoch bisher noch ohne Prüfungsſyſtem; Anftellung trotzdem vom 
Staate. Eine beftimmte Drganifation in Unter: und Obergymnaſien findet 
nicht ſtatt; flatt defien allerlei Combinationen. Die Gymnaſien (2yceen) 
baben acht Klafien (Dr. Holymann bei Schmid I. 400—412). Indeſſen 
it man auch hier im Fortfchritt begriffen, zunächſt in dem wichtigften 
Punkte, der Lehrerbildung. Die Verordnung vom 5. Jan. 1867 bat ein 
vollftändiges Bildungs: und Prüfungsfoften für alle Lehrer an den gelehrten 
und höheren Bürgerfchulen eingeführt, nebft ven philologifchen und päda⸗ 
gogiſchen Seminarien; die Prüfungen find in obligatorische und facultative 
getheilt; das Syſtem derſelben erſcheint als ein ſehr beachtensiwerthes, 

Hannover Ein trefflicher Artilel von Geffert bei Schmid III. 
263—319 mit fehöner biftorifcher Einleitung; die einzige uns befannte 
geichichtliche Behandlung des Gymnafialweſens (vgl. dazu über die neuefte 
Entwidlung Kohlrauſch, das höhere Schulweſen des Königreich! Han- 
nover feit ihrer Organifation im Jahr 1830. Hannover 1850). Grund: 
lage der neuen Geftaltung (Verordnung vom 11. September 1829), mo: 
durch die Gymnaſien definitiv als Vorbildungsanftalten für die Uni 
verfitäten aufgeftellt werden; Schwerpunkt bie Maturitätsprüfungen. 
Errichtung des Oberſchulcollegiums (Patent vom 2. Juli 1830); 
Gründung des Seminars 1842, mit Statuten vom 27. Febr. 1846, 
nebft zivei wichtigen Girculären über die Lehrerbildung vom 10. und 
11. December 1840. Bemerlenöwertb die Organiſation der Schul: 
eollegien, in welden die Drgane der Gemeinde, ver Kirche und bes 
Staats Lehrerconferenzen bilden. Die gelehrten Schulen find felbit theils 
önigliche (10), theils ftäbtifche (16), theils Stiftungsfchulen (2). Bor 
fland der Rector (Director). Syftem in Gymnafien und Progymnafien ; 
doch ift das Verhaͤltniß zur wirtbichaftlichen Vorbildung noch nicht vecht 
klar, da die Ießtere ihrem Weſen nad) Realgymnafien, ihrer Form nad) 
Untergumnafien find (vgl. Beffert S. 298). ’ 
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Braunfhweig. Unbebeutende Angaben von J. H. €. Schmid 
in Schmids Encyklopäbie I. ©. 746. 

Kurheſſen. Einzelne Monographien über die einzelnen gelehrten 
Schulen bei Bezzenberger in Schmid, Enchklopädie v. Kurheflen 
©. 499. Die neue Drganifation iſt von 1833— 1835; Dienftanweifung 
für die Lehrer der kurhefſiſchen Gymnafien 1849 und Regulative für 
Abhaltung von Lehrerconferenzen 1849. Ein allgemeines Gefeh befteht 
nicht. Doc find die Gymnaſien Staatsanftalten, mit je ſechs Klaffen; 
ſtehen unmittelbar unter dem Minifter des Innern. Ein feites ‘Prü- 
fungsſyſtem fcheint zu fehlen. Ueber die Lehrordnung auch noch in 
neuelter Zeit wiel Streit, mit fpezieller Beziehung auf den Verſuch, 
ſtatt jelbftändige Realgymnafien zu errichten, vielmehr Realfächer in die 
Gymnaſien hineinzubringen, was zur Ueberlaftung der letteren führte. 
Literatur diejes Streit? bei Bezzgenberger a. a. D. ©, 506 bis 507. 

Hejlen:Darmitadt. Die Oymnafien find Staatsanftalten. Ein- 
theilung in acht Klaſſen. Griechiſch erft von VI. an. Alademiſche Bil 
dung der Lehrer ;, |pezielle Prüfung verfelben und ein Probejahr. Lehrer 
find Etaatsdiener. Anftelung vom Großherzog. Abgangszeugniffe für 
bie Univerfität (Strad bei Schmid Enchkl. v. Heflen-Darmftabt. Nebft 
Literatur bes dortigen Gymnaſialweſens III. 518—526). 

Sachſen. Beroronung vom 21. März 1835, die Verhältniffe ver 
Behörden für die ftädtifchen Gymnaſien betreffend. Grundſatz: „daß 
alle wichtigeren Angelegenheiten dev Gymnafien der gemeinfamen Be: 
rathbung und Beſchlußnahme der Lehrercollegii unterliegen.“ 
Monatliche Berfammlung. Zmeite Inftanz: Schulcommiflion: aus dem 
Geiftlichen, einem Stadtrath und einem Gemeindeglied, mit Oberauf: 
fichtörecht über Lehrer und Schüler und weſentlich auch der ökonomiſchen 
Verhältniffe der Schule. Halbjährlihe Prüfungen und Maturitäts⸗ 
prüfung (claſſiſche Schriftiteller). Ueber die Sumnafialprüfungen ift das 
Mandat vom 4. Yuli 1829 erlafien, nebit Regulativ von 1831. Oberſte 
Behörde: Miniſterium des Cultus. 

— Bir glauben hieran einen Blid auf Holland anfchließen zu 
follen, da die Gymnaſialverhältniſſe diefes Landes dadurch jo intereffant 
find, daß fie uns den Kampf zwifchen dem beutichen und frangöfifchen 
Syſtem und den befinitiven Sieg des eriteren über das lehtere zeigen, 
zugleich aber in hohem Grade wichtig find für die Beurtheilung ber 
gegenwärtigen Gymnaftalfrage. In Holland ftand das ganze gelebrte 
Berufsbildungsmweien bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts für die 
Vorbildung auf dem englifchen, für die Fachbildung (Univerfitäten) auf 
dem deutſchen Stanbpuntt. Das hohe Schulweſen theilte ſich in Latei: 
nifche und Athenäen; die erfteren waren Vorbildungsanftalten für die 
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leßteren, die leßteren aber hatten neben ihrer Vorbildung für die Uni: 
verfität zugleich die allgemeine Bildung zur Aufgabe, jedoch wie noch 
jegt in England mit weſentlicher Beſchränkung auf die claſſiſche Bil- 
dung. Mit der Eroberung Hollands dur die Franzoſen murde nun 
das franzöfifche Syſtem, wenn auch nicht für die Fachbildung, fo doc 
für die Vorbildung eingeführt, troß der Abneigung der Bevöllkerung. 
Kaum war nun die franzöfifche Herrichaft geftürzt, jo griff das hollän⸗ 
diſche Volk fofort wieder auf die germanifche Grundform feines Bil- 
dungsweſens zurück. „Die geleglihen Beitimmungen, unter denen die 
höhere Bildung in unjerem Baterland litt, jo lange der Kaifer der 
Franzofen das Land beberrichte, fonnten unter der Regierung unſeres 
Königs nicht lange geduldet werden. Ein neues Gefe für den höheren 
Unterridt mit dem Geifte unferer niederländischen Volksthümlichkeit 
(land aard), deſſen Ueberlieferungen (gehedatheid) und alten Gewohn⸗ 
beiten übereinjtimmend, ſchien notbivendig und wird in ben nördlichen 
Provinzen am 2. Auguſt 1815 ins Werk geſetzt“ (Borrede zur Samm- 
lung der Geſetze und Verordnungen über den höheren Unterricht, mehr 
fach aufgelegt feit 1834). Die Auffaffung ift in biefem Geſetz vom 
2. Auguft 1815, das gegenwärtig in voller Kraft beftebt, höchſt bes 
zeichnend. Art. 1 lautet: „Unter dem Namen des höheren Unterrichts 
(hooger onderwijs) wird derjenige Unterricht verftanven, ber zum Zweck 
bat, ven Schüler nach Ablauf des niederen und mittleren Unterrichts 
zu einem gelehrten Stand in der Gefellfchaft vorzubereiten.“ 
Die gelehrte Vorbildung felbft zerfällt in zwei große Abtheilungen, die 
lateinifchen Schulen und die Athenäen. Wir müſſen dieß bier beſonders 
bervorheben, weil unſres Wiffens nirgends der Charakter der Ather 
näen gegenüber den Gymnaſien fo deutlich ausgefproden ift als in 
Holland; denn die Lateinischen Schulen find nicht Untergumnafien, 
jondern wahre Gymnafien, indem ber Abgang von ihnen zum unmiitel- 
baren Eintritt in die Univerfität befähigt (Art. 148 u. 149). Der Lehr: 
plan der lateinischen Schulen ift durd ein eigenes, übrigens viel zu 
engberziges Reglement vom 20. April 1816 feftgeftellt, melches jogar 
die Lehr: und Leſebücher gefetlich vorjchreibt. Die Athen äen dagegen 
(11 Hauptft.) werden in fo Marer Weile in ihrer ganzen Stellung 
bezeichnet, daß mir und zur näheren Erklärung unferer oben ausge⸗ 
Iprochenen Anſicht nicht verjagen können, die gefegliche Beitimmung bier 
wörtlich wiederzugeben. Die Aufgabe der Athenäen ift nad Art. 36: 
1) „So viel ald möglich die allgemeine Verbreitung von Geſchmack 
und geiftiger Bildung (beschauing geleerdheid); 2) die wenigſtens 
theilmeije Vertretung der hohen Echulen und des alabemifchen Unter: 
richt3 für diejenigen jungen Leute, welche durch die Umftände 
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verhindert werben, die Zeit, die für eine akademiſche Laufbahn noth⸗ 
wendig ift, an einer der Univerfitäten zuzubringen.“ Das Charalteriftiiche 
dabei ift, daß in dieſen Athenäen Vorlefungen über alle Fächer der 
Univerjität gehalten werben. Das ausführliche Lehrreglement ift 
vom 18. Juli 1816 (Deventer), Die Städte ſelbſt tragen die Koften 
der Athenäen und haben daher die Verwaltung derfelben; nur imo der 
Staat die Gehalte zahlt (Harderwijk and Franeker), feht er die Pro: 
fefloren ein. Der Uebergang von ben Athenäen an bie Univerfitäten 
ift zugelafien (Art. 47). Der Mangel diejer Einrichtung befteht nun. 
nicht in den Athenäen, fondern offenbar darin, daß biefelben hier noch 
wie in früherer Beit in Deutichland, bis zu einem gewiflen Grade das 
Hecht auf Ausübung der Berufsthätigfeit geben. Das ift allerdings 
zu vermeiden und Deutichland hat volles Recht, dafür nur feine 
Univerfitäten anzuerkennen. — In Belgien ilt das Vorbildungsweſen 
durch das Geſetz vom 1. Juni 1850 geordnet, in welchem das obige 
holländiſche Syftem nach frangöfiichem Mufter umgeftaltet ift; bier exiſtiren 
bie Athendes royaus ala hüheres Gymnafium und die Keoles moyennes 
inferieures. Jene find halb Staats: und halb Gemeindeanftalten und 
baben das franzöfiiche Bifurcationsfoftem aufgenommen (de Fooz, 
Droit adm. belge. T.1V.T. 2. p. 331 sq.; f. aber befonvers Belgien 
von Le Roy in Schmibs Encyklopäbie). Die belgifche Gränge tft daher 
auch bier die Gränze zwiſchen dem germantfchen und romanischen Princip. 


B. Das gelchrte Sahbildungsfyfem. 
(Das Univerfitätswefen.) 


Das deutiche wiſſenſchaftliche Fachbilbungstvefen für die fpeziellen 
geiftigen Lebensberufe beiteht in feinen Univerfitäten. Daflelbe bat 
einen jo Haren, ausgeprägten Charakter, daß felbit die Einzelheiten 
nur in unbebeutendem Grabe verſchieden find. Es tft gar fein Zweifel, 
daß es in allen Punkten die höchſte Drganifation der Fachbildung dar: 
bietet. Es ift die freiefte ebelfte Verbindung des ftänbifchen mit bem 
ftaatöbürgerlihen Element, welche die Gefchichte kennt, und dadurch 
nicht bloß die Grundlage der wiflenfchaftlichen Entwidlung, fondern 
auch der tüchtigen Verwaltung. Es ift, wenn man ins Einzelne eins 
gebt, ein unenblich reiches, wenn man bei dem Ganzen fteben bleibt, 
ein unendlich ‚einfaches Gebiet. Wir dürfen das erftere als befannt 
vorausſetzen; es wird für die Verwaltungslehre hier kaum noch vieles 
fraglich fein. Eine Darftellung des Univerfitätswefens in Deutfchland 
in feinen einzelnen Theilen, Beziehungen und Aufgaben könnte nur bei 
einer Bearbeitung Werth haben, melde einen Umfang hätte, der in 
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feiner allgemeinen Berwaltungslehre überhaupt Raum finten würde. 
Dagegen glauben wir allerdings, daß das Univerfitätäiwefen ala Gan- 
zes nicht als eine abgefchloffene Trage zu betrachten, und daß es die 
Bertvaltungslehre ift, welche berufen erfcheint, dieſe Seite der Sache 
theild anzuregen, theils zum Abichluß zu bringen. 

Sn der That nämlich ftehen die Univerfitäten in ihrer gegenmwär: 
tigen Stellung namentlich in Deutichland, eben fo wie die hohen Echulen, 
in einem boppelten Berhältniß, deſſen beine Seiten auch hier mohl ge: 
fchieven werden müflen, um das Univerfitätsivefen und bie fich daran 
Inüpfenden ragen zu beantivortn. Die Univerfitäten find nämlich 
einerſeits die Vertreter der höchſten Wiflenfchaft und mithin ber höchften 
geiftigen Bildung an fi, ganz abgeſehen von ver praftifchen Brauch: 
barkeit derjelben; anderfeits find fie derjenige Organismus, vermöge 
deflen die Verwaltung vie höchſte Ausbildung für die fpeciellen geiftigen 
Berufe darbietet. Die Forderungen, welche aus dem erften diefer Mo: 
mente hervorgehen, beziehen ſich daher auf die reine Wiflenfchaft, und 
erzeugen bie freien geiftigen Funktionen berjelben. Die Forderungen 
dagegen, melde durch das zweite gejeßt werden, find durch die Ver: 
waltung bevingt, und fchließen fih an bie Natur derjenigen Funk⸗ 
tionen, welche die leßtere im weiteſten Sinne zu vollziehen bat. Immer 
aber und jo auch bier, gehen num bie geltenden rechtlichen Beitimmun: 
gen aus folchen Forderungen hervor, die das Leben mit feinem geiftis 
gen ober ftaatlihen Inhalt an feine Organe ftelt. Die Natur ber 
Univerfitäten ‚bringt e8 daher mit ſich, daß ſich vermöge jener Doppel: 
aufgabe beftändig zwei große Rechtsſyſteme in demſelben kreuzen, be 
gegnen und beitimmen; bie Geftalt des öffentlichen Rechts derſelben 
drückt ftet3 das Verhältniß diefer beiden Elemente zu einander in irgend 
einem gegebenen Zeitpunft aus; der pofitive Charakter des Univerfitäts- 
weſens hängt ſeinerſeits davon ab, und die Gefchichte des letzteren ift 
daber im Großen und Ganzen ald das Ergebniß ber Stellung anzu: 
feben, weldye vie Verwaltung zu der berufbildenden Funktion 
der Univerfität in ben verfchievenen Zeiten eingenommen bat. In 
diefem Sinne nun hat jede Epoche ihre „Univerfitätsfrage”; bie Ver: 
waltungslehre aber muß ihrerfeit gerade das, was wir als Univer⸗ 
ſitätsfrage bezeichnen, ala ihre fpecifiiche Aufgabe betrachten. 

Indem wir nun tie gejagt die allgemeine Belanntfchaft mit der 
Drganilation und der Thätigfeit der Univerfitäten vorausſetzen, können 
wir jene Aufgabe der Verwaltungslehre, und damit den Standpunkt 
der Beurtheilung des pofttiven Univerfitätswefens am Harften formu⸗ 
liren, indem wir basjenige bezeichnen, was jenen beiben Elementen 
ihren faßbarften Ausdruck gibt, und daher in feiner Wechſelwirkung 
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auch die Grundlage des pofitiven Univerfitätsrechts gibt- Die an fich 
freie wiſſenſchaftliche Funktion der Univerfitäten ift nämlich gegeben in 
dem großen hiftorifchen Princip der Selbfiverwaltung des Lehrweſens. 
Das Verhältnig zum Staat und feinem Berufsbildungsmejen dagegen 
ericheint in den gefehlichen Studienorbnungen. Die Oberaufſicht des 
Staats über die Univerfitäten ift wiederum nicht fpeciell durch das 
Mejen der lebtern, fondern durch den Begriff des Selbſtverwaltungs⸗ 
förper® überhaupt gefebt, eben fo wie die Pflicht des Staats die Uni⸗ 
verfitäten zu erhalten, nicht: aus ihm allein, fondern aus dem Begriff 
des Bildungsmefens überhaupt folgt. Der Kern der Univerfitätsfrage 
liegt daher für diefelben fpeciel in jenem, den Univerfitäten als orga- 
nifhem Gliede des ganzen Bildungsweſens eigenthümlicdhen Gegenjaß. 
Ihn zu finden ift aber nicht Sache der Methodologie, melde durch 
das reine Weſen der Wiflenfchaft, fondern Sache der Verwaltungslehre, 
welche durch die Bebürfniffe und den Entwidlungsgang des Bffentlichen 
Lebens beitimmt wird. 

Bon diefem Standpunkt aus fcheivet fih nun die Geſchichte des 
Univerſitätsweſens in gewiſſe große Verioden, bei deren Darftellung und 
Charakterifirung wir natürlich die ganze bisherige Auffaflung voraus: 
ſetzen bürfen. Bielleiht daß das befte Kriterium des Werthes ber 
leßteren gerade darin liegt, die fonft faft endloſe Entwicklungsgeſchichte 
der beutichen Uiniverfitäten auf ihren einfachſten Grund leichtverſtändlich 
zurückzuführen. 

Die erſte große Epoche des Öffentlich rechtlichen Univerſitätsweſens 
beruht darauf, daß die Univerfität noch gar nichts anders ift, als ein 
durchaus felbjtändiger, ftändifcher Körper für die ſtändiſche Berufe: 
bildung. Sie macht in biefer erften Periode noch gar nicht den An- 
ſpruch darauf, daß ihre Bildung die rechtliche Bedingung für die öffent: 
lihe Ausübung des Berufes fein folle. Sie läßt den Geiftlichen, ben 
Richter, den Arzt, den Lehrer und Gelehrten fi bilden wie er will; 
fie nimmt jeden auf; fie fragt nicht, ob das was fie ihm in ihrer Lehre 
bietet, für ihn praftifch zu gebrauchen ift oder nicht; fie ſchließt nieman- 
den aus von irgend einem Theile ihrer Lehre; fie prüft niemanden als 
wer fich felbft prüfen laffen will; fie fchreibt fich felber vor worüber fie 
zu prüfen hat; ihre Grade find nicht das Recht einen Beruf auszu: 
üben, fonvern nur das Recht zu fagen, daß man eine Fachbildung 
durchgemacht bat. Sie ift daher auch in ihrer Verwaltung fouverain. 
Sie hat ihr eigenes Haupt, ihr eigenes Vermögen, ihre eigene Gerichtd« 
barkeit; kurz fie ift im vollften Sinne des Wortes ein ftändifcher Kör- 
per. Die Verwaltung des Staats hat mit ihr noch gar nichts zu thun; 
wollte fie aber auch in fie hineingreifen, fie vermöchte es nicht, denn in 
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dieſer erſten Epoche iſt ſie ſelbſt noch gar nicht genug entwickelt, um 
mehr als die abſtrakte Vorſtellung von dem Werthe und der Funktion 
der Univerfität zu haben. Beide große Faktoren der künftigen Staats⸗ 
bifvung ſtehen noch ganz getrennt. Das gefammte öffentliche Necht der 
Univerfität ift das der ftändifchen Selbftverwaltung. 

Den Uebergang von diefer erften Periode zur zweiten bilbet das 
Auftreten der felbftändigen Entwidlung der eigentlichen Verwaltung, 
die fich allenthalben an das Königthum anſchließt. Wir können dieſe 
Zeit ungefähr ind fechzehnte Jahrhundert jeten. Die Buchbruderkunft 
bat bereit3 die Werke der alten Claſſiker und der jungen Gelehrten all: 
gemein gemadt; die Zahl der Univerfitäten ift vermehrt; auch dem 
Minderbemittelten ift e8 möglich fie zu befuchen; die Zahl der wiſſen⸗ 
fchaftlich Gebildeten fteigt mit jevem Jahre; die neue Verwaltung, ihrers 
feitö vielfach in heftigem Gegenfat zu der Unmoirtbfchaft der grundherr⸗ 
Iihen Verwaltung, fiebt fidh mehr und mehr um nad Männern, die 
eine jelbftänbige Bildung haben; fie fängt allmählig an, biefelbe ala 
Beringung für gewifle Berufsthätigleiten zu fordern; die Funktion der 
Univerfitäten wird als eine der großen Vorausfeßungen des Sieges ber 
neuen Staatsgewalt über das ftändifche Wefen erfannt; in allen Theilen 
der Verwaltung fiten bereit? Beamtete, die ihre Univerfitätslaufbahn 
durchgemacht; der Richter muß das römische Recht, der Arzt die wiſſen⸗ 
fchaftliche Medicin, der Lehrer die Philofophie, felbft der Geiftlihe muß 
die Theologie methodisch fennen. So Tann denn nun auch die Univer⸗ 
fität nicht länger in ihrer ftarren Abgeſchiedenheit von dem Yortfchritte 
der übrigen Welt bleiben. Was fie mwifjenfchaftlich Leiftet, ift bier nicht 
die Yrage; aber e8 iſt ihr Verhältniß zur Verwaltung, es ift ihr öffent: 
liches Recht, das durch jene Bewegung erfaßt wird. Indem der Staat 
die willenichaftliche Bildung forvert, muß er die Mittel derfelben her- 
ftelen; indem er die Mittel hergibt, gewinnt er ein Hecht auf Theil: 
nahme an der Thätigfeit jener Organe; fo zieht er allmählig aber un: 
widerſtehlich die altitändifche Univerfität in das junge Syſtem feines 
Bildungsweſens hinein; fie wird faft unwillkürlich ein Glied veflelben; 
fie muß, wollend oder nicht, allmählig ihre wifjenschaftlichen Funktionen 
nach den Forderungen richten, melde der Staat an den fünftigen Be 
amteten ftellt; fie muß daran denken, den Prüfungen zu genügen, um 
derentwillen der Student die Vorlefung befucht; es bildet fich ein tras 
ditioneller Lehrplan aus; derjelbe erweitert fih allmählig mit dem mad: 
fenden Bebürfniß, und wird in ſich immer abgefchlofjener und feſter mit 
der wachſenden Gleichartigkeit des Amtsweſens; und fo entſteht einer 
feit3 der Grundfaß, daß die Univerfitätsglievder Staatsbeamtete find, 
und anderfeits wird die unabweisbare Nothwendigkeit der Harmonte 
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zwiſchen der Lehre und den Prüfungen in geſetzlichen Studien 
ordnungen ausgefproden. So bat fich jeht die neue Stellung der 
Univerfitäten gebildet. In dieſer ift das Princip der Selbftverwaltung 
nicht aufgehoben, aber es ift durch den geſetzlichen Stubienplan be: 
ſchränkt, und zwar deßhalb, weil biefe Studienordnung ala die Be 
ſtimmung desjenigen erfcheint, mas das Öffentliche Leben ald Minimum 
der Bildung für einen Öffentlihen Beruf fordert. Die Ber 
waltungslehre muß ausdrüdlich betonen, daß dieß der Sinn ber ge 
jeglichen Stubienpläne ift, und daß darauf ihr Recht beruht, die freie 
Bewegung der Wiſſenſchaft in feite Geftalt zu bringen. Sie find es, 
welche das Verhalten der fpeciellen Univerfitätsbilbung zum Bildungs: 
weſen überhaupt formuliren; ihr Inhalt geht nicht von ber Wiflenfchaft 
als folcye, fondern von den Forderungen der Verwaltung aus; fie find 
die wichtigften Berwaltungsmaßregeln für das höhere geiftige Leben 
des Volles geworben. 

Das nun, was mir bier bezeichnet haben, bildet im Großen und 
Ganzen den Gang bes Öffentlichen Rechts der Univerfitäten während bes 
fiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts. Am Ende beffelben und im 
neunzehnten ift bie große hiftorifche Univerfitätsfrage entfchieven. Die 
Univerfitäten find jebt Staatsanftalten des Berufsbildung®: 
weſens, empfangen ihre fpezielle Lehraufgabe vom Staate, werten 
von ihm erhalten, ftehen unter dem allgemein bürgerlichen Recht, und 
es bleibt ifnen aus ber ftänbilchen Epoche nichts als die Selbſtverwal⸗ 
tung der Lehre innerhalb ver gefeglichen Gränze. Das iſt ter Zu: 
fand in dem wir uns befinden. 

indem wir nun babei ganz von dem fachtwifienichaftlichen Anhalt 
diefer Stellung abjehen, müflen wir es verfuchen, bdiefelbe auf diejeni⸗ 
gen Punkte zurücdzuführen, in denen fich diefes Princip des öffentlichen 
Rechts der Univerfität ala Charakter des beutichen Univerſitätsweſens 
der Gegenwart zu einem Syſtem formulirt. Diefes Syſtem des Uni« 
verfitätsrechtö iſt einfach, jo mie man es an die oben angelegten Punkte 
anſchließt. 

In der That hat nämlich der Staat, indem er die Univerſitäten 
zu Staatsanftalten machte, das Weſen berfelben bei feinem Eingreifen 
in ihre Selbftvertvaltung mit vollem Betvußifein feitgehalten und einer: 
feitö das Verhältniß derfelben zur allgemeinen, anterfeit3 zur Fachbil⸗ 
dung zum Ausdrud gebracht. Die beiden leitenden Grundſätze für das 
dadurch entitandene Univerfitätsrecht, an welches fich dann bie Univer- 
fitätöformen der Gegenwart anjchließen, find folgende. 

Zuerft hat die Staatsverwaltung das im Weſen der Univerfität 
liegende Princip gefeblic durchgeführt, daß die allgemeine Bildung 
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einen geſetzlich anerkannten Theil der Fachbildung ausmachen ſoll. 
Die Anerkennung dieſes Princips erſcheint in ber Beſtimmung, daß für 
jedes Fach die Theilnahme an Vorleſungen über Geſchichte und Philo⸗ 
ſophie vorgeſchrieben ſind. Die weitere Ausführung deſſelben iſt in der 
Zuſammenſtellung der obligaten Vorleſungen, beziehungsweiſe der Prü⸗ 
fungsgegenſtände jedes einzelnen Faches enthalten. Das Streben, die 
allgemeine Bildung in der Univerſitätsbildung feſtzuhalten und dadurch 
außer dem Zweck der Fachwiſſenſchaft auch die Idee der Wiſſenſchaft an 
ſich zu verwirklichen, das Aufrechthalten des urſprünglichen Weſens der 
Universitas literaram gehört Deutſchland an, und bildet eine der großen 
Grundlagen der Stellung der Univerfitäten überhaupt. In tiefem 
Bunkte muß der eigentliche, fpecififche Charakter der deutſchen Uni 
verfität gefucht werben; der Grundſatz, baß jede Univerfität aus ber 
Berbindung aller Fakultäten beftehen müfle, ift in der That nur eine 
Außerlihe Form und Bebingung beflelben Princips, welches tie Ger 
fchichte und Philoſophie zu integrirenden Theilen der Fachwiſſenſchaft 
gemacht hat. Es wäre eine der wichtigften culturhiftorifchen Aufgaben 
der Geſchichte der Univerfitäten, nachzumeifen, wie ſich das Brincip der 
Theilnahme der Fachbildung an der philofophifchen Fakultät und ihren 
Borlefungen bei den einzelnen Univerfitäten geftaltet hat, wie es im 
fiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert damit gehalten wurde, und 
wie weit diefer Grundfaß in bie obligaten Studienplane aufgenommen 
iſt. Es ift eine andere Frage, ob und in welcher Weiſe namentlich bie 
Philofophie Schuld trägt an ihrer Entfremdung von den praftifchen 
Wiſſenſchaften; wir haben diefe Frage bier nicht zu unterfuhen. Wohl 
aber dürfen wir die Thatfache conftatiren, daß der Geiſt der deutichen 
Univerfitäten fi) eben durch Philoſophie und Geichichte als Gemeingut 
aller Fakultätsbildung tie volle Empfänglichkeit für die höchſte allge 
meine Bildung erhalten bat, und wir haben alles Necht, das an und 
für fich nicht bloß ald einen wahren Schaf unfere® höheren Lebens an⸗ 
zuſehen, fondern auch mit allen Mitteln dahin zu tradhten, daß vie 
Streben gefördert und damit der Verfladhung ber wifienichaftlichen Auf- 
faflung vorgebeugt mwerbe! 

Der zweite Moment des Univerfitätslebens, die fpecielle Fachbil⸗ 
dung, ift nun daneben von den Verwaltungen gleichfalls, und im Grunde 
mit noch mehr Nachdruck gefördert worden. Den Ausdrud tafür bildet 
das Tas ganze Univerfitäteweien turchziehende Princip der Speciali« 
firung der Fächer, und der Aufftellung von Specialanftalten für 
einzelne Berufäzweige. Es wäre eine zweite Aufgabe der Geſchichte der 
Univerfitäten, das Entfiehen und die Entwicklung dieſer Specialfäcer 
und Anftalten genauer zu verfolgen und nachzuweiſen, tie fie meiftens 
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im Anfange als freie Collegien auftraten, bis fie allmäblig zu feflen 
Beitandtbeilen der Lehre wurden; wie anderfeit3 fi) Durch Sammlungen 
und Nebenanftalten (Bibliothefen, botanifche Gärten, Kliniken u. f. w.) 
jelbftändige Zweige herausbilten, und mie endlich die Verwaltung durch 
eigene Prüfungen diefe fpeciellen Richtungen ſanktionirt. Freilich be- 
fteht hierin mohl ter größte Unterfchieb unter ven deutſchen Univerfi- 
täten, und bier liegt auch die Enticheivung über die Frage der Anlage 
von Univerfitäten in großen Städten. Die Grundlage und das Etreben 
ift jedoch allen gleih, und die Verſchmelzung gerade diefer Specialbil- 
dungen mit den allgemeinen macht aus ben veutfchen Univerfitäten das 
was fte find und fein follen. 

Allein gerade dies letztere Element hat nun wieder eine, unferer 
Epoche fpecififch angehörige Frage hervorgerufen. Die formelle Auf: 
nahme der Univerfitäten in das gefammte Bildungetvefen des Staats 
bat die fpecielle Berufsbiltung für jedes einzelne Fach nicht länger als 
eine freie Aufgabe eines Einzelnen, ſondern als eine Angelegenheit des 
öffentlichen Rechts erfcheinen laſſen. Daraus hat die Verwaltung die 
Berechtigung abgeleitet, den Bildungsgang des Einzelnen gefeglich vor: 
zuſchreiben. So ift dasjenige entftanden, was wir den gefehlichen 
Studienplan, und die in ihm entfprechenden obligaten Collegien oder 
Pflihtvorlefungen nennen. Gegen dieß Princip der Pflichtvor: 
lefungen bat fih nun ein heftiger Kampf erhoben. Ihnen gegenüber 
wird der Grundfat aufgeftellt, daß die Bildung, und vor allem die 
böhere Bildung frei fein, das heißt in Umfang und inhalt von ber 
freien Selbftbeftimmung des Stubirenden und nicht von formalen Bor: 
ſchriften abhängig fein ſolle. Diefen Grundſatz bezeichnete man als den 
ber Lernfreiheit. Pflichtvorlefungen und Lernfreiheit gehören dem⸗ 
nach nicht dem Begriff der Wiflenfchaft, fondern dem der Verwaltung 
an: die Ordnung derfelben ift eine Sache des öffentlichen Rechts, und 
es it daher die Vertwaltungslehre, welche über biefe Frage zu ent: 
ſcheiden bat. 

Für diefe Entſcheidung nun muß man den hiftorifchen von dem 
abminiftrativen Standpunkt unterscheiden. Der gefehlihe Studienplan 
nämlich ift zunächſt ein Ausfluß der polizeiliden Epoche überhaupt, 
welche die Wohlfahrt durch NRegierungsmaßregeln, und nur durd fie, 
erzwingen wollte In ihrem Einne mar auch die Univerfität nichts 
als eine ſtaatliche Bildungsanftalt, und der gefehlihe Studienplan 
jeßte an die Stelle der freien individuellen Entwicklung des Geiftes die 
obrigkeitlihe Benormundung felbft auf dem Punkte, wo fie dem Weſen 
der Sade nah am unmöglichſten erfchien, in dem höchiten geiftigen 
Bildungsproceß ter Univerfitätslehre. Es mar natürlih, daß mit 
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unſerem Jahrhundert das Princip der Freiheit des Staatsbürgerthums 
ſich auch dagegen empörte; die Lernfreiheit war der Ausdruck der allge⸗ 
meinen Bewegung der Geiſter innerhalb des Gebietes des Univerſitäts⸗ 
ſtudiums und ſchien daher mit ihr ſtehen und fallen zu müſſen. Das 
iſt ihre hiſtoriſche Stellung; ſie iſt ein Theil des großen Kampfes gegen 
die polizeiliche Bevormundung des Geiſtes, und in dieſem Sinne eine 
natürliche, vollberechtigte Erſcheinung unſeres Jahrhunderts. 

Allein wie alle dieſe Bewegungen war ſie naturgemäß nur negativ. 
Sie überſah das zweite Element in jener geſetzlichen Ordnung. Sie 
vergaß, daß der geſetzliche Studienplan zugleich die Aufgabe hatte, 
durch ſeine Vorſchriften ein Minimum der organiſchen Fachbildung 
im öffentlichen Intereſſe zu ſichern. Sie ſah zwar ſehr deutlich, auf 
welchen Punkten dieſe geſetzliche Ordnung nichts nützten und geradezu 
ſchadeten; fie ſah aber nicht, mo und wie fie daneben zugleich heilſam 
wirkte. Sie begnügte ſich mit der an fich richtigen Weberzeugung, daß 
die Berwaltung die Bildung durch feine geſetzlichen Vorſchriften er: 
zwingen könne, und mit der abftraften Hoffnung, daß die Macht bes 
Geiftes an ſich ftarf genug fein werde, um bie jungen Männer zur 
Wiſſenſchaft auch ohne alle Vorfchrift zu fich heran zu ziehen. Sie ließ 
aber die Frage unerörtert was zu gefchehen habe, wenn bieß nicht der 
Fall wäre. Ste entfpracdh daher dem Geifte der Zeit und feinem leben: 
digen Aufſchwung; aber fie entfprach nicht dem richtigen, durch Feine 
glanzvolle Anſchauung geblenveten praftiichen Berürfniß der Fachmänner. 
Sie vermochte daher auch nicht, durch ihre viel zu allgemeine Tendenz 
das Gegebene zu ändern. Bis zu unferer Zeit blieben troß berjelben 
die gefeglichen Stubienpläne beitehen, und neben ihnen jtand unver: 
mittelt ihr Gegenfat in der abftraften Forderung ber Lernfreiheit. Dieß 
ſcheint die gegenwärtige Saclage. 

In unferer Zeit nun ift es wohl fein Zweifel, daß wir dieſe Lern: 
freiheit nicht mehr im Namen der allgemeinen ftaatsbürgerlichen Frei⸗ 
heit, wie zur Zeit Schleiermachers zu fordern haben. Die Verwaltungs: 
lehre erkennt das Princip der Lernfreiheit unbedingt an. Aber fie muß 
im Namen des Öffentlichen Intereſſes bie Frage aufftellen, ob dieſe 
unbedingte Lernfreibeit im Stande iſt, die Gewähr für dasjenige 
Maß der Berufsbildung zu bieten, ohne welches die Berufsfunftionen 
den Anforderungen unferer Zeit nicht genügen. Iſt Das nicht der Fall, 
fo muß aud bier die Verwaltung fordern, daß die indivibuelle Freiheit 
fi dem Gefammtinterefje unterorpne, und fomit die Begränzung des⸗ 
jelben zu einem Theile des öffentlichen Bildungsrechts made. 

Offenbar nun wäre jene Gewähr bei unbebingter Lernfreiheit nur da 
denfbar, wo has Syſtem der Prüfungen ausreichte, jenes Minimum 
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der Berufsbildung in jedem Falle zu garantiren. Da nun dieß nicht 
der Fall iſt, fo folgt, daß eine gewiſſe gefegliche Stubienorbnung 
ala ein nicht füglich zu entbehrendes Element des Fachbildungsrechts 
angefehen werden muß. Allein biefe Beftimmung des individuellen 
Lehrganges muß auf dem Grundfate beruhen, daß fie nur dasjenige 
geſetzlich vorjchreibt, was die Natur des Bildungsganges als ſelbſtver⸗ 
ftänblich fordert, fo daß bie Nichtbeachtung veflelben an und für fi 
ichon als eine Gefährdung einer tüchtigen Bildung angefehen werben 
muß. Innerhalb diefer Gränzen darf fie nicht die freie Wahl erfehen. 
Sie fol daher das geringfte Maaß ver Pflichtcolegien fordern, die Ord⸗ 
nung und Reihenfolge verjelben aber dem individuellen Ermefjen über 
laſſen. Ihr Werth Tann vernünftiger Weife nicht dadurch beftritten 
werden, daß man fagt, die Uebung oder der gefunde Verſtand werde 
jenes Map von Collegienbefuh auch ohne Geſetz herftellen, ober da⸗ 
durch, daß die Ausführung der geſetzlichen Vorſchrift im einzelnen Falle 
doch nicht erzwungen werben kann. Denn der erite Grund würbe jebe 
vertmaltungsrechtliche Beitimmung überflüflig maden, da am Ende jede 
nur das fordern fol, was ber Verftändige auch ohne fie thut ober 
unterläßt, und das zweite hat fie mit gar vielen andern öffentlichen 
Vorſchriften gemein. Gewiß ift nur das, daß zu ausgebehnte gejek- 
lihe Studienpläne, mie fie namentlich bei den technifchen Anftalten 
in neuerer Zeit eingeführt find, den geiftigen Bildungsgang zu einem 
mechanischen zu machen drohen, während das völlige Aufheben jeder 
Verpflichtung zum Beſuche von Vorleſungen gleichbedeutend mit ber 
Aufhebung der Verpflichtung zum Beſuche der Univerfität überhaupt 
ift, und Zu einem Vorwande entweder für Trägheit oder für eine ganz 
unfgftematifche und willkürliche Berufsbildung wird. Die große Un: 
Harheit in der Vorftelung von ber LZernfreiheit beſteht nämlich darin, 
die Freiheit allgemeiner Bildung auf die Bildung für den Beruf 
anwenden zu wollen, und den zu Bildenden als einen fertigen Mann 
anzufeben, während der zu ftrenge Studienplan den angehenden Mann 
noch als einen reinen Schüler behandelt. So ift hier die Hauptſache 
das richtige Maß in den Beltimmungen über den Studienplan, und 
das muß für jeden Beruf befonders beftimmt werden. Eine gänzliche 
Befeitigung ift undenkbar; welches Vertrauen würde man zu einer ärzt⸗ 
lichen Bildung haben, in ber die Verwaltung gefeglich den Beſuch der 
Klinik, oder zu einer Lehrerbildung, in der biefelbe die Theilnahme an 
den Seminarien ganz in das Ermefien des Einzelnen ftellt? Kommt 
doch felbft England in neuefter Zeit zur Ueberzeugung, daß feine abs 
folute Lernfreiheit ein nicht haltbarer Standpunkt ift. Wohl aber muß 
es vollfommen freiftehen, tie Univerfität auch ohıre formell abfolvirte 
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Vorbildung zu beſuchen und ohne alle Beſchränkung Collegien zu hören 
oder nicht zu hören, wo der Betreffende nicht den Anſpruch macht ſpäter 
in einen öffentlichen Beruf einzutreten. Die Verwaltung hat nur da 
die Pflicht und damit auch das Recht zur Aufſtellung eines geſetzlichen 
Studienplanes und eines öffentlichen Prüfungsſyſtems, wo große öffent⸗ 
liche Intereſſen der Thätigkeit des Einzelnen vom Publikum übergeben 
werden müſſen; das Recht zur geſetzlichen Anorbnung eines Studien: 
planes aber beruht genau auf denfelben Gründen, wie das der Prü- 
fungen, und der Kampf gegen den erftern, ſoweit er nicht gegen eine 
unverfennbare geiftige Benormundung in demjelben geht, ift weſentlich 
als eine biftorifche Thatſache zu erfennen. 

Dagegen hat ver eben bezeichnete Gang der Dinge, die ftrenge 
Drganifirung ber fpeziellen Fachbildung an ten Univerfitäten, in neue: 
fter Zeit eine zweite Univerfitätöfrage nahe gelegt, die hier aber megen 
ihrer innigen Beziehung zur Verwaltungslehre nicht Üübergangen werden 
fann. Diefelbe beruht auf der fcharfen Trennung der Univerfitätsbil- 
dung vom praftiichen Berufe, aus der zum Theil eine Mißachtung ber 
erfteren hervorgegangen tft. Die innere Geſchichte der Univerfitäten 
zeigt uns ſchon im vorigen Jahrhundert das Entjtehen des Bewußt- 
feins, daß die tüchtige Ausübung des Berufes neben der theoretifchen 
auch eine praktiſche Fachbildung fordere; die Entwidlung der Special: 
bildung an den Univerfitäten gebt daher Hand in Hand mit dem Be: 
fireben, ſolche praftifche Fachbildungseinrichtungen an bie theoretifchen 
anzufchließen. Dieß nun tft bisher nur in einzelnen Fakultäten gelun: 
gen. in der mebicinifchen ift die Klinik ſogar ein integrirender Theil 
ber tbeoretiihen Bildung geworben; in ber philologifchen fehen wir 
die philologifchen, in ber theologiichen die theologifchen Seminarien 
entftehen; nur in der juriftifchen ift Die deutſche Univerfität bisher nicht 
fähig geweſen, etivas Wehnliches bei fi auszubilden. Die praftifche 
Borbilbung ift hier von ber Univerfität getrennt, und zwar ſowohl für 
bie Rechtsverwaltung als für die übrigen Stantsbeamten. Das zeigt 
fih namentli in dem nicht bloß der Univerfität, fondern meift auch 
der Wiſſenſchaft entfrembeten Dienftprüfungsiyftem, das dem Berufs 
prüfungsiuftem felbftändig folgt und fich meift auf reine Spezialia, 
ohne tiefere wifienfchaftliche Beziehungen, beſchränkt. Das ift ein großer 
Mangel, Aber er liegt nicht in der Praris, fondern er liegt in der 
Theorie. Es fehlt geradezu an ben Univerfitäten die praftifche Rich 
tung der Rechts⸗ und noch mehr der Staatswiſſenſchaften; namentlich 
ift eine ſolche bei den lekteren ohne eine fyftematifche Special: 
bildung der Vermaltungslehre nicht zu denken. Die Univerfis 
täten werden erft dann für das Öffentliche Leben ihre wahre Stellung 
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wieder getvinnen, wenn bie einzelnen Gebiete der Verwaltung als 
jelbftändige Doctrinen fih an die allgemeine Bildung des öffentlichen 
Rechts an den Univerfitäten anfchließen und das Bewußtſein ver Ein: 
beit in ihrer Form, der Befonderheit und der praftiichen Aufgabe in 
ihrem Inhalt enthalten. Das nun ift ein Gebiet, welches eine bejon- 
dere Darftellung bedarf; bier möge e8 genügen auf diefen Punft hin- 
gewieſen zu haben. 

Das Öffentlihe Fachbildungsrecht der deutſchen Univerfität läßt 
füch daher nunmehr wohl in folgenden Punkten zufammenfaffen. 

Das Princip der höchſten allgemeinen Bildung in ihrer Verbindung 
mit der höchſten Fachbildung ift durch zwei Rechtsſätze ausgedrückt. 
Zuerſt dadurch, daß die Univerſität die ſyſtematiſche Einheit aller Facul⸗ 
täten unter Selbſtverwaltung und Freiheit ihrer geiſtigen Arbeit ſein 
ſoll. Zweitens dadurch, daß zu jeder vollendeten Fachbildung die 
Theilnahme an der geſchichtlichen und philoſophiſchen Specialbildung, 
durch Studienplan und Prüfung conſtatirt, gehören ſoll. 

Das Princip der höchſten Fachbildung ift ausgebrüdt durch Spe⸗ 
ctalifirung der Fächer, verwirklicht durch fpecielle Fachprofefloren und 
anberjeit3 durch die Erhaltung des Bemwußtfeind der inneren Einheit 
der Eingelfächer in der äußeren Einheit ver Facultäten und ihrer fpeciellen 
Selbſtverwaltung. 

Das Princip der praktiſchen Fachbildung empfängt ſeinen Ausdruck 
durch das Syſtem von Kliniken, Seminarien und Specialcollegien der 
einzelnen Yacultäten. 

Auf diefe Elemente ift die Vergleihung der einzelnen Univerjitäten 
und ihrer inneren und äußeren Organifation zurüdzuführen — eine 
Arbeit, deren die Literatur bisher entbehrt. 


Trotz der hoben Wichtigkeit, welche das beutiche Univerſitätsweſen 
für das ganze Volf hat, und troß bes fehr lebendigen Bewußtſeins 
von berjelben ift die Literatur über das Univerfitätsivejen gerabezu die 
"dürftigfte im gefammten Gebiete des Bildungsweſens. Das liegt 
zum Theil daran, daß die Gemeinfchaft des geiftigen Lebens und die 
Bleichartigkeit ihrer inneren und äußeren Drganifation nur auf bem 
Weſen der Sache felbft beruht und niemals, felbft nicht in dem ftreng 
centralifirten Preußen eine gemeinfame Gefeßgebung empfangen hat. Das 
deutiche Univerſitätsweſen ift zwar innerlich Eins, aber äußerlih er: 
ſcheint es ala eine Gefammtbeit von lauter beinahe gänzlich ſelbſtän⸗ 
digen Berufsbildungskörpern. Daß das Recht defjelben ein hochwichtiger 
Theil des Verwaltungsrecht des Bildungsweſens ſei und als ſolches 
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nur in feinem organischen Zuſammenhange mit dem aller übrigen 
Bildungsanftalten und Stufen betrachtet werden müſſe, ift zwar nie be- 
firitten, aber auch nie ausgefprocdhen. Es gibt daher bis jeßt weder eine 
gründliche ſyſtematiſche Behandlung bes Univerſitätsweſens in Beziehung 
auf fein Recht, noch in Beziehung auf feine Geſchichte. Es wird daher 
geftattet fein, ohne auf Einzelnes einzugehen, im Allgemeinen den 
Gang der Literatur über das Univerſitätsweſen bier zu charakterifiren. 
Man wird in dieſer Beziehung zwei große Epochen zu unterfcheiden 
haben, von denen bie erite bis zum Anfang unfres Jahrhunderts reicht, 
während wir uns jetzt in der zweiten, noch nicht vollftändig entwickelten 
befinden. Wenn die Frage gründlicher behandelt wäre, fo würden wir 
dabei namentlih im Stande fein, den Charakter und Inhalt bes 
18. Jahrhunderts als der Webergangsepoche von der erften zur zweiten 
mit Hinweiſung auf beftimmte Verwaltungämaßregeln viel beftimmter 
zu formuliren, als ung das jeßt noch möglich ift. — In ber erften 
Epoche nun beichäftigt fih die Literatur des Univerſitätsweſens mit zwei 
Fragen. Zuerſt mit der nah dem Recht, Univerfitäten zu gründen. 
Darüber befteht bereit im 16. Jahrhundert und mehr no im 17. 
eine vollftändige Literatur. Diefe Frage nach dem „Jus Academias 
erigendi® umfaßte zugleich die Gymnasia und Scholas, und bilbete 
einen der Punkte, auf welchen fi bie Anfprüche einerfeit3 der Kirche 
und andrerjeitö des Kaiferthbums gegenüber ver fich rajch enimwidelnden 
Territorialboheit begegnen. Es ift dabei höchſt bezeichnend, dab man ſich 
über den eigentlichen Unterfchieb zwiſchen Univereitas, Schola und Colle: 
gien keineswegs ganz einig war. Rechtlich faßte man fie alle zufammen 
unter dem Ausdruck Academia. Der Gang diefes Streites war folgen: 
ber. Urfprünglih war man ziemlich darüber einig, daß ohne Unter: 
ſchied nur der Kaiſer das Recht babe, Academias erigendi, indem bie 
anfängliche juriftiiche Kiteratur das Recht ald ein kaiſerliches Regal be 
tradhtete; vergl. Boierus de Regalibus, Cap. 28.121; Limnaeus Jus 
Publ. L. VIII; vergl. die vollftändige Literatur bei Pfeffinger, Vitr. 
IN. 111. 11. 55, obwohl Vitriarius felbft noch ver ftrengeren Meinung ift. 
Mit der Mitte des 16. Jahrhunderts fcheint jedoch ſchon praftifch der 
Unterfchied fich feftzuftellen, daß die Territorialheren das Recht auf Er: 
richtung von Scholis und Academiis befisen, fo weit dieſelben feine aca⸗ 
demifhen Würden ertheilen, während die eigentlichen Univerfitäten 
mit ber „potestas omne genus honorum Academicorum per totum _ 
Imperium conferendi* nur unter Beftätigung des SKaifers er: 
richtet werben dürfen. ©. die Diftinction von Pfeffinger a. a. O.; 
ebenfo bei Sedendorf Teutfcher Fürftenftaat (1660) Th. II. S. 227. 
(Stiftung und Faiferliche Begnadigung); dieſer Grundſatz bleibt beftehen 
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bis zum Untergang des beutjchen Reiches; allein im 18. Jahrhundert 
nimmt er eine etwas andere Geftalt an. Die Landesberren nahmen 
jegt das Recht in Anfprudh, auch „Universitates seu Academias“ 
zu gründen; jedoch „honoris autem academici uti eitra auctorita- 
tem caesariam impertiri omnino nequeunt.* Pütter, Jus publ. L. 
VIII. 8. 359 und L. VI. 236. (Bergl. die Literatur in Bütter, Literatur 
des beutichen Staatsrechts 1. 55. III. 589, zu dem aber Bfeffingers 
Angaben hinzugefügt werden müſſen. Auf diefem deutfchen Standpunft 
fteht no Gönner, deutſches Staatsrecht 1805 Th. I. $. 372. Erft 
damit mar im Grunde die formale Unterſcheidung der Univerfität und 
der höheren Formen der Alademie feitgeftellt und das Princip ausge: 
iprochen, daß die akademiſchen Grabe für das ganze Reich Gültigkeit 
haben, was noch heute gilt, und eine der Grundlagen des formellen 
deutfchen Univerfitätsrechts iſt. Daß mit der Bundesakte das Be 
ftätigungärecht megfällt, verfteht fich zwar von felbft; allein ver Ge: 
danke, daß das Univerſitätsweſen dennoch Feine territoriale, ſondern 
eine gemeinfame deutſche Angelegenheit fei, lebt fort. Die Univerfi- 
täten, obwohl ganz unter ber felbftändigen Leitung ber einzelnen 
Staaten, bleiben ebenfo Gegenftand des deutichen Staat: und Bundes⸗ 
vecht3; daß fie zugleich im Territorial:Staatsrecht ericheinen, ift natür: 
ih (Maurenbreder B. V. Il. 8. 184). Der Bund ſeinerſeits hat 
fih übrigens um das öffentliche Univerfitätzleben nur polizeilih ge 
fümmert; die beiven Bundesbeichlüffe vom 20. Sept. 1819 unb vom 
13. Nov. 1834 erjcheinen als Fortſetzung der Reichspolizei der Univer: 
fitäten (Reichögutacdhten vom 14. Juni 1793 vergl. Zöpfl, deutſches 
Staatsreht Bd. II. 8. 464). Neben diejer Entwicklung des Bffentlichen 
Rechts der Univerfitäten als ftänbifcher Corporation gebt nun eine 
zweite einher, welche ihre innere Verwaltung und fpeciell ihre Lehr⸗ 
ordnung betrifft. Hier ift der gegenwärtige Charakter bereits im 17. 
Jahrhundert ſehr Har ausgebildet; der Uebergang von der Epoche der 
vollkommen felbftherrlichden ſtändiſchen Körper zu der der Staatsan- 
ftalt ift nicht bloß angedeutet, fondern zum Theil vollitändig ausge 
prägt. Sedendorf: „In einer jede Facultät find etliche Doctores und 
Profefjores geordnet, viefelben haben gewiſſe Ordnung unter fi auff- 
gerichtet, und von der landesfürſtlichen Herrichaft beftettigen laſſen, 
was ein jeder der ftudirenden Jugend leſen und fürtragen — fol.“ 
Der Nector wird fchon damals „von dem Landes: Yürften beftetigt.” 
Das Princip der gejetlichen Vorbildung durch die „nidern Schulen 
und Gymnasii* ift ausgefprochen „mie denn an etlichen Drten (?) mit 
Nuß verordnet, daß Feiner mit Gunft und Willen, oder PVertröftung 
fünfftiger Förderung auß den Schulen dahin gelaflen wird, biß er, 
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wie jet gemelbt, in Eraminibus beftanden.“ Teutfcher Fürften: 
Staat Bd. II. Cap. 14. 7.) Damit nun war der Weg betreten, auf 
welchem die Univerfitäten Staatsanftalten wurden und bie volle amt: 
liche Härte der polizeilichen Grundfäge auf fie angewendet warb. 
Ratürlich begann aber eben dadurch zugleich ver Kampf gegen bie Bebor: 
mundung; bei den Stubirenden burd eine immer wachſende Ber 
wilderung des Stubentenwefens, in der Wiſſenſchaft aber als das erfte 
Auftreten der Univerfitätsfragee Schon Juſti konnte geradezu bie 
Frage aufwerfen: „Ob Univerfitäten nothwendig find”; feine Antwort 
lautet balb zweifelhaft bejahend, aber mit dem eigentbümlichen Zuſatz: 
„Eine der bauptlächlichften Urfachen ift, um einen großen Geld: Au$- 
fluß aus dem Lande zu verbintern” Bb. IX. 37. Hauptft. 8. 88 ff. 
Seine Kritik der deutichen Univerfitäten ($. 90) ift jedoch weſentlich 
gegen die Ungebundenheit, ja Roheit der damaligen Stubenten ge 
richtet; er hält das englifche Univerfitätsleben, ald deſſen Nahahmung 
er das Coll. Theresianum in Wien und das Coll. Carolinum in Braun: 
ſchwerg bezeichnet, für viel vorzüglicher. In feinem Schmerze über bie 
Berwilderung der Studenten gebt ihm die Idee der Univerfitäten ganz 
verloren. Auf einem ganz andern, aber eben fo niedern Standpunkt 
fteht ein Mann, von dem man eine ſolche Auffafiung am tenigften 
hätte erwarten follen. Das it Adam Smith. Troß feiner geiſt⸗ 
reihen Auffaflung. des gefammten Bildungsweſens ift ihm doch das 
Berftändniß deflen, was eine deutſche Univerfität ift und fein kann, 
nicht getvorven. Ihm find die Univerfitäten nur Unterrichtsanftalten, 
deren Werth nach den allgemeinen Principien bes gewerblichen Lebens 
gemeflen werden muß. Auc vermag er nicht über die fchlechte Univer⸗ 
fitätzwirtbfchaft Englands wegzuſehen. Das erite Kapitel bes fünften 
Buches gehört dem Bildungsweſen. Er fagt: „In England find 
die öffentlihen Schulen viel weniger verderbt, als die Univerfitäten.” 
Allein in der Beurtheilung des Lehrweſens der Univerfitäten fällt er 
ganz in den Standpunkt der gewerblichen Freiheit. Er ift der erite, 
der ſich ausbrüdlich gegen jedes Zwangscollegium ausſpricht. „Eine 
gewifie Anzahl von Stubirenden zwingen, irgend eine beitimmte 
Univerfität ober Vorlefung zu bören, heißt die Profefloren von der 
Berpflichtung freifprechen, Verbienft ober Ruhm zu erwerben.” Die 
alademifchen Grade find ihm „Privilegien.” „Es ift unmöglid, daß 
die feften Einkünfte der hohen Schulen nicht mwenigitens dem Eifer 
der Lehrer fchmeicheln follten, fih Mühe zu geben;“ und „der grüßte 
Theil von demjenigen, was man in den Schulen und Univerfitäten 
lehrt, erfcheint nicht ſehr geeignet, diejenigen Leute für den Stand 
vorzubereiten, ven fie ergreifen werben.” Ja Adam Smith erflärt fi 
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jogar gegen die Reifen der jungen Leute, „auf denen fie ihre guten 
Sitten verlieren.” Eine unverlennbare Abneigung gegen die claflifche 
Bildung Tpricht aus feiner ganzen Darftelung; Deutfchland kennt er 
übrigend nicht. ALS fein Werl nach Deutichland kam, machte es einen 
großen Eindrud: „Die meiften diefer Vorwürfe find gegründet,” jagt 
darüber Jacob Molizeiwiſſenſchaft Th. II. 8. 153). Allein ven Ge: 
danken einer Aufhebung der Univerfitäten faßte denn doch niemand. Im 
Gegentbeil trat mit den napoleonifchen Kriegen eine Beiwegung ein, in 
welcher ver ächt deutiche Geift auch auf den Univerfitäten zum Eiege 
gelangte. Die Stubentichaften murben durch den Ernſt der Zeit auf 
das Tieffte ergriffen; fie begannen die große Arbeit, ſich durch eigene 
Kraft zu reformiren; fie fingen an, jede geiltige und phyſiſche Ver: 
wilderung offen zu brandmarken, und aus dem tief fittlihen Bewußt⸗ 
fein, daß das Baterland und die Freiheit in ihnen die wahre Stütze 
ihrer Zukunft zu fuchen habe, entitanden die Burfchenfchaften, dieſe 
biftorifch eben fo midhtige, als ehrenwerthe und ſegensreiche Erfcheinung. 
Zugleich erichienen die erften Geifter Deutſchlands auf dem fait ſchon 
mißachteten Katheder, und es gefchah, daß die Gründung der Univer- 
fität Berlin ald dem großen Wehrjuften von Scharnhorft in Bedeutung 
und Kraft gleichftehend anerkannt werden konnte. Da war es denn 
natüirlih, daß diefe Zeit der Verjüngung beutjcher Univerfitäten den 
alten polizeilichen Standpunkt nicht mehr ertragen konnte. Die Univer- 
fitätöfrage war eine ber Lebendfragen Deutfchlands, die Univerfitätg- 
freiheit eine Grundvefte der deutfchen Freiheit geworden. Hatte man 
noch am Ende des vorigen Jahrhunderts es für zeitgemäß gehalten, 
eine Beichränfung des Univerfitätsbefuches zu mwünfchen (Böttiger, 
über die beiten Mittel, die Studierfuht zu hemmen 1787; Weiler, 
über die Nothwendigkeit den Eintritt in gelehrte Schulen zu erichiweren 
1803), jo warb jett das höhere geiftige Weſen, die zugleich ethiſche und 
politiiche Seite der Univerfität von ben erften Männern laut ausge 
fprochen; formell befämpft Villers (Blid auf die Univerfitäten Deutich 
lands 1808) die Auflöfung derſelben in Fachſchulen nad franzöfiichem 
Mufter; Schleiermacher dagegen (gelegentliche Gedanken über Univer: 
fitäten), Schelling, (Borlefungen über die Methode des akademiſchen 
Etudiums) und Savigny (Weſen und Werth der deutſchen Univer: 
fitäten) haben das Verdienſt, dauernd im deutichen Volke die Ueber: 
zeugung begründet zu haben, daß die wahre wiſſenſchaftliche Bildung 
nur in der Einheit aller Gebiete derfelben gefunden erden fann und 
daß eben darin die deutfche Univerfität die Heimath der Wiſſenſchaft 
fei; als der ehrenwerthe Scheidler fein Bud „die Idee der Uniber: 
fität” 1838 fchrieb, war die Frage zum Heile Deutfchlands entichieben 
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und von jet an ftehen bie Univerfitäten al3 organifches Glied des 
deutichen Bildungsweſens da, wie fie namentlich Thierfch im zweiten 
Bande feines Schönen Werkes über Gelehrte Schulen jo trefflih auf: 
faßt und darſtellt. Daß die Polizeiwiſſenſchaft und Staatsrechtslehre 
fih nicht weiter um fie fümmern, beruht dann einfach darauf, daß 
Beiden das Berftändniß der Verwaltung fehlt; nur Mohl bat fie in 
feiner Polizeiwiſſenſchaft Bo. I. 8. 30 in würbiger und eingehender 
Weiſe behandelt. Es ift aber nicht zu verkennen, daß fie feit dem erften 
Decennium unferes Jahrhunderts gar Feine Literatur gehabt haben, 
während das übrige Bildungsiwefen an Bearbeitungen überreich if. 
Die Geſchichte der Univerfitäten ift feit Mein ers Gefchichte der Univer⸗ 
fitäten 1802 ganz vernadjläfligt, denn Werke über einzelne Univerfitäten, 
wie das von Kink über die Univerfität Wien, baben bei aller Treff: 
lichleit do nur den Werth hochſchätzbarer Beiträge, und Meiner 
hat im Grunde von dem wahren Weſen ver Univerfität ein gar ge 
ringes Verſtändniß. Nachdem aber das letztere für das deutſche Bes 
wußtfein dauernd geivonnen, wird ber Fortfchritt nunmehr auf der Er: 
fenntniß ihres organischen Verhältniſſes zu dem ganzen, gewaltigen Lebens: 
proceß beruhen, ber als das Bildungsmwefen die Völker in Wiſſenſchaft, 
Wirtbichaft und Kunft, in Anftalten, Unternehmungen und Selbſt⸗ 
bildung durch die Preſſe gleihmäßig und zur Ehre unfres Jahrhunderts 
unwiderſtehlich erfaßt. 


Zweites Gebiet. Das wirthſchaftliche Berufsbildungsſyſtem. 
Weſen deſſelben. 


Deutſchland iſt unter allen Völkern dasjenige, welches das wirth⸗ 
ſchaftliche Berufsbildungsweſen nicht bloß ſelbſtändig aufgefaßt, ſondern 
auch in ſeinem geſammten Bildungsweſen zu einem ſelbſtändigen Syſtem 
neben dem gelehrten ausgebildet hat. Es hat damit das Recht ge⸗ 
wonnen, für andere Länder als Vorbild zu dienen; aber es hat zugleich 
die Pflicht, dieſe ſeine Stellung als Muſter in dieſem Gebiete durch 
die ernſteſte Behandlung der Sache auch würdig auszufüllen. Dieß nun 
wird in doppelter Weife zu gefcheben haben. Einerfeit3 dadurch, daß 
Deutichland im Einzelnen, in einzelnen Anftalten und ihren Ein- 
richtungen, das Höchite leiftet, mas bier geleiftet werden kann; anderer: 
fett? aber dadurch, daß es ſich über das Ganze dieſes Syſtems und 
feinen biftorifchen und organifchen Inhalt vollftändig Har wird. Offen⸗ 
bar nun ift das erftere die Aufgabe der eigentlichen Fachmänner; aber 
das zweite ift die Aufgabe der Verwaltungslehre. Tenn in der That 
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kann das, mas der Staat bier zu thun und bereits gethan bat, nur 
von diefem höheren Standpunkt richtig Überfchaut werben, wie andrer⸗ 
feit3 ohne denſelben eine Vergleihung mit den übrigen Völkern nicht 
möglich, ober wenigſtens nicht fruchtbar werben Tann. 

Das wirtbichaftlihe Berufsbildungsfyftem Deutſchlands ift nun 
jung und fein Verhältniß ſowohl zur Elementars als zur gelehrten Bil 
dung nicht auf allen Punkten Har. Es bat auch eine viel tiefer ein« 
greifende Geſchichte durchgemacht und eigentlich erft in unferem Jahr 
hundert fich feine rechte Stellung erworben. Auch diefe ift mar praktiſch, 
aber wie mir geftehen müflen, noch nicht ethifch formulirt. Bei aller 
Anerfennung, die es im wirklichen Leben gefunden, fehlt ihm doch noch 
immer jenes höhere Element in ber öffentlichen Auffaflung, welches ihm 
feine rechte Würde gibt. Und das ift ein Mangel, weil es die innige Ver: 
bindung ber gelammten wirtbichaftlicden Welt mit der geiftigen hindert 
und das Gefühl des Gegenjates fortfeht, aus dem die Scheivung der 
wirtbichaftlichen von der gelehrten Bildung und ein nicht heilfames, gegen: 
feitiges Meſſen und Schägen bes gegenfeitigen Werthes hervorgegangen ilt. 
Daher muß es die Aufgabe der Verwaltungslebre fein, nicht bloß das 
formelle Verhältniß der letzteren zu ber erfteren darzulegen, jonbern auch 
das ethifche. Und wir verweilen diefe Darlegung am .beften gerade in 
den Theil, der von Deutfchland redet, weil bier jene Scheidung die bei 
weitem vollftändigfte und weil hier zugleich die Empfänglichleit für bie 
tiefere Auffaffung der Einheit des fo Gefchiedenen bei weitem die größte iſt. 

Die Grundlage des ethifchen Berftändniffes der wirthſchaftlichen 
Berufsbildung ift ohne Zweifel die Erfenntniß, daß das Kapital und 
der Erwerb nicht bloß vollswirtbichaftliche, ſondern zugleich geiftige 
Faktoren unferes Lebens find. Der Beſitz ift pie materielle Grund— 
lage der Freiheit. Keine Auffaflung, feine Form der leßteren, weber 
die faatliche, noch die gejellfchaftliche, kann ſich ohne ven Beſitz ver 
wirflihen. Das Streben nach dem Beſitz ift daher ein Streben nad 
Unabhängigfeit; das Werden des Reichthums ift für die edleren Völker 
das Werben der Freiheit des Einzelnen. Der Erwerb des Beſitzes ift 
daher eine im hödjften ethilchen Sinne ftaatsbürgerliche Pflicht; bie 
Trägheit und die Unwoirthfchaftlichkeit find im höchſten ethiſchen Sinne 
Vergehen gegen bie fittlide Orbnung, da fie die Freiheit des Indivi⸗ 
duums und mit ihr die des Ganzen untergraben. Die Ehre deö Be 
figes ift nicht Achtung vor dem Reichtum, ſondern Achtung bor ben 
materiellen Bedingungen ber geiftigen Entwidlung; die Macht defielben 
ift eine unabweisbare, nicht weil fie ein materielles Element enthält, 
fondern weil fie der elementare Faktor der geiftigen Entwidlung bar 
bietet. Der naive Zuftand, in welchem die Armuth als der Boden 
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der ebleren Auffaffung und die Verachtung der mirthichaftlichen Güter 
ala ein Beweis der Seelenftärle gedacht ward, ift überwunden; unjer 
Sabrhundert bat feine großartigere Thatſache aufzuweiſen als die, daß 
der Befit zu feiner ethifchen Berechtigung und ber Anerkennung feiner 
Bedeutung für die Verfafjung und die gefellichaftlidhe Entwidlung der 
Bölfer Europas gelangt ift. Dieje Thatfache wirkt in taufend Formen, 
mit und ohne unfer Bewußtſein von ihrer Gewalt; fie ift das mädhtigite 
eulturhiftorifche Element unfrer Zeit und wir verdanken das Verjtänd 
niß feiner Macht, feiner Gefahren und feines Segens in der That der 
neuen Weltanfhauung, melde in der Wiffenichaft der Gefellihaft und 
ber Theorie des Yanatismus und Communismus gegeben if. Wir 
werden ein Jahrhundert brauchen, um daſſelbe ganz zu verarbeiten; 
aber feinen- eriten Ausdruck findet es in dem wirtbichaftlichen Berufe 
und feinem Bildungsſyſtem in Deutichland. 

Die Bildungsſyſtem, obwohl formell eine rein pädagogiſche An⸗ 
ftalt und im Anfang auch nur als pädagogiſche Aufgabe aufgefaßt und 
begründet, ift daher vielmehr der Ausdruck des großen Princips ber 
ftaatsbürgerlichen Gefellichaft, die in ihrem Siege über bie ftänbifche 
Weltordnung vor allen Dingen nad der feiten Bafis der individuellen 
Freiheit, nad Kapital und Erwerb, geſtützt auf individuelle Bildung, 
trachtet. Die wirtbichaftliche Bildung des Volkes tritt daher, wie alle 
foldde foctalen Bewegungen, zuerit als Beftreben Einzelner auf und hält 
fih durd einen, oft ungerechten, immer aber fcharfen Gegenfak gegen 
die ftändifche Berufsbildung aufrecht. Als aber mit dem neunzehnten 
Jahrhundert die ftaatöbürgerliche Gejellihaft fiegt, wird fie zu einer 
organifchen Aufgabe der Verwaltung. Und jett muß die letztere ſich 
für diefe Aufgabe ein allgemeines und feites Princip fchaffen, um von 
diefem Princip aus das Einzelne zu beftimmen und zu oronen. Diejes 
Prineip ift aber jeßt nicht mehr ein einfacher abminiftrativer Grundſatz. 
Es enthält vielmehr den Ausprud des Verhältniffes ver Staats 
gewalt zu der gejellihaftliden Entwidlung, ſpeziell zu der 
Entwicklung der ftaatsbürgerlihen und der ſtändiſchen Gefellfchaft: Und 
von biefem Standpunkt aus muß das geltende wirthichaftliche Berufs: 
bildungsſyſtem überhaupt, fpeziell aber das beutiche, betrachtet und mit 
andern verglichen werben. 

Mährend nun in Franfreih dieß Prineip mit der franzöfiichen 
Revolution plößlih und unvermittelt entftanden und in England über: 
baupt fein Objekt der Staatsvermaltung geiworben ift, bat es fi in 
Deutihland allmählig und biftorifch zu jener gegenwärtigen Geftalt 
ausgebildet. Seine Aufgabe war, die gefellichaftlihe und volkswirth⸗ 
Ihaftliche Nothwendigkeit der mwirtbichaftlichen Berufsbildung mit ber 
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individuellen Freiheit und Selbſtthätigkeit zu vereinigen. Aus dem erſten 
Element folgt die Verpflichtung der Verwaltung ein öffentliches Syſtem 
von wirthſchaftlichen Bildungsanſtalten herzuſtellen; aus dem zweiten 
der Grundſatz, die Benutzung derſelben ganz dem individuellen Ermeſſen 
- zu überlaſſen. Durch das erſtere iſt es dem gelehrten Berufsbildungs⸗ 
weſen gleichartig geworden; auf dem zweiten beruht die tiefe Verſchie⸗ 
denheit feines öffentlichen Rechts von demſelben. Wir verſtatten uns, 
bie Elemente dieſer hiftorifchen Entwicklung bier anzufchließen. 


Die Elemente der hiſtoriſchen Entwicklung des gegenwärtigen Syſtems. 


Mer den gefchichtlichen Gang des wirthichaftlichen Bildungsweſens 
im Einzelnen mit der entiprechenden Grünblichkeit verfolgen will, ber 
wird megen bed Mangels fait aller Vorarbeit nicht bloß eine höchſt 
Schwierige, fondern auch höchſt umfaflende, daher aber auch hochmwichtige 
Aufgabe löſen, ohne melde eine Gefchichte des deutſchen Geiftes nicht 
gegeben werben kann. Die Verwaltungslehre hat indeß ihren Stand- 
punkt und ihr Gebiet innerhalb derſelben zu ſuchen. Ihre Aufgabe ift 
es, vor allem das Verhalten des Staats zu dieſem Theile der öffent: 
lichen Bildung und damit die Gelchichte des Bffentlichen Rechts derſel⸗ 
ben zu dharakterifiren, welche allerdings den gefammten Bildungsproceß 
felbit in fich wiederſpiegelt. 

Erfte Epoche. — Der Gedanke, daß in dem wirtbichaftlichen 
Kapital ein etbifches Element und mithin in der wirtbfchaftlichen Arbeit 
ein Beruf liege, ift der alten Welt uñd dem feudalen Syitem der Ge 
ſchlechterordnung gänzlich unbefannt. Er beginnt erſt mit ber rein 
jtändifchen Epoche und wie es in ber Natur der Sache lag, erjcheint 
er hier zunächſt als ftrenger, auch vechtlich ſcharf geſchiedener Gegenſatz 
zu dem übrigen ftänvifchen Weſen. Diefe Scheivung bes wirthichaft: 
lichen Berufes von dem ber beiven andern Stände ift es, welche den 
Bürgerftand erzeugt. Nur im Bürgerftande gilt die Arbeit und ber 
Erwerb als Pflicht; nur in ihm Iebt das Betwußtfein, daß die Ehre 
und Achtung der Arbeit die Bafis der Freiheit fei; nur in ihm öffnet 
fih das Öffentliche Recht nach Arbeit und Kapital, wird in „günften 
und Innungen“ zu einer feiten Drganifation, erhebt ſich durch fie zu 
einem Faktor der ftäbtifchen Verfaſſung, und erzeugt in ihm das Recht 
und bie Drbnung der öffentlichen Unterftügung, die Polizei der Arbeits⸗ 
Iofigfeit, die Unehrenhaftigfeit des Bettels und den Stolz des freien 
Burgerthums. Der Bürgerftand ift daher in der germanifchen Welt 
nicht bloß der Stand des Erwerbes, fondern der Träger und der Auf 
druck des großen ethifchen Elements, das in Arbeit und Kapital Tiegt; 
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ohne dieß Bewußtſein hätte er ſeine große hiſtoriſche Aufgabe nie voll⸗ 
zogen; was er war, war er nicht durch den Reichthum an ſich, der 
bei dem Mittelſtande Roms in gewiſſen Zeiten viel größer war, ſon⸗ 
dern durch das, wodurch der Reichthum entſteht und was er in einem 
edlen Volke zu erzeugen vermag. Daher hat dieſe gewerbliche Arbeit 
der germaniſchen Zeit auch einen weſentlich andern Charakter, als die 
der früheren hiſtoriſchen Volker. Der Bürger achtet ſich ſelbſt wegen 
ſeiner Arbeit; ſie iſt ihm keine bloß wirthſchaftliche, ſie iſt ihm eine 
Lebensaufgabe; ſie enthält ihm daher nicht bloß das Mittel zur gewerb⸗ 
lichen Gütererzeugung, ſondern eine moraliſche Verpflichtung, ſich und 
damit ſeinem Stande mit ſeinen Produkten Ehre zu machen — ein 
Gedanke, den die alte Welt nicht kennt; er iſt durchdrungen von dem 
Bewußtſein, daß nicht in der Größe ſeines Kapitals, ſondern in der 
Tüchtigkeit ſeiner Arbeit, in der Hingabe ſeiner ſelbſt an dieſelbe die 
wahre Grundlage ſeiner Stellung in der ſtändiſchen Welt liege. Mit 
ihr, mit der Achtung vor ihren Leiſtungen ſteht und fällt er ſelbſt; 
das weiß er und darnach handelt er. Und ſo entſteht von ſelbſt das 
Bedürfniß, dieſe Arbeit, welche ihm ſeinen eigentlichen Halt gegenüber 
der Macht und dem Glanze der beiden andern Stände gibt, vor dem 
Hinabfinten in Untüchtigkeit zu bewahren. Sie gewinnt damit einen 
neuen, der ganzen alten Welt unbefannten Charalter ; fie tritt auf nicht 
als Sache des Individuums, fondern als eine Angelegenheit des ganzen 
Standes; fie wird, obwohl fie zunächſt nur von dem Einzelnen aus 
geht und nur für den Einzelnen gefchieht, dennoch ein Gegenftand bes 
Gefammtintereffed. Und mit diefem Element, das die Arbeit in diejer 
Epoche in ſich aufnimmt, entwickelt fih nun auch zum erftenmal in ver 
Geſchichte Europas ein Öffentliches Recht der Arbeit. Dieß öffentliche 
Recht ift e8 nun, welches jeßt unferem Gebiete mit einem tejentlichen - 
Theil feines Inhalts angehört. Zuerft wird e8 zum Vorrecht der 
Propuktion für diejenigen, welche die einzelne gewerbliche Körperichaft, 
die Zunft und Innung, in fih aufgenommen bat; das ift dad Meifter: 
recht, das der Gejchichte der Drganifation der Geiwerbe angehört. Dann 
aber wird e8 zu einem großen, bie ganze germanijche Welt umfaflen- 
den, in allen Ländern ſich mieberholenden und die gefammte gejell- 
ſchaftliche Entwidlung durchbringenden Bildungsrecht ber geiverb- 
lihen Arbeit, an das ſich das Prüfungsrecht derſelben anſchließt. 
Das große Brincip dieſes Bildungs: und Prüfungsrechts der gewerb⸗ 
lihen Arbeit ift das Hecht der einzelnen gewerblichen Körperfchaft, ber 
einzelnen Zunft und Innung, felbft die Bedingungen für den gewerb⸗ 
lihen Bildungsgang und das Beftehen ber Prüfung vorzufchreiben und 
auszuführen. In der Feſtſtellung diefer Punkte, in der Aufftellung 
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und Durchführung der Lehrordnungen, Geſellenordnungen, Freiſprechung, 
Meiſterprüfungen u. |. w. erſcheint ſomit die erſte ſtändiſche Geſtalt 
des öffentlich rechtlichen Bildungsweſens der gewerblichen Arbeit. Und 
das iſt für unſere Frage die erſte Epoche. 

Auf dieſe Weiſe tritt nun zum erſtenmal in der Geſchichte ein voll⸗ 
ſtändiges Syſtem der gewerblichen Bildung neben das der gelehrten. 
In der That läßt es ſich nicht läugnen — das was bie scholae aller 
Art für die ſtändiſch geſtaltete Wiſſenſchaft find, das find die zunft⸗ 
mäßigen Vorfchriften über die gewerbliche Lehre für den Bürgerftand. 
Die gegenwärtige Ordnung liegt daher ſchon bier in ihren Grundlagen 
vor. Die nachfolgende Zeit hatte nichts zu thun, als das weiter zu 
entwideln, was bier bereitö begründet war. Aber der innere Unter 
ſchied ift fo groß, daß man dieſen Zuſammenhang ſich noch nie ver- 
gegenwärtigt hat. In der That beruht das gewerbliche Bildungsweſen 
auf berjelben Idee, auf der das Prüfungsweſen beruht. E3 foll nicht 
etiva in erfter Reihe die Tüchtigfeit des Einzelnen fihern, fondern es 
ſoll ihn in die arbeitende Körperfchaft der Zunft aufnehmen. Das 
Bildungsweſen der letzteren ift daher fein allgemeines, fondern es ift 
rein für die Arbeit der fpeziellen Zunft beſtimmt. Wie viefelbe allein 
über feinen Erfolg entſcheidet, jo bat fie auch allein zu feken, was es 
enthalten fol. Se ftrenger ſich das Törperfchaftliche Weſen ver Gewerbe 
geftaltet, um fo ftrenger beſchränkt ſich auch die Bildung auf den be 
ftimmten getverblichen Betrieb. Es tft Fein bürgerliches, es ift ein rein 
zunftmäßiges wirtbichaftliches Bildungswefen. 

Zweite Epoche. — Es war das achtzehnte Jahrhundert, das 
Sabrhundert der Auflöfung in allen Dingen, das auch bier eine neue 
Drbnung brachte. Schon hatte die gewerbliche Produktion auf allen 
Punkten den Kampf mit der Beichränftung der Zunft begonnen; der 
entftehende innere Handel, die Ausdehnung defjelben über die Meere 
binaus hatte den Blick erweitert; die gewerbliche Produktion begann fich 
von der engen Kundſchaft von Stadt und Drt zu befreien; der Arbeiter 
fängt an zu fühlen, daß er etwas für die Welt zu bebeuten, zu ars 
beiten habe. Die Produktion löst fih von ihrer örtlichen Beſchränkung 
(08; die erfte Geftalt eines Güterlebens der Welt begann, fich über die 
beſchränkte Ordnung der ſtändiſchen Körperfchaft zu erheben. Da tritt 
denn auch in bie geiftige Anfchauung diefer Dinge ein neues Element 
hinein. Das. bloße zunftmäßige Lernen genügt nicht mehr; es iſt zwar 
nothwendig mie früher, aber die Arbeit von Gefell und Meifter wird 
durch eine andere überragt, melde die Probuftionen der Länder und 
MWelttheile unter einander in Verbindung bringt, fie in ihrer gegen- 
feitigen Abhängigkeit von Produktion und Confumtion erfaßt und die 
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gewerbliche Erzeugung ben großen Bebürfnifien und Bewegungen des 
Gefammtlebens dienftbar macht. Das ift die Arbeit des Welthandels. 
Seine geiftigen Borausfeßungen find andere, jo gut wie feine wirthichaft- 
lichen; er ift unfähig, in ber alten Beſchränkung des Gewerbes zu 
exiftiren; er orbnet fich baflelbe unter; und jo entiteht das, mas bas 
vorige Jahrhundert auf diefem Punkte charakterifirt, den tief beveut- 
famen Unterſchied zwilchen dem Handwerk und dem Gewerbe. Das 
Handwerk ift damit nicht mehr, was es einft geweſen, ver Kern und 
die Grundlage des ftolzen und ftarlen Bürgerftandes; es verliert feine 
Herrichaft über Die Städte und ift nicht länger das Weſen des Bürger: 
thums. Neue Thatjachen, neue Forderungen entitehen mit jevem Tage; 
der Anfang des Jahrhunderts hat einen, von der früheren Zeit tief 
verſchiedenen Charakter; als aber die Mafchine auftritt, als die alten 
zunftmäßigen Handelöcompagnien verſchwinden, als der Kredit und der 
Gebraud des Wechſels Raum gewinnt und die Börfen anfangen, über 
Handel und Produktion zu enticheiden, da finft das Handwerk tief 
herab; es ift nicht mehr der Träger eines fittlichen Elements, es ift 
ein bloßes Ernährungsmittel für die Familie geworben; es bat noch 
einen goldenen Boden, aber es klebt an demfelben; über baflelbe hin⸗ 
aus geht der junge Bürgerftand, fähig und willig aus dem alten Orts⸗ 
bürgertbum zu einem Weltbürgerftande zu werben; es tft Mar, daß die 
alte in ſich ruhende fich felbft genügende Ordnung der Dinge aufhört 
und daß eine neue beginnt. 

In biefer gewaltigen, wenn auch noch mannigfady unficheren Bes 
wegung fann nun auch die alte Geitalt des Bildungsweſens ſich nicht 
erhalten. Das Mitglied der Zunft und Innung hat gelernt zu arbeiten 
in feinem beſchränkten Sinne des Wort, aber er bat nicht gelernt, 
die höhere Arbeit des Verkehrs zu bewältigen. Diefe will, wie ber 
Verkehr felbjt eine allgemeine Bildung. Die allgemeine Bildung wie⸗ 
derum beginnt alsbald mit der allem Geiftigen ewig eigenen Kraft, bie 
Kraft der höher ftehenden Elemente an ſich zu ziehen. Die Kinder ber 
höheren Klafien, in dem höheren Verkehr ihre Lebensaufgabe fuchend, 
ſuchen auch nad) einer demfelben entiprechenden Bildung. Sie wenden 
fih an die alten Scholae und Gymnasia der ftändifchen Epoche. Allein 
diefe find unfähig ihnen zu bieten, was fie fordern. Für die Beit, in 
welcher jene leben und wirken follen, handelt es ſich nicht mehr um 
Cicero und Herodot; es handelt fih darum einen guten Brief zu Schreiben, 
die großen Elemente der Weltgeographie vor Augen zu haben, bon 
der Ratur etwas zu willen, mit ihren Stoffen befannt zu fein, Länder: 
und Völkerkunde zu befiten, und Vorftellungen, Pläne, Ergebniffe und 
Wahrſcheinlichkeiten in beftimmten Biffern nad den Regeln der höheren 
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Mathematit zum Ausdrud zu bringen. Alles das bat die alte Schola 
nicht, und ift in der That unfähig e3 zu haben. Denn gerade in ber: 
ſelben Zeit wird fie mehr und mehr mas fie eigentlich fein ſoll; aus 
einem für ganze gejellfchaftlihe Gruppen die allgemeine Bildung ber 
Univerfität erjetenden Organismus wird fie zu einer firengen Bor: 
bildungsanftalt für die leßtere und ihrer immer fchärfer herbortretenden 
Fachbildung, mährend die frühere Zunftbilbung immer tiefer in den 
Mechanismus des Lernens hinabfintt, aus dem das alte fchöne Princip 
des „Wanderns“ des Handwerfögefellen, der einzige Halt einer freieren 
Bewegung im Handwerkerſtande, wie eine faum noch, veritandene Ruine 
berborragt. Jene neue Welt von Anfchauungen und Bebürfnifien 
muß ſich daher eine neue Drganifation der Bildung erjchaffen, die 
zwiſchen beiben ſteht. Und dieſe Organifation hat nun ihren ganz ber 
ftimmten Charakter. Sie will nicht claflifch fein, aber auch nicht 
mechaniſch; fie hat eigentlich noch gar Fein beftimmtes Objekt, das zu 
lernen nothwer .g ift, denn es wird ihr eigentlich Fein beitimmtes 
Dbjeft genügen; fie will vielmehr nur diejenigen allgemeinen Be: 
dingungen der fünftigen Thätigfeit geben, welche nicht felbft ein Lernen 
enthalten, ſondern vielmehr nur das Lernen, das Verftehen und bie 
Bewältigung der fünftigen LZebensaufgabe möglich machen ſollen. Es 
handelt fi in biefer neuen Ordnung der Dinge darum, bie Kraft 
zu flärfen, mit der der Einzelne ins Leben tritt; hat er die, bat er 
die Fähigkeit, ben materiellen Thatfachen ind Auge zu jehen, jo wird 
er ſich in der lebendigen Welt wohl zurecht finden. Dem Thatjächlichen 
wendet fi) daher T’ fe neue t It der Dinge zu; und fo entſteht 
Namen und Inhalt .nes neuen ungsweſens, die Realbildung. 
Sie ift, und zwar eben in diefer * unbeftimmten Geftalt, das was 
die zweite Epoche charakterifirt. 

Diefe Realbildung und ihre NRealfchule ift nun allerdings noch 
wejentlih verichieden von dem heutigen gewerblichen Bildungsweſen, 
und eben jo verichieven von dem ber ftänbifchen Zunft und Innung. 
Sie ift ihrer Natur und ihrer Beitimmung nad) frei von jeder Ber 
ſchränkung der leßteren. Sie hat fein einzelne Gewerbe zu ihrem 
Gegenftand. Eie befähigt, für fi) genommen, zu feinem Betriebe. Das 
Eintreten in diefelbe gibt daher fein Recht, Fünftig ein Handwerk zu 
betreiben, und Fein Recht, einen gelehrten Beruf und eine öffentliche 
Funktion zu übernehmen. Es beveutet vielmehr, daß man beides eben 
nicht will. Aber eben dadurch tft gerade diefe Bildung der Ausdruck 
eined ganz neuen Princips in ber gefellichaftlihen Drbnung. Sie fann 
von jedem gewonnen erben; fie ift für jebe größere wirthſchaftliche 
Thätigleit geeignet; fie greift nicht in ben inbivibuellen Lebensberuf 
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ein; fie ift die Bilvung der höheren, aber nicht mehr die einer beftimm- 
ten ſtändiſchen Klafie. Sie trägt daher von Anfang an den Charakter 
der ftaatsbürgerlichen, freien Geſellſchaft an fi. Sie ift mit dem be 
fhränften Standpunkt der ftänbifchen Orbnung unvereinbar; aber fie 
ift mehr, fie ift zugleich ein Feind derjelben. Denn fie ift e8, welche 
zum eritenmale erflärt, daß es eine höhere geiftige Entwicklung auch 
neben der ftändifchen Gelehrſamkeit gibt, und daß die perfönliche Tüchtig: 
feit nicht bloß durch das handwerksmäßige Erlernen gegeben wird. 
Eie muß fih daher von den beiden bisherigen Bildungsformen fchei« 
den; ja fie wird gezwungen, mit ihnen geradezu zu kämpfen. Es 
wundert ung nicht, wenn fie in diefem Kampfe gegen den Werth beiber 
negativ, bart, einfeitig wird, wenn fie das Handwerk unter fich fieht, 
und die gelebrte Bildung als unfähig für die geiftige Entmwidlung er: 
Hört. Wir verftehen ed, wenn aus ihr zuerft jener, nur biftorifch zu 
erllärende Begriff des „Praktiſchen“ im feharfen Gegenfate zu dem 
Theoretifchen entjteht, der nunmehr mit aller feiner praftifchen Tendenz 
fofort fich natürlich eine neue Theorie des Praktiichen erjchafft, ohne 
e3 felbft recht zu miflen. Aber es tft uns auch Far, daß alle dieſe 
Beitrebungen in biefer zweiten Epoche noch vereinzelt dajtehen. Noch) 
berrfcht formell und auf ber Oberfläche die ſtändiſche Ordnung: noch 
ift alles ſcharf eingetheilt, mit Zeichen und Symbolen, mit Rechten 
und Pflichten wohl verjehen; noch ftehen ftreng geſchieden die Körper: 
Ichaften aller Art neben einander, das gefammte öffentliche Leben um: 
fafiend; in dieſe Ordnung paßt jene Richtung nit. Welcher „Cor 
poration“ hätte denn dieſe Realfchule und ihre Realfhüler angehören 
ſollen? Und fo ergab fih das, allen Verſuchen dieſer Epoche gemein: 
fame Reſultat. Die Nealfchule, die NRealbilvung ift und bleibt ein 
Privatunternehmen. Die Verwaltung, welche bereits das ganze 
gelehrte Bildungsweſen ſich unterworfen und zu Stantsanftalten ge: 
macht, kümmert fih um diefe Privatanftalten nicht; fie führen ein 
Leben für fi; fie beveuten mehr ala fie find; aber ſchon am Ende 
bes vorigen Jahrhunderts ftehben fie vor ber Frage, tie fi denn 
die Staatsverwaltung zu diefem neuen, mit jedem Jahre michtiger 
werdenden Gebiet des Bilbungsorganismus verhalten werde? Und in 
dieſer Frage liegt der Uebergang zur dritten gegentärtigen Epoche. 

Das Bild, das und auf diefe Weife diefe zweite Epoche darbietet, 
ift nun in feinen Grundzügen auch für das vechte Verſtändniß ber 
Gegenwart fo wichtig, daß wir es noch einmal kurz zufammen faflen. 
Das vorige und allerdings auch ein Theil des gegenwärtigen Jahr⸗ 
hunderts zeigt und nämlich drei Grundformen der Bildung. Die ge 
lehrte mit ihrem ganzen Apparat von Snftituten, Vorſchriften, Lehren 
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und Rechten; die Handwerkerbildung mit ihren Lehr: und Prüfungs: 
ordnungen; und endlich die Realbilvung mit ihren neuen, noch unbe 
ftimmten örtlich entftebenden Realichulen, im heftigen Kampfe mit beiden 
andern, aber doch, wenn auch in unficherer Weife, von der gleichfalls 
neuen „Bolizeitoiflenfchaft“ nicht mehr verkannt, und in einzelnen Fällen 
fogar ſchon vom Staate unterftügt. Es iſt Har, daß diefer Zuftand 
den Charakter einer Uebergangsepoche hat. Die dritte Zeit nun zeigt 
und zu einem öffentlich rechtlichen Syſteme entwidelt, was bier durch 
die Natur der Sache und durch muthige Einzelbeftrebungen begonnen ift. 

Dritte Epoche. Die dritte Epoche, in ber wir und noch gegen 
wärtig befinden, bat nun einen ganz beftimmten und deßhalb auch 
leicht zu bezeichnenten Charakter. In ihr wird nämlich jene, bis dahin 
ſporadiſche, für fich beftehende Realbildung im Allgemeinen zu einem 
öffentlichen Bildungsweſen, nimmt die Hanbwerlerbilbung ihrem größten 
Theil nach in fih auf, und ftellt fich gleichberechtigt und mit einer im 
Weſentlichen gleihartigen Drganifation neben das gelehrte Bildungs: 
weſen, ohne dabei jedoch im Großen und Ganzen feinen eigenthümlichen 
Charakter der Bildungsfreibeit zu verlieren. Auch dieß nun tft erft 
almählig entwidelt, und bildet in dieſer feiner Entwicklung einen body 
bedeutenden Theil der inneren Geſchichte Deutſchlands. 

Se mehr nämlich die ftändifche Welt der ftantsbürgerlichen Plat 
macht, um fo allgemeiner wird das Gefühl, daß Erwerb und Befik 
nicht bloß zwei wirtbichaftliche, ſondern zugleich zwei fociale Faktoren 
der neuen Ordnung der Dinge find, und daß deßhalb die Realbilvdung 
als eine ver allgemeinen Bebingungen ber inneren Enttwidlung bes 
Bolles angefeben werden müſſe. Dieb Gefühl äußert fih nun in 
Deutſchland in der Weile, in mwelder jede Ueberzeugung bier zur 
öffentlichen Geltung gelangt. Es wird Gegenſtand wiſſenſchaftlicher 
Unterfugung, und die Wiffenfchaft ift es, welche ihm feine Aufgaben 
und die Organe feiner Erfüllung anweist. Und jet beginnt eine zweifache 
Bewegung, welche dem heutigen wirtbfchaftlichen Berufsbildungstvefen feine 
allerdings noch Teineöweges fertige Geftalt und Ordnung gegeben bat. 

Die erfte geht dahin, diefe wirtbichaftliche Bildung zu dem Range 
und der Aufgabe einer wiffenfhaftlichen zu erheben. Die Grund 
lage bafür ift bier wie immer die Aufftellung eigener theoretifcher Begriffe 
und eigener Studien für biefelben. Die Form, in der bieß gefchieht, 
ift die Damals gewöhnliche, die Ausübung gewiſſer Berufe an dieſe Studien 
und bie ihnen entiprechenden Prüfungen anzufchließen. Wir bezeichnen 
dieſes Gebiet bier kurz als dad der Cameralwiſſenſchaften. Durch 
fie entfieht das, was wir die wirthſchaftliche Fachbildung nennen, und 
bie wir unten genauer darzulegen haben. Ihre wichtige hiſtoriſche 
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Stellung beruht darauf, daß in ihnen zuerft die Verwaltung überhaupt 
die wirthſchaftliche Berufsbildung als eine ihrer Aufgaben anerkennt; 
durch fie ift die letztere formell in das Syſtem des Bffentlichen Bildungs: 
weſens hinein gezogen; bamit ift ber Keim gelegt, der fi nunmehr 
namentlich in den folgenden Jahrzehnten unferes Jahrhunderts Weiter 
entwidelt, und eine felbftändige Ordnung für fi und für das Ganze 
hervorruft. Die zweite jener Bewegungen fchlieht fich dagegen wie die 
erfte an die gelehrte Bildung, fo ihrerſeits an die Volksbildung. 

Mit der Neugeftaltung des inneren Lebens der Völker Europas 
wird nämlich das alte ftändifche Recht der Zünfte und SInnungen immer 
unhaltbarer; mit ihm die Meinung, als könne die bisherige rein zunft: 
mäßige Bildung der Handwerker in dem großen Produktionskampfe, den 
jegt die Völker Europas unter einander beginnen, ferner noch aus: 
reihen. Der Erwerb tft eines der großen, gewiß eines der allgemeinften 
Elemente ver Volksentwicklung; fchon die unterfte Bildung kann daher nicht 
mehr bei der Volksſchule ftehen bleiben. Sie nimmt vielmehr den Ges 
danken einer wirtbfchaftlichen Elementarbildung in ſich auf; fie ftellt 
diefelbe auf allen Punkten neben die Volksbildung, fie ſetzt die letzteren 
durch die erftere fort; fie wird eine allgemeine Verpflichtung des Volkes 
gegen fich jelbft, und fo entfteht das, was wir im teiteren Sinne das 
Realſchulweſen nennen. So wie diefer Gedanke auftritt, bemädhtigt 
fh nun auch die Wiflenfchaft deſſelben. Die Realbildung, und zwar 
eben die des Volkes, wird in die Pädagogit aufgenommen; fie fängt 
an, einen integrivenden Theil derjelben zu bilden; fie wird den Päda⸗ 
gogen allmählig gleichberechtigt mit der wiſſenſchaftlichen und geftaltet 
fh unter ihren Händen allmählig zu einem Syſtem von Anftalten, 
das wir das Realſchulſyſtem nennen können. Damit hat nun die wirth⸗ 
ſchaftliche Bildung aber auch die beiden großen Formen ber gelehrten 
gewonnen. Es gibt jet auf Grundlage der Cameralwiſſenſchaften ein 
wirtbichaftliches Fachbilbungs:, auf Grundlage der Realfchulen ein wirth⸗ 
Ihaftliches Borbildungsmwefen. Beide find von ber Idee durchdrungen, 
daß Kapital und Erwerb mächtige foriale Faktoren find, daß beide nicht 
bloß wirthſchaftliche Zwecke, fondern die Erfüllung eines Lebensberufes 
enthalten, der fich jet dem gelehrten als gleichberechtigt an die Seite 
ftellt. Der weitere Ausbau dieſer beiden Elemente geht nun langfam, 
aber ficher vor fi; er ift in der Form und in dem Maße feiner Ent- 
widlung in den einzelnen Staaten verſchieden, aber er ift allenthalben 
gleich in feinem Princip; und indem dieſes weite, einer größern Ent- 
faltung feiner einzelnen Momente entgegen gehende Bildungsgebiet ſomit 
eine allgemeine Aufgabe des Staatslebens wird, emtfteht jet auch die 
Forderung, ein Öffentliches Recht vefjelben aufzuftellen und es vermöge 
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dieſes Rechts auch formell in das Gebiet der öffentlichen Verwaltung 
des Bildungsweſens aufzunehmen. 

In diefer neuen Rechtsordnung des wirthichaftlichen Berufsbildungs⸗ 
weſens zeigt ſich nun ſein tiefer Unterſchied von dem gelehrten. Der 
wirthſchaftliche Beruf behält den Charakter des individuellen. Es gibt 
daher keine Pflicht zur wirthſchaftlichen Vor⸗ oder Fachbildung; die 
wirthſchaftliche Bildung bleibt principiell frei. Von dieſer Freiheit gibt 
es ſchon im Anfange Ausnahmen, die ſich freilich nur noch auf die An⸗ 
ſtellung der fachmäßig Gebildeten als Staatsbeamtete und auf große 
einzelne Erwerbsformen beziehen, bei denen die Sicherheitspolizei zur 
Sprache kommt. Allmählig aber entſteht die Frage, ob die Freiheit 
der Vorbildung, die mehr und mehr gleichen Rang mit der Handwerks⸗ 
bildung in den einzelnen Handwerken einnimmt, namentlich nach Ein: 
führung der Gewerbefreiheit, auch jetzt noch eine allgemein geltende 
fein folle; und das tft der Inhalt der Gewerbeſchulfrage, die wir 
unten zu beleuchten haben. Im Großen und Ganzen aber erhält ſich 
der Gedanle dieſer Freiheit der mirtbichaftlihen Berufsbildung, und 
aus ihr gebt nun auch die Geftalt der öffentlichen Verwaltung berjelben 
hervor. Da fie und fo meit fie eine freie ift, kann der Staat fie nicht 
als Staatsaufgabe anerfennen; da fie aber zugleich eine organisch noth- 
mwendige ift, muß fie demnach eine allgemeine fein. Die Bereinigung 
beider Grundjäße beſteht nun darin, daß bie Anerkennung des letzteren 
als Forderung an die Selbftverwaltungstörper erfcheint, durch 
Herftellung von mwirtbichaftlichen Bildungsanftalten denen, welche fie be: 
nüßen wollen, das Mittel der Bildung zu geben. Wiederum Tann 
das offenbar nur für die Borbildungsanftalten gefordert werden, ba 
die Yachbildungsanjtalten wenigſtens zum Theil für einen beftimmten 
Öffentlichen Beruf vorbereiten. Die Ießteren werben daher zum Theil 
vom Staate übernommen oder bergeitellt. So bilden fich bier Staats: 
anftalten neben Privat: und Körperfchaftsanftalten zwar mit gleicher 
Beitimmung, aber mit fehr verfchievenen Rechten und verjchiebener 
öffentlicher Stellung; und es wird mit langfamer, aber ficher fort: 
ſchreitender Entwidlung aus dem Zuſammenwirken biefer Elemente ein 
vollftändiges wirthſchaftliches Berufsbildungsfyftem, deſſen 
Vollendung jetzt noch ein letztes Glied fordert, um feine ganze organische 
Stellung zu erfüllen. 

Die Glied nun befteht in dem Verhältniß deſſelben zur 
gelehrten Bildung. Es ift um fo enticheidenver, darüber zu einer 
beitimmten Anfchauung zu gelangen, als man gerabe biefe jo hochwich⸗ 
tige Seite meiſtens gar nicht beachtet. 

Mit dem Auftreten der ftantsbürgerlichen Geſellſchaft nämlich 


245 


verichwindet, wie fchon in der Darftellung des gelehrten Schulweſens 
erwähnt, der frühere feharfe Gegenſatz der gelehrten und wirtbichaftlichen 
Bildung. Beide, von der Wiſſenſchaft erfaßt, erſcheinen allmählig als 
zwei Seiten befielben Gejammtlebens, als zwei gleichberechtigte, gleich 
nothwendige Bildungsprocefje um Leben der Völker. Se weiter die 
geiftige Entwidlung fortfchreitet, um fo klarer wird der Werth bes 
einen Gebietes für das andere, um fo unmöglicher alfo auch der Ge: 
danfe einer principiellen äußeren Scheibung derfelben. Aber jo mie das 
feftftebt, kommt es nunmehr darauf an, diefer inneren Verbindung auch 
in einer äußeren Form ihre objektive Anerfennung zu verfchaffen. Und 
daraus gebt eine Reihe von Erfcheinungen hervor, die in hohem 
Grade eben durch diefe ihre Beziehung zu der inneren Einheit des Bil: 
dungsweſens beachtenäwerth find. Zuerft findet die Verbindung der 
Borbildungsanftalten ihren felbftändigen Ausdrud im Realgymna: 
fium, das zugleich eine gelehrte und wirthſchaftliche VBorbildungsanftalt 
ift, und daher in beiden Gebieten feine Stellung findet. Dann aber 
kommt e3 darauf an, diefelbe Verbindung auch für die Fachbildung 
berzuftellen. Hier ift die äußerlihe Verfchmelzung unmöglich; fie muß 
durch eine innere erjeßt werben, und dieſe erjcheint in der gegenfeitigen 
Aufnahme der Gegenftände der Lehre in bie fpeciellen Fächer und 
ihren Lehrgang. Das Gebiet nun, in welchem die höchſte wirthfchaft- 
Iihe Bildung als Theil der gelehrten Fachbildung, und damit als eine 
der jet organifch werdenden Aufgaben der Univerfitäten auftritt, ift 
das der Staatswiſſenſchaften. Ihr charakteriſtiſches Element ift 
nicht mehr die Philofophie des Staats, melche der allgemeinen, und 
nicht mehr das Stantörecht, melches der juriftiihen Bildung angehört, 
fondern ſpeciell die Nationalökonomie, Finanzwiſſenſchaft und endlich 
die Verwaltungslehre. Das ſind die eigentlichen Staatswiſſenſchaften, 
und in ihnen iſt der Grundſatz ausgeſprochen, daß die höchſte gelehrte 
Bildung nicht mehr ohne die höchſte wirthſchaftliche fein ſoll; die Stel⸗ 
lung der Staatswiſſenſchaften an den Univerfitäten bildet in dieſem 
Sinne das Kriterium des Verhältnifjes derfelben zur Entwidlung unſerer 
Gegenwart und nächſten Zukunft. Antererfeit kann auch die wirth⸗ 
ſchaftliche Fachbildung nicht mehr ohne dieſe höchſte mifjenfchaftliche 
Auffaffung des wirthichaftlichen Lebens bleiben; und jo ſehen wir wenig: 
ftens die Nationalbkonomie bei den beften wirthichaftlichen Fachbildungs⸗ 
anftalten, aber auch fchon bie Verwaltungslehre neben der Statiftit in 
die Lehre derfelben aufgenommen. Das alles ift nun noch vielfach un⸗ 
fertig, zum Theil noch im Stadium des richtigen Gefühles, ftatt in dem 
des Haren Berftänbnifles, und vielfah, mie in foldhen Bewegungen 
Regel ift, in Einzelfragen verloren, anftatt von Einem dad Ganze 
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umfaflenden Gedanken beberricht zu fein. Aber der Entwidlungsgang 
ift im Großen und Ganzen nicht zmweifelbaft; es iſt der Proceß der Her- 
ftellung der organifchen Harmonie zwilchen den beiven großen Bildung®: 
gruppen, ein PBroceß, der um fo rafcher und befler feine befinitine Ge- 
ftalt annehmen wird, je klarer man die inneren und äußeren wejent: 
lichen Unterfchiede feiner beiden großen Elemente erfennt, um von da 
aus zum Verſtändniß des weſentlich Gemeinichaftlichen zu gelangen. 

Das nun ift Inhalt und Bedeutung ber dritten Epoche des wirth⸗ 
ſchaftlichen Berufsbildungsſyſtems, der Epoche, der wir angehören. Es 
ilt kein Ziveifel, daß die wirkliche Geftalt des Einzelnen in berjelben, 
und ber Organismus und das Necht der Anftalten in den einzelnen 
Staaten ſehr verjhieden if. Man tjt fich eigentlich über wenig Ein- 
zelnes, nicht einmal über die Bedeutung der Namen einig; das Ganze 
jedoch wird Taum zweifelhaft fein. Die Verwaltungslehre hat nun da- 
bei die nicht leichte Aufgabe, auch bier fo viel ala irgend möglich felte 
Kategorien, feite Begriffe und feite Namen aufzuftellen, denn fie joll 
die Grundlage deſſen fein, was am Ende den definitiven Ausbrud des 
Ganzen zu geben bat, des geltenden öffentlichen Rechts dieſes Bil- 
dungsweſens. Es muß ihr daher verjtattet werben, dieß Gebiet zu 
formuliren, jo weit fie damit zu thun bat. Dieb geichieht für das 
Einzelne im Folgenden. Das Bild des Ganzen aber, auf feine ein- 
fachiten Elemente zurüdigeführt, ftellt ſich wohl faßlih in dem folgenden 
Schema dar: 

Wirthſchaftliches Bildungsſyſtem. 


Vorbildungsſyſiem. Fachbildungsſyſtem. 


7T un m 
Antnüpfung Selbftändige Verbindung Epecielle Aufnahme der 
an die Volle: wirtbichafte mit der ge- wirthſch. wirtbichaftlichen 
bildung. liche Borbil-e Iehrten Be Fachbil⸗ Berufsbildung in 
dung (Real: rufebildung dungsan« bie gelehrte Fach⸗ 
und Gewerbe: (Realgym: ftalten. bildung (Staats: 
ſchulen). naſien). wiſſenſchaften). 


— — —— — — — 


Literatur. Was den Gang und Geiſt der auf das wirthſchaft⸗ 
liche Bildungsweſen im Allgemeinen bezüglichen Literatur betrifft, jo ift 
der Charakter derjelben ein ganz fpecififcher, und bängt innig mit dem 
gefammten Bildungsgange des deutichen Geiftes zufammen. Man muß 
dabei vor allem die ftantörechtliche oder publiciftiiche Literatur und bie 
pädagogiiche unterfcheiven. Die erfte bat fich mit dem Bildungsweſen 
überhaupt wenig, mit dem toirtbichaftlichen aber im Beſonderen bis auf 
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die neueſte Zeit gar nicht befaßt. Man kann dabei füglich zwei Epochen 
unterfcheiven, die des früheren Staatsrechts und der Staatswiſſenſchaft, 
und tie neue und noch fehr unfertige des Verwaltungsrechts. 

Die ftantswiffenfchaftliche Literatur gehört während ihrer vollen 
Blüthe einer Zeit, wo die wirtbichaftlihe Bildung noch Teine Selb: 
ftändigkeit hatte. Es ift daher fehr bezeichnend, daß nicht nur Juſti, 
Sonnenfel3, Jacob u. A., fondern fogar die bebeutendften politifchen 
Schriftfteller unferes Jahrhunderts bei allem Eifer, mit dem fie ſich der 
wiflenfchaftliben Bildung annahmen, der realen Bildung mit feinem 
Worte erwähnen, wie Aretin Conftit. Staatsrecht II, ©. 35 ff. 1827. 
Selbſt Soden nicht in feiner Staatsnationalbildung, 1831, die doch den 
8. Band feiner Nationalölonomie bildet. Ebenfo Pölitz, Zachariä 
u. a. Die flantsrehtlidhe Literatur bat in gleicher Weile bisher 
das ganze wirthichaftliche Bildungsweſen weggelaſſen; kümmerte fie ſich 
doch kaum noch um das Univerfitätsivefen! Dagegen bat die biöherige 
Verwaltungslehre die Bedeutung der Sache zum Theil verftanden, aber 
nicht xecht zur Ausbildung gebradt. Schon Berg im Polizeirecht 
1. Band gibt einige ſporadiſche Notizen über die Realfchulen; natür- 
lid konnte er über die Fachbildung noch nicht? jagen, da fie nicht ber 
ftand. Enticheivend war dagegen das Auftreten von Mohl in feinem 
Württembergifhen Verwaltungsrecht, der dem , Gewerbeſchul⸗ 
weſen“ mit der gefammten Förderung der Geiverbe befinitiv ſeine Stel⸗ 
lung in dem Verwaltungsrecht anwies (II. Bo. 8. 288 ff). Leider ließ er 
dabei die Cameralwiffenfchaften und ihre Pflege tveg, und das hat den 
üblen Einfluß gehabt, daß die hinter ihm entftehenden Bearbeitungen 
des territorialen Verwaltungsrechts, wie Rönne, Stubenrauch, Pökl, 
Roller, Funke gleichfalls den inneren Zufammenhang der wirthſchaft⸗ 
lichen Bor: und Fachbildungsanftalten nicht recht zum Ausdruck brach⸗ 
ten und daher bei der einfachen, unzufammenhängenden Darftellung des 
Rechts der einzelnen Snftitute fteben blieben. Das tonnte Mohl durch die 
ſyſtematiſche Aufnahme in feine Bolizeimiffenihaft (I. Bb., ©. 78) 
nicht tvieder gut machen. Es mird eine der unabweisbaren Aufgaben 
des Tünftigen Verwaltungsrechts bleiben, jene innere Einheit des gan- 
zen Spftems auch äußerlich im öffentlichen Recht feftzuftellen. Die 
Statiftit bat Wiederum ihrerſeits fehr viel, jedoch meift Dertliches 
und nicht immer Zufammenhängenves geleiftet; fie hatte freilich das 
Recht, von ber Berwaltungslebre ihre feften Kategorien zu fordern, die 
diefe ihr nicht bot. Ein fehr gutes, wenn auch kurzgefaßtes Bilb gibt 
Brachelli in feiner fehönen Arbeit: vie Staaten Europas, 1866, ©. 530. 
Eine Geſchicht e des wirtbfchaftliden Bildungsweſens als Ganzes gibt 
es nicht. Richt einmal die fpeciellen Facharbeiten, wie Mafcher, das 
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deutfche Gewerbetvefen von ber frühelten Zeit bis auf die Gegenwart 
1866, bat an den Stellen, mo es doch fo nahe lag, etwas über die 
Lehr: und Bilbungsorbnung der Zünfte gefagt (Abfchnitt III, Cap. VIII, 
und Abfchnitt IV, Cap. VII). Die Geſchichten des Handels fchweigen. 
— Einen ganz andern Charakter hat die pädagogische Literatur. Da 
fi die gelehrte Pädagogik wiederum ihrerfeit3 nie diefe große Frage 
weder im Gebiet ver VBorbildungs:, noch der Fachbilbungsfragen Tümmerte, 
fo mußte fie auf eigener Grundlage ſtehen. Dieſe wurde nun zivar 
beichräntt, aber innerhalb ihrer Gränzen um fo tüchtiger gefördert. 
Ihre Frage war die nach dem Verhältniß zwiſchen der gelebrten und 
wirtbfchaftlichen Bildung und der Organiſation de lehteren; aber das 
bei bat fie die höhere Fachbildung der mirtbichaftlichen Welt wieder 
übergangen und fi fait ausnahmslos in der Vorbildung bewegt. 
Hier eriftirt eine ſehr reiche und höchſt gehaltuolle Literatur; die Ench⸗ 
Hopädie Schmid hat vortrefflihe Aufſätze, bei dem leiver das gefeh: 
liche Material nicht immer gleichmäßig behandelt if. Wir heben außer 
ben beiden Artifeln von Lange und Gugler namentli den fchönen 
Auffag von Geffers „Humanismus und Realismus” berbor, der ben 
Proceß der Ablöjung der wirthichaftlichen von ber gelehrten Bildung — 
freilich mieder nur für das Vorbildungsweſen der eigentlihen Real 
ichulen, ohne weitere Aufnahme der Fachbildungen — jehr gut bar: 
ſtellt. Fiel e8 denn dem fo umfichtigen Baumſtark in feiner Ency 
flopädie der Cameralmifienfchaften gar nicht ein, daß diefelben denn 
doch auch ihrerfeits nur ein Theil eines größeren Ganzen feien? — 


A. Wirthfdhaftlidges Yorbildungsfyfhem. 
I. Weſen deflelben. 


Veberblidt man nun auf Grundlage der obigen allgemeinen hiſto⸗ 
riſchen Entwidlung, was für das erfte Gebiet des mwirthichaftlichen Vor: 
bildungsſyſtems gefchehen ift und für daflelbe befteht, fo ergeben fich ge 
wiſſe Rejultate, ohne welche es faft unmöglich ift, einen Weberblid über 
das Ganze zu erlangen. 

Zuerft muß man offenbar davon ausgehen, daß das Syſtem diefer 
Borbildungsanftalten nicht eben in ſyſtematiſcher Weife, ſondern hiſto⸗ 
riſch zu feiner gegenwärtigen ©eftalt gelangt iſt. Die Elemente ber 
Bildung diefer. legteren aber find zweifacher Natur, und es ift ihr Bu 
ſammenwirken, das man fi auf jedem Punkte vergegentvärtigen muß. 
Einerjeit3 nämlich liegt denfelben der mit der ganzen gefellichaftlichen 
Beivegung unferer ſtaatsbürgerlichen Epoche gegebene Drang zum 
Grunde, die wirthichaftlihe Bildung zu einem Gemeingut des ganzen 
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Bolles zu maden und fie daher auf jedem Punkte zu beginnen, ohne 
viel zu fragen, ob man gerabe diefe oder jene theoretifche Kategorie von 
Borbildungsanftalten errichten wolle. Andrerſeits überließ die Ver⸗ 
waltung diefe Errichtung den Selbftverwaltungstörpern und that Recht 
daran, fein abjolut gültiges, formales Syſtem berfelben gefetlich vor: 
zufchreiben, fondern nur von Yal zu Fall mit beftimmten Vorjchriften 
einzufchreiten. Die natürliche Folge davon war, daß nunmehr dieſe 
Borbildungsanftalten, obwohl von demfelben Gedanken ausgehend, in 
Form, Inhalt und Funktion im Einzelnen verjchieden find. Ihre Ge 
Halt, ja ihr ganzer Bilbungsproceß ift vorwiegend ein örtlicher. Der 
Umfang ibrer Aufgaben richtet ſich mehr nach dem Bebürfnik, als 
nad einem ſyſtematiſchen Princip; oft haben fie verfchievene Funktionen 
zugleich; oft beftehen fie wieder neben einander; oft find fie bei äußer: 
licher Verſchiedenheit innerlich mejentlicy gleich. Es ift das bei aller 
Unflarbeit im Einzelnen dennoch im Großen und Ganzen ein ganz 
naturgemäßer Zuftand, mie er in jedem noch nicht fertigen Entwicklungs⸗ 
ftabium vorlommt. Er beweist nur, daß dieß ganze Gebiet noch im 
Werden iſt und feine Zeit gebrauchen wird, ehe man zu einer feften 
Geftalt gelangt. Die wichtigſte Folge aber von diefer Unbeftimmtbeit 
im Einzelnen ift es nun unzweifelhaft, daß vermöge derſelben das 
dffentlihe Recht dieſer verſchiedenen Anftalten noch fein feit abge: 
ſchloſſenes ift; denn auch bier ift das Recht die natürliche Folge, ober 
genauer der natürliche, feite Ausdrud und die formale Anerkennung 
des organifchen Wefens und der Stellung dieſer Anftalten. Es wird 
uns daher nicht wundern, daß auch für die ganze äußere Geftalt und 
Orbnung bderfelben Teine Einheit und Gleichartigleit erzielt ift, und 
zwar ebenfo wenig in ver Theorie, als in der Praxis. Dieß nun zeigt 
fih bier wie immer am beutlichiten in den Benennungen ber ver 
ſchiedenen dahin gehörigen Anftalten. Diefe Namen find: Sonn- 
tags⸗, Feiertags⸗, Handwerks⸗, Gewerbe⸗, Fortbildungs:, Real: und 
andere Schulen. Daß ſie alle etwas Gemeinſames haben, darüber 
exiſtirt kein Zweifel. Daß ſie aber zugleich nicht bloß verſchiedene 
Namen derſelben Sache, ſondern in der That als ſelbſtändige Organe 
im großen Syftem des Bildungsweſens, verſehen mit ſelbſtändigen Auf: 
gaben und daher eine eigene innere Drganifation bebürfend, anerkannt 
werden müflen, das iſt noch nicht recht zur Entſcheidung gelangt. Hier 
ift daher bei voller Klarheit im Ganzen fo viel Verwirrung im Ein 
zelnen, daß zu einem Syſtem des Necht3 nicht zu gelangen ift, ohne 
daß. wir verfuchen, feite und dem Ganzen entiprechente Kategorien auf: 
zuftellen. In der That wird es fpeciell der Verwaltungslehre unmöglich 
bleiben, ohne eine foldhe formale Ordnung ihrer Aufgabe zu genügen. 


2 

Wir müffen daher verfuchen, diefe Grundlage aufzuftellen und 

dadurch zu einem Princip und Syſtem des Öffentliden Rechts der 

felben zu gelangen. In der That ift diefelbe an fich ſehr einfach, wenn 

man fie nur in ihrer gehörigen, organischen Verbindung mit dem ge 
fammten Bildungsweſen auffaßt. 





IL Das Syſtem ber gewerblichen und wirihſchaftlichen Bildungsanftalten. 
(Die Yortbildungs- und die Vorbildungsſchulen.) 


Das, was wir das Syſtem biefer Anftalten nennen, beruht natür⸗ 
lich nicht auf einer äußerlihen Schematifirung. Es geht vielmehr aus 
dem Verhältniß jeder einzelnen Art derfelben zu demjenigen hervor, 
von welchem fie jelber erzeugt find und für welches fie arbeiten. Nur 
das, mas fie zu leilten haben, darf uns endgültig erflären, mas fie 
find und fein follen. Und das ift das praftifche Leben und fein Be 
dürfniß nach einer, für die wirtbfchaftlidhen Zwecke deſſelben georbneten 
und begrängten gewerblichen Bildung. Das praftiiche Leben aber zeigt 
uns bei der zu bildenden Mafle den angehenden Glievern der wirtb 
ſchaftlichen Volksthätigkeit zwei große Gruppen, welche der Bildung be 
dürfen. Die erfte dieſer Gruppen bat ſchon ihre Fünftige Beftimmung 
gewählt und mill für biefe fchon feſtſtehende Lebensaufgabe eine Weiter 
bildung, melde daher die Aufgabe bat, für dieſelbe den Berufs 
bildungsproceß abzuschließen. Diefe Gruppe wird gebildet durch die 
bereit in ein beitimmtes Handwerk eingetretenen Handwerker, die nun 
wieder Lehrlinge oder Gejellen fein können. Die zweite Gruppe ba 
gegen befteht aus denen, melde ihre fpecielle wirtbichaftliche Laufbahn 
überhaupt erft wählen wollen. Für diefe hat die wirtbichaftliche Bildung 
einen ganz anderen Charakter. Hier tft fie nicht mehr eine Weiter 
bildung, ſondern vielmehr eine eigentlihe VBorbilbung. Diefe Vor 
bildung felbit ift eben deßhalb feine einfache mehr. Sie kann ihrer 
ſeits die allgemeine Vorbildung für das eigentliche wirtbfchaftliche Leben 
fein (Realfchule); fie Tann aber auch noch die Möglichkeit des Weber: 
ganges in die gelehrte Bildung vorausfegen und muß daher gewiſſe Ele 
mente derfelben aufnehmen (Realgymnaftum). Das find die natürlichen 
Grundlagen dieſes Syſtems, und mit ihr ift e8 nun wohl nicht mehr 
ſchwierig, daflelbe in fefte Kategorien zu orbnen und damit — vo möglich! 
— zu einer Uebereinftimmung in Wort und Sinn der gebrauchten 
Ausdrüde zu gelangen, obne welche, wie wir wiederholen dürfen, zu 
einer feiten Ordnung bes dffentlihen Rechts nicht zu gelangen ift. 

I. Die erfte Gruppe bezeichnen wir demnach als die ber Fort: 
bildungsichulen für das wirthfchaftliche Leben. Diefe nun fcheiben 
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fih wieder in die Sonn: und Feiertagsichulen und die eigentlihen Ge 
werbefchulen. 

a) Die Sonn: und Teiertagsfchulen bilden in der That nichts 
anders als die Fortfegung der Elementarbilvung für die Lehrlinge. 
Sie find meiſtens aus der Unmöglichkeit entftanden, einen genügenden 
Elementarunterridht für die Kinder der arbeitenden Klafje zu bieten und 
vertreten daher die Volksſchule. Darauf beruht nicht bloß ihre 
Lehrordnung, Sondern auch ihr öffentliches Recht. Die Frage der 
Sonntagsſchulen entfteht nun aber da, mo der Elementarunterricht ge: 
nügend vorhanden ift und befteht darin, ob auch nad) dem fertigen 
Elementarunterricht ſolche Schulen vorhanden fein und was fie in ſolchem 
Falle enthalten jollen? Offenbar ruht die Antwort auf diefe Frage in 
der Beftimmung deſſen, was man als Elementarunterricht bezeichnet. 
Mo die drei Elemente fehlen, find fie unbedingt nothwendig; mo fie 
find, find fie unbedingt nützlich, müflen aber einen höheren Inhalt 
baben und den Charakter der allgemeinen Gewerbeſchulen annehmen; 
fie werben dann fpeciell für die höhere Rechnung und das Zeichnen bes 
ftimmt fein müſſen. Das Mittel, beide Zwecke zu erreichen, beiteht 
in der Einrichtung des Klaſſenſyſtems; dem boppelten Zwecke müſſen 
zwei Klaſſen entiprechen, die Elementars und die höhere Klaſſe, melde 
den Webergang zur Gewerbefchule bietet. 

b) Das, was wir nun als die zweite Abtheilung der Fortbildungs⸗ 
fhule bezeichnen, nennen wir die Gewerbefhulen. Die Geiverbe- 
ihulen haben zwei Borausfegungen. Die erfte ift ein vollenbeter 
Elementarunterricht; die zweite ift die bereitö geichehene Berufswahl 
des Lernenden; derſelbe muß — ebenfo wie der Sonntagsſchüler — 
bereitö fein Gewerbe gewählt haben. innerhalb diefer Grängen aber 
ſcheiden fich nun wieder zwei Formen. 

Die erfte ift die allgemeine Fortbildungsſchule. Die Auf 
gabe derfelben ift die Bildung für diejenigen Kenntniſſe und Fähig⸗ 
leiten, welche allen Handwerken gemeinfam find. Ohne Zweifel 
beitehen die Hauptgebiete derfelben in ven Elementen ber höheren Rech: 
nung, und dann im Zeichnen, „der Sprache der Technik." An jenes 
bat fich das anzufchließen, was leider noch menig ausgebilvet ift, näm⸗ 
lich die einfahe Buchführung über die Wirtbfchaft der Handwerker. 
Richt blos die Nationaldtonomie, fondern auch die Verwaltungslehre 
ann nicht genug betonen, daß diefe Aufgabe eine unabweisbare, daß 
der Segen, den das Berftänpnig der Haushalts: und Handwerksrech⸗ 
mung bringt, ein unmeßbarer ift! Sie ift das Maß bes wirtbichaft- 
lichen Wohlergehens jenes Einzelnen, und ihr NRefultat das Bewußt⸗ 
fein befielben! Wie gerne verweilten wir hier einen Augenblid! Aber 
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der Mann, der das zu einem ſyſtematiſchen Inhalt der Lehre macht, 
wird fi) ein unfterbliches Verbienft um fein Boll erwerben! — An das 
zweite fchließt fich die Lehre von den Elementen der Mechanik und ber 
Chemie. Es ift nicht unfere Sache, über die Gränze dieſes Theiles ein 
Urtheil abzugeben; aber die Nothwendigkeit leuchtet von felber ein. — 
An diefe allgemeine Fortbildungsanftalten Tann ſich nun ſchon das 
Vereinsweſen der Handwerker anfchließen und durch allgemeine Bildung 3s 
vereine die allgemeine Bildung in das gewerbliche Leben aufnehmen. 
Daß dabei namentlich öffentliche Lejezimmer und Bibliotbefen von 
größter Bedeutung find, verfteht fi) von felbft; mit ihnen tritt dann 
das Fortbildungsweſen in das Gebiet der allgemeinen Bildung über. 

Die zweite Hauptform möchten wir nun die eigentlihen Ge 
werbejhulen nennen. Wir verftehen darunter diejenigen, deren 
Zwed die Bildung für ein einzelnes, beftimmtes Gewerbe oder 
Handwerk if. Die Natur folder Schulen fordert, daß fie mit ihrem 
ganz fpeciellen Zweck auch ganz fpecielle Aufgaben haben, die fi nad 
den Bebürfnifien und Vorausſetzungen jedes einzelnen Gewerbes richten. 
Dahin gehören 3. B. Spinnichulen, Weberfchulen, Schlofierfchulen, 
Tifchlerfchulen 2. Sie fünnen nur in größeren Städten vorfommen ' 
und nur für einzelne Gewerbe gelten. Bisher hat nur die Noth (Spinn» 
ſchulen, Steobflechten) oder die gewaltige Mitwerbung (Weberjchulen) 
fie erzeugt; wenn wir durch die Natur der Sache die Kraft haben, zu 
erjeßen, was bier mangelt? 

II. Die zweite große Gruppe umfaflen wir nun mit ber allge 
meinen Begeichnung des Nealunterrichts und der Realbildung. Sie 
zerfällt wieder, wie jchon erwähnt, in zwei Formen, bie Realfchule 
und das Realgymnafium. 

Die Realfchule, welche als der eigentliche Träger der wirthſchaft⸗ 
lihen Berufsbildung in Deutichland anerlannt ift, bat nun einen, 
wohl aud ganz unbezweifelt weſentlich von dem ber Gewerbeſchule 
verfchiedenen Charakter. Wir halten baran feft, daß die Verwaltungs⸗ 
lehre den pädagogiſchen Inhalt auch hier vorauszufegen bat. Im orge 
nifchen Syſtem des öffentlichen Bildungsweſens aber fommt nur ihnen der 
Charakter der eigentlichen Vorbildungsanftalten zu, indem die in ihnen 
gegebene Bildung ihren Werth wenigſtens principiell erft durch die ihnen 
folgende Yachbildung empfängt. Während daher die Gewerbeſchulen 
lehren, was der Gewerbsmann anwenden Tann, lehren die Realichulen 
nur die Vorausfeungen der höheren getverblichen Bildung. Sn ihnen 
wird die Wahl eines Berufes noch al3 ganz unbeftimmt vorausgeſetzt, 
mit der einzigen Beſchränkung, daß der wifienfchaftliche Beruf ausge 
ichlofjen bleibt. Die Realichulen fchließen fi daher unmittelbar an 
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die höhere Elementarbildung an und erjcheinen in ihren unterften Stufen 
geradezu als die höheren Bürgerfchulen, von denen aus jeder zu jedem 
Gewerbe übergehen kann, während vie Gewerbeichulen für das reifere 
Jugendalter beftimmt find. Jene erfteren entiprechen daher dem Syſtem 
der gelehrten Schulen, während die leßteren vielmehr felbftändig da⸗ 
fteben. NRealichulen find demnach für alle Zweige des Ermwerbes tie 
geeignete Vorbildung, Gewerbeſchulen dagegen nur für das eigentliche 
Handwerl. Das Syſtem ber Gewwerbeichulen ift aus demſelben Grunde 
ſtets örtlich und feinen Fächern nah beſchränkt. Das Syſtem der 
Realichulen dagenen ift offenbar ein integrivender, ja ein organifcher 
Theil des gelammten Bildungsweſens; und das ift es auch, mas 
das Öffentliche Recht derjelben beftimmt bat. Ihre biftorifche Wichtigleit 
beruht auf diefer ihrer Stellung; fie find e8, in denen ſich die wirth: 
Ihaftliche Berufsbildung von ber gelehrten Iosgelöjt und in denen bie 
leßteren eigentlich erſt ihre fuftematifche, Bffentlich anerlannte Stellung 
empfangen hat. Es darf und daher wohl nicht wundern, wenn man 
vielfach das ganze wirtbichaftliche Bildungsweſen oft als das Realſchul⸗ 
weſen bezeichnet, oft aber auch das erftere mit dem letzteren erſchöpft 
zu haben glaubt, wodurch wieder der Zuſammenhang mit dem Ganzen, 
der fich das wirkliche Leben in trefflicher Weife zu bewahren verftanden 
bat, tbeoretifch nur zu leicht verwiſcht wird. 

Das Realgymnafium endlich bildet den Uebergang von der 
gelehrten Bildung zur wirtbichaftlichen und umgekehrt. Der Ausdruck 
diefer innigen Verbindung beider ift die Aufnahme ber Iateinilchen 
Slafftcität, mit dem Anfchluß ver griechiichen. Wir glauben im Hin- 
blid auf das früher Gefagte damit den Charakter der Realgymnaſien 
binreichend zu bezeichnen. Die große Frage der Zukunft, die auch die 
Bertvaltungslehre nicht nebenfächlich betrachten follte, ift die, ob und 
wie weit die abfolvirte Bildung in einem Realgumnafium zu dem 
Eintritt in die Uniwerfität beredtigt. Und es ift vorauszufehen, daß 
fie diefe Berechtigung für gewiſſe Berufe dereinft ganz beftimmt ge 
winnen wird. 

An diejes Syſtem der wirtbichaftlichen Borbildungsanftalten ſchließt 
fih nun dasjenige, was wis als das Öffentliche Recht verjelben be⸗ 
zeichnen müflen. 


IH. Das öffentlihe Recht des wirthſchaftlichen Vorbildungsſyſtems. 


Während nun Dbjelt und Syſtem diefer Anftalten in ber ange: 
gebenen Weife aus der Natur der Sache folgen, entiteht das öffentliche 
Recht verjelben, indem diefe Vorbildung zum Gegenitanb des öffent 
lien Willens und damit zum Objekt von Gefegen und Verordnungen 
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wird. Die hohe Bedeutung dieſes öffentlichen Rechts beſteht darin, 
daß in ihm das durch die Natur der Sache ſich Bildende und Werdende 
erſt feine fefte äußere Geftalt gewinnt; formell aber bildet das öffent⸗ 
liche Recht den Punkt, auf welchem das ganze Gebiet aus der reinen 
Pädagogik in die Vertvaltungslehre übergeht und einen Theil derfelben 
bildet. 

Der Inhalt dieſes Rechts iſt nun ein ganz beſtimmter. Er be 
ruht auf dem Berhältniß, in welchem die Staatöverwaltung in Be 
ziehbung auf das Vorbildungsweſen zu der Selbftverwaltung fteht; er 
zeigt daher die Punkte, das Maß und die Form, in denen der Staat 
in die Thätigleit der letzteren entfcheidend eingreift. Die Beſtimmung 
dieſer Momente ift aber darum von fo hoher Bedeutung, weil das Ein- 
greifen des Staats, fei es durch geſetzliche Vorichriften, fei es durch 
Unterftüätung oder fonftige Theilnahme ben formellen Ausdruck ber 
Anerlennung eines großen, für das Geſammtleben des Volles wich⸗ 
tigen Gelammtinterefles enthält und daher den UWebergang aus dem 
örtlichen und zufälligen in das allgemeine Verwaltungsſyſtem bedeutet. 

Dffenbar nun Tann dieß Recht ebenfo wenig ein einfaches fein, 
wie fein Objekt. Es ift ein Eyftem und zwar ein reiches Syſtem, weil 
die Grundverhältniffe dieſes Rechts wiederum nicht die gleichen jein 
fönnen für die höchſt verſchiedenen Verhältnifie der einzelnen Arten ber 
Borbildungsanftalten, von denen wir hier zu reden haben. 

Die Punkte, auf welde das Syſtem zurüdgeführt werben muß, 
und die mithin das Gebiet der Bergleihung zu bilden haben, find bie 
Herftellung der Anftalt, dad Lehrermwefen, die Zehrorbnung 
und das Brüfungsmefen. 

1) Das Rechtsprincip für die Herftellung diefer Anftalten beruht 
darauf, daß eine Gleichheit derſelben nicht erreichbar ift, fondern daß 
fowohl die Bedingungen ald die Wirkungen bei weitem vorwiegend 
örtlicher Ratur find, und baher wefentlich ver Gemeinde angehören, 
während fie zugleich eine allgemeine Funktion im Bildungsprocefie des 
Volkes ausüben. Aus dem erften Elemente geht der Grundfat hervor, 
daß die Anlage und Erhaltung derſelben Sache der Gemeinde ift; aus 
bem zweiten der, daß der Staat die letztere, mo fie nicht im Stande 
ift die Laft zu tragen, mit feinen Mitteln unterftügt. Nur nimmt 
dieſer Grundſatz in feiner Anwendung auf die einzelnen Arten eine 
verſchiedene Geftalt an. 

Die Sonntagstchulen bilden einen Theil des Elementarunter: 
richts, gehören daher dem Volksſchulrecht und ftehen in Beziehung auf 
Anlage und Erhaltung unter den für die Volksſchule geltenden Regeln. 
Die allgemeine Fortbildungsichule ift offenbar Sache der Gemeinde; 
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die ſpecielle Gewerbeſchule dagegen ift Sade der Getverbögenofien 
ſchaft und mit Recht berfelben — wenigftens zum Theil — alö eine 
ihrer wichtigften Pflichten überwieſen, wobei fie ihre Unterſtützung von 
ber Gemeinde zu erwarten bat und daher unter der Oberaufficht ber 
Gemeinde ftehben muß. Es liegt nahe, babei dem freien Vereinsweſen 
einen ebenjo großen Antbeil an diefen Anftalten zu laflen, als der 
Gemeinde und den Genofienihaften. Die Realfchulen dagegen find 
zwar zunächſt auch Gemeinbeanftalten, haben aber doch ihre allgemeinere 
Bedeutung und größeren Anſpruch auf den Charakter von Staatsan⸗ 
ftalten; es folgt, daß der Staat berechtigt, ja verpflichtet ift, ihre An⸗ 
lage zu fordern, auch wieder eben deßhalb gleichfalls verpflichtet ift, 
die Gemeinde bei berjelben zu unterftügen. Die Realgymnaftien 
dagegen müſſen wieder als Gemeindeanftalten oder als freie Unter: 
nehmungen angefehen werden. 

11. Das Lehrerweſen diefer Anftalten empfängt auf gleiche 
Weiſe durch den doppelten Charakter derfelben feinen doppelten Inhalt. 
Princip muß fein, daß der Staat die Lehrerbildung als Staats 
aufgabe und Anitalt anerkennt, daß dagegen die Anftellung ver 
Lehrer den Selbftverwaltungsförpern überlafien bleibt. Aber au ın 
diefer Beziehung ift eine Verſchiedenheit Har. Die Lehrer der Sonntags: 
fhulen find Bollzlehrer; die der allgemeinen Fortbildungsſchule, bie 
der Realſchulen und Gymnaſien find ſchon Yachlehrer und fordern daher 
eine Öffentliche Zehrerbildungsanftalt, während die Lehrer der jpeciellen 
Gewerbeſchulen keine fachmäßig gebildete Lehrer zu fein brauchen, fondern 
vielfach geradezu durch freitvillige Thätigkeit tüchtiger Meifter erjegt werden 
können. Die Gefetgebung hierüber ift ziemlich einig und vollftänbig. 

II. Die Lehrordnung ift natürlich verfchieven nach den ver- 
ſchiedenen Anftalten. Es ift Sache der fpeciellen Sachkunde, bier auf 
das Einzelne einzugehen. Doch beruht auch dieß Nechtögebiet auf be 
ſtimmten allgemeinen Principien. Grundſatz iſt, daß die Lehrordnung 
der Sonntagsſchulen unter denjelben Regeln ftehen, wie bie der 
Volksſchulen. Für die übrigen Anftalten gilt dagegen der Sab, daß 
der Staat in allen den Fällen, wo er Unterftügung gibt, auch das 
Recht haben fol, die Lehrordnung zu beftätigen, melde die Ge: 
meinde unter Zuziehung ver Fachlehrer vorzuschlagen hat. Bei ben 
fpeciellen Fachſchulen bevarf es auch einer folden Beftätigung nicht. 
Die Dberauffiht, durch den Drganismus der Unterrichtöverivaltung 
ausgeübt, verfteht ich von felbft. Das Klaſſenſyſtem ijt allentbalben 
wichtig, mit Ausnahme der fpeciellen Handwerkerſchulen: nur foll es in 
den Sonntagsſchulen von den Berhältnifien abhängen, in den allge 
meinen Yortbildungäfchulen fi hochſtens auf zwei Klaflen rebuciren und 
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nur in Realichulen und Gumnafien ein, den gelehrten Schulen ent: 
fprechendes Klafieniyftem fein. 

IV. Das Prüfungsweſen endlich bat die eine Seite der bloßen 
Zweckmäßigkeit, die ztveite des öffentlichen Rechte. Es ift zweckmäßig 
allentbalben, mit Ausnahme der fpeciellen Gewerbeſchulen, mo eö durch 
Ausftellungen, eventuell durch Prämien erſetzt werden muß. Als eine 
Pflicht zur Prüfung Tann e8 jedoch bier nirgends gefordert werben. 
Dagegen ericheint das Recht der — freiwillig — beftandenen Prüfung 
in zweifacher Form. BZuerft ift es wichtig, in denjenigen Anjtalten, 
in denen es Klafſen gibt, die beftandene Prüfung als Bedingung bes 
Ueberganges von einer Klaſſe zur andern anzuerkennen. Zweitens 
ift es zweckmäßig, die Abgangsprüfung mit einem Öffentlihen Zeugniß 
einzuführen, welches fein teiteres Recht bat als das, dem Einzelnen 
als Öffentliches Beweismittel feiner vorhergegangenen Bildung zu dienen. 

Bet den beiden eigentlichen Borbildungsanftalten muß dagegen 
dieſes Zeugniß das Recht zum Eintritt in die betreffende Fachbildungs⸗ 
anftalt mit enthalten. 

Dieß find die objektiven Verhältniſſe des öffentlichen Rechts diejes 
fo wichtigen Gebietes. Vielleicht daß es ung nunmehr geftattet fein 
wird, auch bier zur leichteren Vergleichung, beziehungsweile zur Bear: 
beitung des pofitiven Rechts nach den angegebenen Gefichtspunlten das 
formale Schema diefes Theild des Bildungsweſens anzufügen. 


Wirthſchaftliche Vorbildung 
(und ihr Verbältniß zum wirtbichaftlihen Leben und zur höheren Bildung). 


— 
Fortbildungsſweſen. Vorbildungsweſen. 
Sonn» und Feier⸗ Gewerbeſchulen. Realſchulen. Realghmnafien. 
tassſchuten als Une on Epeelee Untere Obere Untere Der 
ſchluß an die Gles meine * __ 
mentarbilbung. Fortbile merber Uebergang — Uebergang 
Uchergang dungß⸗ſchule. in den in die in Die in bie auf bie 
in den indie NE — —* Sinn Pros —* ae 
prafs Ge Uebergang in den Erwerb 0. 9. ed. 
tifhen werbe⸗ praftiichen Erwerb. " 
Erwerb. ſchule. 


— m — — — 


Wir unterfangen uns hier nicht, eine Darſtellung der beſtehenden 
Anſtalten, ihrer Organiſation und ihres öffentlichen Rechts in den ein⸗ 
zelnen Staaten und Ländern Deutſchlands und der mit ihm auf dieſem 
Gebiete verwandten Länder auch nur annähernd geben zu wollen. Wohl 
aber dürfen wir bemerken, daß die deutſche Literatur hier noch gar 
nichts das Ganze umfaſſende beſitzt, weder im Gebiete der Pädagogik. 
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noch im Gebiete des rechtlichen Unterrichtsweſens. Der Grund liegt 
offenbar in der völligen Unficherheit der einzelnen Kategorien und Aus: 
drüde, die man anwendet, und bie eine jede Zufammenftellung zu einen 
bloßen Wateriale macht, in welchem zwar das Princip, nicht aber der 
bad Einzelne beherrichende Gedanke Har ift. Dagegen muß in hohem 
Grabe ber Emft und die tiefgehende Tüchtigleit anerkannt werben, mit 
ber bie pädagogiſche Literatur die Sache in ihren einzelnen, vorwiegend 
päbagogifchen Seiten erfaßt und durdhgearbeitet bat. Der tiefe, gründ⸗ 
liche und finnige, für jeden höheren Anklang in ebelfter Weile empfäng- 
liche Geift des beutichen Lehritandes, diejes Stolzes unferes Volkes, hat 
fih bier in glänzender Weife bewährt, und gerade die Verwaltungs: 
lehre ift berufen und verpflichtet, dieB auszufprehen. Daß die päba- 
gogifche Literatur bier nicht zu einem Gefammtrefultat gelommen: ift, 
iM nicht ihre, fondern ift Schuld der Verwaltungslehre. Auch bier 
müffen wir der trefflichen Arbeiten in Schmids Encyelopäbte rühmend 
erwähnen, bie bei jedem Artikel über Schule und Gumnaftalivefen das 
Beftehende — leider zuweilen unvollftändig, noch öfter ungleihmäßig — 
mit aufgerlommen haben. Die territorialen Verwaltungsrechte haben 
fih nur mit dem formellen Recht beichäftigt. In der Statiftil da 
gegen bat Brachelli in feinen Staaten Europas das Verdienſt, die 
Statiſtik auch dieſer Anftalten zu einem integrivenden Theile ber 
Staatentunde gemacht zu haben. Er gibt (Staaten Europas ©. 535 ff.) 
eine ſehr gute Grundlage, auf der weiter gebaut werben wird. 

Was nun die einzelnen Staaten betrifft, fo mögen hier'folgende 
Daten genügen, die erft dann rechte Geftalt gewinnen werben, wenn 
man über die Grundbegriffe einig fein wird. 

Preußen bat das wirtbichaftliche Vorbildungsweſen zuerft als ein 
Öffentliches organifirt, wenn gleich auch bier ber Unterſchied zwiſchen 
der Gewerbe und der Realichule noch nicht ganz klae geworden tft. 
Das Syſtem deſſelben ift folgendes. Das Gewerbeſchulweſen ba 
tirt bereits feit 1817, wo die erften Provinzialgeiwerbefchulen errichtet 
wurden, noch unbeftimmt und ohne fcharfe Gränze, da das Realſchul⸗ 
weien noch nicht eriftirt. Das letztere wird dann durch das Geſetz 
vom 8. März 1832 als ein felbfländiger Organismus neben den ge 
lebrten und Gewerbeſchulen bingeftellt mit ſechs Klaſſen, zwei Ordnungen, 
(höhere und niedere) Prüfungen und eigenem Lehreriwefen. Bon ba an 
wird e8 nun nothwendig, das Gewerbeſchulweſen dem Realichulmeien 
gegenüber Harer zu befinisen und zu orbnen. Nachdem bie vierziger 
Sabre dieß erftere allgemein, und damit das Bebürfniß nad einer foldhen 
gefehlichen Ordnung dringend gemacht hat, tritt nun mit den fünfziger 
Jahren bie betreffende Geſetzgebung ins Lehen. Das (Provinzial s) 
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Gewerbeſchulweſen empfängt ferne Organiſation durch das Reſeript 
vom 5. Juni 1850; einjähriger Aurfus; Verbindung mit den der Hand⸗ 
werker⸗Fortbildungsſchulen (zwei Klafien), Entlafjungsprüfungen von 
fehr zweifelhaften Werth, Vorbereitung für das tedmifche Getverbes 
infitut; mit der naturgemäßen geringen VBerüdfichtigung der allge: 
meinen Bildung. Die Drganifation der Nealfchulen auf ver neuem 
Grundlage durch Erlaß vom 6. Dftober 1859, mit der fpeciellen Be 
‚zeichnung, „daß fie die Vorbildung zu denjenigen Berufsarten geben 
fole, für melde Univerfitätsftubien nicht erforderlich find.” Das 
Spftem der Prüfungen ift auch bier fireng durchgeführt und denjelben 
für den unteren Stmatbienft beftimmte Rechte gegeben. Alles Materinl 
in Rönne, Unterrichtäivefen Bo. II. Literatur in Rönne, Staatsrecht 
Bd. II. $. 451. 452, 

Defterreich3 gewerbliches Vorbildungsweſen hat einen etwas an- 
deren Charakter. Erfte Entftehung mit einzelnen Berfuchen feit 1751 (mecha⸗ 
nifche Lehrſchule), 1776 (Realhandlungsalademie), NRottenbauersBe 
richt 1795: „die Realfchulen find die Lyceen des Bürgerftandes.” Dabei 
fehlen urjprünglich wie jet die Gemwerbefchulen; die befte Arbeit über 
die Biftorifche Entwicklung dieſes Gebietes, nur etwas zu beſchränkt auf 
das technifche Element, aber fonft ſehr veih an Mittheilungen und 
Studien, ift die Arbeit von H. Biedermann (Die technifche Bildung im 
Kaiſerthum Defterreich 1854). Das Gewerbeſchulweſen ift noch immer 
den durch die Gewerbeordnung errichteten Genoſſenſchaften — wohl zu 
ſehr — überlafjen und daher noch viel zu wenig ausgebilbet, ein Be 
weis für die viel zu enge Auffaflung diefes Genoſſenſchaftsweſens 
(Stubenraud Bd. U. 8.411). Das Realſchulweſen ift dagegen ge 
ſetzlich geordnet durch Entwurf vom 6. September 1848 und Berord- 
nung bom 2. März 1851 (Stubenraud Bd. I. ©. 398). Grund 
lage: Eintbeilung in Unters und Oberrealſchulweſen; bie zwei erflen 
Sabrgänge der eriteren find in unmittelbarer Verbindung mit ber Ele 
mentarjchule und vertreten die Bürgerfchule, Prüfungsfuften $. 56. 
Die fpecielle, nach den Ländern verichiedene Geftalt des Realſchulweſens 
erihöpfend von Ficker a. a. D. ©. 416 ff. nebft der (einzigen) Ge⸗ 
Ichichte des Realſchulweſens für Defterreih. Leider lag bie genauere 
Daritellung des Gewerbeſchulweſens außerhalb feines Blanes (©. 511. 
512). Sie mangelt uns, fo tie eine ausreichende Statiftil. Für bie 
übrigen Organifattonen müflen wir uns auf die, betreffenden Artilel in 
Schmid berufen, die übrigens leider Biedermanns Arbeit nicht Tennen. 

Bayern. Sonn: und Feiertagsfchulen nad dem Lehrplan vom 
24. April 1811; Errichtung der eigentlichen Gewerbeſchulen (Ber 
orbnung bem 16. Yebruar 1883); weitere Entwicklung (Inſtruction vom 


4. April 1836); neuefte Drganifation ſeit 1856 (Pözl 8. 188). Sie 
find zugleich die eigentlichen Realichulen; eine ſyſtematiſche Ordnung und 
Scheidung waren nicht erzielt; doch gibt es bejondere Zeichenſchulen 
(Hopf bi Schmid Br. I. ©. 434 ff. Gugler ebend. II. ©. 873). 
Die neue Drganifation des tehnifhen Unterrichts ift durch 
die Verordnung vom 14. Mai 1864 aufgeftelt und in jeder Beziehung 
als Fortfchritt zu betrachten. Aufftellung der künftigen drei Grund 
Iategorien: Gewerbeſchule, Realgumnafium und polytehnifche 
Schule Die erften treten an die Stelle der bisherigen Landwirth⸗ 
ſchafts⸗ und Geiwerbeihulen und find „Sreisanftalten.” Alter ber 
Schüler 12—14 Jahre, nebit Aufnahmöprüfung. Daran fchließen fih _ 
fanftig noch audzubildende „gewerbliche Fortbildungsſchulen.“ Die 
Realgymnafien jegen die vollftändige lateinifche Bildung voraus und 
befähigen zugleich zum Webertritt an die polptechnifche Schule und 
die Univerfität; Aufnahms⸗ und Abgangdprüfung; vier Jahrescurſe. 
Sie find neue Staatsanftalten: e3 exiftiren vorderhand ſechs. 

Baden. Hier ift der Unterſchied zwiſchen den Gewerbeſchulen und 
den Realſchulen zwar gegeben, und die letzteren als „höhere Bürger 
ſchulen“ durch Verordnung vom 15. Mai 1834 eingeführt, aber nicht 
entfprechend organifirtt. (Holymann bei Schmid Br. I. ©. 412.) 
Warum ift Diet in feinem fchönen Werke „Die Gewerbe im Groß- 
berzogthum Baben 1863” nicht etwas genauer auf ben Begenftand ein 
gegangen? (©. 748. 749.) Uebrigens hat das Geſetz vom 4. Juni 1864 
dem fünften Theile der Lehrer an ven Gewerbeſchulen das Staatsdiener⸗ 
recht eingeräumt (nach dem Geſetz vom 30. Juli 1840.) Es ift jehr zu 
bedauern, daß Diet a. a. D. nur dad einfache Budget für das 
gewerbliche Unterrichtäivefen ohne weitere Angaben mitgetheilt hat 
(8. 55-75). 

MWürttembergs Geſchichte des wirthſchaftlichen Vorbildungs⸗ 
weſens iſt durch den beinahe wunderlichen Gegenſatz zwiſchen dem Treff⸗ 
lichen, was darüber ſeit 1836 geſagt, und dem wenig ſyſtematiſchen, 
was dafür geſchehen iſt, ſehr interreſſant (vergl. Mohl, mwürttemb. 
Verwaltungsrecht 8. 214. Gugler, gewerbliche Fortbildungsſchulen bei 
Schmid Bd. 1.875). Man hat nur noch ſehr unvolllommene Gewerbe⸗ 
fortbildungsſchulen (Lange bei Schmid Bd. I. 804). Brachelli citirt 
dagegen 62 Real: und 9 Dberrealihulen (a. a. D. ©. 542), jene mit 
zweijährigem Curſus, diefe in Verbindung mit einem Gymnaſtum und 
Lyceum. Wie ſich jene Fortbilbungsfchulen verhalten, ift nicht vecht 
abzuſehen. 

Konigreich Sachſen. Hier iſt die eigentliche Gewerbeſchule ſchon 
in die gewerbliche Fachſchule übergegangen ; das Realſchulweſen ift als 


felbftänniges Bildungsſyſtem erft im Sabre 1860 und 1861 georbnet 
worden (Gugler a. a. D. ©. 877. Bradellia. a. D. ©. 541). 

Hannover. Hier find die Gewerbefchulen jelbftänbig, vertreten 
zum Theil die Sonntagsichulen; daneben eine jelbftändige Handwerker⸗ 
Schule” in Hannover (Ougler, ©. 877). Das Realſchulweſen in 
Hannover ift dagegen nicht zur Selbftändigleit neben tem Gymnafials 
weſen gediehen; es erjcheint in der Form der Nealflafien an ben 
Gymnaſien und Progymnafien (Geffers bei Schmid Bd. III. 310 M. 

Kurheſſen. Handwerkerſchulen feit der Zunftordnung von 1816 
in den größeren Stäbten vorgefchrieben, vertreten die Gewerbefchulen; 
Realſchulen feit Verordnung vom 15. Dftober 1838 geſetzlich geordnet, 
waren jchon örtlich vorhanden ſeit ben breißiger Jahren. GBezzen⸗ 
berger bei Schmid IL. 491 fi.) 

Heſſen-Darmſtadt. Realichulen fett 1834 unter ftaatlicher Hülfe; 
doch wie es jcheint, ohne geſetzliche Ordnung; die Regierung gibt eine 
Snftruction (Strad bei Schmid IL 526); die Handwerkerſchulen feit 
1837 durch den Landgeiverbeberein gegründet (Gugler ebend. ©. 878). 

Man ertennt aus den bier angedeuteten Thatjachen, daß im Großen 
und Ganzen die Elemente des Syſtems vorhanden, das Syſtem felbft 
aber noch nicht ausgebilbet ift. Hier ift daher noch jehr viel zu thun; 
e3 fehlt Gleichförmigleit der Ausführung bei entſchiedener Anerfennung 
des gemeinfamen Principd; doch mag uns auch wegen Mangels an 
Material jehr viel entgangen fein, was wir Fünftigen Arbeiten über 
mweilen. Zum Theil liegt dieß auch an ber Unklarheit der technijchen 
Fachbildungsanſtalten, die ein noch verfchiebeneres Bild geben. 

Holland. Bon bejonderem Intereſſe ift die neue holländiſche 
Drganifation des wirthſchaftlichen Vorbildungsweſens, das bier ber 
mittlere Unterricht (middelbar Onderwiis) genannt wird. Das 
betreffende ausführliche Gefeg ift vom 2. Mai 1863. Eine ausführ 
liche, mit genauen Angaben aller betreffenden Beitimmungen verjehene 
commentirende Ausgabe beflelben von Dr. D. 3. Stein 1863. Das 
ganze jehr ausführliche Prüfungsmwefen tft für jedes fpecielle Gebiet 
geordnet durch nicht weniger als ſechzehn verſchiedene Reglements vom 
2. Februar 1864. Das Geſetz unterjcheivet öffentliche und beiondere 
Mittelſchulen; letztere find Privatlehranftalten. Die erfteren werben 
entiveder von ben Gemeinden ober von den Provinzen bergeftellt und 
erhalten; das Reich unterftügt fie eventuell. Die Lehrerbildung wird nad 
Geſetz vom 13. Auguft 1857 geregelt. Das Syſtem dieſes wirthſchaft⸗ 
lichen Bildungsweſens bat vier Abtheilungen, von denen allerbings nur 
die beiden erften dem Vorbildungsweſen angehören: Bürgerſchulen, höhere 
Bürgerichulen, Landwirtbfchaftöfchulen, die polytechnifche Anſtalt. Eine 
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Bürgerfchule ſohl in jeder Gemeinde mit wenigſtens 10,000 Einwohnern 
errichtet werden. Die höheren Bürgerichulen haben entweder einen brei- 
jährigen ober einen fünfjährigen Curs und emtiprechen ganz unfern 
Renlichulen; die Gymnaſtik ift obligat! Das Lehrerweſen dafür iſt genau 
georbnet in $. 23 ff. Die Lehrer werden vorgeichlagen durch die Ge 
meinbe; der König ernennt die Lehrer ber höheren Schulen. Das 
Penſionsrecht der Lehrer ift bereitö durch Geſetz vom 9. Mai 1846 all: 
gemein feftgeftellt und fpeciell durch Geleh vom 3. Mai 1851 und 
24. December 1863 geregelt; dazu die 88. 32 ff. des Geſetzes vom 
2. Mai 1863. Schulgeld ift anertannt; Lehrordnung geietlich für jede 
Art der Schulen geregelt $. 16. 17. — Ueber Gewerbefchulen fehlen 
uns weitere Angaben; marum bat le Roy (Art. Holland) bei Schmid 
auf jenes Geſetz und auf die lehteren Feine Rüdficht genommen? — 
Realgymnafien fehlen dagegen gänzlich. 


B. Das virthſchaftliche Saybildungsfuyfhem. 


I. Allgemeiner Charalter. 


Wenn wir gegenüber der Klaren und in ſich einfachen Geftalt und 
Stellung, melde das Univerfitätsivejen als gelehrte Fachbildungsanftalt 
einnimmt, ein höchſt verfchiedenartiges, zum Theil fogar unflares Bild 
der wirtbichaftlichen Fachbildung finden, fo wird es wohl nothwendig, 
fih über die in dem Weſen der Sache felbft liegenden Grunde zu ber: 
fändigen, die diefen Unterfchied hervorgerufen haben; denn in der That 
werden wir nur von ihnen aus einen Haren Ueberblid über ein Gebiet 
gewinnen, das bis jeßt noch auf allen feinen Bunften nach einer feiten 
Geftaltung ringt, und erjt mit diefer in Praxis und Theorie jeine 
definitive Stellung gewinnen wird. 

Die wirtbichaftliche Fachbildung unterfcheibet ſich nämlich weſentlich 
von der gelehrten dadurch, daß bei jener der praftifche Werth des einen 
Gebietes derſelben für dag andere als ein ſehr geringer erfcheint und 
daber die Verbindung ber bilbenden Thätigfeiten auf den erften Blick 
mebr ein Beiveis als eine Forderung wird. Während daher bei dem 
gelehrten Fachbildungsweſen fi die Epecialität der Fächer nur lang: 
fam aus der wiflenfchaftlihen Einheit des Gangen, der Universitas 
literarum, entwidelt bat, bat bie wirtbfchaftlihe Fachbildung vielmehr 
auf dem umgelehrten Wege bei der ſtrengen Epecialität begonnen und 
jene Einheit überhaupt noch nicht erreicht. Während für jene eben deß⸗ 
halb gleich von Anfang an die Gleichmäßigkeit und Gleichartigleit des 
gefammten Bildungsganges in Fakultäten, Borlefungen, Prüfungen 
und wiffenfchaftlichen Mürben feftficht, exicheint für dieſe Dagegen eine 
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nicht bloß äußerliche, fondern auch innerliche Scheitung mit vollftän- 
diger Selbitändigkeit jeder Fachbildungsanftalt von der andern. Wäh 
rend für jene das Verhältniß der Vorbildungsanftalten in dem gelehrten 
Schulweſen ſich Leicht und ficher georbnet hat, ift das Verhältniß von 
Anfang an für diefe fehr unficher geweien, und auch jetzt noch Feines 
wegs ein feſtgeordnetes oder gleichartige. Während für jene daher das 
Öffentlihe Recht und die Aufgabe des Staats als ein geichloffenes 
Ganze auftritt und die Ordnung eine einheitliche ift, ift das erftere 
für jede Anftalt des letztern verfchieden, und die letztere beruht auf 
den fpeciellen Verhältnifien der einzelnen Snftitute Während endlich 
jene als Staatsanftalten anerlannt find und als foldhe behandelt wer: 
den, treten bier theils Vereine, theils fogar Privatunternehmungen in 
gleicher Weile auf; und jo ift es nicht möglich, den viel zerfahrenen 
Stoff der wirtbichaftlihen Fachbildung in gleicher Weiſe wie den ber 
mwiflenfchaftlichen zu behandeln. Das ift unzweifelhaft der Grund, weß⸗ 
balb wir überhaupt noch Feine umfafjende Darftellung, ja nicht einmal 
eine einheitliche Auffafjung der erfteren befiken. 

Die Bermwaltungslehre wird daher gezwungen, bier bie Elemente 
eines feiten Syſtems aufzuftellen und kann erft auf dieſer Grundlage 
zur Weberficht über das Recht und die Funktion des Ganzen und ber 
einzelnen Theile dieſes Gebietes gelangen. 

Dieß nun wird Faum beffer geicheben können, als indem wir ben 
biftorischen Enttoidlungsgang der Sache auf Grundlage ihres allgemeinen 
Begriffes Fury andeuten. 


IL Begriff und Elemente der gefhichtlihen Geftaltung ber wirthſchaftlichen 
Fachbildung. 


Das, was wir dem Begriffe nach als wirthſchaftliche Fachbildung 
bezeichnen muſſen, beſteht in dem Erwerb derjenigen Kenntniſſe und 
Fähigkeiten für wirtbfchaftliche Produktionen, welche durch den mir 
lichen Betrieb von Unternehmungen aller Art nicht erft erivorben mer 
den lönnen, fondern vielmehr die geiftige Bedingung der Leitung und 
Entwidlung befielben bilden. 

Es ift daher an fich fein Biveifel, daß jede Art der Unternehmungen 
eine eigene Fachbildung vorausſetzt und mwünfchensmwerth macht. Es iſt 
aber auch klar, daß dieſe Fachbildung zunächſt Sache des Einzelnen iſt, 
und durch den Einzelnen erworben werben muß, wie fie für den Nutzen 
des Einzelnen dient. Allerdings liegt fie daher in der Ratur der volle 
wirtbichaftlichen Entwicklung; allein eben darum erjcheint fie nicht. al® 
Angelegenheit und Aufgabe des Staats, wenn nicht ein befondereö 
Moment binzutritt. Und in der That bat ſich die Verwaltung um 
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dieſe Fachbildung Bis auf die neuefte Zeit fo gut als gar nicht gelüm- - 
mert. Erſt unfer Jahrhundert hat fie als öffentliche Angelegenheit er 
fannt, und es ift daher nicht thunlich, fie ohne Anſchluß an den allge: 
meinen Gang ber Geidhichte zu überfeben. 

Sm der That nämlich bleibt die Entwicklung des wirthſchaftlichen 
Bildungsprocefied, die wir als Grundlage des Vorbildungsfuftemes oben 
bezeichnet haben, bei diefen Vorbildungsanftalten faft ein Jahrhundert 
lang fteben, ohne zu Fachbildungsanftalten überzugehen. Die Neal 
Schulen und höheren Bürgerfchulen find die höchſten Bildungsfchulen 
des Bürgerftandes; alles Weitere muß derjelbe dann im wirklichen 
praktiſchen Leben felber lernen. Daß ein innerer Zufammenhang zwiſchen 
den einzelnen Fächern fei, wird zivar geahnt, aber bei der vorwiegend 
gelebrten Richtung der Wiflenichaft nicht verftanden; an eine Bether 
ligung der Verwaltung über dasjenige hinaus, was die Univerfitäten 
böchften® in der Cameralwiſſenſchaft darboten, ward noch nicht gebacht. 
Ein Syftem von wirtbichaftlichen Fächern und von öffentlichen ihnen 
entfprechenden Anftalten konnte fich erft auf Grundlage äußerer Veran 
laftung entiwideln. Daſſelbe ift daher fein Kind der päbagogifchen Re 
flexion, fondern ein Produkt der langſam fortfchreitennen Geſchichte. 

Den eriten Anftoß dazu gab die Anwendung der mit bem borigen 
Jahrhundert entftehenden Finanzwiflenichaft auf die Regalien. Wir 
haben bier nicht über den biftorischen Begriff derſelben zu ftreiten. Als 
feftftebenn wird man uns zugeben, baß ein Regal ein Hoheitsrecht war, 
das als Einnahmsquelle benugt ward. Zu den Negalien als Ein- 
nahmsquellen famen dann die Domänen aller Art binzu, die bald 
als Grundbeſitz, bald als Nußrechte, bald als Unternehmungen auf 
traten. Negalien und Domänen forderten eine Verwaltung; dieſe Ver: 
waltung follte eine wejentlich nußbringende jein; um fie Dazu zu machen, 
wurden feit dem Entfteben der Polizei» und Finanzwiſſenſchaft gewiſſe 
Kenntniffe erfordert; den Erwerb diefer wirthichaftlichen Kenntniffe mußte 
daher der Staat jeht für die Beamteten feiner Regalien und Domänen 
fordern; um fie fordern zu können, mußten fie als jelbftändige Wiflen- 
ſchaft da fein und ala folche gelehrt werben. So entſtand das Gebiet 
der Sameralmiffenihaften. Sie hängen allerdings auf das Engſte 
mit den Stantöwillenfchaften zufammen; aber biefe Verbindung mar 
und blieb eine äußerlide. Ihrem Weſen nach find fie die erfte Form 
einer felbftändigen wirthſchaftlichen Fachbildung neben der gelebrien. 
Mit ihnen tritt das Fachbildungsweſen zuerft Öffentlich neben den ge 
lehrten auf. Zwar find fie noch ſehr einfeitig und befchräntt; fie find 
eigentlich nur die Fachbildung für die wirtbichaftlichen Erwerbsthätig⸗ 
leiten der Verwaltung; aber fie find dennoch der erfte ſelbſtändige 


Beginn einer weiteren Entwidlung, deren Schickſal auch für das übrige 
Bildungsmwefen von nicht geringem Intereſſe it. 

Als nämlich mit der Auflöfung der ſtändiſchen Ordnung der Staat 
aus ſeinem faſt privatrechtlich formulirten Gegenſatze zu der Geſellſchaft 
hinaustritt und zum Organismus der Gemeinſchaft wird, verſchwindet 
gleichſam von ſelbſt der Gedanke, daß er als Privatſubjekt einen wirth⸗ 
ſchaftlichen Beruf, Erwerb und Beſitz haben und mithin Unterneh⸗ 
mungen betreiben ſolle, wie ein Einzelner. Gerade das aber war die 
Grundlage der Cameralwiſſenſchaft und Bildung geweſen. Sie ver 
ſchwanden daher in ihrer alten Form; und an ihre Stelle trat nun 
ein wejentlich anderer Standpunkt mit einer anderen Aufgabe. 

Während nämlich einerjeitö die Cameralien in bie eigentliche Finanz 
berivaltung übergehen, entwidelt fi der Gedanle der Berwaltung 
der Bollswirthichaft, die Idee der Volkswirthſchaftspflege. Dieje Idee 
fordert von dem Staate in feinem Verhältniß zur Volkswirthſchaft ein 
Doppeltes. Einerjeitz ſoll derſelbe die Einzelnen nun auch in der Volle: 
wirthſchaft gegen mwirthichaftliche und weiter gehende Gefahren fchügen, 
die in gewiſſen Unternehmungen liegen, andererſeits fol er das Seinige 
thun, um die Produftion zu fördern, und zwar beides in Beziehung 
auf beftimmte einzelne Arten von Unternehmungen. Die Verwaltung, 
noch im Anfange diefes Jahrhunderts nur zu ſehr bereit, jeden Theil 
des öffentlichen Lebens unter ihre Vormundſchaft im Sinne der ew 
dämoniftifchen Theorien aufzunehmen, gab ihrerfeitz felbft Anlaß zu jener 
Forderung. Bis dahin hatten die alten ftändifchen Körperſchaften eine 
gewiſſe Polizei, ſowie eine gewiſſe Unterftüßung ber gewerblichen Pro: 
duktion übernommen. Set hören fie auf; zum Theil wie in Frankreich 
volftändig, zum Theil dem Weſen nach wie in Deutichland. Dielelbe 
Gefeßgebung, welche auf diefe Weile den Bünften und Innungen ihre 
Funktion der Vollöwirtbichaftäpflege nahm, war damit auch berufen, 
fih an ihre Stelle zu fegen. Das Mittel dafür lag nahe. Sie mußte 
nunmehr eine öffentliche Fachbildung an die Stelle der zünftigen ſetzen, 
theild ala Schuß, theils als Bedingung der Förderung der höheren 
volkswirthſchaftlichen Intereſſen. So entitand die zweite Geftalt der 
Forderung nach einer Öffentlichen wirtbfchaftlichen Fachbildung und der 
ber Anftalten felbft. Es bilden ſich allmählig, meift ganz unabhängig 
von einander, ſtaatliche Lebranftalten, die eigend zum Zweck ber 
wirtbichaftlihen Fachbildung aufgeftellt werben. Diefelben theilen ſich 
nad Zweck und Entitehungsgsund in zwei Hauptarten. In ber erſten 
Art zeugt das firherheitöpoligeiliche und zum Theil wirthſchaftlich polizei⸗ 
liche Element vor; in der zweiten dagegen die eigentliche Pflege der 
Volkswirthſchaft. Es ift klar, daß erſt hiemit die wirthſchaftliche Fach⸗ 
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bildung beginnt, jelbfländig und allgemein zu werben. Hier ift ein 
anderer Faltor lebendig als der der Sameralwiflenichaften und ihrer 
Lehrfächer. Es ift nicht mehr das Intereſſe des dem Bolle gegen» 
überfiebenden Staats, das fie erzeugt und leitet, fondern das Geſammt⸗ 
interefie. Es ift nicht mehr der Gefichtspunft einer guten Berwaltung 
der Staatönufgaben, von dem aus das Ganze entfteht, ſondern der 
der Beförderung des höchſten volkswirthſchaftlichen Fortſchrittes. MWähs 
rend daher die Cameralien der holizeilichen Epoche angehören, gehören 
diefe Anftalten ver ftantsbürgerlichen, und es wird uns daher auch nicht 
wundern, daß fie, vorber kaum in Andeutungen vorhanden, erft in 
unferem Jahrhundert zur rechten Blüthe fommen, und in ihrer Ent 
widlung noch keineswegs fertig, ebenfo wenig in allen Staaten gleich⸗ 
artig find, Es find weder alle einzelnen Arten dieſer Anftalten aus: 
gebildet, noch haben fie allentbalben die gleiche Aufgabe, noch auch das 
gleiche Öffentliche Recht. Hier_find wir auch in Deutichland noch jo fehr 
im Werben, daß kaum noch einmal eine Geſchichte dieſer Beivegung 
mit vechtem Erfolg gefchrieben werben kann und daß fich die Behandlung 
noch einige Zeit ziemlich fixenge auf der Bafis der allgemeinen Unter 
ſcheidung von Realismus und Humanismus balten muß. Wohl aber 
ift es ganz nothwendig, fchon jet aus der Natur jener Entwicklung hin« 
aus ein feites Syftem aufzuftellen, das man al® Grundlage für das 
öffentlihe Recht für die Beitimmung der nächſten Aufgabe des Staats, 
und enbli für die ftatiftifche Vergleichung deflen gebrauchen fan, was 
bier bisher geſchehen ift. 

Legt man nämlich die obige Unterfcheidung zum Grunde zwiſchen 
dem höheren polizeilihen und dem vollsmirtbichaftlichen Gefichtspunfte, 
das die Bertwaltung bei ver Herftellung vieler Anftalten bietet, fo erſcheint 
folgendes Bild. 

Diejenigen wirtbichaftlichen Fachbildungsanſtalten, welche das Maß 
der Fachbildung fichern follen, ohne welches die allgemeinen Intereſſen 
bei Betrieb getwiffer Unternehmungen gefährvet erfcheint, und bei benen 
die vollswirtbichaftliche Fortentwicklung erft in zweiter Reihe ftebt, find: 
die Schifffahrtsſchulen, die Baufchulen, die Forſtſchulen, bie 
Bergbauſchulen. 

Diejenigen dagegen, bei denen die allgemeine Entwicklung des wirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens Aufgabe und Ziel der Anſtalt iſt, find die poly⸗ 
techniſchen Anftalten, die Landwirthſchaftsſchulen und die ge 
werbliden Kunftihulen. 

Natürlich) find diefe Schulen oder Bildungsanftalten nicht auf allen 
Punkten fcharf zu fcheiben; es ift ferner klar, daß bie eigentlichen Ge- 
werbefchulen bis zu einem gewiſſen Grabe auch dahin gehören; allein 
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jene bilden dennoch ein Syftem für ſich, weil fie felbft als Theil eines 
größeren Syſtems erfcheinen; und bas findet num, wie wir gleich feben 
werden, feinen Ausdruck in dem Verhältniß derfelben einerfeits zum 
Staate felbft, andererjeitö zu dem Syſtem der Borbildungsanftalten, 
das eben durch fie erft feinen Abfchluß empfangen könnte. 

Neben diefem Syſtem von Anftalten trat nun allmählig das Be 
bürfniß auf, auch für diejenigen vollswirthichaftlichen Gebiete, die Durch 
jene nicht umfaßt waren, eine fuftematifche Fachbildung berzuftellen. Hier 
aber konnte die Verwaltung nicht meiter eingreifen, meil hier die Gränze 
begann, an ber das Einzelinterefje für die Bildung das Entfcheidende 
wird. Sie mußte daher das übrige Gebiet der freien Selbftthätigleit 
des Volkes überlaflen. Dieß Gebiet nun, deſſen Charakter darin be 
fteht, daß in ihm die individuelle Tüchtigfeit und Kraft zuerft und zu 
legt das Mafgebende wird und das deßhalb die Fähigkeit befigt, die 
befte Fachbildung durch fich felbft zu bieten, ift der Verkehr. 
Das letztere ijt fein eigentbümliches Wejen, feine hohe Bedeutung für 
bie Entwidlung der Böller, aber auch feine Gefahr. Den Verkehr, 
die durch freien Vertrag vom Einzelnen zum Einzelnen übergehende Bes 
wegung ber Güter, kann und fol Fein Gegenftand der unmittelbaren 
Thätigleit des Staats fein; die Errihtung von Produltions-Bil- 
dungsanftalten fällt ihm zum Theil, die von Verkehrsſchulen 
gar nicht anheim. Wir nennen diefe Verkehrsfchulen mit ihrem gewöhn⸗ 
lihen Namen Handelsichulen. Handelsſchulen find daher ihrem 
Weſen nad) Sache des Vereinsweſens, oder der Privatunternehmung. 
Für fie kann es, wegen ihres an ſich unbegränzten Gebietes, Tein öffent⸗ 
liches Recht geben, die Verwaltung muß fie den Einzelnen überlaffen. 
Dennoch find fie unzweifelhaft ein felbftändiges, drittes Organ bes 
wirthichaftlichen Fachbildungsweſens und das Bild des lehteren ift ohne 
fie fein vollftändiges zu nennen. 

— Dieb nun find die Elemente des Syſtems der wirtbfchaftlichen 
Fachbildungsanſtalten. Es ift auf den erften Blid Mar, daß es den 
Charakter der Bereinzelung bat, und daß andererſeits eine für bad 
Ganze enticheivende Frage darin befteht, in welchem Verhältniß bie 
felben zum allgemeinen Bildungsweſen und feiner öffentlichen Rechte 
ſtehen ſollte. Dieß zu unterfuchen und zu beitimmen, ift nicht Sache 
der wirtbichaftlichen Methovologie, fondern der Verwaltungslehre über: 
baupt; der deutichen aber im Befondern, weil bier wieder Deutichland 
das Mufter und der Lehrer aller andern Völker zu fein berufen ift. 
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Es ift, wie ſchon oben erwähnt, noch ſehr ſchwer, eine Geichichte 
des wirthſchaftlichen Fachbildungsweſens zu jchreiben, da es fait auf 
allen Punkten noch in der Entwicklung begriffen iſt. Bisher hat ſich 
eigentlich gar fein Zweig der Literatur um daſſelbe ala Ganzes gelüm- 
mert und zwar weder die Staats» oder Polizeiwiſſenſchaft, die doc 
auf das Staatsſchulweſen Rüdficht nahm, noch ſelbſt die pädagogische, 
fonft fo reiche Literatur, die bisher in den Vorbildungsſchulen fteden 
geblieben ift, wie felbft die fonft jo gründlichen Aufläge in Schmids 
Encyklopädie. Feſt ſteht jedoch wohl das eine, daß man bie obigen 
Epochen auch in der Literatur unterfcheiven kann. Wan darf jagen, 
daß bie erfte Epoche die cameraliftifche, die zweite bie poly tech⸗ 
niſche if. Wir meinen nun unter der erftern nicht diejenige, welche 
überhaupt die Staatöwiflenfchaften in ber Form der Cameralwiſſen 
ſchaften verftand und lehrte und die namentlih Baumftarf, Same 
raliftifche Encyllopäbie 1835. ©. 31 —38 für die letzte Hälfte des vorigen 
Sahrhunderts ziemlich vollſtändig anführt, fondern diejenige, welche bie 
eameraliftiiche Bildung und die Herftellung darauf gerichteter Anftalten 
als Aufgabe der Berivaltung fordert. Den Anftoß dazu. gab allerdings 
die Aufnahme der cameraliftiichen Studien an den Univerfitäten; fchon 
1730 die exfte cameraliftiiche Profeffur in Rinteln, 1742 in Leipzig, 
1741 in Upfale. Dann ericheinen diefe Profefiuren an den hohen 
Schulen, welche die Univerfität vertreten, 1745 am Sarolinum in Braun. 
ſchweig, 1752 am Therefianum in Wien, 1774 eine „Cameralſchule“ 
in Kaiſerslautern, 1782 eine ökonomiſche Sektion an ber Stuttgarter 
Afademie, 1789 ein cameraliftiiches Snftitut in Marburg. Seit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts aber treten diejelben Beftrebungen nun 
auch an ben Iniverfitäten auf, 1755 in Göttingen, 1742 in Leipzig, 
1770 in Jena, 1784 in Mainz; von da an faft auf allen Univerfitäten. 
Allein bier erfaßte die höhere Bewegung der Staatslehre dieſe Bro: 
feffuren und machte aus ihnen Lebrftühle der Staatswiſſenſchaften; nur 
Tübingen bebielt feine cameraliftifche Richtung felbftändig (Baumitarf 
8. 28). Das Element der mirtbichaftlihen Fachbildung verſchwindet 
damit und löst ſich in ganz allgemeine, rein theoretifche VBorlefungen 
auf, die gleichmäßig für Juriften und Fachmänner gelten follen. Das 
war ein Yortichritt für die Univerfitäten, aber fonnte freilich dem Fache 
nicht genügen. Daher begann jet bie zweite Bewegung, welche dieſe 
Yachbildung zwar felbftänvig herftellte, aber eben in lauter einzelnen, 
ohne inneren Zufammenbang daftehenden Schulen. Eine Ueberſicht diejer 
Entwicklung fehlt uns noch gänzlih; auch bat fie bisher wohl darum 
niemand gejucht, weil die Verbindung ihrer Funktion mit dem Ganzen 
nicht Herausgefühlt ward. Erſt die. polytehnifche Bildung und 


Literatur begründet bier eine neue, für den deutſchen Geiſt höchſt be 
zeichnende Epoche. Die polytechnifche Schule in Paris warb zwar von 
Dielen damals wie jet für etwas ganz anderes gehalten, als was fie 
wirklich ift, ein fehr untergeordnetes Glied im franzöfiichen Bildungs⸗ 
fuftem; aber die techniſche Bildung felbft warb feit dem ziveiten 
Sabrzehent in Deutſchland mit jevem Jahre nothivendiger, weil Deutich- 
land begann, den großen induftriellen Kampf mit England dur An⸗ 
lage von Mafchinen und durch Schöpfung einer eigenen Induſtrie aufs 
zunehmen. Bon jebt an erfchien diefe technifche Bildung als eine Volls- 
angelegenbeit, der die junge Induſirie die Hand reichte. Sie ſchloß fich 
dabei an das Entitehen ber Realſchule an und fo entftand das, was. 
die gegenwärtige Auffafiung noch mehr charakterifirt als die damalige, 
die Borftellung, daß bie techniſche Fachbildung die eigentliche Höhe ber 
Fachbildung enthalte, neben der alle andern von fehr geringer Bedeu⸗ 
tung feien. Den literariſchen Anftoß dafür gab Dingler in feiner 
Shrift: „Nothwendigkeit der Gründung einer polytechnifchen Alabemie. 
Augsburg 1821." Dann Hermann mit feiner Arbeit: „Ueber poly: 
technische Inſtitute 1826“ und ſpäter Nebenius: „Ueber technifche Lehre 
anftalten 1833,“ nebft einer Reihe anderer folgten. Alle übrigen Fach⸗ 
ſchulen wurden daneben vernadläffigt; die Literatur ließ fie ganz bei 
Seite, fo daß felbft Baumſtark tro feines Fleißes keinen Anlaß 
findet, auf fie einzugeben und felbft die Territorialgefegkunde fie kaum 
berühren, wovon wieder nur Mohl, Württembergiiches Verwaltungs⸗ 
recht 11. $. 214 eine rühmliche Ausnahme madt. Die Beichäftigung 
mit den polytechnifchen Anftalten batte dagegen den michtigen, wenn 
auch nur langfam eintretenden Erfolg, die wirthſchaftliche Fachbildung 
überhaupt in ihrer hoben und allgemeinen Bebeutung dem Volle zum 
Bewußtſein zu bringen. Sie ift als der Keim anzufehen, von bem dad 
eigentlich foftematifche und einheitliche Element derfelben ausgeht. € 

darf dabei nicht verfannt werben, daß die Statiftif bier viel geleiftet 
bat und auch ihrerjeit3 an der einheitlichen Auffaſſung reblich mit 
genrbeitet hat. Die Staatswifienichaft dagegen hat fi weder im Ge 
biete des Staatsrechts noch in dem der Polizeiwiſſenſchaft ver Yrage 
angenommen. Cine ſyſtematiſche Behandlung exiftirt nicht. 


IIL Dee afentliche Net und die Organiſation des wirthſchaftlichen Fach⸗ 
bilbungsſyſtems. 
(Herſtellung der Anſtalten, Lehrſyſtem, Prüfungsweſen.) 


Das öffentliche Recht dieſer Anftalten entſteht nun, indem man 
ſich jene Anftalten als naturgemãße Glieder des geſammten Bildungs⸗ 


a 


organismus, geforbert von ber Ratur der Sache und erzeugt durch 
das Bedüurfniß der ftantöbürgerlichen Bollöwirtbichaftsorbnung denkt, 
und fid nun die Trage ftellt, ob und was die Verwaltung theils im 
Wege der materiellen Hülfe, theild im Wege ber Gefehgebung für bie 
Herftelung und Benägung zu thun babe. Die Gefammtheit der 
darauf bezüglichen Beitimmungen ift es, welche jenes öffentliche Recht 
derſelben bilbet. 

Indem wir nun vorausienden, baf eine genauere Entwicklung des⸗ 
felben Sache eigener und eingebenber Arbeiten fen muß, muß ben: 
noch ‚die Vervaltungslehre zu einem beftimmien Nefultat über die we 
jentlichen Grundlagen dieſes Rechts gelangen. Wir betonen biefelben 
aber um jo mebr, als fie bisher unferes Wiſſens noch gar nicht Gegen: 
ſtand von allgemeinen Unterſuchungen geiworben find, fondern die Ber 
mwaltungen vielmehr von Fall zu Fall nah Maßgabe der Verhältnifie 
entichieden haben, mas für bie ganze Drbnung dieſes Rechtsgebietes 
entjcheivend geworben ift. 

Die Bunte auf denen das legtere beruht, find bie Pflicht zur 
materiellen Herftellung folder Anftalten und ihrer Bedingungen, das 
Bildungs⸗ oder Lehrſyſtem berfelben, und endlich das Recht ver be 
ftandenen Prüfung. 

1) Das Rechtsverhältniß der Herftellung oder Unterſtützung ift 
einfach. Alle Verkehrs: ober Handelsſchulen find principiell Bereins- 
oder Privatunternehmungen , und beruhen auf örtlichen Bebürfnifien 
und Berhältnifien. Sie find Sache des Einzelnen, und darum frei, 
wie der Gegenfland, mit dem fie zu thun haben. Sie können eine 
Staatsanftalten fein; in Folge deſſen hat aud die Verwaltung weder 
das Recht, ihre Drganifation borzufchreiben, noch an die von ihnen 
aufgeftellten Lehrkurſe ober Lehrer andere beftimmte Forderungen zu 
ftelen, als die, melde in allgemeinen polizeilichen Vorjchriften liegen. 
Dagegen ift natürlich eine Unterftühung nicht ausgeichloffen, und es 
bleibt in ſolchem Yalle der Verwaltung frei, diejenigen Bebingungen 
zu ftellen, welche fie für angemeflen hält; daſſelbe gilt, mo ein Selbit- 
verwaltungslörper eine Unterftükung gewährt. 

Dagegen müflen die oben genannten Produktions⸗Fachbildungs⸗ 
anftalten ald nothwendige Glieder des Öffentlichen Bildungsweſens 
anerkannt, und daher auch vom Staate bergeftellt werben. Sie find 
daher grundfäglich Staatsanftalten, ihre Drganifation ift ein Öffent- 
liches Hecht, ihre Lehrer find Beamtete bes Staats, und die Fragen, 
die fih an ihre formale Drganifirung anfnüpfen, ericheinen als Fragen 
des Rechts bes öffentlichen Bildungsweſens. 

Zunähft treten damit diefe Fachanſtalten in biefelbe Reihe mit 
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den Öffentlichen Vorbilbungsanftalten. Allen vermöge ihres Übjelts 
haben fie dennoch einen anbern Charakter. Sie Tönnen nicht für jeden 
Drt bergeftellt werden; die Verwaltung kann nicht forbern, baß wie 
bei den Stantsichulen, jede größere Gemeinde ſolche Anſtalten errichte. 
Sie müflen daher im engeren Sinne des Wortes Staats⸗ oder Reich 
anftalten fein; der Staat muß ihre Koften tragen, und muß baber 
auch ihre Verwaltung leiten. Allein anderfeit3 find fie doch zugleich 
wiflenichaftliche Lehranftalten. Sie follen daher an der großen Er: 
rungenfchaft Theil nehmen, welche die Univerfitäten aus der ftändifchen 
Epoche uns erhalten haben, der Selbftverwaltung ihrer geiftigen, 
wifienfchaftlihen Funktion durch Die eigenen Lehrkoͤrper. In ber 
That treten fie erft damit in den Rang ber höchſten Fachbildungs⸗ 
anftalten ein, und der Hauptbeweis bes richtigen Berftänbnifjes ihrer 
Aufgabe von Seiten der Regierungen Deutichlands befteht eben in ber 
Webertragung dieſes großen Princips bes Univerfitätslebens auf jene 
wirthichaftlihen Fachbildungsanſtalten. 

2) Die Yragen bed Lehrſyſtems berfelben find nicht. minder bes 
deutfam. Wir haben drei Hauptpunkte für diefelben zu betveifen. 

Der erfte Punkt betrifft das Berhältnig vom Syſteme der Vor 
bildungsanftalten und zwar einmal melde Art, und dann welche 
Klaffe derfelben als genügende Vorbereitung angefehen erben joll. 
Die Antwort ift nach ber Natur der Sache einfah. Das ganze Sh⸗ 
ſtem der Fortbildungsſchulen ift nicht fähig, als Vorbildung für die 
Fachbildung zu gelten; nur die Realihulen und die Realgymnafien 
fönnen das Recht zum Eintritt in die Ießtere geben. Dabei darf man 
als unzweifelhaft annehmen, daß die Abfolvirung der höchften Klaſſen 
der letzteren für die brei Iehteren Arten der Yachbildungsichulen ge 
forbert werden muß, während bie erften Arten ſich mit der Abſol⸗ 
virung der untern Klaſſen (Unterrealichule als höhere Bürgerichule) 
begnügen fönnen. Das Eintreten muß im einzelnen Falle beftimmt 
werden. Auf diefe Weile fchließt fich hier das Syſtem der Fachbildung 
äußerlich formell ab, und gerade in biefem Sinne find die Realichulen 
Borbildungsanftalten, während fie für alle diejenigen, bie nicht in 
ſolche Fahbildungsanftalten eintraten, den Abſchluß der Bildung dar 
bieten. Das bebarf keiner weitern Darlegung. 

- Der zweite Punkt betrifft den Lehrplan. Der Lehrplan ift 
auch bier, mie bei ber gelehrten Bildung, nicht mehr Angelegenheit 
des fubjeltiven Ermeflend, denn das zu Lernende enthält die theore: 
tiſchen Bedingungen einer öffentlichen Funktion, und bie Vertvaltung 
bat baher mit der Pflicht zugleich das Recht, maßgebenben Einfluß 
auf die Gegenflänbe und ben Bang der Lehre zu nehmen — ein Recht, 
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das biefelbe auch in vollem Maße auszuüben pflegt, denn die Lehw 
furfe find allentbalben ftreng geſetzlich vorgeichrieben. Für diefen 
Plan nun müflen zwei Geſichtspunkte maßgebend werben, und es ift 
von enticheibender Bebeutung, daß Pädagogik und Berwaltungsredht 
gleich ſehr auf fie Rüdfiht nehmen. 

Der erfte ift einfach der Grundſatz, daß jede dieſer Fachichulen 
vermöge ihrer fpeciellen Aufgabe natürlich auch ihren fpeciellen, 
unter Mitwirkung der Lehrer geordneten Stubienplan auffielle. Der 
zweite dagegen enthält bie Forderung, daß dieſe Fachbildungen zugleich 
die allgemeine Bilbung enthalten und darbieten, unb fomit die Er 
weiterung des geiftigen Geſichtskreiſes mit den Tpeciellen Kenntniflen 
zugleich gewinnen follen. Daß beide Aufgaben nothiwendig find, if 
fein Zweifel. Die erfte beveutet das Verbältniß diefer Yachbildung 
zur Prarxis, die zweite das zur Wiſſenſchaft. Das, morauf e8 ans 
fommt, ift daher die Beſtimmung des Berbältnifies, in welchem beibe 
zu einander ftehen follen. Diefe Beftimmung aber ift Sache ber 
Verwaltungslehre. 

Dafür insbeſondre gibt es nun zwei Syſteme. Das erfte und 
alfgemeinfte befteht darin, in jeder einzelnen Fachbildungsanftalt die 
allgemein wiſſenſchaftliche Bildung mit der Specialbilbung, jo weit bie 
Berhältnifle es zulaffen, zu verbinden. Das zweite enthält die uns 
Hare und gänzlich unausführbare Vorftellung von einer höchſten wirth⸗ 
ſchaftlichen Bilbungsanftalt, welche den andern einzelnen Anjtalten 
gegenüber gleihfam die Stellung der Univerfität zu vertreten habe, 
und neben ber die übrigen Anftalten daher ala untergeorbnete Glieder 
ſtehen follen. Das diefer letztern Vorftellung zum Grunde liegende, 
unverarbeitete Gefühl ift das, daB das ganze wirthſchaftliche Bil: 
dungsweſen nur feinem Inhalt nad zivar von dem gelehrten wefent- 
Lich verfchiebenes, aber dennoch feiner wifienichaftlichen Bedeutung nad) 
gleichberechtigted Syſtem enthalte, und baber in bdenfelben Formen, 
aber äußerlich beftimmt getrennt, als ein großer Bildungsorganismus 
fih binzuftellen beftimmt fe. Seinen pofitiven Ausbrud hat biejes 
Gefühl in dem Satze gefunden, daß die polytechniſchen Anftalten 
diefe volfstwirthichaftlichen ober techniſchen Univerfitäten ſeien, ober 
dazu ausgebildet werben müflen, ohne daß man bisher zugleich im Stande 
geivefen wäre, fidh babei über das Verhältniß der übrigen Fachbildungs⸗ 
— zu einem ſolchen polytechniſchen Inſtitut Rechenſchaft ab⸗ 

gen. 

Es iſt auf den erſten Blick klar, daß dieß theoretiſch eine voll⸗ 
kommen falſche und praktiſch unausführbare Vorſtellung iſt. Ihre 
formale Conſequenz waͤre offenbar, daß nicht eben bloß Technik und 
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Raturwifienichaft, ſondern auch Lanbbau, Forſtweſen, Schifffahrt, und 
geiverblihe Kunſt gleichem als Fakultäten in die polytechniichen 
Schulen aufgenommen werben müßten, was ſchon an und für fidh, 
ſelbſt äußerlich, unthunlich iſt. Die polytechnifche Univerfität ift ſchon 
deßhalb nicht darzuftellen. Allein der Widerſpruch ift ein viel tieferer, 
twirklicherer. Die Vorausfeßung jeder Univerfität, das, was fie eigent- 
lich zur Univerfität macht, befteht darin, daß das alle Fakultäten 
Umfchließende und Vereinende wieder eine felbftändige Fakultät (die 
philofophifche) iſt, welche bie geiftige Einheit des Verſchiedenen zu 
einer jelbftändigen Aufgabe der Bildung madt. Nun aber ift es Far, 
dab bie Technik, die Lehre von den mechaniſch oder chemilch wirkenden 
Kräften der Natur, dieſe Einheit nicht bietet, fo wenig als bie bloße 
Nationalökonomie oder die Statüti. Das was die technifchen ober 
polgtechnifchen Schulen lehren, iſt felbft nichts als Theil des Ganzen; 
fie find in der That nur die Fachbildungsanftalten für Baus und 
Maſchinenweſen, und ftehen fomit einfah neben ben übrigen Fadı- 
fchulen. Der Verſuch, dur einfache äußerlihe Hinzufügung aller 
höheren, auf die wirtbfchaftlihe Bildung bezüglidden Fächer zu ber 
techniſchen Fachbildung dem Polytechnikum die Funktion der Univer⸗ 
fität beizulegen, muß daher ſtets mißlingen, ſchon phyſiſch deßhalb, 
weil die ſpecielle techniſche Bildung doch die Anſprüche, die ſie an die 
Zeit der Schüler macht, entweder die allgemeinen Fächer erdrückt, oder 
von dieſen erdrückt wird. Der entſchiedenſte Verſuch, jenen Gedanken 
zu verwirklichen, hat die Wiener polytechniſche Anſtalt in ihrer 
neuen Organiſation gemacht, und dieſer Verſuch muß nach dieſer Rich⸗ 
tung als ein vollkommen mißlungener angeſehen werden, da die Theil⸗ 
nahme an den rein techniſchen Gebieten die Betheiligung ſelbſt an der 
allgemeinen vollswirthſchaftlichen Bildung, namentlich Nationalslo⸗ 
nomie und Statiſtik, zu einer bloßen Form machen muß. Man muß 
daher principiell davon ausgehen, daß jede jener Fachſchulen ihr ſpe⸗ 
cielles Gebiet hat; und daß es nicht ihre Beſtimmung iſt, das Als 
gemeine biejes Gebietes zu erfchöpfen, fonbern vielmehr nur die Am 
wendung derjelben auf das wirtbichaftliche Leben und feine großen 
Unternehmungen zu lehren. Die übrigen Fachbildungsanftalten be 
zeichnen fchon durch ihren Namen, mas in biefem Sinne ihr Gegen 
ftand iſt. Die polgtechnifche Schule, auf ihr organifches Maß zurück 
geführt, ift bie Lehre von der Anwendung ber natürlichen Kräfte in 
zwei ganz beftimmten Gebieten, der Baukunde und der Mafchinenkunbe. 
Alles andere liegt außerhalb ihres Kreifes, und muß in der unnatür 
lichen Verbindung mit biefen befchränkten Specialfächern eben fo zu 
Grunde gehen, als wenn man eine mebicinifche Falultät mit einer 
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philofopbifchen verbinden, und Vorträge und Studien beider für alle 
Hörer obligatorifh machen wollte. Der großartig, aber einfeitig an- 
gelegte Verſuch des Wiener Polytechnikums iſt daher von großem In⸗ 
terefle, Tann aber nur als ein Beweis für die Unmöglichkeit angefehen 
werden, auf diefem Wege bad Ziel zu erreichen. Es ift vielmehr auch 
theoretiſch der ohnehin praktiſch nicht abzumeifende Sat als maßgebend 
anzufehen, daß die allgemeine wirthſchaftliche Bildung in die ein- 
zelne Fachbildungsſchule aufgenommen, und hier fo weit khunlich dar⸗ 
geboten werden muß, und baß ber Lehrplan viefer Anftalten ſpeciell 
für jede einzelne aufzuftellen ift, was aud in der That allent- 
halben mit gutem Rechte geichieht. 

Allerdings aber bleibt dabei die keineswegs unbebeutfame Frage 
übrig, ob denn nun das verhältnigmäßig wenige, was die leßteren für 
die allgemein mwirtbichaftliche Bildung bieten Tonnen, für das geſammte 
wirtbichaftliche Bildungsweſen zu genügen babe? Es ift das große 
Berdienft der polptechnifchen Inſtitute, diefe Frage ernitlich angeregt 
zu haben. Offenbar wird fie es fein, welche, indem fie alle jene 
Sperialanftalten wieder als ein Ganzes zufammen faflen lehrt, bie 
Idee der höheren wiflenfchaftlihen Einheit in derſelben lebendig erhält. 
Sn ihr befteht die gegenwärtige wirthichaftliche Berufsbildungsfrage; 
nur von ihr kann von dem fünftigen wirthichaftlichen höheren Berufs: 
bildungsfgftem im Unterrichtöivefen die Rede fein. 

Um fie nun zu beantworten, muß basjenige Gebiet beftimmt 
werben, das einerfeitö jene Einheit aller diefer Specialfächer unzweifel⸗ 
baft umfaßt, und andrerfeits für alle gleich praftifch verwendbar und 
wichtig if. Das nun ift weder Philojophie noch Gefchichte, weder 
Rationaldlonomie noch Statiftit, fondern das ift die Lehre vom öffent: 
lichen Recht in ihrer Anmwenbung auf den wirtbfchaftlichen, öffentlichen 
Beruf, oder die Berwaltungslehre und das Berwaltungsredt. 
Die erftere zeigt jede wirthichaftliche Berufsbildung in ihrer öffentlichen 
Bedeutung, in ihrem Eingreifen in das Gefammtleben, in ihrer orga- 
niſchen Stellung zur Geſammtheit; bie zweite zeigt, wie fie in biefer 
Stellung durch den Willen diefer Geſammtheit, durch Geſetz und Ber: 
orbnung, theild in Polizei⸗, theils in VBollswirthichaftspflege vom 
Staate beftimmt wird. Die Verwaltungslehre ift daher in der That 
das wiſſenſchaftliche Bewußtſein des Staats von feiner Volkswirth⸗ 
ſchaftspflege, das Verwaltungsrecht die Formulirung ſeiner Thätigkeit 
für bie leztere. Beide find es, in denen alles das, was jene An⸗ 
ftalten lehren, als Theil und Moment eines größern Ganzen erfcheint, 
beibe bieten biejenigen Beziehungen dar, in welchen jene Fachbildungen 
und Fächer mit dem Bffentlihen Leben in Berührung ftehen; beide 
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geben baber dasjenige, was jene gemeinfam umfaßt, und. hoch felbft 
nur wieder als Theil eines größern Ganzen ericheint. In ihnen 
liegt daher die Löfung bes Problems, welches mit der wirtbichaftlichen 
Fachbildung gefommen if. Die Berwaltungslehre und das Verwal: 
tungsrecht bilden das für die legtere, was Philoſophie und Geſchichte 
für die Fakultäten find; der Uebergang zu der Gemeinſchaft mit den 
Studien der juriftiichen Fakultät wird dann in Rationalöfonomie und 
Statiftil gegeben, und erſt auf dieſer Bafis darf man von einem or⸗ 
ganifhen Syſtem ber wirtbfchaftlihen Yachbildung reden. 

Zunächſt als formelle Frage erjcheint die, ob die Fachbildung für 
Verwaltungslehre und Recht ein Theil der Univerfität, oder ein Theil 
der wirtbfchaftlichen, fpeciell der technifchen Anftalten bilden fol. In 
der That aber Tann die Sache kaum zweifelhaft ericheinen. Die natür- 
lihe Stellung ift die Anlehnung an die Univerfität, und zivar als ein 
innerhalb der juriftifchftantswiflenfchaftlihen Fakultät beftehendes 
Glied der letzteren. Abgefehen von allen wiflenichaftliden und dogs 
matifchen Gründen ſprechen dafür auch praltifche Gründe in entfchei- 
dender Weife. Wir betreten damit das lebte Gebiet der öffentlichen 
Lehrordnungsfrage der wirtbichaftlichen Fachbildung. 

Durch das Auftreten der letzteren nämlich ift das weite und un- 
beftimmte Gebiet der Cameralien eigentlich verſchwunden und ihre 
Fächer find gewiſſermaßen heimathslos geivorden. Dennoch iſt e Fein 
Zweifel, daß die Verwaltung, während fie für gewifle Gebiete mit der 
allgemein ftantswiffenfchaftliden Bildung des Juriſten ſich genügen 
fann, für andere eine fpecielle Fachbildung wünſchen muß, der bie 
Breite einer wiſſenſchaftlichen Baſis fehlt, die aber dennoch innerhalb 
ihres Kreiſes ihre theoretifhe Grundlage fordert (4. B. Zoll:, Poſt⸗, 
Eifenbahn:, Steuerverwaltung 2c.). Für dieſe Berufe ift mit der neuen 
Drdnung die organische Fachbildung verſchwunden, und es ift ber 
Widerſpruch entftanden, daß der Staat zwar ein Prüfungs-, nicht aber 
ein Bildungsfyften für biefelben beſitzt. So lange nun die Verwaltung 
felbft noch eine mechanische war, konnte das genügen. Allein das Auf 
treten ber Vollvertretungen und der Publiciſtik macht es ſchon jekt 
unmöglich, eine wiflenfchaftliche Bilbung durch diefe mechanifche Routine 
zu erjeßen. Die Verwaltung muß baber über kurz oder lang dazu ſchrei⸗ 
ten auch für diefe, neben ber ftreng vollswirtbichaftlihen Fachbildung 
ftehende flaatswirtbfchaftliche Bildung Lehrorgane und einen Lehrplan 
aufzuftellen, der wiederum auch bier in dem Bufammenbange mit 
dem Ganzen fein rechtes lebendiges Element empfangen fol. Da 
nun Tann wiederum nur geſchehen, indem dieſe Zehrgegenftände als 
das aufgefaßt und aufgeftellt werben, was fie find, als Theile der 
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Berwaltungslehre und ihres Rechts. Die Cameralia haben den Ruhm, 
das wiſſenſchaftliche Element auch für dieſe Gebiete feftgehalten zu 
haben; die Berwaltungslehre hat die Aufgabe, daſſelbe zu einem organi- 
ſchen Ganzen foftematiich zu entwideln. 

Auf diefe Weile berubt nun das Syſtem bes Lehrplanes für bie 
(volle: und ſtaats⸗) wirthichaftliche Fachbildung auf dem Princip, daß 
jede Yachbilbungsanftalt ihren eigenen Lehrplan habe, daß aber bie 
höchſte mifienjchaftliche Einheit nicht etwa in einem Polytechnikum, 
fondern in ber Verwaltungslehre an ben Univerfitäten liegen muß, die 
dann freilich wieder vermöge ihres vielartigen Stoffes einen eigenen 
Lehrplan fordert, deſſen Bafis übrigens einfach iſt. Derfelbe muß 
aus Einem Jahrgang, und kann aus zweien beftehen. Er enthält 
Borlefungen über den allgemeinen Theil, beitehend aus Rationalölonomie, 
Statiftil und den Inftitutionen der Verwaltungslehre; es ift gar nichts 
dagegen einzuwenden, daß die leßteren im zmeiten Semelter gehört 
werben. Der bejondere Theil enthält das pofitine Verwaltungsrecht 
der einzelnen Fächer (3. B. Bergrecht, Baurecht, Mafchinenpolizet, 
Waſſerrecht, Gewerberecht, Yorftrecht, geiftiges Eigenthumsrecht, Land⸗ 
wirtbfchaftsreht etwa mit Gefindereht, daneben die Elemente bes 
Wechſelrechts, des Grundbuchsrechts, des Wegerechts, bes Poſtweſens, 
Zollweſens, Munzweſens u. ſ. w.) in der Weiſe, daß jeder wirthſchaft⸗ 
liche Fachmann ſein Verwaltungsrecht höre. Die Specialität gerade 
dieſer Fächer iſt von hoher Wichtigkeit; ihren praktiſchen Werth wird 
niemand beſtreiten; da jeder nur Ein, höchſtens zwei von dieſen (kleinen) 
Collegien hören wird, fo bleibt die Zeit durch Betheiligung an den all⸗ 
gemeinen Univerfitätscollegien ben Blid zu erweitern; der Werth diefer 
inneren Verbindung mit den lettern ift nicht zweifelhaft; und jo wird 
gerade auf dieſe Weife dasjenige auch äußerlich hergeftellt, was in ber 
höheren Natur der Sache liegt, das Aufftellen einer formalen Einheit 
des Bildungsweſens, welche die innere geiftige Einheit zum geltenden 
Ausdruck bringt. Die Ausführung des Einzelnen gehört nicht hierher. 
Gewiß ift aber, daß nur dadurch aud in das britte Gebiet endgültige 
Klarheit gebracht werben kann, bie Stubienpflicht und das Prüfungsweſen. 

Was nun diefe beiden Punkte betrifft, fo ift es allerdings Far, daß 
von einer durchgreifenden Aufftellung berfelben wie bei der gelehrten Fach⸗ 
bildung feine Rede fein kann; dem wiberfpricht die Freibeit bes wirthſchaft⸗ 
lichen Berufes. Wo aber diefer Beruf eine öffentliche, felbftändige, wirth⸗ 
ſchaftliche Funktion enthält (Schiffer, Yorftleute, Bergmänner, Bauleute, 
Maſchinenbauer), da hat die Verwaltung das Recht und die Aufgabe, ein . 
Minimum ber Berufsbildung zu fordern, als Sicherung des Geſammtinter⸗ 
efies, das fich der Benſthung biefer beftimmten Perfonen nicht entziehen 
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kann. Das Mittel dafür ift zunächft ein Prüfungsweſen. Aus demfelben 
erzeugt ſich von ſelbſt ein geſetzlicher Studienplan, mit der Pflicht der 
Schüler, fi) nach demfelben zu verhalten. Der Regel nad) ift derfelbe 
fehr minutidös und ftrenge gehalten und barauf berechnet, die Selbft- 
thätigleit der Lernenden durch Arbeiten in und für die Anftalt faft ganz 
zu erjegen. Das ift ein Mangel. Der Begriff der Lernfreibeit eriftirt 
noch gar nicht für biefe wirtbichaftliche Fachbildung; aber er wird auch 
fommen. Und für fie wie für die gelehrte Bildung fprechen wir den Sat 
aus, daß auch bier der Bilbungsproceß in zwei Elementen befteht, von 
denen keins das andere ganz abjorbiren darf, in dem Elemente des ob» 
jeftiven Lernens und dem ber ſubjektiven Selbitthätigfeit. Völlige Lern: 
freiheit unter Aufhebung jeder Vorſchrift ift eben fo falich als völlige 
Abforbirung der gefammten Lernfraft durch zu große Zahl von obligaten 
Fächern. Die Neigung wendet fich jetzt nach der lehtern Richtung zu. 
Der Gegenſatz wird fommen. In dem richtigen Maße für beide liegt 
das Wahre, weil e8 der Natur der beiden Faktoren entipricht. Die 
Fachmänner follen für jede Art ber Fachbildung dieß Maß finden. Die 
Verwaltungslehre hat an dem obigen Prineip feftzuhalten. 

Dem entiprechend Tann die Verwaltung ein Prüfungsiyftem als 
vehtlihe Bedingung ber Berufsausübung nur für diejenigen Fächer 
aufftellen, in benen aus volfswirtichaftlihen Rüdfichten jenes Mini: 
mum gefordert werden muß; nicht bloß für die Staatöbeamteten (Boll, 
Steuer, Grundbuch⸗, Poſt⸗, Forft, Bau: u. |. w.), ſondern auch für vein 
wirthſchaftliche Erwerbszweige (Civilbau, Mafchinenbau 20). Wo das 
gegen dieß nicht ver Fall ift, muß fie ftatt eines Rechts der beitan- 
denen Prüfung ein Recht auf Beſtehen der Prüfung und mithin 
auf Ertbeilung eine® Zeugniffes anerkennen, und die Lehrer ver 
pflichten, ein jolches zu ertheilen, e3 dem Einzelnen und dem Publikum 
überlafjend, dieſen Zeugnifien den ihnen geeignet fcheinenden Werth beizu⸗ 
legen. Daß fie einen ſolchen haben und behalten werben, mwirb mohl 
nicht in Frage fteben; nicht das letzte Element deſſelben beſteht in dem 
indireften Einfluß, den ein folcher Werth auf die Anftrengungen bed 
Lehrkörpers ausübt; denn diefer Werth ift die Öffentliche Ehre des letztern. 

Demgemäß nun dürfen wir zur Verdeutlichung diefer Säge viel: 
leicht auch bier ein Schema aufitellen. 

Wirthſchaftliche Fahbildung. 
A. Produktionsſchulen (etwa vierjähriger Curſus). 

Erſter Theil: Curſus der Special anſtalten. Vorbildung 
auf einer der beiden Vorbildungsanſtalten. Abgangszeugniß 
derſelben als Aufnahmszeugniß. Etwa dreijaͤhriger Curſus. 
Jede hat eigenen Lehrplan. Abgangsprüfung. 
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Zweiter Theil: Berwaltungsrehtlicher Curſus an 
der Univerfität. Aufnahme ohne Abgangsprüfung der 
Specialfachichule, auch gegen bloße Abgangsprüfung der 
Borbildungsanftalten. Ein- bis zweijähriger Curfus. Ohne 
Pflicht, aber mit dem Recht auf Abgangsprüfung. 

B. Handelsjähulen. Frei, mit freier Prüfung. Recht auf Theil: 
nahme an dem verwaltungsrechtlichen Curſus. 


Die nächſte Aufgabe der auf alle diefe Fragen bezüglichen Literatur 
wird wohl darin befteben, fi von dem gegenwärtigen Zuftande zu 
befreien, der, mie ſchon erwähnt, den ganz beftimmten Charakter hat, 
alle Fragen durch die Unterfuchung der polytechniichen zu beantiworten 
und mit der Organifation der letzteren dieß ganze Gebiet für definitiv 
erledigt zu halten. Es ift ein großer Mangel, daß die gefammte Fachbil⸗ 
dung der Landiwirthichaft, gewerblichen Kunft, Forit: und Bergwirthſchaft, 
und Schifffahrt fo gut als gar nicht exiftent betrachtet wird, wo es 
fih um die höchſte „reale“ Fachbildung handelt. Doc darf man den 
Technilern diefe große Einfeitigkeit nicht verargen, bie alle ihre Thätig⸗ 
Zeit in ber reinen Technik oder Polytechnif erfchöpfen. In der That 
fol man endlich die noch vielfach vorhandene Anficht befeitigen, als ob 
die höchſt untergeordnete franzöftfche Ecole polytechnique das Mufter 
der deutſchen polgtechnifchen Anftalten fei. Die letteren find vielmehr 
ein ächt deutfches Inſtitut, deſſen Weſen das Beitreben ift, vie höchſte 
und allgemeinfte wirtbfchaftlidhe Bildung fpeciell mit der technifchen zu 
verbinden, was ein entichievener Irrthum für die Ausführung, aber 
richtig für die Auffaffung tft. Selbft die neuelte, an Mittheilungen 
reihe Schrift von Koriftfa über die polgtechnifchen Snititute der 
verichiedenen Länder Europas hat in diefer Beziehung von dem alten 
Standpunkt fich nicht losmachen können. 

Was nun das gegebene Recht und die Geſetzgebung betrifft, 
fo ergibt fi) au8 dem Obigen der Grund, weßhalb es Feine Gleichheit 
und Gemeinschaft der letzteren gibt; nicht einmal in den einzelnen 
Staaten ift diefelbe in ein Ganzes zufammengefaßt. Da, wo fie noch 
am meiften foftematifch auftritt, wie in Bayern, beichäftigt fie fich 
doch wieder nur mit dem techniichen Element der Bildung. 

Sie hat vielleicht volles Recht, in diefer Beziehung auf die Aus» 
bildung eines jelbftändigen Lehramtes zu warten; denn hier wie immer 
wird fih Deutichland für fein Bildungsweſen dadurch auszeichnen, 
daß es feine Geſetze nadı dem Borgange der wiflenfchaftlidhen Behand: 
lung beftimmt. Bei diefer Verſchiedenheit ift nun auch eine mittelbare 
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Vergleichung der wirtbfchaftlichen Yachbildungsfuftene und Anftalten 
noch nicht thunlich. Es muß genügen, diejenigen Punkte hervorzuheben, 
welche den Charakter derjelben bilden. 

Diefer Charakter beruht zuerft auf dem Verhältniß zur mirtb- 
ſchaftlichen Vorbildung, namentlich dem Realſchulſyſtem; maßgebend ift 
die Entiheidung über die Yrage, ob ein Abgangszeugniß des letzteren 
für den Eintritt in die erfteren gefordert wird ober nicht. 

Das Berhältniß des wirthichaftlichen Fachbildungsſyſtemes zum ge- 
fammten Bildungsweſen ift in der fuftematifchen Aufftelung von Special⸗ 
fchulen einerſeits und für die höhere Bildung weſentlich in der Berück⸗ 
fihtigung der Staats wiſſenſchaften als Lehr: und Prüfungsgegen: 
ftand gegeben. 

Die Auffaffung des Bildungsproceſſes und feines Umfanges ift 
ausgebrüdt in dem Klaffeniyftem, welches das Lehrſyſtem in ſich 
aufnimmt und damit den Umfang der fpeciellen Fachbildung charakterifirt. 

Das Berhältniß derfelben zum öffentlichen Dienft und damit bie 
formelle und Öffentliche Anerfennung des Berufes ift gegeben durch das 
Prüfung sſyſtem und zwar weſentlich durch die Beitimmung, ob und 
wie weit die beitandene Prüfung das öffentlihe Recht zur Ausübung 
des Berufes gibt. 

Neben dem, in jenen Momenten gegebenen Syſtem der Staats 
anftalten ber wirtbichaftlihen Fachbildung find nun die Privatanftalten, 
die Verkehrs: oder Handelsſchulen, von nicht geringer Bebeutung. Sie 
find noch fehr örtlich, aber im Wefentlichen gleichartig. Das Erfte wäre 
hier, eine tüchtige und nach fperiellen Geſichtspunkten zu Werke gehende 
Statiftif derfelben aufzuitellen, wie Brachelli fie in feinen Staaten 
Europas begonnen hat. Erft dann dürfte eine ſyſtematiſche Behand- 
Jung des pofitiven Rechts mit Erfolg thunlich fein. Die Hauptdaten 
find vor der Hand folgende. 

Defterreid. Syſtem: 1) Polytechniſches Inſtitut (Drgan. 
Statut vom 17. DE. 1865. Allgemeine Abtheilung; vier Yachfchulen 
(Bau, Maſchinen, Chemie), Vorausſetzung: Realfchulprüfung oder 
Obergymnaſien. Jahreszeugniſſe; Abgangsprüfung mit Diplom; Lehrer: 
weſen dem Univerſitätsweſen nachgebildet. Staatswiſſenſchaften dabei 
nicht obligat und kein Gegenſtand der Prüfung (höhere Gewerbeſchulen 
fehlen dafür). (Techniſches) Johanneum in Graz. 2) Landwirth— 
ſchaftliche Lehranftalt. Eine in Ungarisch: Altenburg (Organ. vom 
31. Dit. 1850) mit zweijährtgem Curs. 3) Forftlehranftalt: eine in 
Mariabrunn (Organ. vom 27. April 1852). 4) Bergmwefen: Berg⸗ 
Alademie zu Chemnitz (Organ. vom 25. März 1851). Bergfhulen 
in Borbernberg (Organ. vom 21. Sept. 1848), Leoben und Przibram 
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(Organ. vom 6. Febr. 1849), 5) Schifffahrt: Nautifhe Eule 
in Trieſt Organ. vom 23. Yebr. 1851). 6) Handelsalapemie in 
Wien 1863. Handelsſchule in Reichenberg. 

Preußen. Syſtem: 1) Gewerbe⸗Inſtitut zu Berlin (Neue 
Organ. vom 23. Auguft 1860). Allgemeine technifche Abtheilung; drei 
Fächer (Mechanik, Chemie, Seefhiffsbau), Realſchule oder Obergym⸗ 
nofien. Ohne Lehrzivang; Abgangszeugniß obne Prüfung. 2) Bau: 
atademie (Neue Organ. von 1849 und 18. März 1855); bloß für 
Bauweſen; zweijähriger Curfus; ohne Prüfung; nur mit Dienftprüfung 
für den Staatsbienft. Damit verbunden die Bau: und Gewerbe 
fchule in Berlin (Winterkurſe, 1854); 3) Landwirthſchaft: landiv. 
Staatslebranftalten: Greifswald (Organ feit 1850), Bonn, Oppeln 
(1847), Waldau (Rönne U. $. 229 u. 455). Daneben zahlreiche 
landwirthſchaftliche Lehranftalten theil8 der Gemeinden, theils Privat- 
unternehmungen mit ftaatlicher Unterftügung, theils ohne dieſelben 
($ranz, preuß. Staat I 123; Rönne II. 445). Gärtnerlehranftalt 
zu Sansſouci und in Erfurt Rönne, Unterrichtsivefen IL 361). 
4) Forſtweſen: höhere Forftlehranftalt zu Neu-Eberswalde (Regulativ 
vom 7. Febr. 1864), Forftfchulen in Königsberg und Düben; Jagd: 
Zehrinftitut zu Berlin (Rönne, Unterrichtswefen II. 362). 5) Berg 
wefen: Berg-Alademie, Berlin 1866; daneben Bergſchulen in 
fämmtlichen Bergrevieren für untere Beamtete. 6) Schifffahrt: 
Navigationsſchulen, ſechs (Organifation vom 24. April 1863; 
Nönne, Staatöreht UI. $. 228). 7) Handelsalademie: Danzig 
(1835), Berlin (1843) mit Staatsunterftügungen; ferner bei Franz, 
preuß. Staat I. 230). 8) Webefchule in Elberfeld mit künſtleriſcher 
Borbildung feit 1853. Außer den, mit allen biefen Inſtituten ver 
bundenen Prüfungen erftredt fi das Prüfungsſyſtem auch über Diele 
ganze Fachbildung hinaus und hat die Regierung faft die Stellung und 
Aufgabe der alten Zunft übernommen. Syftem ver Handwerker— 
VBrüfungen (Allgem. Gewerbeordnung von 1845; Verordnung vom 
9. Febr. 1849 und Geſetz vom 15. Mai 1854); Bauhandmwerter: 
Brüfung; eben Buchhändler und Buchdrucker-Prüfung 
(Preßgefeh vom 12. Mai 1851), ja fogar neben dem ärztlichen Heil: 
perjonal die Abbeder und Gaftrirer nach Reglement vom 29. Sep: 
tember 1846. 

Bayern. 1) Fabriks⸗Ingenieurſchule (Schulorbnung von 
1861 mit den Aufgaben und Abtheilungen der obigen polytechnifchen 
Schulen); 2) polytechniſche Schule als höhere Landmeſſerſchule, un- 
Har; 3) die polytechniſchen Schulen von Münden (1827), Nürn: 
berg (1833) und Augsburg waren eigentlich höhere Gewerbeichulen. 
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Die neue Drganifation ber technifchen Lehranitalten vom 14. Mai 
1864 hat jet eine eigentliche polytechniſche Schule mit Einer allge 
meinen und vier Fachabtheilungen und Abgangsprüfungen ala Staats- 
anftalt bergeftellt (ſ. Auftria 1864. S. 253), Ein Jahrescurs gilt auch 
als Grundlage zur Zulaffung zum Bollmejen (Belanntmahung vom 
25. Auguft 1864). Die Stellung der Univerjitäten ift durch Mi 
nifterinlerlaß vom 19. Auguft 1839 und 23. November 1840 als die 
leitende für die höchfte getwerbliche Bildung erfannt (Pözl, Verwaltungs 
recht $. 154); 4) Landwirthſchaft. Landw. Centralſchule Weihen⸗ 
Stephan (organifirt am 18. Sept. 1852); Prüfungsordnung vom 
April 1864 (Auftria 1864. Nr. 26); Aderbaufchule von Schleißheim 
(1847), Triesborf (1856), Neudeck (1857); daneben Verſuch von MR ufter- 
wirthichaften, Kreis: Wiefenbaufcule u. a. Pözl 8.146). 4) For ſt⸗ 
wejen. Foritihule Aſchaffenburg (1844) für Staatsdienft, mit einem 
SabrUniverfitätsftubium! 5) Bergmefen. Ein zweijähriger Curs 
an der ftaatöwirthichaftlihden Fakultät in München. 6) Kunftberuf, 
Civilbau (königl. Akademie der Künfte in München). 

Hannover. 1) Bolytehnifhe Schule in Hannover feit 1831 
Karmarſch, die polytechnijche Schule in Hannover 1856). Mafchinen- 
bau und Chemie. Baugewerkefchule zu Nienburg. Prüfungsorbnung 
für die Baufächer feit 1847 verfchievden; Mafchinenbau vom 7. Oktober 
1852; landwirthſchaftliche Afademie zu Weende (Gefffen bei Schmid 
bat nichts weiter; auch Karmarſch nicht). | 

Sadfen. 1) Polytechniſche Schule in Dresden 1828 (neue Or⸗ 
ganilation vom 14. März 1855); Staatsprüfungsorbnung für Techniker 
vom 24. April 1852; 27 & Gewerbeſchule (Baugewerke und mecha⸗ 
nifche Gewerke); Chemnitz; 3) Landwirths⸗ und Forftfhule Tharand; 
4) Handelsichulen in Leipzig, Dresden, Chemniß u. a. m.; 5) Prüfungs⸗ 
ordnung der Techniker vom 24. December 1851 (dreijährige praktifche 
MHebungen und vier Arten der Diplome). 

Baden. 1) Polytechniſche Schule feit Verordnung vom 7. Dit. 
1825; ſchon damals: Allgemeine Klafle, mathematische Klafie, Handels 
und Gewerbeflafle; Fachſchule für die Baum: (feit 1852) mit For ſtſchule 
verbunden; Staatsprüfungsoronung der Ingenieur-Candidaten 
(unter Aufhebung der früheren vom 6. April 1837), vom 20. Sept. 
1844. Daran fchließt fich die Drganifation des Bauweſens dur Ber 
ordnung vom 15. Juni 1859 und bie Prüfungsordnung für das 
Civilbaufach von vemfelben Datum. 2) Forftweien: Vorbereitungs⸗ 
curs der Forfteleven an der polptechnifhen Schule; dann Beſuch einer 
auswärtigen Forftanftalt oder einer Univerfität (Prüfungsordnung vom 
15. Januar 1835). . 


Württemberg. 1) Polytechniſche Schule feit 1829, neue 
Drganijation von 1847 und 1862 (j. Mohl, Württemb. Verwaltungs: 
echt 8. 214). 2) Baumelen: Prüfungdorbnung vom 22. Auguft 1843 
(mit einer theoretiichen und einer praftifchen Prüfung). 3) Lan dwirth⸗ 
haft und For ſt wirthſchaft: Inſtitut zu Hohenheim feit 1818. 4) Prüs 
fungsordnung für das Berg, Hütten: und Salinenfach (theoretifche 
und praltifche) vom 30. December 1852. 5) Prüfungsordnung für bie 
Feld meſſer vom 25. November 1849 (ohne nothwendige polytechnifche 
Borbildung). 6) Kaufmänniſche Fortbildungsichule in Stuttgart 
(mit unterem und oberem Curs). 

In Braunſchweig ift feit 1835 zu dem Earolinum eine technifche 
und eine mercantile Abtbeilung binzugetreten. In Kurheſſen beiteht 
bie höhere Gewerbefchule fett 1832, veorganifirt 1853; in Heſſen⸗Darm⸗ 
ftabt eine ähnliche ſeit 1835; welche fo weit thunli alle Aufgaben 
der obigen Fachbildungsanſtalten haben. 

Die fpeciellen ftatiftiichen (kurzen) Angaben über alle einzelnen in 
den deutſchen Zleineren Staaten beftehenven ivirthichaftlichen Fachbil⸗ 
dungsanftalten enthält wohl allein Bradelli in feiner Staatenlunbe 
Europas ©. 566 ff. 

Was Holland betrifft, fo ift feine wirtbichaftliche Fachbildung in 
das Geſetz vom 2. Mai 1863 über den mittleren Unterricht als integri« 
vender Theil veflelben aufgenommen und zwar im (einfeitigen) Gegen: 
ſatz zum gelehrten („höheren“) Unterricht. Das Geſet erkennt babei 
bie landwirthſchaftliche Schule und die polytechniſche Schule 
als Theile des erfteren an und gibt das genauere Programm Art. 19, 
Die polytechniſche Schule (Hauptftüd IL.) ift felbftändig behandelt und 
beftimmt, namentlich für. Ingenieure; die Bau: und Schiffsbaufunde 
find darin aufgenommen ; ebenfo Volkswirthſchaftslehre und Verwaltungs: 
teht. Auch dieß Programm ift offenbar zu weitumfaflend und berubt 
auf denfelben Borftellungen, wie das bes Wiener polytechniichen Inſti⸗ 
tuts, mit all feinen Vorzügen und üblen Folgen. 

Vergleicht man bie vorliegenden Angaben mit dem, mas im Weſen 
der volkswirthſchaftlichen Fachbildung liegt und von berfelben geforbert 
werden muß, jo ift es fein Zweifel, daß die lektere in Deutichland noch 
weit hinter der wiffenfhaftlichen ſowohl in organijcher innerer Klarheit 
und Einheit als in allgemeiner Ausvehnung zurüdfteht. Die große 
Lebendigkeit, die in biefem Gebiete berrfcht, läßt jedoch mit Beftimmt- 
beit vorherſagen, daß daſſelbe an Gleichmäßigleit und Durchbildung nicht 
lange auf einen entfcheivenden Fortſchritt zu warten haben wird, wenn 
nur erſt die Grundbegriffe über das Nothiwendige und Erreichbare fich 
aud bier gellärt haben werben. 


. 
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Die neuefte fachmänniſch aufgefaßte und ſehr beachtenswerthe Ar- 
beit in diefem Gebiet, die das Verhältniß zur Elementarbilbung zugleich 
theoretiſch und praltiſch zur wollen Geltung bringt, iſt Dr. H. W. Pabſt 
(über Ianbwirtbichaftliche Yortbildungsfchulen und Wanderlehrer, fowie 
über die Mittel zur Bildung und Belehrumg des Bauernftandes über: 
haupt. Wien 1867), Die Schrift iſt zumädft an bie landwirthſchaft⸗ 
lichen Geſellſchaften und Vereine abreflirt, die Rathichläge des Verfaſſers 
aber umfaflen folgende ſechs Abtbeilungen: 1) Berbolllommnung des 
Volksſchulweſens; 2) allgemeiner Yortbildungsunterricht mit Begründung 
der landwirthſchaftlichen Berufsbildung, anlehnend an die Volksſchule; 
3) landwirthſchaftliche Wanderlehrer; 4) Ortsvereine (minterliche Abend: 
verfammlungen) zur Beſprechung der Maßregeln zum landwirthſchaft⸗ 
lichen Fortfchritte; 5) Verbreitung belehrender Schriften unter dem 
Bauernftande; 6) Aderbaufchulen für Bauernföhne. 


Drittes Gebiet. Das Tünftlerifche Bernfsbildungsweſen. 


Die Kunft ift die freie äußere That, welche einen inneren Seelen: 
zuftand in einer äußeren Erjcheinung darftellt. Sie ift daher in ihrer 
Bildung, wie in dem, was fie leiftet, Sache bes Einzelnen. Sie ift 
eine Lebendaufgabe; aber fie ift unfähig, eine Öffentlihe Pflicht zu 
werden; unb nur langfam und unter befonderen Berbältnifien bilvet 
fi) aus ihr das, was wir einen öffentlichen Beruf und einen Stand 
nennen. Erſt aber auf diefem Punkte tritt die Kunft aus ihrer ethifchen 
Sphäre in das rechtliche Leben des Staats hinein und läßt die Ein- 
wirkung der Verwaltung auf fi) und ihre Leiftungen Zu. Und die Ge 
ſammtheit diefer Thätigleiten der Verwaltung, mit welcher fie die Bildung 
für den Fünftlerifchen Beruf förbert und orbnet, nennen wir das fünft 
lerifhe Berufsbildungsmwefen. 

Man Tann nun in diefem Fünftleriichen Berufsbildungsielen im 
Allgemeinen drei Stadien unterfcheiven, die wieder zu einander in dem: 
jelben Verhältniß ftehen, mie alle ſolche Entwidlungsepochen, daß näm- 
lich jedes derjelben bie frühere nicht vernichtet, ſondern fie vielmehr in 
fih aufnimmt und in ihrer Weile verarbeitet. 

Das erfte Stadium ift dasjenige, wo die Fünftlerifche Bildung ben 
Charakter und die Geftalt einer rein individuellen hat: fie wird 
bier gegeben und empfangen dur das Anſchließen des Jüngers an 
den Meifter. Es ift rein der Name und die perfönliche Bedeutung 
des leßteren, welche einen größeren Kreis von jungen Kräften einem 
hervorragenden Namen zuführen; der perjönliche und kunſtleriſche An 
Ihluß an den Lehrer, das Arbeiten unter feiner Leitung und oft in 


feiner eigenen Werkftatt erzeugen dann den (kunſtgeſchichtlichen) Begriff 
der Schule, der aber mit dem Öffentlichen Recht und der Verwaltung 
noch nichts zu thun bat und ſich auch ala kunfthiftorifcher Begriff dauernd 
in den folgenden Epochen erhält. 

Das zweite Stadium dagegen beginnt mit der Zeit, mo mit dem 
Giege des Königthums die Fürften den Glanz der Krone auch in ber 
pofitinen Forderung der Kunſt nach allen Richtungen zu befürbern juchen. 
Das Streben nad) diefem Ziel erzeugt zwei Erfcheinungen, die für bie 
Geſchichte der Kunftbilvung wichtiger werben, als für die der Kunft 
ſelbſt. Einerfeits gehen aus bemfelben die großen Runftfammlungen 
und Runftanftalten (Gallerien, Mufeum, Theater, Mufilconfer: 
vatorien 2c.) herbör, welche gleich von Anfang an ben ſeit jener Beit 
immer mebr ausgebildeten Charakter von öffentlichen Anftalten für bie 
allgemeine Bildung haben; anderfeitö aber fchließen fi an dieſe Ans 
ftalten die erften noch unorganifchen Verſuche einer formellen Kunft 
bildung an, melde dann in den großen Reichsakademien ihre fefte 
Drganifation und Öffentliche Geftalt empfangen. Das 18. Jahrhundert 
ift die Zeit diefer Entwidlung, die fi) in Deutichland an das fran- 
zöfiſche Muſter anfchließt, jedoch faft allgemein ohne die Vorzüge bes 
letzteren. 

Das dritte Stadium gehört unſerm Jahrhundert an. Sein Charakter 
berubt auf einer, wenigſtens für Deutfchland ganz neuen Auffafiung. 
Die induftrielle Epoche, die mit der franzöfiichen Revolution den Rhein 
überfchreitet, erzeugt zuerft die Vorftellung von dem mirtbichaftlichen 
Werthe der Kunft überhaupt, dann die Erkenntniß, daß die reine Kunft 
am Ende die einzig dauernde Grunblage der gewerblichen Kunſt jet. 
Die Kunftbildung tritt damit in die Neihe der großen Aufgaben ver 
Verwaltung hinein und wird zu einem Öffentlich rechtlichen Theile des 
Bildungswefens, obgleich die Theorie ſich noch immer nicht daran ge: 
wöhnen kann, es als foldhes fyitematiich zu behandeln. Raturgemäß 
war e8 dabei, daß fich diefe neu organifirte Kunftbildung einerfeits an 
die großen Sammlungen anſchloß und anberfeits eine Drganifation 
empfing, deren Hauptpunkte denn doch am Ende fich nad der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bildung richteten, während fie zu gleicher Zeit, namentlich 
in den Beichenfchulen, fich dem rein gewerblichen Bildungsweſen anſchloß. 
Dabei blieb natürlich der Privatthätigkeit ſtets das meifte überlaflen; 
wo aber die Bertvaltung auftrat, führte fie auch bier jo weit möglich 
den Unterſchied zwiſchen VBorbildung und Fachbildung durch, und fo 
bat jeder Zweig der Kunft feine eigene Berufsbildung empfangen, bie 
var, wie es ihre Ratur mit ſich bringt, nur eine Örtliche tft, die aber, 
and barin liegt die hohe Bebeutung für das gefammte Bildungsweſen, 


allmäblig und ficher das Fünftleriiche Element ſowohl in die Volks⸗ 
fhule als in die für dafjelbe empfänglichen Gebiete der 
Berufsbildung belebend und veredelnd hinüberträgt. 
Diejer Proceß beruht feinerfeits auf zwei großen Elementen, welche 
wiederum ebenfo ſehr der gewerblichen Fortbildung, als dem künſtleri⸗ 
chen Berufe angehören. Das ift einerfeitö das Zeichnen, das neben 
feiner technifchen Bedeutung eine nicht geringere fünftleriiche bat, und 
dann die Sammlung und Aufitellung von Muftern aller Axt, an die 
fih Vorträge, Lehre und Uebungen in mannigfachfter Weiſe anfchließen. 
Die Gewerbelehre ift fich über den hoben Werth diefer Verbindung ber 
Kunft mit der Induſtrie Har, und ernftliche Beltrebungen find, wenn 
auch noch vereinzelt, biefür eingeleitet. 

Stellt man auf diefe Weife die Grundzüge ber Drganifation ber 
Kunftbildung auf, jo ergibt fich folgendes mehr oder weniger ausge⸗ 
bildete Syſtem, auf welches im Grunde nicht bloß die Bergleihung 
deſſen, was bereits für die Kunftbilbung gefchehen ift, ala auch das, 
was dafür in ihrer Verſchmelzung mit dem praftifchen Leben von Seiten 
ber Verwaltung gefcheben fann und fol, zurüdzuführen ift. 

Ale Kunftbildung ftebt unter dem Lnterrichtsminifterium. Die 
großen ſelbſtaͤndigen Kunitbildungsanftalten haben eine den wiſſen⸗ 
Schaftlichen Yachbildungsanftalten entiprechende Drganifation und find 
zugleih das beratbende Drgan für das öffentliche Hecht der Kunft. 
Die Unterfcheivung von Borbildung und Fachbildung ift feitzubalten 
und durchzuführen. Endlich ift die Elementarbildung der Kunft 
ala Singunterricht für die Muſik, als Zeichenunterricht für das Real⸗ 
gewerbe und als Tünftleriiche Architecturgeichnung in die Baulehre ſyſte⸗ 
matiih aufzunehmen. 


Bei der Fünftlerifchen Bildung begegnen mir einem vollftänbigen 
Mangel der Öffentlich rechtlichen Literatur, der um fo beachtenswerther 
ift, als bedeutende Anregungen dafür doch fchon in der ſtaatswiſſen⸗ 
ichaftlichen Literatur aus dem Anfange unfers Jahrhunderts vorhanden 
find. Allerdings geben viefelben zunächſt von der clafliichen Bildung 
aus; aber durch diefelbe gewinnt der Sat jeine Geltung, daß die 
äfthetiiche Bildung einen organifchen Theil des gefammten Bildungs 
wejens fein müfle. Schon Soden (Staats⸗Nationalbildung 1821) führt 
die Zeichenſchulen und die Zeichenalabemien, die Muſik und Singfchulen, 
und felbit die Theaterfchulen, letztere fogar als einen „dringenden Be 
darf“ in feinem Eyftem auf $. 287. 288. 289. Dahlberg (Perikles 
über den Einfluß der ſchönen Künfte auf das öffentliche Glück 1806). 
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Auch Jahn in feinem „Vollstkum“ vertritt den Werth der künſtleriſchen 
Bildung im Volle, und Aretin macht biefelbe zu einem Theile der 
eonftitutionellen Bertvaltung (Staatörecht der conftitutionellen Monarchie 
Bd. II 1. Abtheilung $. 12). Freilich bleibt das alles, ebenfo mie 
fpäter Pölig, bloß bei dem ethiſch⸗pädagogiſchen Elemente fieben. Die 
eigentliche Verwaltungslehre in der damaligen Form der Polizeiwiſſen⸗ 
haft läßt die Sade ganz eng; fo noh Mohl Br. I. 8. 76—82. 
Aber freilih bat ja auh Schmid die Fünftlerifche Erziehung und 
Bildung nicht mit aufgenommen. Der einzige Punkt, wo fie dann 
wieder eine Stelle fand, war die Verwaltungsgeſetzkunde und ˖ zwar ein- 
fach, weil fie eine Reihe von Brganifationen und geltenden Beftimmungen 
enthält, welche mitgetheilt werden wollten. Eine Statiftit für Deutſch⸗ 
land fehlt darüber gänzlich; was von Seiten freier Vereine gefchieht, 
it fo gut als unbelannt; felbft Männer wie Kugler und Schnaaſe 
baben fih nur ganz gelegentlich mit dem Gegenftanbe beichäftigt. Hoffen 
wir, daB dieſes ja auch gewerblich fo wichtige Gebiet nicht lange mehr 
brach liegen bleibe. — Die befannten geltenden mftitutionen und Be- 
ftimmungen find folgende. 

Defterreich. Die Alademie ber bildenden Künfte in Wien. Die 
Unterſcheidung zwiſchen Vorbildung und Fachbildung, und damit bie 
Aufftellung der Vorbereitungs:, der Architeltur: und Muſterſchule durch 
die Organiſation vom 8. Dftober 1850 aufgeftellt. Neues Statut 
bon 1865, welches den Gedanken durchführt, die Selbitverwaltung der 
Lehre ven Profefloren nad dem Mufter der Uninerfität zu übergeben. 
— Gonfervatorium der Muſik in Wien. — Zeichnen als Theil des 
Realunterrihts. (Stubenraud Br. II. ©. 417). 

Preußen. Akademie der Künfte in Berlin jeit 1699 für alle 
Zweige der bildenden Kunft; im Grunde ein Selbftverwaltungs®: 
körper für die Kunftbilbung, indem derfelben wejentlich die Leitung 
der folgenden Bildungsanftalten übergeben ift. Sie ift, wie die Wiener, 
ber frangöfiichen nachgebilbet. Die unter ihrer Leitung ftehenden Kunſt⸗ 
bildungsanftalten find: 1) die akademiſche Zeichnenſchule als Bor 
bilbungsanftalt, die zugleich für andere als berufsmäßige Künftler be 
fimmt if. 2) Die Kunft und Gewerkſchule für die der freien 
Runftgewerbe; — 3) Die Lünftlerifche Fachſchule in der Alademie 
für Künftler felbft in Berlin mit Aufnabmsprüfung. Außerhalb Berlins 
find ihrer Zeitung untergeordnet die Kunſt⸗, Baw und Gewerkſchulen in 
Breslau, Danzig, Köln, Magbeburg und Königsberg (Rönne Br. II. 
$. 231 und 468). — Die Mufit ift gleichfalls fpeciell vertreten. König. 
Rufilinftitut in Berlin, Fachbildungsanſtalt für Heranbildung von 
Organiften, Cantoren ze. (Drganifation vom 20. Juli 1883); ähnlich 


in Koblenz und Düffeldorf, Trier und Breslau, zum Theil 
mit Staatszuſchuß. Daneben bie fchon 1791 geftiftete Singalabemie 
in Berlin, und Geſang⸗ und Muſilvereine. 

Bayern. Die Alabemie der bildenden Künfte ift zugleich eine 
Künftlergejellihaft und ein Lehrinftitut. Erfte Organifation 
vom 13. Mai 1808? zweite Verordnung vom 1. Auguſt 1846 umfaßt 
alle Gebiete; zugleich theoretifcher Unterriht. — Erzgießerei in 
München. Höhere Zeichnenfchule in Nürnberg (Böz!, Verwaltungsrecht 
8. 198). 

Württemberg. Die Kunftichule in Stuttgart ift im Grunde 
eine Borbildungsanftalt und fteht zugleich mit der Stuttgarter Gewerbe⸗ 
faule in Verbindung (Mohl, Verwaltungsrecht $. 214). 

Bemerkenswerih ift die Angabe von 2. Roy bei Schmid, Ench⸗ 
clopädie Bo. II. ©. 568, wornach in Holland allen 127 Schulen 
für den „Volksgeſang“ eriftiren follen. 


Frankreichs Berufsbildungsinyftem. 
1. Charakter und hiſtoriſche Entwidiung bis zur Gegenwart. 


Wir müflen wohl daran fefthalten, daß erft, wenn man Deutſch⸗ 
lands großartiges Berufsbilbungsiyiten, mie wir es zu entrollen ver 
ſucht haben, vor Augen bat, auch dasjenige Frankreichs recht verftänd- 
lich wid. Und mit Beziehung auf die eben bargelegten Grundlagen 
ift es deßhalb nunmehr auch möglich, für Frankreich nicht bloß kürzer 
zu fein, ſondern auch den Charakter des Berufsbildungsweſens in 
Frankreich mit dem des beutichen Volles zu vergleichen. 

Wie es die höhere Natur der Sache fordert, waren und find aller 
dings die großen Gebiete und Grundlagen auch dieſes Theiles bes 
Bildungsweſens in beiden Völkern gleich. Der tiefgehende Unterfchied, 
der dennoch die Verfchiebenheit jo groß werben läßt, daß oft ſelbſt die 
formale Vergleihung ſchwer wird, liegt daher nicht in der Natur ber 
Bildung felbft, fondern in den großen biftorifchen Ereigniflen, welche 
über den Bildungsproceß in jevem Volle enticheiden. Wir haben nun 
zu zeigen verſucht, daß diefe Ereignifie nicht eben unmittelbar in das 
Öffentliche Necht der Bildung eingreifen, fondern daß vielmehr dieß 
Öffentliche Recht auch bier ſtets die natürliche und einfache Sonfequenz 
der Umgeftaltung der gefellihaftlihen Drbnung mar und jein 
wird. Die Geſchichte des franzöfiihen Bildungsweſens überhaupt, 
fpeciell überhaupt die feines Berufsbildungsweſens ift daher nur ein 
Theil feiner forialen, im Verwaltungsrecht zum formalen Abſchluß ge 
deibenden Umgeftaltungen. 
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Im vorigen Jahrhundert waren die inneren Zuftände Frankreichs 
denen des beutichen Reiches faft ganz gleichartig. Das Berufsbildungs⸗ 
ſyſtem bat daher auch feinerjeits genau und in allem Wefentlichen dieſelben 
Formen und Rechte wie das beutiche, indem man bieß vor fich vorüber: 
gehen läßt, ſchaut man jenes. Auch Frankreich hatte feine Univerfitäten, 
feine hohen Schulen aller Art, feine Zünfte und Innungen mit dem Zunft: 
recht, fein Brincip der ſtändiſchen Körperichaftlichkeit, feine örtliche Geftalt 
des Öffentlichen Rechts überhaupt, feines Bildungsweſens im Befondern. 

Da Fam die Revolution, die man jebt endlich wohl nur als einen 
ſocialen Proceß anerlennen wird. Jeder focinlen Ummälzung aber folgt, 
wo fie eine gewaltſame und plößliche ift, um fo gewaltſamer und plöß- 
licher die Diktatur. Das Weſen ver Diktatur im Innern ift die rück⸗ 
fihtslofe Unterorbnung alles Einzelnen und Beſondern unter bie cen- 
trale Gewalt. Sie bat nicht bloß die Macht, fie übernimmt auch bie 
Aufgabe, Die gefammte Verwaltung nach ihrem einheitlichen Willen zu 
ordnen; ihr Gefühl oder ihr Bemußtfein jagt ihr, daß bie neue Geftalt 
der Gejellfchaft, welche fie vertritt, exit dann eine geficherte ift, wenn 
bie ganze innere Verwaltung im Sinne und Intereſſe derſelben georbnet 
und mithin die ganze innere Verwaltung der frühern Zeit gründlich 
vernichtet ift. Diefer großen Ericheinung begegnen wir immer in ber 
Geichichte der forialen Bewegungen und werden ihr immer begegnen: 
in allen andern Dingen, und fo aud im Bildungsweſen im Allgemeinen 
und vorzüglich im Berufsbildungsweſen. 

So tie daher die Revolution gefiegt hatte, war natürlich eine 
vollſtändige Ummälzung des Berufsbildungsweſens unvermeidlich. Diefe 
Umwälzung hatte aber, wie immer, zivei große Stadien. Das erite 
war das rein negative, deſſen inhalt’ die einfache, aber gründliche 
Vernichtung des bisherigen gefammten Bildungsſyſtemes fein mußte. 
Erft das zweite Stabium ift das bes pofitiven Aufbaues der neuen 
Drbnung. Wir haben ſchon darauf hingewwiefen, daß die erſte Epoche 
vom Beginn der Revolution ungefähr bis zum Jahre 1808 dauert, vo 
bie Universit& errichtet wird, von da an beginnt die neue Organifation, 
die keineswegs eine fertige ift. | 

Diefer allgemeine hiftorifche Proceß nun gilt allerdings für das 
gefammte franzöſiſche Bildungsweſen, aber nirgends ift er fo deutlich 
und äußerlich jo fcharf von der bisherigen Zeit geſchieden, als in ber 
Berufsbilbung. Die Umgeftaltung der leßtern, obwohl den Gefammt- 
charakter ver Umgeftaltung der neuern Rechtsordnung an fich tragend, 
it demnach ein ganz fpecifiicher Beitrag zur neuern Entwidlung Frank 
reiche, und es ift ziemlich fruchtlos, jene erftern ohne ihren organifchen, 
ja dominivenden Zufammenhang mit ver lettern auffaflen zu wollen. 
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Dieß erfte der beiden obigen Stadien des öffentlichen Berufsbildungs- 
weſens ift nun das ver Bildungsloſigkeit. Die Zünfte und In⸗ 
nungen find aufgehoben, bie Univerfitäten find verſchwunden. Es gibt 
weder Meifter noch Gefellen, weder Doktoren noch Baccalauren. Jeder 
hilft fih fo gut er Tann. Der Staat felbft macht durchaus Feine An: 
fprüche mehr auf eine Fachbildung für feine Beamteten. Die Republit 
wählt nad) der Gefinnungstüchtigleit und nicht nach der Fähigkeit. 
Nicht einmal für das Richteramt wird in diefer Zeit nad einer Be 
fähigung gefragt; mozu au, wenn man in dem Geſchwornengericht 
den Bürger zum Richter Über Leben und Tod fekt, für das Civilrecht 
gelehrte Richter? Und hätte man fie gewollt, was denn hätten biefe 
Männer eigentlich lernen follen? Das alte Recht warb gründlich ver 
nichte?, dad neue war noch nicht da. Das Princip der Verwaltung 
war unbedingter amtlicher Gehorfam gegen bie oberen Organe; bem 
zur Seite ging, mie e8 die Lehre von der vollziehenden Gewalt zeigt, 
ber Grundjag, daß die Handlungen biefer Beamteten vor feinen Richter: 
ftubl gezogen, fondern nur von ber höheren Behörde im droit admini- 
stratif unterfucht und abgeurtheilt werden. Das Objekt ver Fachbildung 
fehlte; wie fonnte e8 eine Drganifation berfelben geben? Und daſſelbe 
galt für die wirtbichaftliche Welt vermöge der völligen Gewerbefreiheit. 
Eine Beſchränkung der lebtern war undenkbar — woher hätte eine 
Sachbildung für fie kommen follen? So mar die Bildungslofigfeit 
diefer Zeit nicht bloß eine Thatfache, fondern fie mar bie natürliche, 
unabmweisbare Gonfequenz ver ſocialen Zuſtände, welche auf allen 
Punkten das Alte vernichtet hatten und das Neue erft geftalten follten. 

Der große Proceß nun, welcher auf ber neuen Baſis die neue 
Öffentlich rechtliche Drbnung in allen Gebieten herftellt, gebt von 
Napoleon aus.‘ Die Macht diefes Mannes beruhte nicht zum geringften 
Theile darauf, daß er zuerft unter allen Männern der Revolution 
einen Sinn für die Verwaltung hatte Er tft der Schöpfer bes 
gegenwärtigen Syſtems der Abminiftration in Frankreich; er ift auch 
der Schöpfer des Bildungsweſens. Aber auch in diefer feiner mächtigen 
Schöpfung ftand er unter den Gefeken, melde für die Rechtsbildung 
die ewig geltenden bleiben. 

Sp wie man nämlich in einem Bolle die gejellihaftlichen Unter: 
ſchiede mwegnimmt, jo verſchwindet auch die einzige Begründung für 
Unterfchieve des geltenden Rechts. Die abfolute Gleichheit erfcheint im 
Staat als abfolute Einheit feiner Verwaltung. Das nun gelangte 
fofort unter Napoleon zur Geltung und von biefem Standpunkt muß 
die Geſchichte des franzöfiicden Bildungsweſens feit 1808 beobachtet 
werden. 


Als Napoleon die Godifilation fertig und die Verwaltung des 
Staats fireng geordnet hatte, mußten ihm in Beziehung auf bas 
Berufsbildungsweien zwei ragen entfliehen. Die erfte war die, für 
welche Gebiete die Berwaltung eine Berufsbildung zu fordern habe. 
Die zweite war die, wie fie organifirt werben folle. Die focialen 
Zuftände beantiworteten die erfte, der Geſammtcharakter der Apminifira- 
tion die zweite Frage. Das Princip der vollen ftaatsbürgerlichen 
Freiheit Schloß nämlich die wirthſchaftliche Vorbildung von der 
Aufgabe des Staates grunbfäglih aus, jedoch allerdings nicht ohne 
Ausnahmen zuzulafien, und überwies dem Staate als Dbject feiner 
Thätigleit nur den eigentlichen, Öffentlichen Beruf; das Princip ber 
fivengen Sentralifation dagegen ergänzte den Grundfat, auch die Berufs- 
bildung unter die centrale Gewalt des Staats zu ftellen, und ihr auf 
jedem Punkte Charakter und Form eines abminiftrativen Organismus 
zu geben. So entitand die Napoleoniſche Universite, Sie tft dem 
gemäß einerfeit3 Ein das ganze franzöfiiche Bildungsweſen umfaflen: 
bes Ganze; fie bat daher neben der Elementarbildung der instruction 
primaire auch die gelehrte Vorbildung in ber instruction seoondeire 
und die gelehrte Fachbildung in der instruction superieure in fi auf 
genommen. Jene umfaßte unjer hohes Schulmelen, dieſes vertritt das 
Univerfitätsweien, wenn auch ohne eine bewische Uniwerfität in ben 
bon einander geſchiedenen ſelbſtändigen und ganz örtlich vertheilten 
Feeultes. Damit hat Frankreich zwei große Elemente der höhern und 
freieren geiftigen Bildung verloren, einerſeits die Idee der Einheit der 
Wiſſenſchaften, andererfeit3 die Selbftändigleit des Lehrlörpers. Es 
war ein wirklicher Fortſchritt in dieſer Napoleoniichen Universite 
mit feinem, das ganze Reich gleichmäßig umfaflenden Corps enseignant 
gegen bie erfte Epoche; aber es war zugleich in derſelben eine ſehr 
ernfte Gefabr gegen bie freiere geiſtige Bewegung. Das nädjite aber, 
was hier als eigentlicher auch formell erfennbarer Mangel des ganzen 
Syſtems erſchien, war offenbar die Thatfache, daß jene große Idee 
der Einheit ver Wiflenfchaft, deren Träger die deutichen Univerfitäten 
find, keinen Ausdruck gefunden hatte. Napoleon ftand zu hoch, um 
das nicht zu ſehen; nicht hoch genug, um bie Löfung biefer Frage in 
einem Syſtem eigentlidher Univerfitäten zu fihern. Er ſchuf daher ein 
weites Organ, das eben dieſe ſpecifiſche Funktion zu vertreten hatte; 
da3 war das Institut de France, das die Gefammtheit der höchſten ge: 
lehrten Bildung in Frankreich als eine mädtige, alle Gebiete menſch⸗ 
licher Erkenntniß in feinem Körper umfaffende geiftige Potenz vertreten 
follte, die eigentliche Univerfität in Frankreich im deutichen Sinne mit 
wiſſenſchaftlicher und felbft abminiftrativer Selbſtändigkeit und eigenem 
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Wahlrecht, aber ohne Lehrerberuf, eine Univerfität rer Gelehrten 
Frankreichs, aber nicht der Stubirenden. Und damit denn im fran 
zbfiichen Leben noch einem mächtigen germanifchen Efemente auch in 
der Lehre fein Ausdruck werde, ließ er das für feine franzöſiſche Uni- 
versitE ganz anomale Collöge de France beftehen, die einzige Anftalt, 
in der noch eine freie geiftige, dem deutſchen Leben ähnliche Be 
wegung flattfinden möge. Alles übrige war in Lyc&es und Facultes 
nad) den geographifchen Acad&mies mit dem Recteur und dem Prefet an 
der Spige fireng bureaukratiſch georbnet, wie wir es früher bereit® 
dargeftellt haben. Das war und ift die Rapoleonifche Universite. 

Hier zuerft entftand die Weitere große Frage, wie fi dann bie 
wirthſchaftliche Berufsbildung daneben geftalten werde. Dabei nun 
darf man nicht vergeffen, daß es damals auch noch Feine felbftänbige 
deutfche twirthichaftliche Berufsbildung gab. Napoleon hatte daher in 
den forialen Zuftänven keinen Anlaß, ſich ihrer anzunehmen, und in 
Deutihland kein Vorbild, dem er fich hätte anfchließen können. Er 
ließ fie daher einfach ganz aus feinem Syfteme weg. Es ſchien 
vollfommen zu genügen, wenn die färlere Betonung der fogenannten 
exakten Wifienfchaften in den Lyoées bie allgemeinfte wirtbichaftliche 
Vorbildung darbot. Bon Sonntagsfchulen Tonnte bei dem Zuſtande 
des Elementarunterrichts ohnehin keine Rebe fein, und Gewerbeſchulen 
hätten nur durch Autonomie der Gemeindebehörben errichtet werben 
können; e8 blieb daher nur übrig für gewiſſe unabweisbare techniſche 
Bebürfniffe des Staatöpienftes eine Specialbildung herzuftellen. Das 
geſchah namentlich in ver Ecole des ponts et chaussdes, und dann in 
einem dem franzöfiſchen Leben eigenthümlichen Anflug an die mili⸗ 
tärifche Fachbildung in der Poole polytechnique und den Kcoles militaires. 
Alles übrige ward dem Individuum überlafien, und da es dem In⸗ 
dividuum überlaflen war, fo geſchah eben gar nichts. Das gefammte 
franzöfiihe Berufsbildungsiuften Napoleons ward eine bureaukratiſch 
georpnete gelehrte Berufsbildung. 

Diefes Syſtem bat nun bis zum ziveiten Napoleon ausſchließlich 
geherrſcht. Nur einmal ift es in der Zwiſchenzeit unter dem Minifte 
rium Guizot erfchüttert worden, aber nur für die Elementarbildung. Die 
gelehrte Bildung blieb fi) gleich, und bie wirthſchaftliche hatte Feine 
andere Vertretung als die oben erwähnte der fehr vereinzelten Fach⸗ 
ſchulen. Bon einer allgemein wirtbichaftlihen Berufsbildung war gar 
feine Rebe. 

Unterbefien arbeitete Deutichland in feiner neuen Entwidlung 
ruhig und raftlos vorwärts. Seine gelehrte Berufsbildung ftand ohne 
bin auf fefter Bafls; das was es zu thun hatte, war vor allen Dingen 





eben die Herftellung eines, das ganze Boll umfaflenden wizthidaft: 
lichen Bildungsſyſtems. Wir haben es bezeichnet; fein Kern ift einer: 
feitö die Gewerbeſchule, andererſeits die Realſchule. Es gelang. Der 
Fortſchritt Deutichlands mar felbft für die Selbſtüberſchägung der Fran⸗ 
ofen auf die Dauer nicht zu verlennen. Schon die wierziger Jahre 
bradhten eine dunkle Borftellung von der Bedeutung der Sache mit 
nah Frankreich; man fühlte, daß Frankreich dem deutſchen Beiſpiel 
nachfolgen müfle, wenn es nicht überflügelt werden wolle. Allein da⸗ 
mit entftand nun die eigentliche Schwierigkeit. Das deutſche Syſtem 
der wirtbichaftlichen Bildung beruht auf der Selbfivermaltung, und 
Selbftverwaltung wollte und konnte das franzöfiiche Hecht nicht geben; 
eine Einrichtung der wirtbichaftlihen Bildung von Staatswegen wußte 
man aber nicht zu formuliren. Die Literatur über die Frage blieb 
daber auf halbem Wege ſtehen; fie vermochte namentlich nicht zwiſchen 
den Gewerbe⸗ und Realichulen zu unterjcheiden, und es blieb daher 
nichts übrig, als das allgemeine Gefühl, dab bier etwas gefchehen 
müfle, um bie „Bildung des Arbeiterftandes“ zu heben. Das war 
nun ber Bunt, an dem bie focialiftifche Bewegung die Sache im Jahre 
1848 ergriff, ohne jedoch fie noch klar zu verftehen. Die Verfaflung 
von 1848 nahm die „sducation professionelle* im Art. 13 in bie 
Aufgaben des Staats auf; aber damit war noch wenig mehr als ein 
Wort gewonnen. Ebenſo blieb das Gefeh vom 15. März 1850 bei 
denfelben ſtehen; jedoch ſchwebt ſchon bier vie Tendenz deutlich vor, 
eben Gewerbeichulen zu errichten, ohne daß man zu ber bee einer 
höhern wirtbichaftlihen Volksbildung gelangt wäre. Man mußte, daß 
die Instruetion primaire ungenügend jei; man erfannte abftract die 
Rothivendigkeit, die Entwidlung der Arbeiter zu fördern; aber man 
blieb anfangs bei der Anwendung auf den Bürgerftand ftehen. Sn 
der That war ihm bisher nichts geboten als das Gymnase; baflelbe 
war bei weiten vorwiegend auf formale Haflifche Bildung angemwielen; 
für das wirthſchaftliche Bedürfniß war gar nicht geforgt. Dieß letztere 
aber war am verſtändlichſten; das Beifpiel der deutfchen Realfchulen 
lag vor; man hätte fie gerne eingeführt, aber fie hätten das ganze 
Syftem der UniversitE gebroden. Wollte man daher die Idee der 
Nealichulen mit dem alten napoleonifchen Princip vereinigen, jo mußte 
man dieſe wirtbichaftlidde Bildung zu einem Theile des allgemeinen 
Syſtems machen. Das nun geſchah durch das Gejek von 1852, welches 
die letztere in ber eigenthümlichen Form des fogenannten Bifurcationg- 
ſyſtems aufnahm, nach welchem die höchſte Abtheilung ber Lycees ſich 
in eine gelehrte und eine wirthichaftliche Abtheilung ſpaltete, eine Spals 
tung, welche nur in ben Facult6s fortgefeßt ward. Den Ausdruck dieſes 
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Unterſchiedes bilden die Ausdrücke „leitres* als gelehrte und „seien- 
ces" als wirtbichaftlihe Bildung, fo dab im Grunde diefer Sinn des 
letztern Wortes erſt ſeit 1852 in dieſer Weife beftimmt worden ift 
Damit, war dann der deutſche Gedanke des Realſchulweſens bis zu 
einem gewiſſen Grabe verwirklicht, wenn auch in einer weſentlich andern 
Form, ohne die breite Bafis, welche die lehtere bat, und namentlich 
obne bie derfelben eigentbümliche Selbftverwaltung. Scheinbar mar 
jet Frankreich bier voraus, da es in ber section des sciences der 
Lycées die Oberrealihule, und in den facultes des sciences die all- 
gemeine wirtbichaftlihe Fachbildungsanitalt beſaß, nach der Deutſch⸗ 
land noch jegt vergeblich jtrebt. In Wirklichkeit freilich war die Sache 
anders, da bie faculi6 des sciences denn doch nicht mehr gibt als 
eine gute beutjche Dberrenalichule, während daneben die Specialfach⸗ 
Schulen bier wie dort befteben bleiben. Der enticheivende Unterfchied 
freilich beitand darin, baß dieſe sections des sciences, eben weil fie 
nur Staatsanftalten waren, auch nur in berfelben geringen Anzahl 
vorkamen, wie die Lycees felbit, von denen fie bier einen Theil aus 
machten, und daß jomit bie wirtbichaftlihe Bildung bier immer eine 
ausnahmsweiſe der befitenden Klaflen blieb. Mit der immer energi⸗ 
fcher hervortretenden Bedeutung des Arbeiterftandes mußte daher nun 
die wirthſchaftliche Bildungsfrage fich auch diefem zuwenden. Der alte 
Gedanke der dducation professionelle ward wieder aufgenommen und 
die Frage, entitand, wie man neben dem Unterricht der sciences nun 
auch einen Arbeiterunterricht berftellen Tünne. Man fann im Allge 
meinen fagen, daß dieſe Frage feit dem Jahr 1860 beitimmt formulirt 
if. Es wird uns nicht verivundern, daß man dabei einerfeits fich über 
den Unterfhied von Sonntags: und Gewerbeſchulen nicht recht Klar ift, 
und eben fo wenig, daß man mehr darüber rebet, als dafür handelt, 
da die erite Bedingung, das energifche Auftreten der Selbftverwaltung, 
noch fehlt. Man hat es daher auch noch bier zu feiner Geſetzgebung 
gebracht, wie die von 1852 über das franzöfilche Syſtem des Neal 
ſchulweſens; auch wird man es noch lange bei Eingelunternehmungen 
und allgemeinen Phrafen bewenden laſſen, fo lange die Gemeinven 
nicht frcier find; aber die Bahn ift gebrochen, und aus den gegebenen 
Elementen Tann bei erniterem Erfaſſen der Sache ſich doch mit ber Zeit 
ein Rejultat ergeben, das dem deutfchen Leben fich näbert. 

Die ift im Allgemeinen der Entwidlungsgang. Und jetzt dürfte 
ed von Werth fein, die Vergleihung mit Deutichland auf ein mög 
lichſt einfaches Schema zurüdguführen, das vielleicht beibe am verſtänd⸗ 
lichſten macht. 

Nur muß man dabei feſthalten, daß während Deutſchland grundſätzlich 
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die wirtbichaftlihe Bildung gleich von Anfang an felbftändig mit 
eigenen Inſtituten, eigenem Lehrerweſen und eigenem Recht neben 
die gelehrte ftellt, mit dem beftändigen Streben, dennod in dem höch⸗ 
ſten Punkte wieder fi mit derſelben einheitlich zu verbinden, die 
frangöfifehe vielmehr aus demfelben Drgan, dem Lycée, fi heraus 
bilvet, und fi) dann von ber gelehrten förmlich ſyſtematiſch fcheibet. 
Es ergibt fih daraus das eigenthümlicdhe Refultat, daß Frankreich 
gerade vermöge feines übertriebenen Strebens nach Einförmigfeit that 
ſächlich ein viel vertwidelteres Syſtem der Berufsbildungsanftalten bes 
fist, als Deutichland, das im Gegentheil durch bie felbftwirfenne Natur 
der Sache ſich den großartigften Organismus getvonnen bat, ben bie 
Geſchichte kennt. 

Das Bild des franzdfiichen Syſtems iſt in feinen Hauptzügen fol⸗ 
gendes. Das Einzelne werden wir unten ausfüllen: 


Gelehrte Bildung: Wirthſchaftliche Bilbung: 
— — — — — — N — 
Universitö. Kcolesspeciaies: Ecole —— 
Institut dePrance Collöge deFrance | 4) enseignement sionelles (inter- 
— ohne Lehr⸗ eie Untverfität) Instruct. prim. professionel, mediaires) ehr 
thatigkeit. ſreie 2) Ecoles spe- 
Instruct. second. ciales. unenttwidelt, 
Mr 
Borbilvdung für Borbildung für 
die Facultes des die Facultds des 
lettres etc., sciences, früher 
früßer section section des 
des lettres. sciences. 
⸗ Instruction 
superieure: 
Paculite. 
— 
Facuitos des 
leitres, de droit, Facultes des _ 
de theologie, de sciences. 
medecine. 


Die frangdfifche Literatur über pas Berufsbildungsweſen kann mit 
der deutfchen allerdings auch nicht entfernt einen Vergleich aushalten; 
es ift aber von Intereſſe, ihre Hauptbeiwegung zu beobachten, meil dies 
jelbe fi} unmittelbar an die Geſchichte anſchließt. Ihr weſentlicher In⸗ 
halt beſteht dabei nicht etwa in einem Kampf gegen die Université als 
ſolche, ſondern vielmehr in, dem Streben der wirthſchaftlichen Fach⸗ 
bildung ihre geeignete Stellung neben der gelehrten zu erobern und zu 
fihern. Die erſte bedeutende Arbeit über das ganze Syſtem tar 
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Guizots Essai sur Il’histoire et sur l’&tat actuel de l’inetruetion 
publique en France 1816. Schon in den zwanziger Jahren beginnt 
aber die Literatur fich ernfthaft ver wirthichaftlichen Bildung zuzuwenden 
und fie zu fordern. M. 6. Renouard (Coneiderations sur les la- 
cunes de l’&ducation secondaire en Erance 1824); M. Gasc (Con- 
siderations sur la n&oessit& et les moyens de r&former le syst&me uni- 
versitaire 1829). Guizots Geſetzgebung von 1838, welche ver Ge 
meinde ihre Selbftändigleit in Unterrichtsfachen geben follte und nur 
zum Theil gab, richtete dann den Blick nach Deutichland, Holland und 
England; namentlih V. Couſin hat in. feinem Werk über Hollands 
Unterrichtöiweien (f. oben) und dann im dem Buche das dieſem folgt 
(De Yinstruction publique dans quelques parties de l’Allemagne et 
particuliörement en Prusse 1840) neben der Freiheit der Gemeinbe 
auch das wirtbichaftliche Bildungsweien nachbrüdlich hervorgehoben, ein 
Gedante, den St. Marc Girardin (De Tiinstruction intermediaire 
et de son &tat dans le midi de l’Allemagne 1835) ſchon früher 
betont hatte. Die Beftrebungen Salvandy3 hatten zwar eine fpecielle 
Richtung auf die gelehrte Bildung; aber kurz vor der legten Revolution 
tritt die Forderung nach größerer Berüdfichtigung der wirtbfchaftlichen 
Bildung aufs neue hervor, als Vorläufer der Ereigniffe der Jahre 1848 
und 1850; namentlich heben wir hervor M. C. Desprets (Des col- 
leges, de l’instruction professionelle et des ſacultés 1847) und bie 
weite bedeutende Arbeit von St. Marc Girardin (De l’instruction 
intermediaire et de ses rapports avec l’instruction secondaire 1847). 
Vielleicht wäre ſchon damals etwas gefchehen, wenn die Yebruar-Revo: 
Iution nicht alles öffentliche Leben auf das politifche Gebiet hinüberge⸗ 
drängt hätte. Doch erhielt fih der Gedanke, und mährend dieſe ge: 
waltige Revolution die Universit& gar nicht unmittelbar berührte, ver 
fprach fie im Art. 13 der Verfaffung von 1848 die Education professio- 
nelle. Nur wußte niemand recht, was damit zu machen fei und welches 
Verhältniß dieſes Gebiet des Bildungsweſens zur Universite haben folle. 
Der Minifter des Unterrichts, Parieu fette daher durch Erlaß vom 
4. Juni 1850 eine Commiſſion nieder mit dem Auftrage: „de pr&parer 
un plan d'organisation de l’enseignement professionel approprie 
aux lycées et collöges communaux.* Der Bericht diefer Commiflion 
blieb demgemäß im Wefentlichen bei der Aufnahme des, berfelben dunkel 
vorſchwebenden deutſchen Realichulmefens fteben, ohne zum Gewerbe 
ſchulweſen überhaupt binzugelangen; der Unterfchied beider warb nicht 
Har; und fo entitand das Gejeh von 1852 mit feinem Bifurcation® 
fuftem, das um fo weniger ben eigentlichen Ideen der Sache entiprad, 
ald fi die Berüdfichtigung der wirtbichaftlichen Bildung in der 
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Beſeitigung des Lateiniſchen für bie Section des sciences und in einer 
etwas größeren Ausbehnung der Mathematik erichöpfte.e Bon einem 
Gewerbes oder Fortbildungsſchulweſen war leine Rede. Auch Bompee, 
früherer Fourieriſt, fühlte das in feinem hübſch geichriebenen Bude 
Etudes sur l’education professionelle en France richtig heraus; doch 
entftand außer einigen gelegentlichen Revue-Artikeln feine weitere Literatur 
ber Frage. Erft mit dem Jahre 1860 entfteht eine neue Bewegung, 
welche dießmal fich mit richtigem Inſtinkt des eigentlichen Gewerbeſchul⸗ 
weſens, aljo der wirklichen Education professionelle zuwendet. Es ift 
bier nicht mehr der Sohn des wohlhabenden Bürgers, fondern ber 
eigentliche Arbeiter, deilen Bildung man fordert. Die Hauptfchriften 
über diefe Frage find: Louis Reybaud, de l’enseignement profes- 
sionel en France (Revue de deux Mondes 1. Mai 1864); M. le Ber- 
trand, Etude sur l’enseignement professionel; Menu de St. Mes- 
nier, l’enseignement professionel, &tude historique et critique; 
einen Verſuch, das englifche wirthſchaftliche Bildungsweſen darzuſtellen 
von Marguérin und Motherée (de l’enseignement des classes 
moyennes et des classes ouvrieres en Angleterre, rapport & Mr. le 
Prefet de la Seine). Biel Gerede und wenig Inhalt bei Audiganne 
(Les ouvriers d'à pr&sent 1865 p. 90 eq.). Bon einer Unterfuchung des 
gelehrten Bildungsweſens mit Ausnahme des juriftiichen (mehrere Auf: 
füähe in der Revue de legislation et de jurisprudence von Labou⸗ 
laye, Wolowsky, Warnkönig u. a. weſentlich in Vertretung der 
biftorifchen Rechtswiſſenſchaft nach veutfchen Vorbildern) ift feine Rebe; 
in der That hatte nur die Heine, aber ausgezeichnete rechtshiſtoriſche 
Schule Frankreichs eine Hare Borftelung von dem Weſen der deutſchen 
Univerfitäten, Laboulaye am meiften für die Jurisprudenz, Wolowski 
für die Staatswirtbichaften. Merkwürbig, daß die Medicin ganz zurüd 
blieb. — Die neueren Bearbeitungen wie die von Batbie, Laferriere 
(Droit admin. III. P. IV.) befchränten fih auf die Darftellung des 
geltenden Rechts. In der beutichen Literatur ift wohl L. Hahn ber 
erfte, der das „Unterrichtsweſen in Frankreich 1848“ richtig und um- 
faflend darftellte, natürlich ohne Beziehung auf die ihm folgende Ge: 
feßgebung. Holkapfel, Mittbeilungen über Erziehung und Unterricht 
in Frankreich 1853; weſentlich pädagogiſch. Trefflich in feiner Art ift 
der Artikel „Frankreich“ von Bücheler bei Schmid Bd. IL. mit (nicht 
vollftändiger) Literatur; doch bezieht fich derjelbe nur auf das Bor: 
bildungsweien. Block bat in jeinen verfchievdenen Dictionnaires mehrere 
ſehr gute Artikel; das pofitive Necht nebft den Ausgaben ber Geſetze 
bon $ourdain Diet. de l’Administration, v. Instruction publique. 
— Es möge bier geftattet fein, an dieſes Syſtem des franzöfiichen 


Berufsbildungsweſens, wie wir e8 tm Einzelnen darlegen werben, eihen 
Blick aufdas belgiſche anzuſchließen. Die Grundlagedes belgiſchen Syſtems 
iſt aber auch bier der Unterſchied zwiſchen den Staatsanſtalten, ben ſoge⸗ 
nannten Athenées und den Gemeindeanftalten ala Colleges. In beiden 
ift das Bifurcationsſyſtem gleichfalls durchgeführt, aber wo möglich noch 
unvolllommener als in Frankreich, namentlich jeitvem die Prüfungen 
aus dem Griechiichen feit 1849 fpeciel, und die ganze Abiturienten» 
prüfung feit 1865 weggefallen find Die Darftellung von Le 
Roy bei Schmid Br. 1. S. 505 ff. gibt ein im Grunde nicht erfrew 
liches Bild; doch ift glücklicher Weife noch die Fachprüfung durch bie 
Prüfungsjury erhalten, die freilich in ihrer Organifation und ihrem 
Rechte fo vielfach geändert fcheinen, daß fie faum ihrem Zwecke ent 
ſprechen bürften. Bon einer Bergleihung mit Deutichland ift mohl 
feine Nede. Die Statiftil bei Le Roy a.a.D. und bei Bradelli 
(Staaten Europas S. 557). Die tehnifchen Schulen find in Belgien 
mit den Univerfitäten von Gent und Lüttich verbunden; eine Civil⸗In⸗ 
genieurfchule in Gent und eine Kunft:, Wanufaltur und Bergwerk⸗ 
Ichule in Lüttidh; alles nach franzöfifchem Mufter, meift mit möglichfter, 
und dadurch durchaus unvortheilhafter Verbindung der veridhiedenen 
Zweige (Bradellia. a. D. 571). 


I. Das Syſtem. 
Sharalter deſſelben. 


Mir glauben nun einen Ueberblid des Syſtems in feinen einzelnen 
Theilen der bisherigen Darftellung anfchließen zu müflen; wenn bie‘ 
felbe auch nicht vollftändig genug fein kann, um alle einzelnen Fragen 
zu löſen, fo wird fie doch das bisher im Allgemeinen Gejagte im Ein: 
zelnen beftätigen. Zugleich aber dürfen mir einige weientlihe Ber 
merfungen über ven Geift dieſes Syſtems worausfenden. 

Das Eigenthümliche des gefammten franzöfiichen geiftigen Lebens 
befteht in einem tiefen Widerſpruch, unter dem e8 leidet. Das Ein 
zelneiftfrei, aber das Syſtem ift unfrei. Jede freie Bewegung 
tritt daher fofort in Dppofition, während fie in Deutichlanb für das 
Ganze förderlich wirkt. Das liegt in der doppelten Rationalität Frank 
reichd, die aus romanischen und germanifchen Elementen wunderbar ge 
mischt ift, und die fich gerade im geiftigen Leben am deutlichſten zeigt. 
Daher denn aud ein beftändiges Streben nach einer freieren Geftaltung 
des Syſtems, ein Greifen nad dem englilchen oder dem deutſchen 
Princip, ohne daß es zu einer burchgreifenden Neubildung gelangen 
fonnte. Denn die Hauptfadde, der Mangel an Selbftänbigleit bes 
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Lehrerweſens und der Gemeinde ift noch nie ernitlih in Frage ge 
Iommen. Dieß nun aber gilt weſentlich von der Université. In der 
wirtbfchaftlichen Fachbildung Dagegen regt ſich ein anderer Geift. Freilich 
ift die dem Realſchulweſen entiprechende Borbilbung in den sciences ber 
Lycdes dem régime universitaire mit unterworfen und die Colldges 
communaux find nicht viel befler daran; allein das in den Eooles 
“ professionelles enthaltene Fortbildungsweſen ift ohne freie Verfügung 
der Gemeinden einerjeitö und der Stifter andererfeitö nicht denkbar. 
Daneben befteht der Unterricht durch Privatunternehmungen, natürlich 
in um fo ftärlerer Blüthe, je weniger bie fireng amtlidhen Stantsans 
ftalten an Geift und Zahl, namentlich ver nördlichen, mit germanifchem 
Blut ſtark gemilchten Provinzen genügen. Es ift durch das Zuſammen⸗ 
wirken aller dieſer Elemente ſehr ſchwer, fich ein Mares Bilb über bas 
Syftem im Einzelnen zu verichaffen, namentlih da die Statiftil des 
Privatunterricht, der eine fo mächtige Rolle fpielt und der feit 1850 
faft vollkommen frei, gänzlich fehlt und der Mangel an Staatsdienſt⸗ 
prüfungen niemanden zwingt, für die amtliche Laufbahn die Staats: 
bildung zu abfolviren. Indeſſen müfjen doch zwei Momente hier hervor 
gehoben werben, von denen das erfte über den päbagogifchen und zum 
Theil focialen Charakter der Vorbildung, das zweite über den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen der Fachbildung entſcheidet. Das erfte ift das Penfionat 
und Bourſenſyſtem, das den Charakter der Erziehung in den Golläges 
beftimmt,, das zmweite die Berufung der Profefloren, das über ven 
Charakter der wiflenfchaftlichen Thätigleit der Fachmänner entfcheibet. 

Der Grundzug der ganzen frangöfiichen Bertvaltung, alle Funktionen 
des Geſammtlebens der Staatsgewalt zu übergeben, fand in ber Re 
bolution das meift kirchliche Syſtem der Penfionate vor. Das Ben: 
fionat ift nicht bloß ein Verhältniß, in welchem der Schüler an einem 
fremden Drte in Pflege genommen wird, fondern ift die, durch die ſyſte⸗ 
matiiche Aufnahme der Kinder und Zöglinge in die Bildungsanftalten 
durchgeführte Verbindung der Erziehung mit der Bildung. Das 
Penfionat ift nicht ein Ausfunftsmittel für fremde Kinder, und nicht 
ein Unternehmen auf Koft und Pflege, ſondern ift ein öffentlidy recht: 
liches Syuftem zunächſt für das gefammte Vorbilbungswefen. Jedes 
Lyceum ift principiell zugleih ein Penfionat; die Erternen 
find dem Grundfage nad die Ausnahmen. Die Regierung bat bieß 
Syſtem theils vorgefunden, theils fanctionixt und befeftigt durch das 
daran anfchließende Syftem der ftaatlichen Freipläge, bourses, deren 
es in jedem Lyceum gibt. Dieß Syſtem tödtet die Selbftändigleit des 
Individnums vollftändig. Es bat nicht bloß die wiſſenſchaftliche Vor 
bildung gänzlich verborben, indem, wie Bücheler fehr richtig bemerkt, 


bie Klaffenftunden dadurch zu bloßen Abhörungsſtunden für das außer 
halb der Klafje Gelernte werden, es hat nicht bloß das Formelweſen 
und die geiftige Abhängigfeit von der fremden Führung erzeugt, 
fondern es if die Confolidirung des ſocialen Unterſchiedes zwiſchen 
befigender und nicht beſitzender Klafle, da namentlich die niederen Klaſſen 
nicht die Mittel befigen, ihre Kinder in das Penfionnat zu ſchicken. 
Die übrigen pädagogifchen Folgen haben wir bier wicht zu erwägen. 
Sp viel aber ift Har, daß es dieß Suftem ift, welches auch bei gleichen 
formellen Ergebniffen nicht dieſelben ethifchen ergeben Tann, tie bas 
deutliche, wo ber Sinabe ſchon auf dem Gymnaſium oft vom elterlichen 
Haufe getrennt, eine felbftändige Stellung ſich zu fchaffen gelehrt wird. 
Dennoch kann dieß Syitem erft befeitigt werden, wenn die Gemeinden 
und Genofienfchaften ernftlih die Berufsbildung in die Hand nehmen. 

Die Berufung und Stellung der Profefloren, von ber das ganze 
Univerfitätöleben zuletzt abhängt, it zweitens in Frankreich niemals 
richtig verstanden, ſeitdem es jeine centrale Univeresits befigt. Das hat 
der ganzen gelehrten Fachbildung ihren ſpecifiſchen Charakter gegeben. 
Es wird am einfachften dadurch ausgedrüdt, daß Frankreich Leine 
Univerfitätsbildung beſitzt, ſondern nur einzelne Fakultäten 
für die einzelnen Berufe. Aber auch in diefen Faklultäten iſt das 
höchſte Element der geiftigen Bildung, der wiflenfchaftlide Bufammen- 
bang ber einzelnen Gebiete unter einander, und die Erzeugung einer 
Weltanſchauung duch Philofophie, Geſchichte und Staatswiſſenſchaft 
nicht vorhanden. Sie find Anftalten für den Erwerb ver Beruff: 
fenntniffe und nicht mehr. Ihre ganze Organiſation ift rein amt: 
lich; ihre Lehrkörper haben feine Selbittbätigleit; von Lehr und Beruf 
freiheit ift Teine Rebe, weil es fich eben nicht um die höhere willen: 
Ichaftlihe und geiftige Entwidlung, fondern um die Brauchbarkeit für 
den Öffentlichen Dienft handelt. Das Collegium iſt daher eine Pflicht, 
nicht eine Aufgabe. Die Vorlefungen find in ihrem Ohjekt ftreng vor 
geichrieben, wie namentlich die juriftifchen; eine ſyſtematiſche Behand: 
lung gibt es nicht; Gefchichte und Philoſophie fehlen; jo fehlt ver 
Fabultät die Univerfität, und diefelbe ift Daher auch, troß des gleichen 
Namens, Feine deutſche Fakultät, ſondern eine reine Abrichtungsan⸗ 
ftalt für den ffentlichen Dienft, die tief unter den deutſchen willen 
Schaftlichen Körpern ftehen. Auch dafür indeß ift das Gefühl in Frank 
veich nicht ganz verichwunden. Das Ichendige Bewußtfein, daß die 
Wiſſenſchaft ein Ganzes tft, daß fie ohne claflifche Grundlage auch in 
ihren einzelnen Fächern nie zu ihrer vollen Höhe gedeihen Tann, . hat 
ſich erhalten und wird immer wieder durch den Contact mit ber beutichen 
Wiſſenſchaft lebendig gehalten. Dieß nun zeigt fih am deutlichſten in 


der Beſetzung der Lehrkanzeln. Da die Lehrer ihre ganz eng begränzte 
Aufgabe baben, ſo ift auch für diefe Beſetzung nicht etwa die allgemeine 
wifienichaftlihe Bildung, fondern nur die beichränfte Befähigung für 
das einzelne Fach nöthig. Die Beſetzung ift daher eine Bewerbung, 
He auf ein offentliches Ausfchreiben, eben wie bei einer Berufung folgt, 
und bei der die Candidaten einen Concurs zu beftehen haben — eine 
Einrichtung, gegen welche bisher umfonft die tüchtigften Männer, wie 
Zaboulaye unb andere, mit fpecieller Hinweifung auf Deutichland, ge 
Tämpft haben. Aus demfelben Grunde gibt eö das unſchätzbare Inſtitut 
bes Privatdocenten überhaupt nicht, ſchon darum nicht, weil man 
das Weſen des Collegiengelves, diefed Trägers der freien Wahl 
des Studirenden ſyſtematiſch nicht veritanden hat. Natürlich fehlen 


‚auch die Berufungen von Seiten der einen Facult6 an die andere; 


kurz alle die Momente, welche für Deutfchland innerhalb der geſetzlichen 
Grängen die individuelle Fortbildung des Gelehrten anfpornen, find 
beſeitigt. Und dennoch ift Frankreich jo eigenthümlich geartet, daß 
neben dieſem verberblichen Syſtem der Universit& fi) das freie Element 
im College de France wieder erhalten hat! — Wir verfuchen deßhalb 
jebt das Einzelne biefes Syftems als Corollar des beutfchen geiftigen 
Bildungsproceſſes hinzuftellen. 


A. Gelehrte Berufsbildung in Verbindung mit der wirtbfgaft- 
lien (Bifurcatiousfykem in letires und science). 


L Berbildnngswefen: gelehrt nnd wirthfaftlidd (Instruction secondaire). 


Das Vorbildungsweſen fo weit es ala Aufgabe ber Regierung 
ericheint, und daher der Universite angehört, beißt mit feinem offi- 
eiellen Namen die Instruction secondaire. Diejelbe wird nad dem: 
ſelben Syſtem verwaltet, wie die Instruction primaire (Academies, 
Recteur, Inspecteur) jedoch mit weſentlich verfchiedenem Recht der- 
felben bei den einzelnen Anftalten. Die letztern erfcheinen twieder in 
drei Gruppen. Die erfte diefer Gruppen wird gebildet durch bie 
Geſammtheit der Staatsanftalten, melde theils direkt als Lyceen 
unfern Gymnaften entfprechen, theils inbireft ald Collöges ecommu- 
naux etwas Aehnliches wie unfere Realgumnafien bebeuten; bie zweite 
Gruppe bilden die Privaterziehungsanftalten, tmeldhe zum Theil das 
Öffentliche Recht der Prüfungen haben, und ſomit den Lyceen zur Seite 
leben; die Aufnahme des Bifurcationsiyftems in biefelben hängt von 
dem Unternehmen ab; bie dritte Gruppe beftebt aus ben rein geifl- 
lichen petits s&minaires, die nur in ſehr entjernter Berbindung mit 
der Universite ſtehen. 
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1. Lyeses. Daß in dieſem Syſtem bie Lycdes die Hauptiache 
bilden, ift Har. Allein gerade fie zeigen, wie höchſt unvollkommen das 
ganze Vorbildungsweien Frankreichs iſt, und zwar ganz abgeſehen von 
dem Princip der Bifurcation. Denn in der That reichen fie nicht ein- 
mal der Zahl nad aus. Ins Leben gerufen durch das Geſetz vom 
11. Flor. an X. follte wenigſtens Ein Lyceum für jedes Depar 
tement aufgeftellt werden); — aber das ift noch nicht einmal gegen 
mwärtig erreicht! (1809 35 Lyceen, 1859 erft 68, jebt 75). Eben fo 
wenig haben die Coll&ges communaux dieſen Mangel erfeten können. 
Das Geſetz von 1852 wiederholte den Beichluß, menigftens Eins in 
jedem Departement herzuftellen; wie gejagt, blieb auch dieß ohne Er⸗ 
folge. Der Gang der Bildung in den Lyceen ift übrigens für das 
ganze geiftige Leben Frankreichs von Intereſſe. Die Lehrorbnung bes 
ginnt nad) dem Geſetz von 1802 noch mit der ftrengen alten femina- 
riftiichen Bildung (Cours des langues anciennes und rhetorique). 
Allmälig ward dann das Bedürfniß nad praftifher Bildung um fo 
[ebhafter, als die Facultes mit ihrer ganz beſchränkten Fachbildung 
der Hafliihen Vorbildung nur geringen Werth gaben. Dabei zugleich 
rief die Vergleichung mit dem beutichen Realichulivefen das Streben 
nad) etwas Aehnlichem hervor. So entitand das neue Geſetz von 1852 
(Fortoul), welches das Bifurcationsfoftem in der britten Abtheilung 
durchführt, indem es die mwirtbfchaftliche Bildung unter dem Namen 
der sciences von ber wiſſenſchaftlichen oder lettres im Unterricht ſchei⸗ 
bet, während es fie in der Anftalt felbft formell und materiell bei 
fammen läßt. Da nun das Lyceum auf Pensionnats gegründet ift, 
fo ift das Lyceum dadurch die Borbildungsanftalt ber gefamm: 
ten befigenden Klaffe für alle Berufszmweige geworben. 
Sn diefem Sinne nimmt es in der unterften Klafie faft fehon ben 
Elementarunterricht auf, die Instruction primaire da3 Peuple erfeßend; 
in der zweiten Klafje (division de grammaire) die allgemeine, zugleich 
Hafliihe Vorbildung, und in ber dritten (division superieure) dann 
die beiden Richtungen. Der Mangel an Lyceen bat num nicht bloß 
die Ecoles des particuliers hervorgerufen, ſondern ift auch die Urfache 
der Entftehung der theilmeife vortommenden fogenannten Ecoles pri- 
maires superieures, iweldye im Grunde nur die erfte Lyceumsklaſſe mit 
einem Theil der zweiten felbfländig als bie eigentliche höhere Bürger 
ſchule bildet. Durch die natürliche Concurrenz mit den Lyceen haben 
fie nicht gebeihen können; das Geſetz vom 15. März 1850 nimmt ihnen 
den Charakter der öffentlichen Schulen, und geftattet fie nur (Bücheler 
bei Schmid ©. 487). Sie find nah Jourdain (bei Block: In- 
struction primaire art. 139) als Ecoles specisles, professionelles, 
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intermödiaires etc. zu rein wirthſchaftlichen Borbildungsanftalten 
und damit in ber Universit& zu einem Theile ber Inatruetion pri- 
maire geworben, ba fie feine Vorbildungs⸗ fondern jekt Volls⸗ oder 
Gewerbebilbungsanftalten ohne öffentliche Drganifation find. 

Das Recht der Lycses wird in den franzöfifchen Darftellungen 
ſtets ſehr genau in Beziehung auf den Lehrdienſt und die Comp- 
tabilit& behandelt; die Methodeologie und Pädagogik bat Bücheler 
a. a. D. einer jcharfen, aber gerechten Kritik untergogen. Die Haupt: 
punkte des Öffentlichen Rechts find: 

1) Berwaltung. Unter dem Proviseur, der wieber unter dem 
Recteur fteht; reiner Beamieter, und feit dem Statut vom 4. September 
1821 faft jouveräner Herr des ganzen Lyceums. Er Sollte urfprüng- 
lich ſowohl eine Hafliiche ala höhere gewerbliche Bildung befiten (Der. 
vom 17. März 1808); 31 doeteurs &s letires und bachelier &s scien- 
ces fein; nach der Verorbnung vom 26. März 1829 genügt eines 
bon beiden. Der Lehrlörper der Professeurs agreges und maltres 
repetiteurs bat gar feinen Einfluß auf die Verwaltung; er 
ftehbt vielmehr unter ber beftändigen Oberaufſicht des Censeur, ber 
zugleich Das ganze Pensionnat bewacht, dem Proviseur rapportirt, und 
ihn vertritt (Statut von 1821 Art, 13 ff.). Diefer fteht wieder unter 
dem Inspecteur (fiebe oben), der unter dem Recteur de l’Academie 
ftebt, und diejer unter dem Minifter. Bon irgend einer felbftändigen 
geiſtigen Thätigkeit ift dabei natürlih Feine Rede. 

2) Schüler. Der urjprüngliche Gedanke war, daß jedes Lyoee 
zugleich ein Penſionat, und als folcdhes eine öffentliche Erziehungs: 
anftalt fein follte. Diefer Gedanke iſt erhalten, nicht zum Vortheil 
des Vorbildungsweſens. Die Aufnahme geihieht daher auch jet theils 
gegen Zahlung der Einzelnen, theild aber durch das fireng georbnete 
Syſtem der Freipläße bed Staats (bourses), welche den einzelnen 
Lyceen und analog auch andern Borbilbungsanftalten verliehen wer- 
den, theils als individuelle Unterftügung für die Zöglinge, theild um 
die Lyceen, rejp. bie andern analogen Anſtalten audzuzeichnen. Der 
Gedanke, dur die bourses die Kluft zwijchen ber befißenden Klaſſe, 
welche die Benfion zahlen fünnen (von 950—1500 Fr. je nach der 
Kiafie in Paris, in den Provinzialftäbten gebt der Preis bis auf 
600 Fr. herab) und des nicht beſitzenden auszufüllen, iſt al3 ein gäny- 
lih mißlungener zu betrachten. Im Gegentbeil find die bourses da- 
buch zu einem weiteren Mittel geworben, die Bildungsanftalten ab: 
Hängig zu machen. Daher ein tiefgreifender, zugleich forialer Unter: 
fhied zwiſchen den El&ves payants und El&ves boursiers. Die Strenge 
der Höfterlichen Auffaſſung dann modificirt durch Halbpenfionate und 





Externes. Aufnahme feit Statut von 1821 wit dem achten Jahr: 
Bedingung nur Leſen und Schreiben (f. Jourd ain a. a. D. 30 ff. 
Bücheler 475). 

3) Lehrordnung. Die Geſchichte diefer Lehrorbnung beginnt 
mit dem Syſtem der Haflifhen Vorbifpung für alle Zweige der Be 
rufsbildung, und endet mit der volllommenen Sonderung ber Hafliichen 
und volkswirthſchaftlichen bereits in den Lyceen. Letzte, bis 1868 
gültige Ordnung (Deeret vom 10. April 1862). Darnach die erwähn- 
ten drei Abtheilungen: 1) division diementaire: entipricht den höhern 
Klaffen der deutichen Volksſchule; 2) division de grammaire: Elemente 
der franzöfifden, Iateinifchen und griechiſchen Sprade. Geſchichte, 
Geographie, Mathematik; dreijähriger Curs; 3) division superieure: 
a. erfte Section: Fortfegung der clafliihen Vorbilbung für die Fe- 
cult&s des lettres; b. zweite: Worbereitung für vie Facult& des scien- 
ces; die clafjifche Bildung ift nicht mehr obligatorifch. Die Abficht if 
dabei wohl Far genug; die Ausführung aber ift im hödhften Grade 
unllar, da man über das Verhältniß ver klaſſiſchen zur gewerblichen 
Bildung Fein Princip hatte und hat, und doch die Freiheit der Wahl 
durch den Mangel einer andern gewerblichen Vorbildungsanſtalt jo gut 
als aufgehoben ericheint. Die großen Lüden in dieſem Syſtem werden 
ausgefüllt theils durch eine höchfte Classe de math&matiques, theils 
durch beſondere Enseignements accessoires, namentlich im Zeichnen 
und im Turnen. Durchſtehende Prüfung als Bedingung des Weber 
ganges von einer Klaffe zur andern. Die genaue Vorfchrift in der 
Instruction generale vom 15. November 1854; vgl. Bücdeler a. a. O. 
©. 470. Die neue Drbnung von Duruy unten. 

4) Lehrer. 1. Lehrerbildung. Eben fo unficher wie das 
Spftem der Lehre ift das der Lehrerbildung. Es hat eine boppelte 
Grundlage. Einerfeitd das der ſyſtematiſchen Lehrerbildung in der 
Ecole normale superieure, die bereitö durch Decret vom 9. Brum. 
an III ins Leben gerufen, durch Decret vom 17. Mai 1808 neu 
organifirt, durch Verordnung vom 6. September 1822 aufgehoben, 
durch Verordnung vom 6. Auguft 1830 wieder bergeftellt, durch Ber 
ordnung vom 4. Auguft 1848 ganz auf Koften des Staats über 
nommen, und durch die Decrete vom 10. April 1852 und 22. Auguft 
1854 Wieder neu organifirt wurden. Sie ift beftimmt, die Lehrer 
der Lyceen zu bilden; ihrem Inhalte nach ift fie eine Art von Com 
bination der Facult& de lettres und des sciences, mit einer jeit 1864 
eingerichteten höchften Abtbeilung, welche das Doctorat für beide geben 
Tann. Gemwöhnlicher Eurs: drei Jahre, mit Abgangsprüfung; dieſe 
gibt das Recht zum Brofefforat in den Lyceen. Sie fteht unter ber 





firengften Staatsaufficht, ift wie das Lyceum felbft ein Penfionat 
mit bourses, aber genügt aud der Babl nad nicht. Es befteht in 
der That nur Eine Anftalt, und zwar in Paris. Weber die höchſt 
mangelhafte Zehrerbilbung, namentlid Büdeler ©. 477 ff. Am 
entſcheidendſten ift doch wohl, daß zwiſchen der Lehrerbildung für die 
claffiiche (lettres) und realiftifdye (scienees) Abtheilung gar kein Unter 
ſchied beſteht. Erſt 1847 ward eine Profefiur für die Pädagogik 
gegründet. Daher befteht das zweite Syſtem in der Agregation 
(Supplirung der orbentliden Lehrer). Das urfprüngliche Princip der 
jelben war, daß die Euppleanten-Stellen (agreges) durch öffentlichen 
Concurs erivorben werben konnten, fo daß die Vorbildung in der 
Keole normale nicht nothivendig war (Deeret vom 17. März 1808). 
Durch Berorbnung vom 10. April 1852 dagegen einfache Beſetzung 
durch die Behörde nad vorläufiger Prüfung, die fih jest fireng an 
die Fächer hält, in melden der Agrégé beftellt wird. Die Agréga- 
tion bat dadurch ihren Charakter der wiſſenſchaftlichen Freiheit ver 
Ioren, welche fie bisher zu einem ber wichtigften Faktoren der Vorbil- 
dung machte, um fo mehr, als die Verordnung vom 17. Auguft 1853 
das Inſtitut der maſtres corr&petiteurs eingeführt bat, den englifchen 
tutors nacdhgebilbet, nur mit dem Unterfchiebe, daß die erftern bie 
perfönlichen Wächter der einzelnen Zöglinge find, in und außerhalb 
der Lehre, mit amtlicher Stellung, Gehalt und Ernennung durch den 
Unterrichtöminifter. Da fie zulekt die Zurichtung ber Zöglinge für die 
Prüfungen haben, und nebenbei vom Proviseur jeden Augenblid 
ſuspendirt werden können, fo ift damit das Syſtem ber völligen 
Abhängigkeit der geiftigen Bildung in den Lyceen recht vollftändig. 
Die Stellung der Lehrer felbft ift mithin die eines ganz gewöhnlichen 
Beamteten, mit feftem Gehalt und einer Tantidme an den Benftonats- 
gelvern ; feit 1852 Verbot, Penftonäre bei fich zu haben. 

5) Prüfungsſyſtem. Vielfache Abänderungen eben durch die 
allmählige Einführung des Bifurcationsfuftems. Grundlage ift die Ueber: 
sangsprüfung für die Divifions- und bie doppelte Maturitätsprüfung, 
je mit einer Brüfungscommiffion für die lettres und für die sciences. 
Doc ift die Innehaltung bes Curſes nicht obligatoriih. Das Zeug: 
niß ift ein baccalaur&at &s lettres und ein baccalaureat &s sciences. 
Büdheler a. a. D. ©. 470. Etwas anders bei Jourdain a. a. O. 
S. 37—47. Mebrigens ift das maßgebende Gele die Instruction 
generale vom 15. November 1854. 

II. Collöges communaux. Die Collöges communaux find im 
franzöftfchen Bildungsfyften eine nicht unintereflante Erſcheinung. Sie 
beruhen zunächſt darauf, daß der Staat ſich nicht für fähig erfannte, 





für das ganze Vorbilbungsivefen durch jeine Lyoses zu genügen. Es 
wurde daher den Gemeinden das Recht gegeben, eigene höhere Schulen 
auf eigene Koften zu errichten, wenn fie die Exiftenz berielben aus 
eigenen Mitteln auf zehn Jahre fihern wollten (Gefek vom 11. Flor. 
en X,). Allein die Staatöverwaltung behielt ſich trogbem die ge: 
fammte Berwaltung diefer Collöges communaux vor, und ftellte 
fie in jeder Beziehung unter die Universite, jo daß ber Recteur und 
Prefet in der Acad&mie ganz biefelben Rechte in Beziehung auf An- 
ftelung und Entlafjung der Lehrer, Lehrordnung und Prüfung bat, 
wie bei ben Lyceen (die deßhalb auch oft Collöges royaux ober im- 
periaux genannt werden). Das Geſetz vom 15. März 1850 hat biele 
Verhältniſſe geregelt, und dem Recteur das Recht gegeben, auch da? 
Bureau d’administration einfeitig zu ernennen, jo daß die lehte Spur 
der freien Selbftthätigleit der Gemeinde daraus verſchwunden ift. Die 
Commune bat fomit nur noch die Laft zu tragen, ohne ein Recht zu 
befiten. Die Folge davon tft, daß ihre Zahl fich beitänbig vermindert; 
1850 waren noch 306, jebt find nur noch 255 vorhanden. Alle Ber: 
ſuche, die verftändigen Grundſätze des Geſetzes für das Elementar: 
ſchulweſen von 1833 darauf zu übertragen, find gejcheitert. Dennoch 
enthielten fie die Möglichkeit, durch die Theilnahme der Selbſtverwal⸗ 
tung ein jelbitändiges Syſtem der wirtbichaftlihen Borbilbung im 
Realſchulweſen ins Leben zu rufen. Das ift nun abgefchloffen. Sie 
find einfache und noch dazu unvolllommene Lyceen geworben; die cen- 
trale Bureaufratie bat auch bier über das Bürgertbum den Sieg der 
von getragen. Die nächſte formelle Folge davon ift nun eine große 
Ungleichmäßigfeit ihrer Drganijation. Einige find faft vollſtändige 
Lyceen; einige haben, indem fie auch etwas klaſſiſche Vorbildung ent 
halten, den Charakter von Realgymnaſien angeitrebt; noch andere 
find faft ganz auf dem Stanbpunft der NRealihulen. Prüfungen 
bei ihnen wie bei den Lyceen; allein da die Universit& bie ganze Ber 
waltung in ihre Hände genommen, fo geht das an fich ſehr gute In⸗ 
ftitut zu Grunde (f. oben). Specialſchulen find das Collège Chaptal 
(Baris); Ecole Turgot (ebenvaf.). Die Darftellung ber Lehrorbnung 
bei Bücheler a. a. D. ©. 482 — 87. 

IIL. Ecoles secondaires libres. Die Brivatfchulen für die Borbil- 
dung waren unter Napoleon I. entweder Lehranftalten oder Penfionate; 
das Recht der öffentlichen Schulen beftand in der Beredhtigung 
zur Maturitätsprüfung (baccalaureat) vorzubereiten (institution en 
plein exercice), Das Gefeh vom 15. März 1850 bat dagegen alle 
dieſe Schulen gleichgeitellt, indem es für alle dieſelben Vorausſetzungen 


fordert. Diefe find im Wefentlichen die Forderung einer den Lyceen 
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gleihartigen Einrichtung mit professeurs und r&petiteurs, aber es 
wird zur Errichtung folcher Schulen gar Fein Fähigkeitszeugniß mehr 
gefordert. Der Staat wie bie Gemeinden können dieſe Anftalten 
unterftüßen; genauere Vorfchriften darüber bei Jourdain ©. 82 ff. 
Statiftif und andere genauere Nachrichten fehlen. 

IV. Die geiftliche Vorbilbung wird nur in den petits seminaires 
gegeben. Das Recht derfelben bat vielfach gewechſelt. Durch Decret 
vom 8. April 1809 und vom 15. November 1811 werden fie ber 
Universit& untergeordnet; 1814 davon zum größten Theil befreit; nach 
der Verorbnung vom 16. Juni 1828 durften fie nur 20,000 Schüler (!) 
haben. Das Geſetz von 1850 hat fie nun fo vollftändig „Frei“ gemacht, 
daß weder ihre Zahl beſchränkt ift, noch irgend eine Vorfchrift über 
die Bildung ihrer Lehrer befteht; der Staat hat fich zwar die Ober: 
aufficht vorbehalten, aber dieſelbe bezieht fich gar nicht mehr auf die 
Lehrorbnung und die innere Berivaltung, fondern „comme celle de 
toutes les &coles libres en general, elle porte essentiellement sur 
la moralite, l’hygiene et la salubrite,* und für dieje Oberaufſicht 
ift durch die Verordnung vom 10. Mai 1851 vorgejchrieben, daß bie 
Inspecteurs de l’Universit& fi vorher mit dem Biſchof als Haupt 
der Schule über die vorzunehmende Inſpektion zu verftändigen haben. 
Das ift die allerdings vollfommene libert& de l’enseignement des Ge⸗ 
jeßes von 1850. 

Im Allgemeinen ift auch das Urtheil der Franzoſen jelbit über 
ihre Iostruction s&condaire Fein günftiged. So fagt Charles Read 
bei Block Diet. de la Politique, v. Instruction publ.: „On peut done 
affirmer qu’en ce qui concerne l’enseignement secondaire l’6lan 
rapide qui avait suivi la r&volution de 1830 ne s’est point main- 
tenu & partir de 1850 et de 1851; c'est surtout dans les hautes 
classes de nos lyc6es et de nos colläges que cette observation s’est 
fait sentir et mäme rev&t un charactere absolu.* Bücheler bat 
die didaktiſchen Gründe dafür gut dargelegt; die wahre Urſache liegt 
tiefer und kann ohne das unglüdliche Syftem der Facultes nicht ver- 
ftanden werben. Statiftich wird von Read angegeben, daß bie Schüler: 
zahl der 75 Lyc6es impereaux 1864 24,000 Schüler, der Colleges 
communaux 25,000, und der Etablissements libres 64,000 Schüler 
geweſen find; bebeutfame Zahlen für den Charakter dieſer brei Grund⸗ 
formen des wiſſenſchaftlichen Vorbildungsweſens. 

— Das hier bezeichnete Bifurcationzfyftem Fortouls hat nun auch 
dem Namen nach das ganze franzöfiiche Vorbildungsweſen beberricht, 
und im Grunde weder bie wiſſenſchaftliche, noch die wirthſchaftliche 
Vorbildung zu einem gebeiblihen Refultat kommen laſſen. Das 

Stein, die Berwaltungslehre, V. 20 
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Minifterium Duruy, das dem Gründer des firengen Bifurcationsfuftems, 
Fortoul, folgte, fühlte das fehr wohl, und hat fidh daher durch einen 
großen und energiſchen Berjuch ausgezeichnet, jenes Euftem zu beſei⸗ 
tigen. Schon das Decret vom 29. September 1863 änderte die Stel 
lung. ber modernen Sprachen, indem das Englifche und Deutiche (event. 
das Stalienifhe und Epanifche) in die wifienfchaftliche Abtheilung ver: 
legt, und für diefe als obligatorifch erflärt wurde. Das Circulär vom 
2. Dcetober 1863 erflärte dann, daß man an die Stelle des „künſt⸗ 
lihen Bifurcationssyftemes eine natürliche Ymeitheilung der construe- 
tion secondaire ſetzen“ wolle, und das Decret vom 4. Februar 1864 ſprach 
endlich formell aus, daß die Theilung in die section des lettres und 
die section des sciences, die das Decret 10. April 1852 eingeführt 
batte, definitiv aufgehoben fei. Allein gleichzeitig warb baneben ein 
Curs der fogenannten „Elementarmathematif” für die Lyceen eingeführt, 
in dem die Zöglinge nad) Vollendung der troisitme übergehen können 
und welcher zu den mathematiques speciales hinüberführen fol. Da⸗ 
mit war dem Wefen der Sade nad das alte Bifurcationsfuftem 
vollſtändig erhalten, denn an die beiden wahren Wurzeln beffelben bat 
Duruy durchaus nicht gerührt. Die erfte diefer auch jet unerfchütterten 
Grundlagen des alten Syſtems befteht nad) wie vor darin, daß das 
Lyceum ein Ganzes bleibt, in welchem das ganze Gebiet ber wirth⸗ 
ſchaftlichen wie der wiſſenſchaftlichen Vorbildung geboten wird, fo daß 
durch die neuen Verordnungen nur die äußere Anorbnung der Stoffe 
und der Webergänge etwas anders getvorden iſt. Ben einer Selbftän- 
digkeit eines Realfhulfyftems neben dem Gymnaſialſyſtem in 
eignen Anitalten mit eignen Lehrern, womit das Princip der Bifur- 
cation erſt befeitigt werben würde, ift nach wie vor Feine Rede: die 
realiftiihen Fächer bleiben nad wie vor Fächer des Lyceums, ivenn 
fie auch nicht mehr wie früher gerade section des seiences heißen; und 
daher bleibt für deutſche Logik die Beftimmung des Circulärs vom 
21. März 1863 unverftänblid, nach welchem zwar das Bifurcation- 
ſyſtem befeitigt fein, aber dennoch in demfelben Lyceum ein Examen 
für die lettres im früher angegebnen Sinne des baccalaur£at &s lettres, 
ein andres für bie sciences des baccalaureat &s sciences geben foll, 
neben denen noch das Examen für bie mathematiques sp6ciales die 
Bedingung des Eintrittes in die Ecole polytechnique und von biefer 
in die Ecole des ponts et chaussees möglich macht. An ber zweiten 
Baſis des alten Syftems, dem gemeinfamen Benfionat für die Zög 
linge de3 ganzen Lyceums, das eine äußerliche Scheivung und Auf- 
ftelung ber Realfchulen gar nicht auflommen läßt, bat diefe neuefte 
Gejehgebung nicht entfernt gerüttelt. Trotz aller Emphafe, mit der 
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bier daher von einem „neuen Studienplan“ geredet morben ift, fehen 
wir im Weſentlichen das alte Syſtem in gar nicht? geändert. Die 
franzöfifche Vorbilbung hat ihren Charakter, die formelle Einheit ver 
mifjenfchaftlichen und wirtbichaftlihen Vorbildung trog Duruy und 
feinen Circularen zum Schaden des Bildungsweſens behalten, und wird 
fie behalten, fo lange nicht dur Aufhebung der verberbliden Pen⸗ 
fionate ein felbftändiges Realfchulfyftem neben dem Gymnaſialſyſtem 
aufgeftellt wird. 


II. Gelehrte und wirthſchaftliche Fachbildung (die Instruction supörieure 
aber dad Syſtem ber Facultös. Das Collöge de France und bie Specials 
inftitute). 


Unter dem Fachbildungsweſen begreifen wir nun bier die Gefammt- 
heit von Staatsanftalten, welche, an das Vorbildungsweſen anjchließend, 
für den wirklichen Öffentlichen Beruf vorbereiten. Auch bier ift eine 
Trennung des gelehrten von dem wirthſchaftlichen Syftem nicht thunlich, 
was die einheitliche Auffaflung des Ganzen allerdings ſchwierig madht. 

Dan muß nämlich zuerft für diefe Fachbildung dag Syſtem des 
Facultes von dem Collège de France und daneben die Specialinftitute, 
die gleichfall3 der Universit& nicht einverleibt find und felbitändige Bil- 
dungsanftalten für ganz einzelne Yächer find, ſcheiden. Formell näm⸗ 
lich bilden die Facultes Fachbildungsſchulen, den deutichen Fakultäten 
ähnlich, und die Gefammtheit diefer Facultes wird zufammengefaßt 
unter der öffentlich rechtlichen Bezeichnung der Instruction superieure, 
die das dritte und höchſte Gebiet der Universite als allgemeinen Bil- 
dungsorganismus bildet, während das Coll&ge de France und die 
Specialinftitute neben den Facultes felbftändige, der Universit& an« 
gehörige Lehrlörper find, und ebenfo auch eine weſentlich verichiedene 
Drganifation befigen. Es ift dabei auf den erften Blick in die gefehliche 
Thätigkeit und Stellung derjelben ar, daß die Facultes das eigentlich 
franzöfiihe Syſtem der Fachbildung enthalten, während das Collöge 
de France den Reſt der höheren freieren germaniſchen Univerfitätss 
bildung freilich auf dem fehr befchräntten Gebiete der allgemeinen Bil 
dung vertritt, und die Sperialinftitutionen mieber von den Facultes 
und dem College de France gefchieden, etwa den einzelnen Inſtituten 

entſprechen, die mit den deutſchen Univerfitäten verbunden find, Allein 
auch wenn man das Syftem der Facultes und andererjeitö des College 
de France und der Specialinftitute für fich betrachtet, ift der Unter: 
fchieb mit der deutſchen Univerfitätsbildung ein durchgreifender. Wir 
ftellen fie daher hier neben einander, ben Blick feſt auf das Bild ge 
richtet, das uns die deutichen Univerfitäten gegeben haben. 
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A. Das Syſtem der Facult&s. 


Das Frankreich eigenthümliche Syftem der Facultes ift formell die 
Aufitelung ſelbſtändiger Fachbildungsanftalten für die einzelnen wifſen⸗ 
ſchaftlichen Berufe, in der aber die im Bifurcationsfuften der Lyceen 
auftretende Scheidung der Sciences und der Lettres fich fortſetzt. Es 
gibt daher fünf Arten der Facultes in Frankreich. In diefer Bezie⸗ 
bung ift die äußere Aehnlichkeit mit dem beutfchen Univerſitätsweſen 
‚allerdings vorhanden. Allein der Unterſchied tritt fogleich hervor, fo 
wie man einen Schritt weiter geht. Jene fünf Facultés find nämlich 
nicht Fakultäten an einer Univerfität, alfo zufammen einen felbftän 
digen, auch örtlich als Einheit auftretenden wiſſenſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltungskörper bilvend, ſondern jede diefer Facultes beſteht ganz für 
fich ; fie find in verichievenen Orten bergeftellt, und ſowohl ohne wiſſen⸗ 
ſchaftliche als abminiftrative Verbindung unter einander. Gemeinfam 
ift ihnen nur die oberfte ftaatliche Verwaltung, vermöge deren fie 
unter der Universit& als Instruction superieure ftehen. Eben jo wenig 
ift ihnen der Lehrgang oder auch nur die Dauer beflelben gleich; jede 
Facult& ift von vorn herein als eine ganz felbftändige, nur für ihren 
Zweck beftimmte Fachbildungsanſtalt aufgefaßt. Es ift der tiefe innere 
Unterichied des Fakultätsweſens Frankreich von dem beutfchen faft auf 
den erſten Blid Mar, fo wie man die Drganifation derfelben betrachtet. 
Sie find allerdings Berufsbildungsanftalten; allein der Beruf felbft iſt 
dem franzöfiichen Geiſte überhaupt nicht bie ethiſche Einheit des ganzen 
geiftigen Lebens, ausgebrüdt in der Lebendaufgabe des Einzelnen, fon 
dern nur eine fpecielle Ausübung einer beitimmten öffentlichen Pflicht. 
Der Beruf fordert daher auch in Frankreich feine Gefammtbildung des 
Geiftes, fondern nur die jpecielle Fachbildung. Der geiftige Einfluß, 
den eine Wiſſenſchaft auf die andere hat, ift bier nicht befannt oder 
doch nicht anerlannt. Es gibt Fein geiſtiges Band und daher auch fein 
äußeres Zuſammenwirken und Bufammenfein der Fakultäten in der 
Univerfität. Daher fehlt der ganzen Fakultätsbildung Frankreichs 
dasjenige, was dieſelbe in Deutichland jo weſentlich charakterifirt. Die 
Facult& bat feine allgemeinen Fächer, Teine Philoſophie, Feine Ge 
ſchichte, Feine Staatswiſſenſchaft, nicht einmal Lehritühle für diejelben, 
viel weniger eine Prüfung bafür. Selbit der Zufammenbang mit der 
Borbildung iſt ein anderer. Die Instruction secondaire der Lycdes 
gilt nicht für jede Faculte, fondern das Baccalaureat &s sciences 
gilt nur für die Facult& des sciences und nicht für die übrigen, 
während die Facult& des sciences felbft wieder, mit Ausſchluß der 
klaſſiſchen Bildung, nur die theoretifch mirtbichaftliche in Mathematik 
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und Phyſik enthält. Von den das deutſche Univerſitätsweſen gleihfam 
erfüllenden Nebeninftituten, namentlich den Seminarien, ijt feine Rebe. 
Das Prüfung 8ſyſtem ift daher ein eben fo verfahrenes; es bat. ven 
Charakter der Fachbildung felbft angenommen und befteht aus lauter 
Einzelprüfungen, die in der lehtern Zeit noch mehr zerfplittert worden 
find. Ueber das Verhältniß und den Werth der klaſſiſchen Bildung 
berricht daher eine durchgreifende Unklarheit; man bat weder vermodht, 
fie ganz zu bejeitigen, ſelbſt nicht in den sciences, noch aud ihnen 
eine philoſophiſche Gründlichkeit zu geben, felbft nicht in ben lettres. 
Das Prüfungsiyften an allen dieſen Facultes hat zwei Stufen, das 
Ricentiat und das Doktorat; das lehtere bat von ber germanischen Univer: 
fität etwas längere Vorbereitung und die Verpflichtung zur Vertheibi- 
gung von Streitfäten beibehalten. Die Prüfungen felbft ftehen unter 
den Prüfungstommiflionen ver Afabemie; fie find fehr leicht, und ftrenge 
auf das einzelne Fach der Abtheilungen beichräntt, dem beichräntten 
Bildungsgange derjelben entiprechend. Das Syſtem ber Faculies, melde 
die Stelle der ledteren vertreten, berubt in feiner neueften Drganifation 
auf dem Decret vom 10. April 1852 (Studienordnung), dem Geſetz 
vom 14. Juni 1854 und dem Decret vom 27. Auguft 1854 über die. 
neue Drganijation der Academies. 

1) ®ie Facultes des lettres und die des sciences vertreten un: 
gefähr die Idee ber deutſchen philofophiichen Fakultät. Aber beibe 
bilden weder eine Einheit, noch ftehen fie in Beziehung zu den übrigen 
Faculté s. Die Facult& des lettres ift vielmehr das, was bie Philo- 
logie vertritt, während die Facult& des sciences, ohne ſtaatswiſſen⸗ 
fchaftliche Lehre, die mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftliche Bildung noth: 
dürftig enthält. 

Die Facultes des lettres (16) find die philologiſch⸗philoſophiſche 
Bildungsanftalt. Ordnung der Vorlefungen (Decret vom 7. März 1853). 
Die Aufnahmöprüfung wird dur das in dem Lyceum, troisieme 
division, section des lettres, erworbene baccalaur£at &s lettres erfeßt, 
zu welchem für den Candibaten nach dem Geſetz von 1853 (Art. 63) 
überhaupt nicht einmal ein Lyceum befucht zu haben nöthig ift. “Die 
Abgangspräfung ift die Prüfung zum licencie &s lettres; fie iſt fchrift- 
Ih und mündlich und fehr einfach. Der Candidat zum liceneie braucht 
nur Ein Jahr Baccalaureus geweſen und nur zwei Curſe nach feiner 
Wahl gehört zu haben. Die Promotion zum Docteur &s lettres er: 
folgt nach ftattgehabter Vertheidigung von zwei Theſen; über dieſe Ver: 
theidigung wirb dann erft an den Miniſter berichtet, nad) dem Arrete 
vom 17. Juli 1850. 

Die Facultes des sciences (au 16) Ichließen die llaſſiſche 
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Borbildung aus, fie find weſentlich naturwiſſenſchaftlich und mathematiſch. 
Das eigentlich wirtbichaftliche Element fehlt. Dennoch iſt für bas 
baccalaureat &s sciences durch Decret vom 10. April 1852 auch eine 
lateinische Ueberſetzung geforvert, und eine mathematifche „composition.“ 
Die Abgangsprüfung ergibt auch ein Licentiat; aber daſſelbe ift jet 
gar in drei Theile getheilt und jeder diefer Theile befteht ganz für fich. 
Diefe drei Arten von „licences“ find die licence ds sc. mathema- 
tiques, ès sc. physiques und &s beiences naturelles, jede mit ihrem 
(turzen) Examen. Das Doftorat fordert die Vertheidigung Einer Theſe. 
So iſt dieß ganze Gebiet hoffnungslos zeriplittert. Dazu kommt, daß 
bie einzelnen Gemeinden noch Eooles preparatoires errichten können, 
deren Eurje den Fakultätskurſen gleich ftehen. 

Faculies de droit (jeit Gele vom 22. Vent. an XII; gegentwärtig 
neun) Gegenitand nur Juriöprubenz; gar Teine weitere Berufsbildung, 
brei Jahre Curs; für das Doltorat vier Jahre. Das Baccalaureat 
(nach zwei Jahren) ift eine Uebergangsprüfung; die licenoe en droit, 
die eigentliche Abgangsprüfung, wird nach dem dritten Jahre ertheilt 
und ift mit der Vertheibigung einer Thefe verbunden; das Doktorat wird 
erft nach zivei Prüfungen, wovon Eine römiſch⸗rechtlich, ertheilt. Jähr⸗ 
lich werden Preife und mentions honorables ausgetheilt. Durch Decret 
vom 17. September 1864 ift an ber Faculi& de Paris ein Lehrſtuhl 
für „economie politique“ errichtet, der einzige bisher an einer Rechts⸗ 
fatultät! (®gl. Say, Traits II, 233, J. d’Econ. 1865.) 

Faculis de medecine. Es gibt ihrer für ganz Frankreich feit 
Gejet vom 11. Frim. an III nur drei (Paris, Montpellier, Straß: 
burg); vierjähriger Curs mit jährlihen Prüfungen, ohne baccalaursat 
und licence; das Doktorat ift die eigentlihe Abgangsprüfung und 
wird nach fünf Prüfungen verliehen. Daneben beftehen brei les 
superieures de pharmacie feit Gejeg vom 21. Germ. an XI neben 
jenen Facultes (f. oben Apothekerweſen). Das völlige Ungenügen 
biefer Einrichtungen rief dann die Errichtung von Ecoles preparatoires 
de medecine hervor, jeit Gefek vom 11. Flor. an X durch Verorbnung 
vom 18. Mai 1820 der Universit€ eingereiht. Es find das reine 
Kliniken nebft Vorträgen, ohne daß die Vorbilbung ber sciences 
gefordert würde; fie beſtehen neben ben örtlichen Hofpitälern; der Lehr: 
körper bat feit Decret vom 22. Auguft 1854 das Hecht, den Grad bes 
Officier de sante& zu verleihen und die Hebammenprüfung vorzunehmen. 

Facultds de theologie (ſechs) Fehr unvollitändig, bachelier nur, 
wenn das baccalaureat &s lettres ſchon erivorben; lioence nach Ber: 
theidigung einer Theje, Doktorat nach Vertheidigung einer zweiten. 
Die Tatholifhe Kirche erkennt die Grade gar nicht an. 
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Weber das ganze Syſtem jagt Frederic Morin bei Blod Dict. 
de Politique, v. Instruction: „Notre enseignement sup£rieur est 
très loin de valoir celui de l’Allemagne, et & quelques é gards on 
peut dire qu’il n’existe que d’une fagon nominale.“ Das formale 
Hecht fehr gut bei Laferriere (Droit admin. II. T. W. Ch. 11). 


B. Das Coll&ge de France. 


Das Gefühl diefes tiefen Mangels in ber Instruction sup£rieur 
bat nun ein Inftitut ins Leben gerufen und erhalten, das formell Fein 
ähnliches in Europa neben ſich hat, das Collöge de France. Das 
Collöge de France ward ſchon am 24. März 16529 gegründet, ſchon 
damals im Gegenfaß zu ber Universite de Paris, die in Beichränttheit 
und Scholaftif den auch wifienfchaftlihen Aufihwung der Renaiflance 
unter Franz I. hemmte. Es follte die Univerfität der freien 
klaſſiſchen Lehre fein. E& war daber für Feinen Beruf eingerichtet, 
batte Feine Prüfungen, ertbeilte feine Grade, nahm fein Collegiengeld, 
ftand nicht unter der Behörde, welche die Univerfität verwaltete; aber 
es bat ſich von jeber auf die allgemeine Haflifche Bildung, Philoſophie 
und Naturivifienfchaften beſchränkt. Es ift das für ganz Frankreich, 
mas bie philologiihen Fakultäten für jede Univerfität Deutichlands 
find; nur daß ihm in feiner Trennung von den Fakultäten die leteren 
von jeher feindlih waren. Der Kampf mit der Parifer Univerfität 
bor der Nevolution, die es ſtets unterwerfen wollte, zieht fich durch 
das ganze fiebzehnte und achtzehnte Jahrhundert; aber bei dem freien 
Geifte, den diefe Inftitution von jeher durchwehte, war eine Vereini— 
gung gerabezu unmöglid. Das Jahr VII erhielt daher auch von allen 
alten gelehrten nftitutionen das Coll&ge de France (Decret vom 
25. Messidor) und felbft Napoleon ließ es 1808 außerbalb feiner 
Universit& beftehen; er hätte es vernichten müflen, um es einzuorbnen. 
Auch Napoleon III. hat es nicht berührt; er hat nur die Ernennung ber 
Profefloren, jedoch nach Präfentation des Lehrlörperd und des Institut 
de France vorbehalten (Decret vom 9. März 1853), während der Pro: 
feflorentörper des Collöge de France der einzige Öffentliche Lehr: 
körper in Frankreich ift, der die Supplenten und Gehülfen felber 
ernennt (Reglement vom 25. Dftober 1828) und unter einem jelbft- 
gewählten Boritand ſelbſt die Disciplin feines Lehrkörpers ver: 
waltet. Es ift die einzige Lebranftalt, die gegenüber der höchſt be: 
ſchränkten Fachbildung in den Facultes der Instruction superieure das 
biftorische Princip der germanifhen Univerfitätsbildung und die freiheit 
der Lehre und der GSelbftverwaltung im Syſtem der franzöfiichen 
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wiffenfchaftlichen Bildung vertritt; aber eben darum ift es ſelbſt ſchon Feine 
Berufbildungsanftalt, fondern in der That eine von der Verwal⸗ 
tung organifirte Anftalt für freie wiſſenſchaftliche Vorträge außerhalb der 
Instruction superieure, entjprungen aus dem Bebürfniß einer höheren 
Einheit der wiſſenſchaftlichen Bildung, ohne jedoch dieß Bedürfniß organifch 
befriedigen zu können, da es theils Feine Verpflichtung der Studirenden 
gibt, es zu beſuchen, theils auch nur das Eine Colldge in Paris be: 
fteht. Die Unfähigkeit, dieß College feit Jahrhunderten weder auf 
heben noch e3 ber Universit&E unterwerfen zu können, zeigt am beut- 
lichften den tiefen Gegenfab, der im ganzen willenfchaftliden Berufs- 


bildungsweſen Frankreich berrjcht und ihm eigentlich feinen Charakter 


gibt. Vergl. über das Collöge de France Franchart bei Blod Dict. 
de l’Admin. Das Gefühl der Sache fehr Har bei Charles Read 
(Blod, Diet. de la Politique): „le Colläge de France est cens& repre- 
senter d’une maniere speciale l’esprit de hardie initiative et de 
libertd entiere.“‘ 


C. Specialinftitute. 


Aus demjelben Mangel aller allgemeinen Bilbung in der Instruction 
sup£rieure hat fi nun die Nothwendigkeit gebilvet, bei gewiflen Special: 
inftituten zugleich ſyſtematiſche Lehrvorträge zu balten und fie fo als 
felbjtändige Glieder des Fachbildungsweſens neben die übrigen zu ftellen, 
wobei jeboch nie überfehen werten muß, daß fie nicht etwa wie in 
Deutichland regelmäßig mit den Univerfitäten verbunden find, fondern 
daß je Eine Anjtalt für ganz ranfreih genügen muß. Diefe Sn: 
ftitute der rein wiſſenſchaftlichen Specialbildung find: 

a) Museum d’histoire naturelle jeit Decret vom 10. Juni 1793, 
mit 15 Lebrftühlen und Einem Beſuch. 

b) Ecole des langues orientales, ſchon feit 1669 errichtet als 
Lehr: und Erziehungsanftalt zugleich auf öffentliche Koften; Fachbildung 
für die orientalifchen Confulate unter der Verwaltung des Minifters 
des Aeußern; die Zöglinge heißen „Jeunes de langue“ (Verordnung 
vom 20. April 1833). 

c) Bureau des longitudes, Errichtung vom 7. Messidor an III 
(1795). Neuefte Ordnung dur Decret vom 30. Januar 1854 mit 
völliger Trennung vom Observatoire, fpeciell für Beobachtungen in 
der Aſtronomie, Entwidlung der aftronomifhen Inſtrumente, Publita 
tionen über die Connaissance des temps u. f. im. 

d) L’Observatoire: rein aftronomifches Beobachtungsinftitut. Neue 
Ordnung dur Decret vom 30. Januar und 1. Februar 1854. 

e) Ecole des chartes. Fachſchule für Paläographie; die Schüler 
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werben vom Miniſter ernannt; Prüfung nad breijährigem Curs; 
darauf diplome „d’archiviste pal&ographe,** mit dem Recht auf An: 
ftellung als öffentlicher Archivar. Organifation durch Verorbnung vom 
31. December 1846, neuere Beitimmungen Berorbnung vom 16. Mai 
und 18. Dftober 1849 und 4. Februar 1850. 


B. Die ſelbtändige wirthſchaftlihe Berufsbildung in Fraukreich. 
(Außerhalb der Université). 


"Denn wir nunmehr neben dem obigen Syſtem der Universite 
und ihrer verfehlten Bifurcation noch von einer felbftändigen wirth⸗ 
Ihaftlichen Berufsbildung reden, fo liegt es auf der Hand, Daß es ſich 
bier nicht um ein Syſtem berjelben handelt. Und zwar Tann man wohl 
jegt mit einfacher Hinweifung auf das Bisherige jagen, daß jo meit es 
neben der Universit6 und ihrer sciences noch wirtbfchaftliche Bildungs» 
anftalten gibt, dieſelben weder auf einem Vorbildungsſyſteme ruhen, 
noch durch irgend einen höheren Gedanken zufammengehalten werben, 
ſondern einfach die Erzeugnifie unabweisbarer praftifcher Bedürfniſſe find. 
Man darf daher bier auch nicht die für Deutichland geltende äußerliche 
Scheidung der Vorbildungsanftalten, noch weniger ein rationelles Klaffens 
ſyſtem erwarten. Vorbildung und Fachbildung gehen, mit Ausnahme 
ber Specialfchulen, fo in einander über, daß man nicht zu einem Syſteme 
gelangt. Scheivet man jedoch das gewerbliche Vorbilbungsivefen von 
dem in ber Universit& gebotenen theoretifchen, fo ift daſſelbe theils in 
einer Reihe von Etablissements particuliers vertreten, theils aber durch 
eine Anzahl von Zeichnenfchulen, den fog. Cours de dessin applique 
& lindustrie, die in den meiften größeren Stäbten eingerichtet find, 
aber ohne Weitere gewerbliche Bilbung fich bloß auf das Zeichnen be 
ſchränken. Das Mufter derſelben war die feit 1764 in Paris ein- 
gerichtete Zeichenſchule für die six metiers. Sie ift jet ausgebilvet zu 
der Parifer „Ecole imp. de dessin et de math&matique appliqu6 & 
l’industrie.* Hier ift, fo viel wir wiſſen, ausnahmsweiſe die Grundlage 
breiter angelegt und aus ihr eine allgemeine Gewerbeſchule für alle 
bildenden Handwerke mit Abendcurfen geworden. Daneben bejtehen 
noch niedere Schulen für bloßes Zeichnen. In diefen Anftalten er 
Icheinen allerdings bie Fortbildungsſchulen für Handwerker vertreten. 
Charakteriftif derfelben von Franz Kugler, Kleine Schriften 3. Thl. 
©. 431—433 (von 1846). Die Ecoles imp. d’arts et metiers, deren erfte 
bereit3 durch Decret vom 6 Vent. an XI. in Compiegne errichtet warb und 
zu der 1815 die von Beaupreau, 1843 die von Air hinzugelommen ift, 
find im Grunde nur höhere Geiverbefhulen, aber wieder mit ganz 
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beilimmter Beſchränkung auf einzelne Gewerbe, namentlich auf Feuer⸗ 
arbeiter, Schlofler, Schmiede ꝛc.; fie find als Penfionate eingerichtet, 
mit bourses, breijährigem Curs, Prämien und Ehren, jtehen unter der 
Stantöverwaltung und haben ihr eigenes Budget. Nur bie legteren 
bat Smith bei Blod ausführlich beiprochen, die anderen nur ange: 
deutet; Bücheler hat das Ganze übergangen. 

Das Syſtem der einzelnen Fachbildungsſchulen, aus bdenjelben 
Bebürfniflen wie das bdeutfche hervorgegangen, hat allerbings formell 
viefelbe Geftalt wie das deutſche. Allein in feinem Lebensprincip und 
feinem eigentlichen Charafter ift e8 ein twefentlich anderes. Der Gebanfe 
nämlich, daß es auch innerlich ein Ganzes und daß feine Grund: 
Inge eine organiich wiſſenſchaftliche ſei und als ſolche fo weit möglid 
auch als organifche Einheit zum Ausprud gelangen müfle, hat niemals 
in Frankreich Pla gegriffen. Man kann das wohl am durchgreifenditen 
bezeichnen, wenn man im Hinblid auf die Gefchichte der deutfchen wirth⸗ 
ſchaftlichen Fachbildung fagt, daß Frankreichs Bildungsweſen niemald 
die Epoche der Tameraliftiichen Bildung durchgemacht und daher aus der- 
felben niemals das Bedürfniß nach einem wiſſenſchaftlichen Inhalt der 
wirtbfchaftlichen Bildung empfangen bat. Obwohl daher Frankreich durch 
feine Ecole polytechnique den Namen der polytechniſchen Anftalten ind 
Leben gerufen hat, fo beſitzt es nirgends eine Anſtalt, janidt 
einmal eine Auffaffung, melde der der deutſchen polytechnilchen 
Sinftitute irgendwie vergleichbar wäre. ‘Die Idee einer höheren, allge 
mein mwiflenfchaftlichen Entwicklung des gewerblichen Lebens hat in Franf- 
veih niemals Platz gegriffen, fondern alle feine wirthichaftlichen Fach⸗ 
bildungsanftalten find nicht bloß in der Wirklichkeit, fondern ſogar dem 
Princip nad reine Specialfhulen. Bon einem Anſchluß an die 
Univerfität und ihre höhere Bildung ift gar Feine Rede, wie fie in 
Deutichland fo vielfach direkt ausgeſprochen und eingeführt ift. Eine 
höhere wifjenfchaftliche Bildung, ein Aufnehmen der Geſchichte oder gar 
der Elemente der Staatöwifienfchaften mit Nationalöfonomie, Verwal 
tungsrecht und Statiftif, ift vollkommen ausgeſchloſſen; nicht einmal 
fremde Sprachen find irgendwie gefordert oder geboten! Es if 
daher nichts verfehrter, ala das franzöſiſche wirtbichaftliche Fachbildungs⸗ 
weſen fih zum Mufter zu nehmen; vie große, eigentliche Lebensfrage 
der deutfchen Anftalten, das Verhältniß derfelben zur allgemeinen Bil 
dung, bat die franzöfifchen gar nicht berührt. Nur darin find fie for 
mell verwandt, daß jede dieſer Anftalten ihre eigene Drganifation hat, 
und daher einer felbftändigen Darftellung bebürfte, die mir bier nicht 
geben fünnen. Nur auf Einem Punkte bricht fich auch bier, in ana⸗ 
loger Weife wie bei ber Instruction superieure, im Coll&ge de France 
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die germanifche Idee der höheren Einheit diefes ganzen Gebietes Bahn 
und das ift das Conservatoire des arts et metiers, das man in Deutſch⸗ 
land neben der Ecole polyteohnique viel zu wenig beachtet hat und 
befien dee eine fehr fruchtbringende if. Wir ftellen es daher an 
bie Spite und laflen die übrigen Fachſchulen nachfolgen. 


A. Conservatoire des arts et meliers. 


Der Gebanle deflelben ift von Descartes ausgegangen; das Geſetz 
vom 19. Vend. an III bat ihn zu verwirklichen begonnen; bie folgen: 
den Regierungen haben ihn ausgeführt. Urfprünglich follte das Con- 
servatoire tvejentlich nur eine Sammlung von Majchinen und Muftern 
aller Art für alle Gewerbe fein. Daran ſchloßen fi) Yortbilbungs- 
unterricht für die nieberen Handwerke, bie Errichtung einer Bibliothek 
und bie Beitellung von „trois demonstrateurs,* welche die Benüßung 
ber Werkzeuge und Mafchinen Iehren follten. Erft die Verordnung vom 
25. November 1819 organifirte das ganze Inſtitut nach den Bebürf- 
niflen ber gewerblichen Fortjchritte unferes Jahrhunderts. Schon früher 
batte man eine niebere, elementare Gewerbeſchule am Conservatoire 
eingerichtet (1806). Jetzt wurde der Unterfchieb der Instruction primaire 
und superieure eingeführt und neben allen Gebieten der wirtbichaft- 
Iihen Bildung jogar die Elemente der Staatöwiflenichaft mit aufge: 
nommen, namentlich aber auch die Verbindung der Fünftlerifchen 
Bildung mit der getverblichen angeftrebt. Gegenwärtig werben vierzehn 
Gegenftände vorgetragen; da8Conservatoire hat feinen eigenen großen 
Lehrlörper und derſelbe ift zugleich das begutachtende Organ für bas 
Minifterium in gewerblich technifchen Fragen. Es fteht unter dem Han- 
belaminifterium, das die Lehrer anſtellt. Es bat verichiedene Drganija- 
tionen durchlebt; die gegenwärtig geltende ift das Dekret vom 10. Dec. 
1853 und das Reglement vom 19. Januar 1854. In der That ift 
das Conservatoire des arts et metiers dasjenige, was man bie ge 
werbliche Univerfität der wirtbichaftlichen Bildung nennen könnte, na- 
mentlih wenn man den baneben beitehenden Cours de Dessin et de 
Ge&ometrie (mit einer höheren und nieberen Abtbeilung) hinzurechnet 
(Bugler, Gewerbl. Yortbildungsfchule bei Schmid I. 888). Das 
follte man in Deutichland viel mehr zum Mufter nehmen als die höchft 
untergeorbnete Ecole polytechnique. Wie Ionnte doch Koritska in 
feinem fonft jo gründlichen Werte das überſehen? Leider gibt es für 
Frankreich nur Ein? und das ift wieder in Paris. Alle andern An: 
ftalten find neben ihm veine Specialfchulen. 
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B. Specialſchulen. 


J. Deffentliches Bauweſen. Das öffentliche Bauweſen beruht 
weſentlich auf der Ecole des ponts et chaussces, die bereits 1750 ge: 
gründet, unter der Revolution aufrecht erhalten, und burch dag Decret 
vom 13. Ditober 1851 neu organifirt ward. Bis zu dieſer Organifation 
war diefe Schule eine ftreng franzöfiihe und ausſchließlich für bie 
Böglinge der Ecole polytechnique beftimmt. Erſt jetzt ift fie eine all: 
gemeine Fachbildungsanſtalt für Bauweſen, zugleich für Fremde zugäng: 
lich. Aufnahme nad ftattgefundener Prüfung. Gegenftand ver Bil- 
dung das Hoch: und Straßenbaumejen, Waflerbau und etwas Bau: 
recht in zehn Curſen; dreijähriger Curfus. Die Schüler der Ecole po- 
Iytechnique bevürfen feiner Aufnahmsprüfung; das ift jet die einzige 
Verbindung zmwilchen beiden; Aufnahmsordnung (vom 14. Yebr. 1852); 
Lehrorbnung (Decret vom 13. Nov. 1851). -— Die Ecole polytechnique 
ift eine Militär-Ingenieurſchule und fteht unter dem Kriegäminifter; 
fie ift ein Penfionat (mit 1000 Fr. Benfion). Zulafjung gegen Auf: 
nahmsprüfung, ohne formelle Vorbedingung. Curjus nur zwei Jahr. 
Lehrgegenftände: Vorbildung für die Ponts et chaussees, die Mines, 
Telegraphenweſen, Tabalverwaltung (!) Waflerbau, „enfin pour 
les autres services publiques qui exigent des connaissances &tendues 
dans les sciences math&matiques, physiques et chimiques* (Decret 
vom 25. Nov. 1852). Das Ganze ift fo ſehr eine untergeordnete 
Milttärichule, daß die mit Abgangszeugniß verjehenen Schüler, wenn 
fie feine Anftellung finden ober in die höheren Specialfchulen übergeben, 
Unterlieutenants werden. Wie biefelbe als Mufter für die deutfchen 
polytechniichen Inftitute hat gelten und in ber deutſchen Literatur die 
Ecole des Ponts et Chaussees, oder gar das fo viel michtigere Con- 
servatoire hat verbunfeln können, bleibt geradezu unbegreiflich! 

II. Höhere Gewerbelehre. Ecole centrale d'Arts et Manu- 
facture hauptjächlich neben Zeichnen und Chemie auch Metallurgie, 
Hüttenbau, Leitung von Werkftätten und Fabriken. Zulaſſung mit dem 
fechzehnten Jahr (!). Dreijähriger Curs. Die Anftalt gehört baupte 
jächlich der Stabt Paris, jedoch mit bourses, demibourses und Staats: 
fubvention. Das Programm fcheint fehr unbeitimmt (Smith bei Block 
a. a. D. v. Enseignement industriel, Read, Instr. publique). 

HI. Ecole superieure de Commerce. Grundlage der Drganifation 
ift die Scheivung in trois comptoirs; erſtes: allgemeine Bildungs: 
gegenftände; zweites: Correfpondenz und Arithmetil, nebit fremden 
Sprachen (nicht obligat); drittes: angeiwendete Chemie, Waarenkunde, 
allgemeine volfswirthichaftliche Vorkenntniſſe. Nach dem dritten Jahr 
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ein diplome de capaeite; jonft Mebaillen . Zwölf Etipendien vom 
Staate zu 1200 Fr., durch Prüfung zu erwerben. 

IV. Bergwerksſchule. Peoles des Mineurs in St. Etienne 
fett 1816 und Alais feit 1843. Aufnahmsprüfung: Leſen, Schreiben 
und die vier Species! Doc ift die erftere die höhere. Hier werben 
auch Fortbildungsvorträge für Zöglinge in Abendſtunden gehalten. Die 
Eeole imperiale des Mines de Paris warb ſchon 1783 errichtet und 
1816 reorganifirt mit brei Abtheilungen und Abgangsprüfungen (Ro: 
bert bei Blod, v. Mines). 

V. Navigationsſchulen. Diejelben bilden in Frankreich ein 
ganzes Syſtem und find jehr gut und fyftematifch eingerichtet. Es gibt 
drei Ecoles de maistrance für die verschiedenen unteren Grabe (feit 
1819, neue Drganifation Decret vom 7. April 1851); Ecole de pyro- 
tcchnie (Toulon, feit 1840); Ecole d’Aydrographie (für Hafencapttäne 
und Schiffscapitäne, mit freien und öffentlichen Vorträgen, in vielen 
Häfen, organifirt dur die Verordnung vom 7. Auguft 1825 und 
29. Februar 1836). Ecole navale de Brest für die Kriegsmarine 
(Organifationsbecret vom 5. Juni 1850 und 19. Januar 1856). Eoole 
d’application au genie maritime, feit 1765 bejtehend, dann neu herges 
flellt dur Decret vom 11. April 1854. — Endlich ift zu bemerfen, 
daß die Ecole polytechnique al3 Borbildungsanftalt für die Ecole 
d’hydrographie und du genie maritime gilt. 

VI. Sorftlehranftalt — Eine! — in Nancy, errichtet durch 
Dekret vom 1. Dec. 1824. Borbilbung die sciences des Iyc&es und 
baccalaureat; Inteinifh und deutſch; Zulaffung gegen Prüfung durch 
eine Jury d’admission (Orbonnanz vom 12. Det. 1840). Penfionat 
1500 Fr.; zweijähriger Curs; jährlih können für ganz Frankreich nur 
25—30 Zöglinge zugelafjen werben. 

VO. Landwirthſchaft. Seit 1818 find bie erften Schulen das 
für errichtet. Letzte und allgemeine Drganifation durch Gefeh vom 
3. October 1848 in brei Klaſſen: die fermes Ecoles, mit elementarer 
praftifcher Vorbildung, die Ecoles r&gionales, melde die Theorie mit 
der Praxis verbinden und urfprünglich ein institut national, welches 
aufgehoben ift. Gegenwärtige Drganifation Decret vom 17. Sept. 1852 
(. Eugen Marie bei Blod, v. Enseignement agricole. Laferriere, 
Droit Adm. III. L. 1. T. 1. p. 199). 

Zum Schluß muß bemerkt werden, daß ſich an diefe Inftitute mehr 
und mehr freie Vorträge in ben größern Städten fchließen, welche 
bon den Gemeinden theils eingerichtet, theils fubventionirt werden und 
bie theils fürmlich durch Decret vom 22. Auguft 1854 organifirt find; 
ſowohl dort wo Facult&s de sciences find, ald dort wo fie fehlen. 
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Eine neuefte Verordnung vom Jahr 1865 entfcheibet fi bejahend 
über die Frage, ob die angeftellten Profefloren ſolche Vorträge halten 
dürfen. Bon großem Intereſſe ift das Memoire der Handelskammer in 
Lyon vom 27. September 1868, über das burch biefelbe 1856 er 
richtete Muſeum für Kunft und Induſtrie, das zugleich als eine treff- 
liche Bildungsanftalt functionirt und das nebft einem fehr guten 
Beriht von Harpke (2. Nov. 1859) von der nieder: öfterreichifchen 
Handelskammer publicirt worden ift. Diele Publication muß als der erfte 
kräftige Anftoß zur Gründung des Öfterreichifchen Mufeums für Kunft 
und Gewerbe in Wien angejeben werben, deſſen Wirkſamkeit eine in 
jeder Beziehung höchft anerkennenswerthe und heilfame, wenn aud) eine 
wenig vorwiegend hiftorifche geworben if. — Die franzöfiiche Literatur 
über dieß Gebiet tft fehr mangelbaft, felbft Block bietet nichts Beſon⸗ 
ders. M. %. Te Play bat in feiner Reforme sociale en France 
(2me &d.) Bd. IL. $. 47 einige allgemeine Säte über da3 Einseigne- 
ment et les corporations, ohne genaue Kenntniß der Geſetze; ein 
dunlel geahntes Bild der von den Genoflenfchaften namentlich in Deſter⸗ 
reich hergeftellten Gewerbefchulen! Audiganne (L’ouvrier d’& pre- 
sent) ©. 113 ff. ſpricht von Keoles de manufactures, die in mehreren 
Departements errichtet fein ſollen (etwa 60 mit 1200—1500 Lehrtagen), 
ohne etwas über den Lehrgang anzugeben. Es fcheinen das einfache 
Sonntagsfchulen zu fein. Er fagt übrigen? ©. 148: „Ce qu'il faut 
toujours regretter c’est l’insuffisance des &coles.* — Freilih, wenn 
nah ihm im Januar 1865 in Paris (!) nur 8 Schulen mit 1200 Lehr⸗ 
lingen und 19 für Frauen (?) mit 500 thätig waren, troß einer Com⸗ 
miſſion unter dem Vorfite von Dumas. Die allgemeinen Redensarten, 
wie fie Richter (Kunft und Wiflenfchaft, Gewerbe und Induſtrie 1866) 
darüber madt, wie ©. 61 ff., muß man darnach wohl auf ihren poſi⸗ 
tiven Werth zurücdführen. Die betreffenden Schriftfteller find ihm un- 
befannt geblieben. 


C. Künflerifge Sachbildung. 


Die künſtleriſche Fachbildung in Frankreich concentrirt ſich wieder 
in Paris. Was zunächſt die Malerei und Bildhauerei betrifft, 
ſo ſteht Frankreich auch hier hinter Deutſchland in ſeiner Verwaltung 
zurück, obwohl es auch einige Ecoles des beaux arts in mehreren 
Provinzialftäbten geben ſoll, von denen jedoch wenig bekannt iſt. Iſt 
Paris doch der Hauptſitz der Malerei und ihrer Fachbildung mit ſeinen 
zwei Elementen, ber Ecole des beaux arts und ber Académie des 
beaux arte, Nur jene ift eine Kunftfchufe, diefe eine Kunftanftalt, 
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jene repräfentirt die Lehre, diefe die Intelligenz und das Prüfungs: 
weien, fo weit es ein ſolches durch Preisverleihungen geben Tann. Die 
alte Acad&mie de peinture et sculpture von 1848 und bie Academie 
d’architeeture haben die Bahn für dieß öffentliche Kunſtbildungsweſen 
gebrochen; die gegenwärtige Ecole des beaux arts empfing ihre Organi⸗ 
fation durch das Reglement vom 22. Juli und 4. Auguft 1822 mit 
öffentlichem und freiem Unterricht; durch Decret vom 14. Februar 1853 
dem Minifter des Innern entzogen und dem Minifter des K. Haufes 
untergeordnet; zwei Sektionen (für Maler und Bildhauer in der Archi⸗ 
teftur). 

Das Conservatoire de musique et de d&eclamation ift 
vielleicht da3 einzige Inftitut für mufilalifche Bildung in Frankreich und 
befteht bereit8 feit 1784; der Unterricht in der Declamation feit 1786. 
Dad Ganze hat act Sektionen mit bebeutendem Lehrperfonal (neue 
Organifation vom Jahre 1836). 


Das Kunſtbildungsweſen Frankreichs ift wenig befannt. Ueber die 

le des beaux arts fagt Kugler (Kleine Schriften Bd. III. ©. 436): 
„Es fcheint mir, daß das ganze Unterrichtäwefen an der Ecole des 
beaux arts, dem Namen zum Troß, nicht gar viel mehr als eine For⸗ 
malttät — fei.” Ueber die Errichtung des Conservatoire de musique 
find von Tranchant bei Blod genauere Angaben; die Academie 
de France in Rom (f. Kugler a. a. D. ©. 442; dafelbft auch 
einſchlagende Bemerkungen über das ganze Bildungsweſen der Künfte 
in Frankreich, namentlich über die Ausftellungen ebend. S. 443—449). — 
Ueber Belgien gibt derſelbe einige Nachrichten ebend. S. 454 f. 


Englands Berufsbildungswefen. 
I. Allgemeiner Charalter. 


Während noch vor zwei Jahrzehnten das Bildungsweſen Englands 
im Allgemeinen und fpeciell fein Berufsbildungsweſen fo gut ala gänz⸗ 
lich unbefannt war, haben die neueren höchſt gründlichen Arbeiten von 
Huber, Wiefe, Gugler und Schöll, indem fie den Gegenftand 
erihöpfend barftellten, zugleich die Thatfache feftgeftellt, daß es für das 
Berufsbildungsweſen Englands faft unmöglich ift, eine foftematifche Leber» 
hau zu getvinnen. „Für das gelehrte” (und mir fügen hinzu, auch 
für das wirthfchaftliche) „Schulweien gibt es Feine Regierungsinfpection. 
Jede Schule ift unabhängig, ein Ganzes für ſich“ (Schöl). Je weiter 
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wir in der Kenntniß dieſer Zuftände lommen, um fo mehr beftätigt ſich 
diefe Anfiht. Eine unmittelbare Vergleichung mit dem Continent ift 
daher nicht möglich, fo wenig als eine fpecielle Darftellung aller ein- 
zelnen Echulen und ihrer Zuftände von. wirklichen Intereſſe fein könnte. 
Ein Ergebniß für jebe vergleichende Darftellung ift daher nur in dem 
allgemeinen Geſichtspunkt zu finden, von welchem aus gerabe dieß Schul 
foftem verftanden und in fein richtiges Verbältniß zu dem continentalen 
gebracht werben muß. Denn in ber That ift das englilche Berufs: 
biſdungsweſen, troß feiner völligen Syftem: und Berwaltungslofigkeit 
und der Unthunlichkeit, die von uns aufgeftellten Kategorien unmittel 
bar auf daſſelbe in feinen einzelnen Erfcheinungen anzuwenden, dennoch 
nur eine andere, eigentbimliche Geftaltung berfelben Elemente, welche 
das Bildungsweſen im Allgemeinen und das Berufsbilbungsweien im 
Beſondern beberrfchen. Nur muß man freilich bier mit jenen Be 
griffen und Verhältnifien rechnen, welche man auf die Drganiftrung 
des Unterrichts anzuwenden nicht gewohnt ift, dem Unterfchieb zwiſchen 
Geſellſchaft und Staat und ihren Forderungen und Einflüffen auf das 
Bildungsweien. 

England ift nämlich befanntlich dasjenige Land in Europa, wo 
das, mas wir als die (perfünliche) Staatsverwaltung bezeichnet haben, 
am menigften zur Entwicklung gebiehen if. Den Ausdruck dieſes allge: 
meinen Sates bildet der zweite, daß der Amtsorganismus in England am 
wenigſten enttwidelt ift, und daß die Begriffe von Obrigkeit und öffent 
Iihem Beruf jo gut als gänzlich fehlen. An der Stelle derſelben ftebt 
die Selbftverwaltung, das selfgovernment, welche die Grundform ber 
gefammten inneren Verwaltung bilvet (vergl. die vollziehende Gewalt 
unter Eelbftverwaltung). 

Ale Selbftverwaltung aber beruht ihrerfeitö auf dem Unterfchiede 
und ber Geftalt der gejellichaftlichen Drbnung ber Menfchen. Sie tft 
im Grunde der Ausdruck der ſich innerhalb ihrer Drbnungen felbft 
veriwaltenden Gejellichaft. Wir dürfen diefen Sat hier ala geltenden 
annehmen. Wenn nun daher die, ihrem Weſen nach die Gleichheit 
und Einheit der Staatdangehörigen vertretende amtliche Staatsorgani- 
fation nicht zur Entwidlung gebeiht, dann wird bie ganze Organi⸗ 
fation und Geitaltung der öffentlichen Thätigfeiten auf der ſocialen 
Ordnung beruhen und ihre Bejonverheiten, fo mie ihr Recht vom Stand: 
punkt der gejellichaftlichen Drbnungen aus verftanden werben müflen. 
Das gilt von allen Ziveigen der Verwaltung, und fo natürlich auf 
vom Bildungsweſen. 

England nun ift dasjenige Land, wo dieß der Fall ift. Seine 
gejellichaftlichen Orbnungen und Entwidlungen find faum andere, als 
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bie bed Gontinents; aber feine Staatsgewalt ift eine tvefentlich ver⸗ 
fchiedene. Sie ift im Allgemeinen und fpeciel im Bildungstvefen den 
gelelichaftlihen Gewalten und Intereſſen allentbalben untergeorbnet. 
Im Volksſchulweſen nun haben mir gezeigt, wie die erftere neben ver 
legteren allmählig Raum gewinnt und ein Schulivefen der Verwaltung 
neben dem des Volles aufftellt. Aber in dem ganzen Gebiete bes 
Berufsbildungsweſens ift das nicht der Fall. Der Charakter bes 
engliichen Berufsbildungsweſens befteht darin, daß es noch gar feine 
ftaatliche Berufsbildung, weder in Vor⸗, noch in Fachbildung enthält, 
fondern daß das ganze englifhe Berufsbildungsweſen ein 
rein gejellihaftlides ift. 

England ift daher dasjenige Land, für welches wir dieß Weſen 
eben der gejellichaftlichen Bildung gegenüber ber ftaatlichen erkennen 
und päbagogifch den Werth beider beurtheilen Iernen müflen. Dieß 
geſellſchaftliche Berufsbildungsweſen, der Form nah auf rein gejell- 
fchaftlichen Anjtalten berubend, geht nun in eine von der, ftaatlichen 
— auf dem Gontinent herrſchenden — verſchiedenen Grundrichtung nicht 
mehr auf den Erwerb gewiſſer, öffentlich als nothwendig für den Beruf 
erlannter Kenntniffe und Fähigkeiten, fondern vielmehr auf die Ent 
wicklung des Elementes der gejellichaftlichen Geltung ber Individuen, 
deren Charakter. Diegefellfchaftliche Berufsbildung erzeugt ihre Bildungs» 
anftalten nicht vermöge einer ftaatlich feitgefehten, auf dem rationellen, 
pädagogiichen Entwicklungsgange der Lehre berechneten Organiſation, 
fondern vielmehr auf der Grundlage und nad dem Berürfnik ihrer 
großen gefellfchaftlichen Elemente und Bewegungen und richtet ihre Lehre 
nicht nach den Anforderungen einer beitimmten Prüfung, fondern nad) 
denen des gelellfchaftlihen Lebens. Sie hat daher Fein Syſtem der 
Bor: und Fachbildung nad) den Gegenftänben, feine gefegliche Lehr 
und Studienordnung, feine obligaten Bildungsfächer, wie es die ſtaat⸗ 
liche Verwaltung vorſchreibt; denn ba bie letztere die Bildungsanftalten 
nicht felbft herſtellt, jo hat fie auch kein Recht zu befehlen, wie fie ein 
gerichtet fein follen. Sie hat keine formell vorgefchriebene Gleichartig- 
feit der Lehranftalten, denn jede Lehranftalt ift entweder eine biftoriich 
gebilbete Corporation mit eigenem Recht oder ein ganz freied Unter: 
nehmen. Sie hat feine Abgangs⸗ und Uebergangsprüfungen mit öffent 
lichen Sommiffionen und Zeugniffen, fondern jeve Bildungsanftalt richtet 
es ein wie fiewil. Und das ganze Berufsbildungsweſen würde daher 
in lauter einzelne, zerfahrene, ganz willkürlich und zufällig geſtaltete 
Anftalten zerfallen, wenn die gelellichaftliche Ordnung nicht fähig wäre, - 
bis zu einem gewiſſen Grabe das formelle Syitem und die innere Ord⸗ 
nung für dieſes Bildungsgebiet fich felbft zu erzeugen. Englands 
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Berufsbilbungsweien hat daher gleichſam die Aufgabe und den Werth 
für Europa, zu zeigen, ob und in mie weit bie gefellichaftliche Ord⸗ 
nung ohne Zuthun des Staats eine Berufsbildung hervor 
rufen kann; ober anderd audgebrüdt, wie weit die Fähigkeit der 
vollfommenen Freibeit in Lehre und Lernen es vermag, bie 
geſetzliche Ordnung ber leßteren zu erjeßen. 

Das ift wohl der Gefihtspuntt, von dem aus Englands 
Berufsbildungsweien betrachtet werben muß; und es darf nicht vergeflen 
werden, daß derſelbe gerade im obigen Sinn ein hochwichtiger und 
fehr berechtigter ift. Denn bei aller Bortrefflichleit namentlich des 
deutſchen Bildungsweſens, feiner Form wie feinem Inhalt nach, läßt 
ed ſich doch nicht läugnen, daß es vorzugsweiſe auf amtlichen An⸗ 
orbnungen beruht, und daß die freie Selbftbeflimmung des Einzelnen 
nur noch höchſtens in der Wahl ver Richtung feiner Bildung, nidt 
aber in ber Wahl des Anhalt derſelben entfcheibend einwirkt. Es 
läßt ſich ferner nicht läugnen, daß Stoff und Drbnung des zu Lernenden 
in Deutichland fo vortrefflih und fo reichhaltig geordnet und geboten 
werden, daß die Kenntnifie, welche der junge Mann zu eriverben ge 
zwungen wird, ihm die freie Selbftthätigleit des eigenen Denkens, das 
lebendige und ſtarke Gefühl der geiftigen, eigenen Verantwortlichkeit faft - 
erfeßen können. Unſer Berufsbildungsweſen macht den Charalter 
durch die Kenntniſſe überflüſſig. Und die weitere Folge davon, 
das Gefühl, daß dem wirklich fo iſt, äußert ſich naturgemäß darin, 
daß man beftändig dahin tradtet, das Maß und die gute Drbnung 
diefee Kenntniffe noch zu vermehren, fo daß in ber That der 
Yortichritt in ber Bildung die ſtarke Entwicklung des Charakters immer 
mehr überflüffig erfcheinen, die Kraft des felbfttbätigen Denkens neben 
der des wohlorganifirten Gedächtniſſes und der prompten Fafſungsgabe 
für Fremdes immer mehr in den Hintergrund treten läßt. Zwar bat 
Deutſchland in neuefter Zeit das Gegengewicht gegen dieſe Richtung in 
der Idee der Lehr: und Lernfreiheit gefunden; aber fie ift weder zum 
bollen Durchbruche gelommen, noch ift man ſich redht einig über das 
Weſen derfelben. Sie ift in der That nur das Erfcheinen des englifchen 
Princips in der deutſchen Berufsbildung, und die Frage ber Zulunft 
wird die fein, wie weit feine Geltung für Deutfchland geben fol. 

Zur Beantwortung diefer jo bochwichtigen Frage für die ganze 
Zukunft des geiftigen Lebens in Deutfchland genügt es num nicht, von 
der größeren wifienfchaftlihen Bildung in Deutfchland überhaupt zu 
reden; benn es iſt die Frage, ob fie, wenn auch in gewiſſen Gebieten 
vorhanden, durchſchnittlich wirklich eine größere iſt. Man muß vielmehr 
dafür einen ganz anderen Standpunlt einnehmen. 
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In der That nämlich kann die völlige Freiheit in ber Berufs- 
bildung, wie fie England charakteriſirt, nur unter einer Bedingung als 
ein, feine eigene Correction in fich felbft tragendes Princip anerlannt 
werden. Das ift die volle Deffentlichfeit des gefammten geiftigen 
Lebens, welches in feiner Prefie und feinen Vereinen das Mittel hat, 
jeden ernitlihen Mangel der Bildung aufzudeden und zu rügen, und 
welche durch den Einfluß der öffentlichen Meinung den Einzelnen zivingt, 
das zu leiften, wozu ihn in Deutichland das formale Bildungsiyftem 
nöthigt. Es ift ferner die volle Freiheit und Thätigleit der Volksver⸗ 
tretung und der Selbftverwaltung, in melcder alle Gebilbeten 
fih und das, mas fie gelernt haben und willen, zur öffentlichen Geltung 
bringen. Hier wird die Unfähigfeit und die Unkenntniß von felbjt be: 
fitaft und die geivonnene Bildung findet ihren Lohn und ihre Aner: 
kennung ohne alles Zuthun einer Prüfung und eines Zeugnifles. In 
dem gewaltigen Ringen der beiten geiftigen Kräfte, melde uns dieſe 
großartigen Inſtitutionen darbieten, tritt jeder Gebilvete dem anderen 
perſönlich gegenüber und findet das Maß feiner Bildung nicht mehr 
an einem gejetlich worgejchriebenen Minimum, fondern an dem Maße 
ver jelbftwerarbeiteten Bildung der Anderen, und für die Wahrheit und 
Bulänglichkeit deſſen, was er gelernt, muß er felbft eintreten und nicht 
mehr das Urtheil einer Prüfungscommiffion. Daher ift troß alles 
Mangels des öffentlihen Bildungsweſens Englands der Erfolg beflelben 
ein fo großer, daß die englifche Literatur in allen Gebieten des Wiſſens 
der deutſchen vollkommen ebenbürtig tft, während die Gelehrten Männer 
und nicht bloß Profeſſoren fein müflen. Daher fommt bie geiftige 
Kraft dieſes hochbegabten Volkes; und da liegt ber Punkt, auf welchem 
die Beziehung auf Deutſchlands Bildungsweſen faft von felbft gegeben 
iſt. Die große formale Strenge unserer Bildung für alle Berufe ift 
weſentlich ein Ergebniß unferes bisherigen Mangels an Deffents 
lichkeit, an Volksvertretung und Selbftverwaltung. Unfer 
Eyftem bat uns bie lebendige Einwirkung diefer gewaltigen Faktoren 
erſetzen Sollen, aber natürlich nur halb erſetzt; und es ift fein Zweifel, 
daß, wenn bei uns jene drei Potenzen zu vollftändiger Entwidlung 
gediehen jein werben, wir alöbann, die größere und gleichmäßigere 
Maſſe unferes Stoffes durch fie geiftig und freiheitlich belebend, aud) 
in diefer Beziehung den eriten Rang in Europa behalten werben. 

Denn andererfeits ift es fein Zweifel, daß bei dem grundſätzlichen 
und allgemeinen Zurüdiwerfen des Berufsbildungsweſens auf das, was 
die gefellfchaftlichen Kräfte leiften und bei der völligen Gleichgültig⸗ 
leit des Staats gegen Inhalt, Form und Ergebniß deſſelben große 
Mängel und praftifche Uebelſtände entitehen. Die Freiheit kann viel, 
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aber nicht alles. Sie leiftet das Gewaltige; aber gerade im Berufs: 
weſen kommt fie den Völkern ſehr theuer zu ftehen. Nicht darin 
liegt der Mangel ber deutichen Bildung, daß fie ift wie fie ift, ſondern 
darin, dab Offentlichkeit, Selbftverwaltung und Volksver— 
tretung neben derfelben noch nicht fo weit fortgefchritten 
find, als in England. Wenn dieß der Yall fein wird, werben wir 
neben dem Guten das Beite haben, neben dem unerfchöpflichen Stoffe 
und der Gleichheit in ver Berufung aller zu feiner Benütung die 
gefunde Kraft, ihn zu verarbeiten und zu beleben. Nicht daß der Staat 
fih fo ernftlih des Bildungsweſens annimmt, ift das Bedenkliche, 
fondern daß er fih noch zu jchr zum Vormund macht, und noch zu 
wenig Anlaß bietet, das Öffentliche Leben über das entfcheiden zu laflen, 
was zulegt denn doch nicht für die Gelehrjamleit, fondern für das Volles 
leben jelbft gelernt wird. Wir glauben daher, daß die Vergleichung 
mit England das beutiche Berufsbildungsweſen nicht reformiren, ſondern 
daß fie nur auf das einzige Element hintveifen fol, das demſelben noch 
fehlt und ohne welches das eritere nun einmal ſchlechterdings nicht ver: 
ftanden werben Tann. 


11. Grundzüge beflelben. 


In der That nämlich ergeben fi nun, wenn man Geftalt und 
Inhalt des engliſchen Berufsbildungsivejens auf bie gejellfchaftlichen 
Elemente des engliichen Volles zurüdführt, folgende Grundzüge befielben. 

England ift dasjenige Land, in welddem die beiden großen Grund: 
formen der gefelichaftlihen Ordnung, die ftändifche und die ſtaats⸗ 
bürgerliche, neben einander ftehen, zwar nicht ohne Vermittlung, aber 
ihrem Kerne nach noch volllommen jelbftändig. Die lektere ift mit 
ihrem großen Princip der bürgerlichen Freiheit und Gleichheit niemals 
untergegangen; aber es läßt fich nicht verfennen, daß vie Elemente 
der eritern bis zu unferm Jahrhundert die herrfchenden geweſen find, 
und daß erſt in unferm Jahrhundert die leßtere die Kraft gewonnen 
bat, über die Gränzen ber Städte und bes geiverblichen Lebens hinaus 
zu geben, und das ganze Volk zu durchdringen. Und da nun jede 
gejellichaftlihe Ordnung ihr eigenthümliches Berufsbildungsweien er 
zeugt, fo ſehen wir in England, wo die Stantögewalt nicht wie auf 
dem Gontinent biefe Unterfchiede mit einem großen, allgemein ftaat- 
lichen Berufsbildungswejen überbedt, bis zum Ende des vorigen Jahr: 
bunderts nur Gin Berufsbildungsiweien, das ber herrſchenden Klaſſe, 
in ben Colleges und ber University gelten, dem jede fpecielle Fach⸗ 
bildung, jedes Öffentlich rechtliche Prüfungsweſen, jede Forderung eines 


325 


beftandenen Examens ald Bebingung ber Anftelung odet der Aus: 
übung eines öffentlichen Berufes fremd ift, während erft mit unferm 
Jahrhundert neben dieß ftänvifche Berufsbildungsweſen fih allmählig 
ein zweites binftellt, das flantäbürgerliche, das feinerjeits ſich auf die 
Natur der Sache angetviefen fühlt, und nicht auf ſtändiſche Traditionen. 
Dieb Berufsbildungsweſen entwidelt daher die zwei großen Momente, 
welche daflelbe von ber alten ftändifchen Form fcheiden. Zuerft trennt 
es das Vorbildungsweien von der Fachbildung, wenn glei in höchſt 
unvollflommener Form; dann entwidelt eö neben und in der Borbil: 
dung ben Unterfchied der wirthſchaftlichen Bildung von der wiſſen⸗ 
Ihaftlihen, wenn auch ohne vechtes Syſtem. Das Auftreten der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Gefelichaft hat daher zur Folge, daß die großen Grundzüge 
der deutſchen Berufsbildung durch die Bebürfnifie und Kräfte der Ge 
ſellſchaft ih von felbft erzeugen. Allein der Mangel des ftaat 
lichen Einfluſſes zeigt fih bier in zwei Dingen. Zuerft fehlt dieſer 
Bildung das Syſtem, die Einheit und die Gleichmäßigkeit in allen 
feinen Theilen, und die Bildungsanftalten felbft, jedem Einfluß und 
jeder Unterftügung des Staats entzogen, erfcheinen mit allen Zus 
fälligleiten privater Unternehmungen. Dann find die Fachbildungs⸗ 
anftalten jo gut als gar nicht vorhanden, und bier zeigt fich bie 
wichtige Thatſache, daß viefelben entweder gar nicht, oder nur jehr 
ſchwer auf der freien Thätigleit der Geſellſchaft bafırt werben können. 
Endlich aber ergibt fih, daß fo lange die rein ftändifchen Fachbildungs⸗ 
anftalten neben ven ftantäbürgerlichen beftehen, beide nicht zum 
rechten Gedeihen gelangen können, da natürlich die erfteren ihre uns 
organische Methode und ihre Prüfungslofigleit auf die letzteren übers 
tragen. Hier liegt der eigentliche organifche Mangel des engliichen 
Berufsbildungsweſens, der jede unmittelbare Vergleihung mit dem 
deutichen jo ſchwer thunlich macht. England hat zwar Univerfitäten, 
aber eine Univerfitätsbilbung, wie Frankreich zwar Facultäten aber 
feine Univerfität bat. Und die große und eigentliche Frage, welche 
man an das englifche Berufsbildungsweſen zu ftellen bat ift die, ob 
daſſelbe überhaupt obne die eigentliche Univerfitätsbilvung auf bie 
Dauer wird beftehen können. Wir müſſen diefe Frage verneinen. Wir 
find vielmehr der volllommenen Ueberzeugung, daß England, einmal auf 
ber Bahn der ftantöbürgerlichen Entwicklung feines Bildungsweſens 
begriffen, die Aufgabe hat, das ſyſtematiſche deutfche Element bei ſich 
zu verarbeiten, wie andererfeitd Deutfchland das England eigenthüm⸗ 
liche der Charakterentwicklung mit feinem zu firengen Syſtem zu vers 
ſchmelzen haben wird. 

Nach dieſen Vorausfehungen wird ed nun wohl Har fein, weß⸗ 
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halb es nicht möglich ift, auf das englifche Berufsbildungsweſen die 
oben aufgeftellten allgemeinen Kategorien einfach anzumenden. Denn 
nad der ganzen Grundlage bes englifchen Bildungsweſens und bei der 
- völligen Abweſenheit jedes Regierungseinfluffes muß davon ausgegangen 
werden, daß jede Bildungsanftalt ihr eigenes Syſtem und Necht bat; 
daß jelbft die Statiſtik derſelben jehr mangelhaft ift, und daß endlich 
von einer geſetzlichen Drbnung gar feine Rebe tft. Es bleibt daher 
nichts übrig, als dieſes Berufsbildungsweſen auf feine beiden Grund⸗ 
lagen, die jtänbifche und die ftaatöbürgerliche zurüdzuführen. Es muß 
dann dem fpeciellen Stubium dieſes Gebietes der engliſchen Zuftände 
überlafjen bleiben, die Einzelheiten in diefen mehr biftorifchen als 
ſyſtematiſchen Rahmen hinein zu ftellen; die Geſchichte Englands und 
feines Geiftes aber muß endlich zeigen, wie allmählig das ſtaatsbürger⸗ 
lihe Princip auch bier ſich entwidelt und zum Siege gelangt. Die 
Elemente einer foldhen Darftellung aber find die folgenden. 


Wir entbehren biöher einer, das gefammte engliche Berufsbildungs: 
weſen umfaflenden Darftelung. Huber bat nur bie Geſchichte der 
Univerfitäten noch dazu ohne die fogenannte Londoner University auf 
zunehmen. Gneift hat nur die Organifation der Lehrordnung an den 
Univerfitäten; Wieſe bat den Geiſt berfelben, aber dabei das ganze 
Gebiet der Grammar Schools weggelafien; Schöll bat wieder das 
ganze wiſſenſchaftliche Vorbildungsweſen, aber bie gewerbliche Borbil- 
bung weggelaſſen, während Gugler wieder das lektere am beiten dar; 
ftelt, und Wagner ganz bei ver Volksſchule ftehen bleibt. Das Yol- 
gende hat daher die vorliegenden Refultate weſentlich zuſammen zu 
fafjen, bis eine erfchöpfende Arbeit auf dem jebt viel beiprochenen Ge 
biete und das Ganze in feiner höhern Einheit vollftändig beherrſchen 
lehrt. Doch bat Schöll den großen Vorzug, vor allen andern bie 
Unmöglichleit einer einfachen, ſyſtematiſchen Darftelung am deut 
Iihiten erkannt und ausgeſprochen zu haben, eben weil er das Ganze 
am beften überblidt bat (bei Schmid II, ©. 129). 


IIL Die Colleges und die Universities. 
(Das ſtändiſche Bor- und Fachbildungsweſen der wiffenichaftlihen Bildung.) 


Ber der Beurtheilung der wifienfchaftlihen Bor: und Fachbildung 
muß man vor allen Dingen davon audgehen, daß die Universities 
felbft niemals Fachſchulen im deutſchen Sinne des Wortes find. Sie 
haben weder Fakultäten, wie in Deutfchland, noch find fie Fakultäten, 
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wie in Frankreich. Da nämlich die Regierung fein Amt brauchte, wie 
auf dem Gontinent, noch auch Yinanzregalien befaß, fo kam fie nie 
in Gelegenheit, eine Fachprüfung ihrerſeits von den Staatsbienern 
fordern zu mäflen; unb ba anbererfeitd alle höhern Staatsämter durch- 
hervorragende Leiftungen im Parlamente geivonnen wurden, fo fors 
derte auch der gebildete Stand eine ſolche Fachbildung und ihr Syſtem 
nicht. Das enticheivende Gewicht, das die oratorifchen Talente und 
die denfelben zum Grunde liegende allgemeine Bildung im Bffentlichen 
Leben befaßen, ließ vielmehr die allgemeine Forderung ſich auf bas- 
jenige beichränten, was den Parlamentörebner im Allgemeinen, ven 
Öffentlichen Redner im Bejondern ausmadte. Und nad) dem ganzen 
Gang der mittelalterlihen Bilbung war es fein Zweifel, daß bafür 
die claflifchen Studien die wahre Grundlage bilden. Im der That kam 
es bei ber Theologie weientlid auf die Vertretung beftimmter Con- 
feflionen, bei der Jurisprudenz auf Gewandtheit in öffentlihen Ver: 
banblungen, bei der Medicin auf dad Bertrauen des Publikums, bei 
der Philologie auf das Berürfniß deſſelben an. Das große Princip 
der Patronage bei der Beiekung von Staatsämtern und das nicht 
minder twichtige ber freien Wahl bei den Aemtern der Selbftvermaltung, 
verbunden mit ber Stellung der herrſchenden grundbeſthenden Klaſſe, 
der Gentry, ließen den Gedanken gar nit auflommen, daß eine 
Fachbildung eine ausgezeichnete Berechtigung auf irgend eine Anftellung 
gebe; der Mangel einer thätigen Verwaltung bes Innern erzeugte 
kein Bebürfniß der Regierung nad) andern als parlamentariichen Car 
pacitäten; und fo fam es, daß England niemald eine wiſſenſchaft⸗ 
liche Fachbildung, oder das derſelben entiprechende Syſtem der 
Yacultäten und ver öffentlichen oder Stantödienftprüfungen bei ſich 
ausgebildet bat. Seine ganze wiſſenſchaftliche Bildung beichränfte fi 
auf die claffifche als Grundlage der öffentlichen Laufbahn, und zwar 
auf eine foldhe, die jelbft nicht wieder als philologifche Fachbildung, 
fonbern rein ald allgemein bumaniftifche den Mann bes öffent 
lichen Lebens, den public character, ausmadte. Und ba nun enb- 
lich nur Geburt und Vermögen bis zu unjerem Jahrhundert dem Ein» 
zelnen eine foldhe parlamentarifche Laufbahn möglih machten, jo ent- 
fand der Englands wiflenichaftlidde Bildung charakteriſirende Satz, 
daß dieſe humaniſtiſche Bildung fpecififch der höhern, herrſchenden Klaſſe, 
der Geniry, angeböre, und daß daher die weſentliche Aufgabe derſelben 
fei, den Studirenden zugleich zu einen Mitgliede derfelben zu erziehen. 
Das waren, und bas find noch gegenwärtig bie beiden herrichenden 
Elemente der wifienfchaftlicden Bildung in England, welche in dem Syſtem 
der Colleges und der beiven Universities ihren Ausbrud finden. 
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Beide nun, berborgegangen aus der ſtändiſchen Epoche, haben 
nun gemeinſchaftlich wirkend bie einzelnen Elemente biefes Syſtems 
erzeugt und bis auf die neuefte Zeit erhalten. Sie find es auch, welche 
bafielbe auf das beftimmtefte von ber zweiten großen Bilbungsform in 
England fcheiden. 

Zuerft haben diefe beiden Elemente vie Colleges wie bie 
Universities als Alumnate erhalten, woran der geiftlihe Urfprung 
und Inhalt derfelben ven größten Antheil hatte. Diefe Alumnate unter: 
ſcheiden fi aber von den franzöfiichen Penfionats weſentlich dadurch, 
daß fie nicht etwa wie die lekteren Staatäinftitute mit amtlicher Leitung 
find, fondern ala Selbſtverwaltungskörper daſtehen, welche fich 
ihre eigenen Häupter und Organe wählen. Diele innere Freiheit wiegt 
ſchon bier die äußere Beſchränkung derſelben auf. Zugleich aber tragen 
alle diefe Körper, die Colleges wie die Universities, den Charakter 
von focialen Stiftungen durchgehends an fi, indem eine Menge 
von Treiftellen bei denfelben auch den Nichtbemittelten die wiſſenſchaft⸗ 
liche Laufbahn möglich machen, und wiederum werden biefe Yreiftellen 
nicht wie die franzöſiſchen bourses von der Regierung, ſondern nad 
den Borfchriften der Stiftungsurfunden vergeben. Nicht einmal die 
ftiftungsmäßigen Oberbehörden mifchen fi) in die innere Verwaltung 
der Schulen. So ſtanden dieſe Körperfchaften, den geiftlichen ähnlich, 
in der fländiichen Welt abgefchloflen va. Erft allmählig warb der Grund 
faß geltend, daß auch Externe (Oppidani) zum Unterricht zugelaflen 
werden dürfen; und jet bilden dieſe wenigſtens in ben Colleges ben 
größten Theil der Schüler, ohne dennoch den ſtändiſchen und ſtiftungs⸗ 
mäßigen Charakter ber Körperfchaften felber zu ändern. Eine fpeciellere 
Darftelung dieſer Verhaͤltniſſe jedoch kann nur durch die Statuten jeber 
Körperichaft gegeben werden. Es ift bier wenig anders gleich als das 
Prineip. Und auch dieß wird erft ganz verſtändlich in feiner Verbin 
dung mit dem %olgenden. 

Zweitens bat ſich auf derſelben Grundlage auch der Bildungs: 
gang und das Lehrivefen beftimmt. Bor allem find biefe Körperjchaften 
orundfäglich von jeder wirthſchaftlichen Vorbildung entfernt und be 
fchränten fich firenge auf die clafliiche Bildung. Den Lehrgang jelbft, 
fpeciell in den Colleges, hat Schöll erſchöpfend mitgetheilt. Yerner 
ergibt fi, da feine ftaatlidhe Prüfung und Feine Verwendung des Ge: 
lernten in einem Amte ftattfinvet, daß ber Unterfchieb zwiſchen Colleges 
und Universities zwar ber Idee nach ber einer Vorbildungs⸗ und Fady 
bildungsanftalt ift, daß aber dieſer Unterfchieb gar nicht zur wirklichen 
Geltung kommt, fonbern die University, auf welche die Studenten bes 
reitö mit dem vierzehnten Jahre aufgenommen merden können, ſelbſt 
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Bor: und Fachbildung oder Lieber Ausbildung in ſich vereinen. Nur 
die Colleges haben allerdings den Charakter von — zum Theil ſehr 
tüchtigen — Gymnaſien, bei denen jedoch mit Ausnahme der Mathe: 
matit aar nichts als claffifche Philologie getrieben wird. Dabei find 
die Prüfungen für dieſe Fächer fehr ftrenge; das Abgangszeugniß 
ft das Baccalaurent. Natürlih gebt, ganz im Charakter dieſes 
Bildungsweſens, nur ein fehr Heiner Theil der Schüler der Colleges zur 
University über. - Die letere befteht num felber, wenn auch nicht formell, 
jo doch der Sache nach aus zwei Theilen, den Vorbildungsſtadien und 
den eigentlichen Studenten. jene aber fordern, da für fie fein. eigent: 
licher felbftändiger Unterricht vorhanden ift, daß die jungen Studenten 
itatt der Gymnaſiallehrer einen Hofmeifter, tutor, haben, der ihnen 
die College-Bilbung beibringt und fie zum bacenlaureus vorbereitet; 
„er treibt vor allen Dingen feine Privatſtudien theils als Vorbereitung, 
tbeil3 als Repetition unter der wenigſtens präfumirten Leitung des 
Tutors” (Huber II. 436). Das dauert, troß der formell fogleich vor- 
genommenen ‘mmatriculation, drei oder vier Jahre. „Mit dem Baccas 
laureat waren nun für bie große Mehrzahl die atademifchen Studien 
geichlofien“ (Huber Il. 440). Erſt fpäter wird dann eine förmliche 
Uebergangspräfung von dem College in die eigentliche University ein: 
geführt, die ſog. previous examination; daneben fommen jährliche Prü- 
fungen und Bertbeilung von Breifen u. f. w. Bor (Huber 11. 484 ff.). 
Auf der University werden dann allerdings eigentliche Fachvorleſungen 
gehalten, Theologie, Jurisprudenz, Medicin, Raturtwiflenichaft; allein 
diefe Borlefungen haben nicht den Charakter und die Aufgabe von Fady 
bildungen, fondern find bloß allgemeine Einleitungen in diefelbe. (Der 
Curſus für die drei Hauptfächer umfaßt höchſtens 50 Stunden jährlich.) 
Nach Erledigung diefer Eollegien wird eine Art Fachprüfung gehalten 
und der Stubent wird Baccalaureus Artium (etwa dem Licenei6 ent- 
iprechend). Damit ift die Fachbildung abgeichlofien; die höheren Grabe 
find reine Univerfitätägrade. Eine weitere Fachbilbung findet überall 
nicht ftatt. „Die Inns of court fünnte auch im Scherz niemand mehr 
als Rechts ſchulen in unferem Einne in Anfpruch nehmen.” — In 
einigen großen Hofpitälern werben zwar Curje für Praktikanten und 
Auskultanten gehalten. „Was die VBorlefungen, mweldhe als Privatſpeku⸗ 
Intionen von Aerzten, Apothelern, Chemilern und Wundärzten gehalten 
werben, in wiflenfchaftlicher Hinficht zu bedeuten haben, läßt fich denken“ 
(Huber II. 471-472). Eine Berpflichtung zur Bildung für ein Zach, eine 
Öffentliche Prüfung, eriftirt nicht. Die Regierung fordert nichts, 
aber ſie thut auch nichts. „Aus alledem gebt zur Genüge hervor, daß 
Alles, was in Orford und Cambridge in eigentlihen Fachwiffenichaften 
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geleiftet wird, fo gut mie nichts ift gegen das, was bei und auch nur 
bei einem leiblichen Fakultätsexamen gefordert wird” (Huber Il. 511). 
Und daher ift e8 denn auch fehr erflärlih, weßhalb fo viele junge Leute 
der Geutry gar nicht auf die University gehen, fondern eö einfach bei 
einem Beſuch eines College (Eton, Rugby u. ſ. w.) beivenven laflen, da fie 
im Grunde mehr in diefen Colleges als auf der University jelber lernen. 

Das find die Elemente der wiflenichaftlichen Bildungsanftalten und 
ihrer Leiftungen in England. Es ift auf ben erften Blid Har, daß 
dieſe Anitalten ganz unfähig find, durch die in ihnen gewonnenen Kennt⸗ 
nifje den Mangel eigener Thätigleit und den eines tühtigen Cha: 
rakters zu erfeßen, wie das bei ven beutfchen Anftalten nur zu jehr 
der Fall iſt. Daher wird eben diefe Unvollkommenheit gegenüber den 
Anforderungen eines großen, auf öffentlicher Thätigleit beruhenden Lebens 
zur Nothmwenbigleit eigenen Strebend und inbivibueller Ausbildung. 
Dbne die englifche Verfaſſung wären die englifchen ſtändiſchen 
Colleges und die beiden Universities das geiftige Berberben, bie Treib: 
bäufer geiftiger Beſchränktheit ober geiftiger Bertwilverung. Aber dieſe 
Berfaflung ift es, die alles wieder gut macht. Sie zwingt den Mann, 
der geachtet fein will, ſich einen ſtarken Charakter zu getvinnen und in 
Lebensformen und öffentlihem Auftreten ein „Gentleman“ zu fein. 
Und aus diefer Quelle entipringt bei allem Mangel der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Anftalten die hohe mifenichaftlihe Bildung Englands, die es 
unbebingt neben jedes Volt der Erde ftellt. 

Aber freilich hat auch eben dieſer Charakter das ftänvifche Element 
an fi. Jene Anftalten find denn doch zulekt ohne Beziehung auf das 
große praktiſche Bebürfniß der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft eingerichtet. 
Da es Feine Regierungdgeivalt gab, melde fie ändern konnte, fo mußte 
neben ihnen eine zweite Gruppe von Anftalten entitehen, eine Gruppe, 
in welcher das England der heutigen Tage fi) dem Gontinent und 
feinen Yorberungen und Formen in bebeutendem Grade nähert. 


Es ift von großem Intereſſe, den tiefen Einbrud zu betrachten, 
den das Weſen der Univerfitäten und Collegien auf bie bedeutenden 
deutſchen Männer gemacht hat, welche es genauer ftubirten. Huber® 
Merk ift, namentlich im II. Band ganz von dieſem Geifte durchdrungen. 
„Die englifchen Univerfitäten befcheiden fi) dem nationalen Leben feine 
böchfte und eigenthümlichfte Blüthe in dem gebilneten Gentleman zu 
geben“ (II. ©. 457); und Wiefe hat daſſelbe, nur in freierer und 
Iebendigerer Form wiederholt in feinen „Briefen über englifche Er 
ziehung 1852.” Selbſt der objektive Schöll (bei Schmid) wirb davon 
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ergriffen. Das ıft ein Beweis, daß die beutiche höhere Pädagogit 
ganz dazu angethan ift, den Geift diefer englilchen Inſtitute fi an- 
zueignen. Die Berfafiung der Univerfitäten bei Gneift I. $. 142. 
Warum bat er die Colleges nicht aufgenommen? Das Stat. 25. 26 
Viet. 26 hat der Univerfität Oxford das Recht gegeben, für neue 
Lehrkanzeln (Professorshipe) Regulations zu ‘geben, die dann bem 
Staatsrath. (King in Council) zur Genehmigung vorgelegt werben. Wich⸗ 
tig, weil bier fpeciell die Nationalölonomie, Geologie und Chemie auf: 
genommen find (Auftria 1864, ©. 373). Die Darftellung der Colleges 
nebft Studienplan bi Schöll a. a. D., ©. 132 ff. Es gibt ihrer 
zehn: die beiden älteften find Winchefter (1887) und Eton (1441), 
die gegenwärtig fortgeichrittenfte ift wohl Rugby (feit 1567). „Was 
Eton für den Abel und die höhere Mittelklaſſe, das ift Christs Ho- 
spital (jeit 1552) für die Mittelllaffe überhaupt und zum Theil für 
die untere Klafje” (ebenvaf. ©. 145). Leider hat Schöll die Univerfitäten 
nicht berüdfichtigt; die Beziehung auf die Verfaffung fehlt auch ihm, 
wie den meiften Pädagogen. Da hatten doch die „Sonftitutionellen“ 
wie Aretin, Zachariä u. A. im Anfange unferes Jahrhunderts, wenn 
auch nicht richtiger, fo doch weiter gejehen; nur eniging ihnen wieder 
der Einfluß der Selbitverwaltung, deren Einwirlung auf das Bildungs: 
weſen wieber bei Gneift fehlt. Eine engliiche Literatur über das Univer⸗ 
ſitätsweſen fcheint nicht zu exiſtiren (Schöll ©. 109). 


IV. Das ſtaatsbürgerliche Bilbungswefen. 


In der eben bargelegten Weile beftanden nur die alten ftändifchen 
Grundformen ber höheren Bilbung fort, und beftehen fie noch gegen: 
wärtig; und da der Staat feine Prüfungen braucht und keine Unter: 
ſtützung gibt, jo ift auch fein Anlaß, jene Orbnung zu ändern. Allein 
daß biefelbe in unjerer Zeit nicht genügt, ift wohl klar. Während 
allerdings Fein neues Eyftem von Seiten einer Schulbehörbe kommen 
kann, gelangt das Bebürfniß der feineren Gefellihaft namentlich auf 
zwei Punkten zum Ausbrud. Einerſeits nämlich zwang die Entwick⸗ 
lung des höheren gewerblichen Lebens die mittlere und niebere Bürger: 
ſchaft, auch in England an eine Realbildung fowohl der befigenden 
als der nichtbefitenden Gewerbsklaſſen zu denken, unb anbererjeits 
konnten jene wenigen biftorijchen Schulen denn doch auch entfernt nicht 
dem Bedurfniß der wiflenichaftlicden Schulen entſprechen. Da nun das 
Bolt von feiner Regierung nichts fordern wollte und nichts zu erivarten 
batte, fo ſchuf es fich felbft neben jenen ftändifchen Bildungsanftalten 
ein eigenes, ben Bebürfniflen der Zeit entſprechendes Bildungsſyſtem, 
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das wir ſomit das bürgerliche nennen. Die Grundlagen diejes Syſtems 
find wie faft allenthalben in England, die Bereine und die Privat 
unternebmung. Die Unterftähung des Staats, damit aber auch feine 
Dberaufficht, find grundfäglich ausgefchlofien. Forderungen mit Zeiftun: 
gen an jenes Bildungsſyſtem gehen daher rein aus den Anforderungen 
des gejellfchaftlichen Lebens hervor; und das, was auf diefe Weife hier 
entftanven ift, ift daher um fo intereflanter, als e8 uns zeigt, was 
auch ohne Zuthun einer rationellen amtlichen Schulverwaltung bie 
freie Geſellſchaft zu Schaffen vermag. 

Die beiden charakteriftifchen Elemente dieſes Schulfgftems find nun 
einerjeits die Verbindung der wirthſchaftlichen Vorbildung mit der 
wiffenichaftlihden und das Auftreten des Gewerbeſchulweſens, worin 
das freie englifche Bildungsweſen ſich dem Tontinentalen faſt gleichftellt, 
und der gänzliche. Mangel der wirtbfchaftlihen Fachichulen, jo mie der 
eines Öffentlihen Prüfungsſyſtems, wodurch es ſich von dem letzteren 
unterjcheibet. Eine genaue Kenntniß veflen, mas bier gefchieht, 
fehlt, weil die Regierung nichts mit dem Ganzen zu thun bat, und 
die Statiftif eine ſehr unvollftändige ift. Daber ift es auch ganz unthunlich, 
zu beftimmen, wie weit die allgemeinen Säte im Einzelnen zutreffen. 
Jede Schule ift ein Unternehmen für ſich und beſtimmt ihren eigenen 
Lehrgang. Bon einer öffentlichen Lehrerbildung ift Teine Rebe, feine 
Rede von einer gefetlichen Gymnaſialordnung, oder von irgend einer 
Verpflichtung der Gemeinden, oder von einer gemeinjchaftlichen Leitung. 
Wir ftehen auf einem Gebiete, wo rein die Natur der Sache wirkt; 
und um fo intereflanter wäre e8 zu jehen, was fie für und durch ſich 
jelber Zu regieren vermag. 

Wir lönnen nun dieß Bildungsweſen in drei große Gruppen eintbeilen. 

Die erfte ift die freie Form der ſtändiſchen Colleges, bie durch 
Bereine gegründet und nach dem Mufter der letzteren eingerichtet find. 
Sie find daher eigentlidhe Gymnaſien und bie großen Rivalen der alten 
Colleges; daß fie mit ihnen den gleichen Namen führen, beruht auf 
dem gleichen Bildungsſyſtem. In der That werden Eintheilung und 
Thätigfeit beider Arten immer gleichförmiger, und es ift fein Zweifel, 
daß fich bier ein vollftändiges Gymnaſialſyſtem ganz in der Weile 
berausbilbet, wie es in Deutichland beftebt. Dieje neueren Colleges 
tbeilen fich in zwei Gruppen, die Kings Colleges, die von der higlı 
church gegründet find, und die University Colleges, die von ben 
Diffenters ausgehen, indem fie das kirchliche Element bei Seite lafien. 

Der Angabe nach follen mehrere diefer Colleges auch in ähnlicher 
Weife mie unfere Realgymnafien organifirt ſein. Doch ſelbft Schoͤll 
bat nichts Näheres darüber. . 
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Die zweite Gruppe beftehbt aus den Privatfchulen unter den ver 
fchiedenften Namen (Publie day schools, Colleginte schools, Grammar 
schools, Academies), die fie je nach Ermeflen annehmen. Diefe 
Schulen find „Äußerft verfchieben, ſowohl von den Vereingichulen als 
unter ſich“ (Schöll), was natürlich iſt. In diefe Schulen nun, meldhe 
dur das Berürfni des Publikums getragen und gänzlich frei in ihrer 
Lehrordnung find, wird zum großen Theil der Verfuch durchgeführt, 
neben ber Hafliihen Bildung auch eine Realbilbung zu geben. Natür: 
lich iſt das alles fehr zufällig und verſchieden, wie es in der Natur 
der Sache liegt. Nähere Nachrichten liegen nicht vor. Nur das fteht 
feft, daß diefe Privatichulen feine Vorbereitung für die ftändifchen Col- 
leges und für die Universities geben. 

Die dritte Gruppe endlich wird gebildet aus dem Syſtem der ge- 
werblihen Bildungsfchulen, die für die weitere Bildung der Hand⸗ 
werfer beftimmt find, und denen theils die fog. Upper schools, theils 
die Commereial schools vorhergehen, Privatunternehmungen, welche 
ungefähr unſern Bürgerfchulen entipredhen, und natürlich von fehr 
verichiedenem Werthe find. Im Allgemeinen find diefe gewerblichen 
Hortbildungsichulen auf ſehr nieberer Stufe, und nicht viel mehr als 
unfere Sunday schools, indem die Hauptgegenftände noch immer im 
Gebiete des Elementarunterrichts liegen. Einen mejentlichen Fortfchritt 
bildeten die Mechanic Institutions, die feit 1821 (in Glasgow) ent» 
fanden find, fich von dort verbreitet und zum Theil weiter entmwidelt 
haben, jo daß in großen Städten auch von bedeutenden Männern ge 
legenili) Vorträge darin gehalten werben. Es find mefentlih Ge 
werbefchulen, allein natürlih mit fehr verichiedenen Programmen; 
doch ſcheint das charakteriftifche Element des Schulgelves allgemein zu 
fein. Daneben find Zeihnungsfchulen (schools of design) als 
eine Art Fortbildungsfchulen, ſeit 1837 angeregt, erft feit 1850 weiter 
verbreitet (1854 gegen 2000), fie lünnen Staatsunterſtützung genießen. 
Die Londoner polytechnic institution, feit 1828 auf Aktien gegründet, 
ift eine ſyſtemloſe Anftalt, die ein fchlechtes Nachbild des Conservatoire 
des Arts et metiers in Paris ift. 

Es ift nun bier auf den erften Blick Har, daß bei aller Form⸗ 
loſigkeit und Zufälligfeit diefer Beftrebungen dennoch in bdenfelben eine 
gewifle Gleichartigkeit der Entwicklung befteht, welche die Realbildung 
ſyſtematiſch neben der Haflifchen zur Geltung bringen und fie als an- 
erlanntes Glied in das Öffentliche Bildungsweſen einführen will. Das 
aber bedeutet wieder den großen Kampf der ſtaatsbürgerlichen Gefells 
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Geltung der Hafliichen Bildung für die höheren Stände, getwifiermaßen 
ald Standesbildung, fchon für die Jugend feinen Ausbrud fand. 
Sollte die Reformbildung durdgreifen, fo ift es Fein 
Bweifel, daß ihr Sieg eine gründlide und allgemeine 
NReorganifation des ganzen. Berufsbildungswejens nad 
fich ziehen wird; denn auch in England liegt in ihm ein charalteri- 
ftifches Element der gejellichaftlichen Zuſtände. 


Weber dieß ganze wenig bearbeitete und höchſt ſchwierige Gebiet 
fiehe vorzüglich Schöll a. a. D. ©. 224, mit befonderer Berüdfichti- 
gung des gelehrten Unterrichts und Gugler bei Tyler mit bejonderer 
Hervorhebung des gewerblichen. Dazu kurz des lektern Bemerkungen 
im Artifel „gewerbliche Fortbildungsichulen“ bei Schmib Bd. IL. ©. 886. 
Auch Audigonne a. a. D. bat einige, aber höchſt unbedeutende Mit- 
tbeilungen (S. 99 ff.), die auf die eigentliche Sache gar nicht eingeben. 
Richter a. a. D. gibt ©. 64 zwei Notizen. 

V. Die künſtleriſche Bor: und Fachbilbung ift im Bildungs 
foftem Englands fo gut als gar nicht vertreten. Uns ift daher 
nur die Akademie zu London befannt, die unter dem Namen der 
Royal Academie of Arts lediglich eine Privatgefellihaft ift. Ihre 
Aufgabe ift eine doppelte; theils bat fie mit Ausftelungen zu thun, 
was ihre wichtigfte Thätigkeit ift, theils bat fie auf Grund der durch 
diefe Ausftellungen erzielten Reinerträgniffe eine Art von Kunftichule 
errichtet, welche ſich mejentlihd mit Zeichnen und Malen beichäftigt, 
daneben jedoch gewiſſe Vorträge (jährlich nur ſechs) über die Kunft- 
zweige veranftaltet, und bie Schüler bei öffentlichen Ausftelungen mit 
Medaillen betheiligt. Sonftige Anftalten exiftiren nicht; der Staat 
thut für die Kunftbildung gar nichts. 

Eine kurze Nachricht darüber bei Fr. Kugler (Kleine Schriften 
und Studien zur Kunftgefchichte. Bo. II. S. 464). 
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Yorwort. 


Ich babe das allgemeine Bildungsweſen von der Elementar- 
und Berufsbildung geſchieden, und felbftändig herausgegeben, weil 
mich bei diefer Arbeit ein Gedanke begleitete, dem ich fo viel ich 
vermocht, im Folgenden Form und Ausbrud gegeben babe. 

Die Preſſe hat in unfrer Zeit eine Bedeutung erlangt, bie 
fie nie gehabt. Eie ift, namentlih in Deutihland, im Begriff, 
das zu werden, was fie fein joll, ver gewaltige, allthätige, von 
feinem Sonderinterefle beberrichte Organismus der Selbitbildung des 
Volkes. Es ift nicht mehr möglih, von dem Bildungsweſen über: 
haupt zu reden, ohne diefe hohe Stellung und Aufgabe der Preſſe 
zu erfennen. Es ift deßhalb auch für die Wiſſenſchaft, welche ſich 
dem inneren organiſchen, fich felbfterzgeugenden Leben der Staaten 
und Völker widmet, nicht mehr möglich, die Preſſe, wie es bisher 
geſchehen, weſentlich nur als politifche und Tagespreſſe aufzufallen. 
Derfelbe Proceß, der dur das ganze Leben Europas geht und 
uns alle erfaßt, bat auch die Preſſe ergriffen. Bis auf die neuefte 
Zeit lebte in ihr der alte ftändifche Unterjchied in feiner Weiſe 
fort. Der Unterſchied zwiihen Buch und Tagesliteratur war 
und ift zum Theil noch fein bloß äußerer und formeller. Er war 
und ift vielmehr ein tiefgebenver. Der Ernft des Buches ſchied 
fih in jeder Beziehung von der elaftiichen Gewanbtheit des Tages⸗ 
blattes; die Stoffe für beide fchienen mwejentlich andre und ein andres 
war oder ſchien das Publikum, an das fich beide wendeten. Es 
berrichte die Vorftelung, als ob eben deßwegen die Aufgabe, und 
vor allem damit auch die geiftige und ethiſche Berantwortlichkeit 
für beide Gruppen von geiftigen Arbeiten und Arbeitern eine nicht 
minder tief verſchiedene fei, und als ob diefe höhere Verantwortlich 
feit vorzugsweije auf dem Buche tube. Nur der, der Bücher fchreibt, 
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iſt noch der eigentliche „Schriftfteller.” Und das war bis zu einem 
gewiſſen Grade begründet, jo lange die Tagesprefie ſich hauptfächlich 
mit den politiihen Fragen beſchäftigte. Die Gründe liegen wohl 
nahe genug. Allein überblidt man in unjrer Zeit dad was die Zeit- 
preſſe — man kann fchon nicht mehr bloß von der Tagespreile reden 
— leiftet und wohin fie jelbft drängt und gebrängt wird, fo ift es 
fein Smeifel, daß fie alle Gebiete des geiftigen Lebens neben ber 
„Politik“ gleichmäßig in fich zu verarbeiten beftimmt if. Es gibt 
gar feinen Theil der Bildung mehr, defien ſich dieje Zeitpreſſe nicht 
in ihrer Weile bemächtigte und bemächtigen muß. Sie ift zu einem 
großen Lehrorganismus der Völker geworden, fo ſehr, daß die reinfte 
Wiſſenſchaft felbit in den Spalten der Tagesblätter ihren berech⸗ 
tigten Raum gefunden bat, und immer mehr finden wird. Und 
das ift e8, was in unſren Augen nicht bloß eine Thatſache bleiben, 
jondern zu ernfter Beachtung auffordern jollte. Iſt dem nämlich fo, 
jo fol auch gewiß jene höhere Idee der VBerantwortlichkeit auf die 
Zeitprefie übergeben, welche am Ende aus den Vertretern der Wiſſen⸗ 
Ihaft das gemacht hat was fie find. Wir werben erft dann bie 
Preſſe in ihrer ganzen Bedeutung ſich entwideln ſehen, wenn jeder 
Mitarbeiter an derjelben von ber Idee erfaßt ift, daß er in’ feiner 
Weiſe nicht bloß einen Erwerb zu ſuchen oder eine Meinung aus- 
zufprechen, fondern daß er einen Beruf zu erfüllen babe, 
der mweit über die Vertretung einer politifchen Anficht hinausgeht. 
Die Scheidewand zwilchen dem Schriftiteller und dem Literaten, 
zwifhen dem willenfchaftlihen Arbeiter und dem Sournaliften ift 
nod) immer eine qualitative; erft wenn beide willen und ausfprechen, 
daß fie Organe eines und deflelben großen, etbiichen Berufes find, 
wird fie zu einer quantitativen werden, und die gegenjeitige Achtung 
wird den gemeinſchaftlichen Erfolg fihern. Und für diefes Ziel, 
der Zukunft der Preſſe, möchten wir in unfrer Weile wirfen. Hier 
ift allerdings nicht der Ort, zu jagen, wie bieß gejchehen könne; 
wohl aber haben wir dahin zu arbeiten, daß es geſchehe. Und 
wir baben die volle und innige Ueberzeugung, dab es daher von 
nicht gering anzujchlagender Bedeutung fein wird, wenn man bie 
Preſſe in der Weife wie wir es verſucht, als organijchen Theil des 
Bildungsweiens, und nicht mehr als bloßes Objekt der Polizei und 
Jurisprudenz, in die Wiflenfchaft der innern Verwaltung aufnimmt, 
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und bieran das Volls: und Berufsbildungsweien unmittelbar an: 
ſchließt. Das ift es, wofür wir bier die Bahn brechen möchten. 
Gelänge es uns, in diefer Weile das Verftändniß der Preſſe zu 
begründen und damit definitiv die Vorftellung zu bejeitigen, als 
Tönne man den großen Bildungsproceß der Völler jemals allein auf 
Elementar= und Berufsbildung beichränten, fo würde die vorliegende 
Arbeit ihren allgemeinen Zweck erreicht haben. Freilich, eigentlich 
beftreiten wird das niemand; das aber, worauf es zulegt anfommt, 
wird doch die Aufnahme diefer Wahrheit in das Bewußtjein aller 
Schriftiteller und aller Berwaltungen fein; und das Eriterium 
defielben wird dann in der Forderung ericheinen, daß auch der 
Tagesfchriftfteller jeine Fachbildung für feinen ſehr ernften Beruf 
befige. — — 

Was nun den fpeciellen Inhalt betrifft, fo muß ich wieder: 
bolen, daß ih das ganze Material weder erreichen, noch auch dag 
erreichte ganz bewältigen konnte. Ich muß mir dabei geftatten, auf 
eine Lüde in der Literatur des gejammten Europas hinzuweiſen, 
die man erſt dann recht erfährt, wenn man auf die Sache genauer 
eingeht, oder fie wenigftens, wie die innere Verwaltungslehre, in 
ihrer fpeciellen Bedeutung zu würdigen Veranlafjung nehmen muß. 
Uns fehlt nämlich eine wifjenfchaftlihe Behandlung der einzelnen 
großen allgemeinen Bildungsanftalten, wie 3. B. der Sammlungen, 
namentlich der Theater und Bibliothefen. Wir meinen damit nicht, 
daß nicht vieles jehr Bedeutende darüber gefagt wäre. Mlein von 
dem Standpunkte der Verwaltung — von dem Standpunfte ber 
Frage, in weldher Weife dieſe Anitalten eben von Seite der Regie: 
rungen behandelt worden find und behandelt werden müßten — 
find biejelben unſres Willens niemals unterfudht worden. Das 
Theaterweien ift vielfach befprocdhen; aber die Literatur deſſelben ift 
feine fachmänniſche in dem Sinne, in weldem wir e& für die Ver: 
waltungslebre zu fordern haben. Das Bibliothelsmejen jeinerfeits 
entbehrt — unfres Wiſſens — geradezu jeder eingehenden Bearbei- 
tung, und das ift in unjrer Zeit ein großer Uebelftand, weil in 
demjelben genau berfelbe Proceß beginnt, der in der Preſſe jetzt 
ziemlich allgemein berricht, die Bewältigung der Ausſchließlichkeit 
des gelehrten Bibliotheksweſens durch das Auftreten des Bebürfnifies 
nach den Volksbibliotheken — den Gemeinde und Bereinsbibliothelen 
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als allgemeine Bilbungsanftalten. So wichtig die Sade auch if 
und fo tief fie auch in das geiftige Leben der Volker bineingreifen 
wird, jo fehlt uns doch fogar die Statiftit der Sache, geſchweige 
denn eine eingehende Bearbeitung derſelben. Das find Arbeiten, 
die große Vorbereitung fordern, und ihren Mann ganz in Anſpruch 
nehmen; es ift unmöglich, fie in der Berwaltungslehre zu erſchöpfen. 
Aber was fie vermag, das ift, dazu die Anregung zu geben, indem 
fie die allgemeine orgamifche Bedeutung derſelben feftftellt, und einer 
befonderen Bearbeitung damit ihren allgemeinen Werth verleiht. Wir 
wären ftolz darauf, zu folden, wahrlich hochwichtigen Arbeiten den 
foftematifhen Pla und den Anlaß geben zu dürfen. 

— Immer Harer aber erjcheint es, daß die Berwaltungslehre 
dasjenige Gebiet der Staatswiſſenſchaft ift, das an Bedeutung von 
feinem andern übertroffen, an innerem und äußerem Reichthum 
von keinem andern erreicht wird. Keine menjchliche Arbeit eines 
Einzelnen wird allen ihren auch nur mäßigen Anforderungen jemals 
genügen. Wann wird die Zeit kommen, wo fie wie bie anbern 
Wiſſenſchaften, die Aufgabe eines eigenen Berufes bilden wird? — 
Und bis dahin möge man das Unvollmdete darum freundlich bin- 
nehmen, weil es denn doch den Blid auf die fünftige Größe dieſes 
Gebietes niemals verloren hat. 


Bien, November 1867. 
£. Stein. 
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Das Bildungsweien. 


(Die Verwaltung und das geiftige Leben.) 


Dritter Eheil. 
Das allgemeine Bildungswefen. 
> I. Begriff deſſelben. 


Die allgemeine Bildung umfaßt in ihrem Begriffe die Gejammt: 
beit derjenigen geiftigen Güter, welche nicht mehr für einen beftimmten 
Erwerb und Beruf dienen follen. 

Während daher das geiftige, für Beruf und Erwerb beftimmte 
Leben ftetö den Charakter eines wenn auch geiftig bochitehenden und 
großen, fo doch beichräntten Ganzen enthält, ift jene allgemeine Bil: 
dung der Faktor, welcher der geiftigen Welt das Element des unend- 
lichen Yortichrittes wiedergibt und erhält. Sie ift ihrem Principe nad 
die Anerlennung, ja die Forberung ber geiftigen Freiheit, ihrer Wirk: 
lichleit nach die Bertwirklichung verjelben. Während daher die Elementar: 
und Berufsbildung auch bei einem ftillftehenden, ja in feiner Entwidlung 
zurüdgebenden Volke nicht bloß eine hohe und felbft in allem Einzelnen 
fortſchreitende fein kann, ift die allgemeine Bildung das endgültige Kri⸗ 
tertum der wahrhaft Hiftorifchen, die Weltgefchichte bewegenden Völker. 

Die Macht viefer Wahrbeit ift jo groß, daß fie fih auch in allen 
übrigen Gebieten des Bildungsweſens Bahn bricht. Die allgemeine Bil: 
dung Tann ihrem höhern Wejen nad zwar von den beiden andern 
Stufen unterſchieden, aber nicht von ihnen abgeidhlofien werden. Denn 
am Ende ift alles geiflige Leben Ein Ganzes. Wohl aber Tann ein 
Bolt und eine Zeit fie in fehr verfchiedenem Grabe mit der- fpeciellen 
Bildung verbinden. Und daher muß man fagen, daß der Gharalter 
und das Maß ber freibeitlihen, unendlichen und damit weltbiftorifchen 
Entwidiungsfähigleit eines Volles an dem Grabe gemefjen werden kann, 

Stein, die Berwaltunglehte VI. 1 
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in welchem es die Elemente der allgemeinen Bildung mit denen 
der Volks- und Berufsbildung zu verbinden gewußt hat. 

Wie das nun in der niedern und böhern Pädagogik zu geicheben 
bat, das zu unterfuchen ift Sache der Bildungslehre. Wir nennen 
den Proceß, vermöge deſſen die Eniwidlung der Menfchheit eben durch 
bie allgemeine Bildung vor ſich geht, die Civilifation oder Ger 
fittung, die daher ohne Verſtändniß bes organischen Bildungsweſens 
gar nicht genetifch verftanden und dargeftellt werden Tann. Die Ber: 
waltungslehre aber bat den Punkt in der Givilifation zu bezeichnen, auf 
welchem jene allgemeine Bildung in die öffentlichen Rechtszuſtände ber 
Völker bineingreift und in welcher Weiſe fie diefelben beftimmt und von 
ihnen beftimmt wird. Mit diefer Frage beginnt ihre Aufgabe. 

Diefer Punkt befteht nun in dem Eate, daß mährend die Berufes 
bildung dasjenige erzeugt, wofür fie eben bejtimmt ift, die Unter 
ſchiede unter den Einzelnen wie unter den Gejellichaftsflafien, die 
allgemeine Bildung ihrerjeits in ber geiftigen Welt diefe Unterfchiede wieder 
aufhebt, dadurch die Trägerin der Gleichheit im geiftigen und da 
mit im gefellihaftlihden Leben und den von ibm beherrſchten 
Rehtszuftänden der Menjchheit wird. Sie ift undenkbar ohne das 
Brineip der gleichen Beitimmung, fie erzeugt die gleiche Befähigung, 
und fordert daher ein gleiches Recht Aller. Mit dieſem Satze tritt die: 
felbe als eins der bedeutſamſten Gebiete in die Verwaltungslehre. 


Das Öffentlihe Rechtsprincip des allgemeinen Bildungswejen®. 


Steht es demnach feft, daß die höchſte Entwidlung des Staats als 
die allgemeine Perfönlichleit durch die höchſte Entwicklung aller feiner 
einzelnen Angehörigen gegeben ift und baß diefe höchſte Entwidlung 
weſentlich auf jener allgemeinen Bildung beruht, jo fcheint bie Her 
ftellung der Bedingungen dieſer allgemeinen Bildung eine der eriten und 
wichtigften Aufgaben der Verwaltung zu jein. 

Allein gerade bei ber allgemeinen Bildung erjcheint der für das 
geiftige Leben der Menfchheit entſcheidende Grundfag in eriter Reihe, 
daß nur dasjenige die Entwidlung wahrhaft fördert, was fich der Einzelne 
durch feine That, durch jelbitthätiges Denken und Arbeiten jelbft erwirbt. 

Die allgemeine Bildung darf daher weder vom Staate gegeben 
werden, noch darf er als ausichließlider Herr der materiellen Bedin⸗ 
gungen derſelben erfcheinen. Die wahre allgemeine Bildung muß fid 
baber jedes Volk jelbft [haffen, und die Verwaltung hat nur aus 
nahmöweife unmittelbar bei derjelben mitzuwirken. 

Indem aber das Bol fich feine allgemeine Bildung ſelber Ichafft. 
wirb die darauf gerichtete Thätigleit ſtets von Einzelnen ausgehen. 
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Damit ijt nun zugleich die Gefahr gegeben, daß ber Einzelne dieſen 
feinen Einfluß auf die allgemeine Bildung mißbraude, während bie 
zu Bildenden als ſolche nie ganz im Stande find, ſich gegen dieſen 
Mipbraud zu fügen. Bon diefem Standpunkt aus ergibt fi) nun 
dad, mas wir das Princip des Öffentlichen Rechts des allgemeinen 
Bildungsweſens nennen müflen. 

Die allgemeine Bildung fol frei fein in ihrer Entwidlung; das 
beißt, das Volk fol fie fich felber geben, und der Staat nur diejenigen 
Anitalten berftellen, welche ihrer Natur nach für Herftellung und Leitung 
ber Staatämittel bevürfen. Die pofitive Thätigfeit ber Verwaltung in 
Beziehung auf diefe allgemeine Bildung ift daher, wenn auch feine unbes 
beutende, fo doch eine äußerlich wenig ericheinende. Sie befteht formell 
nur in der Aufftellung jener allgemeinen Bildungsanftalten, welche der 
Aulturftand eines Volkes fordert. Das eigentliche Gebiet derfelben ift da: 
gegen vielmehr die durch die Verwaltung geforderte oder hergeftellte Auf: 
nahme ber allgemeinen, über die Elementar: und Berufsbildung hinaus 
gehenden Bildungselemente in die Erziehung bes Volles; und weil die: 
jelbe bier liegt, bat man fie meiftens fo wenig theoretijch beachtet. Da: 
gegen ift die negative Thätigkeit praktiſch und juriftiich eine viel faß- 
barere. Denn die allgemeine Bildung fol zugleih geihüßt werben 
gegen bie Verlegung ber allgemeinen geiftigen Ordnung; das heißt, ba 
die leßtere, die höhere Sittlichkeit, ihrerjeitö nicht bloß eine That: 
jache, fondern wieder eine Bedingung ter indivibuellen Entwidlung tft, 
io bat die Verwaltung die Aufgabe, dieſe höhere öffentliche Sittlichkeit 
gegen die Verlegung durch die geiftige That des Einzelnen zu ſchützen; 
und Diefe Aufgabe bezeichnen wir als die Kulturpolizei. 

Während demnad die Aufgabe der Verwaltung des geiftigen Lebens 
bei der Volksbildung die Pflicht der erxfteren zur Herjtellung der 
letteren, bei der Berufsbildung die Pflicht und das Recht ber Ber: 
waltung zur Ordnung dieſes Bildungsgebietes enthält, wird fie für 
die allgemeine Bildung nothwendig im Wefentlichen theil® als Hebung 
und Erweiterung der Bildung überhaupt, theild ala Herftellung pezieller 
Bildungdanftalten, tbeild aber als Kulturpolizei erjcheinen. 

Daraus ergibt fih nun allerdings für die Darftellung des allge: 
meinen Bildungsweſens in der Verwaltung eine wichtige Confequenz. Die 
leßtere wird hier naturgemäß faft nur als polizeiliche Funktion auftreten 
und ihr Recht faft nur als ein polizeiliches erjcheinen. Es ift ſchwierig, 
dabei die hohe Idee des allgemeinen Bildungsweſens feſtzuhalten. 

Begriff und Inhalt der Kulturpoligei können indeß nur dann zu 
Mipverftändnifien Anlaß geben, wenn man fich denkt, daß vermöge 
derjelben jede tdätige Theilnahme ber Verwaltung an der Förderung 


der allgemeinen Bildung ausgeichloffen fei, oder daß bie Eelbitibätig: 
feit des Volles für feine allgemeine Bildung burd) das Princip verfelben 
von dem Willen der Regierung abhängig gemacht werben folle. Beides 
iſt nicht der Fall. Keine Regierung Tann bie allgemeine Bildung 
Ihaffen, keine Tann fie hindern; aber keine darf ihr gegenüber ganz 
gleichgültig bleiben. Ihre Thätigkeit wird ftet3 eine fördernde, aber 
in erfter Reihe allerdings eine jchügende fein müfjen. Die pfychologiichen 
Gründe dafür enthält die Bildungslehre. Das Syftem und ber poſi⸗ 
tive Inhalt diefer Kulturpoligei aber werben durch daſſelbe große Eles 
ment gejeßt, welches überhaupt das Verwaltungsrecht beherricht, bie 
Gejellichaftlichen Ordnungen. 

Indem nämlich die allgemeine Bildung ihrem Princip nad bie 
Bleichheit und damit das gleiche Necht gller Perfönlichfeiten enthält 
und verwirklicht, wird fie dadurch voreallem ein enticheibender Yaltor 
in der gelellfehaftlichen Ordnung und ihrer Bewegung. E3 ergibt fi 
daraus, daß jede große gejellfchaftliche Ordnung ihr eigenes allgemeined 
Bildungsweſen erzeugt, und baß in jeber derjelben das geltende Recht 
der Sulturpolizgei als eines der charakteriſtiſchen Merkmale des 
gefellihaftliden allgemeinen Redhtsprincips angejehen 
werden muß. 

Bon diefem Standpunft aus hat ſich num auch das heutige allge: 
meine Bildungsweſen und das Öffentliche Recht der Kulturpolizei unferer 
ſocialen Zuftände entwidelt. 


II. Elemente der Gedichte bed allgemeinen Bildungsweſens. 


Es ift, vermöge ber obigen Natur der allgemeinen Bildung fehr 
leicht, über die Entwidlung berfelben im Allgemeinen zu reden, da fie 
auf allen Punkten zugleich erfcheint, und ſtets zugleih Grund und 
Folge der Geſammtentwicklung ift. Allen es ift fehr ſchwer, ven pofi« 
tiven Inhalt derjelben zu finden und zu verfolgen, denn die Gränzen 
zwiſchen dem was ihr und was andern Gebieten gehört, find im Ein 
zelnen immer äußerft ſchwierig, oft gar nicht feftzubalten. Dennoch 
muß die Verwaltungslehre fich von derjelben Rechenſchaft ablegen. 

Miederum nun ijt biefelbe diefer Aufgabe gegenüber in der Lage, 
ftatt nach bloßen Darftellungen vielmehr nach einem beftimmten Princip 
zu fuchen, und den Werth ihrer Auffaffungen und Ergebniſſe zunähft 
von der Nichtigkeit diefes Princips abhängig zu machen. Dieſes Princip 
aber ift unabweisbar ein gefellichaftliches und darum ift das allgemeine 
Bildungsrecht ſtets und mejentlich gleichfalls ein ſociales. Es erfcheint 
nothwendig, baflelbe Bier an die Spitze zu ftellen. 
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Jede Bildung enthält und vertheilt ein geiftiges Gut; jede allge: 
meine Bildung enthält und vertheilt die allgemeinen geiftigen Güter; 
das geiftige Gut aber beberricht das vorhandene materielle, erzeugt das 
nicht vorhandene. Durch den Erwerb der geiftigen Güter wird daher 
der Einzelne über die Sphäre hinaus gelangen, in der er fih durd) 
die gegebene Bertheilung der materiellen Güter und ihrer Einflüfle auf 
feine geſammte Lebenstbätigleit und Stellung befindet. Das tit es, 
wodurch fie fi) von der Berufsbildung wejentlich unterjcheibet, und das 
ift e8 auch, wodurch fie ein fo gewaltiger, ja vielleicht ver gewaltigſte 
Faltor in der Weltgeichichte wird. 

Wenn nun bie gejellfchaftlichen Ordnungen einerſeits auf der Ber 
theilung der Güter beruhen, und in gegenfeitiger Wechſelwirkung, wie 
die Wiſſenſchaft der Gefellichaft zeigt, einerfeit3 durch die beftimmte 
geiftige Funktion eine gejellichaftliche Güterorbnung und andrerſeits durch 
diefe Güterordnung wieder eine objektive feſte Vertheilung der geiftigen 
Funktionen erzeugen, jo ift e8 Kar, daß die allgemeine Bildung nicht 
bloß bei der einfachen Vermehrung der Gütermafle der geiftigen Welt 
ftehen bleibt, ſondern zugleich mit derfelben eine neue Bertheilung einer: 
jeit3 der großen öffentlihen Funktionen, andrerjeitö aber auch als Be: 
fit und Vermögensverhältniſſe theilö bevingen, theils erzeugen müſſen. 
Keine Zeit und fein Volt täufcht fid) über dieſe Bedeutung und biefe 
Macht der allgemeinen Bildung, und es ift dabei ganz gleichgültig, ob 
es jene Gonfequenzen bloß mit feinen Gefühle und Inſtintt erfaßt, 
oder ob es fich diefelben pofitio zu formuliren weiß. Jeder verſteht es 
fofort, daß während die Elementar: und Berufsbildung die höchſte Ent« 
widlung eines Volkes innerhalb einer gegebenen Ordnung ber Ge: 
ſellſchaft bedeuten, die allgemeine Biltung vielmehr unabweisbar den 
Keim einer neuen Geftaltung der gejellichaftlihen Welt mit all ihren 
Eonfequenzen enthält. Denn allein biefe allgemeine Bildung bringt 
ben Einzelnen über die Gränzen feiner Lebensftelung hinaus; fie ift 
e8 die ihn lehrt, andere Örbnungen zu verftehen, zu beurtheilen und 
zu wünfchen; fie gibt ihm die Kraft, in einer andern Ordnung thätig 
zu jein; fie enblich lehrt ihn, daß bei aller Berjchiebenheit bes wit: 
lichen Lebens ein Gebiet vorhanden ift, auf dem bie gleiche Beitimmung 
eine gleiche Stellung und Aufgabe erzeugen muß. Sie arbeitet in 
biefer Richtung zwar langfam, unter unendlichen Fehlern, einjeitig und 
oft thöricht, immer aber in derſelben Weile, unaufbaltiam das Kleine 
zum Seinen fügend, bis die unenblide Wiederholung befjelben eine 
große, alle andere überragende Thatjache daraus madt. Sie wird 
dadurch vielfach höchſt ungerecht gegen das Einzelne, gegen den unſchätz⸗ 
baren Werih des Befontern, gegen die Selbftändigfeit, die Kraft und 
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den Stolz der Specialbildung und des Berufs; aber im Ganzen behält 
fie Recht. Sie ift, indem fich jedem einzelnen Wenjchengeifte ein neues 
Werben eröffnet, das Element des Werben für die Gejammtheit. Sie 
ift der Keim der ewigen Jugend im Leben bes Geiftes; fie ift aber 
auch nur zu oft der einfeitige Feind bes Guten und Ungzerftörbaren, 
das das Beſtehende enthält. In ihr iſt der geiftige Ausdruck des tiefen 
Gegenſatzes zwiſchen dem Alten und dem Neuen, des tiefen Mißver⸗ 
ftändnifies über das wahre Weſen des Befondern und bes Allgemeinen, 
der Feindſchaft zwilchen ver Verſchiedenheit und der Gleichheit. Und 
das find die Elemente, auf denen die gefellfchaftlihe Stellung der all: 
gemeinen Bildung beruht. 

Denn es folgt daraus, daß die allgemeine Bildung das naturge 
mäße Gebiet derjenigen Klaſſen ver Gelellfchaft ift, welche wir al& die 
nievere bezeichnen. Die Hebung der niedern Klafien im Sinne der 
Gejellichaftslehre beveutet in der That zweierlei. Einmal ift fie die 
Verbeſſerung der wirtbichaftlihen und geiftigen Lage derſelben inner: 
halb ihrer gelellichaftlichen Stellung; dann aber ift fie dasjenige Ele 
ment, durch welches fie fich den höhern Klaſſen gleichftellt. Dieſe 
Gleichftelung aber bebeutet zwar zunächft ſtets eben nur die Gleichheit 
in dem Erwerb der geijtigen Güter; dann aber bebeutet fie eben fo jehr 
bie Folgerungen und Forderungen, melde an diefe wejentliche Gleich: 
heit der geiftigen Bildung anſchließen. Und da nun etvig die geiftige 
Welt doch zulegt das geitaltende und ordnende Element für die wirth⸗ 
fchaftliche ift und fein muß, fo ergibt ſich, daß die Confequenzen biejer 
Entwidlung ftet3 und unvermeidlich bei der großen Frage der Drgani- 
jation des wirtbichaftlichen Leben? anlangen. So wie das aber ge 
ſchieht, tritt nun ein neues Element in die Gelchichte ber allgemeinen 
Bildung hinein, das nicht weniger mächtig als die legtere felbit, die 
Weltgefchichte durchbringt, und in eivigem Kampfe mit jener und ihren 
gewaltigen Folgen iſt. Das ijt das Intereſſe. 

So wie nämlid das Intereſſe der herrſchenden Klaſſe in ber all: 
gemeinen Bildung nicht eben bloß das fördernde und geiflige Element, 
jondern die in ihr liegende Gefährdung ihres Befiges und ihrer In—⸗ 
tereſſen erfennt, jo wird fie berjelben feinvlih. Und da nun nad ben 
Gefegen, nach welchen die Staatsverfaflungen ſich bilden, die gefell: 
fchaftlich herrſchende Klaſſe zugleich die Diacht der Geſetzgebung und Ber: 
waltung befist und fefthält, jo folgt, daß fofort eine Bewegung ent 
ſteht, vermöge deren im Intereſſe der herrichenden Klafie die Entwid: 
lung der allgemeinen Bildung felbft befämpft wird. Diefer Kampf 
ift ein furchtbarer, denn er wird auf geiftigem Gebiete geführt, und 
die Einzelnen, die ihn zum Opfer fallen, fallen einer Idee, die einer 
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Thatſache unterliegt. Dieſer Kampf ſelbſt aber hat zwei Geſtalten und 
ſo hat er auch zwei große Folgen und Ergebniſſe. Zuerſt iſt er natur⸗ 
gemäß rein negativ. Er enthält anfänglich nur noch das Bewußtſein, 
daß die zum öffentlichen Recht gewordene Unterſcheidung der Klaffſen 
und die mit ihr gegebene Beſchränkung der allgemeinen Bildung auf 
gewiſſe Klaſſen nicht fein joll; allein da ihm nicht das zweite zur Seite 
ftebt, die wirklih vorhandene und fortichreitende allgemeine Bildung 
der niedern Klafie, jo bleibt es bei der einfachen Zerftörung der focialen 
Ordnung, die auf der gegebenen Beriheilung ber geiftigen Güter und 
der |peziellen Entwidlung ver Berufe berubt, fteben. Sie ift eine ein: 
fache Zerſtörung, keine Fortentwidlung; die Gefittung hat die negative 
Bedingung ihrer Entwidlung gefunden, aber fie vermag fie nicht pofitiv 
auszufüllen. Sie erzeugt daher einen andern Zuftand, aber feinen 
Fortſchritt. Erſt da, wo der Kampf gegen die gejellichaftlichen inter: 
jehiede von dieſem wirklichen Fortſchritt der niederen Klaſſe begleitet und 
bedingt wird, ſehen wir Aus der Berftörung des Alten eine neue Ge; 
Ihichte beginnen. Exit hier ift der Proceß des Werdens ein lebendiger, 
und nicht mehr erihöpft in dem Aufeinanderfolgen des andern an ber 
Stelle des biöherigen. Und bier hat daher auch jenes Intereſſe der 
berrichenden Klafje ein beitimmtes Objelt, das es verfolgen, mit dem 
es Tämpfen kann. Dieß Objekt ift dann eben das Mittel, durch welches 
jene allgemeine Bildung fi) erzeugt und verbreitet. Dieß Mittel wird 
daber jebt zum Gegenſtande des öffentlichen Rechts; an ihm formulixt 
ih der Proceß der Bildung, und an ihm aud das öffentliche Recht; 
ale andern Faltoren werden nebenſächlich, und bier erft beginnt die 
Geſchichte des Rechts des allgemeinen Bildungsivejen?. 

Die Verwaltungslehre muß daher, will fie nicht durch ihre Aus 
dehnung fich überhaupt mit der Weltgefchichte identificiren, ſich beſtim⸗ 
men, exit bei demjenigen Momente zu beginnen, wo diejes große Mittel 
mit feiner Wirkung ind Leben tritt. Dieß Mittel felbjt aber ift Fein 
anderes als die Buchpruderei. Es iſt überflüflig, im Einzelnen 
nachzuweiſen, daß fie es ift und warum fie es ift, und warum fie allein 
in der ganzen Weltgefchichte jedes Verſuches ſpottet, die Entwidlung 
der allgemeinen Bildung neben und über der Fachbildung aufzuhalten. 
Die Geſchichte der Welt hat Zuftände genug, in benen ftarr gemorbene 
Geſellſchaftsordnungen durch gewaltſame Bewegungen umgeftoßen worden 
find, ohne daß diefer Umfturz etwas Wefentliches gefördert hätte. Wir jehen 
im Drient, in Aegypten, vielleicht auc im untergegangenen Amerika 
eine Geftaltung der Dinge, in denen bie Berufsbildung dad ganze Volt 
durchdringt und den höchſten Grab der Kultur für jeden Theil erreicht. 
Wir ſehen das Intereſſe der berrichenden Klaſſe jede freie Bewegung 
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des Volks mit rüdfihtölofer Strenge unterbrüden. Wir fehen biefe 
Ordnung geftürzt. Die Sikhs brachen den Bubbhaismus, die Griechen 
brachen das äghptifche Prieftertbum, die Spanier vernichten Merilo und 
Peru; aber fortgefchritten find diefe Völker nicht. Wir fehen auch 
in der rohen Geichlechterorpnung der Germanen eine unteriworfene Klafie 
als Leibeigene fich erheben und die Bauerntriege ſich Über ganz Europa 
wie eine geſchichtliche Windsbraut hinwälzen; aber wir ſehen nicht, daß 
fie etwas Beſſeres gebracht hätten. Erſt da, wo die Preffe beginnt, bie 
Bildung in die Hütte auch des Armen zu tragen, wird es anders, und 
die Weltgeichichte beginnt eine wahrhaft neue Epoche. 

Wir können nun Inhalt und Bedeutung diefer Epoche unſchwer 
charakteriſiren, wenn wir fie auf die großen gefellichaftlichen Kategorien 
zurüdführen, welche auch dieſem Gebiet zum Grunde liegen. Nur bat ver 
Geift der germanischen Geſchlechter dieſem Proceſſe feine ihm eigenthümliche 
Geftalt gegeben. Eine Welt ver Arbeit Tann nie zur faftenmäßigen 
Abgeſchloſſenheit ihrer Theile gelangen, tie der Orient. Den Germanen 
it daher nie das Bewußtſein einer befleren Beſtimmung ihrer niederen 
Klafien verloren gegangen. Sie haben daher nie ver Bewegung, welche 
mit ber Buchdruckerei entftand, ſich grundlägli und allgemein entgegen: 
geftellt. Sie haben fie vielmehr im Großen und Ganzen getragen und 
gefördert, und man darf nie vertennen, daß gerabe an ber Preſſe der 
germanifchen Welt erft das Wefen und der Werth der allgemeinen Bil. 
bung, ihre Gefahr und ihr Heil zum Berftänbniß gelommen ift. Im 
Gebiete der Preſſe ift daher hier der eigentlich ſociale Kampf gekämpft, 
das Recht der Preſſe ift das wahre Recht der allgemeinen Bildung ger 
worden, und bamit ift die Preſſe das Objekt diefes ganzen Theiles der 
Verwaltung, ihrer Gefebgebung und ihrer Thätigleit. Wohl aber kann 
man aud) hier eben aus diefer Stellung der Prefie heraus die beiden 
großen Epochen der Bewegung zur allgemeinen Bildung am beutlichiten 
eriennen. 

Die erfte Epoche derfelben iſt nun, in Kürze bezeichnet, die der Los⸗ 
löſung der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft aus der ſtändiſchen. Die ſtän⸗ 
diſche Geſellſchaft enthält noch das orientalifche Princip der Belonderung 
der Berufe und der Erichöpfung des gefammten Bildungsweſens in 
ber Berufsbildung. Wohl jehen wir bier das nicht germaniſche Princip 
der Gleichheit aller Beftimmung fich erhalten und innerhalb jenes Ge⸗ 
biete8 durchgreifen; aber die allgemeine Bildung tft bier noch feine 
Bildung des Volles, fondern eine Gemeinfchaft der Berufsbildung in 
Philofophie und Geſchichte. Wohl fehen wir die Schola jedem offen 
fteben , aber e3 Tann fie am Ende doch nur ber Sohn der befigenden 
Klaſſe betreten. Wohl nimmt die Kirche jeden, auch den Unfreien auf 
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und der Hirtenfnabe kann Papft werben, aber die Kirche jelbft ift ein 
Stand geworden. Erft da, mo das Buch beginnt, beginnt eine neue 
Ordnung der Dinge. Erft da fängt der Elementarunterricht an, allge 
mein zu werben; erſt dba ftrömt das geiftige Leben von ber ftänbifchen 
Bildung in das ganze Bolt, alle Unterfchieve ausgleichend und bedeckend; 
erſt da entſteht die Thatſache einer allgemeinen Bildung, ohne daß ein 
anderes Element als das ber natürlichen Entwicklung dabei thätig wäre. 
Und dadurch geſchieht nun das, mas diefe allgemeine Bildung in das 
Staatöleben und feine Verwaltung hineinzieht. 

So wie nämlich die Anfänge der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft ich 
entwideln, entſteht ein neues öffentliches Recht, eine neue eigenthüm- 
liche, auf dem Weſen derſelben beruhende Geftalt der Staatsgewalt. 
Wir haben fie ihrem Princip nach die eubämoniftifche, ihrer Form nach 
die poligeilide genannt. Die Epoche dieſer eubämoniftifchen Polizei ertennt 
ihrerſeits — obne fich über das gejellichaftliche Element Rechenichaft 
abzulegen — den Werth der allgemeinen Bildung. Sie weiß, daß 
deefelbe nicht blok das „Glück“ und die „Wohlfahrt,“ ſondern auch die 
Macht der Staaten vermehrt. Sie beginnt daher, tiefe allgemeine 
Bildung fofort in den Kreis ihrer Aufgaben bineinzuziehen. Freilich 
erſcheint diefe anfänglich noch der Form nah ala Fachbildung; aber 
durch die Prefle ift das Feſthalten an der Beichränfung berfelben nicht 
mehr möglih. Die geiftige Welt dehnt fi gleihlam von ſelbſt nach 
allen Seiten aus, und die Verwaltung ift von ihrem Standpunlte aus 
gerne bereit, ihr die Hände zu reihen. Eben dadurch aber ericheint 
nun die bier maßgebende Thatjache, daß diefe Verwaltung unmittelbar 
nur ſehr wenig für diefelbe zu thun vermag. Sie arbeitet vielmehr, vom 
eigenen Geifte getragen, jelbfiftändig weiter, und in biejer Arbeit droht 
fie oft genug, dem Beftehenden direkt gefährlich zu werden. Die „Polizei“ 
erfährt das bald an der Yruchtlofigkeit ihrer Bemühungen, und in der 
Ertenntniß, daß fie für die Förderung dieſer Bewegung wenig leiften 
kann, zieht fie fih nunmehr auf das eigenthümliche, leicht verftändliche 
Gebiet zurüd. Sie ſieht ihre Aufgabe wefentli in der Berhinderung 
der Ausfchreitungen, welche den Gang der Bildung ihrer Meinung nad 
oder in Wirklichkeit bedrohen. Sie ſucht die immer höher gehenben 
Wogen der Bewegung, deren letztes Biel ſtets die perjönliche Freiheit 
ift, einzubämmen; fie fürchtet eigentlich nicht den Strom, der fie zum 
Theil felbft trägt, und will ihn nicht hemmen, aber fie fürchtet jein 
Auzfchreiten über die Ufer, melde fie fegen zu müfjen glaubt. Eie 
verfucht daher, bier im Namen ber „Obrigkeit“ einzufchreiten und die all: 
gemeine Bildung mit Borjchriften und Maßregeln in Beftalt und Grenze 
nad ihrem Sinn zu mobeln. Sie will die Kultur; aber fie will ſie fe, 
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wie fie fie verfteht; diefelbe üft für fie ein Theil der allgemeinen Verwaltung 
und fällt unter das Recht und die Brincipien derſelben als ein Theil ver 
Polizei überhaupt. Sp entfteht die „Kulturpolizei,“ die erfte Geſtalt ver 
eigentlichen Verwaltung ber allgemeinen Bilbung, bie erſte Form, in der 
diejelbe dem Staate zum Bemwußtjein Tommt; und wieder tritt ung bie Er: 
jcheinung entgegen, daß noch bis zum heutigen Tage fich diefer Name als 
die eigentliche Bezeichnung des Verhältnifies der Verwaltung zur allge: 
meinen Bildung erhalten bat, die Begriffe verwirrend und das rechte Ber: 
ftändniß erfchiwerend. Allerdings liegt der nächſte Grund dafür wohl darin, 
daß aus Urjachen, die bei der Darftellung des Preßweſens ihren Blag 
finden, die Verwaltung ftreng negativ gegen die Prefje war; allein den: 
noch ijt die Sache ſelbſt nur als hiſtoriſche zu erflären. Erſt die eigent- 
liche Verwaltungslehre Tann dabei den richtigen Standpunkt für das 
Ganze feftitellen. 

Läßt man baher dieſe Borftellung des vorigen Jahrhunderts fallen, 
jo ergibt fi) nun, daß das, was wir die Kulturpoligei nennen, in ber 
That nichts anderes tft, als das polizeiliche Element in der organifchen 
Verwaltung bes allgemeinen Bildungsweſens überhaupt. Es ift daher 
bier wie in der ganzen Verwaltungslehre dieß Element nicht etwa bloß 
auf ein Gebiet beſchränkt, und noch weniger das eigentliche Weſen ber: 
felben, ſondern es ift in der ganzen Verwaltung des Bildungsweſens 
enthalten, denn auch die Elemente und die Berufsbildung haben ihre 
„Kulturpolizei“; nur tritt es in ber allgemeinen Bildung fpecieller ber 
vor, und erjcheint hier als eine befondere, aud äußerlich gefchiedene 
Aufgabe der Verwaltung, die wir jet die „Sittenpoligei“ nennen. Sie 
ift die reine negative Seite dieſes Gebietes ver Verwaltung. Ihr zur 
Seite ſteht das rein pofitive, dasjenige, in welchem die Verwaltung 
etwas Pofitives für ihren Zweck zu leilten bat; und das Gebiet um: 
faßt die allgemeinen Bildungsanjtalten des Staate. In dem dritten 
und bei weitem wichtigiten Gebiet, der Preſſe, feben wir dagegen die 
wunderbarfte Erjcheinung der gefammten geiftigen Welt, den fich felbft 
erzeugenden und ordnenden Broceß der allgemeinen Bil 
bung, und das Berhältniß des Staats und feines öffentlichen Rechts 
zu diefem Gebiete bildet das Preßweſen. So bat fi) aus ber ge 
ſchichilichen Bewegung ein jelbitändiges Syſtem der Verwaltung und 
des öffentlichen Rechts herausgebilvet; der einfeitige Begriff der Kultur: 
polizei it überwunden, und das allgemeine Bildungsweſen bilvet jet 
die Erfüllung des großen Bildungsorganismus der Völker Europas, 
ber feine Yormulirung und jein Necht durch die Verwaltungelehre zu 
empfangen bat. 
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Wir können feine hiftorifche Entwidlung diefes Gebietes ale eines 
Ganzen andeuten, weil es eben keine gibt. Der Charakter aller bis: 
berigen Berührungen und Bearbeitungen ber Frage befteht darin, bie 
drei Theile derfelben, welche wir angedeutet haben, gefonbert zu ber 
bandeln, und zwar ohne eine Vorftellung von dem inneren organischen 
Zufammenhang derjelben. Ausnahmslos tft die Sittenpoligei, oft als 
eigene Kulturpolizei, ſelbſtſtändig behandelt, die Anftalten für die all: 
gemeine Bildung find als Theile des Bildungsmweiens, als einfache Zu 
jäße zu demfelben aufgefaßt, gelegentlidy auch in die Kulturpolizei hinein 
gezogen; bie Prefle und ihr Recht haben eine fpäte, aber dann von jeber 
adminiftrativen Beziehung zum Bildungsweſen abgelonverte Unterfuchung 
erfahren. Wohl fieht man, wie die vagen Vorftellungen von „Kultur“ 
oder „Aufllärung” im vorigen Sahrhundert und noch bis in das gegen: 
wärtige herein ungefähr den Gedanken enthalten, das Ganze organiſch 
auffaflen zu wollen, allein während die Nechts- und Staatöphilojophie 
noch bis jeßt, 3. DB. bei Bluntſchli und Held, bei allgemeinen 
Redensarten ſtehen bleiben, ohne Nuten für das praktiſche Leben, con» 
denfirt ſich das Rechtsverhältniß in den “Territorialrechten nach den 
einzelnen Gejeßgebungen,, und das allgemeine deutiche Staatsrecht hat 
nicht einmal den Begriff der Kultur oder der Gefittung oder auch nur 
den der Sittenpolizei aufgenommen. Wir müfjen daher die Literatur 
gefchichte auf das Einzelne verweilen. Yormell flieht aber wohl ſchon 
bier feft, daß es die Frage nah der Auffafiung der Prefle und ihrer 
organischen Stellung fein wird, welche über die Auffafjung dieſes ganzen 
Gebietes entfcheiden wird. Wird man daran feftbalten, in ber Prefie 
nur fo weit einen Gegenftand der Verwaltung zu fehen als fie Gegen: 
ftand der Polizei ift, jo iſt diefer ganze Theil aufgelöst. Wir unſer— 
jeit vertreten unbedingt die würbigere Anficht von berjelben, und werden 
fie feithalten müſſen. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Sittenpolizei. 
I. Begriff und Nehtöprincip uud Elemente ihrer Geſchichte. 
Es ift allerdings Sache der freien Selbftbeitimmung, die eigenen 
Handlungen mit der Sittlichleit in Harmonie zu bringen. Die Straf: 
loſigkeit derſelben aber, fo wie fie in die Deffentlichleit treten, enthält 


eine Regation ihrer Strafbarkeit; durch fie wird das, was für den Ein: 
zelnen unrecht iſt, für alle als zuläflig geſetzt. Die fittliche Ordnung 


12 


ift ein Gut der Gemeinfchaft; fie ſchützt diefelbe, indem fie Handlungen 
ftraft, welche fie öffentlich verlegen. Darüber find alle Beiten und 
Völker im Princip einig. Die Frage ift nur die, ob es eine Gränze 
zwiſchen den bloß zu verhindernden und den zu beftrafenden Handlungen 
gibt, und zweitens, wer dieſe Gränze jegen fol. Und in dieſen Punkten 
liegt die Geichichte der Sittenpolizei. 

Die Sittenpolizei umfaßt die Gefammtheit der Maßregeln, melde 
in allen Handlungen der Einzelnen das die öffentliche Sitte verlegende 
Element befeitigen. Sie trägt daher, neben ihrer Berechtigung, bie 
Gefahr in fi, zugleich die Freiheit des Einzelnen von dem Geſichts⸗ 
punkt jenes Elementes aus zu beeinträchtigen. Je beftimmter fich daher 
die individuelle Freiheit enttwidelt, um jo mehr tritt das Bedürfniß auf, 
die Gränze des Rechts und des Unrechts in der öffentlichen Handlung 
des Einzelnen objeltiv jo feft zu ftellen als möglid. Der Gang der 
Rechtsbildung dieſer Sittenpolizei beruht daher im Großen und Ganzen 
zunächſt darauf, daß zuerft die Gefchlechter und dann in ber ſtändiſchen 
Geſellſchaft die Körperjchaften dieſe Polizei der von ihnen geforderten 
Sitte jelbft ausüben, während mit dem Auftreten der polizeilichen Epoche 
die Regierung als verordnende Gewalt einfeitig zugleich Gelekgebung 
und Vollziehung in die Hand nimmt. Das Charakterijtiiche in dieſer 
Epoche iſt, daß fih die „öffentliche Sitte” in ihr nicht mehr durch das 
fittliche Bemwußtjein des Volles, jondern dur die theoretiiche Auf: 
faflung des Eudämonismus und feiner Wohlfahrtöpolizei beftinmt. 
Mit diefem Eintreten der Polizeigefebgebung entjiebt das, was man 
die zweite Gejtalt ober Epoche der Sittenpolizei nennen Tann. In ihr 
übernimmt die Regierung die Aufgabe der alten Geſchlechter und ftän- 
difchen Körperjchaften, und zwar zum Theil in feinplicher Weiſe gegen 
diefelben gerichtet, wie fie überhaupt die Gegnerin jeber Selbftverwal: 
tung tft. Jetzt beginnt daher jene Reihe von Verorbnungen und Map: 
regeln, in welchen die junge Polizei mit der beiten Abficht auf das Tieflte 
in das Leben der Völker bineingreift und auf allen Punkten die Sitte 
theils durch ihre VBerorbnungen, theils durch Maßregeln vor dem Verderben 
zu bewahren oder das Publikum gegen fie zu jchügen ſucht. Dieſe Polizei: 
gejege bilden fein äußerliches Ganze, fondern find vielfach mit rein ficher: 
heit3: und gejunbheitöpolizeilichen Vorfchriften vertwoben; fie haben auch 
jehr wenig genügt und gegenwärtig nur noch antiquariichen Werth, Im 
Großen und Ganzen aber beveuten fie den Proceß, in welchem fie die 
Unterorbnung der Sitte unter die Herrichaft der Geichlechter und 
Stände auflöst, und die freie individuelle Bewegung in Mode, Lebens 
weile und Umgangsformen an die Stelle der genofienichaftlichen Ueber: 
wachung tritt. Die polizeiliche Sittenordnung bildet in diefer Beivegung 
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nur ein Moment; fie jelbft gehört im Großen und Ganzen der Bil: 

dung der freien ftaatsbürgerlichen Gejelichaft und drückt das Werben 
ber leßteren auf dem Gebiete aus, auf welchem jene Platz geminnen 
muß, um ſich zu verwirklichen, auf dem Gebiete der individuellen Lebens⸗ 
formen. Gie muß daher als ein Theil der gefammten Sittengeſchichte 
betrachtet werben; das polizeiliche Recht, unmächtig gegen fie, unfähig 
die alte „Sitte“ zu erhalten, zum Theil aber auch feindlich gegen ihre 
Ausſchreitungen, ſieht ſich allmählig auf einen immer engeren Raum 
zurüdgebrängt. Schon am Ende des vorigen Jahrhunderts ift fie in 
der That nur noch Bolizei ver Unfitte, und fchreitet nur da ein, mo 
wirkliche Vergehen gegen die Sittlichleit ftatt folcher gegen die Sitte 
vorliegen. Allein damit entftand nun die Frage, nad) welchem Recht 8 
titel diefes Auftreten und Eingreifen der Polizei gegen den Einzelnen 
ftattfinde. Das junge Staatsbürgerthum, der Polizei ohnehin nicht hold, 
will fich ihr nicht untertverfen, wo nicht beſtimmte Gefege vorliegen. 
Die Willfür verſchwindet aus dem Strafrecht überhaupt, und damit 
auch aus dem Polizeirecht, und mit ber Idee des Rechtsſtaates entfteht 
auch Hier die Frage nach der Herftellung eines pofitiven Sittenpolizei: 


rechts an der Stelle der polizeilichen Willfür. Mit diefer Frage beginnt _ 


die dritte, gegenwärtige Geftalt der Sittenpolizei. 

Diefe nun fchließt ſich an die Geſchichte des WBolizeiftrafrechts tm 
Allgemeinen, wie wir fie im Polizeirecht angegeben haben. Der leitende 
Grundgedante ift der, daß niemand ohne ein Geſetz zu irgend einer 
Strafe verurtheilt werden Tann. Die Meberzeugung von der Roth: 
wendigfeit der Sittenpolizei bleibt; aber jener Grundfat zwingt nun 
die Regierungen, die Beitimmungen der letzteren zum geltenden geſetz⸗ 
lichen Redyt zu machen. Wir haben bie beiden Grunbformen, in denen 
dieß geſchehen ift und gefchieht, bezeichnet. Die eine ift die franzöftfche, 
welche das ganze Polizeiſtrafrecht, aljo auch das Sittenftrafrecht in die 
eigentliche Strafgefeggebung als Theil derjelben aufnimmt. Die ziveite 
ift bie deutfche, welche mit viel richtigerem Verſtändniß für bafjelbe 
ein eigenes Polizeiſtrafgeſetzbuch erläßt. Wir baben das Ber: 
hältniß beider an feinem Ort dargeftellt. Die Sittenpoligei des vorigen 
Sahrhunderts ift damit verſchwunden, und es tritt an ihre Stelle das 
Gittenftrafrecht. Daſſelbe gehört jetzt der Strafrechtswiflenichaft; das 
ift fein Charakter in diefer dritten Epoche; und jett muß und die Frage 
entftehen, ob es dann noch überhaupt eine eigentliche Sittenpolizei neben 
diefem Strafrecht der Unfittlichleit gebe, und wenn, wo für dieſelbe 
in Beziehung auf das lettere die Gränze zu ſuchen fei. Die Antwort 
auf diefe Fragen enthält das Prinecip der eigentlichen Sittenpolizei 
unſerer Gegenwart. 
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Diele Antwort liegt ihrerjeits in dem Begriff und Weſen bes 
Strafredhts und der Polizei ſelbſt. Das Strafrecht der Unfitte be 
ginnt da, wo eine beftimmte einzelne, vom Geſetz mit Strafe belegte 
Handlung der Unfüte vorliegt, und zwar gilt das vom eigentlichen 
jowohl als vom PBolizeiftrafreht. So lange dieß nicht der Fall ift, 
Iann Fein ftrafrechtlicyes Verfahren eintreten. Das Gebiet der Sitten 
polizei dagegen beginnt ba, wo eine Handlung over ein Zuftand vor« 
liegen, mwelde die Gefährdung der öffentlichen Sitte enthalten, ohne 
ein Recht zu verlegen, und ohne vom Strafrecht verboten zu fein. Das 
Recht der Polizei geht in biefen Fällen allerdings dahin, ſolche Zuftände 
und Handlungen zu verbieten, eventuell fie mit ber ihr zuſtehenden 
Zwangsgewalt auch zu befeitigen, niemals aber dahin, diefelben zu 
beftrafen. Die Aufgabe des Strafrecht in jeder Geſtalt geht babei 
dahin, der Polizei jo wenig als möglich der eigenen Willkür zu über 
lafien; allein ganz fann er alle Fälle niemals in ſich aufnehmen. 
Indeß bat diefer Proceß, ber jeinerfeits einen Theil der Entwidlung 
des ftantöbürgerlichen Recht bilbet, das reine Polizeirecht ſchon jest auf 
feine äußerften Gränzen zurüdgeführt, und es ift daher jegt nur nod 
wenig für dafjelbe übrig geblieben. Nur die alten Kategorien erhalten 
fih; ihren Inhalt aber muß jetzt weſentlich die Strafrechtslchre aus 
füllen. 

Jede der brei angeführten Hauptgeftaltungen der öffentlichen Sitten- 
polizei hat ihre Form der Geſetzgebung in Deutichland, das eben deß⸗ 
balb wohl allein eine eigentliche Gejchichte derfelben hat, während Eng: 
land und Frankreich, und mit dem letteren alle Länder der Codification 
nad franzöfifchem Recht eine ganz andere Stellung einnehmen. 

Was zunächſt England betrifft, jo gilt bier formell allerdings der 
Grundfat, daß niemand anders als durch Urtheil und Gericht nach vorher: 
gegangenem Berfahren vor dem ordentlichen Nichter beftraft werten, 
und daß feine Polizei ohne gefegliche Grundlage gegen den Einzelnen 
verfahren dürfe. In der Wirklichleit aber wird biefe Vorfchrift zu einem 
Sittenpolizeirecht jehr leicht umgeftaltet, indem die Polizei die Einzelnen 
obne Weiteres in Haft nimmt (j. unten Polizeirecht) und die Richter gerade 
im Gebiete der Sittenpolizei ziemlich rückſichtslos verfahren, ſpeziell two es 
fih um Unzucht handelt. Bei dem Mangel einer beftimmten Geſetz⸗ 
gebung ift es wohl fchwer, etwas meiteres pofitiv zu jagen, ald was 
wir im Polizeirecht aufgeführt haben. Die fpeciellen Gelege führen 
wir unten an; einen fchlagenden Beweis aber für die englifchen Auf 
fafiungen und Buftände bietet wohl die Stodprügelorpnung vom 
Jahre 1861 (25 Vict. c. 18), wornad die Zahl der Stodpräügel, 


welde den juvenile and other offenders — offenbar biejenigen, bie 
gegen die Sittlichleit Aergerniß geben, vorgeichrieben werben; bei 
weniger al& vierzehn Jahren ſollen nicht mehr ala zwölf Streiche gegeben 
werben, und foll der Stod von Birkenholz fein. In Schottland werden 
dagegen die Betreffenden gepeitjcht; doch joll nach demſelben Geſet 
niemand mehr al3 einmal für dafjelbe Vergehen gepeiticht werben 
(f. Auftria 1864 ©. 373). Das legt die Frage wohl wieder nahe, 
ob die förperlichen Züchtigungen unbedingt zu verurtheilen find. Im 
übrigen haben allerdings bie Polizeiorgane ſich ftrenge nad den Ge- 
jeßen zu halten. Literatur und Jurisprudenz egiflirt darüber nicht. 

Frankreich dagegen bat ven Grundſatz, daß nur dasjenige ber 
ftraft werben Tann, was im Code P£nal verboten ift, ftrenge durch⸗ 
geführt. Eine Sittenpolizei exiftirt bier daher nur bei Gafthäufern. 
Sm Uebrigen handelt e3 fi dann um die Auslegung der Art. 471 fi. 
durch die Police correetionelle. 

In Deutſchland beginnt das polizeiliche Element des Kampfes 
gegen bie Unfitte ſchon mit dem 16. Jahrhundert, und bier bereits 
jcheibet ſich das Sittenftrafredht von der Sittenpolizei. Es ift eins der 
großen Verdienſte der Con. C. Carolina, zuerſt das erftere in ganz 
beitimmter Weile für gewiſſe Vergehen formulirt zu haben; allein ber 
Standpunkt, den ſchon damals die Regierungen einnahmen, ivar ein 
viel allgemeinere. Schon die Urheber der ältern Reichöpolizeiorb- 
nungen erflärten, ibr Hauptzived jei „bie Ausreutung vieler unleiplicher 
fteäflicher LZafter, und die Pflanzung und Aufbauung guter Eitten, 
Ehrbarkeit und Tugend.” (Reichsalten 1551 $. 70, Berg, Polizei. 
reiht III. Bd. ©. 6.) Diefer Gedanke lebt fort; aus dem Borgange 
der Con. C. Carol. geht die Aufnahme der groben Vergehen in die ein 
zelnen Lanvesftrafgefegbücher des 17. und 18. Jahrhunderts hervor, aus 
dem Princip der verfchiebenen Reichspolizeiordnungen der Gedanle, 
daß die „Obrigkeit“ auch ohne beftimmte Gelee berechtigt fei, mit 
Strafen einzugreifen, da fie zugleich Geriht und Polgzei war. Die 
Staatslehre des 18. Jahrhunderts formulirt diefen Gedanken beſtimm⸗ 
ter, und während die Reichspolizeiordnungen noch beftimmte ſtändiſche 
Unterſchiede maden, führt jene ihre Principien ſchon ganz allgemein 
aus. _ Den im Grunde tiefen ethischen Standpunkt zeigen Arbeiten 
wie Benſen, Grundriß der reinen und angewandten Staatslehre, 
Abth. 2. 67; ebenfo Berg, Polizeirecht 1, S. 6 und Bd. IV. Abth. 2, 
©. 810; fogar juriſtiſch ward die Sache in das Staatsrecht aufge 
nommen (Kretihmann, Lehrbuch des deutichen Staatsrechts $. 450) 
und ald Aufgabe der Polizei anertannt Heumann (Jus. pol. e. 21). 
Ebenſo erklärte fich die Polizeiwiſſenſchaft, Ju ſti, Bd. I. Bud XI, 
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(Begriff der „bürgerlihen Tugenden und ihr Werth“) und Bd. XI. ©. 45 
(Ueppigleit und Luftbarkeiten); Schlettwein, Unterfuchung, wie die 
Polizei rühmliche Sitten eines Volles bilden und erhalten kann (1764); 
Fiſcher, von der Polizei und dem Sittengefeg (1767). Allerdings 
war davon die Folge ein mächtiges, alljeitiges Uebergreifen der Sitten: 
polizei, die fich immer felbft ihre Gränze fette, Unmutb über viefelbe, 
und am Ende Beleitigung ihrer Verordnungen; doch blieben die Ber: 
brechen und ſchweren Bergeben, und bie fittliche Auffafiung ber Auf: 
gabe der Obrigleiten erhielt fich fait ganz in der alten Form bis in 
unfer Jahrhundert hinein, wo fie fich mit der Idee der „Aufklärung“ 
verjehmilgt, und zur negativen aber unbeftimmien Seite der Innern 
Bervolllommnung und Ausbildung des Volles“ wird (Jacob, Polizei: 
wiflenichaft $. 146 ff. 1809), während andere, gleichfalls von dem Geiſt 
der damaligen Zeit erfaßt und in der edleren Sitte die Hoffnung ber 
Zufunft des deutfchen Volles erkennend, die Eitten geradezu zu einem 
Gegenftand pofitiver Geſetzgebung machen wollen, wie (Eberftein) Ent: 
wurf eines Sitten» und Strafgeſetzbuches (1793), Reigenftein, über 
bie Sittenvereblung burd) befiere Geſetze (1798) u.a. Die entitehenve 
Idee des Rechtsſtaates und fein großes Princip der indivibuellen Frei: 
heit macht nun natürlich das Verfolgen diefer Richtung unmöglich; das 
erfte Zeichen der neuen Geftalt ift das Verſchwinden berfelben aus dem 
Staatsrecht, in dem weder Gönner noch Klüber, weder Aretin noch 
Häberlin, weder Leift noch Maurenbrecher derſelben erwähnen; und dieß 
Aufgeben jenes Gebietes iſt mit gutem Recht geblieben. Statt deſſen 
beginnt nun weientlich nach franzöfifchen Vorgang die Polizeiftrafgeich- 
gebung zu einem integrirenden Theile der Strafgefegbücher zu merben, 
wie in Preußen und Defterreih, und die Darftellung einer eigenen 
„Sittenpolizei” verſchwindet; auch das Erſcheinen der Polizeiftrafgejek- 
bücher von Württemberg, Bayern und Baden konnte fie nicht wieder 
ind Leben rufen. Die Sittenpolizei ift jebt eine Sache der Strafrechts: 
lehre geworden, und jelbit in lauter Detail aufgelöäte Staatsrechts⸗ 
lehren wie die von Zöpfl haben fie aus ihrem Gefichtöfreis verloren, 
troß der lebhaften Antlänge an die dee des Staats, und troß der 
Paragraphirung der Staatöbegriffe. Das war ein Fortichritt, allein 
der Untergang bes ethiichen Momentes hätte zugleich großen Nachtheil 
gebracht, wenn nicht einerfeit3 die neu entſtehenden territorialen Ver⸗ 
waltungsredhte, wie namentlih Mohl (im mwürttembergiichen Verwal 
tungsreht), Rönne, Pözl, Funke, Stubenraud) die pofitiven Geſetze 
lebendig erhalten hätten, bis Mohl in feiner Polizeiwiſſenſchaft Bd. 1. 
Cap. 3 dem ganzen Gebiete feine organiſche Stellung in der Lehre vom 
geiftigen Leben oder dem Bildungsmweien wiedergab. Tamit ift Denn 
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wohl auch definitiv jetzt Stellung und Aufgabe des Gegenftanbes ge: 
ſichert; die Sittenpolizei ift von ba an ziemlich unbezweifelt ein Gebiet 
des Verwaltungsrechts, und zwar des Bildungsweſens, und mit rich: 
tigem Snftinet daher ſowohl von der frühbern großartigen, als der 
jegigen breiten und nicht mehr unbequemen Staatsphilofophie Bluntich: 
118, Helds und anderer unberührt zur Eeite geichoben. 


II. Die Bolizei der Unzucht. 


Die Polizei der Unzucht ift in mehr als einer Beziehung ber 
ſchwierigſte Theil der Sittenpolizei; denn bei ihr ift von jeher Princip, 
Gränze und Ausführung am meiften ſtreitig oder doch unbeftinunt ges 
weien. Die Elemente des Rechts⸗ und Polizeiverhältnifies derſelben 
dürften aber im Weſentlichen folgenve jein. 

Die Beziehung der Gejchlechter zu einander ift ein natürliches 
Element des perjönlichen Lebens, das aber die höhere ethifche Beftim: 
mung bat, durch bie Törperliche Vereinigung die innige Verſchmelzung 
bes gefammten Lebens hervorzubringen, und damit das höchſte Princip 
aller menſchlichen Entwidlung, die Einheit der felbftändigen Perſönlich⸗ 
feiten, auf ein materiell gegebenes Verhältniß zu bafiren. Bor diejer 
bee ericheint daher jebe phufiiche Vermiichung ber Geſchlechter als eine 
Unfittlichleit. Allein die Entwidlung dieſer ethifchen Unfittlichleit zur 
recht lichen, auf die es hier ankommt, berubt auf ganz beftinmten 
Gründen und bat daher auch in den verfchievenen Zeiten ganz beftimmite 
Yormen angenommen. 

Alles Recht der Unzucht hat nämlich zwei Gebiete, welche ihrer 
jeit3 in der Natur der leiblichen Bermifchung felbft liegen. Das eine 
beruht auf dem rein thieriichen Element der Befriedigung bes Geſchlechts⸗ 
triebes, bei dem ber Gegenftand felbft Fein Menſch, oder fein Erwach⸗ 
jener, und beflen Form die des Thieres, die volle Deffentlichleit ift. 
Hier ift das perjönliche Element ganz dem natürlichen unterworfen, und 
damit ſeines Weſens entlleivet. Daher haben wohl alle Nationen und 
Zeiten die Sodomie, die Unzucht mit Unmündigen und das öffentliche 
Aergerniß als Verbrechen und Vergehen anerlannt. Es ift das an und 
für ſich fein Gegenſtand der Polizei, fondern des Strafrechts. 

Wo es fi) dagegen zweitens um die Befriedigung des Geſchlechts⸗ 
triebes in ihrem natürlichen Wege handelt, beginnt das, mas wir bie 
Rechtsgefchichte der Unzucht nennen möchten. 

Der erfte allgemeine Grundſatz biefes Rechts beruht darauf, daß 
die Ehe heilig fein fol. Wo es fich dagegen nicht mehr um die Ehe 
handelt, fehlt anfänglich ver Begriff und fomit aud das Recht ber 

Etein, die Verwaltungslehre. VI. 2 
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Unzucht; die Unehre ift nur eine Unehre des Weibes, weil fie auf das 
Geſchlecht Fällt, das nur durch Ehre befteht. Der Mann ift weder ftraf: 
bar noch unehrlih. Das ift das Gefchlechterrecht der Unzudt. 

An der ftänbiichen Welt werben bie Ideen der Geſchlechtsordnung 
auf die Körperichaften Übertragen, und biefe werben jetzt das Organ, 
welches die Sitte wahrt und die Ehe ſchützt. In ihr aber tritt eine 
neue Erjcheinung auf. Die alte germaniſche Thatfache, die Schon Tacitus 
erwähnt, daß die Germanen ftrenge Zudt und Sitte gehalten, und 
die namentlich durch die Völferwanderung faft vernichtet war, tritt jekt 
in der Kirche wieder als Reflerion auf, und erzeugt bier den erften 
etbiichen Begriff der Unzucht und Unfittlichleit. Es ift natürlich, daß 
anfänglich nur bie Kirche firaft, was fie jelbft zum Vergehen gemacht 
bat. Damit entſteht das vermeintliche Strafrecht der Unſittlichkeit, 
das aber ben ſtändiſchen Gharalter bat, indem es nur von einem 
Stande ausgeht, und nur von einem Stande vollzogen wird. Neben 
demfelben beftebt dann namentlich in den Dörfern das alte Gefchlechts 
recht mit feinem, wir möchten jagen Dorfftrafrecht ber Unfitte fort. 
Es ift ein bunter, zerfahrener Zuftand, der noch feiner Darftellung 
entbehrt. Es wird erit ander in der neu entſtehenden Epoche bes 
Polizeirechts. 

Dieſe nun tritt auf mit der Carolina, der auch hier die Bamberg. 
Halsgerichtsordnung Art. 141— 148 faſt wörtlich vorauf gebt. Dieſelbe 
beftimmt eigentlih in ihren Art. 116—124 nicht? Neues, fondern 
formulirt im Grunde nur, was namentlich das Tanonifche Recht beveits 
feftgeftellt hat. Die Literatur, die fi) an dieſe Artikel feit 1640 anjchließt, 
ift daher auch vorwiegend eine rein juriftifche. Allein das bedeutende 
ift, daß der Kampf mit dieſem Verbrechen von da an als Sadıe des 
Staats angejehen wird. Damit tritt zuerft das polizeiliche Element 
neben das ftrafrechtliche Hin mit feinem jpecifiichen Polizeirecht, und 
zwar in ber Weile, daß Bigamie, Inceſt und Concubinat weſentlich 
von kirchlichen, die Nothzucht nach) wie vor vom rein ftrafrechtlichen, 
die Hurerei und Kuppelei dagegen vom polizeilichen Standpunkt, letz⸗ 
teres namentlich nach dem Borgange des römischen Rechts allmählig in 
bas an die Con. Cr. Carolina fich anjchließende ſyſtematiſche Strafrecht 
des 18. Jahrhunderts hineingezogen werden. Damit denn entitebt die 
erſte eigentlihde Sittenpolizei neben dem Recht der Unzudt. Die 
Gränze liegt wohl, nach römischen Begriffe, auf dem Punkte, daß bie 
polizeiliche Erlaubniß bei Bffentlihen Mädchen denkbar ift, während 
alle andern Verbrechen, ebenſo die Kuppelei nach Art. 147 der Caroline, 
unbebingt als ftrafbar angejehen werben. Und dieſe Gränge zwiſchen 
Strafrecht und Polizei, bis zu einem gewiflen Grabe in der Ratur ber 
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Sache gelegen, bat fich bis auf die Gegenwart erhalten, indem ein 
zweites, weſentliches Moment binzutrat. 

Dffenbar gibt es gar keinen Grund, der die in der Carolina 
aufgeftellten Fälle der Unzucht als ftraflos ericheinen laſſen könne. 
Allein fo wie die wirtbichaftlichen Berhältnifie die Gründung der Ehen 
jchwer machen, erjcheint es eben jo jchiver vermeiblich, die öffentlichen 
Mädchen gänzlich zu befeitigen. Das nun ift namentlih in den 
Städten der Fall, in denen fogar die Zunftverhältniffe und das ftrenge 
Recht der Nieverlafiung die Ehen verhindern. Hier beginnt daher jebt 
ein eigenthümlicher Kampf der Polizei mit der Unzucht, wie er fchon 
in Rom vorhanden war, und hier bildet fich daher auch das Recht der 
Sittenpolizei. Der Inhalt defielben beruht auf dem kirchlichen Grund: 
ja, daß niemand Öffentliches Aergerniß geben fol, und auf dem poli- 
zeilihen, ber Oberaufficht über die feilen Mädchen. Formell befteht 
das Verbot der lettern fort; es wird formell auch in den Strafrechts⸗ 
lehren fortgeführt; in Wirklichleit aber gilt der Grundſatz der römischen 
Dirmenpoligei mit Concefjion des Aebilis, Steuer und Unterfuchung, 
und dieſer Grundfat bleibt felbft in der Epoche der neuen Strafgeſetz⸗ 
gebung beftehben. Diele Strafgeleggebung bat, unter Beibehaltung des 
Strafrechts für alle andern Yälle, dieß öffentliche Dirnenmwejen aus ver 
Strafgefehgebung weggelaſſen, und zwar nach Mufter der franzöſiſchen 
Geſetzgebung, die eine Aufgabe der Ortspolizei daraus machte. Dieſer 
Standpunkt tft nun der allgemein geltende und allein burchführbare. 
Derjelbe bildet daher jettt das eigentliche Gebiet der Unzuchtspolizei 
im ftrengen Gegenjag zum Unzuchtsrecht, das nad wie vor im Straf: 
recht feinen Pla fich erhielt. Dieje Polizei hat ſogar ihr eigenthüm- 
liches Syſtem von Fragen entwidelt, die allerdings mehr geeignet find 
zu einer praltiichen als zu einer theoretiſchſyſtematiſchen Erledigung. 
Das erfte Gebiet diefer Fragen gehört der Gejundheitspolizei und ber 
. Gefahr der Anftedung an, und ift unter Syphilis bereits im Geſund⸗ 
heitsweſen bargelegt. Das zweite beivegt fich in etwas unentichievener 
und unbejtimmter Weile auf dem Felde des öffentlichen Aergernifiez, 
und enthält namentlich‘ die Frage nach der Zweckmäßigkeit der Bor: 
delle Die Gründe für die polizeiliche Zuläfligkeit beftehen in ver 
Möglichkeit der fanitären und fonftigen Ueberwachung; bie Gründe 
dagegen theild in der Abwehr bes Aergerniſſes, aber wohl weſent⸗ 
lich in der wichtigen Wahrheit, daß nicht bie Borbelle ſelbſt das eigent: 
lich bedenkliche Moment find, ſondern vielmehr die durch dieſelbe unver: 
meidlic werdende und doch uncontrolivbare Entwidlung einer ſyſte⸗ 
matiſch organifitten Kuppelei mit ihren Verführungen zum Eintritt 
in die Öffentlichen Häufer. Aus diefem Grunde Tämpfen bie intelligenten 
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Städte mit vollem Rechte gegen dieſelben, und die Aufgabe der Un: 
zuchtspolizei neben der des Strafrechts ift es jetzt, die Proftitution 
in jedem einzelnen alle jo viel als möglich zu hindern, fie fanitätifd) 
zu überwachen und das Uebel zu beflern. Die Ausführung diefer Auf 
gaben ift dabei naturgemäß eine örtliche. 





Die Geſchichte des Strafrechts, ſowohl im Allgemeinen, wie fie 
Roßhirt gegeben bat (ipeziell in Beziehung auf Fleifchesverbrechen 
Bd. III. ©. 79 ff), als die biftorifhen Daten bei den einzelnen 
Griminaliften, wie Mittermaier u. a., theils in den Syſtemen, theils 
in den Commentaren, hat ſtets bas polizeiliche Element mit dem ftraf: 
rechtlichen verjchmolgen, und daher die Sache im Grunde anders bar: 
geitellt, als fie wirklich war, ba bie Strafe für Unzucht gar nicht in 
der Carolina und Bamberg. Halsgerichtsorbnung enthalten ift. Die 
Criminaliften aber wollten der unter Umſtänden und je nach Befinden 
ftrafenden Polizei denn doch einen Rechtötitel geben und behielten dieß 
Beftreben bei, auch nachdem die neuen Strafgefeßgebungen die einfache 
Unzudt nicht beftraften (jedoch in früherer Zeit mit Ausnahme bes 
öſterreichiſchen Polizeigeſetzes über Poligerübertretungen, in neuerer Zeit 
des bayriſchen Polizeiftrafgefegbuches Art. 97). Den Standpunkt des 
Code Péual (Art. 330) bat eigentlich ſchon das preußilche Landrecht 
$. 992 ausgeſprochen; das ſächſiſche Geſetzbuch ift weit beftimmter, 
indem es auch die gewöhnliche Unzucht ale Vergehen ftrafbar macht, 
wenn fie ala „Gewerbe“ betrieben wird oder „Öffentliches Aergerniß“ 
gibt (Art. 305. 809). 

Die Poligeigefeggebung ift bier ziemlich unbebeutend, mie es 
in der Natur der Sache liegt. England hat in neuelter Zeit ein 
Geſetz über die Zulafijung von Disorderly houses in einzelnen See 
jtädten erlaffen (21. 22. Viet. 24). Frankreich überließ die Sache 
Schon durch organifches Geſetz vom 19—22. Juli 1791 der autorit& muni- 
eipale und überwies dann die Polizei der Präfectur (Decret vom 5. 
Mai 1855). In Defterreich find die betreffenden Beftimmungen in 
Stubenraud, Verwaltungsgeſetzkunde Bo. II. ©. 424; für Preußen 
j. Rönne Bd. I. ©. 343, wo die betreffenden polizeilichen Inſtruc⸗ 
tionen enthalten find; für Bayern: Pözl, Verwaltungsrecht $. 109; 
Württemberg (jeher ftrenge): Mohl, Verwaltungsrecht 8. 219; 
Bolizeiitrafgefehbuch Art. 52. Die weitläuftige Literatur über die Proſti⸗ 
tution wiederholt fich faft immer, im Grunde ohne etwas recht Neues 
und fpeziell ohne etwas polizeilich Praktisches zu jagen. (Vergl. Mohl, 
Polizeiwiſſenſchaft I. $. 89.) 


® 
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11. Die Polizei der Unmüßigleit. 


Erft mit der Epoche des Eudämonismus beginnt die theoretifche 
Anerkennung des Sates, daß die Unmäßigfeit aller Art ein öffent 
liche Uebel fei, und erft mit der polizeilichen Epoche beginnt ber 
Berfuch, den bisher nur auf kirchlichem Gebiete geführten Kampf durch 
die Polizei aufzunehmen. Die Unmäßigleit, bis dahin nur Sünde, 
wird jetzt als etwas Schäbliches anerlannt, und damit wird ihr Begriff 
und das polizeiliche Verbot nunmehr zu einem ſyſtematiſch ausgebilveten 
gegen alle Arten ver Unmäßigkeit. Bezeichnend find dabei die Verbote - 
der großen Hochzeitägelage und die Kleiverorbnungen feit dem 16. Jahre 
hundert, deren Zweck nicht fo fehr die Verhütung der perfönlichen 
Unmäßigfeit oder der Schuß der üffentlihen Zucht, als vielmehr ein 
volkswirthſchaftlicher tft. Erſt mit dem vorigen Jahrhundert 
tritt mit der Polizei der öffentlihen Truntenbeit, fo wie mit der 
der Schenkſtuben die Zuchtpolizei an die Stelle der vollkswirthſchaft⸗ 
lichen Polizei; die erfte von dem Standpunkt, daß nur die Deffentlich- 
feit der Trunkenheit, die zweite von dem, daß die Berleitung dazu in 
dem Offenftehen der Schenkftuben verhindert werden müſſe. Weiter als 
bis zu diejer Verhinderung geht das Recht der Polizei der Un- 
mäßigteit nicht; zugleich greift in das erftere die Sicherheits, in das 
zweite Die Gewerbspolizei hinein; doch ift das Necht ſelbſt meift Ber: 
ordnungsrecht, und die Vollziehung eine rein örtliche. Dabei fteht feft, 
daß namentlich wo der Beſuch von Schenkftuben einmal wirklich ver: 
boten ift, die Webertretung beftraft werben muß. 


England. Im Allgemeinen ift diefer Theil den bye laws ver 
Gemeindeverwaltungen überlafien; doc find einzelne maßgebende Ge: 
ſetze erlaflen. Die erfte Wirthöhausordnung war das St. 9. Georg IV. 
c. 58; verbefjert durch 16-17 Viet. 67. Die gegenwärtig geltenden 
ift das St. 23>—26. Viot. 35. Darnach muß die Anlage jedes Wirths⸗ 
baufes von dem Friedensrichter genehmigt werben; bie Genehmigung 
wird dann den Steuerbehörben mitgetheilt, und dann erjt folgt die 
Soncefiion. Gegen die lebteren fünnen die Nachbarn fich beim Frie⸗ 
densrichter bejchiveren, was in öffentlicher Verhandlung geſchieht. Die 
Örtliche Behörde (Chief magistrate) Tann das Schenkhaus von der 
Bolizeiftunde befreien (Auftria 1864, ©. 473). Nach 28. 29 Vict. 77. 
kann fogar jeder Friedensrichter ein öffentliches Haus polizeilih nad) 
Ermefien fchließen (Public houses Closing Act 1865. (Auftria 
1866.) j 
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Frankreich. Grundjag, aufs Reue im Gele vom 18. Juli 
1837 auögefprochen, daß der Maire das Necht hat, „de publier de 
nouveau les lois et r&glements de police et de rappeller les eitoyens 
& leur observation.* Daher ift die ganze Polizei der Unmäßigkeit 
Sache der Mairie, welche durch die Commissaires de Police darüber 
wacht (f. auch Block v. Police). 

Deutſchland. Gefchichte der Unmäßigleitögefeßgebungen aller 
Art in den verſchiedenen deutſchen Staaten: und Rechtsgeſchichten; die 
Auffaflung des vorigen Jahrhunderts am beften bei Jufti; die Unmäßig- 
. Teitöpolizei und -Kleiverorpnungen wejentlih als Luxus polizei; Kampf 
gegen den Luxus (12. Buch, Hauptftüd 45). Einfluß der Phyſiokraten; 
namentlib Mirabeau, L’ami des hommes p. 176. Ueber Feite 
j. unten. Dagegen noch Kleiverorvnungen und Hausorbnungen „auf 
proteitantijch » veligiöfer Baſis.“ (Budle, Geſchichte der Civilifation 
BD. 11. 60—63; ſ. auch Berg, Poligeireht Bd. IL ©. 6.) Eine aus: 
führlide und fehr gute Darftellung diefer ganzen frühern Geſetzgebung 
für Hannover von H. Bodemeyer, Hannövr. Rechtsalterthümer Bd. L 
ſ. I. Beitrag: die Lurus- und Sittengeſetze. 1857 (leider zu ſehr auf 
das ftreng juriſtiſche Element beſchränkt); wie bedeutend Tönnten folche 
Abhandlungen für die ganze innere Gefchichte werden, wenn fie mit 
ihrer quellenmäßigen Grünblichfeit den weiten biftoriihen Blid Ro 
ſchers und die gejchmadvolle Behandlung eines Freytag verbänden! 

Defterreih. Stubenrauch, Bermwaltungsgejetfunde Il, 8. 248. 

Preußen: Rönne II, 347. Trunffudt und Strafe dajelbit im 
Strafgefegbuh 8. 119. Bayern. Pözl, Verwaltungsrecht $. 109. 
Allentbalben fcheint der Grundfag durchgeführt, daß das Princip 
der ausfchließlichen Berechtigung genehmigter Schenthäufer zum Auss 
ſchenken von geiftigen Getränken eine weſentlich culturpolizeilihe Maß: 
regel fei (ſiehe die Gewerbeorbnung von Deſterreich, Preußen, bie 
bayrifche Verordnung vom 25. September 1841). Reue Polizeiftrafges 
lege gegen Trunkenheit und Wirthshausbeſuch preußiſches Strafgeleß- 
buch $. 98. 99.) Richtiger im badischen Polizei⸗Strafgeſetzbuch $. 76 
polizeiliche Entfernung und einer Strafe bei „Gefährbung der Sicher: 
beit dritter Perſonen“ und 8. 99 bei Trunfenbheit und Verrichtungen, 
die „Gefahren für Leben und Geſundheit enthalten.” Berbotener 
Wirthshausbeſuch $. 77. 


IV. Die Bolizei der Glüddfpiele. 


Auch die Erkenntniß der Nothwendigkeit des Berbotes der Haſard⸗ 
ipiele tritt auf mit der eubämoniftifchen Berwaltungslehre; namentlich 
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aber das 18. Jahrhundert ift reich an polizeilichen Verboten, die freilich 
zum Theil mit der Regalität des Lottos zujammenhängen. Die Wahr: 
icheinlichfeitsrechnung gab das materielle Motiv (Buffon: „tout joueur 
est un fou, dont on est convenu de ne pas se moquer“). Das 
unjelige Staatslotto flüchtete fich hinter die Behauptung, daß der Trieb 
des Spieles unwiderſtehlich ſei; die Belafjung der öffentlichen Spiel: 
banten bat mit vollem Recht den Unmillen des Volles erregt; bei 
alledem aber ift der Verſuch, die Hajarbipiele bis in die Sphären ber 
privaten Gefelligfeit zu verfolgen, mit dem vorigen Jahrhundert fo 
ziemlich in den Grundſatz Übergegangen, den gewerblichen Betrieb 
defielben zu verfolgen und zu beftrafen, indem berjelbe gerabezu als 
ein Verbrechen in die Strafgejegbücher aufgenommen ift. 

Frankreich. Unterjcheibung der jeux clandestins und der jeux 
publics; Strafe: Code P&nal (Art. 410. 175. 478). Unter der Con- 
stituante werden nur noch die Spielhäujer verboten; das Decret vom 
24. Juni 1806 verbot fie gleichfalld zwar in ganz Frankreich, geitattete 
jedoch Erlaubniß für einzelne Ausnahmen; der Code Crim. bob nad) 
Römiſchem Recht das Klagrecht auf. Die Geſetze von 1818 und vom 
19, Juli 1819 belegten die concefjionirten Häufer mit Abgaben 
(5i/, Millionen in Paris), bis endlich das Geſetz von 1886 alle 
Öffentlichen Spiele in Frankreich verbietet. Jedoch Grundſatz der Er: 
laubniß zu gemwiflen öffentlichen Spielen durch die autoritE munici- 
pale (Decret vom 22. April 1837 und 28. Mai 1841). — Ganz ähnlich in 
Defterreich; neben ausführlichen, bereitö aus dem Beginn des vorigen 
Jahrhunderts ſtammenden polizeilichen Verboten aller Arten von Epielen 
(Stubenraub $. 429; das Strafrecht in $. 523 des Strafgeſetz⸗ 
buches). — Preußen. Xeltere Gejehgebung in Rönne und Simon, 
Polizeiweſen I. 8. 128—141 und Supplement I. 133—140. Neuere 
auf Grund des Strafgeſetzbuchs $. 266 und 267 genaueren Beltim- 
mungen: Rönne, Staatsrecht 11. 267.— Königreih Sachen. Geſetz 
vom 11. April 1864, Verbot von Hafardfpielen und Wetten bei 50 Rthlr. 
Strafe; Verjährung 5 Sabre und fein Klag: und Einrederecht. Das 
württembergiiche Necht bei Mohl, Verwaltungsrecht 11. $. 419. 
— Das bayriſche Recht bei Bözl, Verwaltungsrecht $. 109. Das 
Polizeiſtrafgeſetzbuch Art. 101—104 hat eine vollitändige Strafgeſet⸗ 
gebung aufgeftellt, fpeciel bei Bromefjen auf Prämien in: und aus 
ländifcher Lotterie-Anlehen (101. 4). Polizeiliche Bewilligung ift erlaubt; 
ob gemerbömäßig? — Baden (Gpolizeiſtrafgeſetzbuch) hat fpeciell bie 
Gewerbsmaäßigkeit und Deffentlichleit betont, während es „die Wetten,“ 
die Bayern auch verbietet, nicht berührt. 8. 80. (Vgl. Mohl Polizei- 
wiſſenſchaft L 8. 41.) Die Spielbanlen in Homburg und Wiesbaden 





24 





baben befanntlid der ganzen Civiliſation Deutichlands wiberftanden: 
bie württembergiſche Propofition vom 18. April 1844, die Aufhebung 
der Spielbäufer durch Bundesbeſchluß zu befretiren, blieb ohne Erfolg. 
— In England find alle öffentlichen Spielhäufer firenge verboten, 
und feine Spielſchuld ift Hagbar. Doch finden in Wirklichkeit Haſard⸗ 
jpiele vielfach ftatt. Uebrigens werben fie faft überflüflig durch vie 
Wetten, die in den betting banks und betting houses zu einer 
förmlicden Induſtrie geworden find. — Die Frage nad) dem Lotto und 
den Lotterie Anlehben gehört zwar nicht direkt bieher; es ift aber doch 
nicht ganz zu überſehen, daß unter völliger Befeitigung der Zahlen: 
lottos die Lotterie-Anlehen aller Art, bei denen ber Einſatz im Grunde 
nur der Zins des angelegten Kapitals iſt, die einzige noch zu ver⸗ 
theidigende Form des Glücksſpiels bieten. 


V. Die Polizei der Feiertage. | 


Das Aufbalten von ber eriverbenden Arbeit an den Feiertagen 
des religiöfen Lebens iſt eine jo tiefe ethifche Nothwendigkeit, daß feine 
religiöſe Weltanichauung fich ihr je entzogen hat. Die Frage ift daher 
auch nicht die, ob die Tirchlichen Sonn: und Feſttage durch Erwerbs 
untbätigfeit gefeiert werben follen, fondern in ber That nur die, ob 
die Verwaltung des Innern polizeilich das Cinftellen der Arbeit 
bewirken ober daſſelbe den religiöſen Einflüffen der Kirche überlafjen 
fol. Dieje Frage nun hat zwei Seiten. Die eine ift eine rein ftaat- 
liche, die ziweite eine volkswirthſchaftliche. Was die rein ftaatliche Seite 
und ihr öffentliches Recht betrifft, fo hängt daſſelbe davon ab, ob ber 
Staat eine Staatskirche auch verwaltungsrechtlich anerkennt. 
Allerbings gehört diefe Frage in die Verfaſſung. Allein es ift Klar, 
daß wenn ein Staat dieß thut, die erfte rechtliche Folge davon für 
bie Polizei ver Feiertage die ift, daß die Übrigen Kirchen die Feiertage 
der Staatskirche äußerlich auch für ſich als geltend anerkennen und 
in Beziehung auf die äußere Heiligbaltung ihren Vorfchriften folgen 
müſſen. Die zweite rechtliche Folge davon iſt die, daß der Staat ver- 
pflichtet ift, die Vorfchriften der Kirche durch feine Polizeigewalt gegen 
Jeden zur Geltung zu bringen, alfo die Webertretungen ver Firchlichen 
Anordnungen mit Strafen zu bedrohen und mit Gewalt zu hindern. In 
diefem Falle muß ſich daher der Staat als vollziehende Gewalt nicht 
mehr feiner felbft, fondern der Kirche anerkennen, und jede verwal⸗ 
tungsrechtliche Frage hört auf. Hat der Staat dagegen feine Staats⸗ 
kirche, jo beginnt das Verwaltungsrecht. Dafielbe wird nun zu unter: 
icheiden haben zwiſchen der Feier felbft, und der Störung berfelben. 
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Er wird die Feier und die Orbnung ber feier den Borfchriften der 
Kirche überlaflen, und ift nicht berechtigt, drejelbe mit polizeilichen 
Maßregeln zu erzwingen. Die Störung dagegen ift ein Polizeiver⸗ 
geben. Dieß alles wird nun erft da ven Bereutung, wo es fih um 
bie Frage handelt, ob Arbeit und Verkehr als Störungen anzu« 
ſehen find. Regel ift dabei die, daß die Störung da polizeilidh aner: 
fannt werden muß, wo fie außer dem Haufe auftritt, und zweitens 
in folder Form, daß fie mit der Aeußerung der eier in Widerſpruch 
erſcheint. Dieß muß bei der großen Verſchiedenheit der Feierformen 
für jeden all beftimmt werben. Zeit fteht daher, daß Arbeit und 
Verkehrsarten an fich nit ala Störung des Feiertags be 
trachtet werben können; die Grenze, auf der fie als ſolche erjcheinen, 
haben die Poligeiverorbnungen feltzufegen, die demnach nie etwas be 
fehlen, fondern nur verbieten können. Was endlich das Verhältniß 
zur Volklswirthſchaft betrifft, fo ift nur das feftzubalten, daß die 
leßtere nie gegen die yeiertage an fich, fondern nur gegen ihr Weber: 
maß fein kann. Das richtige Maß aber beftimmt fi in dem Grabe 
befier, in welchem die internationale Concurrenz eine freiere tft. 





In England ift es ſchwer zu.fagen, ob die Strenge der Sitte 
ober der Gefetgebung größer ift; wenigſtens ſtimmen in ber eriten alle 
GSonfeflionen überein. Allein jelbft die ftrenge Hochkirche hat überdieß den 
Grundfag angenommen, daß jedes Glaubensbelenntniß binfichtlich feiner 
arbeitölofen Feiertage unbedingt felbftändig je. Sie hat mit rich 
tigem Bli die Zahl ver letzteren fo weit fie vermochte, herabgejeht. — 
Sn Frankreich ift der Grundſatz des Geſetzes vom 18. November 1814 
noch heute geltend, nach welchen an allen Sonn» und vom Staate 
anerlannten übrigen Fefttagen alle öffentlich vorgenommenen Pri⸗ 
vatarbeiten aufhören und bie Werkftätten von außen gefchlofien 
werben follen, mit Ausnahme der für die Sommunication beftimmten 
Läden. Als 1830 die Fatholifche Religion aufhörte, Staatsreligion zu 
fein, entftand die Frage, ob jener Grundſatz von 1814 noch gelte; fie 
ift wiederholt bejaht. Grundſatz iſt das Verbot öffentlicher und ftören- 
der Arbeit und Bulaflung der nothwendigen; das Geſetz vom 22. Fe⸗ 
bruar 1851 bat übrigens daneben feftgeftellt, daß an ben Sonn» und 
Feſttagen Kinder und Lehrlinge zu Arbeiten nicht gezwungen werben 
bürfen. Der Kampf gegen dieß Recht der Feiertage ift in Frankreich 
ein heftiger. Die Anficdhten der Staatswiſſenſchaft vor Jahrhunderten 
in Deutfchland bei Juſti Bd. 12. Hauptftüd 45 über Feſte; Freiheit 
derfelben „gegen die traurigen und finftern Köpfe” S. 294. — Die 
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deutjche Literatur bat übrigens ſich mit der Sache nur wenig beichäftigt, 
fo manden Anlaß aud die beſtehenden Geſetze und Verordnungen 
gegeben haben. Es ift übrigens ganz naturgemäß, daß in unferer Zeit 
die Frage nach den Feiertagen vorwiegend eine volkswirthſchaft— 
liche geworben ift. Die Wahrheit ift unabweisbar, daß der Arbeits- 
tag die Feiertage ernähren muß, und daß es daher ein auch volle: 
wirthichaftlich nicht zu vertheidigender Standpunlt ift, die Arbeitslofig- 
keit des Feiertags Über die Gränze hinaus zu dehnen, innerhalb deren 
fie von dem gleichfalls chriftlichen Nachbarvolke feitgehalten wird. In 
dem Falle jollte man den Grundfag feſthalten, daß die Feiertage: und 
mithin die Arbeitstagsorbnung jeder Confeflion volllommen frei jei, 
und daß mithin die Arbeit der Mitglieder einer Gonfeflion an bem 
arbeitslojen Feiertag der andern ala unbefchräntt, und nicht als 
Öffentliches Aergerniß betrachtet und verboten werde. Mit dieſem 
Grundjag würde ſich die natürlihe Ordnung von felbft finden; das 
Uebrige wäre dann Sache des Kirchenrehts. — In Defterreich find 
ähnliche, jehr genaue Beftimmungen, mit Strafbeftimmung durch die 
Verordnung vom 13. September 1857. — Preußen. Teiertagsrecht 
beruht auch nur auf der Lönigl. Ordre vom 7. Zuli 1837, melde die 
Heilighaltung den Regierungen zur Pflicht macht, nebit Verordnung 
über die Eifenbahn- Arbeiter (21. December 1846). Gejellen und Lehr: 
linge (Verordnung vom 9. Februar 1849) und jugendliche Fabrikarbeiter 
(9. März 1849). Genauere Beitimmungen |. Rönne Staatörecht 8. 348. 
— Bayern. Pözl, Verwaltungsrecht $. 110. 4. Polizeiftrafgeiegbud 
Art. 105. 106. Störungen ber Sonntagsfeier, als Vergehen gegen 
die „ortöpoligeilichen Borfchriften” über diefelben und Störungen gottes- 
dienftlicher Handlungen. — Ebenjo Baden: Bolizeiftrafgefegbud) $. 69; 
ſ. Stempf a. a.D. S. 156). — Holland Goſch v. Kemper $. 378). 


VL Thierguälerei. 


Das Verftänpniß des unfittlichen Elements in berfelben und damit 
das öffentliche Verbot datiren erft aus unferem Jahrhundert; fie ift 
theilg durch öffentliche Strafen, theils durch Beftrebungen von Vereinen 
belämpft; die Befeitigung diefer Barbarei ift ein nicht unbebeutfames 
Zeichen der fortichreitenden Gefittung. 


Sn Frankreich ift die Thierquälerei unter Strafe erſt verboten 
buch Gele vom 2. Juli 1850. In Defterreich fchon lange; bie 
betreffenden neuen Verordnungen von 1854, 1855 und 1856 find zum 
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Theil jehr Ipeciel (Stubenraud;, Verwaltungsgeſetzkunde IT. 8. 432). — 
In Preußen ift dad Verbot fogar in das Strafgeſetzbuch aufgenom: 
men $. 340. 10; was im Grunde endgültig das richtige ift. — Bayern: 
Pözl 8. 109 und Polizeiftrafgefegbuh 8. 100. — Baden: Verord⸗ 
nung vom 22. October 1864 (Viehtransportregelung). Das Polizei 
ſtrafgeſetzbuch hat in 8. 78 die polizeiliche Beftrafung auf bie beiden 
Fälle des „öffentlichen Aergerniſſes“ und der „Webertretung (örtlicher) 
Berordnungen“ befchräntt. — Mohl hat das Verbienft, die Yrage in 
die Polizeiwiflenichaft aufgenommen und fie ganz rationell behandelt 
zu haben (Polizeiwiſſenſchaft I. 8. 93). 


Bweiter Abſchnitt. 
Deffentlihe Bildungsanftalten. 
L Begriff und geſchichtliche Eutwicklung im Allgemeinen. 


Das Gebiet der öffentlichen Bildungsanftalten ift weder ohne Be: 
deutung noch ohne Interefie. In der That find dieſelben weder zus 
fällig entftanden, noch iſt ihre Entwidlung eine zufällige. Es jollte 
daher audy die Behandlung felbft im Einzelnen ftet3 im Hinblid auf 
das Ganze unternommen werben; denn fie bilden ein keineswegs un» 
wichtiges Element in dem allgemeinen Bildungsweſen, und es ift faum 
zu verlennen, daß das neue ſociale Element, welches nebft bem gewerb⸗ 
lichen in unferer Zeit binzugetreten ift, e3 möglich und auch wohl nöthig 
machen wird, einen allgemeinen Geſichtspunkt dafür einzunehmen. 

Deffentlihe Bilbungsanftalten find alle diejenigen Anftalten für 
die geiftige Entwidlung des Volkes, die nicht mehr aus einem beftimm- 
ten Zweck hervorgegangen find, und daher ſich auch nicht auf Bildungs 
mittel für diefen beftimmten Zweck beſchränken, jondern überhaupt bie 
Mittel der geiftigen Entwidlung jo weit darbieten, als dieß von Seiten 
des Einzelnen nicht mehr geichehen kann. 

Ihr Auftreten, ihre Geftalt und ihr öffentliches Recht hängen 
daher enge mit dem gelammten Gange des Bildungsweſens zuſammen, 
und tragen ben Gharalter der betreffenden Epoche an ſich. Dieſer aber 
wird durch die ſociale Entwidlung beftimmt, und jo wird man jagen 
müffen, daß jede Geſellſchaftsordnung ihre eigenthümlichen Bildungs« 
anftalten bat. 

Um dieſe aber richtig beurtheilen zu können, darf man ein zweites 
nicht vergefien. Das Weſen der geifligen Arbeit, der tiefere und letzte 
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Inhalt der Bildung, ift der Genuß, und wir haben in ber Güterlehre 
die Fähigkeit der geilligen Produkte, diefen geiftigen Genuß zu gewäh—⸗ 
sen, als den freien Werth bezeichnet. Dieſer innige Zufammenhang 
des Genufles mit der Bildung ift ein mechjelfeitiger; wie die Bildung 
den Genuß erzeugt, fo bat audy der Genuß die Fähigteit, Bildung zu 
erzeugen. Und bier beginnt die ernfte Seite diefer Frage. In jenem 
Verhältniß liegt nämlich die nahe Gefahr, den Genuß mit der Bildung 
nicht ettva zu verbinden, ſondern fie zu verwechſeln und, den Genuß 
für Bildung baltend, bei ihm ftehben zu bleiben. Eine äußere 
Gränze gibt es dafür nicht; innerlich ift fie principiell zwar ſehr leicht 
zu ziehen, denn es tft Mar, daß der Genuß dann zur Bilbung wird, 
wenn er entweder eine Arbeit — geiftige oder äußerliche — erzeugt, 
oder jelbft eine Arbeit erzeugt wird. Allein eben dieſe Arbeit Tann 
man nicht erzwingen. Sie muß ſelbſtthätig entftehen; fie muß durch 
den lebendigen Volksgeiſt erichaffen merben; fie wird daher entiveber 
troß aller Beitrebungen der Verwaltungen nie entftehen, over fie wird 
ſich ungeachtet derjelben jelbft Bahn brechen. Daher ift es bei dieſen 
Öffentlichen Bilbungsanftalten von enticheivender Bedeutung, nicht fo 
ſehr auf ihre formelle Geftalt, als vielmehr auf den fie bildenden Geift 
zu achten; und es gilt dafür der allgemeine Grundſatz, daß die öffent: 
lien Bildungsanftalten regelmäßig als öffentliche Leiftungen beginnen, 
dann als Schauftellungen und Sammlungen erfcheinen, und enblid 
mehr und mehr bloße Genußmittel bes geiftigen Lebens werben. Die 
geiftige Lebenskraft eines Volkes zeigt fich ftetS in dem Streben, jene 
Öffentlichen Arbeiten als Grundlage und Anlaß geiftiger Arbeit 
aufzufafien, während das Herabgehen dieſer Lebenskraft da beginnt, wo 
das Voll an die Stelle diefer Arbeit in ihnen Unterhaltung und 
Genuß ſucht, und diefe von ihnen fordert. In diefem Sinne find 
diefe Anftalten ein hochwichtiges Element des Gefammtlebens, und jebe 
einzelne Art berfelben follte wohl won dieſem Standpuntt aus behan« 
delt und in ihrer Gejchichte dargelegt werben. 

Faßt man die Sache nun in diejer Weile auf, jo gewinnt fie eine 
größere biftorifche Geftalt. 

Sn der Gejchlechterorbnung ericheint das, mas bie öffentlichen 
Bildungsanftalten der fpäteren Zeit vertritt, als große Vollsfeſte, die 
aber immer fich erft an große Öffentlihe Wettlämpfe aller Art ans 
Ichließen, over große Öffentliche Thaten und Siege feiern. So war es 
bei den Griechen und ihren olympifchen Spielen; fo war e8 bei den 
sömichen Triumpbzügen; fo mar es bei den alten germaniſchen 
Wettipielen und ihren Schiverttänzen und Laichen, die ſich dann in 
den Turnieren der edlen Gefchlechter und den gymnaſliſchen Volls⸗ 
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beluftigungen ber niedern fortfegen. In Griechenland aber trat allmäblig 
an die Stelle jener öffentlichen Wettlämpfe bie verberblihe Schauluft 
der feierlichen Aufzüge, die namentlich in Athen eine gewaltſame Aus» 
beutung ber höhern Klaſſe durch das Wolf enthielten, in Rom die 
Gladiatorenwirthſchaft und die Arena, felbft.in Deutichland die Spiele 
der Ringelreiter, bie öffentlichen Gaufleer und Gymnaſten unb äbn- 
liches. Zu felbftändigen Anſtalten bringt es diefe Orbnung nicht; 
die rein kriegeriſche Aufgabe jener öffentlichen Produktionen läßt über: 
haupt die Idee einer geiftigen Bildung, wie fie namentlid in ben 
griechifchen und den beutihen Sängerlämpfen fih eine Zeit lang er 
balten, allmählig untergehen; das geiftige Element bedarf einer neuen 
Grundlage, eines neuen Ausbrudes, und bie ſtändiſche Epoche, indem 
fie dieſe überhaupt barbietet, mird damit aud die Schöpferin einer 
neuen Geltalt dieſer Erjcheinungen. 

Die ſtändiſche Zeit nämlich fchließt allerdings alle ihre Funktionen 
in die feiten Gränzen ber Körperſchaften ein; allein die Idee des Be: 
rufes, auf der fie rubt, lebt in diefem fort. Sie aber fordert geiftige 
Nahrung, und diefe wieder Tann weder bei der Elementars noch bei ber 
Berufsbildung ftehen bleiben; fie will zugleich eine allgemeine fein. 
Das iſt es nun, was mit diejer Zeit die eigentlichen Biltungsanftalten 
entftehen läßt. Ihr Charakter Liegt in dieſem Weſen ber ſtändiſchen 
Berufsbildung. Site find vorzugsweiſe geiftiger Natur, und fchließen 
fih naturgemäß an die geiftige Fachbildung an. Auch ihre Form 
ift damit gegeben. Sie find eben deßhalb weſentlich in ver Form ber 
Bibliothelen und wiffenfhaftliden Sammlungen gegeben, 
und bilden, da fie zunädft für die Fachbildung beftimmt find, einen 
Theil der Fachbildungsanftalten, der Univerfitäten. Mit ihnen beginnt 
eigentlich das Gebiet der felbftändigen allgemeinen Bildungsanftalten. 
Denn tie die Univerjitäten felbft ihrer ganzen Ratur nach fich nicht 
auf die ftrenge ſtändiſche Unterſcheidung der Klaſſen beichränfen, jo 
tragen auch jene Bibliothelen und Sammlungen gleih anfangs den 
Keim öffentlicher Anftalten in fi. Dieſer Charakter erhielt fich für 
diejenigen Anftalten, melde fi) an die Univerfitäten anjchließen und 
nicht gerade ftrenge Fachbildung vorausfegen, wie botanilche Gärten, 
Naturalienfabinette u. |. w. Gemeinfam aber ift diefen Anjtalten, ver: 
möge diefer ihrer urfprünglichen Beftimmung, der Gedanke, daß fie nicht 
Genußmittel, ſondern Arbeitsmittel find; in dieſer Gränze werden fie 
ftrenge erhalten; dieſes Princip ift ihnen geblieben und ift dasjenige, 
was fie mejentlich von denen der folgenden Epoche unterjcheibet. 

Wir haben dieſe, als Uebergang und Vorbereitung ber ſtaats⸗ 
bürgerlichen Gejellichaft, die polizeiliche genanni. Das Verhältniß ber 
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polizeilichen Epoche zu den allgemeinen Bilbungsanftalten beruht darauf, 
daß diefelbe die Macht des Geiftes und den Werth der Bildung als 
ein hochbebeutfames Element für die Macht und die Achtung der Staa» 
ten, und fpeziell der regierenden Häupter anerfennt, während bie In⸗ 
telligenz der damaligen Beit dad Streben der Yürften, fich durch ſolche 
Anftalten auszuzeichnen,, theild im individuellen, theils im allgemeinen 
öffentlichen Sinterefle gern begrüßt und befördert. Sp entiteht eine neue 
Kategorie diefer Anftalten. Dahin gehören die Akademien der Künfte 
und Wiflenichaften, die nichts arbeiten und für die nichts gearbeitet 
wird, die aber dennoch das Element der Arbeit durch die formelle, 
möglichft mit fürftlihem Glanz umgebene Gemeinfchaft der Gelehrten 
und Künftler aufrecht halten. Dahin gehören ferner die glänzenden 
Sammlungen in Gallerien und Mufeen, bei denen ber Genuß bes 
Beſchauens und der Stolz des Beligers die Hauptſache find, die aber 
dennoch indirekt die mwiflenichaftliche und Fünftlerifche Arbeit fördern. 
Endlich gehören dahin die fürftlihen Theater. Die Bedeutung ber 
letztern ift Feine geringe. Die Aufnahme der Schaufpiele an den Höfen 
der Fürften hatte bie große Folge, der Dichtlunft wieder in den höchften 
Klaflen ſowohl des gejellichaftlichen als des geiftigen Lebens ihren Rang 
zu geben. Die Hoftbenter find es, melde das Schaujpiel aus der 
toben Sphäre der Gauflerbühne zu einer Öffentlichen, allgemeinen 
Bildungsanftalt erhoben haben. Sie find der nothwendige Durchgangs⸗ 
punkt für die Entwidlung zum heutigen Theaterweien, denn der Fürft, 
der fte errichtete und befuchte, gab der Mimik und der Dichtlunft das 
zurüd, was beide feit den griechiichen Dramaturgen verloren hatten, 
und ohne welche fie nicht leben können: ihre hohe und geachtete geſell⸗ 
ſchaftliche Stellung. Einmal auf diefen Punkt geftellt, mar es ihre 
Sache, ſich auf dieſer ſocialen Höhe zu halten. Cie haben es unter: 
nommen, und es ift ihnen gelungen. 

Auf diefe Weile jehen wir nun mit dem Abſchluß der polizeilichen 
Epoche und dem Siege der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft zwei große 
Gruppen der öffentlihen Bildungsanftalten daftehen: die eine, aus 
der jtändifchen Ordnung berübersagend, die fich weſentlich an die Fady 
bildung in Bibliotheken und wifjenichaftliden Sammlungen anichließt, 
die andere für den geiftigen Glanz der Staaten gefchaffen, in Alade⸗ 
mien, Gallerien, Muſeen und Hoftheatern mit Prunf und Glanz um 
geben; jene mehr für die Arbeit, diefe mehr für den Genuß beftimmt, 
doch die erjtere nicht ohne Genuß, die andere nicht ohne Arbeit. Diele 
Berhältnifie find es nun, welche die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft übernimmt. 

Diefelbe hat nun in dem ihr eigenthümlichen Geifte zwei Dinge 
für das Gebiet der allgemeinen Bildung gethan. Wir können dieſe 
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beiden Elemente, welche dieſe Gefellichaftsordnung bvenfelben gebracht, 
jehr beftimmt bezeichnen. Sie hat einerfeitö alle jene Bildungsanftalten, 
wie fie waren, in fi) aufgenommen, und fie hat anbererfeit3 neues 
zu denjelben hinzugefügt, beives ihrem Charakter entſprechend. 

Was den erften Punkt betrifft, jo ift derſelhe der fpezielle Auss 
druck des allgemeinen Princips diefer Epoche, daß die Rechte und Auf 
gaben des Fürften in der That Rechte und Aufgaben des Staats, 
und daher für die Gejammiheit der Staatsbürger beftimmt find. Die 
neue Staatsordnung forbert daher jetzt als Pflicht der Verwaltung, 
was bis dahin Laune oder berechtigte Neigung der Fürften war. Jene 
Anftalten werden daher jegt Staatsanftalten. Damit erbalten fie 
eine organiſche Stellung im öffentlichen Bildungsweſen, und dieſe 
Stellung findet in drei Punkten ihren Ausdrud. Zuerſt ift ihre Ord⸗ 
nung und das Recht ihrer Öffentlichen Benutzung jet Gegenftand des 
öffentlichen Rechts und durch bejondere öffentliche Vorfchriften geordnet, 
weßhalb fie von jegt an auch in den Darftellungen ber (territorialen) 
Verwaltungsgeſetzkunde erjcheinen. Zweitens werden bemgemäß ihre 
Angeftellten jegt auch Diener des Staats und treten rechtlich in die 
Kategorien der leteren hinein. Drittens aber übernimmt der Staat 
theils die Erhaltung, theils die Anlage derfelben auf Staatstoften; 
fie werden ein Theil des Budgets, und die Folge üft, daß fie damit 
auch als Staatseigenthun erfcheinen. 

Diefe Punkte beziehen fi nun auf die aus der ſtändiſchen und 
polizeilichen Epoche binübergenommenen Anftalten. Reben ihnen ent: 
fteht nun eine ziveite Gruppe, welche mehr den Ausbrud der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Entwidlung bildet, indem ihr Zweck eben bie Förderung 
der allgemeinen Bildung ift, ohne beftimmte Beziehung auf einen 
Lebensziwed. Die Bildungsanftalten diefer Gruppe haben im Geifte 
der ftaatöbürgerlihen Bildung überhaupt theil® eine vorwiegend wirth⸗ 
ſchaftliche, theils eine leicht erfennbare fociale, auf die Hebung ber 
Intelligenz der niebern Klaſſe bezüglicge Richtung. Zu den erften zählen 
wir namentlih die Ausftellungen aller Art, theils die Weltauss 
ftellungen, theils die örtlichen; freilich gehören dieſelben fo ſehr im 
Prineip dem mirtbichaftliden Leben an, baß mir fie in die Ber: 
mwaltung der Gewerbe verweilen müflen. Die zweite Richtung hat 
wieder zwei Hauptformen, die Kleinen (Gewerb3:) Bibliothelen, und 
bie Öffentlichen Vorträge aller Art, die theild durch Vereine mehr oder 
weniger regelmäßig erhalten, theils bei einzelnen Gelegenheiten hervor: 
gerufen werden. Beide Einrichtungen find, wie alled was am lebten 
Ende mit der forialen Nichtung zufammenhängt, jet noch in dem 
Stadium, mo fie als örtliche und zufällige erfcheinen. Sie werben aber 
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bald ihren dauernden Plag in bem allgemeinen Bilbungsivefen ein 
nehmen, und dann wird die Verwaltung dahin gelangen, wo fie jetzt 
mit dem Volksſchulweſen ftebt. Man wird folche Vollsbibliotbelen in 
nicht zu langer Zeit zu einer Berpflihtung der Gemeinden er 
beben, und eben fo werben die öffentlichen Vorträge zu regel: 
mäßigen Functionen, obne welche die Gemeinden Fünftig eben jo 
wenig werben fein können, wie jet ohne die Volksſchule, und wo bie 
Mittel dazu bei der Gemeinde nicht ausreichen, wird der Staat fie zu 
diefem Zwecke fubventioniven. Rur follte, wenn das fommt, unbedingt 
und unter allen Umſtänden feitgehalten werden, daß die Benußung 
ſolcher Bibliotheken wenigftens ber folcher Vorträge niemals ganz 
unentgeltlich fein darf. Die Unentgeltlichleit würde durch die ihr ins 
wohnende Ratur dafjelbe Uebel und in bösartigerer Weife wieder ers 
zeugen, das fie befämpfen foll: das Gefühl des Gegenjages ver 
Klafien. Noch ift jedes Volk untergegangen, das denen, die fich einen 
Genuß oder ein Bildungsmittel mit eigenen Kräften erichaffen Tönnen, 
diefelbe als Geſchenk gegeben bat, und ewig wird dieß bleiben! — 


— — — nn 


Das Bewußtſein und das Gefühl von dem Werthe der öffentlichen 
Bildungsanſtalten iſt ſo alt wie das öffentliche Bildungsweſen über⸗ 
haupt, aber es iſt natürlich unklar, und muß bei den einzelnen An⸗ 
ſtalten ſtehen geblieben werden. Die Verwaltung bedarf aber ihrer⸗ 
ſeits einer allgemeinen, ſie alle umfaſſenden Auffaſſung derſelben. Wir 
ſind noch außer Stande, viel mehr als die obigen allgemeinen Geſichts⸗ 
punkte zu geben, oder mehr als zerſtreute, faſt zuſammenhangsloſe 
Bruchſtücke der betreffenden Geſetzgebungen mitzutheilen. Unſer Wunſch 
geht daher im Namen der Wiſſenſchaft dahin, daß alle Männer von 
Fach, welche ſich mit den Verhältniſſen jener ſpeziellen Anſtalten be⸗ 
ſchäftigen, die innern und äußerlichen Beziehungen zu dem Ganzen des 
öffentlichen Bildungsweſens in dem Einzelnen, was ihnen entgegen 
kommt, im Auge behalten mögen. Was das ſpyſtematiſche Element 
betrifft, jo muß gefordert werben, daß man den bisherigen, auf ber 
ſtändiſchen Ordnung berubenben Standpunkt verlaffe, und namentlid) 
die Bibliothefen, Sammlungen u. f. w. nicht mehr bloß ber willen 
ſchaftlichen Bildung, fondern der allgemeinen Bildung binzurechne. — 
Eine Literatur über das Ganze gibt e8 jo wenig, als eine Cobification; 
nur die territorialen Verwaltungsgeſetzkunden haben ein leider nicht 
bolljtändiges Material, und das nur für die alten Staatsanftalten, 
aufgeſtellt. Mohl hat in feiner Polizeiwiſſenſchaft I. 8. 88—86 
das entichievene Verbienft, dem Gegenftande feinen Plag in ber 
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Verwaltung geſichert zu haben. Es wäre eine Arbeit von hohem Werthe, 
dieß weiter zu verfolgen, wenn auch zunächſt nur noch innerhalb der 
einzelnen Gebiete. Möchten dieſe wenigen Worte dafür einen Anſtoß 
geben! 


II. Akademien und wiſſenſchaftliche Geſellſchaften. 


Die Akademien verdanken ihr Entſtehen der Erkenntniß, daß bie 
Wiſſenſchaft als ſolche, auch ohne jede unmittelbare Anwendung, einen 
wichtigen Theil der Macht und des höhern Lebens der Staaten bilde. 
Sie find im Grunde die Hauptform, in welcher die Verwaltung bes 
geiftigen Lebens der Staaten dielen Sag öffentlich anerfennt; und in 
diefer Anerteunung beiteht ihr Werth vielmehr ala in dem, mas 
fie leiften. Eben deßhalb find auch ihre Leiftungen darauf berechnet, 
nicht fo fehr das Streben nach neuen Gebieten des Wiſſens zu fürbern, 
als vielmehr das Erftrebte als wiſſenſchaftliche Thatſache feftzuitellen. 
Darauf beruht ihre Einrichtung, vermöge deren fie in beftimmten, mehr 
oder weniger glüdlich gewählten Abtheilungen das ganze Gebiet des 
Wiſſens umfaflen, das Vorherrſchen der biftorifchen Kenntniffe, und ihr 
höchſt geringer Einfluß auf das wiſſenſchaftliche und geiftige Leben ber 
Völker. Ihre Wirkung ift, namentlich den Univerfitäten und Vereinen 
gegenüber, vorzugsweiſe eine negative; fie bezeichnen die Zinie, unter 
welche der Stand der Kenntnifje nicht berabgehen darf; und auch bie 
nur in fehr unvollflommener Weile, ba fte fi mit den Iebenbigften 
"Fragen, den Fragen. des gegenwärtigen Staatslebens, nicht zu beichäf- 
tigen vermögen. Je beffer die Univerfitäten, je weniger bedarf die 
Wiſſenſchaft ver Akademien. 

Die zweite große Form, in ver biefer Zweck erreicht wird, ift ber 
der wiſſenſchaftlichen Geſellſchaften. Wir müflen diefen Aus⸗ 
drud jetzt ftatt des früheren, der jtändilchen Epoche angehörenden der 
„gelehrten Geſellſchaften“ nehmen, weil das freie Vereinsweſen nicht 
mehr bloß die gelehrte, fondern aud bie wirtbichaftliche Bildung in 
feinen Kreis gezogen bat und bier zum Theil mehr wirkt, als in jenen. 
Der Unterjchied der Akademien von biefen wiſſenſchaftlichen Gefellfchaften 
beftehbt nun nur in dem Berhältniß bes Staats zu denfelben; jene 
gehören dem amtlichen, dieſe dem freien Bildungsweſen, und daher hat 
der Staat bei jenem Rechte in Beziehung auf die wirtbichaftliche Ber: 
waltung, dann Pflichten der Unterjtügung zu entiprechen. Für beibe ift 
jedoch die geiftige Selbftverwaltung ein Lebensprincip, das ſich 
namentlid) durch den Grundjag der freien Wahl fomohl des Vorſtände 
ala der Mitglieder und endlich der Leiftungen bethätigt. Aber die 
Alademien find ftet3 ſehr beichränkter Natur, während die Gefellichaften 
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fi volllommen frei bewegen; jene unterliegen daher vielfach den Ein 
flüffen der Regierung, diefe dagegen ſtehen vegelmäßig unter der Herr: 
ſchaft des geiftigen Bebürfnifles. Es ift fein Zweifel, daß die letztern 
daher auch weit mehr wirken und daß man ganz guten Grund bat, 
den Werth der Akademien von ihren Leiftungen im Lehrfach abs 
bängig zu machen, mährend mit der Zeit an ihre Stelle das Princip 
der Unterftügung ber Gefellichaften, aber nur für einzelne beftimmte 
Aufgaben derſelben zu treten haben wird, 


Das Syftem der Alademien in den verjchiedenen Ländern, 
namentlich auch das Verhältniß zur Verwaltung ift fehr intereflant und 
belebrend. Das franzöſiſche beruht auf dem Unterfchiede zwiſchen 
dem durch Gefeb vom 3 Brumaire an IV aus ber alten Akademie 
berborgegangenen Institut de France mit feinen fünf Acad&mies (fran- 
gaise, inscriptions et belles lettres, sciences, beaux arts et sciences 
morales et politiques (jeit Berorbnung vom 26. Dftober 18323) — und 
ber Academie de medicine, der Academie de musique, und den fog. 
Academies universitaires. Die erften beiden find. mehr oder weniger 
DBerufsbildungsanftalten, die legten find Verwaltungdorgane der Uni- 
versit& (|. oben). Das Inftitut dagegen ift eine eigentliche Akademie 
der Wiflenfchaften, beren Beruf es ift, die höchſte Einheit aller Wiffen- 
ſchaften, welche vie franzöſiſchen Facult&s der Universit6 eben nicht 
geben fünnen, zu vertreten. In dem Institut de France ift die wiſſen⸗ 
Ichaftliche “dee der deutſchen Univerfitäten, in den Facultes ift ihre 
dogmatiſche Thätigkeit geichievden und zum großen Nachtheil des höhern 
geiltigen Lebens getrennt. In Deutfchland ift eine ſolche Alademie 
ber Wiflenjchaften glüdlichertweife unmöglich. Dagegen beftebt der Grund» 
charakter des deutſchen Akademieweſens darin, daß die Akademien der 
Wiſſenſchaften rein theoretiſche, die Alademien der Kümſte dagegen 
weſentlich praktiſche, für das Kunſtbildungsweſen beſtimmte Anſtalten 
ſind. Dieſer Grundzug findet ſich in allen deutſchen Staaten wieder, 
jo weit es Akademien gibt. Preußen hat zwei Arten der Alademien; 
die Akademie der Wiſſenſchaften feit 1700 ift eben eine reine Ala- 
demie im obigen Sinn (neueltes Statut vom 31. März 1838), die Alka⸗ 
demie der Künfte dagegen (1699), die vielmehr eine höchſte Organi⸗ 
jation der Kunftlehre iſt (j. oben) und die Kunftichulen des Königreichs 
leitet (Rönne Il, $. 231 und 436). — Das Syſtem Defterreichs 
berubt auf ähnlichen Grundlagen. Die Akademie der Wiſſenſchaften 
(Statut vom 14. Mai 1847, Organifation bei Stubenraud II, 423) 
ift für die reine Theorie beftimmt, ohne eine ins Leben eingreifende 
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Funktion. Dagegen ift die Alabemie der bildenden Künſte in Wien burd) 
allerhöchften Erlaß vom 8. Dfiober 1828 eigentlich als eine höhere Kunft- 
fehule geordnet, ohne eine Akademie im obigen Sinn zu fein; erft die 
neuen Statuten von 1865 haben ihr eine den Univerfitäten entjprechende 
Selbitverwaltung gegeben. Die „Orientaliiche Akademie” feit 1754 
wahrſcheinlich nad dem Vorbild der franzöfifchen Ecole des langues 
orientales (18. November 1669 und 31. Dftober 1670 durch Colbert 
ind Leben gerufen; ihre Zöglinge hießen Jeunes de langues; neuefte 
Drganijation, Verordnung vom 20. Auguft 1833) errichtet, ift nur 
eine ſpecielle Lehranftalt für orientaliiche Sprachen. In Belgien warb 
1769 die Societe littEraire gegründet; erhoben zur Acad&mie imperiale 
des sciences 1772 (Juste, Hist. de Belgique II. 319). Gleichartig 
in Bayern. Die Alademie der Wiffenihaften (1759) rein then: 
retiſch; doch ift der Borftand der Akademie zugleich Vorftand des General- 
Conſervatoriums der wiſſenſchaftlichen Sammlungen des Staats und 
einer „technifchen Commiſſion,“ die Gutachten über technische Unternehmun: 
gen zu geben bat (feit 1852.) Die Akademie der bildenden Künite 
dagegen (1808) ift im Grunde gleichfalls nur eine künſileriſche Bildungs: 
anftalt mit Selbfiverwaltung (j. oben). 

Sn England exiſtirt die Royal Academy of Arts, jedoch nur 
als Privatgefelichaft, an deren Spige der Monarch ftebt und die Aus» 
Stellungen veranlagt und damit die Beichenfchule verbindet, ohne- große 
Bedeutung (Franz Kugler, Kleine Schriften zur Kunftgefchichte Bd. II, 
©. 464). — In Dänemark beiteht die Akademie ber Künſte fchon 
feit 13. März 1754; dieſelbe bat ihre neue Fundation durch Verord: 
nung vom 28. Juli 1824 erhalten und ein neues Reglement am 1. März 
1842. Die neuen Beftimmungen (Belanntmachung vom 28. Zuli 1857, 
Rejolution vom 27. Mär; 1859) haben das Element des Unterrichts 
darin aufgenommen und das Reglement vom 7. September 1863 mit 
dem jetzt durchgeführten Unterfchied von Profefjoren und Mitgliedern 
daſſelbe ausgebildet. — In Schweden dagegen eriftirt zwar ein ganzes 
Syftem von Akademien. Die ſchwediſche Akademie ift (Erlaß vom 
20. März 1786) bejonders für Wohlredenheit und Dichtlunft, die Alas 
demien der Wiffenichaften (jeit 1739 aus einer einfachen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaft entjtanden (Grundgeſetz vom 31. Mär, 1741); 
neuefte Drganijation vom 13. Suli 1850; Akademie der Geſchichte 
und Altertbümer jeit 1753; Alademie der Landwirthſchaft ge 
ftiftet den 25. December 1811 (neue DOrganijation vom 6. November 
1857). — Die Alademie der freien Künfte (errichtet 1735; Privis 
legium vom 5. Januar 1735; neue DOrganilation vom 230. Mai 1846) 
umfaßt alle bildenden Künſte und ift zugleich die eigentliche KRunftfchul- 


36 


— — — 


(6 Profeſſoren, davon 4 für Malerei, 1 für Baukunſt, 1 für Kunſt⸗ 
anatomie). Daneben befteht die muſikaliſche Akademie jeit 8. Sep: 
tember 1771, vie gleihfalld eine Lehranitalt für die Muſik in allen 
ihren Zweigen if. Außerdem beftehen mehrere wiſſenſchaftliche Geſell⸗ 
fhaften. (Fahräus Administratif och Statistisk Handbok. 1864, 
p. 269 ff.) — Was die Gefellichaften betrifft, fo unternehmen wir gar 
nicht, etwas Statiftifches über diefelben zu jagen. Wir bemerken nur, 
daß die Frage und der Zmeifel an dem Nutzen der Akademien ſchon 
eine alte tft. (Jacobi, über gelebrte Gefellichaften, ihren Geiſt und 
ihren Bwed 1807; außerdem Schleiermacher, Gedanken über Uni 
verfitäten, S. 27. Quden, Politik 8. 149 und andere mehr. Schon 
im vorigen Jahrhundert Jufti II, $. 95. („Alles kommt auf bie 
Ceremonie der Vorlefung an; und man jieht nicht, was diefe zur Er 
weiterung der Wiflenichaften beitragen ſoll“ 2c.); vgl. $. 96. Ganz 
verftändig ift, wad Mohl Polizeiwiſſenſchaft I, $. 86 darüber fagt. 
Richtig ift, was jener Franzoſe jagt: „Ce n’est pas PAcademie qui 
honore le savant mais le savant qui honore l’Acaddmie.* Eben 
fo fchlagend Mohl: „Gerade die eigenthümlichften und kühnſten Ge 
danlen werben leicht feinen Beifall finden bei einer Geſellſchaft älterer 
Männer, welche einen Ruhm als ein gegen fie begangenes Unrecht zu 
betrachten geneigt fein Tann” (a. a. DO). Thatſache ift, daß noch feine 
Akademie je etwas Neues geleiftet, jondern nur nüßt durch Sammlung 
des Alten. ft dazu eine Alademie nothivenbig ? 
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III, Biblistheföwefen. 


Die ungemeine Wichtigleit der Biblidthelen ift unbezweifelt. Sie 
beftebt theils darin, daß fie allein den wachſenden Umfang ber wiflen 
ſchaftlichen Arbeiten beherrichen, theils aber, und nicht minder barin, 
daß fie in den Sammlungen der Werte das Bewußtſein und das 
Verſtändniß des geichichtlichen Werdens der großen geiftigen Wahr 
beiten möglich machen, ja inbireft erzwingen. Dadurch ift die Deffent⸗ 
lichleit des Bibliotheksweſens, welche in der Loslöſung von den Berufs⸗ 
bibliotheten einzelner Bilbungsanftalten und in der Zulaſſung des ge 
jammten Publikums zu ihrer Benütung befteht, ein hochwichtiger Fort: 
jchritt ; fie werden dadurch aus Lehrmitteln zu Bildungsmitteln, und 
e3 ift Fein Ziveifel, daß fie dieß mit der Zeit in immer größerm Maße 
fein werden. Eben deßhalb gehören fie unbedingt in die Verwaltung 
der allgemeinen Bildung, und füllen einen wefentlichen Theil des Sy 
ſtems berjelben aus. 

Die Geſchichte des Vibliotheksweſens beginnt mit den Fach: und 
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Berufsbibliotheken der wiſſenſchaftlichen Körperſchaften; das zweite Sta⸗ 
dium liegt in der Errichtung landesherrlicher Bibliothelen mit öffent⸗ 
licher Benützung; das dritte, noch kaum begonnene, wird ſich erſt aus 
der Errichtung örtlicher öffentlicher Bibliotheken ergeben. Die letztern 
werden bis jetzt durch die Leihbibliotheken erſezt. Der naturgemäße 
Weg iſt der, daß ſich allmählig das Bildungsvereinsweſen der Biblio⸗ 
thekfrage bemächtigt, und daß Vereine für öffentliche Bibliotheken der 
allgemeinen Bildung entſtehen, wie es Vereine und Stiftungen für 
einzelne Berufsbildungen mit Bibliotheken gibt. Das öffentliche Recht 
der Bibliothelen beſteht naturgemäß aus den Reglements für ihre Er⸗ 
haltung, Erweiterung und Benügung. €3 ift natürlich, daß jede Biblio 
thek ihre fpecielle Orbnung bat; eben jo natürlich ift e8, daß dieſe im 
Weſentlichen übereinftimmen. Die öffentlichen Bibliothefen ftehen ſtets 
unter dem Minifterium der geiftigen Angelegenheiten; vie Leihbiblio⸗ 
theken dagegen unter der Bolizei. Die Frage nad dem Eigenthbumss 
recht an ben öffentlichen Bibliothelen gehört der Lehre von Staatägut; 
für die Berwaltungslehre ift fie nur fo weit von Bedeutung, als das 
Eigenthumsrecht des Staats im Grunde die Anerlennung der Biblio: 
ihelen ala Mittel der Verwaltung enthält. 
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Das intereſſanteſte Syſtem der Bibliotheken und ihres Rechts iſt 
ohne Zweifel das franzöſiſche. Bis zur Revolution beſtanden, wie gegen⸗ 
wärtig faſt ausſchließlich in Deutſchland, die beiden Bibliothekſyſteme 
der ſtändiſchen (die Berufsbibliotheken, Univerſitätsbibliothelen und 
Kloſterbibliotheken) und der polizeilichen Epoche (die königlichen Biblio⸗ 
theken). Die Revolution erklärte fie einfach und ohne weitere Unter: 
ſcheidung für Staatsgut und ſtellte ſie in ihrer Geſammtheit — zuerſt 
in Europa — unter die Verwaltung (Dekret vom 14. November 1789). 
Diefer Berwaltung wurben dann auch alle Archive des Reichs unter 
georbnet, und zwar auf der Grundlage, dab namentlich die Stataloge 
der Handichriften und Altenftüde von allen Provinzen eingefendet und 
jomit ein Generallatalog der beitehenden Bibliothelen verfaßt werben 
follte (Dekret vom 20—29. März 1790 und folgende). Durdy Gefek 
vom 7. Mess. an Il. wurden dann die Bibliothelen und die Archive ges 
ſchieden und die Bertheilung derjelben angeordnet. Durch Dekret vom 
20. Februar 1809 wurden alle Manufcripte in allen Bibliotheken als 
Staatzeigenthbum erllärt, und gleihfallE alle Archive aller Ber 
waltungstörper; der Grundfag, daß von jetzt an die Veröffentlichungen 
nur unter Buftimmung des Minilteriums des Innern erfolgen können, 
war davon die nothwendige Folge, eben fo die ſyſtematiſch in ganz 
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Frankreich durchgeführte Unterfcheidung der „öffentlichen“ und „nicht 
Öffentlichen“ Bibliotheken. Das gefammte Bibliotheksweſen wird dem 
Minifterium des Unterrichts durch Verordnung vom 11. Oftober 1832 
überwieſen. Die eigentliche Verwaltung beflelben, fpeziell die Benügung 
von Seiten be Publikums, ift durch die im Welentlichen noch gültige 
Berorbnung vom 22. Februar 1839.georbnet. An dieß Bibliothelstvejen 
haben ſich dann mehrere Einrichtungen angefchloffen, ſpeziell die Thätig⸗ 
feit der Ecole des chartes (f. oben) und das Comité historique, 
reorganifirt durch Verordnung vom 14. September 1852. — Bon be 
fonderem Intereſſe ift das Syſtem der örtlichen Bibliothelen, die 
unter die Verwaltung ber Municipalites geftelt werden (Erlaß vom 
8. Pluv. an XI). Die Verordnung von 1839 beftimmte das Nähere über 
bie Verwaltung. Grundſatz ift, daß dieſe Bibliothefen auf Koſten 
der Körperichaften erhalten werben, denen fie gehören, während jedoch 
ber Minifter die Bibliothelare ernennt. Die Regierungsbibliotbefen 
(non ouvertes au publio, wefentlich die Archive der Körperjchaften) find 
als Eigentbum des Staats erllärt und ihre Verhältniſſe durch mehrere 
Erläffe geordnet (Erlaß vom 12. December 1852, vom 14. Februar 
1853). Angeblih fol es mehr als 200 folder örtlichen Bibliothelen 
in Frankreich geben (A. Grün bei Block, art. Bibliotheques). 

Auf diefe Weiſe ift das franzöfifche Bibliotheksweſen ein einbeit- 
licher Verwaltungszweig, in weldem zwar einerſeits die ſtändiſchen 
Unterjchiede weggefallen find, aber auch die jelbftändige Bewegung 
der Vertvaltung der einzelnen Bibliothefen fehlt. Der Charakter des 
deutſchen Bibliothelsweſens ift dem gegenüber ein weſentlich verjchie- 
dener. Diejelben waren bis zum adhtzehnten Jahrhundert Eigenthum 
der Liniverfitäten und Stiftungen, und fanden gang unter der Ber: 
waltung berjelben. Erſt mit der Mitte deſſelben nahmen fte den Cha: 
ralter öffentlicher Anftalten an, mit freier Benügung in der Bibliothel; 
auf derfelben Grundlage werden die neuen Hofbibliothelen errichtet. 
Jede derfelben erjcheint aber als etwas ganz felbftändiges und hat da⸗ 
ber meift ihre eigene Verwaltung; die Bibliothelare find Staatsdiener 
und fie erjcheinen im Budget. Für Deiterreich befteht ein Reglement 
von 1825, welches für die innere Ordnung und Verwaltung der öffent: 
lichen Bibliothelen maßgebend ift; die Benüßung derjelben für das 
ganze Bublitum ift erjt durch Erlaß vom 9. Yebruar 1854 geftattet 
und geregelt (f. Stubenraud II. 422). Das Eigenthbumsredt ift nur 
bei einzelnen Bibliotbefen überhaupt zur Sprache gelommen; das Recht 
der einzelnen, noch bejtehbenden Corporationen auf ihre Bibliotheken, ift 
nirgends beziveifelt. Es gibt daher überhaupt fein allgemeines. Biblio- 
thelsweſen in Deutichland, noch auch in feinen einzelnen Staaten. jede 
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Bibliothek hat ihre eigenen Reglemente; die öffentlichen Bibltothelen ſtehen 
jeboch wohl faft ausfchließlich unter dem Minifterium des Unterrichts, 
Preußen (f. Rönne, Stantsrecdht II. 231). Dertliche Bibliothelen 
find fo gut als gar nicht vorhanden. Württemberg (Bibliotheken 
und ihre Ordnung bei Mohl, Verwaltungsrecht $. 218). Die bayeriſche 
Hof: und Staatsbibliotbel ftebt unter dem Minifterium des Innern 
(Pözl, Verwaltungsrecht 8.197). Die Göttinger Univerfitätsbibliothet 
empfing ihre erfte Borfchrift 1782; verbeflert 1794 (j. Meiners Ge 
ſchichte der beutfchen Univerfitäten I. 67). 

Das Leihbibliotheksweſen, früher zum Theil im Sinne des 
alten Preßrechtö der Cenſur unterftehend, fällt jebt unter das Gewerbe: 
recht als concefiionirtes Gewerbe (Rönne I. 94; Stubenraud]. 
398). In England erite Leihbibliothef im achtzehnten Jahrhundert; 
1725 war in London noch Feine. (Budle, Geichichte der Givilifation 
I. 371.) Die Leihbibliothef des Zion College feit 1697 gehörte dem 
Klerus. (Ueber Vollsbliotheken |. unten.) 


IV. Deffentliche Sammlungen. 


Die öffentlihen Sammlungen haben jowohl in ihrer Bedeutung 
wie in ihrem öffentlichen Recht eine den Bibliothelen durchaus ent- 
ſprechende Stellung. Es läßt fich jevoch nicht läugnen, daß bie für die 
Berufsbildung beftimmten Sammlungen weit rationeller bergeitellt find, 
als Die der allgemeinen Bildung, namentlich die Kunjtiammlungen, da 
die letzteren meift aus Liebhabereien ftammen und in feiner organiſchen 
Verbindung mit der Voltsbildung ftehen, während die erfteren durch den 
praftiichen Zweck, aus dem fie hervorgegangen, in Objekt, Erweiterung 
und Berwaltung beherrſcht werden. Das einzige organiſche Elentent 
bei den großen Sammlungen (Mufeen und Galerien aller Art) beſteht 
in der Berbindung ihrer Benützung mit gewifjen Berufsbildungen. Sie 
find ein ſehr jchägbares Material für die höhere allgemeine Bildung; 
allein für ihre rechte Verwerthung ift außerhalb der Berufgbilbung noch 
faft alles zu thun. 


Ueber die Einrichtungen zur Sonfervation der Kunftdenfmäler in 
Frankreich (und Belgien) Fr. Kugler, Kleine Schriften zur Kunſt⸗ 


geſchichte Br. I. ©. 464 ff. Errichtung einer Abtheilung unter ber 


Direction des beaux arts für die Monuments historiques mit einem 
Inspecteur, einem Comite historique mit den Inspecteurs particuliere 
(Sorrefpondenten) nebit einer eigenen“ Commission des monuments 
historiques. Das biftorifche Mufeum zu Berjailles, ebend. ©. 476 ff. 
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Bergl. für Frankreich die verfchiebenen Andeutungen bei Blod. 
Für Defterreih Stubenraud 1.561. Für Breußen: Rönne U. 
463. — Bon bejonderem Intereſſe find die hiftorifchen Sammlungen 
aller Art, in deren Erhaltung und wiſſenſchaftliche Verwerthung ſich 
die Verwaltungen und vie Vereine theilen. In Frankreich fleht dieſe 
Erhaltung und Bermwertbung bireft unter dem Minist&re de Interieur 
feit 1830; feit 1853 unter dem Ministere d’Etat, mit einem eigenen 
Fonds (900,000 Fr.) und eigenen Angeftellten P. Merimde bei Blod, 
Monuments historiques. In Defterreich if eine Centralcommiflion zur 
Erbaltung der Baubentmäler errichtet (Entfchließung vom 31. December 
1850) und wirb durch Vereine unterftügt. Aehnliches geichieht in Belgien 
und andern Staaten. — Preußen: Verordnung über die Aufftellung 
und Aufgaben des Gonferpators der Kunſtdenkmäler (Rönne, Staat: 
recht IL 8. 231 und 463). — Bayern: die Central:Gemälde 
Gallerie it eine organifirte Bermwaltungsftelle, iwelde die Samm: 
lungen zu Münden, Schleigheim und Zuftheim, dann zu Augsburg 
und Nürnberg und das Kupferftichlabinet in München umfaßt (organi- 
firt am 3. Juni 1851. Bözl, Verwaltungsrecht $. 198). Andere Samm- 
lungen verjchiebener Art bei Pözl, ebend. 8. 197. Sie ftehen größten 
theild unter ber Alademie der Wiffenfchaften. Staatsrechtliche 
Eigenfchaft diefer Sammlungen; Pözl, Verfaflungsreht S. 237. Die 
Sammlungen Bürttembergs als Gegenftand des öffentlichen Rechts 
bei Mohl, Württemb. Verwaltungsrecht $. 218 (Bibliotbelen, Ra: 
turalienfammlungen, Antiquitäten und Kunſtſammlung). 


V. Theater. 


Die Bedeutung und der Einfluß, welche öffentliche Schauflellungen 
zu allen Beiten ausgeübt haben, fpeciell aber ihre Stellung zur all: 
gemeinen Bildung find von jeher anerkannt, und Gegenftand vielfacher 
Unterfuhung gewejen. Allein das Berhältniß zur Verwaltung, ober 
die Theilnahme des Staats an Inhalt und Form ihrer Leiftungen bebarf 
einer felbftändigen Darftellung, bie namentlich die heutigen vielbeipro: 
chenen und doch zum Theil fehr unklaren Beziehungen der Verwaltungen 
zum Theaterweſen auf ihren natürlichen Inhalt zurüdfübrt. 

Es ift natürlich, daß auch die öffentlichen Schauftellungen den 
Charakter der Gejellichaftsordnungen tragen, für welche fie beftimmt, 
und daß dieſer Charakter über ihr Öffentliches Recht enticheivet. In 
der Geſchlechterordnung find fie Waffenfpiele, bei denen jeder Einzelne 
für fih felbft ſorgt. Die Blüthezeit Griechenlands zeigt uns die Theater 
ala Darftellung großer ethifcher Ideen und ſcheidet zuerft die Kunſt von 
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jeden öffentlichen Zwecke. Die Circenses dagegen laſſen fie als Unter: 
haltungen der beſitzloſen Klaſſe erſcheinen — ein Tribut der Beſitzenden 
an die arbeitälofen Nichtbeſitzenden. In der ſtändiſchen Epoche ſchließt 
fih das Theater an den großen berufsmäßigen Träger der allgemeinen 
Bildung, die Kirche; Gegenftand und Zweck liegen im Gebiete der 
kirchlichen Ideen und Traditionen. Erſt mit dem felbftändigen Auf: 
treten bes Königthums ändert ſich dieß. Das Theater wird eine Feſt⸗ 
vorftellung ; es hat feinen anderen Zived mehr als den der Unterhaltung, 
und muß fich daher jekt an den Ideenkreis der allgemeinen Bildung 
anfchließen, das enge Gebiet der Kirche verlaffend. Das ift der ent 
ſcheidende Wendepunkt für das Theaterweſen. Ihm entiprechend bleiben 
die Schaufpiele während der Epoche der Tönsglichen Herrichaft weſentlich 
innerhalb des Kreiſes der Schickſale und Ideen, welche die Throne um: 
geben; den Uebergang zum Volksſchauſpiel bildet dagegen allmälig die 
Komödie, die fi mit dem bürgerlichen Individuum befaßt, bis enblich 
die Idee des der ftaatsbürgerlichen Gefellichaft entſprechenden Thea: 
ters mit den großen deutſchen Dichtern auftritt. Nicht in ihrer höhern 
Kunft, ſondern darin lag die unwiberftehlidde Gewalt ber Stüde von. 
Männern, wie Lefling, Goethe und Schiller, daß fie nicht mehr die 
großen fittliden Thatfachen für fi, jondern den Kampf des In di⸗ 
vipuums ohne Rückſicht auf Rang und Stand in und mit ihnen 
verfaßten. Der Drang jener Epoche des Werdens ber freien Geſell⸗ 
Schaft, ber die geiftige That in das Herz des Einzelnen verlegte, und 
dadurch das freie Volk bildete, fand fich jegt auf dem Theater in den 
neuen Schaufpielen zum objektiven Ausdruck gebracht; auch hier riß fich 
das Individuum von der ſtändiſchen, herrjchenden Ordnung los, und fo 
entftand die Zeit, in der das Theater aus einer vorzugsweiſe fürftlichen 
Unterhaltung zu einem ethifchen Bildungsmittel ſich erhob. Die Folge da: 
von aber war materiell natürlich die, daß es nunmehr auch den Cha» 
rakter einer öffentlichen Anftalt verlor, und als Unternehmung auf 
diejenigen angewieſen warb, für die es arbeitete. So ward das Theater 
ein Gewerbe im höheren Sinne des Wortes. Allein das ethifche Ele: 
ment lebte in ihm fort; bie griechiiche Tradition und die Weihe, die ihm 
bie großen Dichter gegeben, erhielten das Bedürfniß nad dem reinen 
Kunftgenuß; die höhere Bildung der höchſten Geſellſchaftsklaſſen forberte, 
in Gemeinichaft mit der rationellen Erkenntniß des Einfluffes, den jebe 
Schauſtellung au auf das freieite Individuum behält, daß die freie 
Kunft in dem bienftbaren Gewerbe erhalten werde; und dafür boten bie, 
die fortale Revolution. überbauernden fürftlichen Theater die natürliche 
Grundlage. Auf diefe Weiſe entftand das gegenwärtige Verhältniß bes 
Theaterweſens zur Verwaltung, und es muß daſſelbe in feinen Grund: 


42 


zügen als ein bauernd richtiges anerlannt werben. Daflelbe enthält 
zwei Theile. Einerſeits find die Theater förmliche öffentliche Bil- 
dDungsanftalten, bei denen der Eriverb das Untergeorbnete, und 
die Erhaltung der edleren Kunft die eigentliche Aufgabe if. Anderer 
ſeits find biefelben einfahe Gewerbe, melde ihre Leiftungen nad 
den Borausfegungen eines möglihit großen Reinertrages einrichten 
müflen. Die erften follen die clafjiihe Kunſt vertreten, die letzteren 
werben der Unterhaltung und Erholung dienen. Für dieſe zu ſorgen 
it Feine Aufgabe der Verwaltung; die erftere aber um bes Ertrag 
willen in Frage zu ftellen, ift ein Irrthum über das Weſen einer 
öffentlichen Anftalt. Die gewerblichen Theater dürfen daher nie eine 
Öffentliche Unterftügung empfangen; bie Theater der Kunft dürfen nie 
in Gefahr kommen, derfelben entbehren zu müflen. Die erften verwalten 
ih felbft und ftehen nur unter, der ſittenpolizeilichen Aufficht, ſowie 
unter dem Brincip der gewerblichen Genehmigung; die legteren ſollten 
ein Gebiet des Cultusminifteriums bilden, und fich mit ihren Leiſtungen 
und Beftrebungen an die höchſten Bilbungszuftände der Völker an- 
Ichließen. Es ift daher eben jo wenig richtig, nur gewerbliche, als 
nur Hof: (oder Rational)theater zu haben, wie es falfch iſt, von dieſen 
innerlichſt verfchiedenen Anftalten gleiche Yunktionen zu verlangen. 
In der That fteht auch die Verwaltung in den meiften Staaten Europas 
mit dem öffentlichen Rechte des Theaterweſens auf diefem allein richtigen 
Standpunkt. 


Die drei Punkte, in welchen ſich dieß öffentliche Recht zuſammen⸗ 
faßt, find die Subvention der Kunſttheater, die gewerbliche Con⸗ 
ceſſion der Unterhaltungstheater und übrigen öffentlichen Schau: 
ftelungen, und die Schauftellungspolizei, die als einfache Sitten: 
polizei bei den Schauftellungen, und noch immer auf dem Continent 
ald Theatercenfur bei den Schaufpielen auftritt. Für Frankreich 
ſ. die ziemlich ausführliche Literatur und einen kurzen, aber guten Artikel 
von Ch. Tranchant bei Blod. Hauptgejeg ift bisher das Decret vom 
11. December 1824. Neuefte Verordnung vom 6. Januar 1864; Auf: 
bebung aller bisherigen ausichlieglihen Privilegien jedoch mit Dei: 
behaltung der Subventionen. (Auftria 1864. ©. 92. 93). Defterreid 
mit einer ganzen Reihe von einzelnen Verordnungen (Stubenraud 
L ©. 399 und Il. ©. 430). Preußen, namentlih Entwidlung des 
gewerblichen Moments (Rönne II. ©. 402), der Theatercenfur I. S. 89. 90. 
Bayern, Hof: und Nationaltheater in Münden (Pözl, Verwaltungs: 
recht $. 198). 


⁊ 


43 


VI. Bildungsvereinsweien. 


Wir umfaflen nun mit dem Ausbrud Bildungsvereinsweſen die 
Geſammiteit deſſen, mas ohne Unterftügung von Seiten ber Regierung 
von den gefellichaftlicden Elementen jelbft für vie allgemeine Bilbung 
geſchieht. Dieß ganze Gebiet ift ſehr Leicht in feinem Princip, aber 
ſehr ſchwer in feinen einzelnen Grenzen und in feinem Recht aufzufafien 
und zu beitimmen. Das erfte ift ſchon angebeutet. Es enthält ben: 
jenigen Proceß, durch welchen die Hebung ber niederen Klaſſe durch die 
Theilnahme und Hülfe der höheren, ober durch eigene Anftrengungen 
vermöge der Entwidlung des geiftigen Lebens vor ſich geht. Dieler 
Proceß aber umfaßt zuglei das Vorbildungsweſen in den Sonntags⸗ 
und das Fachbildungsweſen in den Fortbildungsfchulen, jo daß «es 
äußerft fchwierig üft, bier den Punkt zu bezeichnen, auf welchem das 
allgemeine Bildungsweſen fi von dem Berufsbildungsweſen ſcheidet. 
Eben deßhalb läßt fi auch ſchwer von einem felbftändigen öffentlichen 
Hecht deflelben reden. Das ganze Gebiet ift für die Verwaltungslehre 
wichtiger als für das Verwaltungsrecht. Es ift faum etwas anderes 
bier thunlich, als die zu Tage tretenden Ericheinungen feftzuftellen und 
ihre Bedeutung Har zu machen, 

Diefe Ericheinungen nun zeigen ung zwei Dinge, welche gemeinjam 
den Kern bes geiellfchaftlichen Lebens unferer Beit bezeichnen; einerjeits 
daß die hohen Klaſſen jelbitthätig eingreifen, um den niederen zu helfen, 
andererfeit3 daß die leteren beginnen, fich werkthätig felbit zu helfen. 
Das, was in diefem Sinne im Gebiete des allgemeinen Bilbungs« 
weſens geichieht, ift nur ein Theil und Glied des großen Procefles, 
der unfer Jahrhundert charakterifirt, und ven wir die gefellichaftliche 
Berwaltung nennen Tönnen. Die Berwaltungslehre hat in ihrem legten 
Gebiete ſich jpezieller damit zu beichäftigen; bier fommt es nur darauf 
an, die betreffenden einzelnen Erſcheinungen zu bezeichnen. 

Wir rechnen dahin zunächſt das ganze Gebiet der wirthſchaft⸗ 
lichen Bildungsvereine, die zwar ftet3 einen nächſtliegenden wirthſchaft⸗ 
lihen Zwed haben, aber andererjeitö eben fo jehr zur allgemeinen 
Bildung beitragen (Gewerbevereine, Iandwirtbichaftliche Vereine u. a.). 
In hohem Grade beachtenswerth aber ift das, was in dem gejelligen 
Verein in ber neueren Zeit vor fich gebt. Faſt allenthalben iſt das 
Element der reinen Gefelligfeit von ber bildenden Aufgabe derjelben durch 
drungen, namentlich indem fich diefelben zu Leſevereinen theils gerabezu 
umgeftalten, theils die leßtern an fich anfchließen. An dieß Vereinsweſen 
knüpfen fich die öffentlihen Vorträge aller Art, die troß vieler wer: 
fehrten Berfuche dennoch von Jahr zu Jahr ein wichtigeres Element der 
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allgemeinen Bildung werden. Bisher zufällig und unorganiſch, werden 
ſie erſt dann ihre ganze Bedeutung entfalten, wenn ſie durch das regel⸗ 
mäßig durchgeführte Princip der Entgelblichleit im Stande fein werden, 
aus den Männern des Öffentlichen Bortrages einen Stand zu machen, 
wie die Tagesprefie es aus den Publiciften gemacht hat, fo baß es 
möglich fein wird, in dem Vortrag einen Lebensberuf zu finden. — 
Endlich bilden die Bibliothelen ein wichtiges Element der allgemeinen 
Bildung. Dielelben find für die niederen Klaſſen noch wenig organifirt, 
zum Theil gar nicht vorhanden, obwohl das Bebürfnig nach ihnen mit 
jedem Tage wächst. Die Zeit wirb kommen, wo Vorträge und Biblio: 
theken ein Ganzes bilden werben; es wird fich der in beiden im Keime 
liegende Procek zu einem großen Ganzen entfalten; e3 wird jeder Dirt, 
jede Gemeinde, jeder Verein erft dann feiner Zeit zu entiprechen glauben, 
wenn er feine Bibliothek, feine Vorträge, fein geiftiges Leben bat; und _ 
mit gerechtem Stolz fagen wir es zum Schlufje diefer Darftellung: Die 
Zukunft Europas und vor allem die natürliche Hegemonie ber deutichen 
geiftigen Entwidlung beruht darauf, dab im Gegenja zur römilchen 
Welt und ihren Öffentlichen Spielen mit all ihrer Verderbniß die ger 
maniſche Welt auch in der geiftigen Bewegung den Genuß nur in 
Berbindung mitder Arbeit ſucht und findet. Möge ver Genius 
des deutichen Volles ihm diefes unſchätzbare Kleinod, dieſe ewig junge 
Mutter alles wahren Fortſchrittes, lebendig erhalten! 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Preſſe. 


I. Allgemeiner Charalter. 


Indem wir nun im Folgenden zum letzten Gebiet des öffentlichen 
Bildungsiveiens, der Prefje, übergehen, müſſen wir zuerft den Stand» 
punkt feftftellen, von welchem aus die Verwaltungslehre und das Ber: 
waltungsrecht diefelbe aufzufafien haben. 

Eine Reihe von geichichtlichen Gründen hat e8 hervorgebracht, daß 
man im Öffentlichen Recht die Prefie nur als Gegenftand ber negativen 
Tätigkeit der Verwaltung, der Polizei, betrachtet, und baher den Ge⸗ 
danken des PVreßrechtes und Preßweſens mit dem der Preßpolizei 
faft für identiſch hält. Das mag feine Berechtigung haben, fo lange 
man die Verwaltung jelbft nur als das Verwaltungsrecht auffaßt. 
So wie man aber die Idee der Verwaltung felbft an die Spike ftellt, 
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muß man aud in der Prefje etwas anderes und höheres fehen, als 
einen Yaltor des Geſammtlebens, bei dem es vor allem darauf antommt, 
ihn innerhalb feiner Grängen zu halten und feine Gefahren zu bes 
fämpfen. 

In der That ift die Prefie etwas Anderes. Die Preſſe im meiteften 
Sinne des Wortes, als die Gefammtheit aller durch den Drud veran- 
falteten Vervielfältigungen geiftiger Arbeiten, ift vielmehr derjenige 
Proceß, in welchem durch beftändige gegenfeitige Einwirkung 
des Einzelnen auf das Ganze und des Ganzen auf den 
Einzelnen die allgemeine Bildung erzeugt und gefördert 
wird. . 

Dieſes Weſen und diefe Fähigkeit der Preffe liegen nun ihrerfeits 
in der Natur der Buchbruderei, die eben dadurch die wichtigſte welt. 
biftorifche Exrfcheinung geworden ift. Dieſe Ratur der Buchdruckerei hat 
ber geiftigen Arbeit einen Charakter gegeben, der zu Feiner anderen 
Zeit vorhanden, oder auch nur denkbar war. Sie ift durch den Drud 
eine Arbeit Aller für Alle geworden. Sn dieſem Weſen ver 
Prefie laufen zunächſt alle Momente berjelben, mie in einem ge 
meinfchaftlihen Mittelpunkte zufammen. Denn durch basfelbe ift fie 
berufen, dasjenige Bildungsmittel zu fein, das zunächſt weder in Inhalt 
no in Yorm, in Gegenftand noch in Behanblungsweife, in Zeit noch 
in Umfang begrängzt ift, wie die bisher bezeichneten Formen bes all: 
gemeinen Bildungsweiens. Sie Tennt weder Unterichiede des Standes 
noch der Fähigkeiten, weder Beichräntungen in Beziehung auf bas 
Objekt, noch auf die Art und Weife, es zu behanveln. Sie vermag in 
jedem Augenblid ſich demjenigen Gebiet des Lebens zuzuwenden, welches 
einer Unterfuchung und Anregung bedarf, und fordert an fich weder 
eine beſondere Borbildung, noch auch beftimmte Zeit, noch beftimmte 
Anftrengung, noch ſetzt fie Erfolge in einem Punkte voraus, um zu 
einem anderen überzugehen. Bor allem aber hat fie nicht ven Charakter 
einer öffentlichen Anftalt, fondern fie beruht allein auf der Theilnahme 
der Einzelnen an bem, mas fie leiftet. Indem fie durch dieß, was fie 
leiftet, das innerfte geiftige Leben der Menfchen erfaßt, befitt fie die 
Fähigkeit und mit derjelben au die Beitimmung, als eine fittliche 
Macht und damit als ein Beruf für diejenigen zu erfcheinen, die 
fih ihr widmen, während fie auberfeits, indem ihre Leiftungen ſich 
wirtbichaftlich verwertben, wieder materiell den Gharakter und damit 
auch die Natur eines wirtbichaftlichen Unternehmens empfängt. Sie ift 
dadurch diejenige Form des Bildungsweſens, in welcher die Yörberung 
der allgemeinen Bildung ald Sache der Einzelthätigkeit ericheint. Sie 
ift dadurch zunächft ihrem ganzen Weien nad vollftändig unabhängig 


— — —— — — 


von der Verwaltung und beruht in dem, was ſie bietet, nur auf den 
ſittlichen oder wirthſchaftlichen Motiven, welche den Schriftſteller einer⸗ 
ſeits bei dem, was er ſchreibt, und den Leſer anderſeits bei dem, was 
er liest, leiten. 

Durch dieß Vorherrſchen der individuellen und zufälligen Momente 
ſcheint nun die Preſſe zunächſt ein ganz chaotiſcher, keiner feſten Organi⸗ 
ſation fähiger, in Umfang und Inhalt, Werth und Erfolg ganz ums 
berechenbarer, rein zufälliger Proceß zu fein, ber dennoch in Form, 
Umfang und Inhalt das ganze geiftige Leben der Gemeinſchaft umfaßt, 
gleihfam die unorganiſche Form der Selbfthülfe im Gebiete der allge 
meinen Bildung, tie aber mit den geivaltigften, und wieder durch den 
Mangel jeder Organilation gefährlichften Kräften ausgeftattet ift; aus: 
geftattet mit der Möglichkeit für den Einzelnen, die allgemeine geiftige 
Thätigleit feiner individuellen Anſchauung zu unteriverfen und jene das 
burch im Guten wie im Böſen zu beherrfchen, ausgeitattet aber auch 
mit der Möglichkeit von Seiten des Publifums, nicht bloß gegen das 
Beſte indifferent zu bleiben, ſondern nur dasjenige zu wollen und das 
durch ins Leben zu rufen, was ala ein Uebles erlannt werben muß. 
Mag man über die Prefie denken, wie man will, immer wird bei ber 
ungeheuren Maſſe, die einem bier entgegen tritt, dieſer erjte Eindruck 
einer elementaren Gewalt mit fcheinbar unberechenbaren Kräften 
und Erfolgen der erfte und herrichende fein. 

Ohne allen Zweifel nun iſt eine folche Vorftelung falſch. Aud 
bier ift die Macht des Gefammtlebens jelbit über dieſe freiefte und 
unbefchränttefte Form der individuellen Thätigleit jo groß, daß die 
legtere von dem erſten einerjeitö gewifle äußere gemeingültige Formen 
ihrer Erjheinung annimmt, die aud für das PVerhältnig ber Der 
waltung von Bedeutung werden, aubrerjeit3 aber von einem Geiſte er- 
fült, und im Großen und Ganzen auch beftimmt und beherrſcht wird, 
der, über alle einzelnen Ericheinungen hinausgehend, das eigentliche 
— wir würden fagen organische Weſen der großen, fo unendlich wich⸗ 
tigen Yunltion der Prefje ausmadt. Die Berwaltungslehre ift nun 
wohl berechtigt, ehe fie auf die Stellung des Staat? und feiner Auf 
gabe gegenüber der Preſſe eingeht, ſich von dieſem höheren und all: 
gemeineren Weſen berjelben Rechenſchaft abzulegen; denn zulekt wird 
es die diefem Weſen inwohnende Macht fein, welche jenes Berbältniß 
der öffentlihen Macht zu diefem Faktor des geiftigen Gelammilebend 
bedingt. 





Die Darftelung des Preßweſens gehört zu denen Theilen, in welde 
ich Verwaltungsiehre und Recht am beutlichiten ſcheiden. Die erftere 
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fordert das Verſtändniß der äußeren und inneren Natur der Preſſe, 
diefe aber ift eben die rechtliche Confequenz derjelben. Eine Reihe von 
Gründen hat beivirkt, daß die Vermaltungslehre ſich mit der erftern fo 
gut als gar nicht beichäftigt, und bloß beim Hecht ftehen geblieben ift. 
Daber ftammt unjerer Ueberzeugung nad der Mangel einer Gejchichte, 
auch des Preßrechts, und. das theilweife fich DVerlieren der Literatur 
des letzteren in Einzelheiten. Uebrigens aber fehlt, fo viel wir fehen 
— wohl eng mit dem obigen zufammenhängend — das theoretijche Ber: 
ftändniß der Preſſe als eines ‚organischen Bildungsmitteld, das im 
vorigen Jahrhundert viel klarer und bewußter als im gegenwärtigen ift; 
auch in der Staatswiſſenſchaft, 3. B. Berg, Polizeirecht Bo. II. Buch 3, 
©. 336 ff.; fie erfcheint ſpäter beinahe ausjchließlich als ein Faktor der 
Entwidlung der Berfaffung; daher auch bie polizeiliche Anſchauung 
bei der Behandlung der Preſſe vorwaltet. 


I. Die ethiſche und die ſociale Funktion der Preſſe. 


Obwohl nämlich jede einzelne Erſcheinung der Preſſe zunächſt als 
freie Aeußerung des Einzelnen, als der höchſte Ausdruck der Indi⸗ 
vidualität auftritt, und obgleich ſie ſich vermöge ihrer vollkommenen 
Freiheit in Umfang, Form und Inhalt in ſo verſchiedenen Gebieten 
bewegt, daß ſogar die innere geiſtige Verbindung für das Bewußtſein 
des Einzelnen verſchwindet, ſo iſt ſie dennoch im Großen und Ganzen 
von einem und demſelben Geſetze beherrſcht, das aus dem Zuſammen⸗ 
wirken ihres geiſtigen Inhalts und ihrer äußeren Form entſteht. Alles 
was fie producirt, producirt fie für alle. Sie kann gar nicht 
anders, als die geiftigen Güter, die fie enthält, allen Perſönlichkeiten, 
ohne Unterjchied der Vorbildung, des Ranges und Standes, darbieten. 
Sie ift das einzige Mittel, bie geiftigen Güter des Einzelnen zum 
Gemeingut aller zu machen, und zwar in ber einzigen Form, in der 
ein jeber fähig ift, faft ohne Unterſchied feiner Xebensverhältnifie, ſich 
biefelben anzueignen. Sie ift daher, mag fie erjcheinen, wie und wor⸗ 
unter fie will, ein organifcher Theil, ja der eigentliche Träger bes 
allgemeinen Bildungswejens Allein fie ift nicht bloß das. Je 
weiter unfere Erfenntnig menfchlicher Dinge fchreitet, um jo Mlarer wird 
es und, daß die geiftigen Güter die erfte Bedingung bed wahren ort 
ichrittes find. Dur die Preſſe gelangt daher die eigentliche höchſte 
Gewalt der geiftigen, und mit ihr ver vollswirthichaftlihen und geſell⸗ 
ſchaftlichen Entwidlung zum Ausbrud; ohne fie ift dieſelbe gar nicht 
zu erreichen; jede Arbeit für fie, mag fie in was immer für einer 
Form erfcheinen, ift eine Arbeit für diefen Fortjchritt, und jede in ihr 
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ausgeſprochene Wahrheit bildet mindeftens diejenige Linie, hinter welche 
die menſchliche Entwidlung nicht mehr zurüdfinten kann. 

Die Preſſe ift daher, neben ihren rein objeltiven Inhalt, vor 
allen Dingen durch ihr Verhältnig zu den geiftigen Gütern, die fie als 
Thatfachen des Gejammtlebens conftatirt, und die fie zu öffentlichen 
Wahrheiten macht oder ihnen den Schein derfelben gibt, zunächſt eine 
ethiſche Madt. Sie ift aber, indem durch fie dieſe Güter zu einem 
Gemeingut aller Etände und Klaſſen ohne Unterfchied der Perſon und 
Stellung werden, ein gewaliiger — vielleicht der gewaltigfte — Faktor 
der gefellfchaftlichen Bewegung. Und jo tief oder jo hoch fie ftehen 
mag, niemals wird fie ganz dieſes Bewußtſeins entbehren, und nie: 
mals wird man dieß bei ihrer Beurtheilung vergefien. Um fo weniger, 
als dafjelbe auch für die Bildung des Rechts der Prefje zu einem ent: 
ſcheidenden Faltor wird. Jene beiden Elemente nämlich find es, welche 
bie Öffentliche Stellung der Prefie in allen ihren Formen beherrichen. 
Es ift nothiwendig, fie Ipeziell ind Auge zu fafien. 

Das hohe ethifche Element der Prefje zeigt ſich zunächſt bei ven 
Arbeitern in derfelben, dann in der Öffentlichen Forderung an das, was 
fie leiftet. Und e8 bat einen hoben Werth auch für die eigentliche 
Preßfrage, dieß fo beftimmt als möglich zu formulieren. 

Zuerft und vor allem wird und ſoll dieß ethifche Bewußtſein den 
Schriftſteller erfafien. Es gibt faum etwas in der Welt, das einen 
fo großen Reiz auf den lebendigen Geift ausübte, ald die Möglichkeit, 
vermöge der allgemeinen Veröffentlichung mit feiner inbivibuelliten gei⸗ 
ftigen Arbeit, mit dem indivivuellften Denten und Wollen, mit der 
individuellften geiftigen Geftalt in Wifien und Glauben aus fich ſelbſt 
berauäzutreten, und etwas für das Ganze zu fein und zu thun. Das 
bat für jeden feiner geifligen Kraft beiwußten Mann zu allen Beiten 
etwas unendlich Erhebenves gehabt. Es hat zu den Tühnften Dingen 
begeiftert, den größten Muth eingeflößt, die mächtigjten Arbeiten der 
Menichen hervorgerufen. Es hat jeinen höchſten Lohn in fich, indem 
es den Menfchen über fich felbjt erhebt, und die enge Schranke ber 
Individualität aufbebt, um ſich mit feinen innerften Beitrebungen dem 
Ganzen hinzugeben. Allein eben weil das, was der Einzelne auf dieje 
Weiſe dem Ganzen gibt, Eigentbum des Ganzen wird, ift die bloße Bes 
friedigung, die darin liegt, für eblere Gemüther nicht genug. : In dem 
Bemußtjein der Dlacht, melde fie ausüben, und der Veſcheidenheit, 
welche jeven edler gearteten Geift erfaßt, wo er den Xeben des Ganzen 
mit feiner jubjeltiven That entgegentritt, erfaßt ihn das tiefe füttliche 
Gefühl der hohen Verantwortlichleit, die der Schriftfteller gegen 
über der Gejammtheit bat, für die er arbeite. Das ruft wieder bag 
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Etreben hervor, nun auch das Befte zu leiften, was die höchfte eigene 
Kraft zu leiften vermag, und dadurch, durch das eigene Schaffen, ein 
Theil des Lebens der andern, ja ein Theil der ſelbſtwirkenden Geſchichte 
des menfchlichen Geiftes zu werden. Und in diefem Bewußtſein, in 
diefer hohen fittlihen Verantwortlichkeit liegt die eigentliche Würbe ber 
Preſſe, das lebendige Element ihrer Ehre, der feſte Halt für die Idee, 
daß fie, wie jedes Einzelne eines Einzellebens an einer großen gemein: 
famen Aufgabe thätig ift, dem Arbeiter in ihr einen Lebensberuf zu 
geben. Das ift eg, mas fie zulegt über das, allerdings mit ihr ges 
borene und fie nie verlaflende gewerbliche Element, ihrem mirtbichaft: 
lichen Körper, erhebt; das ift aber auch zugleich die Quelle ihres 
ethifhen Rechts — und am Ende ift alles pofitive Recht doch nur 
der formelle beftimmte Ausdruck einer höhern in ihm lebendig erben: 
ben fittlichen Idee. Und dieß etbilche Element, das zunächſt wohl nur 
in dem Einzelnen lebt, umgibt alsbald die öffentliche Arbeit befielben 
mit einer Sphäre von Forderungen, die, auögelprochen oder nicht, 
unabweisbar bleiben, und deren Erfüllung oder Nichterfüllung an ben 
Schriftiteller zulegt mit unvermeiblicher Gewalt ihr unerbittliches Maß 
legen. 

Diefe Forderungen nun find zweierlei Natur. Die erfte ift die 
nädhfte, aber fie gehört dem fpeziellen Bildungsweſen. Sie will Wahr: 
beit und Gründlichkeit. Ihr Organ ift die Kritik; ihre Form ift das 
Auftreten des Einzelnen gegen den Einzelnen. Eben darum gehört fie 
nicht der Verwaltung; anders ift es mit der zweiten Forderung. 

Diefe Forderung Liegt nun tiefer, als in ber einzelnen Wahrheit, 
und ift allgemeiner, als jeder Gegenftand, ven die Prefie erfaflen 
mag. Sie gebt davon aus, daß die legtere, indem fie ihrem Welen 
nah für die Gemeinſchaft der Menſchen arbeitet, auch Feine andern 
Sinterefien und Aufgaben Tennen und vertreten darf, als die, welche 
mit der höheren Entwidlung diefer Gemeinschaft in Harmonie ftehen. 
Und diefe Forderung gilt für alle Schriftfteller, für alle Formen und 
Gebiete der Prefle in gleicher Weife, mit gleichem Ernfte. Denn troß 
ihrer hoben fittlihen Beitimmung hat vie Preſſe wie wenig andere 
Dinge die Fähigkeit, ftatt ihrer großen, jener Eniwidlung der Ge 
fammtheit und damit der Harmonie der höchften Intereſſen dienen» 
den Idee für Sonderinterejjen verwendet zu werden. Das nun 
it im Geifte jener Idee nicht bloß eine wahre Gefahr für die har: 
monifche Entwidlung des Ganzen, jondern es iſt ein tiefer fittlicher 
Widerſpruch mit jenem ethischen Weſen der Preſſe felbft; es ift eine ver 
dammenswerthe Berläugnung ihrer wahren Beftimmung; in ibm, und 
in ihm allein befteht das, mas wir den Mißbrauch der Preſſe nennen. 

Stein, vis Berwaltungälchre. VI. 4 


Und dieſer Mißbrauch der Preile enthält nach der Natur des letztern 
nicht bloß eine einzelne gefährliche That, fondern er ift vielmehr eine 
in das gefammte Bildungswefen der Völker tief eingreifende, in ihren 
Folgen gar nicht zu berechnende gefährliche und fortwirkende Arbeit 
eines Uebels, die fi an jeden Leer wendet und jeden zu ſich hinab, 
zuziehen ſucht. 

Beides nun, das Verſtändniß der hohen Beſtimmung der Preſſe 
und das der Gefahr ihres Mißbrauches ſind mit der Preſſe zugleich 
entſtanden. Beides ſucht daher, in der Gemeinſchaft der Menſchen 
lebendig, auch nach einem Ausdruck, und zwar nach einem Ausdruck im 
öffentlichen Recht. Aber dieſes Streben, das Weſen der Preſſe nicht 
bloß als einen Naturproceß des geiſtigen Lebens, ſondern auch als 
einen organiſchen Theil des öffentlichen Rechts zu erfaſſen, gewinnt 
nun erſt ſeine Geſtalt durch das zweite Element der Preſſe, das ſociale. 

Für die richtige Beurtheilung der großen ſocialen Funktion der 
Preſſe muß man nun nicht etwa bei den Gegenſätzen der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Geſellſchaft ſtehen bleiben. Dieſelbe iſt vielmehr für alle geſell⸗ 
ſchaftlichen Zuſtände gültig, und hat in allen Epochen der ſocialen 
Entwicklungen und Kämpfe denſelben Inhalt, denſelben Einfluß und 
dieſelben Gefahren. 

Indem nämlich die Preſſe in jeder Form für die Bildung Aller 
ohne Unterſchied der Stellung arbeitet, vertritt fie, gleichviel ob mit 
ober ohne Bemußtfein, ob in biefem oder jenem Gebiete, die hohe Idee 
der für Alle gleichen perjönlichen Beftimmung, und verleiht zugleich 
durch ihren Inhalt, die Kenntniffe und Anjchauungen melde fie ver 
breitet, allen Perfönlichkeiten ohne Unterfchied die Mittel, dieſe Be 
ftimmung durch Denken und Lernen aud wirklich zu erreichen. Sie 
erzeugt daher durch ihre allgemeine, Öffentlihe und nie ermüdende 
Arbeit die gleiche Befähigung aller Klafien, eine Gleichheit, melche im 
übrigen Syſtem des öffentlichen Bildungsweſens nicht erreicht werben 
fann. Sie begründet aber ferner eben vermöge dieſer gleichen geiftigen 
Fähigkeit den Drang nach Gleichheit auch im wirtbichaftlichen und ge 
fellfchaftlichen Leben; pofitiv, indem fie ihren Inhalt, die geiftigen Güter 
jedem Einzelnen in der Gemeinſchaft mittheilt, negativ bagegen gegen" 
über den hiſtoriſch entſtandenen und nur äußerlich berechtigten Unter 
fchieden der Klaſſen, Ständen und Einzelnen, indem fie für jeden 
Unterjchieb in der öffentlichen Berechtigung auch einen Unterfchied der 
perjönlicden Befähigung fordert. Sie wird dadurch, bloß durch die 
Thatſache ihres Dafeins, der lebendige Faktor der werdenden Gleich⸗ 
heit des öffentlichen Rechts, und erzeugt andererſeits eine Ge⸗ 
meinfchaft der Anfichten und des Wollens in Bffentlichen Dingen, welche 
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jeder Ausfchließlichleit, die nicht zugleich geiftig berechtigt ift, feinblich 
entgegentritt. Sie ift damit das eigentliche Element der beftänbigen 
forialen und politiihen Entwidlung, die fie in allen Formen, wenn 
auch in verfchiedenem Maße, fördert. Ihr Geift ift und wird ewig 
bleiben das Etreben und Ringen nach einer neuen, rein auf der gei: 
fligen Welt ruhenden Drbnung des gefammten Öffentlichen Lebens. 
Allein eben in dieſem felben Moment, durch welches fie im Namen 
der höhern Beitimmung der Menjchheit den Unterſchied theild aus 
gleicht, theils offen belämpft, wird fie zugleich eine gewaltige ſociale 
Macht und eine nicht minder gewaltige jociale Gefahr. Denn wenn 
ed neben dem hiftorischen auch einen ethifchen Werth der Gejchichte der 
Geſellſchaft und ihrer Bewegungen gibt, jo beſteht berjelbe zweifellos 
darin, daß biefelbe Einen großen Sat beweist, ja als Geſetz dieſer 
Bewegung binftellt. Es ift wahr, daß zu allen Zeiten und bei allen 
Böllern der Gegenfat der niederen Orbnungen gegen die höheren Ile 
benbig ift, und daß ewig die erfteren bereit find, durch das rein phy 
fiiche Element ihrer Maſſe und ihrer Gewalt in die höheren Orbnungen 
bineinzubringen, oder fi) von ber natürlichen Herrichaft, welche die 
legteren über die erfteren ſtets ausüben, durch materielle Bewältigung 
derfelben zu befreien. Es ift ferner wahr, daß diefe Neigung burd) 
nicht3 fo ſehr zur offenen That angereizt werben Tann, ala durch bas 
Wort. Und ein ſolches Wort befigt feine wahre Macht nicht dadurch, 
daß es zu augenblidlicher Gewaltthat aufregt, und die vorher ſchon 
Willigen um einen Führer jammelt; denn dieſe Gewaltthaten find 
vorübergehend, und enden felbft bei den furchtbarften Revolutionen ftet8 
wieder mit der phyfiichen Unterwerfung. durch die zulekt fiegende Macht 
ber höhern Elemente des menſchlichen Lebens; ſondern der wahre Kern 
und die eigentliche Bedeutung jener Macht des an bie niederen Klafien 
gerichteten Wortes befteht darin, daß es an die höhere Idee der Per 
fönlichleit jelbft anknüpft und vermöge verjelben aus dem Wunſche ein 
Recht macht auf alles, wodurch ſich die höhere Ordnung der Geſellſchaft 
von ber niederen ſcheidet. Dann entfteht das, was wir nicht bloß die 
äußere, jondern die innere Gefahr der Gejellichaft nennen. Es beklei⸗ 
det fi) das Sonderinterefle der nieberen Slafie mit ber Idee der fitt 
lichen Berechtigung; der lebendige Wunſch, an den Gütern der höhern 
Theil zu haben, wird zur Vorftellung von einem Anrecht, das einfach 
in den thatſächlichen Befite des größeren Maßes der geiftigen und 
wirtbichaftichen Güter befteben fol; die Begierde nach den legtern wird 
zum Haſſe gegen ihre Befiger, und der Buftand ber Gefellichaft wird 
ein beftänvige Erwägen der Möglichkeit, mit phufiicher Gewalt bie 
höhere Klafle durch die niedere zu beiwältigen. Der organiiche Unter: 
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ſchied zwiſchen den verfchiedenen Ordnungen eriheint dann als tiefer, 
erbitterter Gegenſatz der Perfonen, tweldhe beiden angehören; ver har: 
monifche Proceß der Klafjenbewegung, welcher den Einzelnen aus ber 
niederen in bie höhere erhebt, wird verbrängt durch den Haß, ben beibe 
gegen einander tragen; an die Mißgeftalt der Wahrheit, an das verborbene 
Gefühl des organifchen Unterfchiedes knüpfen fich allmählig alle ſchlechten 
Eigenichaften der Menfchen; das Verderbte gewinnt Werth, und ſelbſt 
der Unbefangene hört allmählig auf das Wort befien, der ibn im 


- Namen der Idee ber Gleichheit auffordert, die Säulen der Geſellſchaft 


zu brechen. Das ift die Macht des Wortes, wenn es fich dem geſell⸗ 
ſchaftlichen Leben zuwendet; und darin Liegt feine furchtbare Bedeutung, 
daß der Menſch nichts leichter verfteht und wenig lieber hört, als das, 
was geeignet ift, eine Drbnung zu untergraben, in welder er felbft 
eine niebere Stellung einnimmt. So lange nun das Wort das eines 
Einzelnen ift, ift e8 nur gefährlid, wenn aud ohne daſſelbe bereits 
die Gegenjäte jih hart berühren, und ein Kampf brobt. Aber die 
Prefie hat die Macht, dafjelbe zu einem Worte Aller an Alle zu machen. 
Sie bat daher die Gewalt, nicht bloß ſolche Gegenfäte zum Ausbruch 
zu bringen, fonbern fie auch zu erzeugen, und dieje. Gewalt liegt gerade 
auf dem Punkte am nächften, wo fie von der Idee der Gleichheit und 
der focialen Beftimmung redet, und die Forderungen vertritt, die aus 
beiden folgen. Das ift das, was wir die fociale Gefahr nennen, die 
in der Brefle liegt. Ihr Kern ift ver Mißbrauch oder das Mißverſtänd⸗ 
niß der Sonderinterefjen der niedern geſellſchaftlichen Ord— 
nungen. 

Beide Elemente nun, die fociale Aufgabe und die ſociale Gefahr, 
liegen zugleich und unabweisbar in der Funktion der Prefie. Es ift 
ein Unding, eine Preſſe zu mollen, ohne dieſe beiden ihrem Weſen 
immanenten Elemente. Es ift nicht Sache der Verwaltungslehre, zu 
entwideln, wo die Harmonie für beide gegeben ift; wohl aber darf fie 
biefelbe vorausfegen. Sie befteht in der beide umfaflenden Wahrheit, 
daß jeder gejellichaftliche Kortfchritt der niedern Drbnung in erfter Reihe 
auf der Arbeit, der geiftigen wie ber materiellen, derſelben beruht, 
und daß bas gefellichaftliche Unrecht der höheren Klafie erft da beginnt, 
wo ein formelles Recht die Erhebung ver nievern Klafle zur höheren 
rechtlich ausichließt, während das gejellfchaftliche Unrecht der nieberen 
Klafle da anfängt, mo fie eine höhere Stellung ohne Arbeit und 
ohne die durch Arbeit erworbenen geiftigen und wirthichaftlichen Be 
dingungen fordert. Das Steht feft; und bier ift es, wo die fociale 
Berantwortlichleit der Prefie beginnt. Sie Tann unb wird nie ihre 
fociale Funktion verläugnen oder vertennen; aber fie hat die ethiſche 
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Pflicht, jene Idee des organiſchen Fortſchrittes der niederen Klaſſe 
ſtatt der gewaltſamen, die Idee der inneren Harmonie ſtatt der des 
inneren Gegenſatzes zu vertreten. Sie darf in dieſem Sinne mit aller 
dem Ernſte der Sache entſprechenden Kraft ſowohl einzelne Rechts⸗ 
orbnungen als einzelne Anftalten und einzelne Menſchen angreifen; 
aber die Orbnung felbft darf fie in ihrer ethiſchen Baſis nicht lodern; 
denn das ift eine Unmwahrheit.. So lange fie die Trägerin des Yort- 
ſchrittes ift, ift fie das was fie fein ſoll, und fie fol fein der nie ruhende, 
in allen Geſtalten wachſame und thätige Vertreter dieſer Entwidlung‘; 
aber fo wie fie eine Umgeftaltung fordert, deren Grundlage nicht mehr . 
die jelbftthätige Arbeit der niedern Klaſſe ift, möge fie das ausdrücken 
wie fie will, jo begeht fie ein joriales Unredt, und zwar ein Unrecht 
nicht bloß gegen bie höhere dee der GSittlichleit, fondern auch gegen 
fi jelbft. Denn die Folge diefes Unrechts ift, daß nicht bloß der 
Inhalt der Prefle, fondern die Preſſe ala jolche zur Feindin des Bes 
ftebenden, und bamit als folche von den höheren Orbnungen verlafien 
und dann gehaßt und verfolgt wird. Und das foll nicht fein. 

Das nun find die beiben großen Elemente der Preſſe, ihr ethilches 
und ihr focialee. Und in der That find fie es, welche, Iangjam aber 
beitändig mwirtend, das Recht der Preſſe geftaltet und entſchieden haben. 
In ihnen liegen dann aber audy die Momente, aus denen der Wechſel 
diefes Rechts und feine Geichichte fich gebiltet bat. Nur ift viefelbe 
nicht fo einfach, wie die Elemente, welche fie beherrſchen. 


III. Die äußeren Hauptformen ber Preſſe. 


Das erfte, was man bei ber Beurtheilung jener großen Funltion 
der Preſſe zu unterfcheiven, und das auf das Recht derſelben einen 
entjcheidenden Einfluß gehabt hat, find nun die äußeren Formen 
der Prefie. 

In der That ift es ja die Äußere Erſcheinung, welche die Preſſe 
von Schrift und Wort anderer Zeiten jo weſentlich verſchieden macht. 
Es ift daher natürlich, daß die Verſchiedenheit der lebtern eine nicht 
geringere in ihrer Wirkſamkeit und damit auch in ihrem öffentlichen 
Recht erzeugt; es ift daher falſch, diefelben zu überjeben. 

Diefe äußeren Grundformen nun, gleichjam der Körper für die Seele 
und das Werkzeug für die Funktion der Prefie und ihre geiftige 
Wirkung, find das Bud, die Flugſchrift, die Zeitſchrift, das 
Fachblatt und die Tagespreſſe. 

Das Bud ift ein geiftiges Erzeugniß mit ihm eigenthümlichem 
Stoff und eigenthümlicher Arbeit. Es forbert für den Leſer eine 
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gewiſſe Bekanntſchaft mit dem erſteren und ein Verſtändniß der letzteren. 
Es iſt eben deßhalb nur für diejenigen da, welche leſend zu arbeiten ver⸗ 
ſtehen. Es iſt ferner aus demſelben Grunde der höchſte Ausdruck der 
geiſtigen Individualität; es behält dieſen Charakter und wirkt daher 
ſtets individuell. Die Bedeutung des Buches beſteht darin, daß es der 
Regel nach aus langer, innerer Beſchäftigung mit feinem Gegenſtande 
beruorgeht, und daher eine ſolche bei feinem Leſer fordert und erzeugt. 
Seine Macht beſteht eben deßhalb mwieberum darin, dem was es jagt 
den Charakter und damit den Einfluß und das Recht einer Wahr 
beit zu geben; fein Einfluß iſt ein gewaltiger, aber vermöge feiner 
Natur zugleich ein befchränkter. Sein Kreis ift eng; es wirkt aber ber 
Regel nach erft durch die welche es gelefen und ihrerfeit3 verarbeitet 
haben. 

Die Flugſchrift dagegen hat zur Aufgabe eine beftimmte einzelne 
Trage, und zwar meilt aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts, in 
jpeciellev Beziehung auf einen beftimmten Zuftand zu erledigen. Die 
Flugſchrift ift dadurch fähig, nicht bloß jpecielle Anfchauungen, fondern 
auch, fpecielle Intereſſen mit der ganzen Energie der individuellen Per: 
Jönlichleit zu vertreten. Sie leiftet ftets für das Ganze weniger, für 
das Einzelne dagegen mehr als ein Bud, und barin befteht ihre 
Stellung in ber geiltigen Bewegung durch die Preſſe. 

Die Zeitſchrift ift ftet3 eine Sammlung individueller Arbeiten. 
Sie bat daher niemals eine individuelle Richtung; von Vielen gefchrieben, 
fol fie für Viele und Verſchiedene wirken, und ihren Erfolg ſucht fie 
daber nicht in der Durchführung einer einzelnen Wahrheit, jondern in 
der Förderung der allgemeinen Bildung im Geijte einer beftimmten 
- höheren Anſchauung. 

Das Fachblatt bevarf feiner bejonderen Charalteriftil. Es ift 
die Prefle des Berufes und feiner Bildung, mit allen Momenten ver 
Prefie für die jpecielle Fachbildung ausgeftattet, aber auch auf dieſe 
beſchränkt. 

Das Weſen der Tagespreſſe endlich läßt ſich bei dem unge⸗ 
heuren Umfang und dem grundſätzlich unbegränzten Gebiet ihres Inhalts 
wohl kaum anders bezeichnen, als indem man ſagt, daß ſie es eigent⸗ 
lich iſt, welche dazu beſtimmt und dafür thätig erſcheint, ven ganzen 
Einfluß, den das geiſtige Leben der Geſammtheit auf alle 
Einzelnen haben ſoll und hat, mit unermüdlicher Arbeit 
täglich zu vermitteln. Die Tagespreſſe Tann daher ihrer Natur 
nad Fein Element des geiftigen Lebens ausſchließen, weder bie That« 
ſachen und Zragen des Öffentlichen Rechts, noch die der Vollswirth⸗ 
Ihaft, noch die der abftraften Wiſſenſchaft, noch fogar das Bedürfniß 
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der Unterhaltung und Erholung aller Art. Sie foll alle diefe Elemente 
täglich nicht bloß wiedergeben, fondern fie in derjenigen Verſchmelzung 
und gegenfeitigen Beziehung verarbeiten, in ber fie das tägliche Leben 
in fi) aufnimmt. Grade darin befteht ein weſentlicher Theil ihres 
Einflufjes, und gerade um dieſes Punktes willen enthält fie eine 
gewiſſe Gefahr, aus der wieder ein wichtiger Theil ihres Rechtes ent- 
ſprungen ift. 

Sn diefen fünf Sauptformen wirkt nun bie Prefle. In weiteſtem 
Einne gehört dann noch eine fechöte hinzu; das ift diejenige, melde in 
bildlicher Form eine in einen beftimmten Gedanken faßbare Bezie 
bung bildlicher Darftellung zu öffentlichen Zuftänven enthält; in den 
meiften Fällen direft mit der Preſſe verbunden, Tann fie allerdings 
auch fehr wohl allein erſcheinen. Für diefed ganze Gebiet der Prefie 
gelten nun aber zunächſt gemeinfam die allgemeinen Grundfäge über 
das Weſen verjelben. Sie beginnt biftorisch mit dem Buche; demfelben 
folgen faft gleichzeitig Flugſchrift und ZTagesprefie in ihren Anfängen; 
BZeitichriften und Yachblätter folgen erft fpäter. Jede diefer Formen 
bat ihr eigenes Publikum; jede wirkt in ihrer Weife; jebe ftebt in ihrem 
fpeciellen Verhältniß zum geiftigen Leben eines Volles, zu feiner allge 
meinen Bildung. Es ift ein fpecielles Studium, zu unterfuchen, welche 
Faktoren auf bie concrete Geftalt der Preſſe nach allen jenen Richtun⸗ 
gen in jedem Lande gewirkt, und ihnen ihren Inhalt und ihre Tendenzen 
gegeben haben. Dieb Studium gehört der Berwaltungslehre nicht 
mehr an. Wohl aber werden die übrigen Unterfcheibungen maßgebend 
für die Geftaltung des Öffentlichen Rechts der Preſſe, das fich, jo wie 
jene Formen fich jelbitändig entwideln, zu einer gewiflen Verſchieden⸗ 
beit für jede einzelne berjelben berausbilvet, obwohl es dennoch in 
feinem weſentlichen Princip jtet3 daſſelbe iſt. 


Der weſentliche Unterſchied dieſer Formen wäre wohl kaum zu 
überfehen geweſen, ſpeziell auch für das poſitive Preßrecht, wenn man 
auch nur die Anſichten des vorigen Jahrhunderts, wie fie 3. B. bei 
Sufti, Sonnenfels u. a. vorlommen, in einer foftematifchen Geſchichte 
beflelben verarbeitet hätte. Nur Mohl bat, jo viel wir jehen, jenen 
Unterſchied zuerſt und allein angebeutet (Polizeiwiſſenſchaft Bd. II. 
©. 124. 125), namentlih bat er allein das Weien ber Tageöprefle 
von den Übrigen Formen gefchieven. Warum bat fih PBrus in feiner, 
leider fo unvollendeten Geſchichte des Journalismus auf das Tagesblatt 
beſchränkt? 
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IV. Das Recht ber Preſſe. 
3) Begriff, Princip und Gebiete deſſelben. 
(Die Förderung der Preffe durch die Verwaltung und das Preßrecht.) 


Es ift nun wohl felbftveritänblih, daß die Gemeinſchaft ver 
Menihen, in veren Leben jene Prefle fo tief und gewaltig bineingreift, 
gegen dieſelbe eben jo wenig gleichgültig bleiben kann, als gegen jedes 
andere auf fie einwirtende Element. So wie daher die Preſſe ent: 
ftanden ift, hat die Verwaltung ihr gegenüber eine beftimmte Stellung 
einnehmen müflen. Sie bat dieſe ihre Stellung bier wie immer in bie 
fefte Form eines Öffentlichen Rechts zu faflen; und fomit entfteht ber 
allgemeine, formale Begriff des Preßrechts, ober genauer der Verwal: 
tung ber Prefie, die wir auch das Preßweſen nennen können, babin, 
daß e3 die Gejammtheit von Beftimmungen ift, welche die Staatöver: 
waltung für die Prefle und ihre Öffentliche Junction aufftellt. 

Dieſes formale Gebiet des Preßrechts fcheibet fih nun nad dem 
Weſen diefer Funktion in zwei allerdings in Form und Inhalt fehr 
verſchiedene Gebiete. 

Die Preſſe ift nämlich zuerft ein Bildungsmittel, und zwar für 
die allgemeine Bildung eniſchieden das großartigfte, allgemeinfte und 
wichtigſte. Sie jchließt daher das Bildungsweſen des Staates ab; fie 
ift das legte und in mancher Beziehung das wichtigſte Organ, burd) 
welches der große Bildungsproceß im Leben der Böller vollzogen wird. 
Allerdings ift fie dabei zugleich dasjenige, welches von dem Einzelnen 
ausgeht und zunädft ala Sache des Einzelnen dafteht. Allein fie 
Ichließt damit keineswegs die Möglichkeit einer direkten Betheiligung 
von Seiten der Verwaltung aus; im Gegentheil fann eine Verwaltung 
ganz ohne diejelbe ihre Aufgabe überhaupt nicht vollftändig erfüllen. 
Die erſte Yrage ift daher die, ob und in welcher Weile die Verwal: 
tung fich der Prefie direkt bevienen fol und fann, um auch in dieſem 
Gebtete an der bildenden Funktion in ihrer Weije Theil zu nehmen. 

Hier iſt e8 nun, wo jener Unterjchied der Hauptformen ver Prefie 
zuerft feinen Werth hat. 

Im Allgemeinen nämlich muß für diefe Frage der Grundſat aller 
Verwaltung und ihres Rechts als maßgebend anerlannt werden. 
Die Verwaltung darf für das Gefammtleben nie mehr geben, als bie 
Bedingungen, welche der Einzelne fich felbft nicht verichaffen kann. 
Die Verwaltung darf daher auch nur diejenigen Beröffentlichungen ber 
Preſſe übernehmen, welche im Geſammtintereſſe von der Gefammtheit 
gefordert werben. Und zwar gilt dieß für Bücher faft ausſchließlich 
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für das, was wir als Quellenwerke und öffentliche Tabellenwerte, 
Bublifationen amtlicher Unterfuhungen und anderes bezeichnen. Die 
Verwaltung kann nun folde Werke jelbft herausgeben, unb bieß 
ift Grundſatz faft des ganzen Continents. Derfelbe ift fall. Die 
Berwaltung muß vielmehr fefthalten, daß auch ſolche Bücher Unter 
nehmungen find. Sie foll fie daher in Drud ünd Verlag an Private 
überlafien, eventuell Unterftügung geben, niemals ſelbſt Berleger 
fein. Jede Staatspruderei für Bücher — wie für Zeitungen — ift 
an und für fi) ein Mißverftändniß; denn fie probucirt unbedingt 
theurer und vermag nie durch gehörigen Vertrieb die Werle ihrer 
Beitimmung zuzuführen. Daffelbe gilt von Zeitſchriften. Zeitfchriften 
des Staats follen den Charakter der Bücher haben; die Verwaltung 
fol folde Unternehmungen, wenn fie diefen Charakter befigen, auch 
in Privatbänden unterftügen; haben fie einen andern Charakter, fo 
fallen fie unter die Flugfchriften und die Tagesprefle. 

Es iſt falſch zu glauben, daß es thunlich ift, eine Verwaltung 
ohne ein Tagesblatt zu lafien. Sie bedarf eined Organs, durch 
welches fie ihre Miüttbeilungen als Berwaltung auch täglich ver- 
öffentliht. Zu diefen Mittheilungen gehören nicht bloß Gelege, ſondern 
auch alle andern auf die Vertvaltung bezüglichen Beröffentlichungen, jedoch 
nur foldhe, bei denen dieſe letzteren vermöge ihrer Natur eine Bedingung 
der Berwaltungstbätigleit in Yinanzen, Recht und Innern if. Solche 
Blätter find die Amtöblätter. Dagegen ift es nicht richtig, wenn die Ber: 
waltung ein eigentliches Tagesblatt hat. Die Verwaltung kann nicht als 
Partei gegenüber einer andern erfcheinen; fie jol über ven Parteien 
ftehen; die officiöfe Preſſe dagegen gibt ihr diefe Etellung, die ihr nie 
etwas anders einträgt, ald Angriffe. Daher denn fommt es, daß bie 
offieidfe Preſſe ftet3 im umgelehrten Verhältniß zur Stellung und zum 
Hecht der Bollsvertretung jteht. Je klarer die Stellung und Funltion 
der letteren, je unnötbiger die erftere, und umgekehrt; ja bie officiöfe 
Preſſe wird in einem freien Staate der Regierung weit mehr Ber: 
legenbeiten als Ruten bereiten. Daher find Begriff ſowohl als 
Sache in England und in Norbamerila unbelannt, in Deutichland 
wechſeln fie, in Frankreich und Spanien ſtehen fie in voller Blüthe. 
Das Dafein einer anerkannten officiöfen Preſſe ift daher nie ein Zeichen 
verfaflungsmäßiger Gefundheit. Damit ift nicht ausgeichloflen, daß vie 
Regierung Mittheilungen an vie Prefje ergeben laſſe; das Weſen der 
offieiöfen Preſſe beiteht nicht in ſolchen Mittheilungen, jondern viel 
mehr in der Aufgabe, grundſätzlich das was von Seiten der Regierung 
geſchieht, richtig zu finden; und das ift es, was ihre Ratur umtehrt, 
ed unmöglich macht, die Vollsvertretung oder die freie Preſſe zu 
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erſetzen, und ihr vermöge ihres Widerſpruchs mit ihrer eigenen Natur 
ihr auch ihren wahren Einfluß entzieht. Während es daher in wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Dingen für die Regierung ſchwer iſt zu viel zu thun, iſt 
es hier ſchwer, zu wenig zu thun. Das ſind die Grundlagen des Ver⸗ 
hältniſſes derſelben zur Förderung der Preſſe. 

Die Preſſe iſt abek zweitens, wie geſagt, ein mächtiger Faktor 
des allgemeinen geiſtigen Lebens, Trägerin der allgemeinen Bildung, 
aber auch Trägerin großer Gefahren. Allein das, was wir die Gefahr 
der Preſſe nennen, bat einen eigenthümlichen Charakter. Die Preſſe 
jelbft wendet fich, ihrer Natur nach, zwar an die Gejammtheit, aber 
nur durch die Vermittlung bes einzelnen Urtheild. Der einzelne Leer 
bat daher die Möglichkeit, über den Inhalt der Preſſe felbft zu unter: 
ſcheiden. Wenn er als Einzelner das Verkehrte und Gefährliche in der 
Preſſe ertennt, fo ift der Inhalt derfelben eben fo wenig eine Gefahr, 
als jedes andere verkehrte individuelle Urtheil, und das Uebel, das daraus 
entiteht, ift Sache des Einzelnen. Die Prefle ericheint daher zuerft ſiets 
als ein geiftiged Verhälmiß ‚vom Einzelnen zum Einzelnen. Das aber 
entzieht fich, mit einer beftimmten Ausnahme, ver Thätigleit der Verwal⸗ 
tung. Mit Hecht daher entfteht die Frage, ob überhaupt die letztere bie 
Aufgabe haben könne und folle, in dieſe zunächſt rein inbivibuellen Ber 
bältnifje der Prefie einzufchreiten, und ob ein folches Einjchreiten nicht 
vielmehr eine von jeber freien Verwaltung fern zu haltende Einmifchung 
in das individuelle geiftige Zeben enthalte. Und dieß ıft unzweifelhaft ber 
Puntt, auf welchem Frage und Inhalt des Rechts der Preſſe entfteben. 

Es ergibt fi) daraus zuerft, daß die Aufgabe ber Berwaltung 
bemgemäß vorwiegend in dem Schute beitehen muß, den fie allen 
durch die Preffe möglicher Weile gefährdeten Rechten und Intereſſen 
der Einzelnen wie ber Geſammtheit angebeihen läßt. Das Prefrecht 
ift daher feinem ganzen Weſen nah Preß-, Straf: und Polizei— 
recht. Es ergibt fich aber ferner, daß diefe Aufgabe der Verwaltung 
exit da beginnt, mo jene Gefahren nicht mehr durch den Einzelnen 
abgewendet werden können, und daß jedes polizeiliche Eingreifen an 
und für ſich falfch ift, jo meit dieß leßtere möglich ift. Es folgt daraus 
endlich, daß dieß Recht der Prefie von der Meinung der Verwaltung 
jelbft abhängt, wo jene Grenze der Öffentlichen Gefährbung zu ziehen 
fei. Und diefe Auffaflung der Verwaltung wirb nur durch zwei Yaltoren 
beitimmt; einerfeitö durch ben Inhalt der Prefie jelbft und andrerſeits 
durch den Geiſt und die Stellung der Öffentlichen Verwaltung. Das erfte 
gibt dem Preßrecht fein Syſtem, das zweite gibt ihm feine Gefchichte. In 
diefer Geſchichte ift aber die heutige Geftalt des Preßrechts ſelbſt als ein 
gegebenes Moment anzujeben. 
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Ber großem Reichthum der Literatur und Gefegebung über die 
Preſſe mangelt die Berüdfichtigung der pofitiven Aufgabe ver Ber: 
waltung in Beziehung auf die Verwaltung; hauptſächlich weil man die 
Unterftügungsfrage mit der Hülfe der Regierung für die wiſſenſchaft⸗ 
liche Fachbildung zufammengetvorfen, und die Frage nach ber officiöfen 
Tagesprefle namentlich einer mifenfchaftlichen Unterſuchung wohl nicht 
werth gefunden bat. Das Obige hat daher auch nicht den Zweck, 
Neues zu jagen, fondern nur den Standpunkt zu conftatiren, den bie 
Verwaltungslehre bier einnehmen muß. 


2) Das Syſtem bes Rechts der Breiie. 
&) Grundbegriffe. Die Begriffe der geiftigen That und der geiftigen Arbeit. 


Wenn fi) Literatur und Gefehgebung über das Weſen der Prefie 
und ihr Recht einig wären, fo würde die Aufgabe der Verwaltungs 
lehre eine jehr einfache fein. Allein die Folge davon, daß dieß nicht 
der Fall ift, ericheint mejentlich darin, daß die Verwaltungslebre zus 
nähft ihre Gränzen fuchen und ihr Verhältnig zur Rechtspflege be 
ftimmen muß; fie muß daher das ganze Gebiet des Preßrechts ind Auge 
faſſen, um von dieſer ſyſtematiſchen Auffaflung zu dem Inhalt und ber 
Funktion ihres fpeziellen Gebietes zu gelangen. 

Es muß ihr daher — jett noch — geftattet fein, das ganze Syſtem 
des Rechts der Prefle in ſich aufzunehmen, ala zweiter Theil der Ber: 
waltung des in verjelben liegenden allgemeinen Bildungsmitteld. Sie 
fann auch das nicht, ohne den Begriff des Rechts überhaupt an bie 
Spige zu ftellen. 

Ein Recht ericheint da, wo bie Lebensfphäre einer Perjönlichkeit 
mit der der andern in äußere Berührung tritt. Das Recht enthält die 
Gränze diefer Lebensſphäre und in berfelben das Princip der freien 
Selbftbeftimmung. Bon einem Recht der Preſſe Tann daher nur da die 
Rede fein, wo dielelbe ala Form und Inhalt die Lebenskreiſe einer 
andere Perjönlichleit berührt; an Form und Inhalt diefer Berührung 
erzeugt fi) das, was wir das Recht der Preſſe nennen. 

Diefe Berührung kann nun eine doppelte fein. Sie Tann einer 
feitö eine in der Form der Preſſe ericheinenve ſelbſtändige geiftige That 
des Einzelnen enthalten; und fie Tann andernfalls als eine bloß geiftige 
Arbeit verfelben erſcheinen. Dieſer Unterfchied ift für Weſen und 
Recht der Preſſe ein jo entfcheidender, daß mir ihn genauer beftimmen 
müfjen, weil auf ihm zuletzt das ganze pofitive Preßrecht und auch bie 
biftorifche Entwidlung deſſelben beruht. 

Eine geiftige That überhaupt, und aljo auch die geiltige That der 
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Preſſe, ericheint da, wo der Gebanle als ein fertiger in das geiftige 
Leben des Andern hineintritt. Yertigfein des Gedankens heißt, ben 
Grund feiner Geltung für Andere nicht mehr in einer geiftigen Thätig⸗ 
keit des Andern ſuchen, ſondern ſich ihnen als objektive Erjcheinung, 
als eine auf der Selbftbeftiimmung des Denkenden rubende Thatſache 
binftellen. Dieſes Fertigſein iſt zunächft ein inneres; indem aber der 
Gedanke in dem Körper des Wortes erjcheint, tritt er eben als geiftige 
That auf; und hier ift es daher, mo auch fein Recht beginnt, weil er als 
That die geiftige Lebensſphäre des Andern wirklich beftimmt oder doch 
zu beftimmen ſucht. 

Eine geiftige Arbeit dagegen ift diejenige, welche ihr Ergebniß zu 
glei! mit den Gründen, aus denen es entftanden ift, aufftellt. Indem 
fie das thut, macht fie ihre Geltung von der geiftigen Thätigleit bes 
Andern abhängig. Sie erzeugt daher felbjt feine äußere Be 
rührung der geijtigen Lebensſphäre Anderer, fonvern eine innere Arbeit 
derjelben. Ihre Abficht ift, durch die Gleichheit diefer inneren Arbeit 
das gleiche Ergebniß auch für Andere zu erzielen. Gefchieht das nicht, 
fo bleibt fie feinem geiftigen Leben fremd. Geſchieht das aber, jo wird 
fie eben dadurch ſelbſt zu einer inneren That des Andern. Die aber, 
der freien Selbftbeftimmung angehörend, bat Fein Recht, ſondern ge 
bört dem auf fich felbft ruhenden, feine Harmonie ſich ſelbſt ſetzenden 
Leben des Geiftes. 

Jeder ſich in Wort, Bild, Schrift over Drud äußerlich verlörpernde 
Gedanke bat nun die Fähigkeit, in dem obigen Sinne entweder als eine 
. That zu erfcheinen ober als eine Arbeit. Das wird nicht Tünnen be 
ftritten werben. Iſt dem aber fo, fo ergibt fi, daß das Geſammt⸗ 
leben fich zu jevem geäußerten Gedanken je nad dem einen oder dem 
andern Charakter diefer Neuerung in ein zweifaches Verhältniß tritt; 
und dieß Verhältniß ift es, welches wir, aus dem Wefen des Gedankens 
jelbjt entipringend, als die beiden großen leitenden Principien für 
alle Formen des äußerlich erjcheinenden geiftigen Lebens anerlennen. 
Die geiltige That nämlich fordert wie jede That, ihr Recht und ihr 
Rechtsſyſtem; die geiftige Arbeit dagegen, dem innern Gebiete der 
Selbitbeftimmung gehörig, forbert die Freiheit, die jelbft nichts anderes 
ift, als die Entfernung jeder äußern Macht von dem ſich felbit voll⸗ 
ziehenden Proceſſe der Selbftbeftiimmung. Dieje beiden Principien gelten 
für jede Form der Yeußerung des Gedankens; aljo auch für die des 
Druds. Und es ergibt fich fomit, daß es überhaupt ein Recht der Prefle 
nur ſo weit gibt, als die Preſſe eine geiftige That enthält, während für 
die geiftige Arbeit der Preſſe der Grundſatz der Freiheit maßgebend iſt. 

Dieje an fich fehr einfache Unterſcheidung wird nun allerdings für 


6i 


das wirkliche Leben erft va praktiſch, wo es fich darum handelt, dieß 
Hecht der geiftigen That concret zu beftimmen und ihre wirklichen, für 
den Urheber ter That äußerlich gelienden Folgen feitzufegen. 

Der geichichtliche Gang der Dinge bat e8 nun mit fi) gebracht, 
daß man überhaupt diefe ganze Frage nur von der Seite der rechts: 
verlegenden geiftigen Thätigfeiten aufgefaßt bat. Man hat die Frage 
bisher pſychologiſch und juriftiich noch gar nicht geftellt, ob es denn 
auch wirklich eine geiftige That gebe und mithin auch die, ob fie als 
ſolche ein Recht haben könne. Ohne bier weiter auf eine pfychologiſche 
Unterfuchung einzugehen, werben twir uns damit genügen laflen, auf 
dasjenige Gebiet hinzumweifen, wo diefelbe, wenn auch nicht gerade 
philoſophiſch, To doch praktiſch und feit Jahrtauſenden anerkannt ift. 
Das ift das bürgerlihe Recht. Jene geiftige That ift nämlich mie 
jede That zuerft eine wirtbfchaftliche, und erft in zweiter Reihe eine 
Öffentliche. Die mwirtbfchaftliche geiftige, gegenüber der andern fich als 
Selbfibeftimmung äußernde That ift nämlich nichts anderes, als die 
Zuftimmung zu einem VBertrage, und das Recht der wirthichaftlichen 
geiftigen That tft das Vertragsrecht. Die wirtbichaftliche Arbeit das 
gegen, die fich für den Andern äußert und auf feine mwirtbichaftliche 
Lebensſphäre Einfluß zu gewinnen ftrebt, ift die Verhandlung in allen 
Formen. Auch biefür gilt das obige Prineip. Die That — der Ber 
trag — erzeugt ein Recht; fie bindet; die Verhandlung — die Arbeit — 
bindet nicht; fie ift frei. Das nun, was hier ganz unzweifelhaft gilt, 
gilt naturgemäß auch für die geiftige That, welche die geiftige Lebens⸗ 
ſphäre des Andern verlegt, ftatt mit ihr durch die Selbftbeftimmung 
defielben im Vertrage zum gegenfeitig geltenden Recht zu gelangen. 
Auch diefe Verlegung hat nothwendig ihre rechtlichen Folgen. Und das 
Preßrecht befteht. daher aus der Gejammthbeit der rechtliden 
Folgen der Verlegung des geiftigen Lebens einer andern 
Perjönlichleit durch die in der Preſſe erfheinende geiftige 
That, während bie geiftige Arbeit weder rechtliche Folgen hat noch 
baben fol. — Es ift dabei nicht überflüfjig, ſpeziell anzuführen, daß 
in diefem Sinn das Preßrecht nicht eben das einzige Gebiet des Rechts 
der geiftigen That bildet, fo wenig tie ber fchriftliche Abjchluß eines 
Bertrages allein das Vertragsrecht erzeugt. Es ift nur ein Theil des 
legteren, und enthält feinem Weſen nad) nur diejenigen Mobificalionen 
jenes allgemeinen Rechts, welche nicht mehr dur den Inhalt diefer 
That, fondern bloß durch die Form ihrer Ericheinung, die Berviels 
fältigung im Drude, begründet find. Freilich ift diefer Satz für 
die Geſchichte, wenn auch nicht für den Begriff des Preßrechts, in hohem 
Grabe entſcheidend getvorden. 
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b) Das Breßftrafrecht, fein Begriff und jeine Stellung. 


Stehen nun bdiefe Grundlagen feit, fo folgt, daß die erfte und 
wichtigfte Aufgabe aller pofitiven Rechtsbildung der geiftigen, verlegen 
den That und fpeziell der Preſſe ald der Hauptform ihrer Ericheinung 
die ift, eine fefte Unterfcheibung und Gränze für denjenigen Punkt zu 
finden, wo fich diefe That von der Arbeit fcheidet. Denn nur dur 
diefe Grängbeftimmung fann natürlich, ganz abgejehen von Pſychologie 
und Philoſophie, das Recht der That fein Objekt finden. 

Wir veritatten uns bier wieder, auf das bürgerliche Recht zurüd: 
zugreifen. j i 

Das bürgerliche Recht hat auf diefem Punkte feine eigene, höchſt 
merkwürdige Geichichte. Diefelbe enthält von dem altrömifchen Hecht 
der legisactio und dann der stipulatio an bis zum neueften Recht die 
allmählige, aber ficher fortichreitende Entwidlung des Grundſatzes, daß 
die That — das ift die Zuftimmung zu dem Vortrage — geſchehen ift, 
jo wie die Selbftbeftimmung äußerlich erfennbar ij. Es ift Sache der 
Gefchichte des Privatrechts, dieß im Einzelnen zu entwideln. Wichtig 
für das Folgende ift dabei nur der Grundſat, daß der Richter ent 
icheidet, o b jene Zuftimmung geſchehen ift ober nicht. 

Das Strafrecht dagegen beruht auch bier auf andern Grundlagen. 
Das peinliche Recht bat mit einer jeden That überhaupt nur dann zu 
thun, wenn fie ein Recht verlegt. Dafjelbe wird daher ftet3 damit be 
ginnen, die That nach dem Weſen des verlegten Rechts zu beftimmen; 
das ift, ftatt des Begriffes der verlegenden That vielmehr die Fälle 
der Rechtöverlegung aufzuftellen. Seine Rechtswiſſenſchaft und kein 
Strafrecht der Welt hat nun jemals daran gezweifelt, daß es folde 
Nechisverlegungen durch jelbftändig daſtehende, auch äußerlich definir 
bare geiftige Thaten gebe; und man darf hinzufügen, daß im Großen 
und Ganzen auch die Hauptfälle zu allen Zeiten als die gleichen aner⸗ 
kannt worven find. Nur hat das alte Strafrecht fih ganz auf bie 
Beitimmung diefer Fälle beſchränkt; erſt die deutſche Wiſſenſchaft hat 
in ihrem allgemeinen Theil des Strafrecht? das Weſen der That in 
feine Momente zerlegt; doch ift das eine Frage, die nicht hierher gehört. 
Auf diefe Weile nun hat ſich von jeher ein fehr einfaches Syſtem des 
Strafrechts für die geiftige That gebildet, und bis auf die neuefte Zeit 
bat man fi dabei volllommen genügen laflen. Man meinte, und bis 
‚zu einem gewiflen Grabe mit Recht, wenn man aucd über Wejen und 
Definition von That und Arbeit des Geiftes mit feinem Worte redete, 
daß die Grängbeftimmung zwiſchen beiden einer allgemein abftralten 
Feſtſtellung gar nicht bebürfe, ſondern daß die möglichft genaue 
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Beitimmung ber einzelnen ftrafbaren That volllommen genüge, da alles, 


was außerhalb tiefer Beftimmung liege, als nicht mehr ftrafbar audy 
feiner juriftifchen Definition unterliege. Das worauf es dem Straf: 
recht bier überhaupt anlam und was daher auch für das ganze Gebiet 
der Preſſe fo gut wie für Wort, Bild und Schrift gelten follte, war 
eben die Feftftellung derjenigen geiftigen Lebensverhältniſſe, melche 
man als Gegenftand von Aeußerungen der Gebanten für unverlegbar 
erflärte, dann die Feftftellung der Form, in welcher man eine Ber: 
letzung durch eine geiftige Aeußerung erlannte, und endlich die recht 
lihen Folgen für die gefchehene rechtöverlegende That ſelbſt. Von 
einer weitern, aus höhern Geſichtspunkten bervorgehenden Unterſcheidung 
von That und Arbeit im Allgemeinen war babei feine Rede und mit Recht; 
denn indem man jene Punkte wirklich genau beftimmte, hatte man auch 
das gefunden, was das Strafrecht gebrauchte, und der Aufgabe der Ver⸗ 
waltung fowohl für die Rechtspflege als für das Innere Genüge gethan. 

Auf diefe Weile nun gelangte man zu einem feiten juriftifchen, 
wenn auch beichräntten Syftem. Aus den Lebensverhältnifien ent 
jprangen die Arten der geiftigen Nechtöverlegungen, aus der Form 
der Thatbeftand und aus den rechtlichen Folgen die Strafe. Die 
ganze Strafrechtsſyſtem ift nun das Strafrecht der geiftigen That. 
Dafielbe gehört daher auch dem Bermwaltungsrecht und felbit der Vers 
waltungslehre gar nit an. Daß nun jene Nechtsverlegungen durch 
den Drud ftatt durch) Wort oder Schrift begangen werben, ändert aller 
dings weder an ihrem Thatbeitande noch an ihrem Weſen etwas von 
Bedeutung, wohl aber läßt es fich nicht läugnen, daß vermöge ber 
Natur eines Druckwerkes das Map der Verlegung eines Rechts gegen» 
über dem Wort und der Schrift vergrößert wird; ein quantitativer Unter 
ſchied zwifchen der Nechtöverlegung durch die Preſſe und den übrigen 
Hormen Tann ſchwer erlannt werben; aber ein eigened quantitatives 
Recht der Preſſe exriftirt hier nicht. Es ift vielmehr Mar, daß dieß 
Strafrecht der Preſſe demgemäß nichts anderes ift, ala das allgemeine 
Strafrecht der geiftigen That, angewendet auf die bejondere Er 
Iheinungsform des legtern in der Prefie. 

Das nun, denken wir, vürfte wohl allgemein anerlannt fein. Wir 
würden e8 daher auch an diejem Orte gänzlich zu übergeben haben, in 
derjelben Weife wie conjequent tie Strafrcchtelehre das Preßrecht als 
ein eigenes Gebiet nicht kennt, wenn nicht das Folgende, das eigent- 
liche Verwaltungsrecht der Prefie, jo innig damit zufammenhinge, daß 
wir es hier doch bezeichnen müſſen. 

Jenes Strafrechtsſyſtem bat nänılich drei Grundformen der geiftigen, 
das geiftige Recht verletzenden That. 
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Die erfte und verftändlichite ift die Ehrenverlegung oder die Injurie 
in allen Formen. Die zweite ift die Negation der Grundlagen der 
fittlihen und rechtlichen Orbnung des Gelammtlebend durch dieß Aus» 
Sprechen des fertigen Gedankens. Die britte ift die Aufreizung Dritter 
zu einer phyſiſchen That, melde das Recht verlegen würde. Da durch 
folche geiftigen Thaten ein Unrecht begangen wird, ift niemals fraglich 
gewejen und wird es nie fein. Welcher Thatbeftand erforderlich ift, 
um in ber betreffenden geiftigen That ein Unrecht zu erfennen, muß 
das Geſetz vorfchreiben und der Richter erfennen. Welche Strafe darauf 
fteben fol, ift Sache der Gejehgebung. Auf diejem ganzen Gebiete ift 
daher das Preßrecht noch identiſch mit dem Recht aller Gedankenäußerung. 

Wie nun kommt es, daß neben dieſen an fich jo einfachen Grund 
fäßen, welche in der Prefie gar nichts als eine ber rein äußeren 
Formen jener geiftigen That ſehen und ſehen können, dennoch nicht 
bloß ein Preßrecht exiftirt, jondern auch in der innern Entwidlung der 
Völker eine jo gewaltige Rolle jpielt? Es ift Har, daß es tiefe Frage 
ift, deren Beantwortung der Verwaltungslehre und nicht mehr dem 
Strafrecht anheim fällt. 

Die beiden großen Momente nun, durch welche die Prefie neben 
ihrer rein ftrafrechtlichen Stellung auch eine nicht minder wichtige ver 
waltungsrechtliche empfangen hat und behalten wird, find die im Weſen 
der Druderkunft liegende allgemeine Wirkung der geiftigen That, und 
zweitens die wieder nur durch bie Druderei mögliche allgemeine Be: 
wegung der geiftigen Arbeit in einem Bolle. Beides find zwei That- 
fachen im geiftigen Geſammtleben, jo groß, fo mächtig, jo einflußreich, 
daß die Verwaltung ſich über diefelben Rechenichaft ablegen und ihnen, 
wie jeder ſolchen großen Thatſache gegenüber ihre Aufgabe und ihr 
Necht beftimmen muß. 

In der That gebt aus der eriten dieſer Thatſachen die Pre: 
polizei, aus ber zweiten ber Begriff und das Recht der Freiheit 
der Preſſe hervor. 


Die Strafredtsliteratur und das Preßſtrafrecht. Eine 
beachtenswerthe Erfcheinung ift e8, daß die ganze deutiche Strafrechtö- - 
literatur ſich mit dem Strafrecht der Prefie gar nicht beichäftigt hat. 
Die Erklärung deſſelben aber liegt viel tiefer als in dem einfachen 
Mangel der Berüdfichtigung und muß bier Play finden, ba fie eine 
Ergänzung des über das Bolizeirecht im allgemeinen Gejagten enthält. 

Stellung und Auffafjiung des deutfchen gemeinen Strafrechts ift 
nämlich ſchon im Entſtehen deſſelben bis ‘auf unfere Zeit entichieden 
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und zwar burd die Geſetzgebung jelbit. Gleichzeitig nämlich neben ber 
Con. Cr. Carolina traten belanntlidy die Rechtspolizeiordnungen auf. 
Obwohl es fih damals noch um feine philojophifche Begründung bes 
Begriffs von Verbrechen und Strafe handelte, fo fagte doch den 
Theoretifern wie den Geſetzgebern das richtige Gefühl, daß in diefen 
beiden Geleßgruppen zwei weſentlich verjchiedene ftrafrechtliche Verhält⸗ 
nifje enthalten jeien — dieſelben, die wir ald das peinliche und das 
Berwaltungd: oder Polizeiftrafrecht bezeichnet haben. Den Commen⸗ 
tatoren ber Carolina fiel es daher gar nicht ein, Grundſätze aus ben 
Reichspolizeiordnungen aufzunehmen, obwohl es fich auch in ihnen um 
zum Theil ſehr ernite Strafen handelte. Die vage Vorftellung von 
einem Polizeivecht ſchied fich auf diefe Weife fchon damals von dem 
Strafrecht, und diefe Scheidung ging dann fpäter in das Syſtem bes 
Strafrecht über, ohne daß man den tiefern Grund derſelben unter 
ſucht hätte. Das blieb, bis mit dem Code Penal das Polizeiſtrafrecht 
in das peinlie aufgenommen wurde, wie wir es bargeftellt haben. 
Verſchiedene deutſche Gefeßgebungen folgten dieſem Beifpiel; andere da⸗ 
gegen jchieden das Bolizeiftrafrecht in den Bolizeiftrafgefegbüchern aus. 
Dadurch blieb es der Theorie des gemeinen deutſchen Strafrecht? mög: 
lich, auch jest noch das Polizeiftrafrecht von fich fern zu halten, jo daß 
kaum das Wort Polizei, geſchweige denn der Inhalt derſelben bei ihnen 
vorlommt. Dieß it der Charakter des gegenwärtigen Berbälinifies; 
feine tieferen Beziehungen find im Polizeirecht entwidelt. Eine ber 
wichtigen Folgen davon war, daß in dem ganzen Gebiet des peinlichen 
Strafrechts das ganze Hecht der Prefie überhaupt nicht aufgenommen 
ift; denn ſchon im Beginne hat die Carolina fi um die ganze Preſſe 
gar nicht gelümmert, während gleichyeitig das Preßpolizeirecht in ben 
Neichöpolizeioronungen feit 1524 beftändig und mit großem Nadh 
druck behandelt if. Das nun iſt ein großer Nachtheil für die Behand⸗ 
lung aller juriftiichen Preßfragen geworben und die üblen Yolgen ber: 
jelben ziehen fich bin bis auf den heutigen Tag. Wan it immer 
dabei Stehen geblieben, daß das gejammte Preßrecht ausſchließlich der 
Polizei gehöre. Und in der That war der poligeilihe Gefichtöpunft 
in dem Kampf gegen die Preßfreiheit während dieſer drei Jahrhunderte 
fo überwiegend, daß die eigentliche Jurisprudenz am liebfien mit ber 
Sade gar nichts zu thun hatte. Sie beichränkte fi) daher harinädig 
auf den Gefichtspuntt, gar feinen Begriff des Preßverbrechend und 
Preßvergehens anzunehmen, von bem Standpunkte ausgehend, daß eben 
die Prefie als ſolche feinen Thatbeftand des Verbrechens enthalte, 
fondern im Weientlihen volllommen gleichartig mit den übrigen 
Mitteln und Formen des Gedankenausdruds, Wort, Schrift und Bild, 
Stein, die Berwaltungslehre. VI. 5 
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fei. Die Frage, ob das Druden und Berlegen an und für ſich, wenn 
es gegen die Öffentlichen Borfchriften geichehe, ein Vergeben und ftraf: 
bar fei, wies fie von ſich, und der Polizeiverwaltung zu; fie hielt ſich 
ftrenge an die Frage nad dem Inhalt des Gebrudten; das nun ent 
ſchied für die troß alledem nicht ganz vermeidliche Frage nach dem 
eigentlichen Preßſtrafrecht. Daſſelbe ward einerjeits ein Theil des Straf: 
recht? der Beleidigung, der Störungen der Öffentlichen Ordnung und 
der Staatsverbrechen; aber immer in gleiher Behandlung mit ben 
übrigen Formen des Gedankenausdruckes. Andererſeits aber hatte bas 
die Folge, daß die großen Kategorien des allgemeinen Theild der Straf⸗ 
vechtslehre, die Begriffe von Verſuch und Bollenbung, Urheber und 
Gehtlfe, Thatbeftand und Indicien auf die ganze Vreßftrafrechtäfrage 
gar nicht angewendet wurden. Dieſelbe erfuhr daher überhaupt Teine 
eigentlich wiſſenſchaftliche Behandlung, und das war ein großer Uebel⸗ 
ftand. Dazu trug nun allervings das Cenſurſyſtem viel bei; allein 
doch Teineswegs alles. Hätte man ſchon früber fi im Criminalrecht 
damit beichäftigt, jo würde ber mächtige Drud, den bier die Wiſſen⸗ 
ſchaft auszuüben vermag, gewiß von Bedeutung geweſen fein, nament 
lich für die eigentlichen Preßgeſetzgebungen. Denn diefe entftanden nun 
faft gleichzeitig mit den neuen Strafgeſetzbüchern und — wir können es 
faft nicht anders ausbrüden — nahmen der theoretifhen Behandlung 
die Anwendung jener allgemeinen Begriffe faft unter den Händen meg, 
indem fie die Frage nad dem entfernten und nähern Verſuch, nad 
intellectueller Urheberichaft und XTheilnehmern, nad) Thatbeitand und 
Strafe in ihren einzelnen Beitimmungen über Drud, Verlag, Ber 
fafier, Verbreiter, öffentlichem Anſchlag u. |. w. in einer Weile ſpecia⸗ 
lifirten, daß für die Theorie nichts übrig blieb. Statt der Aufnahme 
der Preſſe in das Strafrecht entſtand daher jet eine zweite Literatur, 
die Legalmethode in ihrer Anwendung auf das Preßrecht, als einfache 
Auslegung der beftehenven Preßgeſetze. Und auf vielem Gebiete bewegt 
ſich auch jet noch die betreffende Literatur. Die Strafrechtälehre Tennt 
das Preßrecht als ſolches nicht, fo wenig wie früher. Es macht einen 
eigentbümlichen @indrud zu jehen, wie biefelbe das letztere faft ängftlich 
vermeidet. Sie bleibt ftet3 bei dem Inhalt fteben — Imjurien, Auf 
reizungen, Staatöverbrehen. Kaum daß felbft ber faft jo umfichtige 
Weber (Injurien und Schmähfchriften 1797) die Frage nad) der Hafr 
tung des Verlegers berührt, ohne zu der des Druders und Austrägers 
zu gelangen (Bd. IIL. 8. 89. 92). Wie fern auch fpäter die Preßfrage 
der criminaliftifchen Literatur Tiegt, zeigen wohl am beiten Wächter 
(Lehrbuch des Staatsrechts Bo. IL $. 159 ©. 109), Mittermaier und 
Teuerbad ($. 201). Zu alle dem kam binzu, daß man über den 
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Begriff des Hochverratbs fich eben jo wenig einig ober Har erben 
fonnte, als über ven ber Polizei, die ihrerjeitö jo wichtig für das 
Preßrecht find. So hat man von der Strafrechtölehre hier wenig zu 
ertvarten. Bergleiche über die Literatur Kappler (Handbuch der Litern 
tur des Criminalrechts 1838, ©. 711). 

Es iſt vorauszufehen, daß biefer Zuftand wohl fo lange dauern 
wird, bis fih, wie es in neuefter Zeit geſchieht (Glaſer und andere 
f. unten), wirkliche Criminaliften mit der Frage beichäftigen werben. 
Denn es ift feine fireng wiſſenſchaftliche fachmänniſche Arbeit möglich 
neben ber bloß ftaatswiflenichaftlichen, fo lange eine Anwendung der 
Kategorien des allgemeinen Theils auf die durch die Prefle begangenen 
Verbrechen nicht dadurch ftattfindet, daß eben das polizeiliche Element 
von der Einwirtung auf den Geiſt ver Prefie geſchieden unb das freie 
Recht der Prefle hergeftellt wird. Zu dem Ende glauben wir ala Aus 
gangspunkt die Frage feithalten zu müflen, ob der Geift oder die 
Tendenz der Preſſe ein ſelbſtändiger Thatbeitand im juriftiichen 
Sinne ift oder nit. Der Zuſammenhang diejer Frage mit dem Ganzen 
wird fich wohl jofort im Folgenden zeigen. 


c) Die PBreßpolizei und das Preßpolizeirecht. 


Während das Strafrecht der Prefie, feinem Weſen nad das gleiche 
mit dem Strafrecht jeder rechtöperlegenven geifiigen That, auf dem 
geiftigen Inhalt der lettern beruht, liegt der Grund derjenigen beſon⸗ 
dern Geftalt ober Anwendung der Bolizei, welche wir die Breßpolizei 
nennen, nicht mehr in dem Inhalt, ſondern in der Yorm, das iſt in 
der beſondern Natur des Erzeugniffes und des Verkehrs der Druckſachen. 
Diefe Natur der Druderei ift e8 daher, melde, und zwar ganz abge 
jeben vom inhalt der Druckſache, die Aufgaben und Berechtigungen 
der Breßpolizei bedingt; und daraus ergeben fidy folgende Punkte für 
die letztere. 

Bunädft folgt daraus der allgemeine Begriff der Preßpolizei. Da 
jede Drudjache die Fähigkeit hat, vermöge ihres Inhalts eine an ſich 
unbegränzte und unberehenbare Wirkung zu empfangen, und ba in ber 
Prefie zugleich die Fähigkeit Tiegt, Verbrechen zu begehen, fo ift es 
auch bier wie immer Aufgabe der Polizei, fi die Mittel zu fichern, 
um einerjeits ein folches Verbrechen zu hindern, andererjeitö die Thäter 
ihrer Beftrafung ficher zuzuführen. Die Gelammtheit ber dafür ber 
fimmten Mittel und der für die Anwendung derſelben geltenden Bor: 
Ichriften nennen wir die Preßpolizei. 

An fi hat fomit diefe Preßpolizei gar nichts beſonderes. Sie 
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berubt genau auf benfelben Grundſätzen, welche für die Polizei und ihr 
Recht überhaupt gelten. Es ift, denken wir, volllommen einleuchtend, 
daß es ganz unnöthig ift, die Preßpolizei von einem andern Stand 
puntte zu beurtbeilen ala jede andere Polizei. Auch fie ift eine that 
jächliche Beichräntung der Freiheit des geiftigen Lebens, wie die übrige 
Polizei eine Beichräntung diefer Freiheit für das äußere bürgerliche 
Leben und feine Bewegung, aus denjelben Gründen und auf derſelben 
Rechtsgrundlage. Die Frage nad der Polizei und dem Polizeirecht 
überhaupt involvirt die Frage nach dem Preßpolizeirecht zunächſt ebenfo, 
wie das Strafrecht das Preßftrafreht. Der Punkt, wo jene ernitli 
fraglich wird, wird erſt unten als ein ganz ſelbſtändiger zu begreifen fein. 

Die Prebpolizei wird nun zu einem eigenen Zweig der Polizei, 
indem die Natur der Preſſe ſelbſt befondere Maßregeln fordert, um der 
polizeilichen. Aufgabe genügen zu fönnen. Die Bejonverheit diefer Map 
regeln beruht wieder einerjeit3 auf der Natur der Produftion ber 
Druckſachen, welche für die Möglichkeit einer rechtlichen Verfolgung bei 
vorkommenden Verbrechen durch die Preſſe beſondere Bedingungen for: 
dert, andererfeitö auf der Natur des Verkehrs mit venfelben, melde 
die Gefahr einer allgemeinen rechtöverlegenden Bewegung mit fid 
bringen. 

Demgemäß wirb marı am einfachften die Preßpolizei in die Rechts⸗ 
polizei und in die Sicherheitöpolizei der Prefle eintheilen Tönnen. 

Das Princip der Rechtöpolizei ver Preſſe ift einfah. Die Polizei 
bat, vermöge der Natur derfelben, die Aufgabe, diejenigen Bedingungen 
zu fordern und jelbit berzuftellen, vermöge beren die rechtliche Verfol— 
gung eines vermitteljt ber Preife begangenen Verbrechens möglich ge 
macht wird. Die erfte diefer Bebingungen ift die Gonftatirung der 
Urbeber folcher Berbrechen, die zweite die des Thatbeſtandes. 
Wiederum nach der Natur der Druderei Tann nun bie erfie nur da 
mit ber für die gerichtliche Thätigkeit erforderlichen Schnelligleit und 
Sicherheit geſchehen, wenn erftlich die Druderei befannt ift, und zwei⸗ 
tend ein Exemplar jeber einzelnen Drudjache zugleich bei dem Erſchei⸗ 
nen derſelben — ihrem Eintritt in den Verkehr — ber Polizei mitge 
theilt wird. Das zweite bat zur Verausjegung, daß durch Hinzufügung 
der Namen der Druder (Probucent) und Verleger (DBerlehr) auf 
jeder Drudjache dur den Drud ſelbſt erfidhtlich gemacht wird. Es 
ift nicht nothwendig, den Namen bes Verfaflerö zu forbern; eben jo 
wenig erfcheint es als gerechtfertigt, Druder oder Verleger zur Angabe 
des Verfaflers zu zwingen, jei es in welcher Form immer dieß gejchehen 
möge. Denn das Recht der Polizei geht auch bier nur auf Entdedung 
des Thatbeftandes durch die obigen Vorjchriften, und nur in dieſem 
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Sinne bilden fie ein Ganzes. Die Beftrafung bei wirklich vorkom⸗ 
menden Verbrechen und Vergehen iſt dann Sache des Gerichts, und es 
iſt durchaus kein Grund denkbar, weßhalb bei Preßvergehen vie Theil: 
nehmer in anderer Weiſe zur Ablegung von Geſtändniſſen ſollten ge⸗ 
zwungen werden, als bei allen andern Verbrechen. Die ganze Rechts⸗ 
polizei der Preſſe iſt überhaupt nur eine Geſammtheit von Maßregeln 
zur Erleichterung ber Thätigkeit des Gerichts, nicht etwa ein 
felbftändiges Verfahren mit der Prefie. Die darauf bezüglichen Bor: 
ichriften der Polizei haben daher aud gar nichts mit dem Inhalte 
der Druckſache zu thun, ſondern gelten für jede derfelben ohne Unter: 
ſchied. Sie müſſen rein im öffentlichen nterefle gefordert und in dem⸗ 
jelben von der Polizei vollzogen werben. Die Nichtbeachtung derfelben 
ericheint daher, natürlih ganz ohne Rückſicht auf den Anhalt, als 
Bolizeivergehen, und dieß Polizeivergehen bat an ſich gar kein 
anderes Recht als jebes andere. Eben jo gewiß ift ed, daß bier bie 
Polizei, auf Grundlage der bloßen Thatſache, daß eine nicht angegebene 
Druderei exiftirt, oder daß eine Veröffentlichung ohne vorherige Mit: 
theilung an die Polizei gejchehen ift, oder daß diefelbe den Namen bes 
Druders bez. des Verlegers nicht enthält, ſelbſtändig nad bem allge 
meinen Polizeirecht zu verfahren, eventuell nad) dem Bolizeiftrafrecht 
vorzugehen hat. Dabei find wieder zwei Fälle möglich, Entweder ift 
für dieſe formale Webertretung eine geleßliche Strafe beftimmt, und 
dann hat das Gericht diefelbe auszuſprechen und zu vollziehen; over es 
ift feine Strafe ausgefprochen und dann muß die Polizei das Recht 
haben, die allgemeine Ordnungsſtrafe (ſ. Polizeireht S. 46) zu voll. 
ziehen. Dieß Gebiet der Rechtspolizei ver Preſſe iſt mithin auch bier 
nichts anders als eine einfache und confequente Anwendung ganz all 
gemeiner, für das gefammte Leben der Perjönlichkeit geltenter Grund: 
ſätze auf das Ipezielle Gebiet der Druderei, und es bebarf wohl Feines 
Beweiſes, daß es mit der Freiheit ber Prefie gar nichts zu thun bat, 
fondern unter denjelben Grundfägen fteht, wie jeber andere Theil bes 
Öffentlichen Rechte. 

Die zweite Aufgabe der Polizei und das zweite Gebiet ihres Rechts 
entiteht nun da, wo biefelbe bei dem Empfang ber zur Veröffentlichung 
beitimmten Publikation in dem Inhalt derfelben ein Berbrechen ober 
eine Gefahr für die öffentlichen Interefien erfennt. Das Rechtsver⸗ 
hältniß, melches fi daraus ergibt, muß wiederum zunächſt nicht als 
etwas beſonderes, der Preſſe Eigenthümliches angefehen werden, wozu 
oft große Neigung vorhanden ift, ſondern auch bier ift daflelbe an ſich 
gar kein anderes, als badjenige, was für die Polizei in jedem Yalle 
und bei jeder Handlung gilt, in der die Polizei eine öffentliche Gefährdung 
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ertennt. Allerbings aber ıft das wahr, daß nirgends fo fehr als 
gerabe bei der Prefle die ganze öffentlich vechtliche Stellung der Polizei 
zur Erjcheinung gelangt. Nur die Unklarheit über das erſte Verhält⸗ 
niß hat Unklarheit über die Ießtere zur Grundlage. 

Die Gefammtheit aller polizeilichen Thätigleiten und Berechtigungen, 
mit denen die Polizei ein Verbrechen ober eine (anbere) öffentliche Ge 
fährbung verhindern fol, haben wir früher bereits ald Sicherheits; 
polizei bezeichnet. Das große Princip der Sicherheitöpolizei und ihres 
Rechts ift einfah. Die Polizei muß das Necht haben, Buftänbe und 
Handlungen nad ihrem Ermeflen für gefährlich zu halten, und fie dem⸗ 
gemäß mit dem ihr zu Gebote ftehbenden Mitteln zu verhindern. Für 
ben darin liegenden Eingriff in die perfönliche Freiheit ift fie aber dem 
Betroffenen haftbar, mie bei ver Verhaftung, und es ift gerecht, 
baß darüber das Gericht entſcheide, und der Staat die Entichäbigung 
leifte, wenn kein individuelles Verfchulden von Seite des Polizeibeamten 
vorliegt. Das Recht der Preſſe ift eine durchaus einfache Anwendung 
diefer Grundfäge auf die zur Verbreitung beftimmte Publilation. Es 
kann vernünftigeriweie Fein Zweifel fein, daß die Polizei das Recht 
bat, die Verbreitung zu verhindern, wenn fie ben Inhalt der Publi⸗ 
Iation für ein Verbrechen ober für eine Gefahr hält. Die Form biefer 
Verhinderung ift die Beihlagnahme, die Verhaftung des Gedankens. 
Die Form der Beichlagnahme muß die Conftatirung der vorhandenen 
Exemplare, dann bie Verfiegelung, und enblich das individuelle Verbot 
der Ausgabe fein. Das Objekt der polizeilichen Beichlagnahme Tann 
aber für fi nicht das Manufeript, fondern nur bie Druderemplare 
fein. Die Polizei hat unbedingt das Recht zu diefer Beichlagnahme, 
wo fie — unter eigener Berantwortlichleit — glaubt, daß Gefahr im 
Berzuge ift. Sie kann aber auch fidh zu dem Ende einen gerichtlichen 
Befehl einholen. Die Beichlagnahme des Manufcript3 Tann über: 
haupt nur auf einen gerichtlichen Befehl geſchehen. Nach ver Beichlag- 
nahme treten diejelben Folgen ein, wie nad der polizeilichen Ver⸗ 
baftung; Weberweifung an den Rechtsweg, Urtheil und Haftung ber 
Polizei, wenn die Beichlagnahme nicht auf Grund eines richterlichen 
Befehles geſchehen iſt; im letztern Falle ift diefelbe ohnehin ſchon ein 
Theil des richterlichen Verfahrens. 

Die Gefammtheit aller dieſer Grundſätze, die in der Beichlagnahme 
ihren Ausbrud finden, faflen wir zufammen als das Recht der Sicher: 
heitspolizei der Preſſe. Daß aud fie neben der Rechtspolizei 
nothwendig ift, wird Fein Berftändiger bezweifeln. Eben jo Har ift 
aber au, daß dieß ganze Gebiet der Sicherheitäpoligei der Preſſe gar 
nichts anders ift und fein foll, alö eine fpecielle Anwendung des 
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Rechts der Sicherheitspolizei überhaupt, und es leuchtet ſchon hier ein, 
daß man kaum vernünftiger Weiſe etwas gegen dieſe Grundſätze eins 
zuwenden haben wird, wenn das Recht der Sicherheitspolizei im Allge⸗ 
meinen auf den Grundlagen geordnet iſt, welche wir in der Lehre vom 
Polizeirecht aufgeſtellt haben. 

Auf dieſe Weiſe ſtellen ſich nun Preßſtrafrecht und Preßpolizei als 
einfache und natürliche, durch die Erſcheinungsform der geiſtigen That 
gegebenen Theile oder Anwendungen des Straf: und Polizeirechts dar. 
Man kann eben deßhalb auch in getwifiem Sinne jagen, daß es über: 
haupt Tein eigenes Preßftraf: und Polizeirecht geben folle, infofern 
man darunter etwas anderes al3 jene Anwendung allgemein geltender 
Grundſätze auf das Gebiet der Prefie verſteht. Anderſeits wird jeber 
verftändige Mann dieſe Einbeziehung. ver Preffe unter die allgemeinen 
Normen nothwendig, und die Aufftellung bejonverer Vorjchriften für die 
Anwendung der erfteren in Prepfällen als ganz zweckmäßig erachten. 
Und zwar nicht bloß für das Strafrecht, ſondern auch für das Polizei: 
recht. Nur muß man fich aber über das letztere einig fein. Wir haben 
die Grumobegriffe und ihr Recht in Polizei aufgeftellt. Die Anwendung 
derfelben auf vie Brefie ift das Gebiet der inneren Verwaltung; bie 
Anwendung bes Strafrechts ift Sache der Rechtöpflege; die Aufftellung 
eines eigenen Preßrechts mit Straf: und Polizeirecht für die Prefie ift 
Sache der Zweckmäßigkeit. Ueber diefe Punkte ift Taum ein Streit 
mögliy. Was ift denn nun der Grund und das Gebiet der großen 
Frage nad dem Preßrecht überhaupt, wenn jene Eäte klar find? 

Dbne Zweifel haben alle obigen Aufftellungen eine gemeinfame, 
aber begränzte Grundlage. Sie beziehen fi) auf das, was wir die 
geiftige That, die einzelne Aeußerung ber Preile genannt haben. 
So lange es ſich von diefer, von einer beftimmten Injurie oder Unfitts 
lichkeit, von einer beitimmten Negation des öffentlichen Rechts, von 
einer beftimmten Aufreizung zu einem Verbrechen handelt, fünnen 
Strafs und Polizeireht in ihrer Anwendung nicht beftritten werben. 
Aber e3 ift das eigenthümliche Wefen ver Prefle, daß fie neben ihren 
Einzeläußerungen noch eine zweite geiftige Thatjache enthält. An diefe 
ſchließt fih daher die Frage nach dem zweiten Rechtsgebiet der Preſſe, 
dem Recht der Prepfreibeit. 
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Auch hier ift es von enticheidenber Bedeutung, ſich ‚über den bie: 
berigen und ben hier aufgeftellten Begriff der Polizei in ihrem weſent— 
lichen Unterſchiede Har zu werben. Bis jegt hat nämlich die ganze 
Literatur, dem Geifte der Zeit und ihrer Geſetzgebung folgend, 
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die obige, eigentliche Sicherheits- und Nechtöpoliget mit der Polizei 
gegen den Geiſt der Prefie ohne meiteres zufammengeiworfen, und 
“ mithin das Recht der Polizei auf. Mittbeilung der Pflichteremplare, ber 
Kaution, der Beichlagnahme, unter demſelben Geſichtspunkt auf 
gefaßt, wie die Genfur, alles mit dem gemeinfamen Namen ber 
Polizei belegend. Der Grund dieſer Auffaflung mar ein doppelter. 
Einerjeitd, mie die Geſchichte der Verwaltungslehre zeigt, begriff man 
alles, was der Staat außerhalb der Staatswirthichaft in der Rechte: 
pflege zu thun hatte, als Polizei; andrerjeits gab es aber keinen feften 
Begriff von Preßfreibeit, durch welchen man die berechtigte won der 
unfreien Preßpolizei hätte unterfcheiven fünnen. Dazu kam, baß bie 
eigentliche Jurisprudenz fich mie jchon gejagt, weder mit ber Polizei 
überhaupt, noch mit dem Preßrecht, beichäftigte, die bock allein im 
Stande gewejen wäre, bier Orbnung und Stlarbeit in die Begriffe zu 
bringen. Das bat zur Folge gehabt, daß in manden Borftellungen 
die Freiheit der Preſſe als vollftändige Befeitigung jeder polizeilichen 
Mapregel aufgefaßt wurde (John, Gutachten, Verhandlungen bes 
ſechſten deutſchen Juriſtentages ©. 318 ff.), was natürlich nur durch 
Mangel an Verſtändniß der Polizei und ihres organischen Rechts erflärt 
werben Tann. Andrerjeit3 wird dadurch die Stellung des geltenden 
Preßrechts unter dem Gejammtbegriff der Polizei in der Literatur ent 
jchieden. Während das vorige Jahrhundert es noch verfteht, daß die 
Prefie überhaupt ein Gulturelement ift und daher unter das Bildungs⸗ 
wejen gereiht und als organiſcher Theil deſſelben begriffen werben 
muß, wie bei Berg (Polizeiredht Bd. II. 3. Bud) das ganze Preßrecht 
ala Theil der „Unterrichtöpolizei” aufgeführt wird, bat das neunzehnte 
das ganze Preßweſen principiel — mit wenig Ausnahmen (f. unten) 
als Theil des Polizeirechts, beziehungsweiſe der Volizeihoheit bingeftellt; 
jo namentlih Klüber im Deffentlihen Recht des Deutfchen Bundes 
$. 503; Maurenbreder Staatsrecht $. 56 und $. 196; Pölitz, 
Staatswiſſenſchaft I. Bd. über Sicherheits: und Ordnungspolizei 
©. 488; ſelbſt Badhariä, Deutfches Staats: und Bunbesrecht IL Bd. 
©. 165 troß ihrer im Uebrigen divergivenden Auffaſſung. Dadurch 
verlor man das richtige Urtheil jo weit, dag Mohl, der das Preßrecht 
in feinem Württembergifhen Staatsredt L Bo. 8.72.73. als 
Allgemeines Staatsbürgerrecht behandelt, daſſelbe in feiner Polizei: 
wiſſenſchaft wieder unbeſchränkt unter die Präventivjuſtiz ftellt (III. Bd. 
8. 13). Man fah nicht, daß dieſe „Polizei“ eben einen weſentlich doppel⸗ 
ten Inhalt hat, und dag während die erfte — die eigentliche Preßpolizei 
— ein volllommen berechtigter ift, der zweite von Wiffenfchaft und 
Prarxis als Beichränfung der Preßfreiheit eben fo energiſch verurtheilt 
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wird. Wäre Glaſer (Gutachten, Verhandlungen des ſechsten deutſchen 
Juriſtentags S. 185) über den rechtlichen Begriff ver Polizei neben 
dem bed Strafrechts zu einem Abſchluß gelangt, fo würde der Angriff 
Johns auf feine „uneigentlichen und eigentlichen” Preßvergehen nicht 
möglich geweſen fein; denn die „eigentlichen“ find eben nichts anders 
als die Vergehen gegen bie eigentliche Preßpoligei in obigen Sinne. 
Uebrigens hat ſchon Zachariä (Deutiches Staats: und Vundesrecht 
1842, D. Bd. 8. 145) den Unterfchied von formellen und materiellen 
Preßvergehen aufgeftelt. Johns Arbeit liefert eben ven Beweis, daß 
eine Kritik nutzlos bleibt, fo lange man durch diefelbe nichts anderes 
beweist, als daß man fich vorher über die Sache nicht klar war und 
nachher nicht Mar geworben ift. Viel bat zu diefer Ungeſchiedenheit der 
Begriffe die franzöfiiche Jurisprudenz beigetragen, da dieſelbe zu dem 
Begriffe der Polizei der Preſſe gar nicht recht gelangen Tonnte, weil 
das ganze Preßverfahren ftreng gejetlich georönet war und die Preß- 
polizeivergehen wie alle andern Bolizeivergeben ſeit dem Code Penal 
als integrirende Theile des Strafrechts erfcheinen, mas wieder das 
gemeine deutjche Recht nicht anerkannte. — Webrigens wird wohl das, 
was wir hier meinen, erft durch die Erwägung des Folgenden recht 
Hlar werben. 


d) Die Breßfreiheit, ihr Princip und ihr Recht. 


Eine ganz andere Stellung zum Gejammtleben und fpeziell zur 
Verwaltung ihrer Lehre und ihrem Recht hat nun dasjenige, mas wir 
die Preßfreiheit nennen. Es ift unerläßlich, fich auch über den formalen 
Inhalt und Begriff verjelben einig zu fein. 

Zuerft ift e8 Har, daß Niemand die Preßfreiheit in der völligen Abwe⸗ 
fenheit de3 Rechts für die Preſſe juchen wird. Es wäre ein undenkbarer 
Widerſpruch, weniger Recht für Die Preffe zu fordern, als für den Staats 
bürger, der für fie arbeitet. Dex Begriff der Preßfreiheit leidet daher gar 
feine Anwendung auf das durch die einzelne That der Preſſe noth⸗ 
wendig geleßte Recht derfelben. Nicht einmal eine härtere Strafe oder 
ftrengere Bolizeimaßregeln auf der bezeichneten Grundlage werben eine Be: 
ſchränkung der Freiheit der Preſſe bedeuten können, fo menig man von einer 
Beſchränkung der Freiheit des Bürgers reden könnte, wenn ber Diebſtahl 
mit dem Tode beftraft wirb, wie früher in England. Will man daher 
von einer Freibeit der Preſſe ald von einem fpecififchen Begriffe reden, 
fo muß man auch ein ſpecifiſch anderes Verhältniß berfelben im Auge 
haben. Jede Bermengung beflelben mit dem früheren macht hier Recht 
und Begriff unllar. 

Wir haben dieß zweite Verhältniß bereits bezeichnet. Es iſt die 
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Arbeit die in der Prefie liegt. Was fie ift, bedarf keines weiteren 
Beweiſes. Allein es ift nothwendig, diejelben als einen Thatbeftand 
zu formulicen, um Rechtsfragen an fie anknüpfen zu können. Gelingt 
das, fo ſcheint und die Frage der Preßfreiheit eine gelöste. 

Das Weſen der Arbeit in der Preſſe befteht darin, daß die im 
Druckwerk enthaltene Gedantenäußerung ſich felbit als eine, in ihrer 
Gültigkeit von der geiltigen Arbeit des Schriftftellers und des Leſers 
bedingte binftelt. Nun bat jede Arbeit ein Ergebniß. Dieß Ergebnif 
ift, wenn es in diefer Weife durch Arbeit erivorben iſt, eine Wahrbeit. 
Es ift ein abfoluter Widerſpruch, die Arbeit als Suchen nad) der 
Wahrheit begrängen zu mollen. Die Arbeit in der Preſſe ift baber 
frei. Allein dieſe Freiheit ift noch nicht die Freiheit der Prefle. 

Das Ergebniß jener Arbeit des Gedankens Tann nun alle wirt 
lichen ober geiftigen Verhältnifie des Lebens zum Gegenſtand haben. 
In fofern nennen mir die Geſammtheit diefer Ergebnifle die Wiffenfchaft. 
Wo nun der Gegenftand, mit welchem fich jene Arbeit beichäftigt, ber 
Zuſtand des öffentlichen Rechts, des Staats oder der Gejellichaft ift, 
da empfängt das in derjelben liegende Streben einen eigenen Namen 
wegen feiner bohen ſpecifiſchen Bebeutung für das Gelammtleben. 
Wir nennen e8 die Tendenz oder den Geiſt ber Arbeit felbft, und 
mithin aud ihrer Erfcheinung, des Druckwerles. Diefe Tendenz, 
Richtung oder Geift des Druckwerkes ift daher neben und möglicher 
Weiſe ganz unabhängig von den einzelnen Ausdrüden eine durchaus 
jelbitändige Thatfache. Diefe Thatſache ift ein inwohnendes Moment 
jedes Drudwerled. Sie iſt in jedem Buche wie in jeber Zeitung, die 
fi den öffentlihen Dingen zuwendet, vorhanden. Ya fie ift mebr; 
fie ift daS eigentliche Leben derjelben. Sie beberricht die einzelnen 
Ausprüde; fie bildet ihren Zuſammenhang; fie ijt die höhere Indivi⸗ 
dualität des Werkes felbft, und fie wirkt in diefer ihrer Individualität 
und vermöge derfelben. Sie wirkt ziwar anders, aber fie wirkt nicht 
weniger mächtig als jeder einzelne Ausſpruch. Sie wirkt mehr durch das 
was fie anregt, als durch das was fie enthält. Sie ift eben baburd) 
ein fo gewaltiges Culturmoment; fie erhebt über den einzelnen Irrthum 
im Werte und läßt das Ganze wirken; fie macht wiederum bie einzelne 
Wahrheit unmädtig und läßt das Ganze wirkungslos; fie tft troß ber 
beftigften Ausprüde die Vertreterin der Ruhe und Tiefe in der Ber 
trachtung der Öffentlichen Dinge, und fie ift bei aller Glätte und Form 
ein furdhtbarer Feind derfelben. Ihre Macht ift feine plögliche, ſondern 
eine langſame, aber deſto größere; fie enthält feine Verlegung des Rechts, 
aber fie kann es auflöfen; fie erzeugt nicht immer Einprüde, wohl aber 
Ueberzeugungen; fie ift eine ziveite Form der geiftigen That, entſcheidend 
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für den Werth, für die Dauer, für den Einfluß der Arbeit. Es 
ift ein Zweifel, daß neben jedem einzelnen Sate der innere Zufam- 
menhang berjelben, neben jeder einzelnen Anficht ver lebendige Kern 
aller, neben ber Form und dem Einzelinhalt der Geift und die Tendenz 
bes Drudwerlö eine zweite, vielleicht weit wichtigere und mächtigere, 
gewiß aber jelbftändige Thatſache ift. 

Steht dieß nun feit, fo entfleht die Frage, wie fich zu die ſer That 
ſache die Verwaltung des Rechts und die Verwaltung des Innern, bie 
Nechtöpflege und die Polizei zu verhalten haben, wenn — und das ift 
ja unfer Gebiet — wenn diefer Geift des Druckwerkes feindlich der 
gegebenen Ordnung und ihrem Recht gegenüber fteht? Denn daß beide 
mit demjelben gar nichts zu thun haben, wenn er mit biefem öffent 
lichen Rechtsleben fi) überhaupt nicht beichäftigt, oder von der Ver⸗ 
waltung ohnehin — jei es von weldem Stanbpunlt immer — als 
beillam betrachtet wird, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Die Antwort auf diefe Frage ijt entſcheidend. Nur darf fie nicht 
vom Gefühle, fondern fie muß von ber Rechts- und Verwaltungslehre 
gegeben werben. 

Was zuerft die Rechtspflege betrifft, jo muß eine Borfrage erledigt 
werben, die für das Folgende von enticheidender Bedeutung if. Selbſt 
wenn man jene Thatfache des Geiftes eines Druckwerkes unberingt als 
eine ſelbſtändige anerkennt, wird die Frage entftehen, wo bie äußere 
und die innere Gränze zivilchen Geift und Einzelja zu jegen ift, und 
wer fie zu beftimmen bat. Denn baß beide in einander übergehen, ift 
feinem Zweifel unterworfen. Das Recht beider aber ift ein jo weſent⸗ 
lich verfchievenes, daß die Möglichkeit, bier eine fcharfe Gränze zu 
ziehen, ibentifch wird mit der, überhaupt zwei Rechtöprincipien aufzuftellen 
und feitzubalten, und daher iventifch mit der ganzen Frage nad) dem 
Begriffe der Preßfreibeit. 

Wir ſetzen daher zuerft bie innere Gränze, und bann bie Äußere. 

Die innere Gränze zwiſchen dem Geifte und ben einzelnen Aus 
drüden entfteht, je nachdem der letztere bloß al8 unbegründeter Ausſpruch 
ber inbivivuellen Meberzeugung oder als Ergebniß einer Reihe von 
Schlußfolgerungen auftritt. Das erflere mag das Ergebniß einer ſub⸗ 
jektiven Arbeit fein, aber es erſcheint als einfache That; es macht 
daher auch die Forderung, als ſolche behandelt zu werben; es beftimmt 
die individuelle Stellung bes Urhebers zu den allgemeinen Bedin⸗ 
gungen des Rechtslebens. Das letztere jet dagegen an und für fi 
voraus, daß der Leer felbit ven Proceß vollziehe, der einer ausge: 
ſprochenen Ueberzeugung zum Grunde liegt und daher ſelbſt die geiftige 
Arbeit vollbringe, die zu dem aufgeftellten Rejultat führt. Die letzte 
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Ueberzeugung wird daher abhängig von der Neberzeugung von jedem 
vorhergehenden Sat; aber ohne das Recht auf einen foldhen Erwerb 
bon Ueberzeugungen gibt e8 überhaupt fein geifliges Leben. Damit 
ift Die Bezeichnung der innern Gränze gegeben. Der Geift beginnt 
da, mo ber Leſer durch das Druckwerk felbft veranlagt wird, zu 
dem Refultate defjelben erft durch Schlußfolgerungen zu ge 
langen. Ob und wie weit dieß der Fall ift, zeigt jedes Drudivert 
von jelber. 

Die äußere Gränze nun, ober bie Enticheivung in jedem ein: 
zelnen Falle, Tann nicht anders gegeben werden, als durch das 
Urtheil des Gerichts. Nach welchen Grundſätzen bafjelbe dabei zu ver: 
fahren bat, und wie es gebilvet werben foll, ift aber nicht mehr Sache 
ber Verwaltung, fondern der Rechtöpflege. Hier wieder tritt der Satz 
auf, daß das Preßrecht eben nichts anderes ift und fein fol, als eine 
jpecielle Anwendung des Straf- und Polizeirechts und ihrer allgemeinen 
Grundſätze. Allerdings aber muß man, um biefe Gränze auch im Ein 
zelnen feftzuhalten, den weiteren Grundſatz betonen, daß in Gemäßheit 
des obigen Princips dem Gerichte überhaupt die Frage nach der Bes 
deutung von Schlußfolgerungen aus einem Drudwerle überhaupt 
nicht vorgelegt werben ſoll, ſondern nur der einzelne Eat oder Ausdruck. 
Die Competenz des Gerichts fol an der Gränze aufhören, wo ber 
Inhalt folcher einzelner Säte erit aus Vorausſetzungen und Gons 
ſequenzen gewonnen und in Gemäßheit biefer Schlüffe als ein ſtraf⸗ 
barer oder gefährlicher bezeichnet werben muß. So wie dieß feſtſteht, 
ft auch die Gränze für das (regelmäßige) Recht der Beichlagnahme 
gelegt, eben weil viejelbe ja vor Gericht, mie jede andere Berhaftung 
vertreten werben muß. Sie kann und fol nie wegen folder Säge 
ftattfinden, melde erft durch Schlußfolgerungen gefährlich ericheinen, 
und das Gericht muß daher, ganz abgejehen von dem Inhalt ver letz⸗ 
teren, ein abmweichendes Urtbeil fällen, jowie es ſich um bie Bebeutung 
von Gonfequenzen ftatt von dem Inhalt einzeln bingeftellter Säße 
bandelt. Oper, kurz zufammengefaßt, der Geift eines Drud: 
werles bildet feinen Thatbeitand für die gerichtliche Ver: 
folgung. Der formelle Grund für diefen wichtigen Sa liegt aber 
im Weſen der Sache "felbft. Daß der Berfafler eine — faljche oder 
ſelbſt gefährlide — Weberzeugung bat, iſt natürlich eine Thatſache, 
die zwar unzweifelhaft fein, aber nicht gerichtlich verfolgt werden Tann; 
daß er fie aber feinen Leſern auch wirklich beigebradt hat, ift 
wiederum eine Thatfadhe, die nicht zu beweilen if. Da nun erft in 
diefer allgemeinen Ueberzeugung das Gefährliche beſtehen würde, fo 
fehlt eben das Object des Verfahrens überhaupt. Es ift dabei felbft- 
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verſtändlich, daß die Thatſache des Ueberzeugtwerdens Anderer nicht 
durch die bloß ſubjektive Meinung des Richters, fie ſeien wahrſcheinlich 
überzeugt, erſetzt werden könne. Der geiſtige Grund dafür beſteht 
einfach in ber Thatſache, daß das Biel des Drudiwerkes eben nur bie 
Einzelüberzgeugung ift, die felbft wieder Tein Objekt des gerichtlichen 
Verfahrens fein fann. So ergiebt ſich die grundſätzliche Ausſchließung 
der Rechtspflege vom Geiste oder der Tendenz der Druckwerke. 

Die zweite Yrage ift nun bie, ob, das Obige vorausgeſetzt, nicht 
die höhere Sicherheitspolizei menigitens gegen ein Druckwerk 
einjchreiten könne und folle, das durch feine Tendenz der öffentlichen 
Drbnung gefährlich ericheint. Diefe Yrage ift nicht mehr eine einfache. 

Es ift zunächit wieder nothivendig, bier zu unterjcheiven. Die Dar 
ftellung des Weſens der höheren Sicyerheitöpoligei zeigt, daB das, was 
man eine Gefahr der öffentlichen Zuftände und Ordnung nennt, eine 
zweifache Geitalt hat. Es Tann eine foldde Gefahr eine äußerliche fein, 
wie bei feindlicher Bedrohung, oder bei innerem Aufruhr over gemwalts 
famen Berwegungen; und fie kann. eine innere fein, deren Kern in einer 
Auffafiung des Staatsbürgerthums von Recht und Ordnung befteht, 
welche mit dem Beſtehenden in Wiberfpruc treten. Nach den allge 
meinen Grundſätzen des öffentlichen Hecht? der höheren Sicherheits: 
polizei hat nun biefelbe die Aufgabe und damit auch bie Berechtigung, 
in den Fällen äußerer Gefahr nad ihrem Ermeſſen diejenigen Rechte 
der Staatsbürger zu befchränten, deren Ausübung eine ſolche Gefahr 
in ernftlicher Weife vermehren würde (3. B. öffentlihe Verſammlungen 
während eines Aufruhrs, Briefwechlel aus einer belagerten Stabt 2c.). 
Es muß daher in foldhen Fällen unzweifelhaft der höheren Sicherheits⸗ 
polizei das Recht zuftehen, auch gegen die Aeußerungen der Preſſe ein» 
zujchreiten, wenn fie — natürlich abgefehen von einzelnen Sägen — 
ihrem Geifte nad) die Gefahr, welche jchon beiteht, wermehrt. Aber 
auch hier ſoll das Recht der höheren Sicherheitspolizei der Preſſe be⸗ 
ſtimmten Regeln unterliegen. Als ſolche find die folgenden zu fordern: 
erftlich eine wirklich vorhandene äußere Gefahr; zweitens eine formelle 
Mittheilung an die Preſſe, welche auf Grundlage jener öffentlichen 
Gefährdung ihr die höchſte Vorficht auch in ihrer allgemeinen Tendenz 
zur Pflicht macht; drittens möglichfte Beſchränkung der polizeilichen 
Maßregeln auf die Beichlagnahme in Zeit und Objelt. Dieß find bie 
natürlichen Gränzen bes Rechts der höheren Sicherheitspolizei gegenüber 
dem Geifte der Brefie. 

Wo dagegen die äußeren Zuftände eine ſolche Gefahr nicht dar 
bieten, da muß man anerkennen, daß ein verwaltungsrechtliches Ver⸗ 
fahren gegen jenen Geift der Preſſe an und für ſich unberechtigt und 





falſch ift, jelbft da, mo biefer @eift als ein unzweifelhaft gefährlicher 
eriheint. Und zwar deßhalb, weil fich derſelbe jeder direlten Maßregel 
von Seiten der Verwaltung und der Polizei insbeſondere entzieht. Das 
wieder beruht pigchologifch darauf, daß die Leſer für die entfernteren 
Schlußfolgerungen in dem Grabe empfänglicher werden, in meldem 
man die näherliegenden polizeilid verfolgt. Deßhalb fteht vie Regel 
feft,, daß eine Verfolgung des Geiftes einer beftimmten Richtung in ber 
Preſſe im meiteften Einne ftet3 ben entgegengeſetzten Erfolg von dem 
bat, was man beabfichtigt. Es ift überflüflig, dafür auf jahrhundert⸗ 
alte Erfahrungen hinzumweifen. Es erjcheint ebenjo überflüfjig, das durch 
die höhere Natur des Geiftes überhaupt zu begründen. Wohl aber 
muß ſich die Verwaltungslehre, indem fie jenes allgemein geiftige Ele: 
ment der Preſſe ald außerhalb jeder birelten Einwirkung der Verwal⸗ 
tung, und mithin außerhalb des Verwaltungsrechts liegend, anerkennt, 
davon Rechenſchaft ablegen, daß die Preſſe ihrerjeits den Keim ber 
Heilung für die Uebel, die fie anzurichten vermag, wieder in fich ſelber 
trägt. Es erſcheint auch hier unnöthig, genauer zu verfolgen, wie und 
worin dieß der Fall ift, theils direlt durch die. befiere Preſſe, theils 
indirelt durch die Natur der Preffe überhaupt. Denn auch der pſycho⸗ 
logifche Sat ift gewiß, daß bie Vorficht der Lefer in der Annahme 
eines Urtheils oder einer geiftigen Richtung in dem Grabe fteigt, in 
welchem der Schriftiteller rüdfichtslofer auftritt. Das Element aber, 
welches dieſe Vorficht ſtark macht, ift einerjeit das Intereſſe, andrerſeits 
die Bildung. Sind in einem öffentliden Buftande die erfteren gewahrt 
und gefördert, und bie zweite allgemein, jo fann ber Geift ver Brefle 
wohl tiefe Irrthümer begeben, aber er Tann feine Gefahren mehr bes 
veiten. Und nur mit dieſen hat es die Verwaltung zu thun. 

Daraus ergibt ſich nun der concrete rechtliche Inhalt desjenigen, 
was man bie Freiheit der Preſſe zu nennen bat. Dieſelbe befteht 
demnach nicht in Abweſenheit eines Strafrechts der Prefle; fie ift nicht 
beichräntt durch das Recht der polizeilichen Anzeige und eben jo wenig 
burh das ber Beichlagnahme; fie ift endlich nicht gefeht in ber Be 
freiung von den Maßregeln der höheren Sicherheitspolizei im Falle 
äußerer Gefahr. Sie muß vielmehr davon ausgehen, daß fie felbft 
genau bdemjelben Strafe und Boligeirecht unterworfen ift, wie ber 
Staatsbürger, deſſen Gedanken fie enthält ober anregt; es ift ein Um 
ding, mehr Unbeſchränktheit für den Gedanken, der in das Voll tritt, 
zu fordern, als für den Einzelnen, der ihn denkt. Sondern die Frei⸗ 
heit der Preſſe bedeutet und ift das Nufgeben jeder direkten 
und indirelten Maßregel gegen das, was wir den Geift der 
Preſſe genannt haben. Und in ber That bat die Frage nach der 
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Freiheit der Preſſe überhaupt nie an der Frage nach dem eigentlichen 
Straf» und Polizeirecht, das ein ganz nothwendiges Gomplement des 
Berwaltungsrechts ift, entftehen können, fondern nur an dem Berfuche, 
eben jenen Geift der Prefie ftatt der einzelnen Yeußerungen verfelben 
zu belämpfen. Und in dieſem Gebiete liegt daher auch die Geſchichte 
des Preßrechts feit dem Entftehen der Buchbruderen. 


Rad) der ganzen bisherigen Darftellung ift es offenbar eine ganz 
entieheidende Frage, wie und ob man den Begriff der „Preßfreiheit“ 
nicht bloß als abftrafte Forderung ausſprechen, fondern den Inhalt 
derjelben juriftifch Formuliren fol. Wir behaupten, daß dieſe For⸗ 
mulirung das Kriterium der Auffafjung eines jeden Schriftftellers über 
das Preßrecht ift; und es wird deßhalb leicht verftändlich fein, wenn 
wir hinzufügen, daß zwar Wort und Princip der Preßfreibeit tauſende 
von malen ausgeiprochen find, daß aber eine genaue Beſtimmung von 
demjenigen, was man ſich darunter denkt, nirgends angetroffen wird. 
Wir unferfeit3 müflen, bis wir widerlegt werben, dabei ftehen bleiben, 
daß es gar Feine Yormulirung und objektive Beftimmtheit des Begriffes 
der „Preßfreiheit” geben kann, jo lange man nicht ben Geift oder bie 
Tendenz der Prefie als felbftändige Thatfache von den einzelnen Yeußes 
rungen trennt. Gerade in biefer Beziehung ift die Gefchichte der Literatur 
böchft belehrend. Der Begriff und das Wort der „Preßfreiheit“ findet 
ih, fo viel wir fehen bis zum Jahre 1790 in der deutſchen juriftifchen 
Literatur nicht; bis dahin „Bücherregal“ „Aufficht” u. |. w. (j. Pütter, 
Literatur deutfchen Strafrechts, Bd. III. 8. 94). Es jcheint überhaupt 
exit jeit der Declaration des droits (1789) entſtanden (Art. 11): „La 
libre communication des pensees et des opinions est un des droits 
les plus pr&ecieux de l’'homme; tout citoyen peut donc parler, &crire, 
imprimer librement, sauf à repondre de l’abus de cette libert6 dans 
les cas determines par la loi.* Die beutjche Literatur machte daraus 
ein „Naturrecht;“ doch war man fidh gleich anfangs einig, daß biele 
Prefreibeit eine beichräntte fein müſſe, und in diefem Suchen nach ber 
Beſchränkung des Begriffs ging das Etreben ihn felbft zu beitimmen, 
verloren. Im Großen und Ganzen ift in der Auffafiung der Juriſten 
zu Ende des vorigen Jahrhunderts und des gegenwärtigen nur ein 
jehr geringer Unterſchied. Der juriftiiche Ausgangspunkt war ber 
Sat: „Im Stante ift das Recht, feine Gedanken Andern mitzutheilen, 
dem Staatözwed untergeordnet. Der Staat darf daher auch die Gegen: 
ftände beftimmen, an welchen man ſich vorzüglich durch Mißbrauch der 
Preßfreiheit vergehen kann.” (Berg, Polizeirecht Bd. II. S. 386.) So die 
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Hauptichriftfteller: Birkner, über die Preßfreiheit und ihre Gelee 1797; 
Gruner, Cremutius Cordus oder über Bücherverbote 1798 u. a. 
Vorwiegend bleibt dabei ſteis nebft abftralter Anerlennung des 
Rechts auf Preßfreibeit der polizeiliche Gefichtöpunft, und zwar immer 
ohne Unterſcheidung der eigentlichen und ber unfreien Polizei. Die 
freiere Auffafiung ericheint daher im Staatsrecht auch nicht in dem 
Suden nad) jener Begriffsbeitimnung,, fondern zunächſt in dem Verſuch, 
die „Preßfreibeit” nicht mehr einfach dem flaatörechtlichen Begriff und 
Recht der Polizei einzuoronen, fondern ihr eine andere, höhere Stellung 
einzuräumen. Die Kategorie des öffentlichen Rechts, unter der fie auf 
geführt wird, hat daher an und für fich fchon ihre hiftorifche Bebeutung. 
Der erfte, glauben wir, der bier Bahn brach, und ftatt der Preßpolizei 
die Preßfreiheit zum Grunde legt, ift unter den Staatsrechtslehrern 
Aretin in feinem Staatörecht der conftitutionellen Monarchie 1828, welcher 
den Begriff der Preßfreiheit zuerſt als einen publiciftiichen in das Staats⸗ 
recht einführt, die Preßpolizei fallen läßt, und die eritere als eine ber 
„Garantien der Verfaſſung“ herſtellt. Er ift der erfte und einzige, ter 
‘einen ftreng juriftiichen Standpunkt fejthält und zum Theil durchführt 
und, indem er einerfeitö die Genfur für „heillos“ erflärt, ein „Straf: 
gejeß für Preßvergehen“ fordert, mit der genaueren Beftimmung „traf: 
bar ericheint jede unzweideutige ober offenbare Aufforderung zu miber: 
rechtlicher, geſetzlich mit Strafe belegter That und jede Beleidigung 
einer Berfon“ — merkwürdiger Weife will er teine Strafe für Ber: 
leßungen ber Sittlichleit. Die Frage jedoch nach dem, was nothivendig 
der Preßpolizei angehört, ift auch ihm von der Frage nad) dem Strafrecht 
nicht geichieden (Bo. IL Abth. 2. VID. Im Grunde ift pas Ganze 
eine Paraphrafe der Declaration des droite. Für das territoriale 
Staatsrecht bat auch hier Mohl in feinem Württembergifchen Staats: 
recht 1846 den alten Standpunkt verlaͤſſen. Mohl faßt das Recht der 
Preſſe ald „Preßfreiheit“ ſchon unter dem Begriffe der „allgemeinen 
Staatsbürgerrechte“ (Bd. I: $. 72. 73) und zwar als Theil der „Denl- 
freiheit” auf; feine Behandlung ift freilich natürlich ſtreng referirend. 
Die fpäteren Berwaltungsrechte find ſich noch über den Standpunlt 
nicht einig; Pozl (bayriiches Verwaltungsrecht 8. 102) nimmt es wieder 
als Theil der Sicherheitspoligei. Rönne dagegen (Preußiſches Staats 
recht Bo. I. 11. 8. 96) nah Mohls Vorgang als „Recht der Preußen.” 
Auch die Staatslehre ift ſich nicht recht Kar. Bemerkenswerth ift 
jedoch, daß man ſich bei der Prefie im vorigen Sabre faft nur Bücher 
und Schriften dachte, und die Tagespreile faum in Betracht zog (Juſti 
Bd. IX. Hauptflüd 86. Sonnenfels Br. 1. S. 94). Diele wird 
erft fpät beachtet, und die exfte Aufnahme derfelben als einer Ipecififchen 
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Art der Preſſe mit Bezeichnung ihrer wichtigen Eigenthümlichkeiten in 
die Fachwiſſenſchaft finden wir bei Mohl, Polizeiwiſſenſchaft Bd. II. 
©. 35. Jedoch mußte man feit der formellen Entftehung ber Polizei 
wiſſenſchaft näher auf die Sache eingehen, und jet beginnt auch diefe 
Literatur fih, wenn aud unklar, tem Gegenſatz zwiſchen der Noth: 
wendigleit des Preßftraf: und Polizeirechts und der „Preßfreiheit“ zum 
Bewußtſein zu bringen, ohne zu einer formulirten Entſcheidung zu ge: 
langen; namentlih der wadere J. H. Berg (polizeirecht II. Bd. 
©. 341. 344), wahrfcheinlih der Erfinder der „Preßfrechheit” ©. 341. 
Jacob, Polizeiwiſſenſchaft Bo. IL. 8. 155 u. a. Pölitz, Staats 
wifienihaft Bo. II. 12. ©. 491. „Die Berfaffungen müffen darüber 
entjcheiden , welches von den beiden Syſtemen für tie Beſchränkung der 
Preßfreibeit, der Genfur, oder der unbedingten Preßfreiheit, jeboch 
mit einem Strafgeſetz für die Preßvergehen vorzuziehen fei.” Confuſer 
zu jein oder unentjchiedener ift wohl nicht möglich. Dennoch ſprach 
Poölig die damalige Unklarheit am beiten aus; wie er dachten viele; man 
fieht aber, daß feſte Begriffe auch den Staatslehrern mangeln, und daß 
man fich weder über den leitenden Geſichtspunkt noch über den Inhalt 
einig war. — Hier hätte nun das dritte Gebiet der Literatur helfen 
müflen, die eigentliche, ſowohl juriftifche als Aubliciftifhe Literatur 
der Breffe. Aber auch fie gelangte um fo weniger dazu, als fie von 
Anfang an die Prefle und ihre Fragen ſtets für fih, ohne ihren Zu: 
fammenhang mit dem gefammten Organismus des Staats behandelte. 
Man muß bier drei Richtungen unterfcheiden: die rein biftorifche, die 
publiciftifche, und die jtreng prefftechtliche. Die erfte ift verbältniß- 
mäßig wenig vertreten, da fie gleich anfangs bei der Geſchichte der 
Cenſur fteben blieb, wie Hoffmann, Geſchichte der Büchercenjur 
1819 und felbft in neuerer Zeit das zu wenig beachtete, gründliche und 
Ipeciell für die öſterreichiſche Cenſurgeſchichte wichtige Werl von Dr. 4. 
Wiesner, Denktwürbigleiten der öfterreichifchen Cenſur vom Beitalter 
der Reformation bi8 auf die Gegenwart 1847. Bon einer Geſammt⸗ 
entwidlung des Preßweſens überhaupt ift hier wenig die Rebe; es find 
das nur Darftellungen des Kampfes der regierenden Gewalten mit dem 
Geiſte der Preſſe, bei denen das Weſen der Preßfreiheit noch einfach 
in dem Kampf gegen die Cenſur beſteht, und daher die Frage nach dem 
Polizei: und Strafrecht in den Hintergrund tritt. Die publiciſtiſche 
Nichtung hat denjelben Charakter. Sie mill entweder Preßfreiheit 
sans phrase, oder ſchwankt zwilchen ihr und ver Nothivendigfeit irgend 
polizeiliher Maßregeln ; zu einem Rechtsſyſtem gelangt fie nicht. Indeſſen 
liegt ihre hohe Bedeutung nicht in dem, mas fie für die Formulirung 
der Begriffe oder der Rechtsſätze, oder für die ftrenge Inerſcheidung 
Stein, die Verwaltungslehre. VI. 


von Preßrecht und Prepfreibeit that. Das zu jagen oder zu unter: 
ſuchen, war gar nicht ihre Abſicht. Sie ift vielmehr von einem 
ganz andern Standpunkt ausgegangen. Ihr bedeutet die Preßfreiheit 
nicht mehr im Allgemeinen das Recht, feine Gedanken Andern mit 
autbeilen, jondern vielmehr das Recht, vermöge der Prefie fpeciell an 
öffentlihden Dingen Theil zu nehmen. Sie ift damals zuerft be 
griffen als das große Organ der öffentlihen Meinung über Staat 
angelegenbeiten; die Idee der Preßfreiheit iſt bie noch unllare 
Borftellung von dem Rechte des Volles auf eine Theilnahme am Etnate; 
das Recht auf Preßfreiheit ift Schon damals identiſch mit der dee 
des Rechts auf Volfsvertretung. Dan fagte das nicht; aber die 
Einen mußten ed, die Andern fühlten es. Der Kampf für die Pre 
freiheit bedurfte daher einer juriftiihen Definition nicht; da er weit 
über fein nominelles Ziel hinausging, darf er gar nicht als für id 
beitehend betrachtet werben; freilich folgte, daß eben deßhalb auch jeder 
Gedanke an eine Beſchränkung der Preßfreiheit ala ein Zweifel an dem 
Recht der Fünftigen, in den Gemüthern des Bolles liegenden Volle 
bertretung angejehben und von ber öffentlihen Meinung verurtheilt 
wurde. Das zu dem Range einer geichichtlichen Thatjache erhobene 
Sendichreiben von Fr. Gent an Se. K. Majeftät Friedrich Wilhelm IL. 
„bei Dero Thronbefteigung allerunterthänigft überreicht, Berlin 16. No 
vember 1797” hat in biefem Sinne eine Stellung, melde man nicht 
immer richtig auffaßt. Nicht daß Gent hier die Preffreibeit überhaupt 
vertrat, war das Bedeutende, denn dad war ſchon von vielen gejchehen, 
Sondern die gewaltige Kraft, mit welcher diefe Publication in bie des 
malige Zeit eingriff, beftand darin, daß er die Preßfreiheit als ein 
Necht des Bürgerthums forderte, und daß von ta an die, wenn 
auch juriftifch ganz vage Idee der Preſſe dadurch zum Feldgeſchrei 
dieſes Bürgerthums gegen vie bureaufratifch abfolutiftiiche Negierung 
einerfeitdE und gegen ben Reſt der ftändifchen Vorrechte anderſeits 
wurde. Nicht bloß, daß Gens damals Preßfreibeit wollte, ſondern 
daß er für das Bürgertbum und die öffentliche Meinung, den unformu: 
listen Willen der Staatsbürger, eine Theilnahme, einen entjcheibenden 
Einfluß auf die öffentlichen Angelegenheiten forderte, war e8, was bie 
langbauernde Begeifterung für jenes Sendichreiben eriwedte. (Dafjelbe 
fteht u. a. in „Stubien zur Drientirung über die Angelegenheiten ber 
Preſſe“ von Rcühle) v. Lilienftern) 1820. S. 129 ff.) 

„Wenn dem Bürger eines Staates alles, was zum erlaubten 
Genuß des Lebens und zur Entwidlung feiner Kräfte gehört, offen 
ftebt; wenn er fein freigewähltes Gewerbe in ungeftörter Rube bes 
treiben kann; menn ihm eine ftrenge unparteiifche, durch Teinen Eingriff der 
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Willkür gehemmte Rechtsverwaltung die Garantie feines Eigenthums 
und die beruhigende Ausficht gewährt, daß nie einer feiner Mitbürger 
mädtiger fein wird, als die Geſetze; wenn billige, gleichförmige, 
nad einfachen Grundſätzen georbnete, ohne Drud und Schikane er⸗ 
bobene Abgaben ihm nur fo viel von feinen Einkünften entziehen, als 
zur Erhaltung des Staats erforberli ift, und eine weife und gewiſſen⸗ 
bafte Adminiftration die zweckmäßige Vertvendung feiner Beiträge ver: 
bürgt, wenn feine ungerechte oder übelverftandene Einſchränkungen ihn 


hindern, feine Fähigkeiten, feine Kenntniffe, fein Vermögen nad) eigener 


Neigung und Einſicht, nach der dee die er felbjt von feinem Bortheil 
bat, zu benugen” (Adam Emith!), „wenn er überbieß feine Gedanken 
über alles, was ihn umgibt, vortragen und feinen Beitgenofjen fogar 
feine Irrthümer und feine Grillen mittheilen darf — dann ift alles 
erichöpft, mas der Menfc in der ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft fucht. 
— Der Inbegriff diefer Güter ift die bürgerliche Freiheit, 
die unter einer monarchiſchen Berfajfung bis zu ihrer 
höchſten Reife gedeihen kann!“ Das war der Kern der Forbes: 
rung nach Prepfreiheit; die lettere war nicht mehr Selbftzwed, fie 
war nur noch Mittel dafür; wenn er jeden „Zwang“ gegen die Preſſe 
befämpft, fo ift das nur Conjequenz oder Borausfegung bes Obigen, 
troß dem, daß er auch hier die Hauptangriffe gegen die Preßbeichrän: 
fung in die beiden kurzen Säte zufammenfaßt: „Was, ohne alle Rück— 
fiht auf andere Gründe, jedes Geſetz, welches Preßzwang gebietet, 
ausſchließend und peremtorifch verdammt, ift der weſentliche Umſtand, 
daß es nicht aufrecht gehalten werben fann. Wenn neben einem ſolchen 
Gefege nicht ein wahres Inquifitionstribunal wacht, fo ift es in unfern 
Tagen nicht möglich, ihm Anſehen zu verfchaffen.” Das war ganz richtig, 
aber das war nicht die Hauptſache. Das Gentziſche Sendichreiben war 
nicht weniger, ald das ganze Programm der conftitutionellen 
Monarchie, und die Preßfreibeit war nur ein, wenn auch mefent- 
liches Moment derfelben. Es ift die Form, in der ſich das Brincip 
der franzöfifchen Revolution für das deutſche Leben zufammenfaßt; aber 
für unjere Frage hat e8 die Bedeutung, daß es die Preßfreiheit unbe- 
dingt mit dem Princip der ganzen ftantöbürgerlichen Freiheit verſchmolz; 
Dazu bedurfte man keiner Definition der erjteren und bat fie aud nicht 
geſucht. Sondern, da man noch zu einer verfaflungsmäßigen Bolls: 
vertretung nicht gelangen fonnte, fo vertrat die Idee der Preßfreiheit 
ihre Stelle, und die Beften gaben fi} ber Ueberzeugung bin, daß 
fie die erftere theils erjegen, theils erzeugen werde. Es war daher 
natürlih, daß niemand daran dachte, von jebt an die Preßfreiheit 
zu belämpfen; fie mwarb. gefordert, ohne nad ihren nothwendigen 
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Beſchränkungen zu fragen, und zwar um ſo entſchiedener, als ſich ale 
bald der direkteſte Gegenſatz gegen dieſelbe, die Cenſur, zum förmlichen 
Syſtem erhob. Der tiefe Widerſpruch derſelben mit der aufkommenden 
ftaatsbürgerlichen Freiheit ward natürlich jo lebhaft gefühlt, daß vie höhere 
Publiciſtik auch jegt noch gar feinen Anlaß fand, nach einem beſtimm⸗ 
ten Begriff der Preßfreiheit zu fragen; Preßfreiheit war von da an 
der Gegenſatz zur Cenfur. Allein eben die Cenſur machte eine Literatur 
gegen biefelbe wieder unmöglich; es ift daher Klar, weßhalb bis zum 
Jahre 1830 die Vertretung der Preßfreiheit in der Preſſe ſelbſt ver: 
ſchwindet; nur die franzöſiſche Literatur über biejelbe von 1814 bie 
1830 vertritt die dee der freien Preſſe, da fie feine Cenſur kannte 
(Mohl, Polizeiwiſſenſchaft Bd. III. ©. 127). Damit gewann denn 
die juriftiiche Richtung Raum, und diefe hier, tvie immer an das Be 
ftehende anjchließend und jedem vagen Begriffe abgeneigt, lich das 
Preßweſen wieder unter die Kategorie der „Polizei“ fallen. Die bes 
beutenditen Arbeiten find daher jet Unterfuchungen über die Frage 
der Preßbeſchränkung, die Motivirung des polizeilihen Standpunfts, 
den die Gejeßgebung bier einninmt, und die Unterfuchung nicht mehr 
über das Princip der Freiheit, fondern über das der polizeilichen Bes 
Ihränfung und des Strafrechts. Im freieren Einne: Schmid, Leber 
Prepfreiheit und ihre Gränzen 1818; Krug, Entwurf zur deutfchen 
und Darftellung der englijchen Geſetzgebung über Preßfreiheit 1818, 
der jedoch in ähnlicher Weife wie Jacob a. a. O. von einer „freien 
Cenſur“ phantafirt, das Princip derjelben grundſätzlich feſthaltend; von 
allen am bebeutendften Rühle v. Lilienftern a. a. D. 2. Abth., 
eine hochachtenswerthe Arbeit, mit dem erften Veiſuch juriſtiſche Aufe 
fafjung in die Frage nach dem Recht der freien Preile zu bringen 
(namentli ©. 256 ff.). Die Idee der Cenſur ihrerjeits fand dagegen 
gleichfalls ihre Vertreter, und es ift nicht zu läugnen, daß bier das 
Prepftrafe und Polizeirecht zum Theil wifjenfchaftlid behandelt morben. 
Den erften und bebeutenditen Schritt that bier Ancillon (Borlefung 
in der Situng der Akademie der Willenichaften zu Berlin, 14. März 
1816; bei Rüble v. Lilienftern ©. 1 ff.), der namentlich Begriff 
und Inhalt der Preßvergehen unterfudht; dann die durch feinen Ber: 
fafler faft noch mehr als durch ihren Inhalt berühmte Abhandlung von 
Gent (Wiener Jahrbücher der Literatur 1818 Bd. I., gleichfalls bei 
Nüble v. Lilienftern ©. 47 ff.): „Weber die Preßfreiheit in Eng: 
land”, den Rühle v. Lilienftern ſelbſt vortrefflich charakterifirt; der 
Gedanke vefjelben ift: der Mißbrauch der Prefje joll an fi) durch ein 
Geſetz gehindert werden; darüber ift kein Zweifel; ein gutes Geſetz über 
die Preßfreibeit ift aber der Duabratur des Cirkels gleichzufegen, und 
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daher vergeblich darnach zu ſuchen; auch die englische Geſetzgebung 
macht es ſchlechthin unmöglich, auf dem Wege der öffentlichen Anklage 
und des Geſchwornengerichts ein Libell gegen den Staat ausreichend zu 
definiren, oder mit andern Worten zwiſchen dem unſchuldigen Gebrauche 
und tem Mißbrauche der Preſſe in Rückſicht auf die öffentlichen Ange: 
legenbeiten eine unverfennbare Demarcationslinie zu ziehen. Daher 
bleibt nicht3 übrig, ald anzuerkennen, daß „die Garantie der individuellen 
Freiheit und der öffentlichen Ruhe, injoweit beide mit der Prefie in 
Verbindung fteben, zulegt allemal auf der Cenſur beruht.” (Rüble 
v. Lilienftern S. 216—218.) Das ift die einzige ernſthafte Ver: 
theidigung, welche die Cenſur je gefunden; aber auch fie hatte gerabe 
in dem Munde von Gent eine meit größere Tragweite. Sie bedeutete, 
wie die von demjelben Manne ausgefprochene Idee der Preßfreiheit die 
dee der conftitutionellen, jo ihrerſeits die Idee der vertretungalofen 
Monardie. Natürlich war und blieb dabei der entſcheidende Unter: 
ſchied zwiſchen dem eigentlichen und dem unfreien Breßpolizeirecht "ganz 
unerörtert; es handelte fih in Wahrheit nur formell um die Sicherheit 
der Öffentlichen Nuhe; jedermann mußte, daß die Frage ſelbſt auf einem 
ganz andern Gebiete, auf dem der ftaatsbürgerlichen Rechte und Frei- 
heiten überhaupt beruhte. So ftand die Sache bis 1830. Die Folgen 
biefes Jahres ließen fih natürlich auch in der Prefje fühlen; und da— 
mal3 war es, wo der eigentliche Charakter des deutichen Bundes am 
Ihärfften hervortrat. Die einzelnen Staaten hatten jcheinbar den guten 
Willen, den Forderungen des Volks nachzugeben; aber der Bund war 
der Vorwand over dad Organ, welcher die Preßbefchräntung feithielt. 
Die Preßfrage blieb daher auch jetzt bei dem frühern allgemeinen 
Standpunkt. Die Literatur der dreißiger Jahre fommt nicht weit über 
die abftrafte Stellung des Gengifchen Programms hinaus; am bezeichs 
nendften find in diefer Beziehung die Echriften von Welfer (die voll: 
fommene und ganze Preßfreiheit 1830) und das Staatölerilon. Dann 
gewinnt die juriftifche Auffaflung wieder Raum: Löffler, über Gefeb: 
gebung der Preſſe 1837; Heinfius, die bedingte Preßfreibeit 1841; 
jo auh Mohl, Bolizeiwiflenfchaft Bo. III. ©. 126 ff. Aber auch in 
diefer Zeit ift man ſich nicht Mar, daß das Recht der Beſchränkung der 
Brefie in ihren Einzeläußerungen etwas weſentlich verjchievenes ift von 
dern des Geiftes, und die Nothmendigfeit deö erftern, die man nicht 
läugnen kann, läßt die damit noch unklar verſchmolzene zweite nicht 
zu ihrer richtigen Bebeutung gelangen. Auf diefe Weife fchließt dieſe 
Epoche mit dem vorwaltend negativen Begriff der Preßfreiheit; fie ift 
noch immer im mejentlichen nichts als die Aufhebung der Genfur. 

Als nun mit tem Jahre 1848 die Genfur fällt, und das Reprefiiv: 
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iyftem eintritt, beginnt allerdings für das Öffentliche Hecht eine neue 
Epoche. Aber der alte rein negative Charakter der Breßfreiheit erhält 
fi, und das ift es, was der Preßrechtsliteratur der Gegenwart ihren 
Inhalt gegeben bat. Dieß nun läßt ſich wieder nur erklären, indem 
man eben auf den Unterſchied des Geiſtes der Preſſe von ihren Einzel: 
äußerungen eingeht. Man war einverjtanden, daß es ein Preßſtraf-⸗ 
und Polizeivecht geben müfle. Aber die Verwaltung hat die Fähigkeit, 
dieß leßtere fo einzurichten, daß es inbireft auf den Geift ber Prefie 
Einfluß nimmt. So entitand das zweite Syſtem, das Repreflivfuften, 
das Deutichland von Frankreich lernte. Es ift Mar, daß ein Kampf 
gegen dieß Repreflivfpftem einen ganz anderen Charakter haben mußte, 
als gegen das Präventivſyſtem. Es kam nicht mehr darauf, einfad 
wie früher das ganze Syſtem der Preßpolizei zu negiven, jonbern, indem 
man ihre Nothwendigfeit bis zu einem gewiflen Grabe zugeben mußte, 
die Gränze zwiſchen ber berechtigten und der unfreien Polizei ber 
Preſſe zu finden. Das aber Tonnte nur zu einem Refultat führen, 
indem man diefe Gränze theild in dem Objekt der Polizei, theils in 
ihrem Begriffe fegte, und davon ausging, daß die Preßpolizei felbft 
nicht® anders fei und fein könne, ala eine fpecielle Anwendung ber 
Polizei überhaupt, ihrer Rechte und Yunctionen, auf die Preſſe felbfl. 
Und das mar es, was mangelte; gab es doch nicht einmal eine Unter: 
ſcheidung mehr zwifchen peinlihem und Polizeiftrafreht. Was daher 
jet „Preßfreibeit” fei, vermochte man nicht recht mehr zu fagen. 
Freiheit war auch für die Preſſe Freiheit innerhalb des Gejeges, und 
die Preßgeſetze lagen vor. Man fühlte recht wohl, daß eine Unfreiheit 
da fei; worin fie aber beftehe, wußte man nicht mehr zu formuliren, 
jeitvem die Nothivenbigleit der polizeilichen Beſchränkungen felbft in 
Beichlagnahme und Kaution unzweifelhaft war, und die völlige Polizei: 
Iofigfeit der Prefje um fo meniger Vertreter fand, als man zugeben 
mußte, daß auch England nie daran gedacht habe, dieſelbe einzuräumen. 
Das Merkmal diefer Zeit ift daher das Verſchwinden des Wortes ber 
Prepfreiheit aus den betreffenden Unterſuchungen, und damit ein juriftis 
ſches, mejentlich exegetiſches Eingehen auf die einzelnen territorialen 
Gefetgebungen. Selbit die tüchtigſten Juriften, die fich mit der Sache 
im Allgemeinen bejchäftigen, fommen, jo klar fie auch fich felber im 
Princip find, in der Form zu feinem Abſchluß. Das Bebeutenpfte mas 
in diefer Richtung von Seiten der juriftiichen Literatur des vorigen 
Jahrzehnts geliefert ift, ift ohne Zweifel der allgemeine Theil von 
Lorbeer Grenzlinien der Rebe: und Preßfreiheit nach englifchem Rechte 
mit Beilpielen aus der Gerichtspraris 1851, der zu feinem definitiven 
Refultat im Ganzen gelangt; wieder aufgenommen ift die Frage vom 
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beutfchen Juriſtentag und eingehend behanbelt in den beiden Gutachten 
von Glaſer und Sohn a. a. O. Man vergleiche dazu die beiden 
Artikel „Preßfreiheit — Preßvergehen,“ und „Preßpoligei” von Pözl 
im Staatswörterbuch Bo. VIII. ©. 227 ff. Der Berfafler bevauert mit 
Recht, daß eine eingehende Behandlung der ganzen Frage und ihrer 
Geſchichte fehlt. Jedenfalls zeigt und das gegenwärtige Hecht Deutfch- 
lands, daß das, was wir im folgenden Abfchnitt darlegen, die ſyſte⸗ 
matifche Darftellung des Geiftes des pofitin noch für einen Theil 
Deutichlands geltenden, und das leitende Princip für das ganze fran- 
zöfiſche Recht iſt. 


e) Die Elemente des Kampfes um die Preßfreiheit und was den Charakter 
eines geltenden Preßrechts bildet. 


Wenn nunmehr die obigen Begriffe und Grundſätze für Preß⸗ 
ftrafrecht, Polizei und Freiheit feitftehen, jo wird es jegt möglich, zus 
nächſt das eigentliche Gebiet der Preßfrage, des Streites über das 
Preßrecht, auch formell zu beftimmen, und auf diefe Weife zu einem 
Abſchluß für diefelbe zu gelangen. Und während vieles von dem bisher 
Dargelegten allerdings nicht der innern Verwaltung, fondern der Rechts» 
pflege angehört, muß das Folgende ganz als Theil der eriteren erkannt 
werben. 

Auch hier hat die Preßrechtöfrage die große phyſiſche Echwierigfeit, 
das fie unllar wird, fo wie man vorausgefaßte Eindrüde oder Wünjche 
mübringt, im Namen ber Freiheit die Pflicht der Verwaltung einfeitig 
negirt, oder ihre Mißverſtändniſſe aufzulöfen ſich nicht die Mühe gibt. 

Das große Princip desjenigen, was wir im obigen Sinne die 
Preßfreiheit genannt haben, ift die völlige Unbeſchränktheit des Geiftes 
aller Drudwerle im Gegenfate zu den einzelnen Ausdrücken — die 
Freiheit der Arbeit im Gegenſatz zu dem Recht der vollendeten That. 
Es ift unnöthig zu betonen, melde Macht in dem erfteren berielben 
liegt, und wie weit biefelbe über die der letzteren hinausragt. Es ift 
ferner klar, daß dieſer Geift ein im höchſten Grade gefährlicher für den 
gefammten Zuftand der Bildung der Sittlichfeit, der Rechtsordnung 
werden könne. So wie man fi dabei denkt, daß durch diefen Geift 
nicht etwa Verkehrtes befämpft und Unvollkommenes gebeflert werben 
fol, fondern daß derſelbe zum Beiſpiel die öffentliche Sittlichleit unter 
gräbt oder die Wiffenfchaft herabſetzt, die Bildung befämpft oder zur 
rohen Gewalt in öffentlichen Dingen anreizt, da wird es gewiß vers 
ſtändlich, wenn man ſich ernſthaft fragt, ob bloß der Geiſt gegen den 
Geiſt ſchützen fol, oder ob nicht vielmehr die Verwaltung mit den ihr 
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zu Gebote ftehenden Mitteln auch das Ihrige gegen ſolche Gefahren 
zu thun bat? 

Aber gehen wir weiter. Jedes Drudiwerk ift zunächſt ein Erzeug- 
niß eines Einzelnen. Dabei hat es die Form und macht den Anfprud), 
eine Anficht vieler zu fein. Es forbert damit das Recht, ale Anficht 
Vieler, ja der Befleren zu gelten, und mit biefer Geltung in die Wag: 
ichale zu fallen, obgleich es nur ein inbivibuelles Denten enthält. 
So ift es nicht bloß ein Widerſpruch in fih, ſondern feine Gefahr liegt 
bier in ferner Form, denn in ver That erfcheint das, mas ein Meinen 
und Wollen Einzelner ift, mit dem Anrecht und dem Nachdruck einer 
allgemeinen Meinung. Iſt es richtig, daß dem Einzelnen und feiner 
Wilfür eine folche Gewalt gelaffen werde? Soll, wenn eine ſolche 
Gefahr angenommen wird, die Verwaltung, melde die Intereſſen der 
Geſammtheit gegen jeden Einzelnen zu vertreten hat, diefe Wirkung 
unbeichräntt laſſen? 

Das find die Sätze, aus melden nicht etwa das Preßftraf: und 
Polizeirecht, ſondern die Frage hervorgegangen ift, ob und mie meit 
ed möglich fei, gegen den Geiſt der Preſſe mit beftimmten Verwal: 
tungsmaßregeln aufzutreten. Wir halten feit, daß es fi) noch gar 
nicht um die Nichtigkeit oder Berechtigung diefer Frage an ſich handelt. 
Sondern das, worauf es anlommt, ift vielmehr zuerft wieder eine ganz 
beitimmte formale Begriffäbeitimmung, welche aber unerläßlich iſt. So 
wie die Verwaltung aus irgend einem der obigen Gründe oder zu 
irgend einer Zeit die obige Frage bejaht, jo entfteht das, mas wir jetzt 
die Beſchränkung der Prepfreiheit nennen. Diefe Beſchränkung 
ber Freiheit der Preſſe ift danach nicht durch des Dajein von Straf 
und Polizeirecht gegeben, ſondern dieſelbe beiteht in ver Gefammt: 
beit derjenigen Maßregeln, melde nit gegen die einzelnen 
Sätze und Ausdrücke gerichtet find, fondern dur melde die Verwal: _ 
tung auf den Geift der Preſſe fi im obigen Sinne einen, ihrer An» 
fiht nad) das Gefammtintereffe gegen individuelle Irrthümer und böfe 
Abfichten ſchützenden Einfluß zu erwerben trachtet. 

Wir müfjen ed, nach der gegenwärtigen Lage der Literatur und ihrer 
Geſchichte, für einen mejentlichen Fortichritt erachten, wenn man bem: 
gemäß ftrenge jcheidet, und ſowohl den Begriff der Preßfreiheit als den 
der Beſchränkung der Preſſe und ihrer Freiheit definitiv nicht auf die 
rechtlichen und polizeilihen Maßregeln gegen einzelne Xeußerungen, fons 
dern gegen bie Tendenz und den Geiſt der Preffe bezieht. Auf dieſer 
Grundlage ift dann leicht weiter zu gelangen. 

Sp wie nämlich — gleichviel zunäcft aus welchem Grunde und 
nut welchem Hecht — die Verwaltung dieſen Standpunft einnimmt, 
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fo muß fie diefe Maßregeln auch formuliren und organifiren. Das it, 
fie muß fie zu einem Syſteme madyen. 

Dieß Syftem für die Beſchränkung der Preßfreibeit ift nun folgendes. 

Es ift natürlich, daß fich ihrerſeits auch die für diefe Beichräntung 
beftimmten Maßregeln an ven Inhalt der Vertwaltung ſelbſt anfchließen; 
denn es ift ja eben tie Verwaltung, melde fie vollziehen fol. Der 
Begriff der Verwaltung aber enthält befanntlich drei Grundformen. 
Diefe find die Staatswirtbichaft, die Rechtspflege und das Innere. 
Wil alfo die Verwaltung die Freiheit der Preſſe befchränten, jo Tann 
fie dieß theils durch finanzielle Vorjchriften, theils durch ein der Rechts⸗ 
pflege untertworfenes Strafrecht und theild durch die Polizei der inneren 
Verwaltung. 

Dieb find die drei Formen der Beſchränkung der Preßfreiheit. Da 
aber Strafrecht und die Polizei der Prefle ohnehin gegen die einzelnen 
Aeußerungen verjelben beftehen, jo kommt e3 neben der Form nunmehr 
darauf an, aud das allgemeine Brincip für diefe Gränze feftzuftellen, 
welche das erftere von dem leteren ſcheidet. Es ift dieß um jo wichtiger, 
als eine Verwaltung Jelbft von einem Necht der Preßbeſchränkung, von 
einem offenen Kampfe gegen die Freiheit der Prefle felten reden, fon: 
dern vielmehr ſtets geneigt fein wird, die Preßbeſchränkung einfach mit 
dem Recht der Prefie zu ibentificiren, und weil, wenn bie erfiere einmal 
zum geltenden Recht geworden ijt, es für die Rechtöpflege jo wie für 
die Polizei gar Teinen Unterjchieb beider mehr gibt; fie müflen, ganz 
abfehend von dem allgemeinen Charakter der betreffenden Mafregel, 
diefelbe einfach ald Recht behandeln. Nur die Wiſſenſchaft hat die Auf: 
gabe, auch hier jenen Unterfchied feitzuhalten. 

Jene für die ganze Preßvermaltung fo hochwichtige Gränze liegt 
nun dba, wo die Anforderungen des Strafreht3 und der Polizei für 
die einzelnen Aeußerungen aufhören. Eine Maßregel der Breßbeichrän: 
fung ift ſtets diejenige Vorſchrift der Finanzen, des Strafredhts oder 
der Polizei, welche nicht mehr als Bedingung für die rechtliche Der: 
folgung einzelner Neußerungen ober für die Abwendung der Gefahren 
derfelben notbiwendig erjcheint. So mie das der Yall ift, beginnt bie 
Altion der Verwaltung gegen den Geift ver Prefle, ganz abgejehen 
davon, ob von demſelben die Rebe ift oder nicht. 

Gehen wir nad diefem Princip die einzelnen Mapregeln in Bes 
jiehung auf die Preſſe durch, fo erjcheint das folgende Syitem. 

1) Die finanzielle Beſchränkung der Preſſe beginnt da, wo die 
Befteuerung der Prefle jo hoch ift, daß der Preis der Probufte ber 
Preſſe für die Lefer dadurch ein ſchwer erfchwinglicher wird. Daß bie 
Preſſe ein Erwerb ift, iſt fein Zweifel; daß fie daher befteuert werben 
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muß, ift nicht fraglich; daß dieſe Steuer bei Büchern und Werfen nur 
ala Gewerbe: und Eintommenfteuer ericheinen Tann, mährend bei der 
Tagespreffe der Stempel eine Befteuerung des Leſers enthält, alfo eine 
Verbrauchsſteuer ift, find Säge, melde der Finanzwiſſenſchaft ange: 
hören, und an ſich mit der Beichräntung der Preſſe gar nichts zu thun 
haben. Diejelbe beginnt erit da, wo ter Stempel der Tageöprefie jo 
hoch wird, daß er den Leſerkreis beichräntt, oder wo das Porto in 
demfelben Sinn zu hoch geſetzt iſt, während die Beförderung ber Preſſe 
aus naheliegenden Gründen weſentlich in der Herabfehung des Portos 
für Zeitungen und Broſchüren Tiegt. 

2) Der ſtrafrechtliche Kampf gegen den Geift der Preife Liegt 
nun zweitens nicht in der Höhe der Etrafe für Einzeläußerungen durch 
dieſelbe; dieſe Höhe gehört überhaupt dem Strafrecht und nicht dem 
Preßrecht. Sondern derſelbe beginnt vielmehr da, mo das Strafrecht 
dem Nichter die Pflicht auferlegt, neben ver Beurtheilung der einzelnen 
Aeußerungen nod ein Urtheil abzugeben über die Shlußfolgerungen, 
welche aus dem Inhalt des Druckwerkes von dem Lejer gezogen werben 
können, und den Inhalt diefer Schlußfolgerungen als einen felbftän 
digen verbrecheriſchen Thatbeftand anzuerlennen. Den Haupt: 
ausdrud dieſer Beſchränkung der Preßfreiheit durch das Strafrecht bildet 
der Gedanke, den das franzöfifche Preßgeſetz von 1819 zuerft formulirte, 
und ben der Bunbesbeichluß von 1854 in das deutiche Recht hinüber: 
trug; die Strafbarkeit von Druckwerken, melde „zu Haß und Verach—⸗ 
tung“ gegen die beftehende fittlihe, gejellichaftliche ober ſtaatliche 
Drbnung aufreizen. Denn Haß und Verachtung können in einzelnen 
Säten und Ausdrüden liegen, und dann fallen fie ohnehin unter bas 
freie Strafrecht der Prefie. Sie können aber auch als Confequenzen 
der in dem Druckwerke niebergelegten Arbeit des Geifted angefehen 
werben. indem das Strafgejeß fi) nun ganz allgemein ausbrüdt, um 
faßt es, wenn auch unausgeſprochen, auch den leßteren Fall. Und in 
diefem Sinne greift es in dasjenige Gebiet ein, weldes wir als das 
ber berechtigten Preßfreiheit anerkennen müfjen. Denn iſt einmal eine 
jolche Beitimmung gegeben, jo muß der Richter darnach urtheilen, gleidy: 
viel ob amtliches oder Gejchwornengericht gilt. Soll er das aber, fo 
entfteht ber tiefe Widerſpruch, der jede Beichränlung der Preßfreiheit 
begleitet. Der Richter wird gezwungen, den objeltiven Thatbeftand 
des begangenen Berbrechens in dem fubjeltiven Eindrud zu fuchen, den 
ihm die Confequenzen des Drudwerles gemacht haben. So entiteht ber 
einzige Fall im ganzen Strafrecht, wo der Richter gegen alle Prin- 
eipien der Strafrechtswifienichaft ohne objektiven Thatbeftand über 
das Dafein eines Vergehens over Verbrechens zu urtheilen gezwungen 
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wird, und ſeine Meinung an die Stelle des letzteren ſetzen muß. Setzt 
man aber, daß die Conſequenzen eines Druckwerkes nicht als That: 
beſtand, ſondern als Verſuch gelten, und als ſolcher beſtraft werden 
ſollen — in welchem Falle der obige Widerſpruch auf den erſten Blick 
gelöst erſcheint, — fo wird in der That derſelbe noch tiefer, fo wie 
man die Sache vom Standpunkt des Necht3 beurtheilt. Denn die Straf: 
barfeit des Verfuches beruht ftet3 nur darauf, daß er mit „geeigneten 
Mitteln“ geſchähe. Die Eignung der Mittel aber muß der Richter, da 
ihm die Möglichkeit einer objektiven Nachweilung fehlt, nothwendig 
an fich jelber mefjen. Findet er nun, daß diefe Eignung an fich vor: 
handen ift, jo muß er ſich felbft zu Haß und Verachtung durch den 
Geift des Druckwerkes bewogen gefunden haben, und dann mären 
ja Haß und Verachtung gerechtfertigt. Findet er aber, wie es natürlich 
ftet3 der Hal ift, daß Haß und Verachtung bei verftändigen und ges 
bildeten Leuten nicht erzeugt werben, fo ift wieder has geeignete Mittel 
und mit ihm die Strafbarkeit des Verſuches nicht vorhanden. Findet 
er endlich, daß das Druckwerk nur bei Unverftändigen und Ungebildeten 
diefe Fähigkeit befigt, jo mwiderjpricht er fich felber, denn das Weſen 
der Unverftändigen und Ungebilveten beftehbt ja eben darin, Feine 
Schlußfolgerungen ziehen, alfo aud zu Haß und Verach— 
tung dur reine Gonjequenzen nicht gelangen zu können. 
Mag man daher die in jenen Säten und Geſetzen liegende ftrafredht: 
liche Preßbeſchränkung auffaffen, wie man will, immer wird fte zu 
einem juriftiich ganz unlösbaren Widerſpruch. Dieſer juriftiich abjolute 
Widerſpruch erfcheint nun in feinem wahren Licht, wenn man .ihn mit 
dem Wefen der Polizei in Verbindung bringt. Da nämlich, wie gezeigt, 
eine ftrafrechtliche Funktion vermöge eines folchen Geſetzes gar nicht 
möglih ift, und das Gericht dennoch zu einer ſolchen gezwungen wird, 
fo leuchtet e8 ein, daß die aus jenem Gejege hervorgehende Funktion 
des Gerichtö in der That überhaupt Teine gerichtliche, ſondern eine po= 
ligeiliche ift. Ein ſolches Geſetz macht daher ein Gericht zu einem 
Polizeiorgan, und verwirrt damit das organifche Wefen der ganzen Ber: 
waltung; nicht ala ob die Polizei nicht auch ihre eben fo weſentliche Funk: 
tion hätte; allein jene Geſetze jegen an die Stelle der organilchen Som: 
petenz die gejegliche. Und unter diefem Widerfpruh muß unabmweisbar 
die Funktion felbft leiden; es ift und bleibt werfehrt, mit den Händen 
geben oder mit ben Augen hören zu wollen. Und möge man nun 
ein amtliches oder ein Geſchwornengericht aufftellen, immer bat die 
Erfahrung dieß beftätigt, und immer wird fie es beftätigen; denn es 
ift fat unmöglid, daß unter ſolchem Widerſpruch nicht dasjenige leiden 
follte, was mwir die volle Unabhängigkeit des Gerichtes nennen. 
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Dieb nun ift der ftrafrechtlicdhe Kampf gegen die Preßſreiheit. Wäh— 
rend derjelbe einfach ift, ift der folgende ein mehr vermwidelter. 

3) Der Kampf ver Polizei mit der Preſſe und ihrer Freiheit 
bat nun feine fo feften und einfachen Gränzen, mie der tes Etrafrecdhte. 
Derſelbe befteht auch hier nicht etwa in jeder polizeilichen Maßregel in 
Beziehung auf die Prefle, fondern nur in derjenigen, vermöge deren die 
Erzeugung und der Vertrieb eines Drudwerled nah dem Ermeſſen 
der Polizei gehindert werden kann. Da nun tieß Ermeflen der 
Polizei fich ftets nur auf den Geift der Druckwerke beziehen Tann, 
weil die polizeiliche und ftrafrechtlihe Verfolgung der Einzeläußerung 
ohnehin gefetlich feftfteht, fo ericheint hier das Gebiet des eigentlichen 
Kampfes beider Principien, das Princip der freien geiftigen Arbeit und 
das Princip der gleichfalls freien, durch feine VBorfchrift Scharf begrängbaren 
Beichräntung derfelben. Dieſe nun hat eine ganze Reihe von Formen 
und Einzelrechten. Sie erjcheint als ftrenges, polizeilih ftrafbares 
Berbot, als Cenſur, ald Verwarnung, als Concefiion, als einfeitige 
Beichlagnahme, ala unmäßige Höhe der Kaution, als Unterbrüdung 
des Drudwerles und als andere VBorfchriften. Auf den erften Blid 
jcheint hier, mie e8 im Weſen der Polizei liegt, der Gefichtspunft der 
bloßen Zwedmäßigfeit vorzuherrichen. Diejenigen Maßregeln der Polizei 
ſcheinen berechtigt, welche den Zweck, die Belämpfung des als gefährlich 
angenommenen Geiftes der Prefie erfüllen. Das Nächſte ſcheint daber, 
einfach diefe Maßregeln einzeln aufzuzählen und zu beleuchten. Allein 
in der That ift die Bolizei hier etwas anderes. Sie ift nicht ein jelbft. 
wirtender Faktor. Sie ift vielmehr auch hier ein Drgan der inneren 
Verwaltung. Sie empfängt von der inneren Verwaltung den Geift 
ihrer Thätigfeit, und felbft die einzelnen leitenden Borfchriften. Sie 
muß daher in ihrer Funktion dieß ihr Verhältnig zur Verwaltung zum 
Ausdrud bringen; fie wird fich ſelbſt naturgemäß zum Ausbrud des 
Geiftes der Verwaltung felbft machen. Dieſer aber ift feinerfeits 
wieder kein willfürlich erzeugter oder zufällig entftandener. Er ift viel: 
mehr das Ergebniß des Geſetzes ver inneren Entwidlung der Völfer 
ſelbft. Dieß Geſetz befteht darin, daß jede gejellfchaftlihe Orbnung die 
ihrem Geist und ihren Intereſſen entiprechende Verwaltung erzeugt; 
in diefer Verwaltung wieder die Polizei, in derjelben wieder das Ber: 
bältniß derfelben zur Preſſe. So ergibt fi, daß, während die eigent: 
lihe Preßpolizei durch die objektive Natur der Druderei erzeugt wird, 
bie Polizei der Preßfreibeit vielmehr als hiftorifhe Thatſache er: 
ſcheint. Sie muß in dem, was fie will, und in dem, was fie thut, 
als eine gejchichtliche Geftaltung des öffentlichen Rechts betrachtet mer: 
den. In diefer Auffaffung liegt der enticheivende Geſichtspunkt für die 


Beurtheilung des gegebenen Rechts überhaupt, und fpeziell der gegen: 
twärtigen Polizei der Preßfreiheit. E3 wird daher, um neben der ftreng 
juriftifchen Auffafjung auch die verwaltungsrechtliche zur Geltung zu 
bringen, auch hier das Preßrecht in feiner biftorischen Entwidlung dar: 
neftellt werden müflen. 

Für diefe nun und für die Vergleichung des fo tief verfchienenen 
Preßrechts der verjchiedenen Gefeßgebungen und Staaten liegt nun in 
dem Dbigen der gemeinfame Mapftab. Derfelbe beftebt in dem, mas 
wir jet den Charakter des geltenden Preßrechtö nennen können. Der 
Charakter des geltenden Preßrechts nämlich befteht nicht in der größeren 
ober geringeren Entwidlung der einzelnen gefeglichen Beftimmungen, fon: 
dern vielmehr in dem Verhältniß, welches die Beriwaltung und innerhalb 
derfelben die Polizei zu dem fpezifiihen Recht der Freiheit der Preſſe 
einnimmt. Das freie Preßrecht ift dasjenige, in welchem die Ber: 
waltung nicht eitwa die Preile überbaupt, jondern den Geift der Preſſe 
ala etwas anerkennt, auf welches diefelbe durch ihre Maßregeln feinen 
direlten oder inbirelten Einfluß nehmen fol. Das unfreie Preßrecht 
feinerfeits beitebt in dem Princip der Einflußnahme auf diefen Geift 
der Prefie und in der Verwirklichung diefes Princips durch die für 
wirffam erachteten Maßregeln der Preßpolizei. Diefe nun bat ihre 
eigenthümliche Geſchichte, und dieſe Gefchichte bewegt fih in den fol: 
genden Hauptitabien. 

Wir wiederholen, daß der Werth diefer zunächſt ganz theoretischen 
Darftelung einerjeit3 darin liegen dürfte, daß fie die berechtigte von 
der unfreien Preßpolizet fcheibet und andrerſeits darin, daß fie den 
Standpunkt feftitellt, von welchem aus die poſitiven Gejeßgebungen 
gerade auf dem Punkte zu beurtheilen find, auf melden fie die Idee 
und das Recht der Preßfreiheit berühren. Sie bilden daher den Aus 
gangspunkt der Geſchichte der letteren; ihre concrete Geftalt empfangen. 
fie in der Charakteriftit der beſtehenden Geſetzgebungen, die fich dieſer 
Geſchichte anjchließen fol. 

Doch führen wir ſchon hier das Wort Bergs auf (Polizeiredht, 
Bd. I. S. 337), der fchon vor zwei Menfchenalterın die Sache mit 
volllommener Klarheit erkannte. „Vage Beftimmungen, allgemeine Bes 
ſchränkungen gelten aber bier nicht; denn darnach Tann fein Richter 
das Gefeb auf eine gegebene Thatjache anwenden; weder züchtigen noch) 
loslaſſen. Er kann thun, was er will; und das joll fein Richter thun 
können. Es ift eine fchlechte und ungerechte Politit, wenn man un: 
beftimmte Gejehe über Schreib- und Preßfreiheit gibt; fie ift er⸗ 
niebrigend, wenn man fie gibt, um feiner Zeit finden zu können, mas 
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man ſucht.“ ine fchärfere und zugleich ſchlagendere Kritik ala die 
Worte des hochbedeutenden Mannes für Geſetze, mie den Bundes 
beichluß von 1854, gibt e8 nicht; uns will fcheinen, als wären bie 
Chhriftfteller unferer Zeit gegenüber jolden Männern nicht berufen, 
fie zu vergefien; höher fteht aud) bei den beiten der Gegenwart weder 
das Gefühl der Freiheit noch das Verſtändniß der Sache als bei diefen 
tapfern Borlämpfern für Güter, die wir genießen. 


V. Die Geſchichte des Rechts der Brefle. 
1) Die Elemente der Geſchichte. 


Obwohl nun die Elemente dieſer Geſchichte bereits in der bisherigen 
Darſtellung enthalten ſind, ſo wird es dennoch nothwendig, ſie in ihrer 
ſpeciellen Beziehung zu dem großen Ganzen der Rechtsbildung hier zu: 
jammenzufafien. Es bedarf dabei mohl Feiner befondern Nachweifung, 
daß die Gefchichte der Preffe ſelbſt etwas ganz anderes ift und enthält, 
und daher von der Verwaltungslehre gar nicht berührt wird. Dagegen 
ift der Unterfchieb der Hauptformen der Preſſe allerdings ein auch für 
die Rechtsbildung wejentlier und wir müflen daher für dieſelben auf 
das Frühere zurüdmeijen. _ 

Die Grundlage diejer Geſchichte ift das, mus wir die foctiale 
Funktion der Brefje genannt haben. Das Wefen berjelben beftebt 
in der Bertheilung der geiftigen Güter an alle Klafien und Stände 
der Gefelichaft ohne Unterjchied, eine Bertheilung, welche darauf berubt, 
daß die geiftigen Güter durch die Vertbeilung an Viele dem entgegen: 
gefegten Verhältniß unterliegen, wie bie wirtbichaftlichen; denn wäh—⸗ 
vend bei den legteren durch die Vertheilung der Antheil fich vermindert, 
das auf jeden Einzelnen fällt, jteigt biejer Antheil bei den geiftigen 
Gütern. Dadurch ift die Prefle der große nie ruhende und aus fich 
‚jelbft feine eigene Kraft jchöpfende Faktor des forialen Fortſchritts; 
indem fie die niedern Klaſſen in geilliger Beziehung gleich reich macht 
mit den höheren, verwiſcht fie den tiefern Stern des Unterjchiebes, hebt 
das höhere geiftige Princip der Ungleichheit in Recht und Gejellichaft 
auf, und indem ſie ſomit die abftrafte dee der gleichen Beitimmung 
aller Perjünlichkeit in Kenntniß und Denkkraft verwirklicht, wie die 
Religion es in Glaube und Liebe thut, wird fie der natürliche Gegner 
jeder, auf rechtlichen Unterfchieden beruhenden gejellichaftlichen Ordnung. 

Dieß nun mird fie ihrerjeitö niemals durch das, was dem eigent- 
lichen Strafs und Bolizeireht der Preſſe unterliegt, die einzelne 
Yeußerung, mag biefelbe ſonſt jo verbrecherifch fein wie fie will. Sie 
wird es vielmehr eben durch das, was wir ven geiftigen Inhalt ber 
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Preſſe nennen. Sie hat dabei ihre zwei durch die Natur des geiſtigen 
Lebens ſelbſt angedeuteten Wege. Beide ſind auch für das Verſtändniß 
des hiſtoriſchen Preßrechts nicht ohne Bedeutung. Der eine beſteht in 
der einfachen Mittheilung von Kenntniſſen und geiſtigen Thatjuchen, 
der zweite beſteht in der Anregung zu eigener, geiſtiger, ſelbſtthätiger 
Arbeit. Daraus ergibt ſich, daß die Geſchichte des Rechts der Pref- 
freiheit in der That aud) nur mit demjenigen zu thun bat, was eben 
ſich auf diefen Geift der Prefje bezieht. Das was wir als ſolchen be 
zeichnet haben, enthält daher ftets geſellſchaftliche und ftaatlidhe 
Grundfäge, Forderungen und Darftellungen, und bie 
Aufgabe der Preßbeſchränkung hat daher jtet? den Kampf der Bermals 
tung mit diefen Forderungen und Darftellungen aus Staat und Ges 
ſellſchaft zum Inhalt. 

Daraus nun folgen gewiſſe allgemeine Sätze für die Gefchichte des 
Preßweſens, welche auch für das Verftänbnip einzelner Ericheinungen 
deflelben maßgebend werden. 

Es gilt zunächſt der Sat, daß die Beſchränkung der Prefie ftets 
in gradem Verhältniß zu ber Schärfe der gefellichaftlichen Gegenſätze 
ftebt. Se tiefer die Kluft zwiſchen den einzelnen Ständen und Klaffen 
ift, um fo ftrenger wirb das Preßrecht. Iſt der gefellichaftliche Kampf 
geradezu audgebrochen, jo ändert ſich zugleich der Charakter des Drud: 
werkes in feiner öffentlichen Stellung. Denn da die Schlußfolgerungen 
alsdann ohnehin von jedem Einzelnen gezogen werben, und der offene 
Kampf jeinerfeit3 eben darin befteht, daß die bis dahin inneren Schluß—⸗ 
folgerungen zur äußern That übergehen, jo verſchwindet thatfächlich der 
Unterſchied zwifchen Geift und Einzelſatz, und jede Beziehung auf ges 
jelfchaftliche und öffentlich rechtliche Fragen wird eine That, und unter 
liegt. dem Recht ver That ftatt dem bes Geiſtes. Daher hält vie Preß⸗ 
beſchränkung ſtets gleichen Schritt mit dem gejellichaftlichen Kampfe. 
Das erfte Stadium befteht ftet3 in dem Aufrechthalten einer großen 
geiftigen Entfernung von jeder praktiſchen Beziehung; das zweite er 
fcheint in immer beftimmter formulirten Anmwendungen auf gegebene 
öffentliche Verhältnifje und in der Meinung der herrichenden Elemente, 
daß die Preſſe eine Partei bilden könne, mährend in ver Wirklichkeit 
ftet3 die Partei die Preſſe bildet; das dritte erfcheint ald unmittelbare 
Verfolgung der Druckwerke und Verdammung ihres allgemeinften Inhalts; 
wo das eintritt, iſt ftetö der geſellſchaftliche Kampf nicht mehr weit 
entfernt, und die Bejonnenheit wird alsdann ſtets auf beiden Seiten 
gleichmäßig verloren. Diele Erfcheinungen wiederholen fich mit einer 
faft gefeglichen Negelmäßigleit; leider wird die Bebeutung berjelben 
gleichfalls regelmäßig erft dann beachtet, wenn es zu ſpät iſt. 


96 


— — — — — 


Es gilt zweitens der Satz, daß die Wirkung und das Recht der 
Preſſe im umgekehrten Verhältniß zur Geltung der Volksvertre— 
tung ſteht. Das beruht wieder auf ber pſychologiſchen Thalſache, daß 
das perfönliche Wort immer mehr, und der Regel nach fogar auch einen 
andern Einfluß bat als das gedruckte. Denn wenn das gedruckte 
Wort Grundfäbe und Forderungen gibt, jo gibt das gefprochene ver 
durch jene entſtehenden Richtung zugleich den Führer und perfönlichen 
Vertreter. Die Preſſe kann daher nie die Volksvertretung erſetzen; 
wohl aber kann fie gerade durch das, was ſie thut und tft, eine ſolche 
erzivingen. Iſt aber eine ſolche da, fo wird das Recht der Prekbeichrän- 
fung in dem Grabe unmöglicher, in welchem bie erftere bie großen 
jorialen und politifchen Fragen ernitbafter in die Hand nimmt. Es iſt 
dabei eine fehr bedenkliche, zu ernftem Nachdenken auffordernde Erſchei⸗ 
nung, wenn die Preſſe im Ganzen fid) gegen die VBolfövertretung gleich 
gültig verhält, ober gar derjelben im Allgemeinen entgegentritt; denn 
dag bedeutet nicht mehr eine Abweichung in Beziehung auf einzelne 
mehr oder weniger große Fragen des Staats in der Gefellichaft, jondern 
e3 bebeutet vielmehr die erften Anzeichen eines neuen Procefleg der 
Staatenbildung felbft. Doc liegt es uns fern, hierauf einzugehen. 

Es gilt drittens der Satz, daß die eigentlihe Rechtswiſſen— 
ſchaft fi der Frage nach dem Preßrecht erſt dann bemädtigt, wenn 
die Preßbeſchränkung aufhört und das Preßrecht an ihre Stelle 
tritt. Und zwar ijt diefer Grundſatz, deſſen Hauptbeftätigung gerade 
die deutſche Literatur bietet, darauf begründet, daß die Rechtswiſſen⸗ 
Ichaft ihrem eigenften Weſen nach mit dem Polizeirecht fich nicht ver: 
milchen läßt und felbft bei geringer formeller Ausbildung fehr wohl 
weiß, wo die polizeiliche Beſchränkung die äußere Form des Strafrechts 
annimmt, ohne doch ein mahres Strafrecht werben zu können. Die 
ganze Lage der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung der für die Preſſe gelten: 
den Beitimmungen in den Hauptländern Europas liefert dafür den 
unverlennbaren Beweis. 

Endlich liegt es viertens in der Natur der Sache, daß der Kampf 
gegen bie Freiheit der Prefie je nach der gefellihaftliden Ord« 
nung gegen eine andere Form ber Preſſe gerichtet ift. In der ſtän⸗ 
diſchen Ordnung richtet fich derjelbe melentlich gegen die geiftige Be: 
wegung überhaupt, daher vorzugsweiſe gegen das Bud, meiſt unter 
Berachtung der Flugſchrift und Tagespreſſe. Die polizeiliche Epoche 
wird gegen das Buch gleichgültiger, denn fie bat jchon Sinn für die 
Bildung, die ſtets durch Nachdenken gefördert wird; aber da wo es ji 
um Öffentliches Recht handelt und ihre Mängel angegriffen werben, 
greift auch fie gegen das Buch ein. Ihr Objekt ift nicht mehr die 
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geiftige Entwidlung überhaupt, fondern nur die, dem öffentlichen Recht 
zugewendete Bewegung, fei es Buch oder Zeitpreſſe. Wenn die ſtaats⸗ 
bürgerliche Geſellſchaft fich ihrem Siege nähert, hört der Kampf gegen 
das Buch auf, und es beginnt der Kampf mit der Tagesprefle. Erft 
wo fie definitiv gefiegt hat, verſchwindet auch dieſer Theil ver Preß⸗ 
beſchränkung und das einfache Prepftrafs und Polizeirecht tritt an 
feine Stelle. 

Es ift nun die Aufgabe des Folgenden, dieſen großen hiſtoriſchen, 
noch keineswegs vollendeten Proceß der Scheidung zwilchen beiben 
Nechtögruppen der Prefle und der allmähligen Bejeitigung der Beſchrän⸗ 
fung der Preßfreiheit in feinen Hauptgeftaltungen barzuftellen. 





Dieß genaue und auch das Einzelne durchbringende Verſtändniß 
diefer allgemeinen Gelege der Rechtsbildung für die Preſſe fordert einen 
Mann, der mit der literariichen Gelehrſamkeit eines Gervinus und 
der juriftifchen eines Zöpfl die freie, Fünftlerifch geftaltende Kraft eines 
Freitag verbindet, wie er fie in feinen fchönen Neuen Bildern lebendig 
über die Zuflände des inneren Lebens auszubreiten und mit frijcher 
Wärme zu malen verfteht. Denn mit bloß literariſchen Citaten ift bier 
freilich nicht alles getban.. Wohl aber möchten wir bier an eins ber 
beveutfamften Worte erinnern, das ein geiftig hochbegabter Staatsmann 
des vorigen Jahrhunderts Über das Weſen der Preſſe und ihres Rechts 
ausſprach, und das wie es fcheinen will, mehr mwie alles andere, mas 
man bier jagen fann, fordern darf, daß man es zu Ende anführen ſollte. 
Es ift Turgot, von dem es ſich handelt. Er jagt: „Ce n’est pas 
l’erreur qui s’oppose & la verité!“ Ich finde den Ausfpruch bei 
Budle, Geſchichte der Civiliſation Bd. I. ©. 73 (Ruge'ſche Ueberſetzung). 
Einen tieffinnigeren müßte ich nicht anzuführen. 


2) Charakter des Preßrechts der ſtändiſchen Epoche, 
(Kirchliches und Univerfitäts-Eenfurredt.) 


Das große Intereſſe, das fih an dieje erfte Geftalt des Preßrechts 
Mmüpft, ift allerdings ein biftoriiches; das Recht felber haben wir nicht 
mebr. Allein es hängt fo innig mit dem gejammten Bildungsivefen 
ber vergangenen Jahrhunderte zufammen, und bildet jo ſehr die Grund» 
lage ber gegenwärtigen Rechtsbildung, daß wir es wenigftens in jeinem 
Sharalter bezeichnen müfjen. 

Derielbe berubt darauf, daß wie das ganze übrige ſo auch das 
geiſtige Leben dieſer Zeit eine durchgreifend lorperſchaſilige Geſtalt in 
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Gedanken, Kenntniſſen und Smtereflen annimmt. Das Individuum tft 
noch unbedeutend; erft das, was bie Körperichaft fagt und hut, if 
eine öffentliche That. So wie daher Hberhaupt ber Gedanke durch bie 
Schrift zuerft, dann in viel Höherem Maße durch die Preſſe die Fähig⸗ 
feit gewinnt, eine folche öffentliche That zu fein, fo nimmt auch die 
Körperichaft das Recht in Anfpruch, daß die Gedanken und Worte des 
Einzelnen nicht als individuelle Meinung, fondern als eine körperſchaft⸗ 
liche Aeußerung betrachtet werden; benn fie weiß, daß, jo lange Fein 
Widerſpruch von Seiten ber Körperſchaft vorliegt, das Gejchriebene und 
Gedruckte in der ganzen übrigen Welt als ihre Gedanken gelten wird. 
Die einfache Folge davon ift, daß die Körperfchaft, melche durch ihr 
Stilfchweigen für den Inhalt der Schrift und des Druckwerkes indirekt 
eintritt, das Recht beanjprucht, die Erlaubnif zur Veröffentlichung 
zu geben. Dieß Princip ift die Grundlage des Preßrechts der ſtän⸗ 
difchen Epoche. Nur hat biefelbe zwei weſentlich verſchiedene Formen, 
aus denen auch zwei weſentlich verſchiedene Geftaltungen dieſes Pre 
rechts hervorgehen. 

Die erfte iſt die rein kirchliche. Die Kirche ift die Körperichaft, 
welche den pofitiven Glauben und feine Form, das Dogma vertritt. 
Für fie ift daher die Erlaubniß einer, aus ihrer Mitte hervorgehenden 
Drudichrift etwas felbftverftändliches, nichts anders als eine einfade 
Anwendung des Grundfages, nad welchem überhaupt die Kirche nicht 
etwa eine Gemeinfchaft der Gläubigen überhaupt, ſondern die feitge 
jchloffene, mit allen Funktionen und Rechten der Religion ausſchließlich 
bettaute Gorporation des die ganze chriftliche Welt umfafjenden Prie 
ſterthums ift. Dieſer einfache Grundfag aber fpaltet ſich mit dem Auf: 
treten der evangelifchen Kirche, deren Weſen zunächft in ber Aufhebung 
dieſer ftändifchen Scheidewand zwiſchen Priefter und Gemeinde befteht. 
Während die Tatholifche Kirche daher jenes urjprüngliche Princip bes 
kirchlichen Preßrechts unbedingt fefthält, verſchwindet dafjelbe eben fo 
unbedingt mit der evangelifchen, denn der evangeliſche Prediger ift ein 
Staatsbürger, der Tatholifche ift ein Mitglied feiner Corporation. So 
war e3 glei anfangs, und fo ift eö geblieben. Aus jenem Brincip 
ergab fig dann als nächſte Conſequenz das Recht des kirchlichen Ber: 
botes der Druckwerke, das die evangelifche Kirche gleichfalls natürlich 
nicht Tennt. Lange Zeit hindurch war jenes Recht ber erftern ein 
Öffentliches Recht in denjenigen Staaten und infoweit bie Staatsgewalt 
die kirchlichen Beſchlüſſe polizeilich ausführte. Als dieſes Verhältniß 
verſchwindet, bleibt das katholiſche Recht der Kirche bei dem alten 
Prineip der Erlaubniß für die Publikationen bes Glerus, und dem 
Rechte des Werbotes für die Geſammtheit der Gläubigen beſtehen, 
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und fährt noch jetzt fort, in dieſer Weiſe theils in dem römiſchen Inder, 
theils in einzelnen Manifeſtationen ſich geltend zu machen. 

Die zweite große Körperſchaft iſt jedoch die Univerſität. Sie 
ift, mag fie ſonſt organifirt fein wie fie will, die Trägerin des arbeitenden 
Gedankens. Sie umfaßt zwar in ihrer theologischen Facultät die Kirche 
und den Glauben, aber auch bier wird fie dadurch nicht ein Glied ber 
Körperfchaft des Prieftertpums. Sie kann daher ihrerfeitS auf ber 
Forderung einer Erlaubniß zur Herausgabe von Drudwerken gar 
nicht beftehen; fie kann eben fo menig zum Recht des Verbots ge 
langen. Die Literatur, die aus den Univerfitäten hervorgeht, ift daher 
gegenüber der Firchlichen grundfäglich eine freie. Aber fie ift dennoch 
eine Körperfchaft. Sie gibt als ſolche nicht bloß eine gewiſſe Gewähr 
für die Wahrheit, fondern fie hat auch gewiſſe Rechte. Sie ift dadurch 
das berufene Organ, unter Umftänden eine Entſcheidung über geiftige 
Arbeiten auszufprechen, die von der mit ihnen entjtehenden Staats: 
gewalt gefordert wird; und fie ift es daher auch, welcher nıan das 
ausfchließlihe Reht auf Drud und Verlag, wenigſtens in den 
Univerfitätsitädten, einräumt. Das ift es, was ihre Stellung in der 
Geſchichte des Preßrechts beftimmt. Ihre Rechte find nicht aus ihrer 
Natur hervorgegangen, und daher auch weder in Inhalt nody in Um: 
fang gleih, fondern fie find Privilegien, namentlid das Privilegium 
der Druderei, und an dieſes erft Tnüpft ſich die eigentlihe Genfur, 
welche von Seiten der Univerfität ausgeübt wird. Aber eben deßwegen 
haben dieſe Nechte der Univerfitäten niemals eine große Rolle in der 
Geſchichte des Preßrechts geipielt; fie verſchwinden ſpurlos mit dem 
18. Jahrhundert, und treten jchon im 16. vor dem ftaatlihen Preßrechte 
ganz in den Hintergrund. Man müßte das Preßrecht der Univerfitäten 
aus den Einzelrechten jeder Univerfität erſt zufammenftellen. Taß das» 
felbe gegenwärtig verſchwunden tft, ift nicht Yolge eines Kampfes mit 
der Freiheit wie bei der ftaatlihen Genfur, fondern der natürlichen 
Entwidlung der Dinge. Eine felbftändige Ordnung des Preßrechts und 
der Preßpolizei ift unter diefen Verhältnifien kaum denkbar, vielweniger 
eine objektive Scheivung des Geiftes der Prefle von dem Hecht der ein: 
zelnen Ausprüde berfelben. Das gelammte Preßrecht der ſtändiſchen 
Zeit, das corporative Preßrecht, hat daher nur einen hiftoriichen Werth; 
die eigentliche Entwidlung beginnt erft mit der folgenden Epoche. 


Wir glauben auf diefen Theil der Geſchichte hier nicht meiter ein: 
geben zu follen. Nur bemerken wir zu Hoffmanns Geſchichte der 
Genfur (1819), daß es nicht richtig ift, Cenſur und Preßrecht zu identificiren 
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und die große Scheibung des polizeilichen von dem ftänbilch corpora⸗ 
tiven Preßrecht wegzulaſſen. Ebenjowenig genügt es, das Preßrecht 
bloß auf Bücher zu beſchränken. MWebrigens fehlt jede Geſchichte feit 
Hoffmann. Einen vortreffliden Beitrag zu berfelben bilden übrigens, 
wenn auch mit fpezieller Beziehung auf Defterreih, Wieöners oben 
eitirte Denkwürbigfeiten, fpeciell das Verhältnig der Wiener Univerfität 
zu den Sefuiten betreffend (S. 73): „Die Delane in der philoſophiſchen 
Abtheilung, auch ver Vicedekan cenfirten bie ihrer Fakultät gehörigen 
Schriften; andere geiftige Produkte wurden von einem Profeflor approbirt 
und die ertbeilte Drudbewilligung von dem Univerfitätsreftor mit feiner 
Unterfchrift beitätigt.” Die Stellung der Staatswifjenfchaft zur Preß⸗ 
frage wie bei Juſti, Polizeiwiſſenſchaft IX. Buch $. 110, der die „Ueber: 
lafjiung der Cenfur an die Univerfitäten” bereit bekämpft, ift gleich 
falls bei Hoffmann nicht hinreichend berüdfichtigt.. Ohne eine ftrenge, 
auf das Weſen beider eingehende Unterſcheidung zwiſchen der Tirchlichen 
und ber Univerfitätscenfur ift überhaupt diefe ganze Epoche nicht richtig 
zu beurtheilen. Die Gefchichte der Genjur in Belgien, namentlid 
die firengen Cenjur: Edifte (Edit vom 25. Juni 1729) bei Juste, 
Histoire de Belgique Vol. DI. p. 319. Nah Philipps Kirchenrecht 
Bd. VI. $. 324 beginnt die kirchliche Genfur als Erlaubnig und Verbot 
bereit3 im Jahr 496; das allgemeine Geſetz, nach welchem der Drud 
aller den ®lauben betreffenden Schriften unter Androhung der Ercommuni: 
lation von der Erlaubniß der Bilchöfe abhängig gemacht warb, ift von 
Alerander VI. 1501; die Congregation des Inder ftammt von Sixtus V. 
(Geichichte derfelben: Philipps $. 325—828). 


8) Charakter und Epochen des polizeilihen Preßrechts. 
8) Die Preßpolizei und ihr allgemeiner Gharalter. 


Das was wir das polizeiliche Preßrecht nennen, entfteht nun mit 
der neuen Stantögewalt und dem Königthbum, in dem jene ihren Aus 
drud empfängt. Die Zeit defjelben dauert vom Anfang des fechzehnten 
Sahrhundertö bis zur Gegenwart, und feine Grundprincipien find nod 
immer nicht ganz überwunden. Es iſt daher nothiwendig, abgejehen 
von den einzelnen Nechtöbeftimmungen, über das Objekt dieſes Rechts 
einig zu werben, und das ift nur möglich, indem man auf die frübern 
Unterſcheid ungen zurüdgreift. Denn die geltenden Beftimmungen um: 
faflen ohne Unterfchied und ohne Bewußtſein deſſelben Straf-, Polizei 
und Beſchränkungsrecht der Prefle durch einander und erft langſam löst 
ſich das lehtere formell von dem erjten ab, obwohl bie Elemente ber 
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Trennung fchon im Beginne diefer Epoche, ja in ihrem Weſen felber 
gegeben find. 

Denn in der That ift der Unterſchied in dem Princip diefer ganzen 
Epoche von dem der ſtändiſchen ein mwejentlicher, und die hiftorifche Ent» 
widlung ift zulegt doch nur ein zur Geltungfommen dieſes Principg, 
gegenüber den Beſchränkungen, melche es erfahren hat. 

Während nämlich das ftändifche Leben den Gedanken einer allge 
meinen und gleichen Beftimmung und Bildung nicht erfaßt, fteht die 
neue Welt auf einem andern Standpunkt. Für die neue gejellichaftliche 
Ordnung ift die allgemeine Bildung des Volles an und für fich ein 
Theil ihrer Entwidlung felbjt. Ste fragt eigentlich gar nicht, ob fie 
gut oder nicht gut ift, fondern fie nimmt den Proceß, den jene hervor: 
bringt, ala einen ganz felbitverftänplichen in fi auf. Sie begrüßt da⸗ 
her die Buchdruderei ihrerfeit3 ala einen mächtigen Hülfegenoffen; der 
tiefe Haß der Geiftlichleit gegen dieſelbe ijt ihr beinahe unverftändlidh;. 
fie tritt eben jo unmittelbar ind Leben, wie in unferer Zeit die Eifen- 
bahnen und die Dampfmafchine. Die Form, in der dieß geichieht, ift 
gleichfalls dem Weſen jener gefellichaftlichen Entwidlung entiprechenv. 
Sie ift die ded Gewerbes. Und dieß Gewerbe hatte noch dazu die 
Eigenthümlichleit, die Geftalt einer Zunft nicht recht zuzulaffen, was 
dafielbe vor ftändifcher Reaktion bemahrte. Die Buchoruderei wird das 
ber gleich anfangs das große unwiderſtehliche Mittel für den Selbft 
bildungsproceß der jungen ftaatsbürgerliden Gejell: 
Schaft. Bon diefem Standpunft, von ihrem durchgreifenden Zuſammen⸗ 
bang mit der Gefchichte des Bildungsweſens aus muß derjelbe vor allem 
betrachtet werden, und ift fie im Grunde auch betrachtet. 

Ihrer Natur nad nun umfaßt die Buchbruderei gleich vom Anfang 
an alle Gebiete des menfchlichen Denkens und erjcheint in allen Formen 
der Prefje zugleich. Sie ift zugleih Buch, Flugſchrift, Bild, Tages 
preſſe. Sie beſchäftigt jich mit dem Elementarunterricht, mit der Fach 
wiſſenſchaft, mit der Unterhaltung, mit den höchſten geiftigen und ſtaat⸗ 
lichen Fragen. Sie ift jo gewaltig, daß fie mit einemmale alles zu: 
gleich ift und ihre große welthiſtoriſche Aufgabe auf allen Punkten zu: 
gleich beginnt. 

Das nun ift es, was die Stellung der neuen Staatögewalt und 
Das aus berfelben hervorgehende üffentliche Recht der Preffe entſcheidet. 
Denn diefe Rechtsbildung will ihrem ganzen Weſen nad den Yortichritt 
der öffentlichen, allgemeinen Bildung; es fällt ihr daher gar nicht ein, 
den Entwidlungsgang der Prefie an fih zu hindern. Die Grunbaufs 
fafjung der letztern ift von Anfang an bie eubämoniftiiche. Allein gleich 
zeitig zeigt ſich auch die Macht der Prefie. Sie vermag es, nicht bloß 
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Bildung zu verbreiten und Laſter und Thorheiten zu geißeln, ſondern 
fie greift auch einzelne Perfönlichleiten an und fie erhebt fich gegen die 
beſtehende ftaatliche und kirchliche Ordnung. Das iſt nun der Punkt, 
auf welchem die Staatögewalt zu der Frage kommt, ob fie berufen fet, 
der Preſſe entgegen zu treten. Das durchgreifende vormundfchaftliche 
Element, das in dem eubämoniftiichen Staatsweſen liegt, läßt die Ant: 
ort nicht zweifelhaft bleiben. So entfteht das, mas dieſe ganze Epodye 
von Anfang an caralterifirt und fih in allen Erfcheinungen deſſelben 
wiederholt. Die Regierungen beginnen zu unterſcheiden zwiſchen 
der guten und ber gefährlichen Prefie. Die gute Preſſe ift diejenige, 
welche die allgemeine Bildung verbreitet; die gefährliche Prefje ift die, 
welche das Beſtehende angreift. Und mit diefer Unterfcheidung ift bie 
allgemeine Geftalt des öffentlichen Rechts gegeben. Die erfte gebt ihren 
Meg, frei und ungehindert von der Negierung und ihrem Eingreifen. 
Sie bedarf feiner Erlaubniß; es ift die freie Arbeit ded Individuums 
in der geiftigen Welt, deren Träger fie iſt; ja die Regierung fängt 
allmählig an, fie zu befördern und zu unterftüßen. Die zweite Dagegen 
ift eine Gefahr. Die Regierung verfolgt fie, verbietet fie, vernichtet 
fie, beitraft fie. Die erfte hat daher noch gar fein Recht, denn fie 
ift frei; nur die Druderei ald Gewerbe bat ihr Gewerberecht. Die 
ziveite bat eigentlich auch Fein Recht, meil fie ganz der polizeilichen 
Gewalt der Regierung unterworfen ijt; fie ift gegenüber ber letztern 
rechtlos. Der durchftehende Charakter diefer ganzen Epoche läßt fich das 
ber in dem einfachen Sat zujammenfaflen, daß die als ungefährlich 
erfannte Prefle eines Necht3 nicht bedarf, wie der Gedanke, deſſen Auss 
druck fie ift, während die gefährliche Preſſe fein Hecht findet, wie ein 
Feind rechtlos ift, den man befämpft. E3 ijt Har, worauf der Unter: 
ſchied des Preßrechts diefer Epoche von dem ber ftändifchen berubt: bie 
Freiheit ift ſchon Princip und die Beſchränkung ift die Ausnahme; und 
das ändert fich nicht dadurch, daß die legtere hart, ftreng, verfehrt und 
willfürlich wird. Die Gejchichte des Preßrechts iſt damit fchon die Ge 
ſchichte dieſer Beſchränkung und ihres polizeilichen Rechts ger 
worden; die Gefchichte derjenigen geſammten Preſſe, welche. unter dieſe 
Beſchränkung nicht fällt, gehört von da an überhaupt nicht mehr dem 
Rechte, jondern nur dem geiftigen Leben. 

Das, worauf ed von jegt an anlommt, iſt daher klar. Es ift erftlich 
das Princip, nach welchem die Regierung dasjenige, was fie für gefähr 
lich hält, bejtimmt und es von dem Ungefährlichen und damit freien 
Gebiete der Preſſe ſcheidet; und es ift zweitens das Recht und Mittel, 
mit welchem diefelbe die von ihr als öffentlich gefährlich beftimmte Druds 
ſache verfolgt. Das erjte ift einfach und bleibt ſich für die ganze 
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Epoche glei; es iſt der Grundſatz bes vein einfeitigen, kon jeder ob⸗ 
jeltiven Negel freien Ermeſſens ber vegierenden Gewalt. Das ziveite 
dagegen ift nach den verjchiedenen Zeiten weſentlich verichieven. Diele 
Verſchiedenheit ift es, welche die brei Epochen dieſer Periode bilvet, 
die wir am beften mit befannten Namen die des Prohibitiv⸗, des Prä- 
ventiv⸗ und des Repreſſivſyſtems nennen. Gemeinſchaftlich ift allen, 
daß der Geift der Prefie von Inhalt und Form derjelben im Einzelnen 
nicht geſchieden ift und daher die mwefentliche Unterfcheivung von Straf: 
und Polizeirecht einerjeits, und vom Recht des Beiftes der Preſſe andrer- 
jeitö nicht zum Bewußtjein und zur Erfcheinung kommt; verjchieden 
find fie erft in den Mitteln, mit denen fie wirken. Jede von ihnen 
aber erzeugt wieder gewille Säge des Preßrechts, welche dauernd find; 
auf der Natur der Prefje ſelbſt ruhend, bleiben fie der jedesmal folgen: 
den Epoche und gehen in das Recht derfelben über. Man muß fi 
daher die Sache nicht jo denken, als ob ein tiefer, ſcharfer Abjchnitt 
in jenen drei Stadien unter einander, oder zwiſchen ihnen und ber 
folgenden Zeit ftattgefunden hätte. Im Gegentheil hat jedes folgende 
von dem frühern etwas in fi aufgenommen und das gegenmärtige Recht 
muß daher als ein Ergebniß der geſammten vorhergehenden Gejchichte 
angejehen iverben. 

Für die VBerwaltungslehre muß es daher genügen, den Geift jener 
Epochen fo bejtimmt ald möglich zu charakterifiren. Die Gefchichte bat 
das Einzelne hinzuzufügen. 


b) Das Prohibitivſyſtem der Preßpolizei. 


Wir bezeichnen die erſte Geſtalt des polizeilichen Preßrechts als 
das Prohibitivſyſtem. So hart und gewaltſam dieß Syſtem nun 
auch in einzelnen Gebieten des jungen geiſtigen Lebens, ſpeziell im kirch⸗ 
lichen und politiſchen auftritt, ſo wäre es doch ſehr falſch, auch in ihm 
den Gegner der Preſſe an und für ſich zu finden. Der eine Grund⸗ 
gedanke deſſelben war vielmehr, wie es die Natur der Sache mit fi) 
brachte, daß die Regierungen an fich der Entwidlung des arbeitenden 
Geiftes weder entgegen traten noch abhold waren. Am klarſten brüdt 
vielleicht das Mandat von Karl VI. vom Jahr 1725 vom 23. Augujt 
(bei Wiesner ©. 95) den wahren Standpunkt diejer Zeit aus. „Es joll 
dahin gewirkt werden, daß die inländiſchen Drudereien, woran res 
literaria großen Antheil nehme, in Aufnahme gebracht, die Hervor: 
bringung guter und nüßlicher Bücher gar nicht eingejchräntt, fondern 
vielmehr befördert werben. Verbotene Schriften und von Staatsſachen 
handelnde Bücher und Traktate follten genau unterfucht, wenn ein 
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befondrer Anftand fich äußere, ihretwegen bei Sof angefragt, Schmäh⸗ 
Schriften angehalten, nad Umftänden confiscirt und hierüber nach Hof 
berichtet werben.” Freilich dauerte es lange, ehe man fich dieſe Unter 
ſchiede genauer formulirte. Dagegen beginnt das polizeiliche Spftem mit 
der Erkenntniß, daß die Prefie an und für fih eine große, felbftänbige 
und daher hoch beachtenswertbe Macht fei, die eben deßhalb ber neuen 
Polizei unbedingt zu unterfteben habe. Dieß allgemeine Rechtöprincip 
ward zuerft durch den Reichſstagsabſchied vom 18. April 1524 ausgeſprochen, 
„daß eine jede Obrigkeit bei ihren Drudereien und fonft allenthal⸗ 
ben nothbürftig Einſehens haben folle, damit Schmähfchriften und Ges 
mälbe hinfürber gänzlich abgethban und nicht wieder ausgebreitet wür⸗ 
den.” Auf diefer Grundlage organifirt fi) nun ziemlich rafch die polis 
zeiliche Thätigkeit und ihr Hecht in Preßangelegenheiten. Die beiden 
großen allgemeinen Maßregeln, melde ſich aus diefem allgemeinen 
Standpunkt entwidelten, waren erftlich das Conceſſionsweſen für die An⸗ 
lage von Drudereien, und zweitens das Hecht des Verbotes für die zu 
drudenden Bücher. Das erfte erfehien bei dem bamaligen Gewerberecht 
ſelbſtverſtändlich; das zweite wird im Reichstagsabſchied vom 22. April 
1529 (8. 9) ausbrüdlich beftimmt: „Allee was meiter Neues gebrudt 
oder feilgehabt werben fol, fol zuvor einer von jeder Obrigkeit dazu 
verorbneten verftändigen Perſon unterbreitet und fo darin Mangel be 
funden wird, Drud und Verkauf nicht zugelaflen werben.” Das war 
nun Reichsrecht; aber jeder Landesherr faßte diefen Grundſatz in feiner 
Weife auf, und man gelangte hier wie auf allen andern Gebieten bald 
dahin, das „Bücherregal“ als ein eigenes öffentliches Recht aufzuftellen. 
Dielem Regal ging es in Beziehung auf feinen formellen juriftiichen In» 
balt wie jedem andern. Die leitenden Grundſätze wurden theils durch 
die Reichstagsabſchiede, theils durch die Literatur des eniftehenden wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Staatsrechts feligeftelt; die Ausführung und Anwendung 
blieb der territorialen Gewalt. Was den erften Punkt betrifft, fo ges 
langte man bald zu gewiflen Vorfchriften, welche noch heute beftehen 
und zum Theil ſtets beftehen werden. Schon ber Reichstagsabſchied 
von 1530, 8. 58, forderte die Angabe des Druderd und Drudortes 
(„Des Truderd Name und Zunahme, auch die Stadt, darin ſolches 
getrudt mit nämlichen Worten darin geſetzt); zugleich wird ein eigenes 
Prepftrafrecht aufgeitellt, jedoch hatte dafjelbe noch den rohen Charalter 
einer. rein polizeilichen Strafe „nach Gelegenheit an Leib und Gut.” — 
Die Reichspolizeiordnung von 1548, Tit. 334 ſchärfte und beftimmte diefe 
Strafen und dehnte fie aus auf alle, welche foldye, ohne Erlaubniß 
gebrudten oder fonft verbotenen Bücher „Ichmähligs, paßquilliſcher oder 
andrer Weiß verlaufen, kaufen oder behalten“. Die Strafe gegen 
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die Druder war nach Edikt vom 30. Juli 1548 beim Drud unerlaubter 
Bücher Berluft der Conceſſion (Nieverlegung ihres Gewerbes) und 
500 Gulden Gold (Wiesner a. a. O. ©. 50). Ebenfo wird bier — mir 
glauben zuerſt — der Berfafler gefetlih verfolgt. Das Princip der 
Conceſſion der Druderei wird dann weiter ausgeführt im Reichstags⸗ 
abfchied von 1570, $. 155; die Abgabe von Pflichtexemplaren durch 
Taiferliches Patent vom 15. März 1608 vorgeichrieben (ar das allgemein 
anertannt?). Die Ausführung dieſer Vorjchriften blieb den Territorials 
herren, und das wirklich geltende Preßrecht war daher bei aller Gleich 
artigleit des Princips doch in den einzelnen Ländern jehr verſchieden. 
Auf diefem Gebiete griff natürlich die religiöfe Frage in entſcheidender 
Weile ein; der Kampf gegen die Preſſe erfcheint im fechzehnten Jahr⸗ 
hundert ganz, und im fiebenzehnten Jahrhundert vorwiegend als ein 
Kampf der verichienenen kirchlichen Ordnungen gegen ben antibogmas 
tifchen Geift der Prefie; das Preßrecht ift faktiich nur ein Verbot und 
Verfolgungsrecht gegen die einer Confeſſion feindlichen Schriften; 
die ganze übrige Preſſe ift noch fattifch frei. Allein mit dem Aufs 
treten der eigentlichen Bolizeiberrichaft, die auf dem Principe des abfo» 
luten Königthums berubte und fih im achtzehnten Jahrhundert als 
Gunſtlingsherrſchaft äußert, tritt nun der Angriff gegen dieſe Mißver⸗ 
maltung hinzu. Noch beichäftigt fih die Preſſe nicht mit der Vers 
faflungöfrage; noch handelt es fich daher gar nicht um einen Geift der 
Preſſe. Wohl aber Schafft fich der Drud, der auf dem Volle rubt, in 
perfönlichen Angriffen auf die Regierenden Luft. Montesquieu ift 
aud bier der Mann, der den Charakter feiner Zeit am klarſten verfteht. 
„L’aristocratie est le gouvernement qui proserit le plus les ouvrages 
satiriques. Les magistrats y sont de petits souverains, qui ne sont 
pas assez grands pour mepriser les injures — un seigneur en est 
perc& de part en part.“ L. XII. Chap. 13. Daher entfteht ein neues 
firenges Preßrecht; es ift das der Pasquills und Schmählchriften. Dieß 
Recht ift in England als Recht der Libels am ftrengften und formell» 
ſten ausgebildet (ſ. unter England) und bildet noch jetzt die Grundform 
feines Preßrechts. In Deutichland geht es fofort in das Griminalrecht 
über; doch bildet ed damals faft den einzigen Geſichtspunkt, bon dem 
aus bie Idee einer Gefahr, die in der Preſſe liegen könne, entfteht 
(Sonnenfels, &rundf. der Polizei 8. 152). Die Yeinpichaft zwiſchen 
ben einzelnen Reihöftänden ließ diefe Pasquille häufig entftehen. , Dieß 
Verhältniß gab zu ernftem Streit zwilchen Kaifer und Neid Anlaß; 
daran fchloß ſich die ftantörechtliche Literatur; Hauptſammlung Gerſt⸗ 
lacher, Handbuch der teutfchen Reichsgeſeze B. IX. ©. 1188 ff. Mojer, 
Lanveshoheit in Polizeiſachen; ſpeciell über das Taiferliche Bücher: 
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commifjariat in Leipzig: Ludwig. Bom Faiferlichen Generalfuperinten: 
denten aller Buchdrucker des römiſchen Reiches 1740. Literatur bei Bütter 
(Literatur des Staatsrechts DI. ©. 593), Mit welcher rüdfichtslofen 
Gewalt und wie ſyſtematiſch die Jeſuiten in Defterreih die Bücher reli- 
. giöfen Inhalts verfolgten: Wiesner a. a. D.; bie Grundauffafiung 
über das Recht blieb aber (Berg, Polizeireht II. S. 353, 359). Das 
waren die Grundzüge des Zuſtandes. Der Geilt des damaligen Rechts 
bat ſich auch in der zweiten Epoche erhalten. Die Grundſätze find im 
Großen und Ganzen: Freiheit ber Preſſe für alles, was nicht den 
Staat und die Religion betrifft; Recht der Polizei, die Bücher zu er- 
lauben unb zu verbieten; Mittel: Gonceflion, Angabe des Druders, 
Pflichtexemplar; Strafredht: rein polizeilih, meift ohne geſetzliche 
Gränze; Beichlagnahme, Bernichtung, Berbrennung der Exemplare; 
polizeiliche Aufhebung der Drudereiconceflion nebft Strafe gegen den 
Druder; bie jpezielle Bezeichnung der unfittliben Drudwerte iſt ſchon 
vorhanden, jo wie bie der Schmählchriften, auch des Drudes und der 
Bilder („Gedrucktes oder Gemähletes”); aber von einem Unterfchied des 
einzelnen Satzes und des Geiltes der Druckwerke, aljo von einem be 
jondern Rechte des legtern iſt noch gar Feine Rede. Es giebt daher 
zwar ben Namen ber Genfur, aber fie geht noch nicht auf die einzelnen 
Theile des Inhalts, ſondern auf das ganze Werk; und das Haupt: 
mittel ift nicht die Streichung einzelner Theile, fondern das Verbot des 
Ganzen. Die Rechtsfolgen endlich find Fein peinliches Recht, obwohl 
die Strafen „peinlich“ fein können, ſondern fie find ein Theil des Polis 
zeivecht3 und daher ganz dem Ermeſſen ver Polizei — ber Obrigfeit — 
überlaflen; fie find in fein Strafgefegbud übergegangen; das Verfahren 
iſt daher auch Fein gerichtliches, ſondern ein polizeiliches; die Auffaſſung 
des Preßrechts ift daher gut, aber eudämoniſtiſch, die Freiheit eng be 
grängt, aber vorhanden, die Durchführung willfürlich, zufällig, ohne feſte 
Ordnung. Das Ganze ift daher Fein Recht, jondern eine Polizei. Und 
das entjcheidet für die folgende Epoche. 


c) Das Präventivjyftem. 


Hält man nun für den Begriff des Preßrechts den lern ber 
früßeren Zeit feit, fo ift das Praͤventivſhſtem leicht verftänblih. Es 
it die Anwendung ber obigen Grundſätze ftatt auf Werle im Ganzen 
vielmehr auf die einzelnen Aeußerungen derſelben. Die Form, 
in der die Preßpolizei gegen die leßteren kämpft, ift die eigentliche Cenſur; 
die Aufgabe und das Recht der Preßpolizeibehörde: mit dem Geifte der 
Druckwerke in ihren einzelnen Aeußerungen einen Kampf zu beginnen, 
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indem man neben dem allgemeinen Recht des Verbotes das beiondere 
aufftelt, einzelne Theile und Ausprüde eines geiltigen Wertes 
zu unterdbrüden, und ben Reit zu erlauben. Mit dem lebtern ent 
fteht das eigentliche Cenſurweſen. Dafielbe erfcheint nun in einer 
Maſſe einzelner Verordnungen und Mapregeln, die aber mehr und 
mehr jo ſehr ins SKleinliche fallen, daß es nicht ber Mühe werth 
erſcheint, diejelben auch nur der Geſchichte zu überliefern. In der 
frühern Epoche waren noch gewaltige, bie ganze geiftige Welt ums 
fallende Beiwegungen einander gegenüber getreten, und man hatte baber 
zu gewaltigen, das ganze Gebiet der geijtigen Arbeit umfaflenden, 
freilich auch die Rechte des Geiſtes tief erjchütternden Mitteln gegriffen. 
So war troß aller Unfreiheit in diefer Richtung der Polizei boch etwas 
Großartiges in biefem Kampfe jener zwei Gewalten. Auch handelte es 
ſich dabei ftets um wirklich geiftige Arbeiten, nicht um einzelne Aufs 
wallungen, Säge oder Anfichten. Noch waren die Bücher die wahren 
Träger des geiftigen Lebend; noch war ihr Einfluß für die ganze 
öffentliche Auffaflung der Dinge enticheidend; noch waren fie es allein, 
welche die höhere, allgemeine Bildung aud in das Volf hineintrugen. 
Gegen fie fämpfte das Prohibitivfgiten des Verbots; gegen das lehtere 
erhob fi der Geift, der ſich in feiner Arbeit nicht befchränten lafjen 
will, die Wifjenichaft, die ſich nicht zerftüdeln läßt, die Bildung, die 
aus dem Buche ſtets mehr Arbeit als Eingelergebnifje zieht. Das 
aber, was in fo großen Dingen immer ben tieferen Widerſpruch erzeugt, 
das rein fubjeltive, frivole Element kann in dem Buche wenig Raum 
gewinnen, wenig Wirkung thun; auch kann das Buch dem Buche ent- 
gegentreten, der Kampf gegen das Buch hat den Charakter eines 
ernften, tiefgehenden, dauernde Erfolge binterlafienen Kampfes. Aber 
jet entjtebt neben dem Buche die Tagesprefle. Auch fie ergreift all 
mählig — Teineswegs im Anfange — die großen Fragen bes geijtigen 
Lebens; aber fie ergreift fie in der Geftalt der Einzelmeinung, welche 
den Anfpruch macht, allgemein zu fein, und doc nicht den Raum bat, 
eine Arbeit zu liefern. Sie giebt nur Reſultate; fie tritt auf mit 
fertigen Ergebnifjen; fie befteht aus lauter Einzeljägen. Sie ift ein 
ganz anderes Element ald das Buch, aber dennoch ift fie durch bie 
ganze große Bewegung der Geifter getragen und trägt fie wieder. 
Ihre Richtung geht daher auch natürlich auf das Nächſte, Verſtänd⸗ 
lichſte, Faßbarſte. Das ift der Gedanke ber Betheiligung des Volles 
an öffentlichen Dingen, die tägliche Arbeit, durch, bie Tagespreſſe 
täglich in das Volk hineingetragen. Was hilft da Eonceflion, Pflicht- 
exemplar, einzelne Verbot? Wenn ich heute verbiete, was wird 
morgen in der „Zeitung“ ſtehen? Das tägliche Aufquellen bes öffent 
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lichen Gedankens ift e3, was unwiderſtehlich, unermübet, täglich aufs 
Neue gefordert, täglich erläuternd, allgegenmwärtig daſteht. Die Arbeit 
der Polizei wird damit fortgerifien in dieſes tägliche Geiftesleben; es 
gilt einen Verſuch, das Probibitinfgftem an das Einzelne zu legen. 
Das ift die eigentliche Cenſur. Und bier ift es, wo ſich die mächtige 
Arbeit der Polizei zerfplittert, zerfährt, in Zufall, Willlür, Unver⸗ 
ftand ihrer einzelnen Organe auflöst, um fo mehr, als ihnen auch das 
Buch, das Schaufpiel, die Zeitfchrift, das Bild überantmwortet ifl. Und 
was ſoll eigentlidy diefe Präventivpolizei mit ihrer Cenſur? Sol fie 
im Grunde den einzelnen Ausdrud verfolgen? Nein, fie ſoll doch 
zulegt in ‚dem einzelnen Ausbrude den Geift des Drudwerles treffen. 
Sie hat die unlögbare Aufgabe, nicht mehr über den Geift als folchen, 
fondern über den Punkt in Wort und Sat zu enticheiven, wo bie 
Gränze des Geiftes ift; und fie hat die Löfung diefer Aufgabe mit 
ungeeigneten Mitteln zu erzielen. Sie beruht auf dem tiefen Irrthum, 
daß die Prefle erft die Partei bilde, ftatt daß fie aus ihr hervorgeht. 
Sie ift der unlösbare Widerſpruch, durch das Streichen jeder einzelnen 
Stelle im Einzelnen zu negiren, was fie im Ganzen zugibt, das Recht 
auf Theilnahme des Volles an öffentlichen Angelegenheiten. Zwar 
gibt fie allmählig das Buch auf; Werke über zwanzig Bogen werden 
cenfurfrei; aber in dem Zeitungsweſen arbeitet fie mit um jo größerer 
Hartnädigleit. So erhebt fich endlich der allgemeine Unwille; neben 
ihm das Bewußtjein ber juriftiichen Unmöglichleit,- dur das Verbot 
oder dad Streichen einzelner Sätze jede Haftung für Drud und Berlag 
auf den Cenſor zu wälzen; der Unmuth fteigt; er bricht aus in Spott und 
Hohn über ein Princip, das, einft in furchtbar ernfter Geftalt daſtehend, 
jegt in dem einzelnen Cenſor Eeinlich, in ben einzelnen Akten beflelben 
Häglih, im Ganzen nuglos ift; und der erfte Stoß, der das bisherige 
Syſtem trifft, vernichtet die Cenſur und den Cenſor; aber freilich nicht 
die Frage, ob denn nun mit diefer Form der Preßpolizei das alte 
Princip der Preßpolizei felbft definitiv bejeitigt ift. 


Es ift für das geſammte öffentliche Leben Deutſchlands wohl jehr 
bezeichnend, daß das deutiche Boll allein unter den Kulturbölfern bie 
Genfur ertrug, während Frankreich lieber eine Revolution machte, als 
ihre Einführung buldete. Aber jene Möglichkeit, die Cenſur in Deutſch⸗ 
land zu erhalten, war im Grunde nicht? anderes als die Unmöglichkeit, 
zu einer einheitlichen Bollävertretung zu kommen. Die -Genfur ſelbſt 
zog ihre Kreife enger und enger, fie follte zuleht nur noch dasjenige 
in der Preſſe verhindern, um befientwillen man feine Vollsvertretung 
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wollte: „Die Erlaubniß, über alles Deffentlihe feine Meinung zu 
fagen und die Mängel der Staatöverfaflung und ver Gejehgebung 
ind hellſte Licht zu ſetzen“ (Jacob, Polizeiwiſſenſchaft Br. I. ©. 322). 
Die Auffafjung der Preßfreiheit war daher auch jet noch mannigfach 
beſchränkt; man dachte fich diefelbe hauptſächlich ala Mittel gegen „Miß- 
bräuche“ (Mohl, Polizeiwifienfchaft Bd. I. ©. 126). Wie lächerlich die 
Genfur werden Tann, zeigte in concretefter Weile Wiesner a. a. D.; 
ja es wurben jogar Möbelftoffe und Gattune der Genfur unterzogen 
(S. 382). Es war aber da3 Ganze bereit im’ Abjterben begriffen. 


d) Das Repreſſivſyſtem. 


Man Tann im Allgemeinen jagen, daß das Verſtändniß bes: 
jenigen Syſtems, welches man nicht ohne Grund das Repreſſivſyſtem 
genannt hat, das Kriterium für die Klarheit über das ganze Preßrecht 
bildet. Auch hier aber zeigt es fi), daß überhaupt das Preßrecht ohne 
fein natürliches Corollarium, die Vollövertretung und ihr Recht, gar 
nicht erflärt werben Tann. Eben in diefem Sinne bildet das Preßrecht 
auch hier einen jo mwefentlichen Theil der inneren Geſchichte der Staaten. 

Als die Revolutionen des Jahres 1848 eintraten, ſchien auf den 
eriten Blid eine große Thatjache feltgeitellt. Es war die des Rechts 
der Bolfävertretungen im meiteften Sinne des Wortes. War durch 
feine Vertreter das Volk einmal in voller Ausübung feiner Rechte, 
fo war ed natürlih, daß feine politiſchen Anjchauungen, Wünfche und 
Kämpfe wie auch eben durch diefe Vertretungen zur Geltung kommen 
mußten. Geſchah das, jo folgte der enticheidende Sa, daß nunmehr 
auch die Preſſe gegenüber dem in der Gejammtheit jeiner Vertreter 
auftretenden Volle erſt in zweiter Reihe zur Geltung kommen könnte. 
Daraus aber folgte, daß es gar feinen vernünftigen Grund mehr haben 
Ionnte, auf das eigentlich wirkende Element der Preſſe, den Geilt oder 
bie Tendenz berjelben, einen beftimmenden Einfluß zu nehmen; ja ein 
folder wäre geradezu ein Widerfpruch mit dem großen Grundprincip 
der Berfafjungsmäßigteit gemejen. Dazu fam dann der Haß, ja bie 
Beratung gegen das Präventivigitem. Beides zufammenwirlend ers 
zeugte daher in Frankreich wie in Deutichland im erſten Augenblid die 
Forderung ver unbedingten Preßfreibeit. Der Sinn derjelben war 
bie Beifeitigung nicht bloß der Maßregeln der Polizei gegen ben Geiſt 
der Prefie, ſondern ver preßpolgeilihen Maßregeln überhaupt: „Die 
PVreßfreibeit darf unter Teinen Umftänden und in Feiner Weile durch 
vorbeugende Maßregeln, namentlich Cenſur, Conceſſionen, Sicherheits» 
beftellungen, Staatsauflagen, Beſchränkungen der Drudereien oder des 
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Buchhandels, Boftverbote oder andere Hemmungen des freien 
Verkehrs beichränkt, ſuspendirt oder aufgehoben erben“ (deutſche 
Grundrechte), was in einige beutfche Verfaſſungen überging. Das war 
die erfte Auffaffung des Preßrechts der neuen Epoche. 

Offenbar war diefe Auffaffung eine undurchführbare. Jeder Ber: 
ftändige mußte fih fagen, daß eine Prefle ohne alles Recht undenkbar 
ſei. Welches dieß Recht nun fein folle, war allerdings zweifelhaft; 
nur Ein ſtand feft, daß es nämlich von jetzt an ftatt eines verordnungs⸗ 
mäßigen ein gefegmäßiges fein müſſe. Darüber warb man aud bei 
den Regierungen einig, und bie Verfafjungen fpracdhen dieſen Grund: 
lag aus (preußifche Verfaſſung Art. 23, bayerifhe Preßordnung vom 
4. uni 1848), Die Frage aber mar jett, welche Beitimmungen dieſe 
Geſetze enthalten und melde Momente alle dieſe Beftimmungen ent 
ſcheiden würden. 

Vielleicht nun wäre bereits im Jahre 1848 der definitive Schritt 
zur Aufſtellung eines freien Preßrechts feſtgehalten worden, wenn nicht 
aus befannten biftorischen Gründen die Bolfsvertretungen durch den 
Rückſchlag, den jede Nevolution mit ſich bringt, vielfach bireft ober 
indireft von ihrer Berechtigung in Öffentlichen Dingen wieder Entfernt 
worden wären, und wenn anbererjeits das noch immer nicht nüchterne 
Freiheitsbewußtſein verftanden bätte, Maß zu halten. Beides mar 
nicht der Fall. Das erfte nun warf das Voll, dem die Freiheit ber 
Bewegung in feinen Bertretungslörpern beſchränkt war, auf bie Prefie 
als das große, jenes Bedürfniß erfüllende Organ zurüd; das zweite 
gab ihr eine vielfach gerabezu feindliche Stellung zu den berrichenven 
Syſtemen. Ein Kampf gegen bie Prefie von Seiten der letteren war 
daher an und für fi) unvermeiblid. Das neue Preßrecht hatte über: 
haupt die Aufgabe, ein neues Etraf: und Polizeirecht der Preffe zu 
formuliren; bie tiefgehenbe Feinpfeligkeit der Gegenſätze, die gleich nad 
1848 wieder auftrat, erzeugte das natürliche Beftreben, neben den eins 
zelnen Ausbrüden wiederum den Geift der Preſſe zum Gegenftand des 
Öffentlichen Rechts zu machen. Und dad war es nun, was biejem 
legteren feinen Charakter gab. 

Denn jene Freiheit bes Journalismus batte in bemjelben etwas 
erzeugt, mas dieſes Etwas, das wir den Gerft der Brefie nennen, in 
einer viel concreteren, faßbnreren Yorm als bisher erfcheinen ließ. 
Das war dasjenige, was wir die politiihe Individualität jedes einzel» 
nen Sournals nennen möchten. Seit 1848 hatte das öffentliche Be 
wußtjein ſich in große, ziemlich beftimmt auftretende Parteien gefpalten. 
Dem mußte die Tagespreffe Rechnung tragen. Das einzelne Journal 
konnte nicht mehr im Allgemeinen reden, wie früher. Es mußte eine 
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beſtimmte Auffaflung vertreten, das Organ einer beſtimmten Bartei 
werden. Die Geltung jedes Journals im Publikum berubte darauf, 
daß es negativ jede ihm fremde Anfchauung von fi abmwies, und 
pofitiv das ihm Entiprechende mit äußerfter Confequenz verfolgte. Das 
individuelle Element der fubjeltiven Anfchauung verſchwand; es gab im 
Journalismus feinen einzelnen Mitarbeiter mehr. Jetzt fchien es einen 
Sinn zu haben, wenn man badıte, daß biefelbe Parteien bilden Zönne, 
ftatt daß fie aus benfelben hervorgehen. Das öffentliche Leben war weit 
genug, um dem rein Individuellen feine Madıt mehr über fich einzu 
räumen. Der große Proceß war vollendet, ber das Individuum in die 
arbeitende Wiſſenſchaft verwies, in der Tagesprefie bagegen ein inner: 
lich und äußerlich fertiges Ganze, gleichfam eine tägliche That fuchte 
und finden mußte. Und bieß in fich fertige, einfeitige, aber abge 
ſchloſſene Ganze, dieſe Individualität der Gemeinſchaft von Mitarbeitern 
und Lejern eines bejtimmten Journals, diefe innere Einheit, dieſes 
jeden Artifel und jede Mittheilung beherrſchende Element der Zeitung 
war nun eben nicht® anderes, ala der jett felbfländig wirkende Geift 
derjelben; mas bisher von den Druckwerken ſchwer oder gar nicht 
trennbar geweſen, ward jebt eine Hare, unzweifelhafte öffentliche Thats 
ſache, ja ein Recht. Damit denn fchien nun dasjenige gefunden, mas 
die Grundlage des Rechts der freien Preſſe fein mußte, das Objelt der 
felberi, und an ihm beftimmte fi) nun das Recht verjelben. 

Offenbar lag es nämlich in den gegebenen politifchen Verhältnifien, 
daß die Tagesprefje gerade vermöge dieſes ihres Geiſtes fich entſchieden 
gegen die Richtung der Negierung wendete, welche die Berechtigung ber 
Volfsvertretung auf ein geringftes Map zurüdgeführt hatte. Diefer 
Richtung mußte nicht etwa der einzelne Artikel, ſondern bie Gefammts 
tendenz berjelben als ihr mahrer Feind erjcheinen. Es mar diefer Ten» 
benz ſeht leicht, das DVerlegende in den einzelnen Aufſätzen zu vers 
meiben, und jedem Anlaß zu ftrafbarer oder polizeiliher Berfolgung 
aus dem Wege zu geben, ohne im Geringften die politifhe Wirkung 
zu beeinträdtigen. Bon dieſer Ueberzeugung waren beide Theile durch⸗ 
drungen; jener Geift der einzelnen Sournale war wirklich eine aner⸗ 
kannte Thatjache, obgleich man fie juriftifch nicht formulirte; daß ber 
Kampf gegen ihn und nur in zweiter Reihe gegen einzelne Ausdrücke 
geben müfle, mar Har; die große Frage war nur die, in welcher Weife 
dieß möglich fet, ohne geradezu die Freiheit der. Prefle aufzuheben. 
Und hier war e8 nun, wo ein gleihfalle im Joutnaliemus diejer Zeit 
Tiegendes Element der Sache Form und Inhalt gab. 

Dur den gewaltigen Umfang, den die Öffentlidhe Beivegung an⸗ 
genommen hatte, war der Bedarf von Tagesblättern in einer unglaublichen 
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Weile geftiegn. Die höhere politiiche Bildung hatte diefen Bedarf 
zu einem feften gemacht; die halbe over ganze Befeitigung der Volls- 
vertretung hatte die Tageshlätter unwiderſtehlich an bie Stelle ber 
eriteren geſchoben. E3 gehörte daher jetzt einerfeits viel Kapital 
dazu, ein Tageöblatt von Bedeutung zu gründen, und es ward anderer: 
ſeits eine Öffentliche Funktion, fih an bemfelben zu betbeiligen. Das 
erſte machte jedes Tageöblatt zu einem großartigen wirthſchaftlichen 
Unternehmen und fnüpfte allmählig eine Reihe von literarifchen Exiftenzen 
an bafjelbe; das zweite gab den lehteren eine Öffentliche Ehre, die zum 
nicht geringen Theil auf der Gefahr berubte, welche den Journaliſten 
bedrohte. So ward aus ber Gejammtheit der lehteren ein Stand, 
der feine Stellung, feine Stanbesehre, feine Adepten, feine Häupter, 
fein Recht Hatte. Unter einer freien Vollövertretung wäre bad in 
dieſer Weiſe nicht möglich geworden, wie es in England nicht der Fall 
ift; fo aber Tam es faſt von felbit und wird fich ftet3 wiederholen, 
wo eine berechtigte Volfövertretung mangelt, Aber damit war auch der 
Bunt gegeben, two die Regierung durch die Gejeggebung ihren Einfluß 
auf die Preile gewinnen fonnte. Das PBrincip bildete ſich dafür leicht 
und fiher aus. Man mußte durd die wirthſchaftliche Gefähr 
dung des Unternehmens eines Tagblattes ftatt der früheren 
Genfur den einzelnen Redakteur und Schriftiteller zu feinem eigenen 
Genfor machen. Dieß ift das eigentliche Weſen bes Repreſſivſyſtems. 
Sein großes Princip ift, den Geift der Tagespreſſe abhängig zu machen, 
indem es bie Intereſſen abhängig macht. Sein großes Mittel ift nicht 
die Bebrobung der Perfon mit Straf: und Polizeirecht, ſondern bie 
Bedrohung der Unternehmung, die im Tagesblatt liegt. Es iſt eine 
neue, eigenthbümliche, und doch im Grunde uralte, weil rein menſchliche 
Form des Kampfes mit dem Geifte bes öffentlichen Lebens. “Der letztere 
iit da, als jelbftändige, unvertennbare, das Einzelne beberrichende 
Thatſache; aber er ift zugleich da mit feiner verwunbbaren Seite, dem 
Sinterefje derer, die ihn außfprechen und vertreten; und das, worauf 
es jet ankommt, ift, das neue gejegliche Recht der Preſſe jo zu formu⸗ 
liven, daß es, in klarer Form, eben dieß Intereſſe in die Hand ber 
Regierung gibt. Und aus diefem Streben ift nun die Gejammtbeit 
von preßredhtlihen Beitimmungen hervorgegangen, welche eben bas 
Syitem des Repreflivrechts bilden. 

Dieb Syſtem wird nun, im Anſchluß an das Dbige, leicht in 
feinem juriftifchen und polizeilichen Kern zu beftimmen fein. An ben: 
jelben, wenn er einmal feſtſteht, fchließen fi) dann leicht die einzelnen 
ausführenden Beftimmungen an. 

Die Grundlage dieſes Syſtems ift wie gejagt der Gedanke, daß 
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jener Geift des Tagespreffe, fpeciell der der einzelnen Publikationen 
und Journale, nicht bloß an und für eine felbftändige Thatfache fei, 
fondern auch in einem fo gefährlihen Widerſpruch mit ber Rechts⸗ 
ordnung ftehen Tann, daß man ihn als ſolchen ſtrafrechtlich müſſe 
verfolgen können. In diefem Widerfpruch nun findet die Preßgeſetz⸗ 
gebung des Neprefiivfpftiens das, was wir jebt das „Preßvergehen“ 
nennen. Auf diefem Begriffe ruht das ganze Reprefſſivſyſtem; es ift 
der fpecifiiche Kern befielben; von ihm aus geben alle einzelnen Conſe⸗ 
quenzen bed legteren, und an ihm gewinnen baher bie drei Grunds 
begriffe des Preßrechts, die Preßfreiheit, das Strafrecht und bie Polizei 
ihren pecifiichen Inhalt. 

1) Der Begriff der Preßfreiheit gewinnt unter dem Repreſſiv⸗ 
ſyſtem zuerft eine neue Bedeutung. Wie biefelbe unter dem Präventiv: 
ſyſtem weſentlich nur in der Negation der Genfur erjcheint, fo ift fie 
jest noch keineswegs bie wahre Preßfreiheit, fondern fie bedeutet das 
Daſein eines Preßgeſetzes und die gerichtliche Verfolgung und 
Vollziehung der in bemjelben enthaltenen einzelnen Beltimmungen. 
Sie ericheint daher auch jet weſentlich nur als Negation des Abminis 
ſtrativverfahrens und als Anerkennung ber ausschließlichen Gültigkeit 
des gejeßlichen Rechtes. Frei ift eine Prefie, die unter einem Geſetze 
fteht, ftatt unter der Polizei und ihren Verordnungen. Dieje Forde⸗ 
rung ift anerlannt. Will daher jeht die Regierung auf den Geift ber 
Preſſe einwirken, fo muß fie jenes Erfafien der Intereſſen, und mit 
demjelben den Kampf gegen ben Geift nun auch geſetzlich formuliren. 

2) So entftebt nun der Verſuch, für ven Geiſt der Preſſe die erfte 
Bebingung jeder gerichtlichen, Friminellen Verfolgung, bie Natur eines 
objeltivien Thatbeitandes geſetzlich herzuftellen und fomit jenes 
eigentliche Preßverbrechen und » Vergeben zu formuliren, für welches 
da3 Druckwerk nicht mehr, tie bei Injurien u. ſ. w., Mittel und 
Beweis, jondern der felbitändige Thatbeſtand fein fol. Die nun 
geichab, indem man neben die Berbrechen und Vergeben, die durch das 
Drudwert in feinen einzelnen Ausprüden vollbracht werben können, 
ganz allgemein die „Aufreizung zu Haß und Verachtung des beſtehenden 
Rechts” hinftellte. Hab und Verachtung bes Beſtehenden fönnen nun 
in jedem Druckwerke direkt ausgelprochen fein, und mithin als eins 
zelne Säte unzweifelhaft dem ſtrafrechtlichen Berfahren unterzogen 
werden; daß fie in diefem Falle Vergeben find, ift gar nicht zweifel⸗ 
haft und die Funktion des Berichts beruht bier auf der Frage, ob der 
betreffende Sat thatſächlich einen Ausfpruc des Haſſes ober ber Ber 
achtung enthalte. Allein fie können auch, je nad der Auffaflung der 
Leer, als bloße Conſequenzen des Inhalts ericheinen. Das erftere ift 

Stein, die Verwaltungslehre. v1. 
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nicht das eigentliche Preßvergehen, ſondern ein burch die Preſſe be 
gangenes Verbrechen. Erſt da, wo ter Inhalt wegen feiner möglichen 
Gonſequenz als ein wirkliches Vergeben gejetlich als verbrecheriſch aner: 
fannt wird, beginnt das eigentliche Preßverbredden. Und das war e8, 
was nad franzöſiſchem Vorgange der Bundesbeſchluß von 1854 aner: 
Tannte. In ihm gipfelt daher das ganze Repreſſivſyſtem; die meiteren 
Anwendungen waren verhältnifmäßig einfach. Denn es ift Har, daß 
Hab und Verachtung bier als Schlußfolgerungen aus dem Inhalt auf 
gefaßt werden und daß mithin neben dem Ausbrud der Geift des Drud: 
werkes jelbft der Thatbeitand eines Verbrechens fein fol. Der juriftifche 
Widerfprud, der darin Liegt, ift fchon früher bezeichnet. Um jeinets 
willen bat auch bie peinliche Geſetzgebung dieſes Preßftrafrecht nicht 
in fi) aufgenommen, und das hat es ferner auch gehinbert, daß die 
juriftifche Srage, in wie fern bie Begehungsform burd das Mittel 
der Drudlegung und Verbreitung bei Vergeben des Gedankens, wie Be: 
leidigungen, Hocverrath und Majeftätöverbrechen, Unfittlichleiten, Ber: 
leitung zu Verbrechen u. f. w. eine ſelbſtändige Straferſchwerung für 
jene Verbrechen enthalten müſſe, von ber ſtrafrechtlichen Literatur unter: 
fucht wurde. Der Verwaltungslehre muß e3 genügen, auf diefen Mangel 
der letzteren hinzuweiſen. 

3) So wie nun dieß ſpecifiſche Preßvergehen des Repreſſivſyſtems 
einmal feſtſtand, ſo kam es darauf an, nicht bloß überhaupt eine Strafe 
dafür zu beſtimmen, ſondern ſie ſo einzurichten, daß ſie durch ihren 
Inhalt ihren Zweck, die Beſeitigung nicht etwa einzelner rechtsverletzender 
Ausdrücke, ſondern des gefährdenden Geiſtes der Druckwerke, auch wirt: 
lich erreiche. Und hier erſcheint nun das dritte Moment, welches das 
Repreſſivſyſtem charakteriſirt. Da bei jenen eigentlichen Preßvergehen 
im Sinne des Repreſſivſyſtems das Subjekt nicht mehr der Schrift⸗ 
ſteller, der Verfaſſer des einzelnen Aufſatzes, ſondern wie oben be⸗ 
zeichnet, das journaliſtiſche Unternehmen ſelbſt iſt, das als individuelle 
Geſtaltung der öffentlichen Meinung auftritt, ſo richtet ſich auch die 
Strafe gegen das Unternehmen, gegen das Tagesblatt ſelbſt, und 
die Redakteure, Verfaſſer, Verleger, Verbreiter erſchienen als Mit 
urheber und als eigentliche Thäter. Daher gelangt das Repreſſip⸗ 
ſyſtem zu dem — nur ihm eigenen — Syſtem eines zweifachen Straf⸗ 
rechts. Der eine Theil deſſelben iſt gegen das Journal ſelbſt und erſt 
ber zweite gegen das Druderei: oder Preßgewerbe und feine Individuen 
gerichtet. Die Strafe gegen das Unternehmen fpftemifirt fi; fie ift 
Bernichtung der einzelnen Nummer, Suöpenfion des Journals für 
einige Beit, gänzliche Aufhebung deſſelben. Daneben befteht das 
Strafſyſtem gegen die Mitglieder der Tagesprefle, auch bier theils in 
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Bußen durch Cautionsverluft, theils in Gefängniß beftebend. Der 
Widerſpruch, der in diefer Scheibung lag, batte feinerfeits auch bier 
wieder zur Folge, daß die Friminaliftifche Wiſſenſchaft, die ohnehin den 
Thatbeftand des eigentlichen Preßvergehens nicht anzuertennen vermochte, 
auch nicht im Stande mar, den Gebanten einer Beftrafung eines 
Unternehmens in fih aufzunehmen; erfüllt von dem Bewußtſein, daß 
die gerichtliche Berurtheilung eines Journals ein juriftifches Unding 
fei, und demnad dem Geſetze gegenüber geftellt, welche diefelbe forberte, 
wies fie einfach das ganze Preßſtrafrecht von ſich ab, in dem 
Beroußtfein, daß das Gericht hier aus feiner wahren Sphäre herauss 
gedrängt und zu einer polizeilichen Funktion verivendet werde; und fo 
geſchah es, daß das Prepftrafrecht bem peinlichen fremb blieb; es find 
zwei Strafrechte, die fich gegenfeitig als gar nicht vorhanden betrachten. 
Dieß ift auch gegenwärtig noch der Zuftand ber Literatur auf diefem 
Gebiete; wir haben ihn früher Schon im Allgemeinen bezeichnet. Das 
Gefühl, daß darin eigentlich ein tiefer Widerſpruch liegt, ift allgemein; 
aber die peinliche Literatur bat ihrerſeits Unrecht, fih dabei ganz 
negativ zu verhalten. Es ift klar, daß auch die beften Commentare 
zu den beſtehenden Preßgefegen, mie die von Rönne und Harum, dagegen 
nicht helfen; die wahre Frage wird erft da beginnen, wo bie Anwendung 
der großen allgemeinen Kategorien der Strafrechtslehre auf bag Prerecht 
beginnen wird; doch muß die Vermaltungslehre hier abfchließen. 

War nun auf diefe Weile Begriff und Strafe bes Preßverbrecheng 
des Repreſſivſyſtems feftgeftellt, jo mar es nicht mehr ſchwer, auch das 
legte Gebiet, das der Preßpolizei, im Sinne deſſelben zu organifisen. 

4) Erkannte man nämlid einmal jenes fpecifiiche Preßverbrechen des 
Repreſſivſyſtems gefeglih an, jo mar es nur confequent, daß ſich auch 
die Breßpolizei deflelben jo meit erweiterte, um bie Gemeinfchaft 
nicht mehr bloß gegen die Rechtsverlegungen, tie in einzelnen Aus: 
drüden liegen, jondern auch gegen ſolche zu fchügen, melche durch jenen 
Geift der Prefle entitehen konnten. Auch die Preßpolizei verſchmolz 
nun dieſe ihre beiden Arten oder Gebiete; nur war das Syſtem, das 
fih daraus entwidelte, ein eigenthümliches und weſentlich durch die 
Natur der Tageöprefie gebotenes. Der erfte Grundſatz war der, daß 
man das Drudereigeiwerbe conjequent nicht bloß unter die genehmigten 
rechnete, fondern die Entziehung der Gewerböbefugnig als Orb» 
nungöftrafe aufftellte, die mithin ohne gerichtlidhes Urtheil als reine 
Polizeimaßregel von ber letteren allein auögeiprochen werben konnte, 
Der zweite war die Härte der Polizeiſtrafe bei nicht gehörigem Bers 
fahren mit den Pflichteremplaren. Der dritte und eingreifenbe beitand 
darin, das Unternehmen eines Tagesblattes ſelbſt an eine Conceſſion 
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zu fnüpfen, und biefe einfach nach polizeilihem Ermeflen widerruflid 
zu machen; bamit warb der Geift der Zeitung zu ihrer eigenen höchften 
polizeilichen Gefahr, und das wirthichaftliche Intereſſe die täglich lebendige 
Genjur des Schriftſtellers, der bei jeder Arbeit neben ihm am Tiſche 
laß, jeden Strich der Feder leitete! Der vierte war das Syſtem ber 
Beichlagnahme, die als rein polizeilihe Maßregel Feiner Rechtfertis 
gung beburfte, und, an ſich volllommen gerechtfertigt, eben dadurch 
biefelbe Gefahr für jedes einzelne Blatt warb, die in der Widerruflich⸗ 
Teit der Conceſſion für das ganze Unternehmen beftand. Beides warb 
ſcheinbar gemildert dur das Syſtem der Berwarnungen, das ba 
gegen den großen Vorzug hatte, den juriftiihen Charakter des ganzen 
Repreſſivſyſtems offen als unbaltbar, und den polizeilichen ala den 
allein geltenden Hinzuftellen. Eine gerichtliche Bermarnung ift offenbar 
ein juriftiiches Unding; bie polizeiliche aber geht an die Unternehmung 
felbft, nicht an die Perjon; ihr Grund ift eine Möglichkeit, ihr Objekt 
ift ein geiftiges Etwas, das fi) jeder Definirung entzieht, ihre Grund» 
lage ift eine politifche Richtung, die mit dem Wechſel des Spitems 
ſelbſt wechjelt, ihr höchſter Erfolg wäre daher, wenn fie überhaupt 
wirfen könnte, nicht die Erzielung eines andern Geiſtes, fondern bie 
Befeitigung des geiltigen Elements in dem verwarnten Sournal übers 
baupt, wie ihre Vorausſetzung die zufällige rein jubjeltive Anfchauung 
des Derivarnenden. Hier ift die reine Sicherheitspolizei des Geiftes, 
die ſogar die harte Form des Nichterfpruches annimmt, wo die Folge 
mehrmaliger Verwarnung die Suspenfion oder gar bad Verbot des 
ganzen Unternehmens fein fann. Diejem Rechte des Repreſſivſyſtems 
gegenüber iſt natürlich die Preſſe ganz hülflos, denn indem alle jene 
einzelne Ausfprüche reines verorbnungsmäßiges Verwaltungsrecht der 
Polizei find, exiſtirt auch Fein Klagrecht und Feine Appellation, ſondern 
nur das Beſchwerderecht mit feinen Conjequenzen, und in feinen bärtes 
ften Anwendungen wird jenes Syſtem zwar nie Gegenftand des Spottes 
und Hohnes, wie die Cenſur, wohl aber iſt e8 fähig, eine tiefe Miß—⸗ 
ftimmung zwiſchen Volt und Regierung zu erzeugen, und in jedem 
Halle verwirrt es die Nechtöbegriffe, indem es das Recht der Verwal⸗ 
tung, gegen einzelne Ausbrüde mit Polizei und Strafe einzufchreiten, 
in ber Öffentlichen Meinung zweifelhaft machte durch das, fich auch ver 
einfachen Bildung aufprängende Bebenten, ob e3 überhaupt Necht fet, 
die Arbeit des Geiftes polizeilich maßregeln zu wollen, und ob, wenn 
dieß Recht geworden durch ein Preßgefeb, der Zweck, die Beſeitigung 
des gefährbenden Geiftes, durch ein Mittel auch wirklich erreicht wer⸗ 
den könne, das am Ende feine legte Berechtigung doch nur in ber 
Erreichbarteit jenes Zweckes zu fuchen habe. 
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Faßt man nun das bisher Gefagte zufammen, fo ift e8 fein Zweifel, 
daß auch das Nepreflivfgftem nur ein Uebergangsftadium bildet für 
eine weſentliche antere Geftalt des Preßrechts, deren Charakter vie 
Bertvaltungslehre nunmehr leicht definiren kann. 


Die oben bereit? motivirte Abneigung der Fachliteratur der Rechts» 
wiſſenſchaſt, ſich mit dem Preßrecht zu befchäftigen, hat es wohl weſent⸗ 
lich verurfacht, daß mir feinen grünblidhen Verſuch befiten, die Bor: 
ftellungen von Präventiv: und Repreſſivſyſtem auf den feiten Boden 
einer juriftiichen oder abminiftrativen Definition zurüdzuführen, oder 
auch nur die Geſchichte des Preßrechts von dieſem Standpunkt behan⸗ 
deln zu laſſen. Der einzige, der, ſo viel wir ſehen, jene Unterſcheidung 
wirklich durchführt, iſt Block, Dict. de l’Admin. v. presse. Das 
natürliche Streben, gegen die Prefle eine Gewähr und Sicherheit zu 
finden, muß, will eö anders zu feften Rejultaten kommen, fich immer 
fragen, ob überhaupt gegen den Gedanken ftrengere und andere Polizeis 
"maßregeln durchführbar und motivirt find, ala gegen den Denfenden 
felbft — vor allem da, wo, wie in unjerer Zeit, das ganze Volk zu 
den Denkenden gehört. 


4) Das Recht der freien Preſſe. 


Sollen Begriff und Inhalt deö Rechts der freien Prefle nunmehr 
zu einer feften, auch juriftiich faßbaren Geftalt gelangen, jo wird es 
nothwendig, dieſelben auf die drei oben bezeichneten Elemente zurüds 
zuführen, bie Freiheit der Preſſe, ihr Strafrecht und ihre Polizei. 

Das nämlich ift nunmehr feinem Zweifel unterworfen, daß die 
Freiheit der Preile eben jo wenig in der Strafrechts⸗ und Polizeirechts⸗ 
Iofigfeit beftehen Tann, wie die Freiheit des Staatöbürgers. Die „Freiheit“ 
beveutet auch biefür vielmehr nur diejenige Gränze, bis zu welcher 
die Beichräntung der individuellen Selbftbeftimmung durch das Geſammt⸗ 
leben reichen Tann und fol; und die Aufgabe des öffentlichen Rechts 
ift bier wie immer die Beftimmung dieſer Gränze durch den inhalt des 
geltenden Staatswillens. Und gerade dadurch ift es möglich, dem Be: 
griffe berfelben einen feiten Inhalt zu geben. 

J. ®ie die Grundlage des Repreſſivſyſtems der Gedanke ift, daß 
der Geift der Prefle an und für fi den Thatbeitand eines öffentlichen 
Verbrechens bilden könne, fo ift es wiederum die Grundlage des Syſtems 
der freien Prefie, daB es ein eigentliches, ſelbſtändiges, durch @eift 
ober Tendenz der Drudwerle conflatirtes VBerbrehen nicht gebe. Das 
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leitende Brincip ift, daß nichts ein Verbrechen fein koͤnne, was erft durch 
Schlußfolgerungen ausdem Inhalt eines Drucwerkes ent 
widelt werden muß. Steht diefer Grundſatz feſt. fo ift die Freiheit 
der Preſſe gefichert; und mit ihr fallen dann natürlih auch alle bie 
jenigen ftraf» und polizeirechtlichen Säge, welche als Conjequenzen des 
eigentlichen Preßverbrechens von dem Repreſſivſyſtem aufgeftellt worden 
find; nicht die, die ihren Grund im Weſen der Prefle felber haben. 
Damit ift dann auch das gefunden, was wir die juriftiiche Baſis des 
öffentlichen Preßrechts nennen, die Möglichkeit, die juriftiichen Grunpbegriffe 
auf die Brefie anzutmenden. Sie ift, wenn man den obigen Begriff der Pre 
freiheit annimmt, höchſt einfach, und läßt fi) in dem Satze zufammenfaflen, 
der den Unterfchied zwiſchen dem Neprefliv: und dem freien Preßrechtö 
ſyſtem am beutlichiten zu bezeichnen fcheint. Alles, was erſt durch einen 
Schluß aus dem Inhalt eines Druckwerkes gefunden merden Tann, 
ift unfähig, Fundament einer Öffentlihen Anklage zu fein, ober als 
juriftiicher Thatbeftand zu gelten. Eines Näheren bedarf das Pref- 
vecht nicht. Die Gränze aber zwilchen dem, mas ein Schluß und ein 
fertiger Inhalt ift, zu ziehen, ıft Sache des Gerichts. Der leitende 
Gedanke für die Enticheivung deflelben muß dabei das formelle Princip 
fein, daß nichts als Thatbeftand und Klagobjekt gelten foll, was erft 
dur den Zufammenhang mehrerer einzelner Säße als Inhalt 
eines Druckwerkes nachgewiejen wird. Auf diefen Begriff des Zuſammen⸗ 
banges muß formell das Hauptgewicht gelegt werden. Die Forderung 
an das Gericht, auf dieſer Grundlage jene Unterjcheibung zu machen, 
iſt nicht bloß eine nothivendige, fondern eine volllommen berechtigte; 
es ift viefelbe, die bei Sinjurien, bei Hochverratb und andern Verbrechen 
unabweisbar geftellt wird. Was zweitens das Gericht betrifft, jo 
batte die Forderung eines Gefchmornengerichts fpeziell für die Preſſe 
eben zu feiner Grundlage das Prefverbrechen des Repreſſivſyſtems. Es 
mar die einzige Gewähr gegen die gänzlich verkehrte Stellung, in melde 
jenes Verbrechen das Gericht gebracht hatte; man darf bei dieſer For: 
derung nie vergefien, daß unter dem Repreſſivſyſtem das gerichtliche 
Strafrecht den Charakter eines polizeilichen hatte, und daß man mit 
Recht nur den Geichwornen zutraute, ſich von den polizeilichen Einflüffen 
gänzlich fern zu balten. So wie das Repreſſivſyſtem und fein jpecifilches 
Vreßverbrechen verſchwinden, verſchwindet auch jedes Motiv, für bie 
Preſſe in den Geſchwornen ein Spezialgericht zu fordern, und man 
Iann jet jagen, baf die Geichwornen entweder gar nicht, ober für alle 
Gülle gelten jollen, eine Frage, deren Beantwortung der Rechtöpflege 
angehört. Damit fteht im engften Zufammenhange das Straffpftiem 
des freien Preßrechis. Mit dem Preßverbrechen des Repreflivfuftens 
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verſchwindet nämlich auch das ganze Syfiem ber Strafen gegen das 
Preßunternehmen, fowohl die Suspenfion als das gerichtliche 
Berbot einer Zeitung, und die Conceflionsentziehung für das Drudereis 
gewerbe. Es gibt nur noch Strafen für die Urheber und Gehülfen 
der einzelnen jtrafbaren Veröffentlihung; und bei dieſer beginnt das 
eigentliche Preßſtrafrecht. 

IL Das eigentliche Preßftrafrecht bat demnach zu feinem Inhalt 
das Recht der einzelnen jelbftändigen Aeußerung eines Gebantens in 
einem Drudwerl. Da nur bei einem verbrecheriſchen Gedanken bie 
Aeußerung an ſich ftrafbar ift, jo erjcheint das Preßitrafrecht als das 
Necht derjenigen Aeußerung, melde durch die Prefje geichiebt, und 
ſchließt fich daher organiich an jede andere Form der Aeußerung, Rebe, 
Schrift und Bild an. Das Strafrecht hiefür zerfällt daher in zwei 
Theile. Der erfte Theil enthält die Beftimmung bes verbrecheriichen 
Thatbeſtandes an fi, ohne Rüdfiht auf die Erſcheinungsform, und 
die Strafe dafür, alfo für Wort und Schrift fo gut als für Prefle; 
der zweite Theil bezieht fih auf bie verfchiebenen Formen dieſer 
Aeußerung. Es ijt nothiwendig, daß bier die Aeußerung burd die 
Preſſe aus naheliegenden Gründen einen doppelten Unterichied von 
ben übrigen hervorrufen muß. Zuerſt wird wegen bes entwidelten ver- 
brecheriſchen Bewußtſeins (Vorbedacht und Ausbreitung) für daſſelbe Ber- 
brechen die Strafe eine höhere fein, wenn es auf dem Wege der Preſſe 
geſchieht. Zweitens werben bie Begriffe von Thäter, Gehülfe, intel 
lettueller Urbeberfchaft, Verfuh und vollendetem Verbrechen dann auf 
das Druckwerk nothwendige Anwendung finden, und demnächſt eine 
felbftändige Stellung im allgemeinen Theile der Strafrechtölehre auch in 
Deutichland finden, wie fie es bereitö in Frankreich gefunden haben. 
Allerdings wird dabei die Frage nach dem Thatbeitande und der Gränze 
der „Aufreizung” ftet3 die ſchwierigſte bleiben; aber fie ift nicht, wie 
in Glaſers Abhandlung, die einzige, und jedenfalls gehört fie nicht 
ind Verwaltungsrecht, fondern ins Kriminalsecht; daß jich das letztere 
darüber nicht einig ift, ändert an ber Sache jelbft eben jo wenig, als 
daß es auch noch keinen abfoluten jtrafrechtlichen Begriff für Hoch⸗ und 
Landesverrath gibt und je geben wird. Es ift eben faljch, hier Diele 
Frage durch einzelne Fälle, Formeln und Aufzählungen erjchöpfen zu 
wollen, wie jchon de Serres es richtig ausgefprochen, und wie Glaſer 
es mit gleich richtigem Verſtändniß betont. Aber das ift gewiß, daß 
alle dieſe Dinge erft dann zur Enticheibung gelangen werben, wenn 
durch die Befeitigung des Preßverbrechens bes Repreſſivſyſtems dag Kri⸗ 
minalvecht in die Lage kommt, fich fachgemäß mit ihnen zu beichäftigen, 
womit eben Glaſer einen jo tüdtigen Anfang gemacht bat. Man 
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wird nun wohl noch einen dritten Theil bes eigentlichen Preßſtraf⸗ 
rechts hervorheben müflen, namentlih weil er in England (vgl. 
Lorbeer a.a. D. an mehreren Stellen) ſchon ausgebilvet if. Das 
find die, durch Drohung mit Veröffentlihung durch die Preſſe erzielten 
Erprejfungen aller Art. Es ift aber Har, daß auch hier die Prefle 
nur ein Moment an dem ftrafrechtlichen Thatbeftande ift, und ein felbs 
ftändiges Preßverbrechen nicht dadurch begangen werben Tann. Haben 
Glafer und Kohn die ganze Frage darum übergangen? 

III. Aus allem diefem ergibt ſich nun, daß pas Recht der freien Preſſe 
eben weſentlich nur ein Polizeirecht iſt und fein fann. Das formelle 
Kriterium des erftern befteht deßhalb darin, daß auch die Preßgeſetzgebung 
nur als eine reine Bolizeigejeggebung erjcheinen, und mithin nur 
die Anwendung ber allgemeinen Grundfäge über Bolizeirecht, jpeciell 
aljo über Bolizeiverfahren und Bolizeiftrafredt in Beziehung 
auf Drudwerte enthalten darf. Die Gränzen und Principien dieſes 
PVolizeiverfahrens und Polizeiftrafrechts find daher grundſätzlich dieſelben, 
wie in Beziehung auf den Staatöbürger überhaupt. Es gibt Teine 
Polizei gegen den Geift der Preſſe; ed muß eine ſolche geben gegen das 
einzelne Wort derjelben. Es gibt feine Polizeiftrafen gegen Tendenzen, 
es muß ſolche geben gegen bie Nichtbeachtung der preßpolizeilichen Bor: 
Schriften. Was nun das Princip dieſes Polizeirecht3 betrifft, fo dürfen 
wir in Beziehung auf Klag⸗ und Beſchwerderecht auf die vollziehende 
Gewalt, in Beziehung auf das übrige rechtliche Verhältniß auf die 
Darjtelung des Polizeirecht3 überhaupt verweilen; fo wie man fefthält, 
daß die Prefpolizei grundfäglich feine von dem allgemeinen Bolizei- 
recht abweichenden Rechtsſätze zur Geltung bringen, jondern nur dies 
jenigen Modifikationen vefjelben enthalten darf, welche durch vie bes 
fondere Natur der Preſſe gefordert werden, jcheint das Gebiet berfelben 
ein ziemlich einfaches und Elares zu jein. Die Grundlagen des Syſtems 
aber-fcheiden fich in ganz beftimmter Weife von dem des Repreſſivſyſtems. 

1) Die Bolizei des Drudereigemwerbes it nicht mehr die Con⸗ 
ceffion oder gar die preußiiche Prüfung, noch weniger bie polizeiliche 
Entziebung des Gewerberechts. Sie befteht einfach in ber Verpflichtung 
zur Anzeige jebes errichteten vejp. eriworbenen Gewerbes, und Strafe 
für die, Unterlaffung. 

2) Die Polizei des Drudmwertes befteht in ber Verpflichtung, 
einerfeit8 Drudort, Druder und Verleger auf bie Drudfache zu ſetzen, 
anderjeitd das Pflichtegemplar mindeſtens gleichzeitig mit dem Erjcheinen. 
der Polizei zu übergeben, unter Strafe. 

3). Die. Polizei des Vertriebes befteht in dem Hecht, nach em⸗ 
pfangenem Pflichtegemplar den Vertrieb polizeilich zu verhindern. Dieb, 
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geſchieht durch die Beihlagnahme, die Verhaftung des Gedankens, 
und dur das Verbot, wo die Beichlagnahme nicht ausgereicht hat. 
Das Berbot hat zur Folge, daß der Vertrieb poligeilich ftrafbar wird, 
nicht der Befit des verbotenen Exemplar. Das Recht der Beichlagnahme 
ift unbefchräntt; aber fie muß wie jebe andere polizeiliche Verhaftung in 
der gejeglichen Zeit zur gerichtlichen Verfolgung führen, und bei Aufs 
bebung berjelben haftet der Staat, beziehungsweiſe das Polizeiorgan. 
Das Berbot umfaßt alle Drgane des Bertriebes, Buchhändler, Auss 
zufer, Austräger, Anjchläger; es ift nichts babei, was an fich etwas 
Beionderes hätte; jeboch kann das Verbot ſich auf nicht gewerbsmäßige 
Mittheilungen nicht beziehen. Daſſelbe erſtreckt fich natürlich auch auf 
auswärtige Veröffentlichungen. So lange fein Geſetz etwas Specielles 
darüber angeordnet hat, fteht es der Polizei ganz frei, fremde Druck⸗ 
fachen zu verbieten; auch bier gilt wie bei der Verhaftung Frember 
das Hecht der Ausweilung, das formell nur durch Verträge mobificirt 
werden fann. Der Grundjag, daß ein Verbot der Boftverfendung 
ohne vorherige Beihlagnahme und gerichtliches Urtheil rein polizeilich 
fei, ift falſch; mit Recht bat die preußifche Kammer fich dagegen erklärt. 
Dagegen kann dieſes Verbot ald Form der Beichlagnahme und mit 
den rechtlichen Folgen derfelben gar nicht bezweifelt werben. 

4) Die Polizei der Tagespreſſe nimmt nun alle biöherigen 
Grundſätze der Preßpolizei auf; das Weſen der letzteren aber macht einige 
Zuſätze nothwendig. Ihre erite Aufgabe beiteht nach der Natur des 
Journals in der Aufftellung derjenigen Bebingungen, welche im Falle 
eine® durch daſſelbe begangenen Verbrechens die Ausführung der 
gerihtliden Verfolgung möglich machen. Diefe Bedingungen 
find erftlih die Anzeige des Unternehmens, ziveitend die Bezeichnung 
des für den Inhalt verantwortlichen Redaklteurs, und drittens bie Be: 
ftelung einer Kaution. Das Princip der Freiheit der Preſſe fordert 
Dagegen, daß fotwohl die Genehmigung des Unternehmens als vie ber 
Perjon des Redalteurs oder feines Stellvertreterd nicht erforderlich ſei. 
Das Journal ald Ganzes ift vollflommen frei, die Haftung tritt nur 
für den einzelnen Ausſpruch des Journals ein. Die Angabe des Eigen- 
thümers ift dagegen deßhalb nothwendig, weil, im Yalle der Redakteur 
fälfchlich angegeben oder nicht mehr vorhanden ift, dieſer Eigenthümer 
die VBerantwortlichleit übernimmt, welche fonft der Redakteur zu tragen 
bat — ein Bunt, der in den verfchiebenen Preßgeſetzen nicht immer 
gut hervorgehoben ift. 

Der zweite Punkt des Polizeirechts der Tagesprefie beiteht in ber 
polizeilichen Haftung für wiſſenſchaftlich falſche Nachrichten, melde 
geeignet find, Störung im Öffentlichen Leben hervorzurufen. Es Tann 
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wohl über das Recht der Polizei, darüber Orbnungäftrafen zu verhängen, 
eben fo menig ein Zweifel fein, als über ihr Recht, Öffentliche Heben, 
etwa auf der Gaffe, zu hindern, welche ſolche Nachrichten verbreiten. Es 
ift dann Sache des Journals, Thatiachen anzuführen, welche das Nicht: 
verſchulden feitftellen. Auch hierüber fehlen, mit Ausnahme Frankreichs, 
gehörig genaue Beitimmungen. 

Der britte Punkt betrifft das Verbot einzelner Mittheilungen, 
3. B. der Gerichtsverhandlungen während eines Procefles, militärifche Mit- 
theilungen u. a. m. Es ift fein Zweifel, daß die Polizei berechtigt if, 
dieß im Einzelfalle aud ohne Geſetz zu verbieten; ganze Kategorien 
dagegen Tünnen nur durch das Preßgeſetz verboten werben. Die Folge 
der Webertretung ift dabei zunächſt die einfache Beichlagnahme, dann 
die Orbnungäftrafe. 

Der vierte Punkt betrifft die Verpflichtung der Journale zu 
gewiſſen Mittheilungen. Die Verpflichtung zur Mittheilung eines, wegen 
eines durch das Tagesblatt begangenen Bergehens erlafienen Urtheils 
bat den Sinn, daß das Urtheil diefelbe Publicität erlangen fol, wie 
das Bergehen felbft. Die Verpflichtung zur Aufnahme amtlicher Mit 
theilungen kann polizeilich ftet3 gefordert werden, wenn die Regierung 
e3 im öffentlichen Intereſſe erachtet. Wenn das Journal burd feine 
eigenen Wittheilungen ober Heußerungen over zu einer ſolchen amtlichen 
Einrüdung felbft Anlaß gegeben bat, jo muß die Mittheilung unent- 
geltlich geicheben. Sit das nicht der Fall, fo muß die Regierung die 
Ginrüdung bezahlen als eine Leitung eines Einzelnen für die Geſammt⸗ 
beit. Die Berpflihtung, bei einem Angriffe eine Erwiederung auf 
zunehmen, muß unbedingt, und zwar an derſelben Stelle, in berfelben 
Form, und in demfelben Umfang anerlannt werden, fowie eine Perſon 
genannt, oder ausreichend beitimmt bezeichnet ijt. Die Gründe liegen nahe. 

Mas zum Schluß die Stempelung der Journale betrifft, jo iſt 
fie nichts als eine VBerbrauchäfteuer, und es ift gänzlich verkehrt, etwas 
anderes aus ihr machen zu wollen. 


Dieß find nun die leitenden Grundſätze für dad freie Recht der 
Prefte. Zwei Dinge charakterifiren es in feiner formellen Exfcheinung, 
den reinen Preßgeſetzen. Das erfte ift die Beibehaltung des peinlichen 
Strafrecht3 in diefen Geſetzen, das nicht dahin gehört, jondern in das 
Strafgeſetzbuch; und da nun die Strafgeſetzbücher ihrerſeits aud einen 
Theil deffelben enthalten, fo entfteht dadurch die Verwirrung der Be 
griffe, welche eine felbjtändige wifienfchaftliche Behandlung des Ganzen 
bisher unthunlich gemacht und bie Literatur auf bie bloße Exegeſe der 
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Preßgeſetze beichräntt bat. Das ziveite, eng mit dem Dbigen zufammen: 
bängende Moment ift der Mangel eines felbftändigen Begriffs der Polizei 
und ihres Rechts, der allein den Hauptgedanken hätte durchführen 
Iönnen, auf den in unferen Augen alles anlommt, daß nämlidy jedes 
Preßrecht der freien Preſſe Tünftig nur als Poligeirecht auftreten, und 
jeded Preßgeje nur ein Polizeigeſetz jein fann. Go wie man 
darüber und über den Unterfchied zwiſchen dem peinlihen und dem 
Polizeifirafrecht einig ift, dürfte das Syſtem des Preßrechts nicht mehr 
zweifelhaft jein. 


VI. Die geltenden Preßrechtoſyſteme. 


Auf der Grundlage der obigen Begriffe wird es nun wohl nicht 
mehr jchwierig jein, die geltenden Syſteme des Preßrechts in den ver 
fchiedenen Ländern Europas zu vergleichen. Die wahre Differenz des 
felben liegt natürlich auch bier nicht in den einzelnen Beftimmungen 
und Ausführungen, jondern in dem Princip, welches die Preßgeſetz⸗ 
gebung beherrſcht. Denn hier wie immer find bie erfteren body nur bie 
Gonjequenz des lekteren, und erfüllen den Charakter verjelben, ftatt 
ihn zu bilden. Das nun was wir den Charakter dieſes pofitiven Rechts 
der Prefle nennen, erjcheint durch die Beziehung auf die verſchiedenen 
hiſtoriſchen @eftaltungen, melde das Recht durchgemacht hat; der 
Charakter einer pofitiven Preßgeleßgebung ift aber die Epoche felbit, 
in welcher fie fich befindet. 

In der That nämlich find bei aller Berichiedenheit der Preßgeſetz⸗ 
gebungen in ganz Europa .diefelben im Weſentlichen glei. Alle 
baben diefelben Epochen durchgemacht; alle haben zu verfchiebenen Beiten 
dieſelben PBrincipien anerlannt; alle haben diejelben Zwede mit venjelben 
Mitteln zu erreichen verſucht; bei allen ift derſelbe biftoriiche Gang, 
der allmählige Uebergang vom ftändifchen zum polizeilichen, vom polis 
zeilichen zum freien Preßrecht unverfennbar. Und für diefe Entwidlung 
gilt bei allen daſſelbe Geſetz, daß das Auftreten der Verwaltung gegen 
den Geift der Prefie ſtets in geradem Verhältniß fteht zur Beichräntung 
bes Rechts der Volksvertretung durch die Regierung; je entichiedener bie 
letztere, um fo rüdfichtslofer der Kampf gegen die Tendenz der Prefie, 
je freier die erftere, deſto freier die letztere. Denn bei allen Böllern 
ift ewig die Prefie die Stellvertreterin der Vollsvertretung, und ſteht 
erft dann in zweiter Reihe, wenn diefe ihren naturgemäßen Plat 
befommt. 

Die folgende Charakteriftil bat daher nicht etwa die Aufgabe, das 
geltende Preßrecht in feinem ganzen Umfange darzuftellen, fondern nur 
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die allgemeinen Grundlagen, das fefte europäiſche Syſtem durchzuführen, 
an meldyes man leicht die einzelnen Beitimmungen anfchließen kann. 
Mir wiederholen nur bier noch einmal, daß es nichts gibt, was fo 
ſehr das Verſtändniß des Eigenen fördert, als die Yufammenftellung 
mit dem Fremden unter dem gemeinſamen Gefichtöpuntt. 


England. 


Es will uns ſcheinen, daß das engliſche Preßrecht ſelten ſeinem 
wahren Weſen nach aufgefaßt wird. Es ſchwebt den meiſten noch 
immer die Meinung vor, als ſei es an und für ſich von jeher das 
freie Recht der Prefle geweſen. Das ift nun gänzlich falid. 
Das einzige, wodurch fich Englands Preßrecht immer vor dem continen: 
talen auszeichnet, ift das Feſthalten der Geſchwornen als Geridt; 
im Uebrigen bat England fi troß alles Redens für feine Preß— 
freiheit erſt ſeit 1848 über das Brincip des Repreſſivſyſtems erheben 
fönnen. Bis dahin war ber Charakter des engliihen Preßrechts nur 
ber des Reprefliofpftemd, gemildert dur die Anwendung des 
Geſchwornengerichts. 

Es kann uns nicht unbekannt ſein, daß wir mit dieſer Anſicht, 
und mit der verhältnißmäßig geringen Achtung, die wir damit vor der 
formellen engliſchen Preßgeſetzgebung ausſprechen, mancher Tradition 
entgegentreten. Dennoch iſt die Sache nicht anders. Ein freies Preß⸗ 
recht in dem Sinne, daß ber, in den Schlußfolgerungen aus den ein 
zelnen Säßen eines Druckwerkes fich ergebende Geift vefielben überhaupt 
fein Gegenftand eines richterlichen Urtheils fein ſoll, bat bis dahin in 
England nicht eriftirt; die Polizei ift daneben eine ftrenge, und das 
PVolizeiftrafrecht ift ausgebildet wie kaum in Frankreich. Wenn baber 
troß dem die Preſſe in England faltifch frei war, jo lag der Grund 
nicht in dem formalen Hecht, ſondern darin, daß die Vertretung des 
Volles ſelbſt jo frei dafteht, daß eine Verurtbeilung eines Drudwertes 
wegen politiichen oder kirchlichen Tendenzen jchon in unferm Jahr⸗ 
hundert unmöglich erfchien. Auch bier muß man daher für England 
zwilchen dem Gele und feiner Anwendung unterjcheiden und nie ver 
gefien, daß auch für die Prefie die Geſetzgebung niemals eine orgas 
niſche, fondern immer nur eine ſtückweiſe geweſen ift, bei ber bie gerichtli« 
chen Enticheidungen, wie einft in Rom, oft mehr rechtbildende Gewalt 
baben, als vie Gelege ſelbſt. Der Gang der Entwidiung ift folgender. 

1. Die ftändifche Epoche des engliichen Preßrechts ift der cons 
tinentalen vollkommen gleih. Schon unter Heinrich IV. das Stat. 
de haeretio comburendo (1400) mit ftrengem Berbot bed Ab⸗ 
faſſens und Abjchreibens von Büchern gegen den Glauben; unter 


125 


Heinrich V. zwölf Inquifitoren zur Auffindung der Bücher Willeffs. 


Unter Heinrich VI. war Wolfey Großinquifitor. Großes Autodafé 
von Büchern 1527, und Stat. 34. 35. Henry VII. 1. Verbot bes 
Verkehrs mit ketzeriſchen Schriften. — Die eigentlich polizeiliche Epoche 
beginnt erft unter Elifabetb. Das Stat. 22. Elis. 12. erllärt das 
Schreiben, Druden oder Verlegen eines Buches, welches aufrührerifche 
Dinge oder Berleumdungen der Königin enthält, für Felonie. Das 
Verfahren dabei geihah allerdings durch Richterſpruch; allein die Jury 
hatte nur zu urtbeilen, ob der Bellagte der Verfafler fei; das übrige 
gebe fie nit? an (Homersham⸗Cox, Staatdeinrichtungen Eng: 
lands, überfegt von Kühne ©. 249). Der Richter ift daher bier wie 
immer in England, zugleih das Polizeiorgan. Faſt gleichzeitig ward 
(nach deutfchem Mufter?) die Cenſur eingeführt; dieſelbe ſcheint jedoch 
fi in England wie in Deutichland nur auf das ganze Buch erftredt 
und für da8 Ganze die Genehmigung ertheilt zu haben. Die Stern: 
fammer trat ſeit 1500 als böchfte Cenſurbehörde ein und funftionirte 
zugleich ald Gericht und Polizei (Cor a.a.D. ©. 250. Gneiſt Br. 1. 
S. 195). Dadurch iſt e8 gelommen, daß das PBrohibitivs und Präven⸗ 
tivſyſtem bier verſchmolzen wurde. Diefer ganzen Epoche fiel es gar 
nicht ein, den Geilt der Prefje frei zu laflen und ſich auf einzelne 
Ausdrüde zu beſchränken; es war daher auch eine Stellencenfur tie 
in Deutichland gar nicht nöthig. Das Stat. 13. 14. Charles II. 33. 
war das erfte fürmliche Präventivgeſetz gegen die Prefle; es galt zwar 
nur bis 1679, ward aber erneuert 1685 und 1692, undMacaulay (Hist. 
of Charles II. Chap. 12) zeigt ung, wie damals „tbe temper of judges 
and juries* gegen den Geift der Prefie und jebe freie Bewegung thätig 
war. Allerdings wird das Genfurgefe von 1662 mit dem Jahre 
1694 nicht wieder erneuert. Das ift das Ende des Präventivſyſtems. 
Allein die übrigen Grundſätze dauern fort, und das ganze englifche 
Preßrecht des 18. und 19. Jahrhunderts ift bis 1848 nicht® anderes, 
als ein ſehr ausgebildetes Repreſſivſyſtem, das dem Richter die. 
formelle und aud die moralifche Aufgabe gegeben und gelaflen, neben 
den einzelnen Ausbrüden in der Preſſe auch den Geiſt berjelben als 
verbrecheriichen Thatbeftand anzuerkennen und zu beftrafen. Erſt mit 
dem Sabre 1848 entiteht in England geſetzlich das Recht der freien 
Preſſe, und es erjcheint fajt unbegreiflich, daß felbft Lorbeer, der doch 
das Stat. 11. Vict. 12. überjeßt feinem Buche binzufügt, den weſent⸗ 
lichen Unterſchied ztoifchen ihm und ber Fox and Comp. libel Bill 
nicht auf der Stelle erfannt bat. Es wird unfre Aufgabe fein, bieß 
bier nachzuweiſen; denn eine lehrreichere Preßgeſetzgebung mie die eng: 
liſche gibt es nicht, auch für die rein theoretiichen Grundbegriffe. 
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I. Das englifhe Repreſſivſyſtem bis 1848. Auf jenem 
Berhältnig beruht nun die faft unerflärliche Ericheinung, über welche 
auch Lorbeer fi nicht hat Rechenſchaft ablegen können, daß bie eng: 
liche Preßgeſetzgebung ſich, wie es das Weſen des Repreſſivſyſtems for- 
dert, in drei Theile ſpaltet, die nur theoretiſch geſchieden zu werden 
brauchen, um uns das klarſte Bild jenes Syſtems zu geben, welches 
exiſtirt und uns die Entfernung zu bezeichnen, welche zwiſchen dem eng: 
lichen Preßrecht und dem beutfchen jener Zeit liegt. Diefe Theile find 
das Strafrecht für die Tendenz der Prefie, das eigentliche Preßſtraf⸗ 
vecht des Glubs und das Preßpolizeirecht. 

Sm Allgemeinen ift man auch in England über diefen Inhalt des 
Preßrechts erft ins Klare gelommen, als der Journalismus in der Mitte 
des vorigen Sahrhundert3 entfteht (Hunt, History of News papers. 
Budle, Geſchichte der Eivilifation von Ruge I. ©. 811, 378, überf. mit 
einzelnen Angaben, ohne juriftifchen Standpunft). Die Verhältnifie, aus 
denen das Necht der Preſſe hervorging, find auch hier die allgemeinen 
Verhältniſſe und Rechte der Volksvertretung. Es ift befannt, daß im 
Anfange des vorigen Jahrhunderts das Parlament und feine Bedeutung 
faft vernichtet mar und daß es erft in der Mitte deſſelben beginnt, felb: 
ftändig zu werden und fich auf die Öffentliche Meinung zu ſtützen. Zr 
gleich aber lebte in dieſem Parlament derjelbe große Antagonismus, 
der jetzt wieder das engliiche Volk bewegt und der im Princip wie in 
feinen Aeußerungen dem großen europäifchen Proceß der Entwidlung 
und des Sieges der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft angehört, der Gegen 
ſatz zmwilchen dem freien und dem ftänbifchen Elemente berjelben. Es 
war natürlih, daß auch bier die junge Preſſe ſich auf bie Seite ber 
freien Bewegung gegen das reaftionäre ſtändiſche Element ftellte. Dieſes 
aber hatte die Majorität und beherrſchte damit die Regierung. Die 
Folge war, daß die legte Hälfte des vorigen Jahrhunderts voll ift, 
zwar nicht von Präventivmaßregeln, welche jchon im fiebzehnten Jahr⸗ 
hundert verſchwinden, wohl aber von Reprefiivmaßregeln; daß aber zu 
gleicher Zeit das Bewußtfein von der Nothwendigkeit einer freien Preſſe 
in allen Ständen lebendig war; und biefer ganz eigenthümliche Gegen: 
fat zwiſchen beiden Elementen hat nun das Necht gebildet, das wir 
auf jene drei Grundbegriffe des Repreſſipſyſtems zurüdführen. 

Der innige Zufammenbang zwiichen der Tageöprefje und der innern 
Entwicklung des Vollögeiftes hat es in England niemals zweifelhaft 
ericheinen lafien, daß neben’ben einzelnen Ausprüden aud der Geift 
der Drudwerle eine felbftändige Thatjache fei, und die freie Auffaffung 
des Öffentlichen Rechts hat daher auch bier zuerft die Frage entftehen 
laffen, ob man den legtern zum Gegenftand felbftänbiger Verfolgung 
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machen folle. In der That ift man barüber niemals zweifelhaft ges 
weien. Bortrefflich hat dieß Glafer a. a. D. hervorgehoben und nament 
lich die bier enticheidende Stelle Bladftones citirt. Mit Necht fagt 
er: Bladftone faßt die Preßfreiheit ganz formell auf (IV, 152); fie ift 
ihm bie Befreiung vom Präventivzwang. „Es ift für die Erhaltung 
des Friedens und der guten Drbnung nothivendig, gefährliche oder 
Aergerniß gebenbe (offensive) Schriften zu ftrafen, deren Tendenz 
durch eine gerechte und unparteiifche Proceßführung (Geichmorene) feft- 
geftellt if. Dadurch wird die Freiheit bes Denkens und Forſchens 
nicht beeinträchtigt. Die Brivatmeinung ift frei, allein die Ausftreuung 
oder Veröffentlichung fchlechter, die Zwecke der Geſellſchaft vereitelnver 
Meinungen ift ein Verbrechen, das die Gefellichaft beſtraft.“ Daß 
dieſe „Geſellſchaft“ felbft wieder aus jcharfen Gegenfäten befteht, von 
denen das eine Element eben für gefährlich hält, was das andere für 
hochlöblich anfteht und daß die Zurüdführung auf das Wefen der Ges 
jellichaft daher eben die größte Gefahr für die angeblich freie Privat 
meinung wird, davon ahnt natürlih Bladftone nichts; daß zur Zeit 
des Starchamber der „temmper of judges and jurys* gerade auf Grund» 
lage der obigen Anficht der Zuriften, deren Vertreter Bladitone ijt, die 
ganze Prefle gefnebelt hatte, das hatte noch Fein Macaulay nachge⸗ 
wieſen. Andrerjeits wird natürlich das Preßrecht durch dieſe allgemeine 
Auffafiung, melde eben die Vermiſchung bes Strafrechts des Geiſtes 
oder der Tendenz mit dem des Einzelausdrucks enthält, unficher, und 
zwar erjchien dieſe Unficherheit für England in der dem engliihen Ge: 
richtöverfahren eigenthbümlichen Form. Die Jury batte ihr Verdikt zu 
geben; die Frage, morüber fie fehuldig oder nichtichuldig ausfprechen 
bürfe, war nicht entfchieden. Hält die Jury fih an einzelne Aus 
drüde, jo ift der Geift dem Strafrecht entzogen, fpricht fie Dagegen über 
das Ganze, fo ift fie nur eine freie Form des Repreflivigitems und es 
befteht fein freies Preßrecht. Dieß blieb unbeitimmt bis zum Ende 
des vorigen Jahrhunderts; aber die Wirkungen der franzöfiichen Revo⸗ 
Iution waren auch über den Kanal gebrungen. Der Kampf der freien 
Vollsvertretung gegen das höchſt beichräntte Parlamentsſyſtem begann. 
Die Regierung ftand natürlich auf der Seite bes letztern. Es war Klar, 
daß mit einem Gefete, welches bloß einzelne Ausprüde in den Druds 
werten ftrafbar machte, in diefem Kampfe nicht viel gewonnen ji. Man 
mußte bie Tendenz felber belämpfen. Und fo entftand das erfte eigents 
liche Strafgefeg des Repreſſivſyſtems, das wir in Europa kennen 
und das weit mehr als man glaubt, den folgenden Geſetzgebungen zum 
Mufter gedient bat. Die Fox-Libell-Bill (Stat. 32. Georg. II. 
e. 60, im Auszug überjegt bei Lorbeer, ©. 452), welche in sect. L 
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fagt, daß gegen jedes Druckwerk entweder die Privatanllage (indict- 
ment) oder die Staatsanklage (information) als Ganzes erhoben wer⸗ 
ben fönne und daß die Jury berechtigt ſei, „wegen der ganzen zur 
Entſcheidung vorgelegten Klagſache (matter in issue) ihren Wahrſpruch 
zu erlafien,“ wobei ihr das Hecht bleibt, auch über die einzelnen 
Ausdrüde neben dem Generalverbilt auch noch ein Specialverbift zu 
geben (sect. III). Das beißt, fie kann mit ihrem Wahrſpruch über den 
Geift des Drudwerles im Sinne der Blackſtone'ſchen Grundſätze und 
über die in den Einzelausprüden enthaltenen Rechtöverlegungen Strafen 
ausfprechen, denen auch die beiven Formen ber Klage (action of the 
case und information) entiprechen. Weber dieje juriftiiche ftrafrechtliche 
Verantwortung der bier zuerft von den Einzelausbrüden gefchiebenen 
Tendenz des Drudwerles find die Engländer felbft jo wenig zweifelhaft, 
daß der bebeutenbfte Preßrechtdautor Holt (The law of the libel 1816 
und öfter) geradezu jagt, „es fei eigentlich nicht mehr der Mühe werth, 
fih mit diefer Frage in Bezug auf die Libelle zu befchäftigen,“ denn 
das Dbjelt bei der Libellklage ift mefentlich der einzelne Ausbrud und 
unterliegt feinen eigenen Gefeten (|. unten; Lorbeer ©. 149). Noch im 
Sabre 1830 hat Starfie (A treatise on the law of Slander and 
Libel 2, Edicet 1830, L p. 105 ff. bei Glaſer) denſelben Gedanken 
wiederholt. — „Solche ftrafbaren Handlungen geftatten in Wahrheit 
feine andere wirkſame Beichränfung ala in Rüdfiht auf die Wirkun— 
gen, die fie hervorbringen;” wird die Regierung unter dem Borwand 
angegriffen, daß man ihre Fehler darlegen oder ihre Irrthümer rügen 
wolle, in Wahrheit aber, um der Verwaltung der öffentlichen Ange 
legenbeiten Hinderniffe zu bereiten (?) und fie ind Stoden zu brins 
gen — oder „für Aufruhr und Revolution den Weg durch Lockerung 
der Bande ber Unterthanentreue und Loyalität zu bahnen“ () jo ift 
ein folches Druckwerk „der Gefellichaft ſchädlich und nachtheilig und da⸗ 
her verbrecheriſch.“ Härtere Grundſätze gegen den Geift bat ber 
ganze Gontinent nicht aufzuweiſen, ſelbſt Frankreich nicht, und ber 
Bunbeöbeichluß von 1854 ift gar nichts anderes, als bie gejetliche 
Formulirung diefer allgemeinen Grundſätze. Das Syſtem war aller 
dings gemilbert durch "Die Gültigkeit der Gejchiworenengerichte und, durch 
den Geift der englifchen Conftitution, zumeilen (?) über Gegenſtände, die 
vom böchften Intereſſe für die öffentliche Stimmung find, ſtärkere Auge 
drüde zu geftatten” (Xorbeer S. 144). Allein in ver Sache war 
Englands Preßrecht Fein freies Preßrecht. 

Das Gefühl diefes auch von den engliſchen Schriftftellern nicht Far 
verftandenen Verhältnifies ift e8 nun, welches den zweiten Theil des 
engliichen Repreſſivſyſtems, das eigentliche Preßſtrafrecht, zu einer 
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Ausbildung gebracht hat, welche alles ähnliche auf dem Sontinent weit 
übertrifft. In der That war es nicht ziveifelbaft, daß nach den obigen 
Principien jeder Verleger und Schriftfteller ganz in der Hand der Ge: 
richte unb ihres „temper* war, auch wenn er in Darftellung und Wort 
noch fo vorfichtig jede Beleidigung oder Provocation vermieden hatte. 
Aud war es bei dem ehrlichen englifchen Geſchworenengerichte ein natür: 
liches Bebürfniß, für fein Urtheil über die eben angellagten Druckwerke 
eine objektiv geltende Richtfchnur zu haben, um die Gränze der Straf 
barkeit beftunmen zu fünnen, die nach dem obigen Grundſatze ja gänz 
lich verfchwindet. Daher geht denn faft gleichzeitig neben dieſer Geſetz— 
gebung eine zweite einher, welche es verfucht, das Strafbare von dem 
Richtitrafbaren vermöge äußerer Merkmale zu fcheiven. So entfteht der 
Begriff des „Libel.* Libel ift das durch feinen einzelnen Inhalt ftrafs 
bare Druckwerk. Das erfte ſehr merkwürdige Geſetz in dieſer Richtung 
iſt das Stat. 60. Georg. III. und Georg. IV. 8, in welchem jebe3 
Drudwerk ftrafbar erklärt wird, „wodurch man die Perfon des Königs, 
jeine Erben und Nachfolger, oder den Regenten, over die Regierung 
und Verfaſſung des vereinigten Königreiches, oder eines ber Parlas 
mentöhäufer in Daß und Beratung zu bringen trachtet” (lag 
dem Bunbesbeihluß von 1854 dieſes Statut vor?). Ein ſolches Libell 
ijt daher ein Friedensbruch, und in Folge deſſen fann es nunmehr 
gar zweimal zugleich verfolgt werden durch Givilllage (action on 
the case mit indietment) und durch information. Die Strafen find 
ſehr hart (GGomersham-Cox, ©. 259), der Übrigens von dem Wejen 
der Preßfreiheit juriftifch Teine Ahnung hat und das entſcheidende Stat. 11. 
Viet. 12 gar nicht kennt. Es ift dieß das Geſetz, melches dem Straf: 
recht des Geiftes der Preſſe feinen politifchen Anhalt gab. Dieß 
Geſetz, auf der unumjchränlten Herrichaft der ftändifchen Parlaments⸗ 
elemente ruhend und jeden Kampf für "eine Reform ftrafrechtlich ge 
fährbend, beiteht biö zum Jahre 1830. Und wieder ſchlagen die Wellen 
ber franzöftiichen Revolution an die Küften Englands. Der Drang nad) 
einer freieren Bollsvertretung wird unwiderſtehlich. Es ift nicht mehr 
möglich, jeden Verfuch, die „Regierung“ oder eines der beiden Parla⸗ 
mentshäujer anzugreifen, durch eine information vom Staatsanwalt 
aus zu verfolgen, und dieſen Geift der Preſſe nad 60. Georg. ILL 
zu verfolgen. Aber die Reformbewegung fiegt nur halb, und der Ge: 
danke, den Geift der Preſſe gejeblich frei zu geben, gelangt daher aud) 
nur halb zur Geltung. Das Gebiet, auf weldem dieſe Bewegung 
nun ausgelämpft wird, ift ber Begriff des „Libell“. Die Frage ik die, 
ob die Tendenz als ſolche, oder der Einzelausbrud aus einem Druds 
werte ein ‚Libell“ mache. Das erfte war biß jet Nechtens neben tem 
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zweiten; man wagt e8 nicht, e8 ganz beftehen zu laflen, und wagt es 
nicht, es anzugreifen. Die allgemeine Unficherbeit vrüdt Starkie am 
beften aus (oben), aber er bezeichnet auch den Weg, den dieß englifche 
Öffentliche Recht einfchlägt, um zu einer feiten Geftalt zu gelangen. 
Man verjucdte, die einzelnen Ausbrüde und Fälle zu beflimmen, 
welche aus einem Drudwerke künftighin ein Libell machen follten, eben 
wie man in Frankreich verſuchte und verfudht, einzelnen Fällen bie 
Competenzgränge zwiſchen Gerichts: und Aominiftrationscompetenz zu 
beftimmen. Die Theorie ihrerfeits erfannte recht wohl, daß dieß un: 
thunlich fei. „Die Feftftellung und Einhaltung einer Gränzlinie ift aber 
im böchiten Grade ſchwierig und mühfam. Außer Zweifel fteht nur, 
daß fie nicht durch Verbot gewifler Anfichten oder gewifler Ausbrüde 
gewonnen werden kann“ (Starkie a. a. O.). Aber diefe Bequemlich⸗ 
teit, die Aufftellung jener Gränzlinie, die ja zugleich bie ber Yreiheit 
der Prefie war, einfach dem Richter von Fall zu Kal zu überlafien 
und damit die Unfähigkeit der Rechtswiſſenſchaft offen zu erflären, konnte 
doch nicht genügen. Daß bier etwas Beitimmteres geſchehen müſſe, 
faben felbft die Deutfchen, wie Birnbaum: Notize sur le Droit 
Anglais rel. aux delits de la presse, 1828 (Archiv des Criminal⸗ 
rechts XIII. 528). Aber erſt im Jahre 1833 verjuchte die Regierung 
den erften Schritt und brachte nun eine Bill ein, die Mittermaier 
vortrefflich charakterifirt hat (Archiv für Gejchichte des Auslands Bd. VI, 
Nr. V.) deren Grundgedanke e3 war, daß wegen allgemeiner An 
griffe auf die Regierung feine information mehr zuläflig fei und daß 
nur das als Libell gelten folle, was birelt gegen eine Perfon oder eine 
Corporation gerichtet ift, fo daß dadurch das Libell ſtets den Charalter 
eines defamatory-libel enthält. (Warum hat der fonft fo fleikige 
Lorbeer, dem freilidh der alte Repreſſivcharakter des engliichen Preß⸗ 
rechts überhaupt in feinem Unterfchied gegen das freie Preßrecht von 
1848 nicht Mar wird, diefen Entwurf nicht aufgenommen?) Das nun 
hätte allerdings die Frage entichieden und Englands Preßrecht frei ge: 
madt. Allein dieſer Entwurf wird von der confervativen Partei zehn 
Sabre hindurch bingezogen und an feiner Stelle erichien endlich das 
eigentlihe Gele über die Schmählchriften, die fog. Campbells 
Libel Bill 7. Viet. 96 (1843), welche ſich einfach auf die Definition 
und die Klagbarleit der durch die Preſſe verübten Injurien bezog, 
jedoch noch ohne den großen Grundſatz der Strafbarleit der Tendenz zu 
erfhüttern. Für das Recht der Injurie ift diefe Bil (An Act to amend 
the Lew respecting Defamatory Words and Libel fpeciell mit Beis 
lägen herausgegeben von Barry, Lord Campbells Libel Act 1844) 
von entſcheidender Bedeutung. Sie muß als das Hauptgefek für 
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denjenigen ganzen ‘Theil des englifchen Strafrechts angefehen werben, der 
fih auf alle Berlegungen bezieht, welche vermittelft der Preſſe gegen 
Einzelne oder Körperfchaften als Injurie, over gegen königliche Perſonen 
als Majeftätäbeleivigungen gelten, aber die Frage nach der eigentlichen 
Preßfreiheit wird mit ihr nicht gelöst. Freilich konnte fie auch nicht 
einmal für die erftere Frage genügen; auch Lorbeer weiß mit ihr nichts 
rechtes anzufangen. Für diefe blieb daher nichts anderes übrig, ala 
nach engliſcher Weiſe bei dem Mangel jeder wiflenichaftlichen Behands 
Iung der Frage ſich neben dem Geſetze eine Jurisprudenz aus den eins 
zelnen Urtheilen der Gerichte zu jammeln und daraus fo viel als 
möglich eine Art von Syſtem zu bilden. Es ift Lorbeers unbeftreit- 
bares Verdienſt, dieß verfucht zu haben. Was Fifchel fagt, ift ziemlich 
werthlos. Die übrigen Echriftfteller, namentlih Gneift, halten fich 
fireng an bie Preßpolizei. In England jelbft gibt e8 Feine Literatur, 
die über den obigen Standpunkt hinaus wäre. 

Dieb war der Standpunkt ber vierziger Jahre. Höochſt wichtig war 
nur die Beitimmung in Campbells Libel Act, daß niemand bei Injurien 

- zur exceptio veritatis zugelaffen werben follte, und eigenthümlich und 
für das Recht der Injurien beachtenswerth die fernere Beitimmung, 
daß die nachgewieſene Bereitwilligfeit des Beleidigers, vor dem Procefie 
einen Bergleich herbeizuführen, die Strafe mildern ſolle. Allein mit 
dem Preßrecht hatte das nichts zu thun; das war nichts anderes als 
das Strafrecht der Ehrenbeleidigungen (defamation) und umfaßte neben 
dem Drudwerle auch alle anderen Arten der Aeußerung. Die Lehre 
vom Preßweſen bat diefe Fragen dem eigentlichen Strafrecht zu über: 
mweifen. Das Stat. 32. und 30. Georg. III. beitand für das Princip 
der Vreßfreiheit nach wie vor, wenn auch die Praxis fie nicht mehr 
anmenbete. Daneben nun hatte fich eine einfache und ſehr energiiche 
Preßpolizei entwidelt, die man in Deutichland bis auf die neuefte 
Beit gar nicht gefannt hat und bei der e3 ſchwer zu Jagen ift, ob fie 
mehr von ber franzöfifchen oder die franzöfifche mehr von ihr gelernt 
bat. Wir fügen fie unten hinzu, weil fie im Jahre 1848 nicht ge 
ändert ward. 

111. Das gegenwärtige Syſtem der Preßfreiheit und des 
Vreßpoligeirehts in England. Lord Campbells Bill hatte kaum 
vier Jahre beftanden, als das gewaltige Jahr 1848 Europa erjchütterte. 
Und wieder trug das Meer die Bewegung nach Englands Hüfte. Und eins 
der Gebiete, auf denen England fi) auch in feinem öffentlichen Recht von 
derfelben erfaßt ſah, war das Preßrecht. England mußte an der Freiheit, 
von der Europa trunfen war, auch feinerfeit? Theil nehmen. So geſchah 
eö, daß durch das Geſetz vom 22. April 1848 (11. Vict. c. 12.) das alte 
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Repreſſivſyſtem gänzlich vernichtet und an bie Stelle deſſelben das Syſtem 
der Prepfreiheit gelegt ward. Dieß Geſetz hebt nämlich die oben citirte Bes 
ftimmung des Stat. 36. Georg. Ill. c.7. ausdrüdlih auf, mit Aus 
nahme derjenigen Schriften u. ſ. w., die darauf hinausgehen, ben Tod, 
Untergang oder Gefangennehmung des Königs, feiner Erben und Nady 
folger „Eundzugeben, auszufprechen oder zu erllären,“ indem es „zived- 
mäßig erjcheint, alle diejenigen nach der erwähnten Alte gültigen Be: 
ftimmungen, die fih nicht auf Berbreden an der Perſon des 
Regenten beziehen, aufzuheben.” Damit erft war die gefetliche 
Verfolgung eines Drudwerfes, dad nicht Felonie enthielt, bejeitigt; ber 
Geift der Preſſe war frei und jebem Urtheil entzogen und ein Druck⸗ 
wert nur dann der Felonie fchuldig, „wenn ſolche Pläne, Anjchläge, 
Entwürfe, Projekte ald Anfichten ausgeſprochen oder erklärt fein ſollten,“ 
wobei Drud und Schrift, öffentliche oder vorfähliche Rede und offene 
That und Handlung als gleichbedeutend erklärt werden Glaſers un 
eigentliche Preßpelicte). Mit diefem Gejeg ift die Epoche zu Ende, beren 
Inhalt Bladitone juriftiich und Georg III. gefeglich formulirt; es gibt 
fein Preßvergehen in England mehr, fondern nur noch Vergehen und 
Verbrechen, welche durch die Preile begangen werben können. Es ift 
nur durch den Mangel an einem klaren Begriff von Preßfreiheit er: 
Härlih, daß auch Lorbeer den entſcheidenden Fortichritt, der hierin 
liegt, nicht geſehen bat; aber höchſt merkwürdig tritt und wieder einmal 
trog anderer Verichievenheiten die Gleichartigkeit, ja die Gleichzeitigfeit 
der englifhen und continentalen Gejehbildung felbft dba entgegen, wo 
man fie oft am menigften erwartete., 

Die weitere Frage wäre nun offenbar vie, in welchem Verhältniß 
Campbells Bill, die von 11. Vict. 12. gar nicht berührt wirb, zu ber 
letteren fteht. Wir können, auf Grundlage der früheren Darjtellung, 
furz jein. Sie bleibt; aber fie und ihre Hermeneutif enthalten jeßt 
auch formell fein Preßrecht, fondern das Snjurienftrafrecht. Bladftones 
und Starlies Anficyten find jeßt erft für das Preßrecht befeitigt und 
England hat jet überhaupt Fein fpecifiiches Preßrecht, fondern nur eine 
Vreßpolizei. 

Diefe nun, abgeſehen von der Einführung des Zeitungsſtempels 
60. Georg. III. und 1. Georg. IV. 9. und deren Herabjeßung durch 
6. 7. Will. IV. 76. ift einfach, aber ftreng. Eine Polizei bes Druderei- 
gewerbes Tennt England nicht. Dagegen it die Verpflichtung ber 
Vflichtegemplare mit dem Namen des Druders und Verlegers anerlannt, 
ebenſo das Syitem der Sautionen, das fi auch auf Flugfchriften be 
ziebt. Die ftrengen Borfchriften für Beitungen von 38. Georg. III. 78. 
(1798) find doch nie fo weit gegangen, eine Conceflion erforderlich zu 
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machen, und dadurch ober durch die Bebrohung der Conceflion intireft 
auf den Geift der Beitung zu wirken, obwohl jede faljche Angabe bei 
einem Pflichteremplar mit der Strafe des Meineides bevroht warb. 
Wie heftig Georg II. die Preſſe auch zu bekämpfen fuchte (Budle Bd.J 
8. 375), eine Einwirkung von diejer Seite hat er nicht einmal verſuchen 
Dürfen; das Aeußerfte was ihm gelang, war Stat. 39. Georg. II. 79, 
wornach Buchbruder und Befiter von 2ettern den elerk of the peace 
Anzeige maden follen, fogar die Schriftgießer; auch ſollen dieſe ein 
genaues Verzeidmiß aller Perfonen führen, denen fie Lettern verfaufen; 
heimliche Preſſen follen polizeilih aufgeſucht und Verkäufer von polizei: 
widrig gebrudten Echriften beftraft werben (bei Lorbeer ©. 461 
das Gefeß, bei Gneift Bb. I. 8.369 der Auszug). Daneben beftehen 
auch jetzt zu Recht geltend die alten Geſetze, welche vie Verbreitung 
falicher, Bejorgniß erregenvder Nachrichten verbieten von 2. Rich. II. 
1. 5. und 12. Rich. I. 11.; bei 2orbeer ©. 151, 452. 

Die find, wie wir denfen, die Elemente der biftorifchen Entwick⸗ 
Iung des englijchen Preßrechts. Sie zeigen unter allem am beutlichiten 
die drei organifchen Grundformen in drei Epochen, und erben mohl 
manches in ihrer concreten Weile verftändlich machen, mas in ber reinen 
Theorie unficher blieb. Verwirrter im Einzelnen, aber eben jo klar 
im Ganzen ift Frankreichs Preßrecht. 


Frankreich. 


Das Preßrecht Frankreichs iſt, trotz der großen Mannigfaltigkeit 
ſeiner einzelnen Beſtimmungen und ſeines wechſelnden Standpunktes, 
dennoch im Großen und Ganzen ein ſehr einfaches. Das ſtändiſche 
Preßrecht erhielt fich noch bis zum vorigen Jahrhundert; das Prohibitiv— 
ſyſtem herrſchte bis zur Revolution; das freie Preßrecht iſt nur in 
ganz kurzen Augenblicken geltend geweſen; ſo iſt in der That die neuere 
Geſchichte des geltenden Preßrechts Frankreichs ein beſtaͤndiges Hin⸗ und 
Herſchwanken zwiſchen dem Präventiv⸗ und Repreſſivſyſtem bis zur Charte 
von 1830, und wie da die ſtrengſte Herrſchaft der letzteren, jedoch ſtets 
mit dem unbehaglichen Charalter, daß die in ber franzöſiſchen Form 
des Neprefiivigftems liegende Abhängigkeit der Prefie von der herrſchen⸗ 
den Gewalt nicht wie in Deutihland als vie offene ehrliche Feind⸗ 
ſchaft gegen den Geift der Prefie auftritt und dieſem Geift geradezu 
den Krieg erflärt, fondern vielmehr als die inbirelte Abhängigkeit des 
wirthſchaftlichen Kapitals ericheint. Es foll ver Schein ver Freiheit 
die Wirklichkeit einer Abhängigkeit verdeden, wie fie nie größer und 
beſſer organifirt war. Auf diefer Grundlage ft die Geſchichte dieſes 
Rechts im Ganzen, und jpeciell der Charniter und die Stellung ver 
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einzelnen Geſetze mit Rüdficht auf tie frühere Darftellung, ſehr durch⸗ 
ſichtig. 

Was die Epoche des Prohibitivſyſtens und ſelbſt die der ſtändiſchen 
Zeit betrifft, ſo verweiſen wir ſpeziell auf Rouſſet (Nouveau Code 
annoté de la presse 1856, p. 40), deſſen Aufzeichnung der Geſetze 
mit dem Reglement vom 23. Februar 1723 beginnt und diejelben fort: 
führt S. 241—49. Quellenkenntniß: für die Prohibitivepoche von ©. 
Schloſſer, Geſchichte des 18. Jahrhunderts (passim), und Budle, 
Geſchichte der Givilifation Bb. I. ©. 213—221 (1764, Verbot jedes 
Buches über politiiche Fragen). Don einem Rechte war ba nicht die Rebe. 

Die Zeit des Repreflivfyftems beginnt mit der Declaration des 
droits (j. oben), zu der die Conftitution von 1791 hinzufegt: „sans 
que les &orits puissent &tre soumis & aucune Censure ni inspection 
avant leur publication.“ Allein welche Beitimmungen die Gejeße über 
die Druckwerle enthalten würden, war eben nicht gejagt. Der Kampf 
zwilchen den Parteien machte vor der Hand jede Geſetzgebung unthun- 
li; erſt als die blutige Epoche vorbei und der Sieg ber ftaatsbürger 
lihen Geſellſchaft entichieven war, begann dieje ihren Feind, die rothe 
Republil, defien Organ fie aus der VBollövertretung verbrängt, nun 
auch in der Prefle zu verfolgen, nad der allgemeinen Regel der Rechte: 
bildung bes Preßweſens. Das Geſetz vom 27. Germ. an IV beftimmte 
ven Tod für Aufreizung zum Widerftand; das Gele vom 28. Germ. 
an IV forberte die Angabe von Druder und Verſaſſer mit harter Strafe; _ 
das Geſetz vom 19. Fruct. an V dagegen ging Ichon jo meit, die 
Sournale überhaupt (für ein Jahr) unter die polizeiliche Aufficht zu 
ftellen; das Gefeg vom 9. Vend.an Vu. f. führten den Stenpel ein, 
jedoch mit Ausnahme der Fachblätter; das Geſetz vom 27. Nivose an 
VII unterwirft die Herausgabe ber Sournale direkt der autorisation 
prealable du Gouvernement, bi8 endlich Napoleon mit dem Decret vom 
5. Sebruar 1810 das Präventivſyſtem vollitändig berftell. Diele 
Verordnung beichränft die Zahl der Drudereien, fordert für jede der 
felben die Genehmigung, den förmlichen Eid der Buchdrucker, ftellt alle 
Sournale unter Gonceflion und fehreibt die Genfur vor. Daneben ift 
die Colportage polizeilih gemaßregelt (Arr. 17. Germ. an XI), die 
Theater „unter firenger Cenſur (Decret vom 29. Juli 1807), Tirchliche 
Bücher dürfen nur mit Bewilligung des Bilchofs ausgegeben werben 
(Desret vom 7. Germ. an XII), in jedem Departement darf über 
baupt nur ein Journal fein (Decret vom 3. Auguft 1810) und fo if 
das Präventivfyftem bi zu einem Grade entiwidelt, wie nie zuvor. 
Neben dieſem Syftem tritt nun das Strafrecht auf. Nocd darf 
kein Franzoſe ohne Geſetz beſtraft werden; der Code Penal muß daher 
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für die Preßvergehen eigene Strafen auffiellen und fo entfteht zuerſt 
der Begriff ver Delits de la presse, der fo viel Unflarheit in die ge: 
fammte Auffafjung gebracht hat, indem das durch die Prefje (par la 
voie de la presse) begangene Verbrechen als Preßverbrechen aufgefaßt 
wird, wodurch der Unterfchieb ztoifchen ben einzelnen Ausdrüden und 
dem @eifte der Preſſe verloren geht. Daß von fpeciellen Geſetzen über 
die letzteren Feine Rede fein konnte, wie in der Fox Libel Bill, ift na 
türlih, da die ganze Preſſe unter Genehmigung und Cenfur fteht. 

Die zweite Periode beginnt nun nit der Neftauration; es ift bie 
des Kampfes mit der Cenſur. Diefe Epoche ifi dadurch von bauernder 
Bebeutung, daß in ihr die „Tendenz“ zuerft als ſelbſtändige That: 
ſache neben den einzelnen Ausbrüden, welche den Beitimmungen des 
Code P&nal verfallen, anerlannt und zum Gegenftand gerichtlicher 
- Berfolgung gemacht wird. Im Anfange wird natürlich die Verfolgung 
der Brefie überhaupt eine harte, bis nad voller Sicherung des neuen 
Königthums die Preſſe ihrerfeitd anfängt, ihre Funktion in regelmäßiger 
Weile zu beginnen. Dieſem nun tritt die Preßgefebgebung von 1819 
gegenüber, und zwar in brei Geſetzen. Das erite vom 17. Mai ent: 
hält ein verfchärftes Strafrecht für die durch die Preſſe begangenen 
Berbrechen; das zweite vom 26. Mai beftimmt das Verfahren in folchen 
Fällen; namentlid) wird hier die Beichlagnahme und die action publique 
vor dem Tribunal genau geordnet. Das dritte vom 9. Juni endlich 
ift jpeziell gegen die Tagespreſſe gerichtet; es ſyſtemiſirt die Preßpolizet 
der Sournale mit Anzeige, Pflichteremplar und Caution. Offenbar 
war das für das Repreſſivſyſtem nicht genügend; denn die Beziehung 
auf ven Code Penal ließ noch immer einen beftimmten nachweisbaren 
juriftifchen Thatbeftand eines Delit fordern, und es war baher leicht, 
ſich der gerichtlichen Verfolgung zu entziehen, während man bie beftigite 
DOppofition machte. Da erichien das Geſetz vom 17. März 1822, bie 
Loi des tendances. Erfter Grundfa war die Einführung des Principe 
der Conceſſion für Herausgabe eined Journals; zweiter war ber, 
daß diefe Soncejlion juspendirt ober ganz zurüdgezogen werben Tünne: 
„dans le cas oü Fesprit d'un journal ou &erit periodique r&sultant 
d’une suocession d’articles serait de nature & porter atteinte 
a la paix publique, au respect dü à la religion de l’Etat ou 
aux autres religions l&galement reconnues en France, & l'autorite 
du Roi, et & la stabilit6 des institutions constitutionelles* — follen 
die Cours royales auf Antrag des Procureur du Roi die Suspenfion 
auf mindeftens einen Monat auöjprechen; beim Rüdfalle drei Monate; 
das drittemal Einziehung der Conceſſion. Das ift das erfte Geſetz des 
Continents, welches das Repreſſivſyſtem klar und ſcharf ausfpricht; ber 
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„Beift der Preſſe,“ die Ratur der „Schlußfolgerung” aus einer Reihe 
von Artikeln ift zu einem juriftiichen Thatbeftande erhoben, der Richter 
ift zum polizeilichen Organe geworben, und nicht mehr der Verfaſſer, 
fondern das Unternehmen wird beftrafl. Es tft genau daſſelbe, 
was das Stat. 60. Georg. II. ausſpricht, nur viel klarer, und mit 
dem allerdings weſentlichen Unterjchiede, daß man babei nicht ben Ber 
fafler mie in England, fondern das Kapital der Zeitung verfolgt. Be 
denkt man nun, baß außerdem ber Druder noch immer auf Concefiton 
fteht und beeibigt ift, fo ift die Höhe des Repreſſivſyſtems, die Erzie⸗ 
lung ber geiftigen Abhängigkeit durch die wirtbichaftliche erreicht; und 
wenn der Begriff des erjteren und fein weſentlichet Unterichteb von 
dem Syſtem bes freien Preßrechts noch eines weiteren Beweiſes bebürfte, 
jo würde dieß Geſetz es geben. 

Die Folge davon war natürlich eine heftige Oppofition der Sour: 
nale; der wachſende Einfluß der Kammern, namentlich nach dem Antritt 
Karla X., machte allmählig das Feſthalten an dem alten Stanbpunft 
unmöglich, und jo ward das Geſetz vom 18. Juli 1828 genommen, 
das ausbrüdlich die Loi des tendances aufhob (Art. 18). Nur die 
Polizei der Anzeige der Cautionen und der Beichlagnahmen warb beis 
behalten, die Gründung eines Journals dagegen freigegeben, und bie 
Beitrafung nad) dem Code Penal hergeſtellt. Und jett begammen bie 
Sournale die DOppofition in einer Weiſe aufzunehmen, die ihren Cha 
rakter, die Stellvertretung einer freien Verfaffung, wieder einmal ins 
hellſte Licht ftellte. Die Reftauration konnte die Kammer beherrſchen, 
die Preſſe nit. Es war Kar, dag man mit der lettern den Kampf 
auf Leben und Tod beginnen müfle. Man mußte den Verſuch machen 
aus dem Repreſſivſyſtem ins Präventivſyſtem zurüdzugreifen. So mwurs 
den bie Juliordnungen (20. Juli 1830) erlaflen, melde die Freiheit 
der periodifhen Preſſe aufheben und die Cenſur berftellten. Es war 
der lebte Akt der Prävention. Das Volk, das in ber Preſſe die Volks⸗ 
vertretung vernichtet Jah, antwortete mit der Revolution. 

Natürlich mar es eine der erſten Mafregeln der neuen Regierung, 
bie Genfur zu vernichten. „La censure ne pourra jamais ätre retablie* 
(Charte 1830); am 8. Oftober 1830 wurde das Erfenntniß der Preß⸗ 
vergehen ven Geſchwornen ftatt der ftantlichen Gerichte übergeben; allein 
die Preſſe fing ſchon damals an, in gewiſſen Erfcheinungen der Ord— 
nung der ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft bevenklih zu terden. Die 
Kammern gaben daher ver Negierung gerne nach in ihren fchärfern 
Polizeimaßregeln; die öffentlichen Anſchläge und Ausrufer wurden unter 
ftärfere Controle geftellt (Gefeb vom 10. December 1830), das Cau: 
tionsweſen neu organifirtt (Gefeh vom 14. December 1830) und die 
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Verfolgung der Delits commis par la voie de la presse vor ben 
Cours d’Assises geordnet (Geſetz vom 8. April 1831), ebenfo die Be 
fteuerung (Mai 1832); die Ordonnanz vom 6. April 1834 hielt die alten 
Volizeivorfchriften in Beziehung auf Druckwerke und Buchhandel und 
ihre Unterftellung unter das Polizeiminifterium eniſchieden aufrecht, 
und für bie Ausrufer und Anfchläger warb die polizeiliche Genehmis 
gung ausbrüdlich geforbert (Gejeg vom 6. Februar 1834). So konnte 
das neue organiſche Prefgefek vom 9. September 1835 vom Groffiegel- 
bewahrer mit dem Satze eingeleitet werben: „La societe vit au milieu 
de la plus Epouvantable anarchie;* die Befigenven fühlten das Heran⸗ 
nahen der focialen Bewegung in ven fich wiederholenden Attentaten, 
und das neue Gefe ward votirt. Nach diefem Geſetze ward — wohl 
nach engliſchem Vorbild — jede Aufreizung zu dem im Code Penal 
Art. 86 und 87 bezeichneten Verbrechen soit qu’elle ait &t& ou non 
suivie d’effet als ein Verbrechen gegen die Sicherheit des Staats 
(felonie) erflärt und die Diffamation davon geſchieden. Die gefell: 
fchaftlihe Gefahr aber tritt ſchon jet in den Vordergrund, indem 
„toute attaque contre la propriet@, toute provocation & la haine 
entre les diverses classes de la societ&* mit ber boppelten 
Strafe des Gejetes vom 17. Mai 1819 (Art. 8) belegt werben Tünne. 
Die Eigenthümer des Fournals leiften die Caution; der Gerant ift 
verantwortlich, er muß den britten Theil ber Caution als Eigenthum 
befigen; die Cours d’Assises Tann nach dem Gejeg vom 9. Juni 1819 
die Suspenfion wieder ausfprechen; die Pflicht zur Aufnahme von 
reponses et rectifications Wird ausgeſprochen; die Errichtung von 
Theatern fteht unter Conceflion, die Schaufpiele eben jo; kurz es 
it, mit Ausnahme der Genfur und der autorisation prealable für 
die Errichtung eines Journals, das ganze Repreſſivſyſtem bis auf 
einen, allerdings wefentlichen Punkt hergeitellt; und dieſer Punkt ift 
das Erforberniß eines gerichtlihen Urtheils über die Suspenfion 
und die übrigen Strafen. Das muß man fefthalten, denn ber gegen» 
wärtige Zuftand des Preßrechts unterfcheidet ſich von dem des Geſetzes 
von 1835 wejentlih nur durch den entfcheidenden Sat, daß die Maß: 
regeln gegen die Unternehmung jetzt polizeiliche find, alfo Feine 


‚gerichtliche Verhandlung zulafjen. 


Dieß Geſetz gilt bis 1848. Wir unterlaffen es bier, auf die 
übrigen Mittel einzugehen, mit benen die Regierung auf die Unab» 
hängigfeit der Prefje einwirkte; recht lich hält fie am Gele von 1835. 
Die Hevohution von 1848 hatte daher denn aud nichts Eiligeres zu 
tbun, als das Geſetz von 1835 aufzuheben (Decret vom 6. März 1848). 


"Für das Strafrecht blieben jedoch bie Artikel des Code Pénal und 
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das Geſetz von 1819 beſtehen; die nothwendigen Modifikationen wurden 
durch das Decret vom 11. Auguſt 1848 gegeben; die neue Conſtitution 
verwies alle durch die Preſſe begangene Verbrechen wieder an die Jurys 
(Art. 12), bis das Hauptgeſetz vom 27. Juli 1849 erſchien, das dieſe 
Sätze zufammenfaßte, übrigens aber für die Mittheilungen, die es dem 
Sournale verbot (Anklage:Atte) jehr ftrenge war. Der Umſchwung, 
den auch die Preßgelehgebung erlitt, beginnt mit dem Geſetz vom 
16. Juli 1850, welches die Saution erhöht und den Stempel wieder ein- 
führt, und den Sag zuerſt aufftellt, daß „jeder Artilel von feinem 
Verfaſſer gezeichnet fein muß” (Art. 3). Damit war ber We: 
preflion das gewaltige Mittel der individuellen Gefährbung gegeben; 
es war nur noch ein Schritt zur vollen Herftellung des Repreſſivſyſtems, 
der endlich durch das Decret organique vom 17. Februar 1852 geſchah. 
Die Grundſätze deſſelben bebürfen keines Commentars. Jede Zeitſchrift 
berubt auf der autorisation préalable, ſelbſt bie, welche ſich mit der 
&conomie sociale (?) beichäftigen; fremde Journale bedürfen gleichjalls 
der Genehmigung; die Verpflichtungen zur Aufnahme von Mittheilungen, 
ſowie die Verbote von andern vermehren fich; die Preßvergehen werben 
den tribunaux correctionnels überwiefen; jeder Zeugenbeweis it aus» 
geſchloſſen. Die Bezeichnung eines esprit du Journal oder einer ten- 
dance ift zwar forgfältig vermieden, aber ftatt befien kann nicht bloß 
das Gericht die Unterbrüdung eines Journals als felbftändige Unter: 
nehmung ausſprechen, fjondern der Art. 32 jagt offen: „Nach einer 
Berurtbeilung ſelbſt für bloße Gontravention kann die Regierung binnen 
zwei Monaten die Suspenfion oder die Untervrüdung eines 
Sournals ausfprechen; ja ein Journal fann auch ohne alle Verurthei⸗ 
lung vom Minifterium nach zweimaliger Verwarnung auf zivei 
Monate [uspendirt und ohne allen Rechtögrund par mesure de süret6 
generale vom Präfidenten definitiv unterbrüdt werden.“ Es ift dazu 
nicht8 hinzuzufügen als die Naivetät, mit ber Batbie (Droit public 
I. 45) dieſe „repression administrative“ bezeichnet: „C'est le droit 
qu’a le Ministre ou le Prefet d’avertir un journal pour des motifs 
non determines par la loi, et dont le Ministre ou le Prefet a la 
suuveraine appreciation.* Bei dieſer abjoluten Abhängigkeit war 
e3 freilich unnöthig die tendance als felbftändiges Objekt der Polizei» 
maßregel zu bezeichnen; in ber That aber bat dies Decret die Anwen⸗ 
dung der Loi des tendances von 1822, die doch noch durch bie Ges 
richte vollftredt ward, nunmehr einfach der unverantiwortlichen Polizei 
übergeben. Das alles zufammen mit der Abhängigkeit bes Druderei- 
gewerbes und ber individuellen Signatur bildet die höchſte Ausbilpung 
bes Repreſſivſyſtems, die in der Geſchichte vorlommt. Die Geſetze ſelbſt 
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bei Rouffet a. a. D. ©. 249 ff. Das öffentliche Necht ſyſtematiſch 
bebandelt bei Zaferriere (Droit de l’Admin. I. 1. 3.) und Batbie 
(Droit public I. 35). Eine ſehr gute Darftellung gibt Blod (Diet. 
de la Politique v. Presse). Geſchichte der Preſſe: Satin (Histoire 
de la Presse II. Bb.). Literatur des Preßrechts bei Blod (Dict. de 
Y’Admin. v. Presse). Ueber vie früheren Gejege Archiv für Literatur 
des Auslandes Bd. V.; Mohl, Literatur der Stantswiflenfchaft Bo. II. 
©. 177 fi. 


Deutſchland. 


Nach den bisherigen Darſtellungen wird es nun wohl nicht ſchwierig 
ſein, das Preßrecht Deutſchlands in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt zu 
charalteriſiren, da es aus mehr als einem Grunde nicht möglich iſt, 
an diefem Drte fih auf Einzelheiten einzulaflen. 

Als die Ereigniffe des Jahres 1848 mit dem alten Syſtem auch 
die Senfur definitiv vernichteten, war man ſich, wie fchon früher bes 
merkt, nur über den negativen Snbalt der neuen „Preßfreibeit” Bar, 
und die Grundrechte forverten als Freiheit der Prefle einfach die Bes 
feitigung aller Reprefliomaßregeln und die Beurtbeilung der Preßver: 
gehen durch Schtwurgerichte. Offenbar hatte man bei dem erjien Punkte 
feine Mare Vorftellung von dem immer nothwendigen Gebiete der Preß⸗ 
polizei, und bei dem zweiten lag die traditionelle Vorftellung von eigents 
lichen Preßvergeben zu Grunde, obne daß man ſich darüber Rechen 
Ichaft abgelegt hätte, dap es ein Preßverbrechen nur dann gibt, wenn 
der Geift der Preſſe ald jelbftändiger. Thatbeftand Gegenftand der ges 
richtlichen Unterfuhung wird. Es war daher gleich anfangs Klar, daß 
man bei den Grunbrechten nicht werde ftehen bleiben können und daß 
eine organilche Preßgefeßgebung nothwendig jei. Daß einzelne Staaten 
den allgemeinen Sag der Grundrechte in ihre Verfaſſung aufnahmen, 
bebeutete daher auch nicht viel. Eine bejtimmte Geftalt fonnte die Ent: 
widlung erft mit den eigentlichen Preßgejegen annehmen. 

Ueberblidt man nun, was Deutſchland in diefer Beziehung jeit 
1848 geleiftet bat, jo ergeben fich zwei Hauptrefultate. Theoretiſch ift 
man fi über den Begriff der Freiheit der Prefle nicht einig, da 
man fi nicht einig ift darüber, daß die Freiheit der Preſſe rechtlich in 
jeder direlten oder indirelten Befeitigung der Einwirkung auf den Geift 
der Prefie beiteht, während das Strafrecht der Preſſe wieder fein ſelb⸗ 
ftändiged, fondern nur ein Theil des Strafrecht ber Aeußerung ver 
brecheriicher Gedanlen überhaupt fein fol, und ein Preßgeſetz daher 
nur ein Bolizeigefet fein Tann. Auch darüber war man fi) nicht 
einig, weder ob ein ſolches Polizeigefeß nöthig fei, noch mas es 
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enthalten müffe. Diefer Mangel in der Theorie ward entſcheidend, meil 
er es möglich machte, theil® die Prefle auch in ihrem Geifte unter die 
Verwaltungsgewalt zu ftellen, theils aber das Strafrecht auch auf den 
Geift anzuwenden, ohne daß die Literatur dagegen ein ernftes Gegen: 
gewicht zu bieten wüßte. Andererfeits entftand gleichzeitig der Bundes 
tag aufs neue, und aufs neue trat daher für die Bildung des pofttiven 
Nechts der Gedanke ins Leben, die Geſetzgebung über bie Prefie mie 
vor 1848 vom Bundestag ausgehen zu laſſen. So entitand dann eine 
doppelte Gejeßgebung. Die eine war die bundestagliche, die andere bie 
der Territorien. Daß dabei an eine rechtliche Einheit fo wenig zu 
denten war als an eine theoretiiche, war klar. Es bleibt daher nichts 
anderes übrig, als dieſe beiden Grunbformen zu charakterifiren und die 
einzelnen Preßgejetgebungen daran anzufchließen. 

Im Allgemeinen nun kann man jagen, daß die Bundesgefeßgebung 
das Repreflivprincip wieder bergeftellt bat, während die Staates 
gefebgebungen der großen Staaten fi von demſelben, fo weit fie über 
haupt zur Selbftänbigleit gelangt find, Iosgemadt und zum Theil 
wenigften? das Syſtem bes Rechts der Preßfreiheit durchgeführt 
haben. 

Der hiſtoriſche Verlauf diefer Geſetzgebung ift im Großen und 
Ganzen folgender. _ 

Der erfte Staat, der zu einer felbftändigen Preßgeſetzgebung ge 
langte, war Preußen (Gefeß über die Prefie vom 12. Mai 1851), 
das in faft allen feinen Punkten noch heute gilt. Die Bearbeitungen 
diejes Geſetzes find außer dem daſſelbe betreffenden Theil im Staat 
recht von Rönne (das Geje über die Preſſe 1851), 2. Hartmann 
(dad Geſetz über die Preſſe 1861), Schwark (dad Gele über bie 
Preſſe 1862) nebſt Conran (die preußifche Preß⸗ und Nachdrucksgeſetz⸗ 
gebung 1862). — Defterreich empfing fein erftes freies Preßgeſetz 
am 13. Mär) 1849; dann folgte das Preßgeſetz vom 27. Mai 1852, 
das das Reprefſfivſyſtem wieder heritellte und zulett das neue Gefek 
vom 17. December 1862, das in PBrincip und Ausführung den Ge 
danken der Prepfreiheit gefelich durchführte. Höchft gründlich iſt für 
das ganze Gebiet bes Preßrechts PB. Harum (die gegenwärtige öfter 
reihifche Preßgelebgebung, ſyſtematiſche Darftelung über das Autor 
recht und die Preßpolizeigefeggebung 1857). Das neue Preßgeſetz if 
commmentirt von Lienharbt. — Bayern hatte fchon durch Verordnung 
vom 13. Juni 1803 die Cenfur aufgehoben, jedoch für die Zeitungen 
fie beibehalten (1806), und dieß beitand fort bis 1848, wo das Edikt 
über die Yreiheit der Prefie (4. Juni 1848) die Cenſur befeitigte ımb 
das Geſetz zum Schutz gegen den Mißbrauch ter Brefie vom 17. Maärz 
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1850 bie Preßpolizei ordnete. Der Bunbesbeihluß von 1854 warb 
nicht publicirt (Pözl, bayerisches Verfaſſungsrecht 8. 27, Doll: 
manns Geſetzbuch des Königreich Bayern, IIL Heft, 1). — Bayerns 
Gejeßgebung ift von allen deutſchen die freiefte; e8 Tennt weder Con⸗ 
ceffionen noch Cautionen, feine Beſchränkung des Druderei- oder Ver: 
lagögewerbes, die Schwurgerichte enticheiden, und felbft bei ber Be: 
ftrafung für Bolizeiübertretungen fteht die Gerichtsbarkeit nicht der Polizei, 
fondern den Gerichten zu. — Den zerfahrenen Zuftand Deutſchlands 
Tennzeichnet kaum etwas befjer, als der Geift und Inhalt des Bundes» 
beſchluſſes vom 6. Juli 1854 gegenüber dieſem trefflichen bayerischen 
Geſetz. — Das Königreich Sachſen hatte am 14. März 1851 ein eigenes 
Preßgejeg erlaflen, melcdes neben den gewöhnlichen Maßregeln der 
Preßpolizei (Anzeige, Pflihteremplar, Angabe von Druder und Ber: 
leger, Saution, Recht ver Beichlagnahme) auch noch den Grundſatz feſt⸗ 
hält, daß die Strafen nur auf gerichtlichen Wege erkannt werben können; 
jedoch foll, wenn eine Zeitichrift binnen Jahresfrift zwei gerichtliche Ver: 
urtbeilungen erfahren bat, vie SKreisbireftion das Recht haben, das 
Blatt zeitlich oder gänzlich zu verbieten ($. 30). Eben fo gegen Druder 
und Verleger ($. 31). Das „Geſetz vom 4. April 1851, einige ftraf: 
rechtliche Beitimmungen betreffend,” aber beftimmte offen die Strafbar: 
feit nicht bloß einzelner „Aufforderungen,” fonvern felbft „tadelnde 
Kritiken der Regierung, öffentlicher Behörden oder einzelner Berufs: 
bandlungen — wenn dabei Beweggründe untergelegt oder Eigenjchaften 
beigelegt werden, melde im Publikum (?) Haß ober Verachtung gegen 
diejelben zu erregen geeignet find.” Der Kampf gegen die Tendenz 
liegt hier offen vor. Damit war ſchon dem Repreſſivſyſtem die Bahn 
gebrochen und der Bunbesbeichluß von 1854 wurde ohne Weiteres mit 
Verorbnung vom 30. Januar 1855 für Sachſen publicirt. Es ſagte 
ja im Grunde nicht? Neues. Diefe Gefege gelten noch gegenwärtig, 
und bilden einen tiefen Gegenfat gegen das freie bayerische, öſterreichiſche 
und preußiiche Spitem. | 

In Württemberg dagegen ift die bisherige Entwidlungsgejchichte 
etwas anderes, das Reſultat dagegen das gleiche. Das württem- 
bergiſche Preßreht wird von Mohl (mwürttemberg. Verfaſſungsrecht 
$. 73) richtig als ein boppeltes bezeichnet, das eigentlich württembergijche 
auf Grundlage des Geſetzes vom 30. San. 1817, und bie verſchiedenen 
Gelee des deutſchen Bundes. Nirgends ift wohl der Gegenjag zwiſchen 
der freifinnigen Richtung ber örtlichen Gefeßgebung und den reaktionären 
Beitrebungen bes deutjchen Bundes fo Har ausgedrüdt als bier; es ift 
ein höchft belehrendes Stüd innerer Gefchichte Deutſchlands. Die Dar: 
ſtellung Mohls (S. 385—372) gehört zu den beften in diefem trefflichen 
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Werke. Das ſehr freifinnige Geſetz von 1817 blieb jedoch praltiſch 
troß feiner Beftätigung in der Verfaſſungsurkunde von 1819 in $. 28 
außer Anwendung, warb aber durch königl. Verorbnung vom 1. Maͤrz 
1848 wieder bergeftellt und fo beginnt die zweite Epoche des württem 
bergiichen Preßrechts, die hauptſächlich durch Verordnung vom 25. De 
cember 1850 zum Schuß gegen ven Mißbrauch der Preſſe charakterifirt 
ift. Dann trat der Bundesbeichluß von 1854 ind Leben und ber Kampf 
des Bundes mit dem freien Staat beginnt auf Neue, indem bie Tönig 
liche Verordnung vom 7. Januar 1856 die Durdführung der Bundes: 
beichlüffe anorbnete, namentlich in Beziehung auf das Drudereigeiverbe, 
während für die eigentliche Prefie das Geſetz von 1817 aufrecht ge 
balten warb (j. Roller, württemb. Bolizeirecht, 8. 834—836). Auch 
bier fehlt das Schwurgericht; die Kreispolizetämter haben aber das 
Recht, nicht bloß die Zeitungen, fondern auch die Druderei- und Ber: 
lagsgewerbe polizeilich einzuftellen, wenn diefe Gewerbe nad) ziweimaliger 
Verurtheilung oder Berwarnung bebarrlich zu Verbreitung von „ſtaats⸗ 
gefährlichen Drudfchriften” gemißbraucht werben. Offenbar ift bier das 
jubjeltive Ermefjen der Staatsregierung über etwas, das das Geſetz 
„Staatögefährlichteit“ nennt, entſcheidend; es ift die loi des tendances, 
nur in der härteren Form bes franzöftichen Gejeges von 1852 mit ber 
Souveränetät der Polizeibehörbe an der Stelle bes Gerichts. Das Ges 
fe vom 26. Auguft 1849 ift daneben eine ganz rationelle Beftimmung 
über die Berichtigungen. Auf diefe Weiſe ift auch Württemberg in bad 
Strenge franzöfiiche Repreſſivſyſtem zurüdgefallen und fteht in tiefer Ber 
jchiedenheit neben dem bayeriſchen freien Syſtem da. Die übrigen 
deutichen Staaten haben nicht einmal eine innere Gefchichte ihres Preß⸗ 
recht3 aufzuweilen; fie haben einfach ven Bundesbeſchluß von 1854 
acceptirt und publicirt; jo Altenburg (Verordnung vom 4. Februar 
1856), als Einführungsverorbnung durch Bundesbeſchluß; Han 
nover (Verorbnung vom 15. Januar 1855). — In Baden hat das 
Preßrecht diefelbe Geſchichte. Daſſelbe ift zuerft durch das Geſetz vom 
15. Februar 1851 im Sinne bes Repreſſivſyſtems, dem ſächſiſchen ähn⸗ 
lich geordnet, und dann ber Bunbesbeichluß von 1854 duch das Ges 
fe vom 15. Januar 1857 eingeführt. Dieb ftrenge unzeitgemäße 
Syſtem ift aud in einem Polizeiftrafgefegbud von 1863 beibehalten. 
Die Polizetübertretungen der Preſſe find jedoch nad diefen Geſetzen ge: 
richtlih zu verfolgen (Stempf, Prebitrafgefehbuh ©. 104). — Sm 
Sahbjen:Altenburg Einführung des Bundesbeſchluſſes von 1854 
(Berorbnung vom 1. März 1855) und eine Verordnung vom 5. Juni 
1863 fpecied in Beziehung auf die Polizei des Verlags» und Druderei- 
gewerbed. — Das braunſchweigiſche Gefeh vom 4. Mai 1848 bat 
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die Cenſur aufgehoben und die Strafbarkeit zur Entſcheidung den Ge⸗ 
richten zugewieſen; aber nach 8. 4 Tann hie „Unterdrückung“ einer Zei⸗ 
tung auch durch das Gericht verfügt werden. Es ergibt fih daraus, 
baß der Bundesbeſchluß von 1854 noch in einem großen Theile Deutſch⸗ 
lands Rechtens ift. Die Grundlagen defielben find einfach. Er enthält 
einerfeit3 die Breßpolizei, und es ift nicht zu verfennen, daß er fie 
als folche richtig organifirt hat. Allein neben der Preßpolizei ftellt er 
fih klar und ausgeſprochen auf den Standpunkt des franzöfiichen Re⸗ 
preſſivſyſtems. Er ſcheidet die UWebertretung preßpolizeilicher Vor 
fchriften von den „durch den Inhalt verwirkten Strafen.” Er hält den 
Grundfag der „Berivarnungen” fell. Er verbietet eine „vorzugsweiſe“ 
Verweiſung der durch die Preſſe begangenen ftrafbaren Handlungen vor 
das Geſchworenengericht. Er will das ganze Preßgewerbe in all feinen 
Zweigen von Concefjionen abhängig maden, die auch „auf admini⸗ 
ftrativem Wege“ erfolgen können; und endlich beitimmt er, faft wört⸗ 
lich wie das fächfilche Gefeß, nach dem Mujter ver Loi des tendances, 
daß ein ftrafbarer Angriff auch da ftattfindet, wo „die Form der 
Darftellung den Gegenftand des Angriffes dem Haſſe oder der Miß⸗ 
achtung auszufehen geeignet ift.“ Es leuchtet ein, daß diefe unbeftimmte 
Saflung an fi aus einem richterlichen Verfahren nothwendig ein polis 
zeiliche8 macht und daß bei dem Recht der Polizei, nach ihrem Er: 
meflen das ganze Schriftftellerifche Unternehmen oder das ganze Druckerei⸗ 
gewerbe zu unterbrüden, eine ſolche Möglichkeit der Strafe im Grunde 
eine felbft für das Repreſſivſyſtem überflüflige Härte war. 

Faßt man nun auf diefer Grundlage das Preßrecht Deutichlands 
zufammen, fo ergibt ſich, daß das deutſche Recht beide Syſteme neben 
einander in Geltung bat. Das Net der freien Breffe gilt in 
Defterreih, Preußen und Bayern; das Repreſſivſyſtem in ben 
übrigen Staaten auf Bafis des Bundesbeichlufies von 1854. Das 
Rechtsprincip der erftern Staaten it: Yreiheit des Gewerbes ver 
Druderei und bes Verlags, nur mit dem Unterfchieb, daß dieß Ge 
werbe in Bayern ganz frei ift, in Defterreich der Conceffion bedarf 
und in Preußen fogar nach dem bier unglüdlicher Weiſe beibehaltenen 
Grundſatz der ftändifchen Epoche eine eigene Prüfung für Druder und 
Buchhändler fordert; die Preßverordnung vom 1. Juni 1863, melde 
die Conceflion auf polizeilihem Wege widerruflich erklärte, warb durch 
den energiichen Wiberftand des Abgeorhnetenhaufes (Sitzung vom 19. No: 
vember 1868) glüdlich bejeitigt; fie hätte, ganz abgejehen von ihrem 
Widerftreit mit der Berfaflung, das Repreſſivſyſtem auf einem bedenk⸗ 
lien Umwege twieber eingeführt, da jene Aufhebung der Gewerbs 
beredytigung doch nur einen praftifchen Sinn gehabt hätte als polizeiliche 
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Strafe für den unliebiamen Geiſt eines Journals. — Das zweite 
Princip ift die Freiheit des Gedankens und die Strafbarkeit 
bes Ausdrucks — die Freiheit der geiftigen Arbeit und bie gericht: . 
liche Berantwortlichleit der geiftigen That. Sein erfter Ausbrud iſt 
die gewerbliche Freiheit des Preßunternehmens des Buches wie der Zei 
tung, jedoch gegen polizeiliche Anzeige, mit Beichlagnahme gegen Haftung 
und gerichtlichem Berfahren. Sein zweiter Ausdruck ift die Bejeitigung 
des Syſtems ber Verwarnungen und bes polizeilichen Verbotes. Sein 
dritter ift die Befeitigung des Urtheild gegen dad Unternehmen und 
Zurüdführung auf die Perjon des verantwortlichen Redacteurs u. |. w. 
— Das dritte Princip ift die Ueberweiſung der durch die Preſſe ber 
gangenen Verbrechen an die Gerichte. Und bier müfjen wir wieder⸗ 
holen, was wir jchon einmal gejagt haben. Da mir im Syſtem der 
Preßfreiheit überhaupt Fein eigentliches Preßverbrechen anerkennen können, 
indem ein Preßverbrechen eben in dem Geift der Preſſe befteht und 
fein Thatbejtand nur durch Schlußfolgerungen und nicht durch einzelne 
Ausdrüde gegeben wird, jo ijt damit ber formelle Uebergang vom 
Repreiliv: zum freien Syſtem dadurch gegeben, daß alle dur bie 
Preſſe (par la voie de la presse) begangenen Verbrechen in das Straf 
gefegbuch aufgenommen werden. Nur fann — und dad war jogar 
die beftimmte Forderung des Bunbesbeichlufies von 1854 — die Straf 
barfeit des Gedankens in der Form in die Strafgejeßbücher aufgenom: 
men werben, baß die „Form ber Darftellung geeignet ilt, jemanden 
dem Haß und ber Verachtung auszufeßen.” Wo dieß der Yall ift, da 
ift das Repreſſivſyſtem materiell im peinlichen Recht enthalten, allein 
alzdann ift diefe Frage jo wie die nach dem Schwurgericht Teine Frage 
ber Preßfreibeit für ſich, ſondern eine Frage des Strafrechts ber Ge 
bantenäußerung überhaupt; die Preſſe hat hier fein beſonderes 
Recht für ſich zu fordern, fondern fteht auf gleicher Stufe mit 
jeder andern Yorm der Yeußerung des Gedankens; es gibt fein Pre 
ſtrafrecht im freien Preßrecht. — Das vierte Prineip ift die Auffafjung 
des Preßrechts als eines Polizeirechts und ber Preßgeſetze als ein 
facher Polizeigeſetze. Den Ausbrud dafür bildet der felbftändige 
Erlaß von Preßgejeten. — Das ift im Großen und Ganzen das Syitem 
der brei großen deutichen Staaten. Das der kleineren ift das harte 
franzöfifche Repreſſivſyſtem. Diefer Widerfpruch im beutfchen Rechtsleben 
kann nicht dauern. Der Uebergang zum freien und gleichen Preß⸗ 
recht — zum freien im Sinne bes freien Syſtems, und zum gleichen 
im Sinne einer für ganz Deutichland vollfommen gleihen Preß—⸗ 
polizeigejeggebung — ift der nächſten Zeit vorbehalten. 
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Holland und Belgien. 


Während in England, Frankreich und Deutſchland drei Formen 
des Preßrechts auftreten, in denen die Preßpolizei noch immer mit dem 
Preßſtrafrecht in Verbindung ſteht und daher der Begriff und Inhalt 
des Preßrechts überhaupt unſicher wird, ſehen wir in Holland und 
Belgien eine vierte Form auftreten. Der Charakter derſelben iſt ein 
Preßrecht, welches nicht einmal eine formell anerkannte Preßpolizei 
beſitzt, und welches alles Strafrecht auf die durch die Preſſe begangene 
Verbrechen bezieht. Doch unterſcheiden ſich wieder beide, und beide 
haben allerdings das miteinander gemein, daß ſie — man kann nicht 
anders ſagen als aus Bedenken gegen jede denkbare Beſchränkung der 
Preſſe — auch nicht einmal die allernothwendigſten Grundſätze des 
Polizeirechts formulirt haben. In Holland und Belgien iſt der Gedanke 
freier als der Denkende; denn es gibt weder Anzeige, noch Beſchlag⸗ 
nahme, und das ganze polizeiliche Recht iſt noch ſehr unentwickelt, wie 
es überhaupt kein eigenes Preßgeſetz gibt. 

Mas zunächſt Holland betrifft, fo ſtand es bis zum Sturze der 
napoleontfchen Herrichaft unter dem Präventivſyſtem Frankreichs. Gleich 
nad der Befreiung vom napoleonifchen Joche begann Wilhelm I. feine 
Negierung mit der Verorbnung vom 14. Januar 1814 mit ber Auf 
bebung der Genfur „als gänzlih im Widerftreit mit der freien Denf- 
weiſe, tworauf jeder ächte Niederländer den höchſten Werth legt, und die 
von jeher die Regierung dieſes Land ausgezeichnet hat.” Die völlige 
Freiheit jeder Veröffentlichung wird ausdrüdlih anerlannt, unter rein 
gerichtlicher Beranttvortlichleit mit ber genaueren Beftimmung, daß, wenn 
der Berfafjer nicht befannt ift, der Druder allein verantwortlich 
wird (Art. 4). Werner foll jedes Druckwerk (stuik), welches ohne 
den Namen des Verfaſſers oder des Druders ausgegeben wird, und 
ohne Angabe von Beit und Drt des Drudes, als ein „libel” angeſehen 
und der Herausgeber und Berbreiter als Urheber von Schmähfchriften 
(paskwilschrijver) verfolgt werben können.” Bon einem Kampf gegen 
den Geiſt der Drudjachen ift Feine Rede; freilich auch nicht von Be 
fhlagnahme. Das alte Grundgeſetz faßte — fo viel mwir ſehen das 
einzige in ganz Europa — bie Preſſe nicht als Gegenftand der Polizei, 
fondern von dem hohen, allein richtigen Standpunkt eines Theils des 
Bildungswefen auf (Hauptft. X. Van hed onderwijs), und ſprach 
als leitenden Gedanken (in Art. 3237 des Entwurfs von 1815 und 
Art. 225 des Berichtögefeies von 1817) aus: „EB tft jedem geftattet, 
feine Gedanken und Gefühle durch die Prefie mitzutheilen als ein hoch⸗ 
wichtiges Mittel zur Ausbreitung von Kenntniffen und zum ort 
jchritt der Aufllärung, ohne irgend einer Erlaubniß dazu zu 

Stein, die Berwaltungslehre. VI. 10 
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bebürfen ; doch bleibt jeder für alles, was er fchreibt, brudt, ausgibt 
oder verbreitet, der Geſellſchaft oder dem Einzelnen verantwortlich, ſofern 
die Rechte derjelben beleidigt werben.” Die weitere Ausführung dieſes 
Grundfages enthält das Geſetz vom 28. September 1816; ber Bericht, 
der die Vorlage einleitet, im Auszug bei de Boſch⸗Kemper (Nederl. 
Staatsregt $. XXXI). Die Hauptaufgabe dieſes Geſetzes, das die völlige 
Freiheit der Preſſe nach Innen gewährt, war der geſetzliche Schuß 
auswärtiger Souveräne gegen die holländifche Sournaliftil. Wie ſchön 
und männlich lautet in jener Zeit, wo bie Genfur auf dem ganzen 
Continent galt und felbft England die Fox Libel Bill anertennt, der 
Vortrag der bolländifchen Regierung: „So lange Beionnenheit und 
Aufrichtigleit die Grundlagen des nationalen Charalterd ausmachen 
. follen, Tann die Entjcheidung in einem Kampfe zwiſchen Wahrheit und 
Irrthümer hier zu Lande niemals bevenklich fein, und wir werben deß⸗ 
halb keine Beiprechung oder Teinen Ausvrud der Anſchauung (gevve- 
lens) über die innere Verwaltung durch irgend welche Borfchriften be 
ſchränken, als durch das bereits beftehende Recht.” Doch wurben einige 
firengere polizeiliche Mafregeln duch das Geſetz vom 6. März 1818 
eingeführt „gegen Aubeftörungen durch bie Prefle;" das Geſetz vom 
16. Mai 1824 bob dieß Geſetz wieder auf, machte jeboch, weſentlich 
nach franzöfifchem Vorgange, die Aufregung zu „Haß und Verachtung“ 
(hoon en laster) gegen den König und das Geſetz vom 1. Juni 1830 
auch gegen die höchſten Regierungscollegien firafbar, ohne daß die 
Polizei der Prefle firenger ward; diefelbe blieb nach wie vor unter dem 
Gerichte. Aber auch diefe Geſetzgebung warb nach der Julirevolution 
befeitigt, und das alte Geſetz von 1815 wieder hergeftellt. Als daher 
dad neue Orundgejeß von 1848 gegeben ward, war eine neue Geſetz⸗ 
gebung über das Preßrecht nicht nothwendig. Nun ift es bezeichnen, 
daß die Preffreiheit aus dem Hauptftüd über das Bildungsweien weg⸗ 
genommen, und als Art. 8 in das erfte Hauptftüd (Von dem Reiche 
und feinen Betvohnern) gejeßt ward. Der Art. 8 lautet: „Niemand 
bat eine vorherige Erlaubnig nöthig, um durch die Prefie feine Ge 
danken und Anfchauungen zu veröffentlichen, vorbehaltlich jeder Ber: 
anttortlichleit nad) dem Gelee.” Daß daneben die Beſtimmungen 
der Preßpolizei von 1815 fortbeftehen, namentlich in Beziehung auf 
Angabe von Druder, Drudort und Verleger, ift Har; auch kann wohl 
das Recht zur vorläufigen Beichlagnahme nicht bezweifelt werben. Aber 
die holländiſche Literatur hat den Gedanken einer Polizei nicht ausge 
bildet; de Bofch: Kemper (Nederl. Staateregt. 8. XXXI) ift ſich dar 
über durchaus unllar; ebenfo Dpzoomer (Staatsregtelik Onderzock 
©. 121—137); doch ift über das Brincip kein Zweifel 
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Auf weſentlich gleicher Grundlage beruht das Preßrecht Belgiens. 
Belgien bat dafjelbe in feiner Gonftitution von 1830 gleich fo feft be 
gründet, daß dieſe Geſetzgebung durch keine fpätere erjchüttert ift. Cha⸗ 
valter dieſes Rechts ift völlige Preßfreiheit, aber auch Mangel einer 
ſyſtematiſchen Preßpoligei. In Belgien ift nicht bloß das Drud- und 
Verlagsgewerbe vollftänbig frei, fonbern es hat auch die Anzeige, bie 
Ausgabe und die Gründung der Beitungen gar Feine polizeiliche 
Vorausfegung (Conftitution Art. 18. 14. 198), ja es iſt fogar durch 
Decret vom 19. Juli 1831 jeder Stempel auf Zeitungen bejeitigt, und 
durch Gele vom 3. Mai 1839 die Poftverfendung aufs Aeußerſte 
erleichtert. Daneben ſteht der Grundſatz feft, daß ver Beweis der 
Wahrheit bei Angriffen auf die Regierung bier — wir glauben 
allein in Europa — zugelafien ift, fo daß dieſer Beweis den Schrift: 
fteller von jeder Strafe frei macht (Decret vom 20. Zuli 1831). Ja 
eine falſche Behauptung ift nad) Brix (La Constitution beige et les 
lois organiques. 1865. ©. 40. 41.) ftraflos, wenn fie unwiſſentlich 
aufgeftellt wurde. Alle durch die Preſſe begangenen Vergehen werden 
duch die Jury abgeurtbeilt (Decret vom 20. Zuli 1831). Weber den 
Grundbegriff defien nun, was als delit de presse angefehen werben 
fol, fpricht fich ein Urtheil ber Cour de Cassation vom 28. März 
1839 in einer Weile aus, die wir bier um fo mehr anführen, als 
dafjelbe den mejentlichen Unterfchieb zwiſchen Geift und Wort, der dem 
ganzen Unterſchied des Repreſſivſyſtems und des Syſtems des freien 
Preßrechts zum Grunde liegt, in einer fo Haren Form bezeichnet, daß 
wir es als den beften Beweis für die Aufrechtbaltung biefer Unter: 
ſcheidung bier anführen dürfen. „Pour qu’il y ait delit de presse,“ 
jagt der Gerichtshof, „il faut qu’il y ait expression directe de la 
pensee, ou la manifestation d'une opinion, et que de plus il y 
ait &erit. Cependant le jury connait de la calomnie commise par des 
imprimes contre un fonctionnaire, bien que ce ne soit pas là un 
delit d’opinion ou de tendance et qu’il ne puisse pas rev£tir 
un caractere politique.* (Brir a. a.D. ©. 42.) Das Decrei vom 
20. Zuli 1831 ift das Grundgeſetz für das Preßrecht überhaupt. Dar: 
nad find Druder, Redner, Anſchläger Theilnehmer des Verbrechens. 
Die Strafen haben zur Vorausſetzung den „Angriff auf die verbind⸗ 
liche Kraft der Geſetze und Aufforderung, Ungehorfam, Verläumbung 
der Perfon des Königs, Injurien; der Beweis der Wahrheit ift zuge: 
laffen; vie Verfolgung tritt nur auf Klage der beleibigten Partei ein, 
mit einziger Ausnahme der Majeftätsbeleidigungen. Die Jury ent: 
fcheibet; ift der Verfaſſer nicht belannt, fo haftet der Druder perfünlich; 
Recht des Einrüdens einer Antwort in ein Sournal bei perfönlichen 
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Angriffen. Jedes Exemplar „eines Journals“ muß außer dem Namen 
bed Druders die Angabe feines Domicils in Belgien enthalten. Dieſes 
Geſetz wurde zuerft durch Geſetz vom 1. Juli 1882 bis 1883 verlängert, 
dann auf unbeftimmte Beit durch Geſetz vom 6. Juli 1838, und gilt 
im Weſentlichen auch jetzt noch; ber Artikel 13 (Recht des Einrüdens 
einer perſönlichen Erwiberung) ift durch das Geleh vom 15. Mai 1855 
erläutert, der Art. 3 durch Gefe vom 6. April 1847. Erſt nach 1859 
wurde die Verlegung fremder Souveräne geſetzlich ftrafbar erklärt, 
auf napoleonifchen Einfluß, durch Gejeb vom 20. December 1852; und 
das Geſetz vom 12. März 1858 hat die „atteintes aux relations inter- 
nationales“ (Code Pénal L. II.) nie geftattet; doch muß der Staats 
anwalt die Genehmigung des Suftizminifters für die gerichtliche Ver⸗ 
folgung diefer Verbrechen einholen. (Circulär vom 13. März 1858.) 
Das Geſetz von 1831 vollftändig in Kritiſche Zeitjchrift für Geſchichte 
des Auslandes, Bd. VI, S. 163. S. Brix a. a. O. S. 146. Das Straf 
recht der durch die Preffe begangenen Verbrechen in Schuermann 
Code de la Presse, Brüffel 1861. Bergleihe über ven Standpunlt 
diefer Geſetze und ihre Beziehung zu dem franzöfiichen Preßrecht von 
1791 ſehr gut Glaſer, Gutachten Bd. I. Die Contraventionen find 
dabei die Vergehen gegen die polizeiliche Vorfchriften, namentlich das 
Geſetz von 1831, und gehören nicht vor die Jury, fondern als r&pe- 
ration civile du dommage vor die Givilinftanz, ober als delit cor- 
rectionnel „aux quels la presse servirait accidentellement d'instru- 
ment, p. e. l’escroquerie, l’annonce des loteries prohibees ete.* vor 
das tribunal correctionnel. (Brir a. a. O. ©. 42.) 


Schweden. 


Das ſchwediſche Preßrecht it bereits im Anfange dieſes Jahrhunderts 
in einer Weife feftgeftellt, welche wenig zu mwünjchen übrig läßt. Das 
ſchwebiſche Preßgeſet (Preßfreiheitsordnung vom 6. Juni 1812) ge 
hört zu ben vier Grundgeſetzen bes reinen öffentlichen Rechts Geſetz 
über die Regierungsform vom 6. Juni 1809, über vie Reichstags⸗ 
ordnung vom 10. Februar 1810, Succeflionsorbnung vom 26. Sep 
tember 1810). Man erlennt in diefem Geſetze einerjeits die franzöſiſchen 
freien, andererſeits die engliihen Grunbfäge wieder, und man muß ge 
ftehen, daß kein Band Europas das Preßrecht in freierer und großartigerer 
Weiſe aufgefaßt hat. Nach bem erwähnten Gelege iſt jede Art von 
Präventiomaßregel vollitändig bejeitigt, und jede Repreflion gleichfalls 
ausgeſchloſſen. Bon einem Strafrecht bes Geiftes ber Prefle iſt nicht nur 
nicht die Rebe, ſondern es ift fogar der Gedanke, daß jede Beftrafung 
der Preſſe zu ihrem Objekt nur die einzelnen Ausprüde haben jolle, 
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fat am beutlichiten in ganz Europa auögeiprochen. Das ganze ſchwediſche 
Preßrecht bat dieß ſtrafrechtliche Element forgfältig von dem polizeilichen 
geichieden. Das Preßgemwerbe ift volllommen frei; bon Conceſſion 
oder Saution ber Tagesprefle tft leine Rede. Dagegen ift e8 polizeiliche 
Vorſchrift, daß Name bes Druders, des Drudorte und Jahreszahl 
auf jedem Druckwerke angegeben jein muß; ber Druder haftet, wenn 
er den Berfafler nicht nennt; ein Exemplar‘ jedes Drudiverled muß dent 
Gericht (dem Juſtizminiſter oder feinem Beauftragten) vor dem Ex 
fcheinen übergeben werben ; bann Tann der Staatsanwalt (Juſtizkanzler) 
das Drudwerd mit Beichlag belegen, oder er Tann es auch ohne Bes 
Ichlagnahme gerichtlich verfolgen. Die gerichtliche Verfolgung kann auch 
durch Privatllage geſchehen. Diefelbe beftebt in einer ſchriftlichen 
Klage, in. welcher die betreffenden einzelnen Stellen genau citist fein 
möflen; darauf fchriftlide Vertheidigung, Replik und Duplit; dann 
wird eine eigenthüimliche Jury gebildet. Jede Partei wählt vier unbe: 
jcholtene Männer, das Gericht felbft wählt fünf; von diefen ſchließt 
jebe Partei ohne Angabe der Gründe je einen aus, fo daß neun Ger 
ſchworene übrig bleiben. Diefer Jury wird dann eine kurze Darftellung des 
Streites gegeben und dann bie Frage vorgelegt: „Iſt die Schrift ſchuldig 
nad den von dem Kläger citirten Stellen in den Geſetzen?“ Zur Ber 
urtheilung gehören ſechs Stimmen; allein dieſes Verdict beftimmt nichts 
über die Strafe, ſondern entfcheibet nur den Thatbeftand des durch 
die Preſſe begangenen Verbrechens; und jetzt erft Ipricht das Gericht 
die Strafe aus, gegen welche Beftimmung noch die Appellation möglich 
if. Um diefes Preßrecht aufrecht zu halten, wählt der Reichstag ſechs 
(wegen ihrer Kenntnifle und Gelehrſamkeit befannte) Mitglieder, welche 
übrigens eine Art von Dberauffiht über die gange Prefie ausüben, 
jedoch mehr literar «hiftoriicher als ftatiftifcher oder poligeilicher Natur. 
Dieb freie Preßrecht Schwebens hat niemals zu Uebelltänden Anlaß 
gegeben. (Vgl. Dr. Friſch bei Wappaeus, Steine Handbuch der 
Geographie. Standinaviiche Halbinfel S. 488 und 481.) 


Stalien. 


Neben den bisher angeführten Geſetzgebungen bat die italiemiiche 
wiederum ihre Eigentbümlichleiten, die freilich nicht in einem beſonderen 
Brincip, ſondern vielmehr in einer eigenthümlichen Verſchmelzung der 
oben angeführten Elemente beftehben. Das Grundgeſetz für das Preß⸗ 
recht ift das Gefetz vom 26. März 1848, dem die Geſetze vom 26. Febr. 
1858 und vom 20. Juni 1858 gefolgt find. Das allgemeine Princip 
ift auch bier allerdings die Freiheit der Prefle; die Baſis der Preß- 
polizei ift der Grundiag, daß jedes Druckwerk mit dem Namen bes 
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Druders und Drudortes verſehen und 24 Stunden vor dem Ericheinen 
der Staatsanwaltichaft übergeben werben muß, welche dann da2 Recht 
der Beichlagnahme hat. Iſt kein Verleger und Verfaſſer genannt, fo 
baftet der Druder. Die „periodiichen Publikationen” find übrigens bier 
(Kap. 8) von den übrigen Druckwerken gefchieven; das Recht zur Her: 
ausgabe eines Journals ift frei, doch muß vorläufige Anzeige geicheben; 
der Gerant ift nach franzöſiſchem Muſter verantwortlich; vor der Aus 
gabe Einreihung eines Pflihteremplars; Verpflichtung zur Aufnahme 
Öffentlicher Mittheilungen. Das Strafrecht ift nun bier wie immer ein 
boppeltes; das peinliche Strafrecht für die durch das Mittel der Preſſe 
begangene Verbrechen ift in dieſes Geſetz ausführlih aufgenommen, 
obgleich es eigentlich ins peinliche Recht gehört; das Polizeiftrafrecht 
der Prefle für Uebertretungen der polizeilichen Vorfchriften befteht in 
Bußen. Das Gericht ift nad engliſch⸗ſchwediſchem Muſter in eine 
Sury über den Thatbeitand und in das Gericht für die Strafbeftummung 
geichieden; nach der Beihlagnahme muß die Anzeige des weiteren Ber 
fahrens binnen 24 Stunden mitgetheilt werben. Das Belondere dabei 
ift, daß den Geſchworenen vor ihrem Berbiet die Erllärung vorgelegt 
wird: „das Geſetz verlangt von den Richtern über die Thatjache nicht 
eine Discuflion oder eine Prüfung der „einzelnen Ausdrücke“ (termini 
isolati) des mehr oder weniger weiten Sinnes, der jedem berjelben 
beigelegt werden könnte, fondern legt ihnen die Verpflichtung auf, fich 
ſelbſt in der Stille und Sammlung zu fragen und in Yufrichtigleit zu 
prüfen, welchen Erfolg (effetto) die Geſammtheit (oder ber Zuſammen⸗ 
bang — il complesso) der beflagten Drudichrift auf: ihren Geilt ge 
macht habe“ ohne an die Anwendung der Strafe zu denken. Hier 
ift aljo das Geſchwornengericht zum Urtheil über den Geift der Preſſe 
berufen, und biefer als felbftändige Thatfache behandelt. Die Strafe 
ſelbſt ift neben der gegen den Geranten eine Suspenfion bes Sour 
nal3, fo lange die peinliche Strafe (pena afflittiva) des erften dauert, 
wenn er nicht einen andern Geranten aufftellt. Man fieht deutlich in 
ber Nußlofigleit ber erfteren Beitimmung die Unficherheit des Brincips; 
jene Frage an die Jury ift im Grunde die letzte Form des Beibehaltens 
bes Repreſſivſyſtems, die auch durch die folgenden Geſetze nicht weſentlich 
gemildert ift. 
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Yorwort. 


Mit dem vorliegenden Bande betritt der Berfafler dasjenige 
Gebiet der Berwaltungslehre, von welchem er fich felbft jagen muß, 
daß es wohl bei der gegenwärtigen Entwidlung der Wiſſenſchaft und 
ber Erfahrungen nicht mehr möglich fein dürfte, dab Ein Menſch 
im Stande ſei, e8 gründlich zu bewältigen. Schon jegt find viele 
Theile dieſes Gebietes zu felbftändigen Fachwiſſenſchaften geworden, 
deren Kenntniß-und Beberrichung ein volles Menjchenleben erfordern. 
Und das Bewußtfein, das ihn bei dem Beginne diefer Arbeit erfaßt 
bat, wird daher naturgemäß jeben erfaflen, ver in gleicher Weile 
Aehnliches unternimmt — das Bewußtfein, daß feine Kraft nicht 
mehr ausreicht, einer ſolchen Aufgabe zu genügen. 

Damit aber tritt und die Frage entgegen, ob es denn fiber: 
haupt noch eine wirtbichaftliche Verwaltungslehre ald Ganzes. geben 
könne, wenn niemand die Kraft bat, fie im Einzelnen zu bewäl- 
tigen? Und wenn es eine foldde geben muß und ewig geben wird, 
was ift dann ihre Aufgabe im Ganzen, da fie diefelbe im Einzelnen 
zu löſen nit mehr im Stande ift? 

Wir. glauben, die Antwort liegt nicht ferne. 

So tief verſchieden und fo unendlich reih auch alle einzelnen 
Gebiete der wirtbichaftlichen Verwaltung fein mögen, dennoch find 
fie innerlih Eins. Sie ruhen auf berfelben Grundlage, fie werden 
begriffen aus demfelben Princip; fie werden beberricht von denjelben 
Gejegen. Und wenn die Kraft des Einzelnen nicht außreiht, um 
jedes verfelben zu erſchöpfen, fo ift fie allerdings groß genug, fie alle 
in Ihrem höheren Bufammenhange zu begreifen. Und bas til es, 
was der Wifienfchaft der wirthſchaftlichen Verwaltung übrig bleibt. 

In Wahrheit aber ift das weder ein dem Umfange nad) Ge 
ringes, noch ift e8 ein Werthloſes. Denn jo mächtig und hoch⸗ 
bedeutend auch die Mafje des Einzelnen bier wie immer fein mag, 
und fo entjcheidvend auch die Wichtigkeit desjenigen ift, was wir 
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pruftiiches Leben und Bebürfniß nennen mögen, immer bat das 
Allgemeine jeinen Einfluß und feinen Werth für die richtige Erfennt- 
niß auch des Einzelnſten. Es ift überflüflig, Darüber zu reden. 
Aber: jelbft das bloß formale Syftem gehört zu denjenigen Dingen, 
die man in ihrer ganzen Bedeutung erit würdigen lernt, wenn man 
in diejelben tiefer eindringt. Ein Syſtem, das nichts ift als eine 
zweckmäßige Orbnung des Stoffes, ift in Wahrheit fein Syſtem. 
Das wahre Syſtem bedeutet vielmehr das organiſche Verhältniß 
des Einzelnen zum Ganzen; es zeigt, wie der Theil durch das 
Ganze feine Beſtimmung und feine Grenze empfängt; es tft ber 
Träger derjenigen Gewalt, welde aus dem Ganzen bervorgehend 
im Einzelnen lebt; es gibt Fein Verſtändniß und feine vollftändige 
Beherrſchung diejes Einzelnen ohne ein Verſtändniß und ein klares 
Bild feines Zufammenbanges mit dem Ganzen; und das bietet allein 
das Syitem. Ein wahres Syftem ift daher niemals die Grund⸗ 
lage der Behandlung des Stoffes, fondern es ift felbft wieder nur 
das Ergebniß des höheren Weſens deſſelben; darum wird es nie 
fertig, ehe man das ganze Gebiet vollftändig durchgearbeitet bat; 
daber ift man fi über die Sache im Ganzen erft einig, wenn 
man ſich über die ſyſtematiſche Ordnung im Einzelnen Klar ift; und 
wenn man daher nad dem Verhältniß der Wiſſenſchaft ber wirth⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung zu den einzelnen Gebieten fragt, jo Tann 
man jegt antworten, daß die erflere vor allen Dingen das zu geben 
bat, was die letztere nie ohne diejelben empfangen können, das 
Syftem als formalen Ausdrud der organifhen Auffaffung des 
Gejammtlebens aller einzelnen Theile. 

Möge man nun das Streben bes Verfaflers zunächſt von diefem 
Standpunkte aus auffaflen. 

Was nun die Behandlung des vorliegenden erften fpeciellen 
Theiles, der Entwährungslehre, betrifft, fo ift diefelbe allerdings 
etwas anders geworden, als was manche fi) darunter vielleicht 
vorſtellen mögen. 

Ich babe zu dem, was in der Arbeit enthalten ift, nichts im 
Allgemeinen hinzuzufügen, als daß fich diefelbe in der That zu ben 
Elementen der Gefhichte der europäiſchen Agrarver- 
faſſung auf Grundlage der Gejhichte der Geſellſchaft 
bat geftalten müfjen. Der nächte Werth diejer Arbeit beiteht viel- 
leicht zumeilt darin, daß noch niemals jemand verſucht bat, eine 
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ähnliche zu unternehmen. Es war nicht leicht, gerade bier in bie 
englifhen und franzöfiihen Verhältniſſe einzubringen und noch 
ſchwieriger, ans der jcheinbar tiefen Verſchiedenheit derfelben wieder 
einmal zu der Ueberzgengung zu gelangen, dab die europäiichen 
Rechts: und Berwaltungsverhältnifie viel weniger von einander 
abweichen, als man gewöhnlich annimmt. Es zeigte fich hier 
wieder einmal, daß der größte Fehler unferer fonft fo achtungs⸗ 
werthen beutichen Rechtsgeichichte darin befteht, eben nur deutſche 
Rechtsgeſchichte fein zu wollen, und nicht zu begreifen, baß fie jelbft 
nur ein Zweig an dem Baume der großen europäifchen Rechts⸗ 
geichichte iſt und ih als foldhen erkennen muß, will fie fich über- 
haupt aus gelehrtem Detail zu einer wirklichen geiftigen Bedeutung 
erheben. Ich geftebe es offen, daß ich zu hoffen wage, in ber 
vorliegenden Arbeit einen Theil der Grundlagen dieſer Rechts: 
geſchichte Europa’3 gegeben zu haben. Unjere größeren Nachfolger 
werden darüber urtheilen. 

Das Enteignungsrecht im Befonderen bat endlich in der Ent 
währungslehre feine richtige Stellung gefunden, und die Vergleichung 
zeigt und auch bier, daß wir Deutiche darin wie in der Entlaftung 
binter England und Frankreich weſentlich zurückſtehen. Ich will bier 
auf Einzelnes nicht eingehen. Aber das Nefultat fteht wohl feft, 
daß die gewaltige Macht, welche jene beiden Länder über die ganze 
Welt und namentlich über Deutichland ausgeübt haben und ja zum 
Theil noch ausüben, auf der früheren und großartigen Durchführung 
des Princips der flaatsbürgerlihen Gejellichaft in den Rechtsord⸗ 
nungen des Grundbefiges, aljo fpeciell in der Durchführung der 
Entlaftung beruht. Und das ift von fo hober Bedeutung, daß wir 
glauben müſſen, es ſei dieſe Entlaftungs- und Entwährungslehre 
unter allen Gebieten der praktischen Staatswiſſenſchaften dasjenige, 
weldhes am meiften fich eignet, die wahre Vorbildung für die 
Staatstunft der Zukunft zu werden. 

Schließlich muß ich bedauern, die neueſte Arbeit über die 
Enteignung von Dr. &. Meyer (das Recht der Erpropriation 1868) 
nicht haben benügen zu können. Der Verfaſſer zeichnet ſich vor 
allen bisherigen Behandlungen dadurch aus, daß er mit richtigem 
Gefühl die Agrarverhältniſſe Roms an die Spige der Enteignung: . 
lehre ftelt, und fo den Zuſammenhang von Entlaftung und Ent: 
eignung erkennt. Allein feine ftrenge, juriftiiche Beſchränkung auf 
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die Enteignung läßt ihm jpäter diefen Zuſammenhang wieder ver: 
lieren, und während der biftorifche Theil daher tie erften Anflänge 
des Verftänbnifled der Entwährung enthält, ift ber dogmatilche 
eine fleißige und fehr tüchtige Bearbeitung des Enteignungsrechts. 
Ueber feine principielle Loͤſung der Frage mollen wir bier nidt 
rechten. Es gibt eben Feine ſolche Löfung, die nicht zugleich die 
Entlaftung, die Ablöfungen u. f. w. umfaßte, Turz, eö gibt Feine 
Löfung der Enteignungsfrage für fi, fondern nur eine Löſung 
ber Entwährungsfrage. Daß er als guter Deutſcher das römische 
Recht ſehr gründlich, und die lebendige Welt des deutichen Rechts⸗ 
leben3 im 17. und 18. Sahrhundert, namentlid ba8 dominium 
eminens fehr furz und ungrünblich behandelt, liegt wohl mehr in 
unſrer allgemeinen verkehrten Bildung auf den deutichen Univerfi- 
täten, als an ihm felber. Eben fo ift es begeichnend, daß er viel 
genauer die deutſche Literatur als die Gefebgebung Tennt; der $. 7 
ift wohl der ſchwächſte Theil des Buches, während der dogmatifche 
Theil mit großer Gründlichkeit und Umficht ausgearbeitet iſt. Die 
Frage nad) dem, für das Enteignungsverfahren competenten Organe 
it bei ihm leider in der Frage. nach dem zur Beitimmung ber 
Entihädigung geeigneten Behörden einigermaßen untergegangen; 
was er ©. 318 ff. jagt, ift nicht mit voller Klarheit über vie Sache 
gefchrieben. Das franzöfische Recht iſt keineswegs genug gewürdigt; 
daß er das englifche Hecht nicht weiter fannte, als Cor und May, 
die gar nicht davon fpreden, und Gneift und Thiel, denen bie 
Hinweifung auf die Lands Clauses entgangen. ift, ift wohl ſehr zu 
entichuldigen (S. 331). Vom Staatsnothrecht geichieht gar feine 
Erwähnung. Im Ganzen ift jedoch dus Werk als ein höchſt werth⸗ 
voller Beitrag zur Lehre von der Entwährung anzuerfennen. - 

Die gründliche Umarbeitung meiner eriten Auflage der voll- 
ziebenden Gewalt, für deren freundliche Aufnahme ich ſchon bier 
meinen Danf außfprechen darf, wird die Fortjegung der wirthſchaft⸗ 
lihen Verwaltung, zunächft die Behandlung des Wafler:, Yeuer- 
und Berfiherungsweiens, wohl einige Zeit hinausſchieben. 

Wien, Anfang Juni 1868. 


£. Stein. 
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Die wirthſch aftliche Verwaltung. 
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Einleitung. 


Stein, die Berwaltungsliehre. VII. 1 





Einleitung. 


l. Begriff und Inhalt der wirthſchaftlichen Verwaltung oder 
Vollswirthſchaftspflege. | 


Indem wir jebt zum dritten großen Hauptgebiet der inneren Ver: 
waltung übergeben, müflen wir mit einer Aufgabe beginnen, die zwar 
keineswegs zu den angenehmen gehört, aber die dennoch unerläßlich if. 

In keinem Theile der gefammten Staatswiſſenſchaft nämlich gibt 
es eine ſolche faſt unabjehbare Maſſe von Vorarbeiten für die eigent 
lihe Bermwaltungslehre, als in demjenigen, ber fih auf die volks⸗ 
wirtbichaftlihen Berbältniffe bezieht. Diefelben find theils ſelbſtändig 
aufgetreten, theils erfcheinen fie in einzelnen Abhandlungen und Unter 
ſuchungen aller Art, theils find fie mit der gewöhnlichen Volkswirth⸗ 
ſchaftslehre ſo verichmolzen und verflochten, daß fie mit ihr ein falt 
untrennbares Ganze bilden. Allein, jo hart das Urtheil auch Hingen 
mag, fo müfjen wir e3 dennoch ausiprechen, daß hier auf allen Punkten 
eine vollftändige Verwirrung oder doch Unklarheit und Syſtemloſigkeit 
der Begriffe herrfcht, die, wie wir glauben, in gar feinem andern Theile 
der Wiflenfchaften überhaupt ihres Gleichen bat. Es ift nicht bloß 
feine Einigung über Begriff und Wort erzielt, ſondern fie wird auch 
nicht einmal angeftrebt; ja was für die wiſſenſchaftliche Entwidlung 
das Uebelite ift, es wird faum noch empfunden, daß dieſe Verwirrung da 
ift, und die beinahe vollftändige Willkür in der Bebandlungsmeife 
erzeugt, welche unfere Zeit in dieſer Beziehung auszeichnet. Es ift 
dabei unmöglich: geworben, fich irgend etwas Beflimmtes bei den Aus« 
drüden zu denten, melde man bier gebraudt, um alle dieſe Gebiete 
je nach inbivibuellem Ermefien zufammen zu faflen, zu fcheiben, halb 
oder ganz zu verjchmelgen, von einem zum andern überzugehen. Schon 
die Worte, welche man gebraucht, zeigen jene vollftändige Unklarheit, 
die über diefem weiten Felde wie ein dunkler Nebel ſchwebt. Bald 
wirb man in der reinen Nationaldlonomie ganze Ausführungen finden, 
welche bereit3 „Anwendungen“. derfelben find; bald nennt man das, 
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was aus der Vermengung der Nationalöfonomie und der Vollswirth⸗ 
Ichaftöpflege entiteht, angewandte Nationalölonomie, ohne fich zu fra: 
gen, wer fie anwendet, und noch weniger, ob diefe Anwendung nidt 
eine weſentlich andere ift, wenn ber Einzelne und wenn der Staat 
fie madt; bald ſpricht man von Nationalökonomik, mit einem bar: 
barifchen Worte ein unaufgelöstes Verhalten fehr verſchiedener Dinge 
zudeckend; bald fpridt man- von Staatswirthſchaft und Staatswirth: 
Ichaftglehre, Nationalölonomie, Yinanzen und Volkswirthſchaftspflege 
darunter begreifend, ohne ihre Verhältniß zu beftimmen; bald hat man 
daneben eine „Polizeiwiſſenſchaft“ und neben dieſer wieder ein „Ber: 
waltungsredt.” Bald aber bemüht man fi grunbläglic um gar 
feinen ſyſtematiſchen Begriff, und mithin auch um gar feine ſyſtema— 
tiſche Behandlung, läßt fidh bin und wieder mit einer Yormelbefinition 
begnügen, reiht dann Baragraphen an Paragraphen, ohne irgend 
weichen leitenden Gedanken, wirft in das leere Gefäß eines ſolchen 
Paragraphen allerlei Material hinein, was irgendivie damit im Zu: 
ſammenhang ſteht, geichichtliche, philofophifche, ftatiftifche, Titerarifche, 
praftiihe Notizen, and dazu in rüdfichtslofer Vermengung franzöfiice, 
beutfche, englifche Citate, auch „interefjante” ſpaniſche, ruſſiſche, ſchwe⸗ 
diiche Kleinigkeiten, nimmt Nationalökonomie, Technik, Verwaltung, 
Gefeßgebung Hinzu, und dieß wird fo eine „Wiſſenſchaft.“ Es iſt nicht 
möglich, auf diefer Bafis weiter zu arbeiten. 

Denn in der That, nicht um Einzelkritik und nicht um dialektiſche 
Erperimente handelt es fih, wenn wir nicht umhin können, dieſe Art 
und Weiſe auf das Entichiebenfte zu befämpfen. Und auch das ilt 
nicht einmal das Lehte, mad wir darüber zu fagen haben, daß wir 
dadurch unfern eigenjten Werth, den bes organifchen Beherrſchens des 
geiftigen Stoffes, die große Function, welde dem deutſchen Geifte 
verliehen ift, an der Nachahmerei der englifchen und franzöſiſchen Uns 
Harbeit und ihrer intereflanten Darftelungsweife verlieren, ohne doch 
mit Notizengelehrſamkeit ven Glanz und die praftiiche Fülle derſelben 
erfeben zu können. Niemand leiftet das Belte, wenn er nicht feinem 
eigenften Wefen Ausdruck zu fchaffen vermag. Wir Deutjche aber find 
doch das Volk der „Denker,” das iſt des unterfcheidenden, orbnenden, 
organifchen Gedankens. Und deßhalb werben wir nur dann das Höchſte 
leiften, wenn wir auch in der Staatswiflenfchaft das organische Wiſſen 
zur Geltung bringen. Doch das ift nicht das Einzige, nicht einmal 
das MWichtigfte um defientwillen wir bie Feder zu diefen Bemerkungen 
ergreifen. Ä 

Denn feine Wiffenfchaft überhaupt fann zur vollen Entwidlung 
gelangen, wenn fie nicht ihr eigenes Princip fennt, und mit Bewußtſein 
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ihren Stoff als den ihrigen zu beberrichen und zu erleuchten weiß. 
Alle andern Wiflenichaften find ſich über fich felber einig; und das 
ift die Grundlage ihrer Größe. Nur die Wiſſenſchaft des mirthichaft: 
Iihen Lebens ift es nicht, am wenigſten die der Verwaltung beflelben. 
Und dennoch fordert man von ber leßteren, daß fie ihrem Weſen nad 
für mwirtbfchaftliche Zwecke thätig fein fol. Sagt mir nicht bie ein» 
fachfte Logik, daß ich nicht im Stande bin, diefe Aufgabe ber Ber: 
maltung zu veritehen, wenn ich nicht die Nationalöfonomie — das 
Dbjeft — von der Verwaltung — dem Subjelt — ftreng unterfcheibe? 
Haben nicht beide ihr Weſen für jih? Muß ich daher nicht ver: 
nünftiger Weiſe damit beginnen, daß ich zuerft jedes von beiden in 
diefem feinem Weſen für fich betrachte, um wiſſen zu können, wie das 
eine mit dem antern agiren fol? Muß ich diefe Unterfcheidung nicht 
auf jedem Punlte fefthalten und burchführen? Und ift ein genügen: 
bes: Ergebnif denkbar, wenn ich den bequemen Ausbrud ber „Ans 
wendung” an die Stelle des Nachdenkens über: die Natur des An: 
wendenden fee, die doch über Inhalt und Gränze der Anwendung 
entfcheivet? — Doc es führt nicht meiter, mehr über dieſe Dinde 
bier zu reden. Wir unfererfeits hoffen, daß diefe Epoche eine über 
mundene if. Bu der Arbeit des wahrhaft beutichen Geiftes aber, 
dur) den mwir aus ber franzöfiich-englifchen Nachahmerei heraus zu 
einer organifchen Wiflenichaft gelangen, wollen wir bier, wa® an une 
ift, beitragene Und unfere nächte Aufgabe wird es daher fein, ben 
logiſchen und organifchen Begriff der wirthſchaftlichen Verwaltung oder 
Boltöwirtbfchaftspflege aus feiner VBermengung mit ben verwandten 
Begriffen oder Vorftellungen von Volkswirthſchaft, Etaatswirtbfchaft, 
Polizei und andern heraus zu heben und damit die Bafis unferer 


Wiſſenſchaft zu finden. Das nun ift freilich unmöglich, ohne jeden 


jener Begriffe zunächſt für ſich zu beitimmen. 


II. Unterſchied der Vollswirthſchaft, der Staatswirthſchaft und der 
wirthſchaftlichen Verwaltung. 


1) Die Bollswirthfähaft. 


Die große, gewaltige Erfcheinung, welche ver Volkswirthſchafts⸗ 
lehre zum Grunde Tiegt, ift die die ganze Menjchheit umfaflende und 
die ganze Geſchichte erfüllende Thatfache, daß der Menſch die Welt 
der natürlichen Dinge feinen Zwecken unterwirft und dem natürlichen 
Leben eine perfönliche Beftimmung gibt. Wir nennen den Proceß, 
durd den dieß gefchieht, die Volkswirthſchaft, nad ihrem letzten 
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Theile, und die Wiſſenſchaft der Begriffe und Geſetze, auf welchen er 
beruht, die Volkswirthſchaftslehre. 

Die Volkswirthſchaftslehre hat drei Hauptgebiete: die Güterlehre, 
Wirthſchaftslehre und die Bolfswirtbfchaftslehre. 

a) Die Güterlehre beruht ihrem höheren, ethiſchen Standpunlie 
nad darauf, daß die Erfüllung des Lebens der Perfönlichkeit nicht 
bloß in dem phyſiſchen Dafein der Perſon und nicht bloß. in der geiftigen 
Melt liegt, fondern daß fich diefelbe auch das rein natürliche Dafein 
unterwirft und ihren Zwecken bienftbar macht. In der Güterlehre 
feben wir daher eine zmweite Welt, eine zweite Drbnung der Dinge, 
fich über die rein natürliche ausbreiten. Es ift der Menfch, der dem 
natürliden Dafein den Stempel feines Daſeins aufdrückt. Er reißt 
mit feiner Arbeit die Dinge aus dem Kreife ihrer natürlichen Erxiftenz 
heraus; er ändert und geftaltet fie; er trennt das natürlich Verbundene 
und verbindet das Getrennte; er gibt ihnen einen neuen Zweck, ber nicht 
in ihrem natürlichen Dafein liegt, und indem er fie jo in dem Leben ber 
Natur erfaßt und iu das der Berfönlichkeit aufnimmt, macht er aus bem 
natürlichen Dafein ein Gut. Der gewaltige, die ganze Welt umfaflende 
_ Broceß, mit welchem alle die Milionen Menfchen auf diefe Weile bie 
natürliche Welt dem menfchlichen Willen unteriverfen und fie zu einem 
Theile und Inhalt der menichlichen Beftimmung erheben, indem fie aus 
den Dingen und Weſen Güter erzeugen, "nennen wir das Güterleben. 
Das Güterleben bat feine Grundbegriffe, feinen Organismus, feine 
Gelege zunächſt für fi. Diefe darzuftellen ift die Aufgabe des erften 
Theiles der Wiſſenſchaft ver Nationalöfonomie, des Güterlebenz. 

Diefe nun kann allerbings in verichiebener Weiſe aufgefaßt werben. 
Allein wie immer man fich diefelbe denken mag, ftet3 wird dieß Güter: 
leben eine der großen Bebingungen ber perſönlichen Entwidlung, das 
Gut eine, dur das Weſen der Perlönlichleit felbft geforverte und 
unmittelbar erzeugte Erfüllung der letzteren fein. Es ift daſſelbe mit 
allen feinen Momenten ein organifches Element des perfönlichen Lebens; 
bie in ihm gegebene Herrichaft über das natürliche Dafein ift zugleich 
eine Borausfegung und ein Maß für die Verwirklichung der Idee 
der Perfönlichkeit. Es ift fein Zmeifel, daß in diefem Leben der Güter 
auf diefe Weife zugleich ein fehr praftifches und ein hohes ethifches 
Moment liegt. Das Berftänpniß des leßteren ift es, welches das erftere 
über die Linie einer mechanifchen Drbnung und äußeren Zweckmäßigkeit 
erhebt. Die innere und formelle Verbindung beiber ift e8, welche vie 
Grundbegriffe und Gejete, die dieß Leben der Güter bilden und be 
bereichen, zur Wiſſenſchaft der Güter, zur Rationalöflonomie im 
höheren Sinne des Wortes madıt. 
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Auf diefe Weife enthält das, was wir die Lehre vom Giüterleben 
an fi nennen, die großen und allgemeinen Grundbegriffe für Gut, 
Werth und Gütereniwidlung, melde auf dem allgemeinen Weſen der 
Berjönlichleit und des natürlichen Dafeins beruhen und baher für alle 
Einzelnen, für alle Beiten und Böller eine gleichmäßige, unerjchütters 
lihe Gültigkeit haben. Die Darftellung des Güterlebens an fih gibt 
baber das, was mir ald bie ewigen, unabänderlichen organiſchen 
Geſetze der Rationalölonomie zu bezeichnen haben. Es ift fein Zweifel, 
dab die Vertvaltungslehre diefe Geſetze vorauszuſetzen, und fie, da 
feine ftantlihe Macht oder Einrichtung fir zu verändern vermag, ein 
fach als maßgebend anzuerfennen bat. 

Bezeichnet man dieſe allgemeinen Gefege und Erjcheinungen bes 
Güterlebend nun als den erften Theil der Güterlehre, fo entftehen 
der zweite und dritte Theil derſelben dadurch, daß nicht etwa das 
Büterleben, ſondern das Weſen ver Perfönlichleit, die ſich in ihm be 
wegt, ein anderes wird. 

Die Perſönlichkẽit ift nämlih in der Wirklichkeit zunächſt eine 
einzelne PBerfon, und an fie und das Weſen der Individualität 
Inüpft fich der zweite Theil, die Wirthſchaftslehre. 

b) Die Wirthſchaftslehre. — Jede einzelne Perfönlichkeit, 
ihrem Weſen nach frei und felbftbeftimmt, weiß nämlich ſich ſelbſt ihr 
eigenes Güterleben zu bilden. - Sie erzeugt fi mit ihrem Kapital und 
ihres Arbeit, mit ihrer Conſumtion und Reprobultion,, ihre eigene, 
ihr perfönlich angehörige Güterorbnung. Diejelbe gewinnt dadurch 
ihre individuelle Geftalt und ihr individuelles Leben. Dieſe indi- 
viduelle Geftalt des Güterlebens ift es, welche wir die Wirth 
Schaft nennen. Die Wirthſchaft ift das Güterleben als individuelle 
Berfönlichkeit; fie ift der wirthichaftlihe Körper der Perſon. Wo aber 
mehrere ſolche Perfönlichleiten ald Einheit zufammentreten und ein 
gemeinfchaftliches Güterleben erzeugen, Iprechen wir von einer Unter⸗ 
nehmung. Es ift fein Zweifel, daß Wirthichaft und Unternehmung 
bie beiden Formen find, in ‚denen fi) das Güterleben verwirklicht. 
Wie der einzelne Menſch vie Wirklichleit des Begriffs des Menjchen 
tft, jo find Wirthſchaft und Unternehmen die Wirklichkeit des Begriffe 
des Güterlebens. 

e) Die Volkswirthſchaft. — Diele Wirtbichaften und Inter 
nehmungen erfcheinen nun twieber äußerlich zufammengefaßt durch Land 
und Voll. Land und Volk find die beiden Formen, in denen für die 
ihnen angehörigen Wirthichaften und Unternehmungen gleichartige 
Bedingungen- geboten werben: im Lande die natürlichen, im Volle die 
geiftigen.. Diefelben meifen daber die einzelnen Wirtbichaften und 
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Unternehmungen auf einander an; fie geben denſelben durch vie in 
ihnen liegenven objektiven, unabmweisbaren Momente eine gewifle Ge 
meinihaft in Auffaffung und Thätigleit, in Stoff und Arbeit, in 
Produktion und Confumtion, in Kapitalbildung, Credit und äußerer 
wirthfchaftliher Sitte; und diefe Gemeinschaft, auf den Thatſachen 
des Landes und Volles bafırt, erzeugt das, was wir die Volks⸗ 
wirthſchaft nennen. 

Dieß nun find pie elementaren Begriffe der Nationalökonomie. 
Die Wiflenichaft des Güterlebend bat fie auszuführen. Um von ihr 
weiter zu gelangen, müffen wir eben ben Begriff der Perfönlichkeit 
als die Grundlage der Geftaltung des Güterlebens weiter entwickeln. 


2) Die Staatswirthſchaft. 


Diejenige Geftalt der Perfönlichleit nun, welche eine neue Geftalt 
des Güterlebens neben und über Wirthihaft und Volkswirthſchaft 
erzeugt, ift der Staat. » E8 liegt uns fern, bier auf den Begriff des 
Staats an ſich zurückzukommen; allein fo viel Vorftelungen ſich auch 
über das Wefen des Staats kreuzen und fcheiven, darüber find alle 
einig, daß er fein felbftändiges wirthſchaftliches Leben, das nach feiner 
Natur, und bei jedem wirklichen Staate nad feiner Individualität 
geartet ift, nicht bloß theoretiich haben muß, fondern auch praftifch 
bat. Und diefe individuelle Wirthfchaft des perfünlichen Staats nennen 
wir bie Staatswirthſchaft. 

„ Begriff und Inhalt der Staatswirthſchaft entftehen daher durch 
die Anwendung des Begriffs der Wirthſchaft auf den Staat; und dieß 
ift zugleich ver Punkt, der die Staatswirtbichaft von der Volkswirth⸗ 
fchaftöpflege definitiv fcheivet. Das Weſen jeber Wirthſchaft nämlich 
beruht darauf, daß in ihr die einzelne, wirthſchaftende Perfönlichkeit 
ihr eigener perfünlicher Zweck ift, und alle Elemente und Geſetze des 
Büterleben? nur gebraucht, um das eigene Sinterefle zu fördern. Die 
Gränge ihrer Thätigfeit ift hier veßhalb nur da gegeben, wo das mas 
fie nimmt, zuletzt ihrem. eigenen Intereſſe nachtheilig, aber das mas 
fie thut, ihrem eigenen Intereſſe vortbeilhaft werben fann. Jede 
Wirtbichaft, und fo naturgemäß auch die Staatswirthſchaft, hat zuletzt 
nur fich felbft im Auge. Die Wirthichaft kennt an ſich fein Opfer, 
feine Hingabe, feine Sorge für Andere als für fih, fie nimmt jedes 
andere mwirtbfchaftliche Leben nur jo weit in ſich auf, als es Nachtheil 
oder Vortheil bringt; ohne dieſes Wefen der Wirtbichaft ift fie felbft 
gar nicht denkbar. Iſt dem fo, fo ift dem auch fo für den Staat und 
feine Wirthſchaft; fie ift nur für den Staat als Individuum vor 
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handen; es ift ein vollitänviger Widerfpruch, in den Begriff der Staats⸗ 
wirtbfehaft die Förderung der Einzelwirthſchaft außerhalb ihrer 
wirtbfchaftlichen Berpflihtung aufzunehmen, fo fehr wie es ein Wider 
ſpruch wäre, die Hülfe an andere als einen “Theil einer Einzelwirth⸗ 
ſchaft zu ſetzen. Die Grundbegriffe der Staatswirthichaft liegen daher 
\n dem Weſen des wirtbichaftlichen Güterlebend des Staats, die Ges 
feße derjelben in dem Weſen des perjönlichen Staatsintereſſes; die 
allgemeine Entwidlung bat mit berfelben nur jo weit zu thun, als 
das Staatsinterefie durch das Volksintereſſe bedingt erfcheint; und die 
Geſammiheit jener Begriffe und Geſetze bilden bie Staatswirtb 
ſchaftslehre. 

Auf dieſer Grundlage iſt nun auch der Indalt derſelben leicht 
verſtändlich. Die Staatseinnahmen (oder die Finanzen im engern 
Sinne) erſcheinen als die Produktion, die Staatsausgaben als die 
Conſumtion in der Staatswirthſchaft, und die Reproduktion iſt dass 
jenige ftaatswirthfchaftliche Gefeg, nach welchem die Ausgaben fo ein: 
gerichtet werben müflen, daß fie, im ganz Speciellen Intereſſe ber 
Staatöwirtbichaft, ſelbſt wieder die Staatseinnahmen beförbern und 
vermehren. Die Lehre von den Einnahmen heißt nun die Finanz⸗ 
wifienfchaft; bei den Ausgaben dagegen bietet die Staatswirthſchaft 
nur noch die Mittel dar, welche die Berwaltung anwendet, um Das 
wirtbfchaftliche Wohl zu befördern. Hier nun jcheinen, für die Staats⸗ 
ausgaben, Staatöwirthihaft und Volkswirthſchaftspflege zufammen zu 
fallen, und das ift ver Grund, weßhalb beveuiegte Männer, wie Lotz 
und Kraus, fie wirklich verſchmolzen haben. Allein es ift klar, daß 
formell die wirtbichaftlihen Aufgaben des Staats nicht bloß da egiltiren, 
wo es fih um Ausgaben handelt. jondern daß ed Aufgaben, und entr 
fcheipenve, gibt, Die e8 mit Ausgaben gar nicht zu thun haben; im 
Gegentheil find die Ausgaben nur die materielle Bedingung für einen 
Theil jener Aufgaben; wir erinnern nur an bie Enteignungsrechte, an 
die Grundlage für Straßen: und Bahnnetze, an das Maß und Ger 
wichtöwelen, an hundert andere Dinge, die überhaupt nicht eriftiren 
würden, wenn ed nur eine Staatswirthichaft gäbe, da bei ihnen 
feine Ausgaben vorfommen. Dem Wejen nah aber ift das Princip 


‚der Ausgaben des Staats fein eigenes Intereſſe, und wenn Staats⸗ 


wirthichaft und Verwaltung gleich wären, jo würde ver leitende Ge: 
danke für die erftere immer nur die Vermehrung der Einnahmen und 
nie dag Wohl der Bürger fein, das auch bei verringerten Einnahmen 
fteigen Tann. Man muß daher jagen, daß ber Begriff der Staats⸗ 
wirthfchaftslehre in dem Theile, der die Ausgaben betrifft, die Lehre 
nicht von dem Prineip, fondern von dem materiellen Maßſtabe 
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für die Bollswirthichaftöpflege abgibt. Ohne Staatswirthſchaft gibt es 
für das Staatsleben zwar Geſetze, aber feine auf ‚materielle Mittel 
gebaute Ausführung berfelben. Das ift die Stellung der Staat# 


wirthſchaft. 


8) Die wirthſchaftliche Berwaltung oder Volkswirthſchaftspflege 


Die Vollswirthſchaftspflege -ift demnach weder die Volkswirthſchaft, 
noch die Staatswirthſchaft, ſondern ſie iſt die Anwendung des großen 
Princips der Verwaltung auf das wirthſchaftliche Leben überhaupt. 
Ihr Begriff, ihre Gränze und das Weſen ihres Syſtems werden daher 
jetzt leicht klar ſein. 

1) Ihrem Begriffe nach beruht die wirthſchaftliche Verwaltung 
weder auf den Geſetzen der Nationaldlonomie, noch auf den Forde⸗ 
rungen der Staatöwirthichaft, fondern auf der in der Natur der be 
ſchränkten Eingelfraft liegenden Thatfache, daß ber Einzelne niele 
Bedingungen feiner individuellen wirtbfchaftlihen Entwidlung nid 
berftellen Tann, ohne welche nad den in ver Bolfswirtbichaftslehre 
gegebenen Geſetzen der mwirtbichaftliche Foriſchritt unmöglich ift. Ihrem 
Princip nach berubt fie auf dem allgemeinen Gefeh, daß die höchſte 
Entwidlung des Ganzen ftet3 durch bie höchſte Entwidlung des Ein 
zelnen auch im mwirtbichaftlichen Leben gegeben ift, und daß ſomit die 
Vollendung der dee ber Perfönlichkeit auch in der wirthſchaftlichen 
Welt in der Vollendung des Einzelnen beſteht. Ihrem Inhalt 
nad) ift fie demnad die Geſammtheit der Thätigleit des Staats, ver 
möge deren berjelbe dem Einzelner die für ihn unerreichbaren Bebin 
gungen feiner individuellen wirtbjchaftlichen Entwicklung durch die 
Kraft und die Mittel der Gemeinſchaft gibt. 

Während daher die Verwaltung der Vollswirthſchaft ihre Geſetze 
aus der Güterlehre und ihre Mittel aus der Staatswirthſchaft nimmt, 
nimmt fie ihr Princip aus dem Weſen des Staats. Und an dieß 
Princip knüpft fih nun bie zweite Frage nad der Gränze der Volks 
wirtbichaftöpflege. 

2) Diefe Gränze für die Thätigfeit der Vollswirthſchaftspflege 
entjteht ihrerfeits, indem der Einzelne, deſſen Entwidlung das Ziel der: 
felben ift, auch im Staate eine felbftändige Perſönlichkeit bleibt. Diele 
feine Selbitänbigfeit fordert nämlich, daß der Stant ihm nicht etwas 
arbeitölos gebe, jonvern dag in allem, was die Verwaltung für das 
wirtbfchaftliche Leben des Einzelnen thut, der Einzelne den Gebrauch 
und Werth diefer Leiftungen erſt durch feine eigene inbiwiduelle Arbeit 
fi gewinnen müfle Die Bollswirtbichaftspflege ſoll daher nie Güter 
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geben, ſondern nur die Bedingungen des Erwerbs derſelben. Sie ſoll 
fie nie vertheilen, ſondern die Vertheilung der freien Arbeit unter 
ordnen. Sie foll den Erwerb nie begränzen, fondern nur befchügen. 
Sie foll’ftet8 da beginnen, wo die Kraft des Einzelnen 
ihrer Natur nad aufhält, und ftets da aufbalten, wo die 
Einzelfraft beginnt. In diefer ihrer Begränzung liegt einerſeits 
bie äußere freiheit des mwirthichaftlichen Lebens, andererfeit3 die innere 
Tüchtigkeit. Jede Verwaltung, die diefe Gränze überfchreitet, wird zu 
einem Widerfpruche mit fich felbft und zu einem Unheil für die Volld- 
wirtbichaft. 

Aus der Verbindung jenes Princips für das Weſen der Volls⸗ 
wirtbichaftspflege mit dieſem Grundſatz für ihre Gränge ergibt fich 
nun die Grundlage defien, was wir das Eyftem vderfelben nennen 
müflen. 

3). Das Syſtem der Volkswirthſchaftspflege liegt nämlich dem⸗ 
gemäß weder in dem Begriff der Volkswirthſchaft, noch in dem ber 
Staatswirthſchaft, ſondern 'entiteht vielmehr an denjenigen Verhält⸗ 
niffen, welche ihrerjeits die Bedingungen für die Einzelwirtbichaft ent- 
balten. Wir werben es unten genauer darftellen. Die Verwaltung 
bildet fih auch hier in diefem Theile wie im Ganzen nicht durch die 
Entwicklung ihres an ſich einfachen Grundgedankens, fondern durch die 
Anwendung deflelben auf das wirthſchaftliche Leben des Volles aus. 
Und daheryift es denn auch natürlich, daß fie nicht bloß eine Geſchichte, 
fondern vielmehr in den verfchiedenen Epochen eine höchſt verſchiedene 
Geſchichte gehabt hat, und daß in der Volkswirthſchaftspflege bie ex⸗ 


. tremften Grundſätze zum geltenden Recht geworden find. Dieß nun 


werden wir fogleich darftellen. Hier darf nur noch das Eine bemerkt 
merden, was wiederum Volkswirthſchaft und Staatswirthichaft von 
jener auf das Klarfte fcheivet. Da nämlich jene Bedingungen nicht im 
Begriff von Gut ober Staat, fondern in den gegebenen Lebenöverhält- 
niffen der natürlihen oder perfönlichen Kräfte und Zuftände liegen, jo 
fann man auch zu Feiner volljtändigen Volfewirthichaftspflege gelangen, 
fo lange man fie mit der Volks- oder Staatswirthſchafts— 
lehre verfhmilzt. Alle fogenannten angewandten Nationaldfono: 
mieen, alle Staatöwirthichaftölehren und felbft die Polizeiwiſſenſchaft 
find daher nicht bloß zufällig und vorübergehend, fontern peincipiell 
unvolljtändig, abgefehen von der Syſtemloſigkeit, der fie eben jo 
nothwendig unterliegen, da es ja doch abfolut unmöglich iſt, aus ben 
Begriffen von Gut und Werth 3. B. auf die befte Einrichtung der 
Poft oder des Bauweſens eher zu gelangen, als von dem Begriffe 
der Stantsausgaben zum Inhalt des geltenden Rechts über geiftige® 
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Eigentum ober Erpropriation. Und diefes wird im meitern Berlaufe 
der. Darftellung fich genauer ergeben. 

Dieß nun find die Elemente des Begriffs der Volkswirthſchafts⸗ 
pflege. Wie e8 nun möglich geworben ıft, zu der gegenwärtig geltenven 
Unklarheit und Verwirrung zu kommen, das zeigt fich allerdings in 
fehr einfacher Weile, wenn man die ftaatäwiffenfchaftlihe Natur oder 
den Charalter der englifhen und franzöfiichen Literatur einerjett3 und 
den Gang ber Geichichte andererſeits ins Auge faßt. 


111. Elemente der Geſchichte der wirthichaftlihen Verwaltungslehre. 


1) Die Scheidung von Volkswirthſchaft und Volks— 
wirthſchaftspflege. 


Wir glauben nun, daß nichts den tiefen Unterſchied von Volks— 
wirthſchaft, Staatswirthſchaft und Volkswirthſchaftspflege, und die 
Nothwendigkeit einer durchaus felbftändigen Behandlung ber leßtern fo 
beftimmt erfcheinen läßt, als die Darſtellung der Elemente der Gejchichte 
ber mirtbichaftlihen Verwaltung. Wollte man diefe Geſchichte im 
Einzelnen gründlich verfolgen, jo müßte man bei der thatjächlichen Ber: 
fhmelzung jener drei Gebiete bie Gefchichte der gefammien Staat% 
wiſſenſchaft fchreiben. Dieb liegt außerhalb der Aufgabe der Verwal⸗ 
tungslehre. Allerdings ift die leßtere nun dadurch in der Lage, etwas 
behandeln zu müffen, was fie eigentlich ala ihre Borausfegung anzunehmen 
verpflichtet ift. Sie Tann daher der mißlichen Alternative nicht entgehen, 
entiweder zu biel oder zu wenig vollftändig zu werben, felbft für ihre 
eigenen Zwecke. Allein noch Tann fie ihrerſeits diefen Widerſpruch nicht 
vermeiden. Sie muß ihn mildern, indem fie die leitenden Gebanten 
angibt, nach denen jeder bei jedem Werke ſich die eigene Beurtheilung 
über das Verhältniß deflelben zur obigen Frage felbjt formuliren Tönne. 
Diefe leitenden Gedanken, deren tiefere Begründung einer andern Ar: 
beit übertviefen werden muß, find folgende. 

I. Das was man wohl aud die „reine” Nationalölonomie etwa 
im Gegenfab zur angewandten, nennt, von ber gründlich verkehrten 
BVorftellung ausgehend, als ob es irgend einen Theil ber National 
öfonomie gäbe, der nicht bei jedem mirtbichaftlichen Leben zur Ers 
icheinung gelangte, oder das, mas mir eben bie Güter: und Bolls 
wirtbichaftslehre in ihrer Selbitändigfeit nennen, ift ein Theil der 
Erkenntniß des Lebens der Verfönlichkeit jelbft, das in dem Weſen 
berfelben, alfo unabhängig von Staat und Verwaltung als ein ewig 
lebendiges Gebiet vefjelben gegeben ift. Um daſſelbe in dieſer Selbit: 
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ftändigfeit zu erkennen, muß man von dem Weſen ver Perfönlichkeit, 
und innerhalb deſſelben von Begriff und Inhalt ver That auögehen; 
denn das Gut ift das perfönliche Ergebniß der wirthichaftlichen Arbeit, 
wie der Begriff das der geijtigen; jenes tjt bie mwirtbichaftlich lebendige, 
dieſes die geiftige felbftänvig gewordene That der Menfchen. Die ganze 
geiftige Welt aber hat niemals? nach Begriff und Wefen ver That gefudht. 
Daher hat von jeher für die „reine” Nationalölonomie die wahre Bafız 
gefehlt; fie bat in Ermanglung derſelben niemals felbftändig werben 
fönnen, und es gilt daher, daß nie und nirgends die Nationalölonomie 
aus fich ſelbſt heraus entitanden ift. Die wahre Gejchichte der National- 
öfonomie wird erft dann gefunden werben, wenn man babon ausgeht, 
daß das, was mir die Nationalöfonomie in all ihren Formen, und felbft 
bei den Deutfchen nennen, erjt da erfcheint, wo die wirthſchaftlichen 
Rebensverbältnifje der Völker zum Gegenjtande der Ber: 
‚waltungihrer Staaten werden. Und felbft nachdem fie in dieſer 
Weiſe auftritt, wird fie Jahrhunderte hindurch nirgends Gegenftand einer 
felbftändigen Unterfuchung und Darftellung, fondern fie wird nur unter: 
fucht und herbeigegogen, fo weit fie als Beweis oder Ziel für die 
volkswirthſchaftliche Thätigkeit des Staats nothwendig er- 
ſcheint. Alles, was darüber hinausgeht, bleibt gänzlich unerörtert; alles 
was von der Nationalökonomie in Frage kommt, wird unbewußt nur 
von dem Geſichtspunkte betrachtet, von welchem aus es als Gegenſtand 
oder Motiv für die Geſetzgebung zu gelten vermag. Daher verſchmilzt das, 
was unſere Zeit die Nationalökonomie nennt, Jahrhunderte lang fo eng 
mit den praktiſchen Gebieten der Staatswiſſenſchaften, daß weder der 
Name noch die Thatſache derſelben ſelbſtändig erſcheinen, und bekannt⸗ 
lich haben noch jetzt weder die Franzoſen noch die Engländer weder 
ein Wort noch einen Begriff für die Nationalökonomie, Noch jetzt iſt fie 
ihnen nicht ein felbitändiger Theil der Staatöwiflenfchaft, fondern bie 
Geſammtheit der im öffentlichen Leben und in der Staatsverwaltung 
zur Geltung kommenden wirtbichaftlichen Gelege und Begriffe; fie Zönnen 
weber das Wort „Gut,” noch das Wort „Vollswirthichaft“ vecht über 
jeßen; der Standpunkt ihrer Auffaffung ift die Economie politique, 
political Economy; ſo lange das deutſche Volt fih über die Sphäre 
der Schülerftelung bei diefen Völkern nicht erheben kann, wird es auch 
bei uns nicht beſſer werden. 

II. Aus dieſem Grunde aber hat ſich zunächſt ergeben, daß man 
auch den Umfang der Verwaltungslehre gründlich falſch verſtanden, 
und ihn mit dem der Anwendung wirthſchaftlicher Begriffe und 
Geſetze identificirt hat. Dadurch iſt eine Geſtaltloſigkeit in die ganze 
Auffaſſung hinein gerathen, die für eine wiſſenſchaftliche Behandlung 
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gerabezu unglaublich if. Bald werben ganze Gebiete weggelafien, bald 
willkürlich einzelne Momente hervorgehoben, bald notizenweiſe andere 
erledigt, bald, und das ift noch das Günftigfte, die, Volkswirthſchafts⸗ 
pflege” als alleiniger Repräfentant‘ der ganzen Verwaltung bingeftellt, 
bald auch wieder in bie Polizeiwiflenfchaft der Verſuch einer Syſtemi⸗ 
firung gemacht. Das Schlimmfte it, daß über das wahre Verhältniß 
gar kein Bewußtſein vorhanden ift, und Feines angeftrebt wird, 
was freilich nur auf Bafis abſtrakter wiſſenſchaftlicher Grundbegriffe 
begonnen und erreicht werden Tann. Wir müflen noch einmal wieder: 
holen, daß ohne gründliche Aenverung dieſes Verhältnifies an einen 
wahren Fortſchritt nicht zu denken if. Um thn aber zu maden, muß 
man wohl den Punkt bezeichnen, von dem er auszugehen bat, und ber 
daber auch diefer Seite der Gefchichte der menschlichen Wiſſenſchaft zu 
Grunde liegt. 

II. Offenbar fann nun die Selbftändigleit der Volkswirthſchafts⸗ 
lehre und der Vollswirtbichaftspflege nur dann geivonnen werben, wenn 
man dasjenige Element an bie Spike der letztern ftellt, da3 weſentlich 
von dem ganzen Gebiete der erftern verichieven, und eben dadurch ein 
ganz neues Gebiet zu erichaffen beitimmt und fähig iſt. Dieß Element 
ift der perſönliche Staat, als ein ſelbſtändiger Wille und ein felb: 
ftändiger, thätiger Organismus. So ivie diefer Begriff in irgend einer, 
beinahe gleichgültig welcher, Yormulirung feitfteht, fo ergibt fich, daß 
diefer Staat die Volkswirthſchaft weder erzeugt, noch daß er fie, ober 
baf fie ihn ausfüllt, fondern daß vielmehr die großen, unabhängig 
vom Staate gegebenen Thatfachen und Geſetze ver Bollswirtbichaft zum 
Gegenftande des Staatswillens werben, weil fie die elementaren Grund 
verhältnifie für feine Intereſſen darbieten. Erft bier zeigt es ſich 
dann, daß die höchfte Selbftherrlichleit des Staats nicht jo weit gebt, 
um an den von ihm gänzlich unabhängigen Geſetzen ber Volkswirthſchaft 
auch nur das Geringfte ändern zu können; daß fie daher ein, vom 
Staatswillen ganz unabhängiges Gebiet bilden, und daher Gegenftand 
einer ſelbſtändigen Wiflenfchaft fein Tönnen und fein müffen. Das 
‚ Entftehen der Volkswirthſchaftslehre ift daher mit dem Punkte gegeben, 
wo der Begriff des Staats fih von dem der Güter fcheidet, und 
jeder in feiner Belondezheit aufgefaßt wird. Unb daher jcheint es 
. yweifellos, daß die wahre Grundlage ſowohl der Geichichte der National 
dtonomie, als die der Vertwaltungslehre feine andere ift, ald der Proceß 
ber Unterfheibung und Trennung der Güterlebre und des 
Staatsöbegriffes. Während die wahre Volkswirthſchaftspflege erft 
da beginnt, wo es fi) darum handelt, das Verhäliniß der an und für 
fich beitehbendenden Gefete der Volkswirthſchaft auf Die Zwecke 
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des Staats anzumenden, enthält dagegen die wirtbichaftliche 
Verwaltung diejenigen Aufgaben des Staats, melde durh das Weſen 
deffelben für das wirthſchaftliche Leben gegeben find. Daraus 
ergeben fich die entſcheidenden Elemente für vie Geftalt und Gefchichte 
der letztern. 

IV. Es folgt nämlich zuerſt, daß ein Volt und eine Literatur, 
die feinen Begriff vom Staate haben, auch niemals zu einer Lehre von 
der Verwaltung überhaupt, oder im befondern zur Volkswirthſchafts⸗ 
pflege gelangen können. Es wird vielmehr ein ganz anderer Proceß, 
und damit auch eine ganz andere Geftalt jener Wiflenichaften eintreten. 
Da nämlid der Staat die Verwaltung überhaupt, unb mithin auch 
die vollswirthichaftliche Verwaltung im befondern feiner Natur nad) 
pflegen muß, To wird er ftet3 ein beftimmtes Recht der Vollswirth- 
fchaftspflege, eine pofitive vollswirthſchaftliche Geſetzgebung und Ver 
waltung erzeugen, ſeinerſeits ganz gleichgültig dagegen, ob bie Wiſſen⸗ 
Schaft Vollewirtbichaftslehre und «Pflege zu unterfcheiven verſteht. So 
wie das geſchehen ift, wird fi) nun allerdings die Wifjenfchaft dieſes 
pofitinen Rechts bemächtigen, und es wird biefelbe im Anfchluß an die 
Beitimmungen beflelben eine Gejeges: und Rechtskunde der wirth- 
Ihaftliden Verwaltung bes Staatd werben. Dieß ift mieder 
theils ſyſtematiſch der Fall, mie in Frankreich ala droit administratif, 
oder in Deutichland als die fog. „Verwaltungsredhte” ober „ Geſetzkunden“; 
theils aber auch ſtückweiſe für einzelne Geſetze, was ſich in allen Län: 
dern wiederholt. Bon einem allgemeinen, aus dem Weſen bes. Staats 
fließenden, den ganzen Stoff beherrfchenden und erleuchtenden Princip 
ift dabei natürlich feine Rebe; eine Wiſſenſchaft Tann man das wohl 
faum nennen. Daneben aber wird die Vermengung der volkswirth⸗ 
fchaftlihen und verwaltungsrechtlichen Begriffe und Geſetze einfach in 
hundert verſchiedenen Formen fortvauern, mande im Einzelnen nüßliche 
Anregung erzeugen, aber unvermeiblich anftatt einer ihrer felbft gewiſſen 
Wiſſenſchaft, wie die Logik, oder Rechtswifienichaft, oder Heilkunde 
u. f. w. eine unabjehbare Verwirrung bervorbringen. Denn dieſe Be 
handlungsweiſe wird und muß eine gänzlich ſyſtemloſe fein, da ihre 
beiden verſchmolzenen Elemente, Volkswirthſchaft und Verwaltung eben 
zwei wejentlich verichievene Sufteme enthalten. Es wird daher bei 
viel Trefflichem im Einzelnen und Ganzen weder eine VBollswirtbichaft, 
noch eine Verwaltung erſcheinen. Und das ift in der That ber gegen: 
wärtige Buftand. 

Daran Inüpft fih dann eine weitere Folge, welche man in jenem 
chaotiſchen Zuftande bequemer Behandlung gar nicht zu erlennen vermag. 

V. Da nämlid, wie gefagt, trotzdem der Staat feine wirthſchaft⸗ 
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liche Verwaltung nicht liegen Täßt, fondern zum Theil, mit großer 
Energie fortfeht, jo ergibt fidh Leicht, daß die Volkswirthſchaftslehre, die 
felbft ohne Eyftem tft, fich unbewußt dem an Macht und Bebeutung 
meit überwiegenden Gange der Verwaltung anſchließt; fie wird ihre 
Hauptaufgabe darin fuchen, eben dieſes Syſtem und dieſe Maßregeln 
der Verwaltung zu erklären, zu fördern, auch zu befämpfen; fie wird _ 
aus einer Wiffenfchaft zu einem großen Sommentar der wirklichen Ber 
mwaltung; fie findet fich felbft nur in demjenigen, mas fie für ober 
gegen jene Richtung der Verwaltung zu fagen weiß, und Ichließt damit, 
das verwaltungsrehtliche Princip für das nationalölone 
mifche zu halten, und eine beftimmte Grundauffafiung für die Th& 
tigteit der Verwaltung in mwirtbfhaftliden Dingen für 
eine Schule der Volkswirthſchaftslehre anzuſehen. Damit 
ift denn der Boben feiter Beftimmungen verloren; jet erſcheinen bie 
Beoriffe der „reinen” Nationalöfonomie nur noch in dem Lichte, in 
welchem jene — ihres eigenen Weſens unbewußte — Berwaltung?: 
lehre fie fordert oder braudt; fie werden nur fo weit berbeigezogen, 
als man fie braucht; fie werben nur in fo weit entwidelt, als fie auf 
jene volkswirthſchaftlichen Maßregeln Bezug haben; und ba es feine 
folche gibt, die nicht mit großen und allgemein wirtbichaftlichen Intereſſen 
in Berührung ftünven, fo fann es geicheben, daß jetzt in der Volks 
wirtbichaft ftatt eines miflenfchaftlichen Syſtems vielmehr Parteien 
und Barteiintereffen entfteben, jede mit ihrer Volkswirthſchafts⸗ 
Iehre ala Troß und Dienerin des beftimmten abminiftrativen Zweckes, 
ben man ind Auge faßt. Damit verliert denn die reine Wiſſenſchaft 
ihren Werth, und die Wahrheiten gewinnen die alte Eigenſchaft, um 
fo ernitliher bekämpft zu erben, je weniger fie fich den fpeciellen 
Zwecken dienſtbar erzeigen können. Die Volkswirthſchaftslehre aber, 
will ſie in einem ſolchen Zuſtand noch Bedeutung haben, muß von 
ihrer Stellung herabſteigen, und aus einer großen organiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft zu einer geiſtigen Raumlichkeit werden, in die man Ueberflüffiges 
hineinſtellt oder Nothwendiges aufbewahrt, eine ordnungs⸗ und vor 
allen Dingen charakterloſe Sammlung von Einzelheiten, die für 
und gegen alles Gründe und Citate bat, ein Nachſchlagebuch für 
jedes Intereſſe, eine bereite Dienerin, die niemandem abfolut tiber 
ſpricht, allen in etwas nützt, dafür aber auch felbftändig weder Muhe 
noch Gefahr, weder tiefen Ernſt noch Ernite Tiefe bat, und zu einer 
Beriefelungs-Anftalt für alle möglichen Anfichten des fogenannten 
„praktiſchen Lebens“ wird. Das ift zum Theil die Lage dieſer Wiſſen⸗ 
Schaft geworben; nirgends deutlicher ift biefelbe, als in dem befannten 
Streit über Freibandel und Schußzoll, die durchaus volkswirthſchaftliche 
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Begriffe fein jollten, während fie verwaltungsvechtliche Principien find. 
Nirgends aber wird die Sache ernfter, als in der forialen Frage, wo 
man die Geſellſchaftslehre zu einem Theil der Nationaldfonomie ge: 
madıt, und biefe mit der (gejellichaftlichen) Verwaltung fo verſchmolzen 
bat, daß man in vollftändiger Verwirrung der Begriffe den Socialis- 
mus und Communismus, Vorſchußkaſſen und Armenmwejen, Crebit: 
organifation und Gütertbeilung als volkswirthſchaftliche Begriffe fungiren 
läßt, die Forderungen, welche Ein Intereſſe an die Verwaltung ftellt, 
ala abfolutes Geſetz der „reinen“ Nationalökonomie bezeichnend, ohne 
fi) zu erinnern, daß die Verwaltung als Thätigkeit des Staat den 
einzigen Charakter der letteren, die Vertretung der Harmonie aller In⸗ 
terefien enthalten muß. — Doc es ift hier nicht der Ort, darauf eins 
zugeben. " 

Dieb nun, denken wir, wird fich Harer berausftellen, wenn wir jebt 
den kurzen Nachweis liefern, daß das, was man auch biftorifch bie 
nationalökonomiſchen Schulen nennt, in ber That nichts anderes ift, 
als eine Reihe von Principien der wirtbichaftliden Verwal⸗ 
tung auf Grundlage nationalökonomiſcher Begriffe und 
Intereſſen. 


2) Die drei „Schulen“ oder „Syſteme“ der Nationalökonomie find 
als Syfteme der wirthſchaftlichen Verwaltung aufzufaffen. 


indem wir es eigener Arbeit nunmehr überlaflen, bie Gefchichte 
der Nationalökonomie und die der Verwaltung im Einzelnen mit Wür 
digung aller Gefichtöpuntte und Namen und Beleuchtung aller bevew 
tenden Erfcheinungen zu behandeln, bürfen wir doch die Behauptung 
bier begründen und bis zu einem gewiſſen Grab auch entwideln, daß 
in der That in jenen Schulen ober Syſtemen nicht wie man aud 
noch in neuefter Beit feft gehalten hat, die Grundlagen ber Gejchichte 
der Nationalöfonomie, jondern vielmehr die der Berwaltung des 
wirthſchaftlichen Lebens gegeben ift. Und die Sache felbit ift, 
mit Beziehung auf den geſammten Gang der europätjchen Entwidlung 
in ber That jo einfach, daß auch mweniges für vworurtheiläfreie Aufe 
faflung genügen wird. 

Zu dem Ende müflen wir zuerſt bezeichnen, wie dieſe „Sufteme“ 
entſtanden find, und mas fie eigentlich bebeuten. 

Die Geſchichte Europas zeigt und befanntlich mit dem 17. Jahr: 
hundert den Keim einer Neugeftaltung aller europäifchen Dinge, den 
wir bereitS früher auf den Beginn bes Kampfes der ſtaatsbürgerlichen 
Gelelichaftsorbnungen und ihres Princips mit der Geſchlechter⸗ ‚und 
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Stänbeorbnung zurüdgeführt haben. - Doch ift das, warum es ſich 
bier handelt, nicht bie Entwidlungsgeichichte der Gejellichaft. Es ift 
vielmehr bie, der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft entfprechende Staats⸗ 
. idee, welche und an der Schwelle diefer Zeit entgegentritt. Der 
Staat, im Königthum vertreten, ift bis zu dieſer Epoche auf allen 
Punkten in ber Gewalt der berrichenden gejellichaftlichen Klafien. Das 
er als ſolcher, fret von ihnen, ja ihnen gegenüber, eine auf fich felbft 
ruhende Exiſtenz baben Zönne und folle, das fiel niemandem ein. Jetzt 
aber löst er fi aus biefer Gebundenheit los; er ftellt fich felbftändig 
dem Adel, der Geiftlichleit, dem Bürgerſtande gegenüber; er nimmt 
die Rechte und Funktionen, die er bisher allein in ihrem Namen be 
ſeſſen und ausgeübt, für fi als fein in Anſpruch; er erzeugt fi 
feine Organe im Beamtenthbum, feine Macht im ſtehenden Heer, 
feine Symbole im Wappen und Titel, feine Wirthichaft in den Fi- 
nanzen, ja feine Begriffe in Imperium, potestas und Obrigkeit. Er 
wird eine Macht für fi, kämpft gegen die gefellichaftlichen Gewalten, 
reißt fih von ihrem Einfluß los, und beginnt feinen eigenen Weg. 
Wir haben ihn im Allgemeinen nicht weiter zu verfolgen. 

Allein auf diefem Wege muß er mit Einer Etkenntniß beginnen, 
die alle andern überragt. Die materiellen Mittel feiner Eriftenz liegen 
nicht allein in feinem Willen, die materielle Aufgabe feiner Thätig: 
feit auch nicht allein in feiner eigenen Finanz. Indem er jetzt alle 
beherrſcht, muß er diefe Aufgabe für alle erfüllen, dieſe Mittel von 
allen nehmen. Und in dem Kampfe der Staaten untereinander wirb 
e3 bald Har, daß bie Macht und der Glanz des einen Staates gegen: 
über dem andern Teineswegs in Würbe und Alter beftehe, jondern in 
der wirtbichaftlichen Kraft, in dem Reichthum und Bermögen feiner 
Angehörigen. Da und nirgends anders ift die Duelle des Wohlſeins 
und der Kraft des jungen Königthums. Und bald zeigen erfchöpfende 
Kriege und verberbliche Hofwirthichaft gleich nachdrücklich, daß darüber 
fein Ziveifel ftattfinden könne. Der Staat aber, hoch über jedes einzelne 
Recht und jedes einzelne Intereſſe erbaben, erkennt, baß feine Pflicht, 
für das Wohl feiner Angehörigen zu forgen, mit feinem fpeciellen In⸗ 
tevefle identisch fei. Er will dieß thun, weil er es um fein felbft 
willen tbut; ee muß es thun, weil die Bedingungen feiner eigenen 
Macht in den Bebingungen des Wohles feiner Angehörigen Tiegen. 
Aber noch ift das Leben der Völker ein einfaches, noch tft aud 
das Gebiet der Aufgaben des Staats Fein vielfach verworrenes, in 
taufend Geftalten auftretendes; noch ift auch Fein Bewußtſein davon 
lebendig, daß jenes Leben im fich ſelbſt Gefeke trage, die unabänderlich 
daftehen, wie die Gejeße der Natur. Der junge felbftändige Staat 
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bat daber noch Grund zu dem Glauben, daß er mit Einem Grund: 
gedanken, mit Einer Richtung, mit Einem Princip das wirthfchaftliche 
Wohlfein feines Volles, die wirthſchaftliche Entwidlung deſſelben beherr⸗ 
fchen könne. Er bildet fih daher zunächſt Einen foldhen leitenden Ge⸗ 
danfen für feine ganze, auf das vollswirthichaftliche Leben des Volles 
gerichtete Thätigteit aus; dieſen Gedanken verwirklicht er in hundert 
Formen, in hundert Maßregeln; er wird zu einem Syſtem, und dieß 
„Syſtem,“ theoretiſch behandelt, nennt die folgende Zeit eine „Schule.“ 
So find die „Schulen“ entftanben. 

Das Erſte nun, was uns dabei Har wird, ift das, daß dile 
diefe Schulen genau daffelbe wollen — den wirthſchaftlichen Wohl, 
ftand des Volks, zunächſt um bes Staats willen. In dem lebten Zwech, 
in der unterften Bafis, ber Vorftellung vom reichen Staatsbürger, 
gibt e8 daher feine verfchievenen „Syiteme.” Diele beginnen offenbar 
erft da, wo der Staat fih die Frage auffitellen muß, nit was er 
will, denn das weiß er ja ohnehin, fondern wie er es will — mo der 
Staat fi die Frage aufltellt, welhe Maßregeln er nun ergret 
fen müſſe, um fein Biel, den Reichthum des Volles zu erlangen. 
Dffendbar nun hängen diefe Maßregeln vor allem von der meitern Trage 
ab, worin benn dieſer Neichtbum des Volkes beftehe. Die Antwort 
auf diefe Frage bätte nun allerdings die „reine“ Nationaldfonomie 
geben follen; allein dieſelbe exiftirte eben nicht. Der Stant aber 
fonnte nicht warten, bis fie etwa entftanden wäre. Er mußte viel 
mehr, ohne fich viel um wiſſenſchaftliche Grundlagen zu Tümmern, eben 
aus feiner Selbftänbigfeit heraus, dasjenige für Volksreichthum halten, 
was am meiften geeignet war, feine Wirtbfchaft zu heben. Es kam 
deßhalb gar nicht zu der Frage, mas an und für fich Reichthum fei, 
fondern nur zu ber, melde Art des Neichtbums ibm am faßbarften 
Bortheil bringe, das ift, die Einnahmen feiner Kaffe vermehre. Es 
war natürlich, daß das ala Reichthum überhaupt galt. So geſchah 
e8, daß man den Begriff der Güter mit demjenigen verwechſelte, was 
den Staat reich machte; daß eine reine Güterlehre daraus nicht ent- 
Springen könne, war um fo Harer, als die Folge jener Auffaſſung 
nicht etwa die mar, daß der Staat mit feinen Forderungen da aufhören 
müfje, wo die Bedingungen bes Einzelmohles angegriffen würden, fondern 
daß es fi überhaupt nur darum handle, vermöge des Eingelmohles 
den Staat zu bereihern- So fonnte es jeßt verſchiedene „Schulen“ 
geben, je nachvem diefer Zweck bei dieſer oder jener Art der Güter leichter 
erreicht werden konnte. Das Weſen diefer Schulen überhaupt beitand 
demnach darin, das Syſtem von Verwaltungsmaßregeln zu entwickeln, 
welches die beiten Mittel für die Vermehrung des Volksreichthums 
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durch die Verwaltungsmaßregeln des Staats enthielt. Die einzelne 
Schule dagegen entſtand, indem ſich jene Ideen und Forderungen 
der Art yon Gatern anpaſſen mußten, in der man den Reichthum 
bes Volles ſah. Die Stellung der Nationalölonomie in diefen Schulen 
war nun fehr einfach. Die Schulen jelbft find zwar nicht die Geſchichte 
der Nationaldlonomie, aber fie enthalten diefelbe Im Mer 
kantilſyſtem iſt die letztere noch gar nichts, als ein einfaches Beweis⸗ 
mittel, .ein Correlat des großen Syſtems der Volkswirthſchaftspflege, 
das wir mit jenem Worte bezeichnen, ohne Bewußtſein ihrer Selbitän 
digkeit, obne eigene Begriffe und Definitionen. Die Nationalökonomie 
ericheint bier faft nur in den Folgen, melde das Merlantiligftem an 
ftrebt. Im phyſiokratiſchen Syſtem dagegen beginnt bie Güterlebre, 
ihre erfte Selbſtändigkeit zu entwideln. Allerdings wird fie noch eigent- 
lich nicht um ihrer felbft willen unterfucht; daß es eine Lehre von den 
Gütern gebe, die einen Werth und eine Bebeutung habe, auch ohne 
praftifche Anwendung für die Verwaltung, wird nicht erkannt, fondern 
höchftens geahnt. Uber doch ift das Verhältniß fchon ein ganz anderes. 
Die nationalökonomiſche Grundlage des Merkantilſyſtems ift eine Be 
bauptung, die des phyſiokratiſchen Syitems aber ſchon ein Beweis. 
Die Geſetze der Nationalbkonomie fcheiden fich hier zuerſt von den Ge 
feßen des Staats, welche von jenen gefordert werben; aber auch jet 
noch ftehen bie erftern noch -nicht um ihrer felbft willen da; fie werden 
noch immer nur deßhalb gejucht und entwidelt over geglaubt, um einen 
Beweis für die Forderungen zu haben, die man in ihrem Namen an 
die Verwaltung ftellt. Deßhalb findet auch in den nationaldöfonomifchen 
Grundſätzen derſelben Fein Fortſchritt, feine Bewegung ftatt, während 
die abminiftrative Anwendung nach allen Richtungen bin ſich ausbehnt. 
Diek wird erit anders in dem fogenannten „Inbuftrie-Syftem,” defien 
Gründer Adam Smith iſt. Hier ift die Scheidung zwiſchen National 
öfonomie und Berwaltungslehbre im Principe vollbradt; das tft 
der erite und prägnante Charakter diefer Schule; aber fie wird in ber 
Wirklichkeit nicht pvurdhgeführt, und darauf beruht der zweite Cha: 
ratter derſelben. Dieſelbe bietet daher ein durchſtehendes Gemifch von 
rein nationaldlonomifchen und abminiftrativen Begriffen, Gejegen und 
Maßregeln; aber während die Elemente ber Güterlehre in Arbeit und 
Werth bier zum erftenmal zur Geltung gelangen, fehlt ver Begriff 
des Staats und der der Verivaltung. Dagegen tritt ein anderes, dieſes 
Syſtem von den früheren tief unterfcheivenves Merkmal auf. Durd 
das Eingehen auf die felbitänbigen Elemente der reinen Güterlehre 
entftebt die Erkenntniß, daß die Gefehe verjelben an fich von ber Ber- 
waltung ganz unabhängig, und die Meinung, daß die Intereſſen ber 


NRationalölonomie im Gegenfahe zu den Intereſſen des Staats daſtehen. 
Die Rationaldlonomie tritt daher der Staatsverwaltung direkt und faft 
feindlich gegenliber, und dennoch kann fie berfelben nicht entbehren. So 
entfteht in dem gelammten Gebiete jenes Syſtems eben das veränder: 
liche Verhältniß, das daſſelbe bis zum heutigen Tage charakterifirt. Die 
neue Nationalölonomie, ohne Verſtändniß des Staatöbegriffes und des 
Weſens der Verwaltung und in der Selbftgewißheit ihrer eigenen Ge⸗ 
feße, orbnet fich die erftere als einen immanenten Theil unter; fie 
fordert, daß die Verwaltung des wirthichaftlichen Lebens gleichſam als 
ein Moment an ihr felbt erfcheinen folle; fie negirt den nationaldko⸗ 
nomifchen Charakter aller derjenigen Thätigleiten des Staats, bie nidht 
mit ihren einfachen Brincipien in äußerer Harmonie-fiehen; fie lösſst da⸗ 
herden Begriffund Inhalt der felbftändigen Verwaltungs: - 
lehre in lauter rein nationalökonomiſche Sätze und For 
derungen auf, zerbrödelt ven in ber Rechtöphilofophie fich erhaltenden 
felbftändigen Staatsbegriff, weist feine Anwendung auf ihr Gebiet 
als eine ihr fremde Potenz ab, und verliert dadurch den lebendigen 
Zufammenbang zwifchen fi) und der Verwaltung, der noch in ber 
phyſiokratiſchen Schule beftanden hat. Die Verwaltung ihrerfeits, obs 
wohl des Werthes der Nationaldkonomie fich mohl bewußt, bat fidh 
unterdeflen mit. mächtigen und großen Schritten weiter gebildet. Es ift 
gar feine Frage, daß fie troß jener Verſchmelzung dennoch etwas jehr 
Selbftändiges neben der Güterlehre if. Sie geht daher ihren eigenen 
Weg in Gefegen, Verorbnungen und Anftalten; das was fie ihrerfeits 
Schafft und fchaffen will, ftellt fi mit gleicher Berechtigung neben jene 
Nationaldlonomie; es bebarf auch ſeinerſeits der wiflenfchaftlichen Ver⸗ 
arbeitung, und fo entfteht das Verwaltungsrecht, deſſen Begriff 
und Inhalt wir von Frankreich empfangen, während die ältefte 
Nationalölonomie englifchen Urfprungs if. Das Verwaltungsrecht 
feinerfeitö aber ift mefentlich pofitiv, es fann nur de lege late handeln, 
e3 kann fih, an das Gegebene ftreng anſchließend, nicht auf Gebiete 
beziehen, die Fein pofitives Recht haben, es ift daher beichränkt auf fein 
Gebiet; e3 iſt eine mehr interpretative, als rationelle Lehre. Es genügt 
daher nit. Es muß neben ihm ein Syftem geben, das das Ganze 
umfaßt, und nad einem organischen Bilde trachtet, dem Staate ent: 
fprechen, ben es zum Ausbrud bilden fol. So entfteht die Polizei⸗ 
wiffenfhaft. Allein diefe hat nirgends einen feften Boben, da ihr 
zwar die Aufgabe des Staats, nicht aber der Begriff deſſelben Har 
wird. Site hat mweber die Kraft, fich denfelben felbit zu verschaffen, 
noch die, ihn von der Rechtsphilofophie aufzunehmen. Sie kann daher 
auch nicht in orbnungslofe Geftalt der Nationaldfonomie eingreifen; fie 


bleibt ein machtlojes Scheinbild neben diefer und dem Verwaltungs: 
recht; fo ift Hier auf allen Punkten die ganze Drbnung ber Begriffe 
aufgelöst; nur die Nationalölonomie überragt durch ihre Maſſe alle 
übrigen Theile, ohne doch genügen zu fünnen, und in dieſem Zufland 
verläuft das Induſtrieſyſtem. Es ift nun wohl Har, daß wir auf 
biefem Wege zu keinem rechten Abjchluß gedeihen. Der Fortichritt, ber 
uns zur Beberrichung dieſes mächtigen Gebietes der inneren Gejchichte 
Europas bringen wird, liegt offenbar zunächſt barin, daß wir jene 
„Schulen“ over „Syiteme” als die Grundlage der fich entiwidelnden 
Volfswirthichaftspflege und nicht mehr als die der Nationalölonomie 
anſehen. Allein dabei ift nur Eins feitzubalten, das man betonen muß. 

Jedes dieſer Syſteme ift nämlich nicht etwa ein Syſtem der wirt 
Schaftlichen Verwaltung im Ganzen, fondern es enthält ftet3 nur eine 
ganz beftimmte Anforderung an diefe Verwaltung. Eben darum 
gebt es mit feinem Inhalt keineswegs unter, fondern ed erhält dielen 
Inhalt und feine Forderung als eine dauernde, wenn auch in verän⸗ 
berter Geltalt, in allen Zeiten und Wandlungen der Bolfswirth: 
fchaftöpflege. Die Geichichte jener Syiteme bat daher mit der Zeit 
ibrer Geltung und Herrichaft keineswegs abzufchließen; man ſoll und 
Iann ihre Wirkung und ihren Inhalt bis in alle Zeiten verfolgen. 
Eie find daher nicht felbft die Geſchichte der Verwaltung, aber Teine 
Geſchichte der Verwaltung kann ohne fie vollftändig fein. 

Eben deßhalb muß man ſich für die letztere wohl dahin einigen, 
daß diefelbe zwar in ihrem höchſten Principe durch jene Syſteme aus⸗ 
gedrüdt wird, daß aber in Beziehung auf den Inhalt der wirthſchaft⸗ 
lihen Verwaltung jeder Theil feine eigene Geſchichte Bat. 
Dadurch wird nun der Stoff, der uns bier vorliegt, fo mächtig, wie 
gar fein anderer der ganzen Wiſſenſchaft. Der Berwaltungslehre als 
Ganzem bleibt daher vor der Hand wohl nur Eins erreichbar; das iſt 
das Zufammenfaflen aller dieſer jelbitändigen Theile in Ein organiſches 
Ganze. Wir werben dieß verfuchen. 

Doch mag es uns geftattet fein, im obigen Sinne einen Blid auf 
jene brei Syfteme in ihrer biftorifchen Bedeutung und Entividlung 
zu iverfen. 


8) Die einzelnen Syfteme in ihrer nationalen und adminiftrativen 
Bedeutung. 


indem wir uns nun biefen einzelnen Syitemen und ihrer kurzen 
Charakteriftif zumenben, tritt und Eine Thatfache entgegen, vie für 
ihr Berftändniß enticheivend wirft. 
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Sn der That nämlich haben diefe drei Syfteme allervings für 
ganz Europa gegolten. Allein von der Verwaltung ausgehend ımb 
für fie beftimmt, werben fie dem Weſen nad) für alle gleich, doch in 
der Wirklichkeit von der indiwibuellen, nationalen Geftalt bes concreten 
Staatölebend der einzelnen Staaten erfaßt und nehmen dadurch felbft 
eine fpecifiiche, nationale Geſtalt an. Sie find andere in jevem Staate. 
Es genügt nicht, einfach ihre Theorie Hinzuftellen; man muß fie in 
den einzelnen Staaten je nad) der Beſonderheit berfelben wirkſam 
ſehen; und bas wieber beruht darauf, daß fie fih an beſtimmte prak⸗ 
tiſche Zuflände und Aufgaben der Berwaltung anfchließen und ihre 
Berichiedenheit von der Berichievenheit der Berbältnifle empfangen, 
auf bie ihr Princip angewendet wird. Die Geſchichte Europas ift 
auch bier eine Geſchichte großer individueller Geftaltungen - 
auf gleichartiger Grundlage; in dem Berftänbnik biefes Elementes des 
Werdens ruht ſein Reichthum. 

Wir werden daher, wenn auch nur in Anbeutung, bie einzelnen 
Syſteme von diefem Stanbpunlt charalterifiren. Ihren allgemeinen 
Inhalt dürfen wir als befannt vorausſetzen. 


a) Das Merkantilſyſtem in England, Frankreich und Deutfchland. 


England. Daß und warum England, feinem ganzen auf Selbft- 
verwaltung beruhenden Staatsleben nach, von jeher unfähig war und 
ift, ein Eingreifen der Regierung in das Leben bes Volles zu erzeugen 
oder zu ertragen, ift ſchon früher bezeichnet. Wenn daher trotzdem 
bier ein „Syftem” für die Verwaltung der wirthſchaftlichen Intereſſen 
auftreten und, zur Geltung gelangen konnte, jo mußte ſich daſſelbe 
naturgemäß zunächſt und vor allem auf dasjenige Gebiet beziehen, auf 
dem ber Einzelne und fogar bie Selbftverwaltung obnmädtig if Das 
ift die Thätigleit der Staatsverwaltung für den austwärtigen Berlehr, bei 
der die Nüdwirkungen derjelben auf ben inneren dann ber Natur 
ver Sache überlafien werben. Und dieß if das Verhältniß bes Mer: 
kantilſyſtems in England. 

In England zuerſt ift das Merkantiligften überhaupt nie zu 
einem Syſtem der inneren tirtbichaftlihen Berwaltung getvorben, 
fonbern tritt von Anfang an als das Princip für die Volkswirthſchafts⸗ 
pflege im internationalen Verkehr auf. Und zwar ift das nicht 
bloß ver Charakter deflelben in der Theorie des 17. Jahrhunderts 
jeit Man und Eulpepper, ſondern eben fo ſehr bes wirklich geltenden 
Hechts. Das Merkantilſyſtem mit feinen nationaldlonomifchen Grund⸗ 
gebanlen des Gelbrsichthums wird für die Verwaltung zur Forderung 
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nad dem Schube der eigenen Flagge und ber inneren Brobultion, 
zur Grundlage bed Krieges mit Holland um den Alleinhandel im trans 
atlantifchen Verkehr, zum Anftoß der Verträge mit Portugal und au 
dern Staaten. England will den Staat und feine Einmiſchung in 
fein mwirthichaftliches Leben fchon unter dem Merlantilfuften nur da, 
wo allein der Staat als folcher zu functioniren fähig ift und bie Kraft 
des Einzelnen nicht ausreicht, in dem Gegenſatz ber Intereſſen der 
ganzen Nation gegenüber den andern Nationen. Das war ſchon im 
17. Jahrhundert der Charakter der engliiden Volkswirthſchaftspflege 
und das ift er noch. Das Merlantilſyſtem als Princip der Verwaltung 
unterfcheidet fich in England daher von dem aller andern Staaten 
genau fo, wie ber Charakter dieſes Staates felbft von den übrigen 
des Continents. Jede Einmiihung der Regierung in die inneren 
Angelegenheiten wirb aud unter dem Merkantilſyſtem grundſätzlich ab⸗ 
gewiefen. Nicht erft Adam. Smith bat dieß Princip ausgefprocden, 
jondern er hat e8 nur auch auf den internationalen Verkehr ausgedehnt; 
fein Freihandel ift nichts anderes, als bie Befreiung von jeber ſelb⸗ 
ftändigen Einmiſchung der Verwaltung auf beim einzigen Gebiete, auf 
dem die Nation fie bisher zugelaflen oder gefordert. Bon dem, was 
wir den Golbertiömus nennen, ift in England gar feine Rebe, eben 
fo wenig unter ver Herrichaft des Merkantiliuftems als fpäter. Da 
exiftirt Teine Befreiung der Gewerbe, Teine Erleichterung des inneren 
Handels, Fein Kampf mit Momopolen, weil England fie nicht batte; 
ed eriftirt fein Verſuch, den Stand der Kaufleute und Probucenten 
zu heben ober zur Ehre zu bringen, weil England beflen nicht beburfte: 
da entfteht Tein Verſuch, Muiterfabriten, Kunftichulen oder ähnliches 
anzulegen, weil Englands Gelbitverwaltung, die ftolge Selbftgetwißhett 
bes Individuums, dem widerſprach. Bon einem Syſtem der Boll“ 
wirtbichaftspflege auf Grundlage der Principien des Merkantilſyftems 
ift daher auch damals Teine Mebe; die Verſchiedenheit von dem ſich 
büzeaufratifch organifirenden Frankreich und dem an einzelnen Map: 
vegeln herum erperimentivenben, auch bier einheitsloſen Deutichland iſt 
eine durchgreifende; das verwaltungsrechtliche Brincip des englifchen 
Merkantilſyſtems iſt: Schub des Verkehrs nad Außen und völlige 
Selbftverwaltung one alle Regierungsthätigleit im Innern. Nicht 
einmal das Nächitliegende, daS Bankweſen und das Straßenivefen, 
ordnet die Regierung; von einem Waſſerweſen, von einem Schifffahrts⸗ 
weſen (die merchents chipping Act ift befanntlich erſt 1854 gegeben), 
von einer Wiefenpoligei, von einem Grundbuchsweſen, von Land: 
Hort: oder Bergbauordnungen im Sinne des Merlantiliyftens ift Beine 
Epur vorhanden. Bergleicht man Englands Merkantilſyſtem mit dem 
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des Gontinents, fo ift es Feine Frage, daß bafjelde überhaupt gar 
nit vom Standpunkt einer nationalölonomilchen Theorie, fonbern nur 
von dem des eng liſchen Staatsleben 8 aus verftanden werben könne, 

Weſentlich anders ift dagegen das Bild des Merkantilſyſtems in 
Frankreich. Die Gewalt des perſönlichen Staats und ber Gebante, 
daß die höchſte Entwicklung des Einzelnen nur durch die Macht und 
den Glanz des Staats begründet werben fünne — dieß ſpecifiſche Princip 
der romanischen Volker ift bereits durch Richelieu feit begründet. Es 
fteht feft, daß die Selbflänbigleit des Einzelnen eine Gefahr für das 
Ganze if. Es folgt, daß wie in andern Dingen, fo auch in volls⸗ 
wirtbichaftlichen Intereſſen, der Fortichritt des Einzelnen nur durch die 
Thätigleit des Ganzen geivonnen werben Tann. So wie baber im 
Merkantilſyſtem die entſcheidende Wichtigleit der vollswirthſchaftlichen 
Entwidlung für den Staat zum Bewußtſein fommt, und die Regierung 
Ludwigs XIV. des Geldes und wieder des Geldes bedarf, fo beginnt 
der Staat es als feine erfte Aufgabe anzufehen, die gefammte Volks⸗ 
wirthichaftäpflege im Sinne jener Prineipien in die Hand zu nehmen. 
Auf diefe Weife entſteht das erſte, als ein Ganges aufgefaßte und mit 
blendendem Glanze durchgeführte Syitem der Bolläwirtbichaftspflege in 
Europa. Und zwar ift dafjelbe in Beziehung auf den internationalen 
Verkehr allerdings dem engliichen natürlich gleichartig. Daß er den 
Schub der einheimifchen Produktion durch Navigationgzölle und Schubzölle 
gegen frembe Concurrenz will, ift natürlich, und nicht das Eigenthüm⸗ 
liche des franzöſiſchen Merkantilſyftems. Daſſelbe befteht vielmehr cha⸗ 
rakteriftiih in dem großartig hurchgeführten Verſuch, durch alle ber 
Verwaltung zu Gebote ftehenden Mittel die innere induftrielle 
Produktion zu fördern. Es ift wahr, daß die Volkswirthſchafts⸗ 
pflege, die fich daraus ergiebt, weſentlich nur eine Sorge für die höhere 
Induſtrie ift; allein das ift fie in einem Maße, die ganz Europa 
blendet, und die allenthalben durch ihre glänzenden Erfolge zur Rad 
abmung oder wenigſtens zur Bewunderung hinreißt. Frankreich jelbit 
erkennt das; es folgt auf allen Punkten willig und dankbar der mäch⸗ 
tigen Hand, die es leitet; es will auch in der Induſtrie beberricht 
werden von der Staatögewalt, und es wird beherricht. Unter dem 
mächtigen Schutze ber höchſten Gewalt regt fich die inbuftrielle Tüchtig- 
keit der Nation; fie tritt alsbald fiegreich auf dem ihr eigenthümlichen 
Gebiete auf; es ift die Kunft und der Geſchmack im Dienfte ber wirth⸗ 
fchaftlihen Produktion, es ift der unerfchöpfliche freie Werth, der ſich 
zur Bafis der induftriellen Stellung Frankreichs mit der Welt madt, 
und bie Regierung mit vichtigem Verſtändniß des Charakters ihrer 
Nation geht woran. Sie errichtet Manufakturen und Fabriken, fie 
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gründet Sövres und die Gobelins, fie ehrt ven Fabrilanten, fie fürbert 
die Kunſt und Wiflenichaft, fie jchafft die Acadé mie und die Foole des 
Beaux-Arts; fie geht weiter und gründet: die großen Handelsgeſell⸗ 
Ichaften mit ihren mächtigen Mitteln; ein allgemeines Wohlbehagen 
breitet fich über das Ganze aus; felbit bie Finanzen gelangen zu einem 
nie geahnten Aufſchwung; und fo ift der wahre Kern des Merkantil⸗ 
ſyſtems in Frankreich nicht mehr dieſe oder jene nationalökonomiſche 
Anichauung, fondern vielmehr der Gedanke, daß Die Volkswirth⸗ 
[haft nur unter der Hand der leitenden Regierung ihre 
böchfte Entwidlung erlangen Fönne. 

Diefes Acht franzöſiſche Syſtem ift nur wenig durch eine eigene 
Literatur vertreten. E3 war der große, ſtaatsmänniſche Blid eines 
“ einzelnen Mannes, der bieß vermochte Hier wie .immer hat Frank 
reichs Schickſal auf der Individualität feines Herrichers geruht. Das 
dankbare Volk aber nannte das Syſtem, das aus der abftracten Lehre 
der Merlantiliften zu einem praftiihen Syitem ber wirthichaftlichen 
Verwaltung geivorben, unb dem es feine inbuftrielle Stellung in ber 
Welt bi3 zum beutigen Sage dankt, mit gutem Recht nicht etwa das 
Merkantilſyſtem, fordern ven Solbertismus. Der Golbertismus ift 
keine Nationalöfonomie; er ift bie auf ben Principien bed Merlantil: 
ſyſtems gebaute innere Volkswirthſchaftspflege der höheren 
AInduitrie. Der Colbertiömus it der Beginn der Bollswirthichaftd« 
pflege überhaupt; er gehört ganz ber Verwaltungslehre. England 
war unfähig, ihn zu ertragen, Deutfchland war unfähig, ihn zu er 
zeugen, und ver Wangel eines Begriff der Verwaltung und ihrer 
Scheidung von’ der Nationaldlonomie macht es auch jet noch ſchwer, 
ihn vecht zu verftehen. Uber es ift Fein Zweifel, daß in ihm ber Keim 
aller wirtbichaftlihen Verwaltung liegt, die noch immer ihre ganze 
Bedeutung für Europa nicht entfaltet hat. Denn in ihm zu erſt tritt 
der Staat als Staat handelnd auf; und jetzt erſt iſt es möglich, 
daß er auch Fehler begebe, vie dann die Grundlage der Erkenntniß 
des Mahren werden. Und ſchon das 18. Jahrhundert thut eben in 
diefer Richtung einen mächtigen Schritt vorwärts. 

Was nun endlih das Merkantilſyſtem in Deutſchland betrifft, 
fo ift die Geftalt, welche daflelbe bier annimmt, eben fo bezeichnend 
für dieß große Volk und feinen ganzen ftaatlicden Charafter, ala für 
Frankreich und England. Auch in Deutihland muß man Weſen und 
Wirkung jenes Syſtems nicht etwa auf feinen einfachen nationalölonn- 
miſchen Grundgedanken, fondern auf die Elemente des öffentlichen 
Nechts zurückführen. As im 17. Jahrhundert ber Reichthum als 
eine der großen Grundlagen der ftaatlihen Macht den Herrichern zum 
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Bewußtſein kommt, beſitzt Deutſchland als Ganzes überhaupt keine 
Verwaltung. Es beſteht aus lauter einzelnen Souveränetäten. Der 
deutſche Reichstag iſt gänzlich machtlos; die einzelnen Souveräne aber 
find innerhalb ihrer Territorien daſſelbe, was Ludwig XIV. in Frank⸗ 
reich war, ober wollten e8 doch fein. Wenn daher auch das deutiche 
Boll als Ganzes fich einen vollswirtbichaftlichen Colbertismus hätte ge 
fallen laflen, fo gab es doch niemanden, der ihn hätte einführen Tönnen. 
Die deutſchen Reichötage bleiben daher bei einem ſchwachen Berfuch jtehen, 
namentlich im 16. Jahrhundert, menigftens negativ gewiſſe polizeiliche 
Maßregeln für die Volkswirthſchaft durchzuführen, Schutzzölle aufzuftellen, 
allerlei Luxus zu verbieten u. a. m.; allein das Ganze bleibt ohne 
Bedeutung. Die Religionswirren und der dreißigjährige Krieg drücken 
jeden Aufſchwung zu Boden. Erſt nad demſelben bricht ſich ein ge 
meinſames Bewußtſein Bahn. Und hier iſt es nun keinen Augenblick 
zu verkennen, daß auch auf dem Gebiete der Vollswirthſchaft nicht der 
engliiche, ſondern der franzöfiiche Gedanke zur Geltung gelangt. Auch 
in Deutjchland wollen die Regierungen die Völker durch ihr polizeiliches 
Eingreifen reich machen; das ift der fpecifilche Charakter diefer Epoche. 
Nur bat natürlich Deutſchland eben jo wenig einen Golbert, wie es 
einen Ludwig XIV. bat. Ihre Stelle vertritt vielmehr auch bier die 
Wiſſenſchaft, und das veutiche Merkantilſyſtem erſcheint daher als Die 
erſte Aufnahme vollswirtbfchaftlicher Grundfäge in die neue Poligeis 
wifienichaft. Hier nun muß man wohl das 17. und 18. Jahrhundert 
ziemlich beftimmt fcheiven. Als bie beiden Hauptvertreter biejer Zeiten 
Iann man Sedenvorff und Juſti anſehen. Sedendorff ift der Erſte, 
der auf einer für feine Zeit wahrhaft großartigen Bafis die Volks⸗ 
wirtbichaftspflege in pie Stantswiffenfhaftaufgenoimmen 
. bat. Mlervings geht Klod de Aerario (1651) ihm voraus, in vieler 
Beziehung mit weiterem und freierem Blick, aber dennoch eigentlich 
ohne ſyſtematiſche Auffaffung. Klod hat die Grundſätze des Merkantil⸗ 
ſyſtems einfeitig vertreten, aber im Grunde ift er Fein Volkswirth, 
fondern der erfte Vertreter der Finanzwiſſenſchaft in Deutichland, 
und Bauban und Boisguillebert in Frankreich müflen ihm als feine 
bedeutendften Nachfolger zur Seite geftellt werden. Seckendorff dagegen 
drückt der fpäteren Zeit ven Stempel der fpecififch deutſchen Entwidlung 
auf. In Deutihland war von jeher die Einheit feines Lebens nur in 
ber Wiflenichaft, der Arbeit des Geiftes, vorhanden, und Sedenborff - 
ift e8, der die ganze vollswirtbichaftliche Verwaltung in diefem Sinne 
zu einem Theile ver deutichen Wiſſenſchaft vom Staate gemadt hat. 
In feinem Teutichen Fürftenftant (1655) ericheint dieſelbe als „ver 
Ander Hauptpunft der Regierung, welcher beftebt in Aufrichtung guter 
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Drbnung und Gefähe für die Wohlfahrt und gemeinen Nut deß Batter: 
landes.“ (Ander Theil C. VIIL) Allerdings ift der Standpunkt Secken⸗ 
dorffs charakteriftiih. Er fpriht nur von Ordnung: die Gefeke 
follen Frieden und Ruhe herftellen und namentlid „eine gute Für⸗ 
fihtige Anftalt und Ordnung über alle Handthierung und Nahrung 
im Lande“ einrichten. Bon einem pofttiven Eingreifen iſt eigentlich 
noch Feine Rede; er hat Fein eigentlich nationalökonomiſches Princip 
und die Ideen bed Merkantiliuftems find ihm offenbar fo wenig be 
kannt, als bie englifche Literatur. Sein Buch ift dagegen anzufehen 
als die Grundlage der fpäteren Polizeiwiſſenſchaft in ihrer An 
wendung auf die Volkswirthſchaft; er mil auf allen Punkten den 
negativen Schuß gegen bie innere Störung aller Produktionszweige, 
des Handels, der Getverbe und aud ber Lanbiwirthichaft; der in ihm 
zuerft Har auögelprochene, wenn auch nicht philoſophiſch erfaßte 
Eubämonismus erfcheint noch bloß als Gericht und Polizei, beides aber 
jtets zur „Wohlfahrt und gemeinem Nut” des Landes. Während nun 
das philofophifche Princip durch Pufendorf und befonders durch Wolff 
in großartiger Weife entwidelt wird, wartet das volkswirthſchaftliche 
noch ein ganzes Jahrhundert, ehe e8 fi zu einem wiſſenſchaftlichen 
Syſtem entwidelt, und dieß Syſtem ift dann allerdings nichts als eine 
‚ Ausgearbeitete Theorie des Merkantilſyſtems. Der Sauptvertreter dieſer 
Richtung ft J. ©. v. Juſti. Seine erfte beveutende Arbeit if 
„Staatswirthſchaft, oder Iuftematifche Abhandlung aller ölonomifchen 
und Sameral-Wiffenfchaften” (1755, 2 Bde). Dieß Werk, das Kauf 
ein wenig mit Uebergehung Seckendorffs das „erfte foftematifhe Werk 
über Volks⸗ und Staatswirthſchaft in Deutfchland“ nennt, ift aller 
dings die erfte ſyſtematiſche Ausführung des Eudämonismus auf der 
nationalölenomifhen Grundlage des Merkantilfuftens; allein es iſt 
nicht richtig, es bloß für ſich zu betrachten. Denn es ift vielmehr 
eine Vorarbeit Juſti's, die noch einjeitig am Merkantilſyſtem hängt 
und vielmehr ven Schlußpuntt feiner Herrichaft in Deutichland als 
den Mittelpunkt derfelben bildet. Juſti felbft ift vafch fiber denfelben 
hinweg gelangt. Schon fünf Jahre ſpäter fchrieb ex fein Hauptwerk, 
das erite wiſſenſchaftliche Syſtem der innern Verwaltung überbaupt, 
feine Polizeiwiſſenſchaft (1760-61, 2 Bde. 4). Allerdings wird 
in diefem Werke „die Policey die Grunbvefte der Glüdfeligfeit ber 
- Staaten“ (8. 6). Aber bier unterfcheivet Juſti bereits die „un 
beiveglichen Güter“ von ben „beweglichen,“ und gebt fo ſelbſt ven 
Phyfiofraten vorauf, den engen Standpunft der Merkantiliften zum 
Theil überwindend. Er fagt ſchon 8. 11: „Die Beichaffenheit der um 
beweglichen Güter im Lande muß mit dem gemeinfchaftlichen Beſten 
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beftändig in der genaueften Verbindung und Uebereinftimmung ftehen;“ 
m 8.18 erfennt er zweitens: „ver Nahrungsitand im Lande muß alle: 
zeit jowohl mit ber Wohlfahrt ver einzelnen Familien ald dem gemeinen 
Beſten in Verbindung ſtehen,“ und endlich erfennt er (8. 19 ff.), daß 
„der fittliche Zuftand der Untertbanen ſowohl für die einzelnen Fami⸗ 
lien als für das gemeine Befte vom größten Einfluß iſt.“ Gier erfennt 
man deutlich das Durchgreifen ber Wolfffchen Idee; es ift die Erhebung 
zu einer ſyſtematiſchen, großartig angelegten Verwaltungslehre über: 
baupt, die aber fchon bei Juſti nicht recht zu Stande kommt, weil 
auch ihm die unflare Borftelung von dem „Gemeinen Beſten“ an bie 
Stelle des beftimmten Begriffs vom Staat tritt, ohne den die Ber 
mengung von Nationalökonomie und Verwaltungslehre unvermeidlich 
bleibt und felbft die merfantiliftiiche Vorftelung vom Werthe des Gel» 
des und der Induſtrie überragt, welche jene Zeit charakterifirt. Durch 
alles dieß zufammengenommen kommt Deutichland zwar nicht in feiner ' 
ftaatliden Ordnung, wohl aber in feiner Wiflenichaft zu einem Syſtem 
der Vollöwirtbichaftspflege, wie es theoretiich Fein ander Volk aufzu- 
weiſen hat. Die praltifche Durchführung ber Ideen des Merkanti- 
lismus jedoch konnte nur in ben e inzelnen Staaten verjucht werben. 
Und bier traten wie immer die beiden deutſchen Großmächte, Defterreich 
und Preußen, an die Spike; Defterreich mejentlich auf Titerarifchem 
Gebiet dur Becher und namentlih durch W. J. Horned: Defterreich 
über alles, wenn es nur will (1654), ein Mann, der es bewies, daß 
e3 Deutfchland nit an einem Colbert, fondern nur an einem Reiche 
fehlte, das ihn verftanden hätte. Die übrigen deutfchen Staaten waren 
damals wie jebt für große Gebanfen zu Kein. Die Gefchichte dieſer 
Zeit und ihrer Erfcheinungen ift noch zu jchreiben; erft wenn bie 
beutichen Kulturbiftoriler die Kraft haben werden, Männer wie Horned 
jo meifterhaft zu indivibualifiven, wie es Rocher in Hildebrands 
Jahrbüchern gethan, wird man wiflen, was Leo geahnt, daß bie Hälfte 
bes innern Lebens auch biefer Epoche in der nad den Grundſätzen bes 
Merlantilfyftems vorfchreitenden Vollswirtbichaftspflege beitanden hat. 
Hier lönnen wir es nur anbeuten. 

Habt man nun den Einfluß des Merkantilſyſtems auf Europa 
und fpeciell in Beziehung auf die mwirtbichaftlihe Verwaltung und 
die Nationalölonomie auf, fo ergibt fich folgendes Refultat. Das 
Merlantilfyftem ift nie und nirgends zu vinem Syſtem ber National 
Bfonomie geworben, wohl aber ift es dasjenige Syitem, welches bie 
Bedeutung der Volkswirthſchaft für das Gefammtleben zuerit zum 
Öffentlichen Bewußtfein gebracht hat. E3 bat dadurch die wirthſchaft⸗ 
lichen Zebensverhältnifie des Volles zuerft in das Gebiet ber Berwaltung 
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bineingezogen, und ift bie erite große Erfcheinung der europäifchen 
Volkswirthſchaftspflege. Dabei ift es einfeitig in feiner Zeit 
wie in feinen Grundgedanlen; aber diefer Grundgebanfe ift unbewußt 
ein Ausdrud der entſtehenden ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft, denn es 
ift der erfte große Vertreter des Gedankens, daß die (dad Geld ver: 
dienende) gewerblide Arbeit des Volkes die Staaten reich 
made. Es zwingt daher zum Nachdenken über die Geſetze, welche 
die Arbeit und den Erwerb durch Arbeit beherrfchen; aber es felbft ift 
noch feine Erkenntniß diefer Geſetze. Es hat daher die Elemente ver 
Rationaldlonomie in fi; aber es tft dennoch nicht bloß ein reines, 
fonden zunädft einfeitiges Syſtem von wirthſchaftlichen Ber 
waltungsprincipien und »Maßregeln. Das zweite große Gebiet der 
Arbeit, die landwirthſchaftliche Produktion, ift ihm faft gänzlih un- 
befannt; doch erfcheint das Hinausgehen über die Arbeit des gewerb⸗ 
lichen Lebens und den Credit bereitö in den Banken, - und zum Theil 
in den Handelsmagazinen, die jeboch in bezeichnender Weife beide nur 
als große Thatſache ohne alle Theorie daftehen. Man fieht, daß bie 
Bahn geöffnet ift; aber noch ift eigentlich Fein feftes Reſultat, feine 
dauernde Grundlage getvonnen. 


b) Das Syſtem der Economistes oder die Phyfiokraten und die reine land- 
wirthichaftliche Verwaltung. 


Die gewöhnliche Meinung ift befanntlih, daß die Schule der 
Phyſiokraten erft durch Duesnay begründet ſei. Es ift der Glanz 
feines allerdings etwas fchematifchen, aber doch immerhin großartigen 
Syitems, das zu diefer Anficht auch bedeutende Männer verleitet hat. 
Dennoch ift Quesnay eben jo menig der Erſte auf der von ihm ein: 
zuichlagenden Bahn, als fein Syſtem die Aufgabe und Abſicht hatte, 
vor allen Dingen eine rein nationalökonomiſche Theorie zu gründen. 
Denn gerade bei Quesnay zeigt es fih am Harften, wie die Rational 
dfonomie entftanden ift. Sie ift nichts an und für fich, ſondern fie 
ift für ihn, und allerdings bier zum erftenmale in ber Geſtalt einer 
wirklichen Wiffenfchaft, die großartige Begründung eines auf das Tieffte 
in die gejellichaftliden und volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe eingreifen: 
den Syſtems der wirthichaftlichen Verwaltung, daB wie es in Quesnay 
feinen Theoretiter, in Turgöt feinen Praktiker und in Mirabeau feinen 
Soeialiften hatte. Es ift wahr, daß erft die Phufiofraten der Na 
tionaldlonomie die theoretifche Fähigkeit eigener Eriftenz gegeben haben ; 
aber die Franzofen haben die letztere dennoch nicht jelbfländig auszu⸗ 
tragen vermocht; bei ihnen iſt auch diefe Schule zu einem Syftem ber 
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Bollswirtkichaftspflege geworden, das allerdings viel großartiger und 
wir möchten fagen feiner jelbft bewußter ift, als das der Merkanti- 
lüften. Und dieß ift im Allgemeinen nicht ſchwierig zu erfennen. 

So heilfam auch Colberis Syftem mit all feiner Einfeitigleit ger 
wirkt hatte,‘ jo haben dennoch die Kriege und ber tyrannifche Luxus 
Ludwigs XIV. fein ganzes Werk vernichtet. Das Elend Frankreichs 
wuchs von Jahr zu Jahr, und Bauban konnte ſchon in feiner Dime - 
royale (1698) die furchtbare Rechnung aufftellen: „Bon je zehn Fran⸗ 
zofen ift Einer em Bettler; von den übrigen find fünf verarmt und 
außer Stande, jenen Bettlern ein Almofen zu geben;- von den übrigen 
vier find drei in jehr ungünftigen Berhältnifien; auf das letzte Behntel, 
den Abel, die Geiftlichkeit, die Beamteten und den noch wohlhabenden 
Bürgerftanbe, kann man kaum 100,000 Fantilien reinen, und von 
diefen wieder nur ein Zehntel als wirklich reich annehmen.“ (Dime 
royale. Beon. fr. p. 36. 37.) Die Noth, neben der die Unwirthſchaft 
und die Verſchwendung bier wie immer ihre beiden Begleiter, mit 
gleihem Schritt einhergingen, ließ allmählig bie Leberzeugung entftehen, 
daß der Merkantilismus nicht ausreiche; fie zwang bie Männer, welche 
ihr Baterland liebten, zuerſt den Thatfachen ins Auge zu jehen, dann 
über den Ruin der Finanzen nachzudenken, unb endlich nach einem 
ganz andern Ausgangspunlte für vie Aufgaben des Staats zu fuchen, . 
damit er felber wieder gut made, was er verborben hatte. So tritt 
ſchon hier auf allen Punkten ver Staat in feiner Verwaltung ftatt ber 
allgemeinen Begriffe und Grundſähe ber Nationalölonomie in den Vor- 
dergrund, und danach geftaltet fi) nun die folgende Literatur, die in 
ihren Principien zwar Nationalölonvmie, in ihren Ausführungen jedoch 
Berwaltungdlehre und namentlih Bollswirtbichaftspflege ft. Aus dem 
erften der obigen Elemente entiprang bie erſte vollswirthichaftliche 
Statiftil, die aus den obigen Gründen zugleich eine finanzielle war, 
und damit den Grund einerjeitd zu einer hiftoriichen Betrachtung ber 
vollswirthichaftliden Bertwaltung, andererſeits zu einer rationellen 
Unterfuchung des Syſtems der Finanzen legte, aus dem bann em 
balbes Jahrhundert Später erft das Steuerprincip Quesnays herborging. 
Die beiven Männer, welche bier Bahn brachen, find Boisguillebert 
und Banban. Boisguilleberts beide befannteften Arbeiten find der 
Detail de la France sous le r&gne present {L. XIV. 1697) und 
das Factum de la France, ou moyen tres facile de retablir les 
finances de I’Etat (1707); für die Geſchichte der phyſiokratiſchen Schule 
nicht minder wichtig ift jein Traité de la nature, culture, commeree 
* et interäöt des Grains, tant par rapport au public qu'â toutes les 
conditions d'un Etat, in der er zuerft bie Freiheit des Kornhandels 
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als Grundlage der Herſtellung des wahren Kornpreiſes fordert zum 
Theil in Paradoxen (wie P. II: Ou l'on fait voir quo plus on en 
‚Ievera de bles en France, et moins on aura & craindre les ex- 
treẽmes chertes). Zu einem Syſtem gelangt Boisguillebert jedoch ſo 
wenig, als ſein Zeitgenufie Vauban in feiner Dime royale (1688), 
eine Arbeit, welche nicht bloß ein für die damalige Zeit hochwichtiges 
Syſtem der Staatseinnahmen vertrat, ſondern durch die an ben großen 
Mathematiler der Befeſtigungskunſt erinnernde Genauigkeit feiner Auf 
zeichnungen über bie beftebenden Grundlaſten in ven Seigneuries bie 
Koften des Landbaus, die Schätzungs- und Verkehrspreiſe der Grund⸗ 
ftüde und des Korns eines der bedeutendften — leiber jehr wenig be 
nutztes — hiſtoriſches Document bildet. Beiden Männern aber tft das 
gemeinfam, was eigentlich die Kraft Der phyfiokratiſchen Schule aus 
made: das Verſtändniß der Bedeutung der Landwirthſchaft neben 
der Induſtrie; hält man fie neben die eigentlichen Phyſiokraten, fo 
erkennt man unzweifelhaft, daß die Grundgedanken bes letzteren durch⸗ 
aus nicht neu, ſondern nur eine organiſche Formulirung ver Beobad» - 
tungen und Grgebnifie waren, die ſchon im Anfange bes 18. Jahr⸗ 

hunderts feitftanden. Denn beide find in gleicher Weile für bie 
Befreiung des Handeld und der inneren Produktion; vor allem aber 
. it beiben das große ſociale Bewußtſein lebendig, das bie wichtigſte 
Thatſache der ganzen pbufiofratifchen Schule bildet. Boisguillebert ver⸗ 
ſteht e8 bereits, die Klafle der Reichen von der der Armen zu fcheiden 
und barauf eine Reihe von Beobachtungen über die Kornpreife zu 
gründen (jo namentlich Trait des Grains, ch. VI). Bauban dagegen 
ift ſchon in ‚feiner gangen Arbeit von dem Bewußtſein durchdrungen, 
„que le m&me peuple qu'on accable et qu'on mâprise est le véri- 
teble soutien de I’Etat.* Schon hier aber wendet fi bie große 
foriale Frage nicht eben den Geſetzen ver Nationalölonomie oder ber 
Gelellichaftzlehre, jondern dem „Staate” zu; in ihm, feinem Begriffe, 
feinen Kräften und feinen Verpflichtungen. culminirt diefe wiflenkhaft - 
liche Richtung, ohne es Har zu wiſſen und doch die folgende Beit mit 
ſich fortreißend. Denn es ift der Charakter der franzöſiſchen Entwicklung 
überhaupt, der bier in demjelben Geifte wie unter Golbert, wenn aud) 
bon einem anbern Standpunkte aus, vertreten wird. Das Gewicht 
jener unverkennbaren Thatſachen wendete aber naturgemäß ben Blick 
von der abftralten Theorie ab, und vielleicht hätte ſchon damals die 
Berwaltung eine neue Bahn eingeichlagen, wenn nicht Laws Experi⸗ 
mente wieder alle Vorftellungen verwirrt und die Gedanken und Hoff: 
nungen einjeitig auf das Geldweſen zurüdgerichtet hätten. Die erften 
Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts vergefien in dem Papierſchwindel 
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aller Art die Beachtung ſowohl der Landwirthſchaft als der foctalen 
Unterfchieve; noch einmal waren Nationaldlonomie und Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft nichts als die Kunft, Geld für den Staat zu machen; noch ein« 
mal fält vie geiftige Arbeit in die Fragen des Merkantilfuftems; die 
übrigend bochbebeutenden Arbeiten Laim über Münzen und Banken 
(Considerations sur le Numeraire (nad Locke's Considerations of 
the consequences of the raising of the interest and of raising of 
the value ‘of money, 1691), und feine M&moires sur les Banques) 
wurden weiter ausgearbeitet von Dutot (Reflexions sur le commerce 
et les Finances) und Melon (Essai politique sur le commerce, 1734) 
und öfter, fo daß felbft Montesquieu, bier der Sache nicht Herr 
und ohne rechtes Verftändniß für das Weſen und die Bebeutung ber 
enpitallojen Arbeit und “Ihrer Gefahren, das ganze Gebiet der Land: 
wirtbfchaft mit ihrem damaligen unfreien Recht auf das Klima und 
feinen Einfluß vebueirt (L. XVI.) und ſich bloß mit dem Handel und 
dem Gelde — jenen beiden Hauptelementen des Merkantilfuftems — in 
ihrem Verhältniß zur Verfaſſung beichäftigt, geiftreich wie immer und 
tief einfchneidend, aber bier einfeitiger als irgendwo (L. XX. XXI. 
und XXXI). Auf dieſe Weife zeigt uns die erite Hälfte des 18. Jahr 
hunderts die Zeit des Schwankens zwifchen den beiden großen Rich: 
tungen der Bollöwirtbfchaftspflege, der gewerblichen Arbeit und der 
LZandwirtbichaft, beide durch große Anftchten und große Arbeiten ver: 
treten, noch ohne rechte Herrichaft über die Frage und ohne Entſcheidung. 
Und das ift nun das große Verdienſt und die wahre biftorifche Stellung 
Quesnays, daß er eben mit dem Glanze feiner Theorie dieſe Ent- 
fheibung, und zwar eben in dem Sinne ber Bollswirtbichaftöpflege, 
gebracht hat. Wir haben über fein Syſtem als folches nichts zu fagen. 
Allein wenn je fo ift es bier klar, fo wie man einen Blid auf bie 
treffliche Bufammenftelung feiner Werke von Daire wirft, daß er fein 
Tableau &conomique nicht aufgeftellt hat, um eine neue national: 
dkonomiſche Theorie zu begründen. Mitten in ven entfcheivenden Orga⸗ 
nismus der Regierung geftellt, war es ihm von Anfang an Mar, daß 
48 die wirthichaftlihde Verwaltung fei, auf die es anlomme; 
und unmittelbar an dad Tableau fchließen fich daher vie Maximes 
generales du gouvernement &conomique d’un royaume agricole, et 
notes sur ce sujet (1758; die Originalausgabe ift nicht, mehr vor 
handen). Diefe maximes generales find in der That wefentlich ein 
Syſtem der Verwaltung; die einfachen Principien befjelben find: „vie 
balance en argent, chose futile; dagegen preference pour l’agricul- 
ture, libert€ de culture, entiöre libert€ du commerce, circulation 
complöte, impöt non destruoteur, und endlich l’aisance pour les 
Stein, die Berwaltungsiehre. VII. 3 
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pauvres citoyens. Mit diefen Grundfäten, getragen durch die Neuheit 
und den Glanz bes erſten nationalöfonomifchen Syſtems, das bie 
Gefchichte unferer Wiſſenſchaft Fennt, und das in den Probl&mes &co- 
nomiques auch dialektifch entwickelt ward, beginnt für Frankreich eine 
neue Auffaffung der Idee der Verwaltung. Der Grundgebanfe biefer 
phnfiocratiihen Vollswirtbichaftöpflege iſt? der Staat foll eine Ber 
fteuerung einrichten, welche den Landmann nicht mehr ruinirt; bie 
Verwendung feiner Einnahmen foll nicht mehr auf den luxe de deeo- 
ration gehen; er fol daran feitbalten, daß er nicht fo fehr auf die 
Zunahme der Bevölkerung als auf die der Einnahmen zu ſehen babe; 
zu dem Ende fol er die volfäwirthichaftliche Bewegung ſowohl in Be 
ziehbung auf Gewerbe als auf Handel frei geben (pleine liberte de la 
eoncurrence, M. XXV.), Die Verwaltung: namentlih ſoll in Ber 
wendungen der Staatsgelder für öffentliche Zivede nicht Iparfam fein; 
„car de tr&s grandes depenses peuvent cesser d'être excessives par 
l'augmentation des richesses* (M. XXVIL); ja die Verwaltung foll 
fogar die nationalökonomiſche Bildung neben der juriftiichen aufftellen: 
l’&tude de la jurisprudence humaine ne suffit pas pour former les 
hommes d’Etat; il est n&cessaire que ceux qui se destinent aux 
emplois de l’administration soient assujettis à l’ordre naturel le plus 
avantageux aux hommes r&unis en soeiete (M. II). Das ift offenbar 
feine Rationalöfonomie mehr; das ift jchon etwas, was man in unjerer 
Zeit ein fehr beftimmtes Programm der wirtbichaftlichen Verwaltung 
nennen würde. Für Quesnay ift die Nationalölonomie, deren orga 
nifche Gefeße ihm die Ordre naturel bilden und für melche fein "Tableau 
nur die fchematische Darftellung ift, von dem Gouvernement auf das 
Beltimmtefte geſchieden; das leßtere hat feine ganz feſtſtehende Function, 
und die Rationalöfonomie tft ihrerjeit? nur das Subftrat dieſer Th 
tigfeit der Verwaltung. So find bier die Grundlagen des Verſtänd 
nifjes der leßteren gelegt, und wenn er nicht Schon damals bie felbftän 
dige Volkswirthſchaftspflege von der Güterlehre fchied, jo war mohl die - 
Haupturfadhe davon, daß Frankreich eben auf feinen Univerfitäten die 
Staatswiſſenſchaften auch in der Form des Jus naturae fo gut ala gar. 
nicht lehrte, und daher aus diefen einfachen Principien fein Syiten 
zu machen verftand. Man gelangte daher nicht einmal zu einer Po 
Iigei: oder Gameralwiflenfchaft, wie in Deutfchland; Güterlehre und 
wirtbichaftliche Verwaltung verſchmelzen wieder in Eins und der Name 
der „Eeonomistes,* den die Phyfiofraten annahmen, beveutete nur 
die. große Forderung, daß die Verwaltung fih an bie Brineipien der 
Nationalskonomie anfchließen folle, und das Bemußtfein, daß fie un 
mächtig bleiben müfle, wenn fie mit ihnen in Wiberfprud trete, wie 
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es Dupont de Nemours am Harften in feinem Abrégé des prin- 
eipes d’Economie politique (2me section, soeiete, Ed. Daire p. 371) 
ausfpricht: „La societ& done ne peut se faire des lois qu’en dedana 
du cercle trac& par les lois naturels.“ Daneben erhält ſich aber mit 
gleicher Beſtimmtheit in biefer ganzen Schule das Verſtändniß, daß 
aus dieſer Verſchiedenheit der Gefete des Güterlebens und ber Ber- 
waltung nicht eben ein Gegenfat zwiſchen Volk und Staat hervorgehe, 
fondern daß vielmehr die höchfte Aufgabe der Verwaltung zugleich die 
böchfte Soentität der Intereſſen für beide enthalte Duesnay hält 
biefen Grundton feiner ganzen Auffaflung feft, und die Verhältniſſe 
machten eö wohl erflärlih, daß er die finanzielle Frage in dem be 
fannten Sat zum Ausgangspunfte nahm: „Pauvre paysan, pauvre 
royaume; pauvre royaume, pauvre roi.* Seine Schule aber kommt 
faft auf jedem Punkte auf den Sat zurüd, „que l’interdt du sou- 
verain est identique avec celui des sujets.* Dieß allgemeinfte Princip 
der wirtbichaftlichen Verwaltung durchdringt die ganze phufiofratifche 
Schule, wenn es auch nur auf die Bor: und Nachprobuftion ange⸗ 
wendet wird, und bie beiben Haupterjcheinungen, die fih aus ben 
Werten Duesnays entwideln, gehören darum in der That der Ver 
waltung und nicht mehr der Güterlehre. Wir dürfen fie bier nicht 
verfolgen; aber fie find bedeutend genug, um der fünftigen Geſchichte 
ald Grundlage zu dienen. Was Golbert für die vollsmirthichaftlichen 
Principien Des Merkantilſyſtems geweien, pad wollte Turgot für die 
der Phyfiokraten fein. Turgots Minifterium ift die direkte Anwendung 
der phufiofratiichen Verwaltungslehre auf die franzöſiſchen Zuſtände; 
es ift der große Verſuch, zuerit den Handel und das Gewerbe und 
dann den Bauern durch die Maßregeln der Regierung frei zu machen. 
Aber er vermochte nicht einmal das negative Element feiner Schule 
durchzuſetzen, jene „libert& de la concurrence;* zu der pofitiven Seite 
derfelben, zur Idee der Grundentlaftung, die der phufiofratifchen 
Schule ihre höchſte vollswirtbichaftlihe Begründung verbanft, ohne 
daß fie diejelbe doch auszufprechen gewagt.hätte, hat auch Turgot fi 
nicht erhoben: vielleicht eben deßhalb nicht, meil fte jelbft die gründ⸗ 
liche Umgeſtaltung der forialen Ordnung vorausfeßte, die niemand 
deutlicher kommen ſah, als eben die Phyfiofraten. Denn fie find 
bie wahren Socialiften des 18. Jahrhunderts. Ahr Kampf 
gegen die Merkantiliften wird zu einer in furchtbarem Ernft ihnen 
entgegentretenden Ahnung der kommenden Revolution, die in ber Ber 
zweiflung an dem guten Willen ber berrfchenden Klafie und an dem 
Berftändniß ihrer Gefahren prophetifch den nahenden Bernichtungslampf 
der ſtändiſchen Drbnung vorberfiebt. „Moderez votre enthousiasme, 
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aveugles admirateurs des faux produits de l’industrie! Avant de 
crier miracle, ouvrez les yeux et voyez combien sont pauvres, 
du moins malaises, ces mömes ouvriers qui ont l’art de changer 
vingt sous en une valeur de mille &cus. Au profit de qui passe 
done cette multiplication enorme des valeurs? Quoi? ceux par les 
mains desquels elle s’op&re ne connaissent pas l'aisance? Ah, de 
fiez-vous de ce contracte!* (Mercier de la Riviere, Ordre ne- 
turel et essentiel des soecietes politiques, I. p. 199, cf. 280, 81.) 
Und neben diejen Ausbrüchen des Gefühle ein Mann wie Mirabeau 
mit feinem Ami de I’'homme (1770), der erfte, der bie eubämoniftilche 
Idee der Verwaltung auf allen Punkten mit fpecieller Beziehung auf 
die niedere Klaſſe durchführt! Gemwaltig maren dieſe Geifter, und tief 
war ibr Berftändniß deifen, mas den Keim ber Gefahr in fich trug. 
Aber dennoch waren ſchon bamald bie Dinge zu weit gebieben, um 
noch mit einzelnen, wenn auch noch fo großartig angelegten Verwaltungs 
maßregeln geändert werben zu Tünnen. 

Das nun ift die phyſiokratiſche Schule in ihren Hauptrichtungen. 
Allerdings ift fie zunächſt und vor allem eine franzöfiiche Erſcheinung. 
Allein fie fteht jo wenig vereinzelt wie die Merlantiliften Englands. 
Jene eigentbümliche Auffaflung, welche die Beivegung und das Leben 
der Geifter eben nur in ber Bücheriwelt findet und es ftetö an einzelne 
literarifche Namen Inüpft, obne fih um alles andere zu fümmern, mas 
neben und über benjelben vorgeht, bat auch bier eine höchſt enge und 
einfeitige Anſchauung jener Schule erzeugt. In der That nämlich find 
die Phyſiokraten nur eine ganz beftimmte Geftalt der großen Bervegung, 
welche das 18. Jahrhundert charakterifirt und alle continentalen Zänder 
ergreift. Diefe Bewegung iſt feine geringere, als die Richtung der 
Verwaltung in Geſetzen und Thätigleit auf die Hebung der nie: 
deren landwirthſchaftlichen Klafje und der Rohproduktion 
überhaupt. Die Phyfiofraten, über die jelbft die Literaturgefchichte ihre 
Vorgänger, deren mir erwähnt haben, vergibt, find nichts als der 
franzöfifche, auf dem eriten nationalökonomiſchen Syitem begründete 
Ausdrud diefer neuen Bahn, melde die Volkswirthſchaftspflege 
einichlägt. Es wird daher die Aufgabe der künftigen Gefchichtichreibung 
fein, die Geſammtheit aller diefer großen Maßregeln ‚nicht als eme 
Schule der Nationaldfonomie, welche letztere nur beiläufig darin vor 
fommt, fordern als eine neue Epoche der wirtbichaftlidden Verwaltung 
zufammenzufafien. Selbit in England, wo die Verwaltung der 
inneren Angelegenheiten ftet3 auf dem niedrigften Standpunkt ftebt, 
erkennt man deutlich in Literatur wie in Praxis diefe Richtung. Die 
großen Arbeiten von Arthur Young und zum Theil auch die von Sohn 
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Stuart löſen ſich von der einfeitig merlantiliftiichen Färbung los, und 
namentlich der erftere ift befanntlich der erfte eigentlich landwirthſchaft⸗ 
liche Schriftfteller Englands. In Deutfchland aber tritt jener Grund⸗ 
zug des 18. Jahrhunderts noch viel deutlicher zu Tage. Hier beginnt 
die Verwaltung wirklich praktiſch in die landwirthſchaftlichen Verhält⸗ 
nifje einzugreifen, und zwar in zwei Richtungen ; zuerft in den erften 
großen Berfuchen, eine burchgreifende Aenderung in der Lage ber unfreien 
ländlichen Befiter herborzubringen, gemefiene Frohnden ftatt der un- 
gemefjenen einzuführen, Ablöfungen auf dem Wege freier Vereinbarung 
zu erzielen, namentlich aber die Leibeigenfchaft vollſtändig aufzuheben; 
dann in der Heritellung eigener Drgane für bie lanbwirtbfchaftliche 
Verwaltung, ben Landesökonomie-Collegien und ähnlicher Inſtitute, 
beren Geſchichte die Vorläuferin ber gegenwärtigen Minifterien der 
Landwirthſchaft und der Öffentlichen Bauten bildet. Wir werden unten 
in ber Geſchichte der Entlaftungen, Ablöfungen und Gemeinheits- 
tbeilungen, und jpäter in ber Lanbwirtbichaftspflege das Einzelne bar: 
ftelen. Hier möge zunädft nur die Thatfache feitftehen, daß die phy- 
fiofratifche Schule fich von diefem großen europäifchen Hintergrund nur 
durch ihren ſyſtematiſchen Inhalt und durch den großartigen, wenn 
auch mißlungenen Verſuch Turgots abhebt, während gegenüber der 
allerdings viel bebeutenderen literarifchen Bewegung in Frankreich in 
der Verwaltung Deutichlands viel mehr wirklich geichieht, als jene 
theokratiſche Schule Frankreichs dort möglich machen fonnte. Und erft 
in diefem Sinne Tann man von jenem Syftem ala dem Führer und 
Haupt einer zweiten jelbitändigen Epoche der Vollewirthichaftäpflege 
und der neueren Verwaltung des gefammten Europas reden. 

In ganz ähnlicher Weife muß nun der eigentliche Charakter der 
Schule von Adam Smith eben fo ſehr in dem Verhältniß zur Verwal⸗ 
tung, als in ihrem nationaldfonomifchen Inhalt gefucht werden. Und 
dieß wollen wir gleichfalls bier kurz andeuten. 


c) Die Lehre von Adam Smith und ihr Verbältniß zur wirtbichaftlichen 
Berwaltung. 


Es kann natürlich auch nicht entfernt unjere Abficht fein, hier bie 
ohnehin wohlbekannte Lehre von Adam Smith im Allgemeinen darzur 
-ftelen. Indem mir diefelbe nach allen Seiten bin vorausfegen, müflen 
wir jedoch den Standpunkt beflelben in Beziehung auf die Verwaltung, 
die Gründe, warum er einen jo mächtigen Anklang namentlich in 
Deutichland fand, und endlich die Geftalt der Bollswirtbichaftspflege, 
wie fie aus diefem Einfluffe Adam Smith hervorgeht, fo kurz und 
beftimmt als möglich charakterifiren. 
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Das achtzehnte Jahrhundert iſt im Guten wie im Böſen die Zeit 
der polizeilichen Bevormundung des Volks. Die ganze Theorie des 
Eudämonismus, mie fie Chriftian Wolf zuerft zu einem Syiteme ver: 
arbeitet, ijt zum Inhalt der ganzen innern Verwaltung, namentlich alfo 
auch der Bolkswirthichaftspflege getworben. Die Abfichten dabei waren 
meift vortrefflih, die Mittel oft ſehr rationell, das Ziel ein großes. 
Allein das größere Element der perfönlichen Selbjländigfeit, der Drang 
nach Selbitthätigfeit im Volke, kurz das Bedürfniß nad ftantöbürgerlicher 
Freiheit war bereits jo groß, daß auch das Befte, was die Negierungen 
boten und gaben, unwillig ober gar nicht angenommen wurde, weil 
die Völker die Herren auch ihres eigenen Glücks fein wollten. So ent- 
ftand jene tiefe Spaltung zwiſchen Voll und Staat, die fi bis auf 
den heutigen Tag fortießt, jenes tiefe Mißtrauen des erfteren gegen 
ben letzteren, das bis zur entſchiedenſten Negation geht; und es mar 
daher natürlich, daß jeder, der feine Anfichten auf biefen Gegenlak 
baute, als Bundesgenofje jener faſt unwiderſtehlichen Beitrichtung be 
grüßt wurde. 

Da trat Adam Smith mit feiner Wealth of Nations auf. Er 
vertritt zwei Gedanken, die fo tief in das Leben eingegriffen haben, 
wie wenig andere, nicht jo fehr wegen ihrer Wahtheit, als wegen ihrer 
Harmonie mit dem ganzen Entwidlungsgange der ftaatlichen und gefell: 
Ichaftlichen Ideen jener Epoche. Der eine ijt ein allerdings rein national: 
öfonomifcher, der andere aber ift da8 verwaltungsredhtliche Brincip 
der Smithbihen Schule; und es ift ſchwer zu fagen, welches von 
beiden das hiftorifch bedeutendſte geweſen ift, obwohl man faft nur das 
erſtere erfannt hat. Dieß nun war ber Gedanke, daß bie Duelle bed 
Werthes und damit des Reichthums die Arbeit fe. Die Arbeit aber 
ift, im Gegenfate zum Belite oder Kapital das nationalökonomiſche 
Lebensprincip der ftaatsbürgerlichen Gejellichaft; die Idee, daß der 
Reichthum aus der Arbeit als folcher hervorgehe, war zugleich Die Idee, 
daß in ihr die Duelle der wirthichaftlichen Gleichheit und der einzigen 
möglihen Hebung der niederen Klaſſe liege. Es mar nicht anders 
möglich, als daß diefer Grundſatz auf einen dankbaren Boden fiel und 
volles Verſtändniß fand; an ihn knüpft fich die ganze Nationalökonomie 
des Jahrhunderts, das Adam Emith folgt. Doch das zu verfolgen, 
ift nicht unfere Sache. Der zweite Grundgedanke Adam Smiths da: 
gegen war ber, daß die wahre Duelle alles Gedeihens der Wirtbfchaft 
durch die Arbeit in dem freien Verſtändniß des Einzelnen von feinem 
eigenen Intereſſe liege. ever wird am beiten ſelbſt willen, mas ihm 
m nüßlichiten ift; das ift das Smithiche „Selfintrest.* Die Confequenz 
Davon iſt die entfchiedene Berurtbeilung der polizeilichen 


— SE SS tn A — Dr — nd WE — [NE [en a 58 wm a. % 3 En. u "» " ch 3 wa Dei — 
v 
. - 


39 


Bevormundung aud in wirthſchaftlicher Hinficht; er forbert 


undbedingt an ihrer Stelle die freie Selbitbefiimmung des Einzelnen; 


er erllärt geradezu, es ſei eine „impertinence and presumtion of the 
Government, to watch over the industry of private people.“ Das 
waren Gedanken, melde dem Engländer vollfommen geläufig maren; 
dem Gontinente waren fie neu, und müßten in jener Zeit als das 
Evangelium der wirthſchaftlichen Freiheit der neuen ftaatsbürgerlichen 
Geſellſchaft begrüßt werden. Und bie nächfte natürliche Folge war die, 
daß diejenige Nationalölonomie, welche die Wahrheit biefes Principg 
dur die abjoluten Grundfäße der Güterlehre bewies, an und für fich 
als die wahre Nationaldfonomie begrüßt wurde. Man nahın das wirth: 
ſchaftliche Princip um ber freiheitlichen Confequenz willen und bewies 
das freiheitliche Princip wieder durch bie mirtbichaftlichen Conjequenzen 
des Syſtems. Das Lofungswort der Nationalöfonomie ward durch 
Adam Smith die „Arbeit,“ das Loſungswort ber gelammten Staats: 
wiflenfchaft dagegen vie „Freiheit.“ 

Das ift e8 nun, was der ganzen theoretiſchen Bewegung auf dieſen 
beiden Gebieten in unferem Jahrhundert ihre Geftalt gegeben hat. Wir 
überlafjen dabei die nationalöfonomifche Seite der Gelchichte der Volls⸗ 


‚ mwirthichaftslehre; aber ver Gang der Volkswirthſchaftspflege bedarf doch 


einiger Bemerkungen. 

Adam Smith hatte fein Princip der wirthſchaftlichen Freiheit in 
ächt engliſcher Weiſe aufgefaßt, als die einfache Negation des Staats 
und ſeiner Berechtigung in volkswirthſchaftlichen Dingen. Die erſte 
große Folge davon war, daß man von ihm aus die Nationalökonomie 
principiell von der übrigen Wiſſenſchaft ſcheiden, und ſie als eine 
ſelbſtändige Wiſſenſchaft behandeln lernte. Man kann, namentlich bei 
der gegenwärtig berrichenden Verwirrung aller Begriffe auf diefem Ges 
biete, nicht oft und nachbrüdlic genug darauf hinweiſen, daß bis zum 
Anfang unferes Jahrhunderts Uberhaupt Feine felbftändige Na: 
tionalöfonomie eriftirt hat, ſondern daß fie nur als begrünbendes 
Moment an ver Bolkswirthichaftöpflege vorkommt; felbft Quesnay konnte 
fie aus dieſer Verſchmelzung nicht herausreißen. Erſt jegt beginnt man 
zu verſtehen, daß es eine Nationalöfonomie gibt, und von da an fängt 
die eigentlich nationaldfonomifche Literatur an, ihre Stellung einzus 
nehmen. Allein fie fteht beinahe ausfchließlih auf den Schultern von 
Adam Smith. Nun ließ ſich aber, trotz aller Macht diefer Lehre, denn 
doch nicht fo einfach das Dafein, die Nothivendigfeit, ja die Function 
des Staats und feiner Vertvaltung nicht bloß in Recht und Verfaſſung, 
Sondern auch in ber Volkswirthſchaft abweifen. Die große, ſyſtematiſch 
außgenrbeitete ftantsrechtliche Literatur ftand aufrecht da; die Rechts— 
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philofophie behandelte vor allem ben Staat; fehlte auch gänzlich ber eigent⸗ 
liche Begriff der Verwaltung, jo erhielt ſich doch die alte Polizeiwiſſen⸗ 
ſchaft nach ihrem ganzen Umfang. Das Staatsrecht mußte baber von 
der Nationalölonomie wenigftend nad wie vor gewifle Anftalten, wie 
Münze, Poſt, andere „Regalien” fortwährend behandeln; die Rechts⸗ 
philofopbie konnte am Ende nicht läugnen, daß die ibealen Aufgaben 
des Staatäbegriffes denn doch auch zum Theil im Gebiete der materiellen 
Elemente des Dafeins liegen; die Polizeiwiſſenſchaft hatte von jeher bie 
vollewirthichaftliche Verwaltung in ihrer Weife behandelt. Adam Smith 
batte für England leichtes Epiel gehabt; aber in Dentichland war es 
denn boch mit jenem kahlen Begriff des Selfinterest nicht gethan. So 
wie daher feine Lehre in Deutichland Platz griff, mußte die Frage enb 
ftehen, wie ſich nunmehr jene neue ſelbſtändige Nationalölonomie zu 
der Stantslehre, die man in England gar nicht fannte, verhalten werke. 

Es ift ein eigener Theil der’ Geſchichte der deutſchen Wiſſenſchaft, 
der ung biefen merfwürdigen Proceß der Theilung und wieder der Ber 
ſchmelzung jener Richtungen zeigt; aber er kann erit dann und von bems 
jenigen gefchrieben werben, der ſich über ven Begriff und den felbftändigen 
organischen inhalt der Güterlehre vollkommen Har if. Wir find noch 
mitten in demielben. Es muß uns daber hier, wollen wir nicht alle 
uns zu Gebote ftehenden Gränzen unferer Aufgabe überichreiten, ge 
nügen, die Hauptgeftaltungen anzugeben, die aus jener Bewegung 
hervorgehen, invem Mir die allgemeinen Grundlagen als hinreichend 
befannt vorausjeßen. 

Wir glauben nun, daß e8 unferem Zwecke am meillen entfprecdyen 
wird, wenn wir jene Bewegung in die drei Hauptepochen eintheilen, 
in benen fie verläuft, und an die ſich im Wefentlichen wohl die fünftige 
Geſchichte dieſes Gebietes der Staatswiſſenſchaft anfchließen wird. Wir 
bezeichnen fie in Kürze als bie der Staatswirthſchaftslehre, die 
der Volkswirthſchaftspflege, und die ber angewandten Ra 
ttonaldlonomie. 

Ohne allen Zweifel ift nun die erfte Epoche die bei weitem reichere 
und beveutendere, und überragt an Umfang mie an Tiefe die folgenden 
fo ſehr, daß nicht einmal eine Bergleihung recht möglich ift. 

Als nämlich mit dem Ende des vorigen Jahrhunderts das Werl 
von Adam Smith nah Europa kam, traf es den deutichen Geift in 
der vollen, fräftigen Bewegung, welche überhaupt eine neue, freiere 
Geftaltung des gefammten Stantslebens ſuchte und forderte. Damals 
dachte man noch viel über Weſen und Inhalt bes Staat? nad); der 
Begriff des Staats, jung und lebendig, wenn auch unklar, fühlte daß 
er alle menſchlichen Berhältnifie in fich aufnehmen und verarbeiten 
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müfle, ohne doch denfelben ihre Selbftänbigkeit in ber oberflächlichen 
Weife zu nehmen, wie es die fchon trivial gewordene Polizeiwiſſenſchaft 
zu thun gewohnt mar. Die großartige Auffaflung der Lehre von 
Adam Smith imponirte baher diefer geiftigen Arbeit der Deutichen, aber 
fie unterjochte fie keineswegs. In dem Suchen nad der neuen Staats⸗ 
idee, welche aus ber letzteren geboren werben follte, Tonnte jenes ein 
feitige PBrincip der Negation der Stantöverwaltung, die leere negative 
Freiheit des Selfinterest um fo weniger genügen, ald denn doch die Ge: 
wöhnung an eine wirkliche, und vielfach fo höchſt wohltbätige Regierung 
. eine tiefgewurzelte war. Ein einfaches Annehmen der Auffaffung von 
Adam Smith war daher zwar für fein nationaldfonomifches Princip 
ber Arbeit fehr wohl möglich ; fein verwaltungsrechiliches der individuellen 
Ungebunvenbeit dagegen iſt nicht einmal recht geſehen, viel weniger 
angenommen worden. Am Gegentheil ging ſchon mit dem Anfange 
diefes Jahrhunderts die deutſche Wiflenfchaft vielmehr daran, die Idee . 
und das Syſtem der Nationalölonomie in die organiiche Idee des 
Staats aufzunehmen und mit berfelben mo möglich auf allen Punkten 
foftematifch zu verarbeiten. Das nun war wiederum nur von Einem 
Standpunkt aus möglid. Hätte man jchon demals in ber National 
öfonomie gelannt, mas fie wirklich ift, nicht etwa einen Theil ber 
Staatslehre, fondern vielmehr ein ganz jelbftändtges Gebiet des Lebens 
der Perföulichkeit, fo hätte man einen gemeinfamen höheren Begriff 
ſuchen müflen, dem man aud das organiſche Staatsleben ala Theil 
oder Moment deſſelben hätte unterorbnen müſſen. Das aber überließ 
man ber Philofophie, und fo weit ging daher noch die Trabition der 
alten Staats: und Rechtslehre, daß man für alle praktiſchen Fragen, 
alfo auch für die der Wirthſchaft, den Staatöbegriff an die Spike 
ftellen zu müſſen glaubte. So entitand bie Vorftellung von der Staats 
wirtbichaft und ihrer Wiflenfchaft, ver Staatswirtbichaftslehre, 
welche die Rationalölonomie in irgend einer Weiſe als Theil der Staats⸗ 
wiſſenſchaft, das ift als ein Moment an der Wifjenfhaft vom 
Staate behandeln wollte, und zwar im Allgemeinen von dem Stand: 
punkte aus, daß die Nationalölonomie die Geſetze lehre und enthalte, 
welche der Staat anguerlennen und zu verwirklichen habe. Das iſt ber 
eigentliche Charakter ver Epoche der Stantöwirthfchaftslehre, die mit dem 
Anfange dieſes Jahrhunderts beginnt, und beren lehter großer, hoch 
bedeutender Vertreter Lotz ift (Stantswirthichaftslehre, 2. Aufl. 1838). 

Man kann nun wohl im Allgemeinen fagen, daß gleih anfangs 
in biefer Verſchmelzung das Gefühl volllommen Har ift, daß im Grunde 
dennoch Nationalölonomie und Staatöwirthfchaft zwei fehr verſchiedene 
Dinge feien; allein über das wahre Verhältniß ift man fib aus einem 
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ſehr nahe liegenden Grunde niemals recht Kar geworden. Währent 
man nämlich wenigftens zum Theil jehr gut mußte, mas eigentlich bie 
Nationaldlongmie fei, hatte man feinen klaren Begriff von der 
Verwaltung Man vergaß, daß wenn die Gefete der National 
öfonomie wirkliche Geſetze ſeien, fie ſich durch eigene Kraft verwirk 
lihen müßten; man fah nicht, daß das, was erft des Staats bedarf 
um ins Leben zu treten, dann Fein Gejeb mebr if. Man kam daher 
zu der Vorftellung, daß eben nur das Nationaldtonomie fei, was über: 
baupt bireft oder indireft durch die Thätigkeit des Staats vollzogen 
werden könne. Natürlich war auch das wieder nicht durchführbar, denn 
die Begrüfe von Arbeit und Werth, die Geſetze des Angebot? und ber 
Nachfrage waren denn doch ganz unabhängig vom Staate. Und jo 
beginnt diefe Epoche der „Staatswirthichaftslehre” gleich anfangs mit 
einer Richtung, welche die Frage nach dem Verhältniß der National 
 Blonomie zur Staatswirthihaft und Wiſſenſchaft zum Grunde legt, 
während eine zweite Richtung, diefer Frage nicht Herr und fie daher 
auch zur Seite liegen laſſend, unbeirrt von ihr direkt auf die Staat‘ 
wirthichaft eingeht. An der Spite der eriten Richtung fteht Soden, 
der die Frage nach jeyem Verhältniß ala Einleitung feines ganzen 
Werkes bin und her wirft. Bei ihm verfchwindet aber der ftrenge Be 
griff der Nationalökonomie als der. organischen Güterlehre in „das 
höchſte Sittengefeb des Wohlwollens, der Humanität, und bemgemäß: 
Beglückung der Nationalindivivuen” (die Nationalölonomie, 1. 3b. 
1805. $. 17) „aber im PBrincip der Staatsverwaltung liegt dazu 
feine Pflicht, alfo auch len Zwangsrecht. Das Brincip der Staats: 
verwaltung ift nur: Begründung, Sicherung und Bewährung ber 
ftaatsgejellichaftlihen Vortheile, in jo weit fie aus der ſtaatsgeſellſchaft 
Iihen Berbindung unbedingt fließen.” Dann fährt er fort, mit wenig 
Worten die Hauptſache berührend: „In dieſer Abfonderung ber Begriffe 
liegt, bei dem unruhigen Geifte ber Regierungen und nad der ihrem 
Charakter eigenen Tendenz zur Ausdehnung der Madıt, das Pal 
ladbium der bürgerlichen Freiheit." Das war jehr wahr und ganz aus 
Adam Smith, aus deflen Studium überhaupt Sodens Werk hervor 
ging; allein die Unflarheit feiner Vorftelung zeigt fich fofort mie er 
meiter kommt; eben hat er das „Zwangsrecht“ geläugnet, in $. 21 
deducirt er wieder feine Nothwendigkeit; immer mit dem Gebanfen, baf 
bie „Geſetze der Nationalölonomie die Grundfäße beſtimmen“ ſoll, nad 
denen dieß Zwangsrecht ausgeübt wird (ebd). Die Nationalöfonomie ift 
ihm ($. 25) die „ſchöne Haushaltung der Natur“; die Staatswirthſchaft 
ift ihm dann wieder ibentifch mit der Staatöverwaltung ($. 17). Zu 
einem rechten Abſchluß gelangt er nit. Chr. Schlöger, der Gründer 
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ber wohl jo genannten beutich-ruflifchen Schule, bat fich in feiner „Staats⸗ 
wirtbichaft” oder Lehre vom Nationalreihthbum (1804. 2 Bde.) mit der 
principiellen Frage gar nicht abzugeben, bie Materie aber ohne Syſtem 
dur einander geworfen. Eben fo unficher bleibt Hufeland, troß 
dem daß er Soden weit an dialektiſcher Schärfe überragt. In feiner 
„Neuen Grundlegung der Etaatöwirthichaftsfunft“ (Bo. 1. S. XXX) 
will er diefelbe unter die Staatswiflenfchaften reihen; auf S. 112—118 
dagegen jcheivet er mit Recht ftrenge die Nationalölonomie ober „Güter: 
lehre“ vom Staate- An der That ift die folgende Zeit über dieſen 
ganzen Zweifel gar nicht binausgelommen. Sartorius, Abhandlung 
über die Elemente des Nationalreihtfums (Göttingen 1806) fchließt die 
gleiche Unterfuchung damit, daß er die Freiheit der Privatwirthſchaft 
als Regel, die Einmifchung des Staats als Ausnahme fordert; freilich 
fällt bei ihm diefe Ausnahme ſehr ausgiebig aus, und ein Brincip für 
biefelbe fehlt gänzlich. Als allmählig mit ven zwanziger Jahren ber 

Begriff der „Staatswiffenichaften” an die Stelle der alten Polizeiwiſſen⸗ 
ſchaft tritt, laſſen die erfteren jene Yrage überhaupt fallen, und finden 
fie höchftens mit einer paflenden Phrafe ab, mährend fie in einzelnen 
Arbeiten noch vielfach verhandelt wirb, wie bei Behr, die Lehre von 
ber Wirtbichaft des Staats (1822). Pölitz hat dann verſucht, Staats⸗ 
wirthfchafts: und Volkswirthſchaftslehre in ihrem Verbältniß zu einander 
auf die möglichjt einfache Formel zurüd zu führen. Er fagt (Staats: 
wiflenfhaft Bd. IL ©. 133. 1827) die Staatswirtbichaftälehre unter: 
ſcheidet fich dadurch weſentlich von der Vollswirihſchaftslehre, daß biele 
von dem Begriff (er meint die Thatfache) „des Volles und den Grund: 
bedingungen des Volkslebens, jene vom Begriffe des Staats und den 
Grundbedingungen des Staatslebens ausgeht.” Da er aber vom 
Staate eben feinen Begriff hat, ſo kommt er fofort zu dem bezeichnenden 
Satze, daß die Staatwirtbfchaftslehre in den Grundſätzen beiteht, nad 
welchen jene Grundberingungen des Volkslebens, nämlich das „Recht 
und bie Wohlfahrt“ unter die Garantie des rechtlich geftalteten 
Zwanges geftellt werben. — NRotted dagegen hat fie in feiner Fort⸗ 
feßung von Aretins Staatörecht der conftitutionellen Monarchie Bo. U. 
Abth. I. S. 259 ff. fogar ind eigentliche Staatsrecht aufgenommen. 
Was er eigentlich meint, ift ſchwer zu fagen, wie denn überhaupt dad 
Verhältniß zwiſchen Pölitz und Rotteck darin befteht, daß bei Pölitz die 
Form ar und das Brineip unklar ift, während Rotted im Princip 
Har, in den Begriffen dagegen fehr unklar erfcheint. Neben dieſer 
erften Richtung ſteht nun die zweite, die ohne viel dialektiſchen Zweifel 
über Weſen und Werth der Rationaldfonomie geradezu dem Staate auf 
Grundlage ihrer Anfchauung von der wirthichaftlihen Wohlfahrt die 
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Aufgabe vindicirt, die ganze Nationalökonomie direlt durch Staats⸗ 
geſetze und Thätigkeit zu regeln. Hier ſtellt ſich zuerſt Adam Müller 
in ſeinen „Elementen der Staatskunſt“ 1808 auf den Standpunkt, die 
landwirthſchaftlichen und gewerblichen Verbältnifie den höhern Staats⸗ 
zwecken zu unterordnen; ihm iſt hier wie immer die Regierung der 
„Vater“ des Volles. Ficht e's Geſchloſſener Handelsſtaat (1800) iſt in 
der That nichts anderes, als der erfte große Reflex der franzöfiichen 
foeialiftiichen Ideen in einem großen deutſchen Geift; er ift die erfte 
beutfche Utopie, die wir haben, aber ohne Bewußtſein davon, daß er 
nur Utopie if. Ludens Handbuch ber Staatsweisheit oder der Bo 
lititk (1811) iſt im Grunde nur eine geiftreichere Darftellung des wirt 
Ichaftlichen unfreien Eudämonismus, ohne tiefere Bedeutung. Erft als 
unterbefien das Studium der eigentlichen Nationaldlonomie weiter ger 
diehen ift, gewinnt die „Staatswirthſchaft“ die Tiefe und Breite, bie 
fie zu einer bebeutenden Erfcheinung macht. Sie wird zu einer voll 
ſtändigen Nationalöfonomie, die aber mit einer beinabe vollftän 
digen Volkswirthſchaftspflege äußerlich verbunden tft, 
ohne daß man recht dazu gelangt wäre, fich über ven Unterſchied beider 
Har zu werben; höchſtens daß man die „reine Stantswirthichaftslehre” 
als Ratiowalöfonomie der „angewandten“ als Volkswirthſchaftspflege 
vorauf ſendete, ohne zu einem Verſtändniß des innern Verhaltens 
zu gelangen. Die beiden bedeutendſten Werke in dieſer Richtung, die 
eigentlichen Vertreter der, Staatswirthſchaftslehre“ find Kraus, Staats⸗ 
wirthichaftslehre, 1. Aufl. 1817 (ſehr kurz), 2. Aufl. 1837 in 5 Bon. 
bon H. dv. Auerstvald herausgegeben, namentlich aber Lotz, Hanbbud 
der Staatswirthſchaftslehre, 3 Bde. 2. Aufl. 1838, ein Mann, der im 
Einzelnen von menigen erreicht, im Ganzen bisher bon niemanden 
übertroffen tft, und deſſen Arbeit man immer mit größtem Ruben 
ftubiren wird. An fie fchließen fih etwa noch Bülau, der Rachfolger 
von Pölitz (Handbuch der Staatswirtbichaftslehre 1835), eben jo glatt, 
breit und Har, aber nicht fo umfafiend im Ganzen, und Schön, Neue 
Unterfuhung der Nationalöfonomie und der natürlihen Volkswirth⸗ 
ſchaftsordnung (1835). Auch diefe ganze Richtung ift fich principiell einig 
darüber, daß nirgenb ein weſentlicher Unterfchied zwiſchen der National: 
ölonomie und ber Thätigfeit und Aufgabe des Staats beftehe, und 
Mühe genug gibt fi namentlih Ley ($. 5. 6.) dieß Verhältniß wiſſen⸗ 
I&aftlich zu formuliren, namentlich zu beflimmen, „tie weit die 
Staatswirtbichaftslehre den Stantsmwifienfchaften gehört” (S. 10.), eine 
Frage, die ung mwunberlich erfcheinen würde, wenn jene Staatswirtb 
Schaft ihm nicht als Nationalbkonomie erfchienen wäre. Allein zu einem 
Abſchluß konnte dieſe Richtung nicht gelangen, und mir bürfen wohl 
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bier den tiefen Grund dafür wiederholen. Jene Unterſcheidung nämlich 
ift nie durchzuführen, fo lange die Wiffenfchaft feinen beftimmten Be: 
griff vom Staate bat. Es ift von jeher der große Mangel der praftifchen 
Staatöwiflenfchaft geweſen, die Aufftellung und Durchführung des Staats» 
begriffes für etwas außerhalb ihres Bereiches liegendes anzufehen. Sie 
bat denfelben nicht bloß der Rechtsphiloſophie überlafien, fondern ihn 
auch gar nicht von berjelben aufgenommen. Sie gelangte dadurch zu 
dem Widerſpruch, in allen Punkten ihrer Xehre, wo fie von ber Thätig- 
feit des Staats in feiner Verwaltung ſprach, ohne ben Begriff deſſelben 
weiter arbeiten zu müflen. Sie fonnte dadurch natürlich zuerft zu feinem 
Syſteme gelangen, da dieſes doch nur durch jenen Begriff gegeben 
wird, und eben jo wenig zu einem allgemein gültigen Princip für bie 
einzelnen Yunctionen, da diefe gleichfalld nur durch jenes Weſen bes 
Staats gegeben werben. Die Behandlung aller der Volkswirthſchafts⸗ 
‚pflege gehörenden Theile der Staatswirthſchaft wird dadurch bie einer 
Scharfen und gründlichen Beobachtung, ohne daß eine höhere Hare Ord⸗ 
nung berausträte; natürlich fehlt die Vollftänbigfeit, und an bie Stelle 
von Grundſätzen muß zu oft das Gefühl der bloßen Zweckmäßigkeit 
treten. Das aber konnte bei dem fich immer höher enttwidelnden Dr. 
ganismus des Staats nicht genügen; ed war daher natürlich, daß ſich 
neben der Staatswirthichaftslehre auch andere Richtungen Bahn brachen, 
bie freilich ihrerſeits eben ſo wenig ausreichten. Wir glauben fie nur 
kurz andeuten zu follen. 

Sn jener Verwirrung bat Rau das große Verbienft, formell den 
alten Standpunkt des vorigen Jahrhunderts, die Dreitheilung in Na⸗ 
tionalölonomie, Finanzwiſſenſchaft und Vollswirthſchaftspflege aufrecht 


“ esbalten, und damit die Scheidung der erflern von ber letztern gründ⸗ 


lich durchgeführt zu haben. Es ift nicht überflüffig, über den Werth, 
den feine Bollswirtbihaftspflege an und für fih bat, bier zu 
seven. Allein, indem wir natürlich dabei gänzlich von allem Einzelnen 
abfehen, auch biefer Standpunkt war nicht fähig, dem wahren Bedurf⸗ 
niß zu entiprechen. Nicht wegen des Mangeld an Inhalt, und auch 
nicht wegen bed Syſtems dieſes reichen Werkes, fondern vielmehr deß⸗ 
balb, weil Raus Arbeit nirgends zu dem Bewußtſein gelangt, daß 
diefe Volkswirtbfchaftspflege jelbft wieder nur ein Theil der in 
neren Verwaltung ift, und baber, wie es ſcheint, von der Bor 
ſtellung getragen wird und fie auch wohl bei andern erweckt, als ob 
bie Volkswirthſchaftspflege bie innere Verwaltung ſelbſt fei. 
Es ift nicht überflüflig, au betonen, daß damit dem Bebürfnifie der 
Berwaltung, die mit immer größeren Aufgaben ausgerüftet ward, nicht 
genügt werden konnte. Es erzeugte ſich vielmehr daraus eine neue 
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Geftalt dieſer Arbeiten, die in hohem Grade förderlich, dennoch nie für 
fih allein ausreiht. Rau hatte gezeigt, wie viel Stoff nicht etwa bloß 
für das Ganze, fondern auch für die einzelnen Theile der Volkswirth 
ſchaftspflege vorhanden fei. Die Kraft der deutichen Arbeit warf fid 
daher jet gerade auf diefe einzelnen Gebiete und leiftete darin fo Be: 
deutenbes, daß die Mafje und der Werth dieſer Werke das Bewußtſein 
und beinahe das Bedürfniß der organischen Einheit erbrüdte, und be 
der deutfchen Gründlichfeit die wohlbegründete Vorftellung wach rief, 
daß es ohnehin unmöglich fei, einen folchen Stoff zu bewältigen. Das 
gewaltige Gebiet der wirtbichaftlichen Verwaltung zerfuhr daher zuerft 
in die großen Einzelwerke über Grundentlaftung, Waflerrecht, Pol: 
recht, Eiſenbahnrecht, Bankweſen, Müngwefen, Land, Forft: und Berg 
bau, Armen: und Heimathöwelen, Patentrecht, Handelsrecht und an 
deres, nach allen Seiten hin Tüchtiges leiftend, aber gänzlich) des Be 
twußtjeind der innern Einheit, des organischen Zujammengehörens baar. 
Nichts wäre verfehrter, als das anzuflagen, oder auch nur nicht hoch 
zu achten; allein nicht wäre einfeitiger, als damit ſich allein genügen 
Iafien zu wollen. Denn, auch nur rein formell geſprochen, bilden alle 
biefe. Zweige denn doch Aufgaben Einer und derfelben höchſten Be 
börde; wie nun ſoll es möglich fein, die weſentliche Verwaltung für 
biefelben berzuftellen, wenn fie nicht felbit als nothwendige und orga⸗ 
nifche Grundlage derfelben eziftirt und durch die Wifienfchaft zum Aus 
druck gelangt? Der formale Charakter diefes Zuftandes, der eben fo 
groß in feinen einzelnen Theilen als wichtig in feiner praftiichen Be 
deutung ift, befteht deßhalb in der geiftigen ober, wenn‘ man will, or 
ganiſchen Heimatblofigkeit allerfeiner einzelnen Gebiete und 
das was jenen einzelnen Theilen eben dadurch mangelt, ift gerade das, ' 
was fich der Theil nicht felbit geben fann: ‚die Begründung und Be 
gränzung durch das Ganze. Sie bieten alles für alle, welche mit den 
Theilen zu thun baben; für die, welche das Ganze verwalten, gibt es 
bisher feine Wiſſenſchaft, nicht einmal für die wirthichaftliche, geſchweige 
denn für die gefammte innere Verwaltung. Es ift die Auflöfung ber 
alten Staatswirtbfchaftslehre in die Einzelgebiete der Volkswirthſchafts⸗ 
pflege mit all ihren Bortheilen und Nachtheilen, welche den Charakter 
des gegenwärtigen Zuftanbes bildet. 

— Da tft nun noch die neuefte Richtung, die wir in ihrer volligen 
Unklarheit in Princip und Syſtem nicht beſſer als mit dem völlig un⸗ 
Haren Namen der „angewandten Nationalökonomie“ bezeichnen können, 
und die nichts anderes ıft, als ein Zurüdfallen in die Kategorien bed 
Anfangs diefes Jahrhunderts. Sie erkennt ſtillſchweigend ihre Unfähig 
feit von dem Einzelnen weiter als bis zum Cingelnen zu gelangen. 
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Bon einem Begriffe des Staats, von einem tieferen Berftänpniß ber 
Verfönlichkeit, von einem organiihen Gedanken für Nationalölonomie 
oder Bollgwirtbichaftäpflege , geichtveige denn für die Verwaltung über: 
haupt oder die innere Verwaltung im befondern, ift bier feine Rede 
mehr. Es ift die Abbication der organiſchen Wifjenichaft, die durch 
biftorifche Unterfuhung um fo weniger erjeßt werben Tann, als das 
Ergebniß derfelben gleichfalls nur Stoff zum Stoffe häufen muß, wenn 
man nicht den Werth der geſchichtlichen Erfcheinungen, fondern nur ihre 
Thatfache und Geſtalt ertennt. Die große Trage, vor der unfere Wif- 
fenfchaft fteht, ift daher in ver That die, ob es uns fünftig genügen 
wird, Beobachtungen zu befiken oder das Beobachtete zu beberrichen. 

Dasjenige nun, was wir über das bisherige Syitem, feine An- 
orbnung, feine Mängel und Zufälligkeiten zu jagen haben Zönnten, 
glauben wir hier nicht anführen zu follen, da es eben in Individual⸗ 
kritik auslaufen würde. Statt deflen glauben wir der Sache und unfrer 
Auffaffung am beiten zu entiprechen, wenn wir ftatt alles Eingehens 
auf das Einzelne lieber das der wirthichaftlichen Verwaltung zum Grunde 
liegende Syſtem bier jelbft den einzelnen Theilen vorausfenden. Und 
wieber verftatten wir und, ‚darauf hinzuweiſen, daß für diejenigen, 
welche eine philofophifhe Begründung nicht für erforderlich halten, das 
Kriterium der organiichen Richtigkeit dieſes Syſtems darin gefucht und 
hoffentlich gefunden werben möge, daß alle ver Bolfswirthfchaftspflege 
angehörigen Begriffe, Gelee, Anitälten, biftorifche Erfcheinungen und 
Fragen ſich vollftändig und ohne Mühe und Zwang in dieſes Syſtem 
einfügen. Die Ueberzeugung davon würde nicht bloß einen großen 
praßtiihen Werth, fondern zugleich die Ehre haben, menigftens auf 
diefem Punkte jenen fogenannten praktischen Werth der philofophifchen 
Auffaflung beweiſen zu fünnen. 


IV. Das Syſtem der wirthſchaftlichen Berwaltung. 


Das Syſtem der vollswirthſchaftlichen Verwaltung als drittes 
großes ſelbſtändiges Gebiet ver gefammten Innern Verwaltung neben die 
Berwaltung des phyſiſchen und geiftigen Volkslebens hingeftellt, beruht 
nun auf folgenden Grhndlagen. 

Die Aufgabe der innern Verwaltung in der Volkswirthſchaft bes 
fteht nicht darin, bie Volkswirthſchaft zu begründen, herzuftellen, zu 
leiten, den Volksreichthum zu erzeugen, oder äbmliche Ziele durch die 
Gewalten des Staat? zu erreihen. Sie fol. nur diejenigen Bedin⸗ 
gungen der wirtbichaftlihen Entwidlung beritellen, welde die Ein- 
zelnen fich mit eigner Kraft nicht Schaffen Tönnen. 
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Sie erfeheint daher auch nur ba, wo es fih um folde Bedin 
gungen handelt. Sie kann eben deßhalb auch das Syitem dieſer ihrer 
Aufgaben nicht etwa in dem der Vollswirthſchaft oder Staatswirth⸗ 
Schaft fuchen wollen. Es ift unmöglih, ein Syſtem, namentlich der 
erfteren, für die Vollswirthichaftspflege zum Grunde zu legen. br 
Syſtem fann gar nicht dad der Grundbegriffe und Grundgeſetze ber 
Volkswirthſchaft fein, da dieſe niemals das Objelt ber Thätigkeit ber 
Berwaltung find. Sondern daſſelbe ift in ver That das Syſtem ber 
außerhalb oder über der Einzelfraft liegenden Zebensverhältnifie ber 
Gemeinfchaft, und zwar injofern eine Action der Verwaltung für die 
felben als eine Aufgabe der wirthſchaftlichen Gefammtinten 
effen erfcheint. Und der, diefe Aufgabe und fomit die Thätigfeit der 
Verwaltung beftimmende Wille der Verwaltung erzeugt dann das gel: 
tende Recht derfelben. So ift die Syftem naturgemäß ein volllommen 
felbftändiges und eigengenrtetes, und dennoch wohl ein fehr einfaches. 

Die gefammte Volkswirthſchaftspflege und ihr Hecht zerfällt zuerft 
in den allgemeinen und den bejondern Theil. 

Der allgemeine Theil behandelt alle diejenigen Lebensverhältnifie, 
welche als Bedingung jeder Art von Wirtbihaft und Unternehmung 
ericheinen. Der befonvdere Theil dagegen hat nur mit denjenigen zu 
thun, welche durch die befondern wirtbichaftlidden Verhältnifie der ein 
zelnen Art der Unternehmung gegeben find. 

Das mas der allgemeine Theil enthält, gehört Daher jebem befon- 
dern Theile wieber an, und muß gleichjam als Einleitung für jebe der 
Abtheilungen diefes bejondern Theiles angefehben werden. Es tft der 
Stamm, aus dem bie großen Zweige der Verwaltung entiprofien. 
Kein einzelner Theil Tann daher ohne den allgemeinen als ein voll 
ftändiger betrachtet werben. Der Ießtere muß vielmehr den erfteren auf 
allen Punkten gleichſam durchbringen, erheben, verallgemeinern; ver 
erftere muß den leßteren vorausfegen und in einzelnen Fällen anwen⸗ 
den; niemals wird die Behandlung eines einzelnen Gebietes voll» 
ftändig, ja nicht einmal vecht praktiſch werben, wenn fie nicht den all- 
gemeinen Xheil gründlich Iennt und denfelben als ein in fich fertiges 
Ganze anfehen kann. Es ift einer der größten Mängel der gegenwär 
tigen wirthſchaftlichen Verwaltungslehre, daß das organiiche Verhältniß 
beider Elemente des Syſtems nicht gehörig ausgearbeitet vorliegt; denn 
allgemein gehaltene Beziehungen des Einen auf das Andere nüten bier 
nicht viel. Wir erinnern bier nur beifpielsweife an eben das Verhält⸗ 
niß von Credit und Lanbwirtbichaft, von Wegweſen und Forſtwirth⸗ 
Schaft, von Maß und Gewicht und Bergweſen und anderes. Die 
Forderung einer ſtrengen Unterfcheivung des allgemeinen Theile, feines 
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( 
Inhalts und feines Rechts von dem befonderen Theil und feinen ein: 
zelnen Gebieten ericheint diefer ala die erite mwifjenichaftliche Forderung 
der ganzen wirthſchaftlichen Verwaltungslehre, und wo immer ein be 
fonderer Theil behandelt wird, wird berfelbe ftet3 das zugleich weſent⸗ 
lich Praktiſche diefer Forderung erkennen. 

II. Das Syftem des allgemeinen Theiles ruht nun auf denjenigen 
Berhältniflen des vollswirthfchaftlichen Lebens, welche ihrem Weſen nad) 
durch Feine Art der Unternehmung erfchöpft, für Feine derſelben auch 
nur als vorwiegende Bebingung ihrer fpeciellen Entwicklung angeſehen 
werden können, ſondern die gleichmäßig die Vorausfegung der Wohl: 
fahrt aller bilden. Diefe nun erfcheinen naturgemäß in drei, durch 
das Weſen ves Lebens überhaupt gegebene Gruppen. 

Die erfte hat e8 mit dem rein perfönlichen Element zu thun, fo 
weit daſſelbe nicht von der Kraft und dem Willen des Einzelnen be 
berricht wird. Die perfönliche Element ift das Recht der Einzelnen. 
Dieb Recht der Einzelnen erzeugt da, mo feine Aufhebung eine Ber 
dingung des wirtbichaftlichen FYortichrittes ift, die Entwährung als 
erſfte volkswirthſchaftliche Funktion der Verwaltung, und mit ihr das 
Entwährungsreht. Diejes nun theilt fi) wieder in die Grund 
entlaftung, die eine vorwiegend fociale Maßregel ift, die Ablö⸗ 
fungen, welcde im Intereſſe der Gefammtprobuftion geichehen, und 
die Enteignungen (Exrpropriationen) und Bwangsleiftungen, 
welche durch das Intereſſe des Verkehrs gefordert werben. 

Das zweite große Element ift die Natur. Die Verwaltung aber 
bat es nicht mit der Natur im Ganzen zu thun, und eben fo wenig 
mit der Natur, fo weit fie nur in der Sphäre der Einzelwirtbfchaft er 
fheint. Die Ratur wird erft da Gegenftanb der Verwaltung, wo fie 
als eine, die Gefammtheit aller Intereſſen beftimmende, und burd 
den Einzelnen nicht mehr zu bewältigende Kraft erfcheint, ber jedoch die 
Gemeinſchaft durch den Organismus der Verwaltung ihre Gränze vor 
ſchreiben und ihre Ordnung geben kann. Das nun ift der Fall bei 
Feuer und Wafler. Für Feuer und Wafler gibt e8 daher eine Verwaltung 
und mithin ein Verwaltungsrecht, das zugleich ein Öffentliches, ein 
bürgerliche3 und ein poligeiliches ift. Diefe Verwaltung des Feuers und des 
Waſſers ift wieder, wie es im Weſen jeder elementaren Kraft begründet 
ift, zunächft eine Organiſation des Kampfes mit ihren Gefahren; dann 
aber tritt die Verwaltung auch poſitiv ordnend Hinzu, namentlich beim 
Waſſer, und enblich fchreitet fie, wo dennoch jene Kräfte Schaden gethan, 
helfend ein, und erzeugt das Verſicherungsweſen. Auf dieſe Weile bildet 
die Verwaltung der elementaren’ Verhältniſſe das zweite felbftänbige 
Gebiet der volkswirthſchaftlichen Verwaltung in ihrem Allgemeinen. 

Stein, die Berwaltungslehre. VI. 4 
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Das dritte entſteht nun durch das dritte, allen einzelnen Arten 
der Unternehmung gemeinſame, für alle ohne Ausnahme gleich weſent⸗ 
liche Bedingung bildende Element. Dieß Element iſt der Verkehr. 
Der Verkehr wird freilich zunächſt durch die Einzelnen ſelbſt hervor 
gerufen; er ift feinem Weſen nad nothivendig und vollftändig frei. 
Das Eyftem der Verwaltung ift daher nicht das Eyftem des Verkehrs 
felbit; fondern auch bier find es nur diejenigen Bebingungen de 
Verkehrs, die ſich die Einzelnen nicht jelbit fchaffen können, welche die 
Aufgabe der Berwaltung und damit das Syſtem derfelben bilden. Nun 
begreift das Wort „Berlehr” alle Formen des gegenfeitigen Ueber: 
ganges von Gütern und Leiftungen, von Perſonen und Mittheilungen. 
Alle diefe Formen ſcheiden fih nun in drei Hauptgruppen, infofern es 
fi) um die Aufgaben der Verwaltung handelt. Wir nennen den erſten 
Theil den eigentlichen Verkehr, den zweiten den Werthumlauf, 
den dritten den Greditumlauf. Jeder diefer Theile fordert fein 
eigenes Recht, feine eigene Ordnung, feine eigene Polizei; gemeinfam 
iſt ihnen der Sache nach, daß ſie die Bewegung der Perſonen und 
Güter in ihrem Uebergange vom Einen zum Andern enthalten, und 
daß die Verwaltung bier diejenigen Bedingungen berzuftellen hat, welche 
ber Einzelne nicht felbit leiften Tann. Darnach ergeben ſich folgende 
Grundverhältniſſe. 

A. Der Verkehr (im eigentlichen Sinne) ſetzt voraus, daß die 
materiellen Bedingungen deſſelben von der Verwaltung hergeſtellt wer⸗ 
den. Dieſe theilen ſich in zwei Hauptarten, die Verkehrsmittel und 
die Verkehrsanſtalten. 

Unter den „Verkehrsmitteln“ verſtehen wir diejenigen öffentlichen 
Einrichtungen, welche die materiellen öffentlihen Vorausſetzungen ber 
Berlehrsbewegung von Perfonen und Gütern enthalten. Wir umfaflen 
dieje öffentlihen Einrichtungen in ihrer Gejammtheit mit dem Aus 
brude ber Verkehrswege. Die Aufgabe der Verwaltung befteht bier 
darin, dieſe Verkehrswege herzuitellen, zu erhalten und zu ſchützen, fo 
weit die Macht der Verwaltung reicht, weil natürlih das Vorhanden⸗ 
fein und die Güte der Verkehrswege eine der großen Bedingungen ber 
Werthentiwidlung iſt, auf ber ber Fortſchritt ber Volkswirthſchaft berubt. 
Die Vertretung der Gefammtintereflen, die bieburc ver Verwaltung 
gegeben iſt, bezeichnen wir im Allgemeinen ald das Wegeweſen. 

Das Wegeweſen feinerjeits fcheibet fih nun nad ber Natur des 
Meges in zwei große, weſentlich verjchievene Theile. 

Der erite Theil umfaßt die Wege zu Land, ober das gang 
Straßenmwefen, von welchem das öffentliche Bauweſen als eigent⸗ 
liches Straßenbauweſen den erſten Theil bildet. 
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Der zweite Theil beruht dagegen auf dem Waſſer als Mittel 
des Verkehrs. Hier erfcheint wieder einer von den Punkten, auf wel⸗ 
chem zwei Gebiete in einander greifen. Man kann nemlid das Waſſer⸗ 
recht als Theil der elementaren Verwaltung, und man kann e8, info 
fern es dem Verkehrsweſen angehört, ala Theil des Verfehrsmittelrechts 
behandeln. An fich ift die Stellung, die man biefem Theil gibt, nicht 
wejentlih; will man, fo fann man das Recht und die Ordnung ber 
Waſſerſtraßen und Waſſerverkehrsplätze am Ende auch in das eigent- 
Iiche Wafferrecht der elementaren Berwaltung aufnehmen, wenn nur 
das Bewußtſein feftgehalten wird, daß es eigentlich in das Verkehrs⸗ 
wejen gehört. Mit richtigem Talt haben jedoch, jo viel wir jehen, 
alle Bearbeitungen des öffentlichen Waſſerrechts diefen Theil deſſelben 
ausgeichloffen, und höchſtens ala Moment für die nähere Beftimmung 
der bei ihnen auftretenden ragen benüßt. Denn in der That ift bier 
das Element des Verkehrs in fo großem und vorwiegendem Maße die 
Hauptſache, Daß man über die ſchließlich richtige Stellung inder Behandlung 
kaum zweifelhaft fein fann. Dieß nun zeigt fi) am deutlichiten, wenn 
man eben nicht bloß bei dem Waſſer ale Berlehrsmittel ftehen bleibt. 
Das eigentliche Verkehrsmittel ift eben nicht das Waſſer, fondern die 
Schifffahrt. Die Schifffahrt tritt zwar zunädit als Brivatunter: 
nehmen auf, tie das der Laſt⸗ und Fahrwägen. Allein die Natur der 
Edifffahrt macht dennoch aus ihr ein Berhältniß, das im Bau, in 
der Leitung, in dem Recht der Schiffe eine Drbnung im Gejammt- 
interelle fordert. Und fo erfcheint denn das Waflerverfehrswelen ala das 
Schifffahrtsweſen im Gebiet des öffentlichen Verkehrsweſens, das 
wieder iheils als das Recht des Waſſerverkehrs, theild alö das ver 
Schifffahrt auftritt; beide wieder gefchieven in die Binnen und die 
Seeihifffahrt. Der Waflerverlehr enthält dann die Drbnung und bas 
Hecht zuerft der Flüſſe und Sanäle, dann ber Häfen, enblidy der offe- 
nen Seewege im Lootſen⸗ und Leuchtthurmweſen, nebit den Seefignalen 
und dem Rettungsweien. Das Recht der Schifffahrt dagegen fpaltet 
fih in das öffentliche Recht des Schiffbaus und das der Schiff: 
führung. So ift diefer Theil des Verwaltungsrechts ein Ganzes. 

2) An diefe Verkehrsmittel ald Gegenftand der Verwaltung ſchließen 
fih nun die Verkehrsanſtalten und ihr Recht. Verkehrsanſtalten 
find foldde Einrichtungen, durch welche die Verwaltung die Beförderung. 
felbft übernimmt. Sie enthalten ein. ganzes Eyftem von Inſli⸗— 
tuten; jedes berjelben ift von hoher Wichtigkeit, und jedes bilbet daher 
auch ein felbfländiges Nechtögebiet. ' 

Die erſte Anftalt ift unzweifelhaft die Poft. Man braucht hier 
vor der Hand über den Begriff des Regald und ber Regalität nicht 
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zu ftreiten; gewiß tft die Poſt ein mwirthichaftliches Hoheitsrecht und 
damit ein Zweig der Verwaltung der wichtigſten mirthichaftlichen In⸗ 
terefien. Das Boitivefen ift daher ein eigenes Nechtögebiet, das feine 
eigene Darftellung fordert. 

Die zweite Anftali ift die Eifenbahn. Das Eiſenbahnweſen ift 
eben jo unziveifelhaft ein Gebiet der Verwaltung; daß die meiften Ei: 
fenbahnen auf Vereinen beruhen, ändert natürlich in dieſer Sade 
nichts. Das Eifenbahnrecht ift ſchon jetzt ein jelbftändiger Theil der 
Öffentlichen Nechtölehre. 

Den Eifenbahnen zur Eeite fteht die Dampfichifffahrt, die 
fih von der übrigen Seefdifffahrt jo meientlich in ihren Verhältniſſen 
und Grundlagen unterfcheibet, daß mir fie felbft da, wo fie nicht direlt 
bon der Bertvaltung gegründet ift oder vom Staate fubventionirt wird, 
dennoch mit ihrem ganzen Rechtsverhältniß als eine Öffentliche Anftalt 
betrachten müflen. 

Daß das Gleiche für das Telegraphenweſen ver Fall iR, be 
darf Feiner mweitern Erörterung. 

Mit diefen Gebieten ift nun das (eigentliche) Verlehrsweſen er⸗ 
ſchöpft. 

B. Der Werthumlauf hat, nun zunächſt denſelben Charakter, 
wie der Verkehr. Es iſt die einzelne Perſönlichkeit, welche denſelben 
in hundert und aber hundert Verträgen, Traditionen, Zahlungen und 
Leiſtungen täglich vermittelt. Es iſt eben die zweite große Form des 
Verkehrs, nur eine beſondere dadurch, daß ſein Objekt hier nicht mehr 
eine Perſon oder ein Gut, ſondern ſpeciell eben der ſelbſtändige 
Werth iſt. Was kann dabei der Gegenſtand der Verwaltung ſein? 

Dffenbar, bier hat die Verwaltung weder die Bewegung zu er 
möglichen, noch aud fie felbft herzuftellen. Das ift Sade der Ein: 
zelnen. Allein Eine Bedingung verjelben gibt es, die der Einzelne 
fih in diefem die ganze Welt umfafjenden Werthumlauf nicht verfchaffen 
fann, und das ift die objeltive Gemwißheit für das richtige Maß bed 
Werthes, das er im Umlaufe empfängt. Die Aufgabe der Verwaltung 
enifteht für den Werthumlauf daher an diefem Punkte. Die Verwal 
tung muß fo viel als möglich die Thätigkeit des Einzelnen erjegen, 
mit der er fih über das Werthmaß bie abjolut notbiwendige Gewiß⸗ 
heit verichaffen mußte. Das nun gefchiebt in brei Hauptformen. Die 
erfte ift die durch die Verwaltung feftgeftellte öffentlich srechtlihe Maß⸗ 
und Gewihtdordnung, bie zweite ift dad Münzweſen, das 
die Drbnung bes Geldes regelt, und das dritte enblih iſt das öffent 
liche Recht der Werthpapiere. Diefe Punkte bezeichnen die Auf: 
gabe und die Gränze deſſen, was die Verwaltung für den Werthumlauf 
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ihrerfeitö zu leiften hat; und es ift fein Zweifel, daß ſelbſt die einzelnen 
Beitimmungen biefes Verwaltungsrechts auch natürlich auf das Engite 
in einander greifen. 

C. Der Ereditumlauf endlich ober das Creditweſen bat na 
mentlich in unfrem Jahrhundert keineswegs bloß feinen äußern Um: 
fang geändert. Man kann nicht nachbrüdlic genug darauf hintweifen, 
daß der Erebit in unfrer Zeit einen ganz andern Charalter hat, als 
felbft noch vor wenig Jahrzehnten. Der Credit ift jeßt das geworben, 
was er zu werben beftimmt ift, er ift aus einer rein volkswirthſchaft⸗ 
lichen Erfcheinung eine fociale Potenz getvorden. Für den Crebit reichen 
daher die gewöhnlichen bürgerlich rechtlichen Begriffe nicht mehr aus; 
der Credit ift bereits, und wird mehr und mehr eine der größten Auf: 
gaben der Berwaltung werden. Die Entfremdung der bisherigen Ber: 
mwaltungslehre vom Begriff und Weſen des Credits ift nicht aufrecht zu 
balten; das bezeichnende Wort für feine neue Stellung ift bereits ge 
funden; es ift die Drganifation des Credits. Die Drganifation 
des Credits bedeutet in der That den Credit als Gegenftanb ber innern 
Bertvaltung, und zwar weſentlich als eine der großen forialen Auf 
gaben der nächften Zukunft: Nur muß man ˖dabei natürlich die enge Auf- 
faffung der Verwaltung fallen lafien, welche viefelbe als eine rein 
ftantliche bezeichnet. Die Drganifation des Credits ift vielmehr daz- 
jenige Gebiet der Verwaltung, in welchem das Bereinswefen als 
Drganismus der leßteren wejentlich zumirfen berufen ift. 
Sn diefem Sinne aufgefaßt, entfaltet fich bier ein bochbedeutfamer 
Theil der allgemein wirtbichaftlihen Verwaltungslehre. Wir können 
demfelben natürlih an dieſem Orte nicht vorgreifen; allein auf Grund⸗ 
lage bes obigen Begriffes ift es nicht mehr fchwierig, diefe Organiſa⸗ 
tion nunmehr in ihren Hauptformen darzulegen. 

Die erfte Form bes Grebits ift die des Ginzelcrebitd oder rein 
perjönlihen Eredits. Derjelbe hat wieder zwei Theile. Der erfte 
Theil bat es mit der Greditpolizei oder dem Wucher und feinem 
Öffentlichen Recht zu tbun; der zweite mit den fchon ausgeſprochenen 
focialen Anftalten für den Einzelcrebit in den Öffentlichen Pfand: und 
Leihhäuſern und ihren Rechtsverhältnifien. Die zweite Form bes 
Credits ift die des Realcredits. Auch diefe erjcheint zuerft als ein 
sein individuelles Verhältniß zwischen Schuldner und Gläubiger; allein 
bie Öffentliche Natur jedes Verkehrs in Credit gibt ihm auch in dieſem 
Theile ein eigenthümliches öffentliches Necht, wie es feine Natur for: 
dert und Wie e8 trotzdem das Einzelne ſich daſſelbe nicht fihern kann. 
Dieß öffentliche Recht ift das der Grund: und Hypothelenbüder, 
die an ſich ein ſelbſtändiges äffentliches Inſtitut find, und deren 
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Angehörigkeit an das wirthſchaftliche Verwaltungsrecht wohl von nieman⸗ 
dem ernſtlich bezweifelt werden wird. Daß das Recht der Grund⸗ und 
Hypothekenbücher in Beziehung auf die Führung derſelben eine öffent 
liche Ordnung, in Beziehung auf die bürgerlichen Rechtsverhältniſſe da 
gegen, die es jchafft, ein hochwichtiger Theil besjenigen iſt, mas mir 
das bürgerliche Verwaltungsrecht genannt haben, liegt auf der Hand. 
Neben diefem Grundbuchsweſen tritt nun das zweite Clement bes Real: 
eredit3 auf in den Realcreditinftituten aller Art, in denen wieder 
das Vereinsweſen als das eigentlich fchöpferifche Element erfcheint, und 
die großen Grundformen jener Nealcrebitinftitute, die Bodencredit- 
anftalten aller Art, hervorruft, während hier die Staatsverwaltung 
meiſtens gar nicht, zuweilen nur belfend in zweiter Linie auftritt. 

Die dritte Form des Credits iſt nun diejenige, welche wir ben 
eigentlichen Credit oder ven Geſchäftseredit nennen möchten. Das 
Weſen biefes Geichäftscrebits befteht darın, Daß durch denſelben das in 
ben Händen des Einen befindlihe Wertbcapital für einen Andern ver 
wendet wird. Es ilt nun Sade der Nationaldfonomie, im Einzelnen 
nachzuweiſen, wie diefer Credit zur bewegenden Kraft in dem gefamm: 
ten voltswirtbfchaftlihen Leben unfrer ſtaatsbürgerlichen Gefellfchaft 
wird. Die Verwaltungslehre hat diefe entichiedene Wahrheit von ber 
felben ala eine jener Thatfahen anzunehmen, welche die Grundlage ber 
ganzen volfswirthfchaftlichen Entwidlung bilden. Iſt dem aber fo, fo 
folgt, daß bdiefer Credit nicht mehr für die Verwaltung gleichgültig 
bleiben kann. Freilich nun ift es nicht Aufgabe der letztern, felbft 
Credit zu geben. Allein der Geſchäftscredit, das gefammte volkswirth⸗ 
Ichaftliche Leben umfaſſend, wird eben dadurch eine der entſcheidenden 
Thatfachen des Gefammtinterefjed, und das Verwaltungsrecht des Ge 
ſchäftscredits beſteht darnach in ber Öffentlich rechtlichen Ordnung ber: 
jenigen Berhältniffe deflelben, welche zwar als die nothwendige Vor: 
ausfegung feiner Entwidlung anerfannt werben müflen, dennoch aber 
von dem Einzelnen nicht bergeftellt werden können. Und deßhalb pflegt 
man wohl die auf. das Öffentliche Leben des Geſchäftscredits bezüglichen 
Beitimmungen der Verwaltung die öffentliche Drganifation des Cre⸗ 
ditweſens im Befondern zu nennen. 

Diefe nun hat drei Haupttheile. Der erfte dieſer Theile befteht in 
bem, durch das oben angeführte Wefen des Credits gejegten bürger 
lichen Verwaltungsrecht des Gefchäftscredits, der zweite in dem, 
was das Gefammtleben für den Zahlungscredit forbert, das britte 
in dem, was den Unternehmungscredit bedingt. Diefe drei Be 
ariffe find nun allerdings durch die Nationaldölonomie gegeben und be 
gründet; allein da die ledtere fie bisher noch nicht verarbeitet bat, und 
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wir noch lange zu thun haben, bis wir zur Organiſation des Credits 
gelangen, ſo möge es uns geſtattet ſein, ſchon hier die Grundzuge der 
Sache ſelbft aufzuſtellen. 

1) Das bürgerliche Verwaltungsrecht des Geſchäftscredits beruht 
nationalölfonomifch darauf, daß ſtets der Preis des Credits und bie 
Zeichtigleit, denfelben zu erlangen, weſentlich bedingt werden durch die 
Leichtigkeit. und Eicherheit des Verfahrens, durch welches das Bor: 
handenſein von Schuld und Forderung einerſeits bewieſen, und biefe, 
wenn bewieſen, auch eingetrieben werden fann. Darauf beruht einerfeits 
die geichichtliche Entwidlung diefes Theiles des Verwaltungsrechts, an: 
bereits fein Inhalt. Dffenbar nämlich fann ein befonveres Recht für 
den Gefchäftäcrebit nur da entftehen, wo derjelbe nicht mehr als ein 
Verhältniß vom Einzelnen zum Einzelnen erfcheint, fondern als eine 
das gefammte Gejchäftsleben aller umfaflende Gewalt auftritt, ohne 
melde niemand, auch mwollend, feine Gefchäfte betreiben fann, und 
deren Macht und Confequenzen auch die größte individuelle Borficht 
fi) nicht mehr zu entziehen vermag. Es darf uns deßhalb nicht wun⸗ 
dern, daß wir auch erft in unjerm Jahrhundert von einem eigenen 
Grebitrecht reden, das weder das alte germanifche noch aud das 
römifche Recht Tennt, ja deſſen Grundjäte zum Theil mit den einfachen 
Principien des leßteren in direltem Widerſpruch ſtehen. Diefe Grund: 
fäte aber beziehen fich, wie gefagt, auf drei Hauptpunfte: die Con» 
ftatirung des Schulbverhältnifjes, die Execution der Greditforderung, und 
die Folgen der Zahlungsunfähigleit. Daraus entftehen die brei großen 
Rechtöverhältnifie des bürgerlichen Verwaltungsrechts des Gefchäfts: 
credits. Sie find an fich befannt, und es hanbelt ſich nur darum, fie 
eben als einen Theil des Verwaltungsrechtes anzuerlennen. Das find 
zuerft das Recht der Handlungsbücder, beziehungsweiſe ihre 
Beweiskraft; dann das Wechſelrecht, in welchem einerfeits die Be: 
weiskraft, anderſeits aber auch die Executivkraft eine vom bürgerlichen 
Recht weſentlich verfchiedene und zwar nad den Bebürfniffen des Ge: 
ſchäftscredits beftimmte wird; endlich das Ausgleichsverfahren, 
deſſen tiefgreifender Unterſchied vom Concursverfahren wiederum nur 
durch das Weſen jenes Credits bedingt wird. Man kann nun — 
und das iſt auch meiſtens der Fall — dieſe drei Gebiete als ſelbſtän⸗ 
dige Rechtsgebiete behandeln, und es verſteht ſich von ſelbſt, daß da⸗ 
gegen an ſich nichts zu erinnern iſt. Das, worauf es aber bier an- 
kommt, ift, daß man fie als Theile des Verwaltungsrechts aner- 
kenne, und das Bewußtſein ihres Zufammenhangs mit dem Ganzen 
deflelben nicht verliere. Und bier ift die Rechtswiſſenſchaft noch weit 
binter der Wirklichleit zurüd. Denn nicht nur, daß alle jene Rechte: 
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gebiete noch gar Feine ſyſtematiſche Stellung haben, vielmehr gleichlam 
heimathslos in der Luft ſchweben, jondern es fehlt auch, mir müflen 
lagen gänzlich das Bemußtjein, daß fie ganz etwas anders enthalten, 
als eine beſondere Yorm des Privatrechts. Man weiß nicht, daß fie 
in der That diejenigen Öffentlih rechtlichen Mopificationen 
des bürgerlichen Rechts enthalten, melde durch das Weſen des Ge 
Ihäftscrepits als eines Elementes des gefammten volkswirthſchaft⸗ 
lichen Lebens bedingt werden. Erft auf diefer Grundlage erhalten fie 
ihre wahre "Bedeutung. Sie iſt die Bafis der Exegeſe im Einzelnen 
und der Auffafjung im Ganzen, wie aus ihr, und nicht aus ten 
Prineipien des bürgerlichen Rechts, die Geſetze hervorgegangen find, 
nach denen fie fih richten. Erſt wenn man fie als Theile des Ber: 
mwaltungsrecht3 behandeln wird, werben fie in ihrem wahren Weſen 
verftändlih fein. Das genauer zu zeigen, ift die erfte Aufgabe ver 
Lehre von der Drganijation bes Geſchäftscredits. 

x 2) Der Zahlungscredit ift zweitens nicht eine beſondere Art 
des Credits, fondern eine befondere Form feiner Benutzung. Es ift 
durchaus nothmwendig, fi eine Mare Vorſtellung von demfelben und 
feiner Funktion zu verichaffen, wenn man die richtige Stellung der 
Verwaltung auch bier beurtheilen wild. Was die Zahlung als folde 
betrifft, fo braucht nicht erft dargethban zu werben, daß fie eine Löfung 
einer Berbinblichkeit durch Münze if. Im Gefchäftserevit aber er 
Scheint nun befanntlidh das Verhältniß, daß die Zahlung des Einen 
beftändig yon der des Andern abhängig ift; ftodt die exite, ſo ftoden 
alle auf dieſelben im geichäftlihen Wege angewiefenen Zahlungen. 
Run ift dabei das Weſentliche, daß biefer ſpecifiſche Aft der Zahlungen 
durch das Vorhandenſein von Werthen aller Art nicht erfeßt werben 
fann, jo wenig etwa wie das Trinken durch das Eſſen, oder das Hören 
durch das Sehen. Die Zahlung beruht nicht auf Gütern, fonbern 
wird nur vollzogen dur Geld. Es kann jemand ein großes Vermögen 
baben und zahlungsunfähig fein; es Tann. jemand zahlungsfähig fein, 
und vollftändig bankerott. Das Zahlen als ſolches erjcheint daher 
als ein Specifiiches Element des Verkehrs, und doch wieder nicht immer 
gegeben durch das Vorhandenſein von Wertben, obgleich fie der zu 
zahlenden Summe volljtändig entiprechen. Es wird baber eine ber 
großen Aufgaben der Gemeinfchaft der Intereſſen, die Zahlungen 
möglich zu maden, fo weit fie wenigſtens durch Werthe gedeckt find, 
damit nicht die Stodung der Zahlung für alle auf die Zahlung des 
Einen angewiefenen andern Gejchäfte leiden, Und das dafür beftimmte 
Inſtitut ift Die eigentlihe Bant. Das Brincip alles Banktiwefens ift 
e8 daber, den Zablungscrepit zu organifiren, und bie aus 
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diefer Funktion hervorgehenden Rechte bilden das Necht der Banlen, 
das ganz weſentlich verfchieden ift von dem ber Crebitinftitute. Wir 
haben dieß in eingehender Weife, mit fpecieller Beziehung auf bas 
Bankweſen und das Bankrecht Englands, Frankreichs und Deutfchlands 
nachgewieſen in dem Jahrbuch für Geſetzkunde und Statiſtik, 1862 
(dad Bankweſen Europas und die Gejehgebung ©. 113 — 165), auf 
welche Darftellung wir und auch für den folgenden Begriff berufen 
müſſen. 

So bildet das Bankweſen den zweiten Theil der Organiſation des 
Credits. Das Papiergeldweſen iſt nur ein Theil deſſelben; und 
wieder begegnen wir hier der Thatſache, daß man das letztere eben 
wegen dieſes Zuſammenhanges ſowohl bei der Behandlung des Werth⸗ 
umlaufes, als bei der der Organiſation des Credits darſtellen kann. 
Freilich bringt es die Natur der Banken mit ſich, daß es paſſender in 
das letztere fällt; es iſt nur nothwendig, ſich den Zuſammenhang mit 
dem Geldweſen klar zu vergegenwärtigen. 

3) Der Unternehmungscredit entſteht endlich da, wo die 
Arbeit im weiteſten Sinne des Werthkapitals eines andern bedarf. 
Für ſeinen Unterſchied vom Zahlungscredit verweilen wir auf den oben 
eitirten Aufſatz. Allerdings nun erſcheint erſt im Unternehmungscrebit 
die wahre gewaltige Kraft des Credits; nur er umfaßt alle Leben 
verhältniffe, und nur durch ihn erfüllt ſich erft die eigentlich fociale 
Bedeutung des Credits. Er bat daher auch feinerfeits nicht eben eine 
einfache Form, fondern erfcheint in vielen Formen zugleich, und mit 
Recht bildet er daher auch dasjenige Gebiet, an welches man zunädjit 
denkt, wenn von der Drganifation des Credits die Rebe if. Demnach 
laſſen fi alle Verhältnifle, auf welche ex fich bezieht, auf drei große 
Grundformen zurüdführen, die ihrerfeit3 wieder dem Vereinsweſen ans 
gehören, und in denen die Aufgabe ver Verwaltung daher nicht durch 
bie ftantliche Gewalt, fondern durch die freie Thätigleit des Staats: 
bürgertbums vollzogen wird. In der That verfteht man die mächtige 
Bedeutung des Vereinsweſens überhaupt erft gerade auf dem Gebiste 
diefer Drganifation des Credits; es ift das feine natürlihe Heimath 
und der Hauptbeweis, daß ohne das Vereinsweſen auch die Selbit- 
verwaltung nicht außzureichen vermag. Jene Grundformen find aber 
die folgenden. 

Die erfte ift diejenige, welche wir als die eigentliden Er: 
werbögejellihaften bezeichnen. Das Weſen jeder Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaft beiteht darin, daß jeves Mitglied einer, durch die Gefellichaft 
aufgeftellten Unternehmung einen gewiſſen Beitrag leiftet, daß aus 
. diefem Beitrag ein Capital wird, das allen gehört, und daß endlich 
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dieß Sapital zur Broduftion von Gütern verivendet wird. Durd 
diefe Aufgabe, eine Güterprobultion mit dem Gejellihaftscapital her: 
vorzurufen, unterfcheidet fich die eigentliche Erwerbsgeſellſchaft von den 
übrigen Srwerbövereinen. Daß die Grundform des Beitrages in ber 


Aftie befteht, ift richtig, aber nicht abſolut weſentlich (Ruze, Com⸗ 


manditen). Die Einzahlung. auf die betreffenden Altien iſt aber in 
der That ein Unternehmungseredit, den das Mitglied der Unterneh— 
mung gibt, und den wir deßhalb auch an einem andern Drte (Eyitem 
der Bollswirtbichaft S. 217) den induftriellen Credit genannt haben. 
Die zweite Yorm ift die, welche wir ald die Ereditanftalten 
oder Grebitinftitute (er&dit mobilier) bezeichnen. Hier wird in ganz 
gleicher Weife ein Unternehmungscapital zufammen gebracht; die Grebit- 
anftalten aber unterfcheiden fich wejentlich von ven Erwerbögejellichaften 
dadurch, daß ihr Zweck nicht mehr die Probuftion von Gütern, fon 
dern ein Erwerb durch Gewährung von Credit ift. Diefer Credit 
ift nun allerdings eben fo gut wie‘ bei der Bank ein Bahlungscrebit, 
aber er ift das weder nothwendigerweiſe, noch ift er darauf gefeklid 


beſchränkt, wie bei der Bank. Im Gegentheil ift e8 eine der Haupt: 


aufgaben der Grebitanftalten, Unternehmungscredit zu geben, und fid 
felbft bei Unternehmungen zu betheiligen. Auf diefem Moment be 
ruht der große, das ganze Recht verfelben beherrſchende Unterſchied 
zwiſchen Banken und Crebitanftalten, wie dad von und dargelegt ift; 
und hier beginnt die Aufgabe der Verwaltungslehre neben der der Na 
ttonalöfonomie. . 

Die dritte Form endlich ift die, welche wir in allen ihren verſchie⸗ 
denen Geltalten ala die der Borfhußfafjen oder Volksbanken zu 
bezeichnen haben. Auch fie find zugleich für Unternehmungs: und 
Bahlungscerebit beftimmt. Ihre Drganifation Tann eine ſehr verſchie⸗ 
bene fein. Sie können entweder auf einem Aftiencapital, ober auf 
einer gegenjeitigen Haftung, oder auf beiden zugleich, oder auf Ein 
lagen, oder auf Pfändern beruhen, wonach natürlich die Organe und 
innere Drbnung weſentlich modificirt erfcheinen. Immer aber ift bie 
Drganifation des Credits für das vorwiegend perfönlide Ga 
pital, während die beiden obigen Formen weſentlich auf dem Bor 
handenfein von Gütern und Werthcapital, beruhen. Und das ift es, 
was ihnen ihre eigentlich fociale Stellung gibt. Es liegt wohl außer 
balb unfrer Aufgabe, dieß hier weiter zu verfolgen. Uns muß es 
genügen, dieß hochwichtige Gebiet hier chatakterifirt und in feine 
organische Stellung zur Örganifation des Tredits überhaupt gebracht 
zu haben. Die weitere Ausführung gehört dann der beſondern Arbeit. 

Dieß find nun diejenigen Begriffe und Berhältniffe, welche als 
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Aufgabe der Verwaltung dasjenige bilden, was wir den allgemei- 
nen Theil der wirthſchaftlichen Verwaltungslehre ober 
der Bollswirtbfchaftöpflege genannt haben. Es ift nunmehr wohl klar, 
daß diefe Punkte ohne Unterschied für alle einzelnen Gebiete der Volks⸗ 
wirthichaft, für alle Arten des Capitals und der auf dafjelbe gebauten 
Produktion gleihmäßig midtig find. Es gibt gar Feine Art der 
legteren, die nicht aller zugleich bebürfte, die nicht in allen zugleich 
die unabweisbare Bedingung ihrer Sicherung und Entwidlung zu finden 
hätte. Es ift daher gänzlich falfch, ſowohl irgenv einen dieſer 
Theile ala Theil eines bejondern Gebietes der Volkswirthſchaftspflege 
zu behanteln, als auch denfelben bloß für fi, ohne feinen organifchen 
Bufammenbang mit allen andern hinzuſtellen. Es tft eine der Lebens: 
fragen der ganzen Verwaltungslehre, fich über diefen Punft einig zu 
fein. Und wenn dieß auch nicht mit Einemmale erreicht wird, jo 
dürfen mir dennoch nicht müde werden, immer und immer darauf zus 
rüdzulommen, daß in diefem allgemeinen Theil der mwirtbfchaftlichen 
Berwaltung der wahre Kern und Schwerpunft alles deilen liegt, mas 
überhaupt die Verwaltungslehre bier zu leiſten bat. 

IV. Denn der bejondere Theil der letztern ift nun auf Grund: 
lage des Dbigen wohl etwas ſehr Einfaches und leicht zur Anerkennung 
zu bringen. Er beruht ſeinerſeits auf der befondern Natur der Arten 
des Capitals, und enthält diejenigen Ordnungen und Maßregeln, 
welche vermöge diefer befondern Natur für die einzelne Art der auf 
diefelbe gebauten Unternehmung al® Bedingung ihrer fpeciellen Ent; 
widlung erfcheint. Hier gibt e8 daher nichts Allgemeines mehr, jondern 
bier muß die Specialität bereichen. Und wir begnügen uns daher, 
nur eben die einzelnen Theile dieſes befondern “Theile aufzuführen. 

Dieje find die Urproduction mit dem Bergrecht, die Landiwirth: 
Ichaft mit dem Landwirtbichaftsrecht, das Forſtweſen mit feiner Ber: 
mwaltung und feiner Gefebgebung, zu der man die Jagd und Fifcherei 
binzurechnen muß, dann das Gewerbe mit der Gewerbeordnung, bie 
Induſtrie mit dem Fabrikweſen und den Ausftelungen, der Handel, 
der das Zollweſen in ſich aufnimmt, und endlich ber geiftige Erwerb 
mit dem Nachdruck, Privilegien, Mufter: und Markenrecht. Es ift wohl 
nicht füglich thunlich, meiter auf diefe an fih einfachen Grundbegriffe 
und ihren inhalt hier einzugehen. Daß jeder derfelben eine ſelbſtän⸗ 
dige Behandlung fordert, bedarf feiner Erörterung. 

Damit erfcheint nun das Syſtem der wirtbichaftlichen Verwaltung 
gegeben. Und nun wird e3 erlaubt fein, zur leichteren Anfchauung 
Daffelbe noch in der Form eined Schemas beſonders bier anzuhängen. 
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V. Einige Bemerkungen zur Geſchichte ber Organifation der wirthſchaftlichen 
" Berwaltung. 


Es wirb eine der künftigen Aufgaben der Geſchichte der Staats 
wiſſenſchaft fein, die Gefchichte dieſer Drganifation zu fchreiben. Und 
dieſe Gefchichte ift in der That weder eine bloß formelle Schematifirung 
der verſchiedenen Aemter und Stellungen, noch auch eine bloß formale 
Ausfülung einer Lüde in der. Wifienfhaft des Staats. Es iſt viel 
mehr kein Zweifel, daß die Entwicklung jenes Organismus zunächft und 
im Allgemeinen die Entwicklung bes felbftändigen Bewußtſeins bes 
Staats von diefem hochwichtigen Theile feiner Verwaltung ift; dann 
aber erſcheint dieſelbe andrerfeits wieder in ihrer individuellen Geftalt 
in jedem einzelnen Lande; denn fie ift eine weſentlich andre in Eng⸗ 
land, in Frankreich, in Deutichland, und in den übrigen Theilen Eu⸗ 
ropas. Es ift daher eine große und fchwere Aufgabe, viefelbe zu be 
handeln. Denn hier genügt es nicht mehr, einfach die Thatfachen ver 
NReubildungen aufzuführen, fondern man muß, fol anders biefe Arbeit 
einen Wertb baben, jene Neugeftaltungen und Urganifationen auf 
ihren Grund, das werdende Verftänpniß von den Aufgaben ber Ber: 
waltung, zurüdfübren. 

Dieſe Aufgabe kann aber die vorliegende Arbeit noch nicht Löfen. 
Denn ihre Borausfetung ift eben die Anerkennung des einheitlichen 
Syſtems der mwirthichaftlichen Verwaltung felbfl. So lange biefe nicht 
gewonnen ift, würde jede vorausgehende Bearbeitung faft auf jedem 
Punkte mit Kritit und Erklärungen fo viel zu thun haben, baß der 
Umfang in feinem Verhältniß zu dem Nefultate ftehen würde. 

Wir glauben daher, und mit einigen Bemerkungen bier genügen 
laflen zu dürfen. 

Der Charakter des geſammten Ganges der Entwicklung einer ſelb⸗ 
ftländigen Drganifation der Bollswirtbichaftspflege beruht darauf, daß 
diefelbe anfangs mit der ſtaatswirthſchaftlichen (finanziellen) Verwaltung 
im Ganzen, mit der polizeilichen im Einzelnen namentlich drtlic, fait 
vollftändig verfchmolzen erſcheint und daher zu einem Bewußtſein ihrer 
felbftändigen Aufgabe nicht gelangt. Eine eigene Drganifation für 
die Boltswirtbfchaftspflege ergibt es bis zur Mitte des 18. Sahrhunderts 
nicht. Dann fängt viefelbe an, allmählig, aber nur ftüd: und theil- 
weile aufzutreten, und zwar namentlich in den Regalien, bei denen 
nun zugleich die Verwaltung ihren erften Charakter empfängt. Die 
Verwaltungsorgane ber Regalien find faft ausnahmslos techniſche 
Deamtete, die nad dem früheren Standpunkt unter der Finanz 
verwaltung ftehen, und in Deutichland als bie Cameralverwaltung 
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auftreten. Bon einer Einheit aus einem höheren Gefihtspunfte ift dabei 
noch feine Rede. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ent: 
ftehen jedoch, namentlich durch die phuyfiofratiiden Bewegungen und, 
durch die Polizeimiffenfchaft angeregt, einzelne Organe, wie die Landes⸗ 
ölonomie-Gollegien, die jedoch zu Feiner großen Entwidlung gebeiben, 
da auf allen Bunlten die obrigleitlichen Rechte der -Grunpherrlichkeiten 
der Thätigleit folcher Behörden entgegen treten. Alle örtliche Volles 
wirtbichaftspflege. liegt noch in den Händen ber letztern. 
Erft als in Frankreich die lebten Reſte dieſer Grundherrlichkeit bes 
feitigt worden, und die Minifterien ald Organiſationsbaſis der voll 
ziebenden Gewalt zur Geltung gelangen, ſcheidet fich die Volkswirth⸗ 
Ichaftspflege aus der innern Verwaltung heraus, und es entitehen 
einzelne Minifterien für dieſelbe. Allein dieſe Drganifation ift gleich 
anfangs eine höchſt unfichere, und ift es bis zum heutigen Tage geblieben. 
Man hatte eben feinen Begriff ver Volkswirthſchaftspflege als eines 
Ganzen, und die Grundlage der minifteriellen DOrganifation war daher 
nicht der Unterfchiev des Syſtems in Minifterien der Volkswirthſchaft 
und Minifterten der focialen Verwaltung, jondern man nahm aus der. 
erften gewiſſe einzelne, an Bebeutung hervorragende Gebiete heraus, 
gab diefem felbitändige Minifterien, und ben Reſt faßte man dann uns 
geichieden ald Minifterium des Innern zufammen, ohne fich weiter 
viel Rechenſchaft über das wahre Berhältnig abzulegen. Dazu kam, 
daß man gewiſſe Gebiete nad wie vor dem Finanzminiſterium über: 
ließ, namentlich diejenigen, bei denen es fih um Einnahmsquellen des 
Staat3 handelte, wie das Poft: und Münzregal, zum Theil auch das 
Bergweſen u. a. m. Wo Zweifel entftanven, half man ſich durch 
eigene Sommifjionen und Schöpfung eigener Referate, ohne gerade viel 
nad einem felbftändigen Eyfteme zu fragen. Auch ſetzte man die ein- 
zelnen mirtbichaftlihen Minifterien oder fog. „Fachminiſterien“ wohl 
dem Minifterium bes Innern gegenüber, gewöhnlich mit ziemlich eng: 
begränzter Competenz, tie bie Handelöminifterien, die Aderbaumint- 
ferien, die Minifterien für öffentliche Arbeiten; bald verfchmolz man fie 
"wieder; bald hob man fie ganz ober zum Theil auf; kurz, man kann 
nicht im Zweifel fein, daß bier ein feites Princip durchaus fehlt, 
und auch nicht. gefunden werden wird, bis man fich über das Weſen 
der. Bollswirthichaft im Verhältniß zur geielichaftlichen Verwaltung. 
und. zweitend über Natur und Inhalt der Dberauffiht einig fein wird. 
‚ Die befte Duelle für das Beſtehende ift dabei ſtets für jedes Land das 
Staatshandbuch. 
Dagegen iſt ein zweiter hochwichtiger Moment aufgetreten, und 
dazu beſtimmt, ber ganzen Auffaſſung des Organismus eine neue 
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Geftalt zu geben. Das ift bie ftarle, und von Jahr zu Jahr zunehmende 
Bebeutung der beiden andern Grundformen der vollgiehenden Gewalt, 
der Selbftvermaltungsförper und des Vereinsweſens. Mehr und mehr 
geftaltet fi die Cache fo, daß wir die allgemeinen Maßregeln und 
Geſetze den Minifterten, die wirkliche örtliche und befondere Ausführung 
deflelben dagegen den Selbftverwaltungen und Vereinen anheimfallen 
und damit die weſentlichſte Funktion der Regierung in der Oberaufficht 
über die Thätigfeit jener Organe beftehen wird. Die Regierung tritt 
dadurd von Jahr zu Jahr mehr in die Stellung, melde ihr gerade 
in der Volkswirthſchaftspflege am meiften zukommt, die leitende, bie 
Einheit berftellende Drganifation zu fein, welche die Verwaltung ſelbſt 
nur da einführt, wo Sonderintereſſen eine Selbftverwaltung ober ein 
Bereinsivefen nicht zulaflen (4. B. Poſt, Münzen u. |. w.), während fie 
alle Aufgaben ver Volkswirthſchaft, welche von den letzteren übernom⸗ 
men werden Tönnen, demſelben mehr und mehr zumeist. Diefe Bewe⸗ 
gung ift erft im Beginn; aber fie wird ihr Ziel erreichen. Und 
um das zu überfehen, muß man allervings erft alle einzelne Gebiete der 
Volkswirthſchaftspflege einmal vorführen, ald Grundlage des Verftänd« 
nifles diefer neuen Drbnung, und als Baſis auch des Syſtems der 
vollgiehenden Gewalt in feiner praftiichen Anwendung. 

Unfere Aufgabe wird es daher zunächſt fein, bei jevem einzelnen 
Gebiete der Volkswirthſchaftspflege die betreffende Organiſation deflelben 
auch in ihrer biftorifchen Entwicklung zu beleuchten; erft dann Täßt fich 
ein allgemeines Bild geben, das auch für befondere Studien einen 
Werth baben Tann. 








Die wirthſchaftliche Verwaltung, 
| Golkswirthſchaftspflege. 
Allgemeiner Theil. 
Erſtes Gebiet. 


Die Entwährung. 


Stein, die Verwaltungslehre. VII. 5 





Allgemeiner heil. 
Erftes Gebiet. 
Die Verwaltung und das bürgerliche Hecht oder die Entwährung. 


. 
Die allgemeinen Begriffe und Rechtsgrundſätze. 


Wir beginnen das weite Gebiet der vollswirthichaftlichen Verwal⸗ 
tung mit einem Begriffe, über den man fich nicht einig ift, und mit 
einem Worte, das im Grunde noch feine feſte wiflenfchaftliche Bedeu⸗ 
tung bat. Das mas biefer Begriff und biefes Wort biöher umfaßt 
haben, ift nur zum Theil in die VBollswirthichaftspflege aufgenommen; 
zum Theil gehört e8 zu ganz neuen Zweigen der Wiflenihaft. Während 
ferner die Sache jelbft, die wir barftellen werden, eine allgemein be 
kannte ift, ift das tiefere Weſen berfelben, der Zuſammenhang mit den 
höchſten Yragen des Staats und ber Menjchheit, unferes Wiſſens big- 
ber weder von der Philoſophie noch von der Fachwiſſenſchaft irgend einer 
Art unterfucht worden. Wir haben daher bei einem mächtigen Material 
das einzelne Gebiet verjelben zu feiner höheren Einheit mit ven letzten 


Yaltoren des wirklichen Staatslebens zu bringen. Unb darum ift es un 


thunlich, die Sache mit einer einfachen Definition abzuthun, bie einem 
formalen Bebürfniß genügen möchte. 

Wir können daher es nicht vermeiden, bie Entwährungslehre, 
deren Inhalt wir als erfte Grundlage der wirtbichaftlichen Verwaltungs⸗ 
lehre anerkennen müflen, ihrem allgemeinen Weſen nach zu bezeichnen, 
um ihr das Recht auf ihre Stellung dauernd zu gewinnen. 

Zu dem Ende werden wir zunädft den formalen Begriff der Ent- 
währung aufitellen, und dann auf das Weſen derſelben eingeben. 


I. Der formale Begriff der Entwährung. 


Unter der Entwährung verftehen wir im Allgemeinen das Recht 
und das Verfahren des Staats, vermöge deren derſelbe durch feine 
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Verwaltung ein wohlerworbenes Privatrecht, deſſen Aufhebung als 
eine unabmweisbar gewordene Bedingung der allgemeinen Entwidlung 
anerkannt ift, gegen Nüderftattung feines Werthes, over gegen Ent 
Schädigung und nach gejeglichen Formen aufbebt. 

Die Entmwährung ift daher zunächſt nichts anderes, als eine pecielle 
Anwendung des Begriffes der Verwaltung und ihres Princips auf das 
erworbene Recht des Einzelnen. Diefe Anwendung bat, wie jeder Alt ber 
Verwaltung, die allgemein anerfannte Aufgabe, die Bedingungen der 
Geſammtentwicklung berzuftellen, die ſich die Einzelnen nicht mit eigner 
Kraft berftellen können. Sie darf daher grundſätzlich auch nur ba be 
innen, mo der Verfuch, jene Privatrechte durch freien Vertrag befeitigen 
zu wollen, fich als ergebnißlos bewieſen haben. 

Sit dem nun fo, muß man wohl fragen, ob dann wirklich die 
Entwährung bei diefen einfachen Grundlagen eine größere Bebeutung 
hat, und daher die Arbeit und Mühe einer allgemeinefen Auffaflung 
bedürfen wird. 

In der That aber tritt uns jogleich bei der Entwährung ein tiefer 
Widerſpruch entgegen, deſſen Erwägung uns auf weitere Fragen führt. 
Die Entwährungslehre läßt nämlich das Eingreifen, die Aufgabe und 
das Hecht der innern Verwaltung auf dem Punkte eintreten, mo auf 
den eriten Blick die ganze innere Verwaltuug aufhören, und die un 
beftrittene Funktion des zweiten Theiles der Verwaltung, die Rechts 
pflege, allein eingreifen ſollte. Während in Bevölkerung, Polizei ‚Ge 
fundheit und Bildung die Verwaltung das indivibuelle Leben in feinen 
Grundlagen ſchützt und entmwidelt, tritt fie in der Entwährung tem: 
jenigen direkt entgegen, was felbit als bie erite Grundlage aller 
perfünlichen Selbftändigfeit und Entwicklung vom Staate felbft aner 
fannt wird, dem individuellen, mohlertworbenen Rechte des Einzelnen, 
und hebt e3 da auf, too feine Unverletlichfeit als die allererfte Bedingung 
jeder Freiheit und jedes Fortſchrittes anerkannt wird, im perfönlichen 
Eigenthbum. Es iſt Fein Zweifel, daß der Staat dieſe Berechtigung 
haben muß; es ift aber auch fein Zmeifel, daß dieje Berechtigung im 
direften Gegenfag zum Weſen der ſelbſtändigen Perfönlichkeit fteht. 
Und ift nun der Etaat felbft nur die höchfte Form der Perfönlichkeit, 
tritt er da nicht mit fich felbft in Widerfpruch, indem er ein Recht auf 
Entwährung überhaupt anerkennt und fordert? Kann dann überhaupt 
noch der Begriff und das Wefen der felbftbeftimmten Perſönlichkeit ber 
Staatswillenihaft zum Grunde gelegt werden, wenn bie erfte Yorbe 
rung der Bolfewirthichaftspflege die tft, durch den Willen des Staats 
dasjenige aufheben zu dürfen, was die erſte Forderung für den freien 
Staatsbürger iſt: die Hetligleit des bürgerlichen Rechts? Und wenn 
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dem doch ſo iſt, wie iſt denn jener Widerſpruch zu löſen, deſſen Exiſtenz 
und deſſen Härte mit keiner formalen Definition der Entwährung verdeckt 
werden, deſſen ernſte Conſequenz von keiner Verſicherung, daß der Begriff 
des Staats an ſich jeden Mißbrauch ausſchließe, beſeitigt werden kann? 

Offenbar liegt hier eine Frage vor, deren endgültige Erledigung 
nicht auf dem Wege der gewöhnlichen juriſtiſchen Deduktion gefunden 
werden kann. Das römiſche Recht, das weſentlich das Privatrecht des 
bürgerlichen Lebens und Verkehrs iſt, kennt daher weder den Namen, 
noch den Begriff, noch die Thatſache der Erpropriation; es iſt auch 
gänzlich vergeblich, bei ihr nad Grundſätzen für die Entwährung fuchen 
zu wollen. Die Idee derſelben entjteht erft mit dem ſiebzehnten Jahr: 
hundert; aber fie entftehbt bei Männern, deren Gedanken unter der 
Herrichaft des römischen Rechts erzogen, deren Begriffe mit römifcher 
Grundlage und mit römiſchen Namen und Formeln umgeben maren. 
Ihnen war baher der Gedanke der Entziehung des Eigenthbums, zu 
defien Vertretung und Vertheidigung fie als Suriften berufen waren, 
ein Rätbfel, und gleichſam ein Fremdling in dem ganzen Gebiete ihrer 
Auffaffungen. Die meilten machten es fi) daher mit der Sache bes 
quem; fie wieſen die ganze Frage einfach von fi; von allen großen 
römischen Zuriften, von den Gloffatoren bis auf ben heutigen Tag hat 
feiner die Entwährung jemals auch nur unterfucht, gejchweige denn 
zu einer Entfcheivung gebracht. Aber diejenige Seite der Rechtswiſſen⸗ 
Schaft, welche über dieſe enge Grenze binausging, mußte über das, 
was wir als Entwährung bezeichnen, dennoch zu einem Refultate 
fommen. Sie mußten verſuchen, die Aufhebung des Rechts felbft wieder 
als ein Recht zu begreifen. 

Um dazu zu gelangen, war Eine VBorausfegung nothwendig. Wir 
müffen fie bier erledigen, um zu dem wahren und eigentlichen Begriffe 
und Weſen der Entwährung gelangen zu können. 

Wollte man nämlich jene Aufhebung des Einzelrechts zum Recht 
machen, fo mar e8 von Anfang an Hat, daß man dafür einen Stand: 
punkt fuchen müſſe, der außerhalb des Privatrechts liege, und 
auf den die Forderungen und Grundfäte bes Privatrechts volllommen 
unanivenbbar find. Denn das leuchtete ſchon Hugo Grotius ein, daß 
e8 keineswegs genügen könne, einfach die Entwährung in dem „Syſtem 
des deutfchen Brivatrechts“ unterzubringen, wie Beleler und Gerber 
ed getban, um fie auch au einem wirklichen Privatrecht zu machen; 
noch weniger, um ihr Weſen zu erflären. Jenen Standpunkt aber 
fand fchon bie Literatur in dem Begriffe und Recht des Staats. Der 
Gedankenfreis, der daraus hervorging, und den alle fpäteren Unter: 
ſuchungen bi8 auf den heutigen Tag nicht Gberfchritten haben, tar 
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aber ein einfacher. Der Etaat ift die Duelle der formalen Rechtsbilbung 
durd feinen Willen, das Gejeh: der Staat ift did Duelle des Inhalts 
der Rechtsbildung, indem fein Wohl die erfte Vorausſetzung des Wohles 
aller ift; der Staat ift daher berufen und berechtigt, zum formalen, 
gültigen Necht alles dasjenige zu machen, was er permöge ver Anfor 
derungen feines Wohles zu fordern berechtigt ift: salus rei publicae 
suprema lex. Fordert daher der Staat das Eigenthum des Einzelnen 
im Namen dieſes öffentlihen Wohles, fo ift er berechtigt, diefe Forde 
sung buch feinen Willen zum geltenden Recht zu machen, und das 
Einzeleigenthum wirklich zu entziehen. Dieſe Entziehung ift die Ent 
währung, und das dur ben Staatöwillen geſetzte Recht für das 
Verfahren bei biefer Entziehung ift das Entwährungsredt. Das 
Vebrige ift Sache der abminiftrativen Zweckmäßigkeit; das Wejen des 
Entwährungsredhts ift aber demgemäß nichts als eine Tpecielle Anwen 
dung bes Staatöbegriffes auf das perfönliche Eigentbum. Das war 
die Logil, aus welcher das Entwährungsrecht begründet wurde. Sie 
ftebt, wie gelagt, noch heutigen Tages feſt. Bebürfen wir mehr? 
Dffenbar aber ift bier Ein Punkt nicht erledigt. Allerdings kann 
der Staat nicht beftehen, ohne einen Theil ver Selbftändigleit bes 
Einzelnen zum beitänbigen Opfer. zu fordern. Jeder Alt der Finanz⸗ 
verwaltung, jebe Steuer, jeder polizeiliche Akt ift ein ſolches Aufheben 
der perjönlichen Freiheit durch den Staat. Allein niemals bat man, 
und mit Recht, darin etwas gejeben, was dem Wefen der Entwährung 
analog getvejen wäre. Denn was immer ber Einzelne an die Verwal⸗ 
tung leiftet, leiſtet er zulegt für fich felber; die Verwaltung vertaltet 
eben bie Gejammtheit der Einzelleiftungen für die Intereſſen Aller zu 
gleich. Bei der Entwährung jevoch handelt es ſich nicht um den Theil 
des Einzeleigenthums, der als Leiſtung für die Gegenleiftung des 
Staats betrachtet werden muß, fondern um ein Eigentbum, das dem 
Einzelnen als Einzelnem genommen wird, und für welches er ald Eingelner 
bie allgemeine Gegenleiftung durch die Thätigfeit der Verwaltung nit 
empfängt. Hier reicht daher ber Begriff und das Recht der öffent 
lichen Leiſtung an den Staat nicht aus. Bei allen Öffentlichen Leiftungen 
gibt der Staat, mwenigftend dem Princip nad), fo viel zurüd, als er 
empfängt, und daher ſoll jede öffentliche Leiftung gleichmäßig jeden 
treffen, wie die Verwaltung ihrerfeit3 gleichmäßig für jeden ba if. 
Bei der Entwährung trifft einen Einzelnen die Pflicht der Leiftung, 
und damit find die Grundfäge über die öffentlichen Leiftungen auf fie 
nicht anwendbar. Darüber iſt man fi) einig. Geht man aber einen 
Schritt meiter, fo ift die Entwährung auch durch den Stantäbegriff 
nicht zu erflären. Denn der Staat ift die perfünliche Einheit der 
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Staatöbürger; wie iſt es möglich, baß er feine principielle Bafls, das 
Staatsbürgertbum, im feiner materiellen Bafis, dem Einzeleigenthum, 
angreife? Eben jo unmöglich ift die Begründung der Entwährung vom 
Stanbpunlt des allgemeinen Nutens oder Wohle. Das wahre Biel 
des Iehteren ift ja doch nicht das Wohl irgend eines britten, ſondern nur 
dasjenige gehört dem Bffentlihen Wohl, was die Bedingungen aller 
individuellen Entwidlung berftellt. Nun ift die erfte Bedingung der 
individuellen Entwicklung bie Unverletzlichkeit des Einzeleigenthums; wie 
kann etwas wahrhaft dem allgemeinen Wohle dienen, das damit beginnt, 
die Grundlage bes Einzelwohles zu untergraben? — Doch mag man über 
alfe dieſe dialektiſchen Streitfragen denken wie man will, Ein Punkt über 
ragt fie alle und zeigt, daß es unmöglich ift, aus den Begriffen von 
Staat, Recht ober Öffentlihem Wohle die Entwährung zu begründen. 
Das ift die Unmöglichleit, für das Recht der Entwährung von jenen Be 
griffen aus eine Gränze zu finden. Entipringt die Entwährung aus 
Staat, Recht oder öffentlichem Wohle, fo umfaßt fie alle Rechte des Ein- 
zelnen, nicht bloß fein Eigentbum, jondern auch feine Ehre und feinen 
Glauben; es ift confequent, daß es möglich fein muß, das Recht des 
Staats auf Glaubensänderung auf derſelben Grundlage bialektifch nach⸗ 
zumweifen, wie das auf Entziehung bes Einzelvermögens; daß e8 möglich 
fein muß, von dem Einzelnen im Namen des Staats ober des Öffent- 
lichen Wohles einen Makel für feine Ehre, ein Eingreifen in bie in 
timften Voerhaͤltniſſe des perſonlichen Lebens wie in bad Eigenthum zu 
verlangen; vor allem aber, daß die Entſchädigung bei der Enteig 
nungl nicht von dem Weſen der Entwährung felbft, fonvern von der Er 
kenntniß abhange, daß das Öffentliche Wohl fie fordere: das num till 
doch niemand behaupten. Hat daher diefe Entwährung eine Gränze, fo 
Liegt fie offenbar nicht in Staat, Recht oder Öffentlihem Nutzen, welche 
felbft nur als Momente an der Entwährung erfheinen, ſondern fie muß 
auf einer weientlih andern Grundlage entfteben. Sie ift in ber That 
weder ein Rechts⸗ noch ein eubämoniftiicher Begriff noch ein Element 
des Staatöbegriffes, fondern fie ift eine geſellſchaftliche Erſchei⸗ 
nung und ihre Recht ift ein gefellichaftliches Recht, und dieß zu zeigen, 
ift die Aufgabe bes Folgenden. 


IL Die Elemente der Bildung des geſellſchaftlichen Rechts Äberhanpt. 


Es muß uns dabei verftattet fein, einige leitende Grundſätze aus 
‚ ver Gefellichaftslehre und ihrer Rechtsbildung hier herauszunehmen, die 
eingebende Begründung berfelben andern Arbeitern überlafjend. 

Eine Geſellſchaftsordnung ift diejenige Drbnung ber Menſchen, 
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durch welche die großen geiftigen Aufgaben ber Menfchheit zur Aufgabe 
bon Gemeinfchaften werden, und dadurch das ganze Leben jedes ein 
zelnen Menfchen, ver fich einer ſolchen Aufgabe widmet, mit allen feinen 
Beziehungen den Forderungen derſelben unterorbnet. Die Berfchieden- 
beit der Gejellichaftsorbnungen entiteht nun dadurch, daß in ben ber 
ſchiedenen Stadien der Entwidlung der Menſchheit das Bewußtſein über 
Weſen und Inhalt diefer Aufgaben, fo wie über die in dem Menſchen 
liegenden Bedingungen ihrer Erfüllung fich herausbilbet. Die Entwid 
lung ber Gejellichaftsorbnungen ift daher an ſich eine unendlich mannich⸗ 
fadge; allein da bie erſte Bebingung aller Erreichung ber höchſten Zwecke 
die betwußte und thätige Einheit der Menſchen ift, fo werben bie Ge 
ſellſchaftsordnungen als die Grundformen diefer Einheit des Menichen 
für die höchften Zwecke ericheinen. Darnach unterſcheiden wir den Be 
griff der Geſchlechterordnung, in welcher dieſe Einheit. ald bie natür 
liche der Familie dafteht, die ftändifche Ordnung, in welcher fie durch 
den bewußten Willen der Berufögenofien erzeugt wird, und bie ſtaats⸗ 
bürgerliche Dronung, in melder fie auf dem freien Willen der ſelb⸗ 
ftändigen Individualität beruht. Jede biefer Orbnungen till - immer 
daſſelbe, aber fie will es in anderer Weile; in der Geſchlechterordnung 
berubt die Entmwidlung auf der Unterorbnung des Einzelnen unter das 
Altershaupt, in der ſtändiſchen Ordnung auf der Unterwerfung unter 
die Berufsgemeinichaft, in der ftantsbürgerlichen Ordnung auf ber freien 
Hingabe an den felbftgefeten Lebenszweck und ver Theilnahme an dem 
freien Verein. Diefer Grundjag nun, nad welchem jeder Einzelne in 
jeber diefer Ordnung Pla und Aufgabe für feine Theilnahme an der 
höchſten geiltigen Arbeit der Menfchheit empfängt, bildet demnach bas 
Princip der einzelnen Geſellſchaftsordnung. 

Diejes Princip fordert, daß ſich alle übrigen Lebensverhältnifie 
des. Einzelnen ihm unterorbnen., Es erzeugt daher gemeingültige Säge 
für das Leben des Einzelnen, deren Befolgung als Bedingung für die 
Erreichung der höchiten Zivede für Alle anerlannt wird. Diefe Säße, 
durch Alle für jeden Einzelnen im Namen jener höchften Güter geforbert, 
werden damit zum Recht. Jede Geſellſchaftsordnung bildet fich daher 
ihr eigenes Rechtsſyſtem, deſſen Princip die Unterordnung des Lebens 
des Einzelnen unter die beſtimmte Ordnung der Geſellſchaft und ihre 
Forderungen iſt. So entſteht das geſellſchaftliche Recht, als die 
jenige Summe von Beſchränkungen des Rechts der ſelbſtän— 
digen Perjönlichleit, melche nicht mehr durch die Idee des per 
ſönlichen Staats, jondern durch das pecielle Princip der einzelnen 
Geſellſchaftsordnungen geforbert, und als Beringung feiner Berwirk 
lihung angejehen wird. 
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Da nun die drei Geſellſchaftsordnungen ein weſentlich verſchiedenes 
Princip haben, fo iſt auch das Recht derſelben ein weſentlich ver 
ſchiedenes. Und es ift klar, daß mwährend die Grundſätze des Hecht, 
die aus dem reinen Begriffe des Staats oder dem ber Einzelperjönlich- 
feit folgen, ewig diefelben fein müflen, der Wechiel des Rechts nur 
durch den Wechfel des gefellichaftlichen Princips entftehen Tann. Der 
Begriff der Gefellichaft ift vaher die Grundlage aller Rechtsgeſchichte; 
mithin auch besjenigen Rechts, welches wir als das der Entwährung 
bezeichnet haben. Die Elemente dieſer Rechtsbildung aber find folgende. 

Unter denjenigen LZebensverhältniffen, für welche die Geſellſchafts⸗ 
ordnung das geltende Recht bildet, nehmen nun Grundbeſitz und Erwerb 
die erften Stellen ein. Eine Geſellſchaftsordnung ift erft dann als eine 
fertige zu betrachten, wenn fie die, Verhältniffe des Grunbbefites und 
des Erwerbes ihrem Princip gemäß geordnet hat. 

Das Rechtsprincip der Gefchlechterorpnung für den Grundbeſitz ift 
nun da8, daß nur das Gefchlecht das Eigenthbum des Grundbeſitzes 
‚babe, während bes Erwerb nur fo weit als ein ebrenbafter gilt, als 
er aus dem Grundbeſitz ftammt. In der Gefchlechterorunung iſt daher 
jeder, der einem Geichlechte nicht angehört, unfähig zum Grundbeſitz, 
und die gewerbliche Arbeit nimmt die Geichlechterehre. Daher tritt jede 
Geſchlechterordnung mit der Forderung auf, das Eigenthbum jedes nicht 
zum Geſchlecht Gehörigen entweder aufzuheben ober von dem Ge 
ſchlecht abhängig zu machen, die Perſon deſſelben dagegen ald das 
Öffentlichen Recht? ledig binzuftelen. So erzeugt jede Geichlechten 
ordnung von den Aſſyrern bis zur neueften Zeit die Begriffe und öffent: 
lichen Rechtöverhältnifie des unfreien Beſitzes und der unfreien 
Perſon. 

Das Rechtsprincip der Ständeordnung für den Beſitz iſt dagegen 
ein doppeltes. Für den Grunbbefik fordert es, daß er dem Berufe 
gehöre, und erzeugt dadurch den Törperfchaftlichen Grundbeſitz. Für 
den gewerblichen Beſitz dagegen erkennt es die Berechtigung des Ge: 
werbes an, wenn auch als untergeorpnet unter bie geiftige Arbeit. 
Das Gewerbe aber kann ohne freies Eingeleigentbum nicht beiteben. 
Die Ständeorbnuhg nimmt daher das Einzeleigentbum am Erworbenen 
in fein Rechtsſyſtem auf neben dem. Gefammteigentbum am körper 
Ichaftlichen Befig. Sie ift mithin eim großer Fortichritt gegenüber der 
Geſchlechterordnung; aber fie mächt diefen Erwerb wieder von der Be: 
rufölörperfchaft abhängig, und erzeugt daher die unfreie Arbeit, 
als die Herrfchaft der Körperfchaft über die Arbeit des Einzelnen. 

Das Nechtsprincip der ftantsbürgerliden Ordnung für den Beſitz 
ift dagegen ber Ausdrud des allgemeinen Princips derfelben für bie 
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Verhältniffe bes Eigenthums, die volle Freiheit des individuellen 
wirtbichaftlidden Befites und Erwerbes. Sie ift daher die unverfühn 
liche Feindin ſowohl des unfreien Befites, als der unfreien Perfon und 
der unfreien Arbeit. Ihr Lebensprincip ift die, durch fein Recht ge 
hemmte freie Entwidlung jeder einzelnen Berfönlichkeit. 

Auf diefer Baſis entwideln fih nun Begriff und Syſtem des Ent- 
währungsrechtes. 


II. Die Entwährung ald ein Rechtsbegriff der ſtaatsbürgerlichen 
Geſellſchaftsordnung. 


Es iſt nun klar, daß wenn man ſich jene drei großen geſellſchaft 
lichen Rechtsprincipien für Beſitz und Erwerb vergegenwärtigt, keine 
neue Geſellſchaftsordnung entſtehen kann, ohne das Recht der andern 
aufzuheben. In der That iſt in der Weltgeſchichte das Auftreten einer 
Geſellſchaftsordnung ſtets ein Kampf auf Leben und Tod nicht bloß mit 
der andern im Allgemeinen, ſondern ſpeciell mit dem Rechtsſyſtem der⸗ 
felben für die Befites: und Gewerbeordnung. Auf diefer Thatſache 
berubt, mie fchon gefagt, die Geichichte des Rechts. Allein für uns 
liegt das enticheivende Moment doch auf einem noch höhern Punkte. 
Richt nämlich die einfache Bejeitigung des beftebenben Rechts ift es, 
um die e3 ſich bei dem Wechſel der Gefellichaftsorbnungen handelt. 
Das nämlich ift das Wefen diefes Wechfels, daß in ihm das beftehende 
Recht nur als die nothwendige Sonfequenz, als die praktiſche Voraus⸗ 
fegung und Folge des beitimmten gejellihaftlichen Princips auftritl. 
Reine neue Geſellſchaftsordnung befämpft die andere im Namen der 
materiellen Macht, auch nicht im Namen des materiellen Wohljeins, 
auch nicht im Namen bes abftraften Rechtsbegriffs und auch nicht im 
Namen des Staats und feiner Idee. Sondern fie fordert das Auf 
geben der andern Rechts. und Eigenthumsordnung im Namen berfenigen 
Berechtigung, welche das höhere ſittliche Ideal gegenüber einer befteber: 
ben Rechtsordnung gibt, die baflelbe nicht zur Geltung gelangen läßt. 
Denn das Nechtöleben, welches jede Gefellichaftsorbnung für fich und 
durch fich erzeugt, gebt ihr eben deßhalb niemals aus dem Begriffe bed 
Rechts der Idee der unverleglichen Perfönlichleit hervor, ſondern viel 
mehr aus den unabweisbaren Forderungen jener höchſten fittlichen Auf: 
gabe, deren organifche Verwirklihung fie jelber fein will. Jede Geſell⸗ 
ſchaftsordnung orbnet daher das Recht, welches fie jelbft gebildet 
bat, denjenigen etbifhen Forderungen unter, um dberent 
willen fie dieß Recht erzeugte. Das ıft das höchſte Princip der 
gejelichaftlichen Rechtsbildung. 


75 


x 

jenes höchſte Prineip der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung 
"ift nun die volle Freiheit und Selbftthätigleit der einzelnen Perſönlich⸗ 
fett. Bermöge dieſes Princips forbert fie nun, daß alles dasjenige 
geltende Recht, was mit diefem ihrem höchſten Princip in Widerſpruch 
ftebt, aufgehoben werde. Sie fordert bieß aber nicht etwa als ein 
abſtraktes fittliches Princip; die Lehre von der Verfafſung zeigt uns 
vielmehr ein weſentlich anderes Bild. Jede pofitive Verfaſſung ift 
nämlich auch ihrerſeits nichts ala diejenige Geftalt des öffentlichen Rechts, 
welche aus dem höchſten Princip einer beftimmten Gejellfchaftsorbnung 
hervorgeht; oder, jede Geſellſchaftsordnung hat ihre, durch fie erzeugte 
und nur duch fie verftändliche Verfaſſung. Dadurch wird der Staat, 
der an fih das: Drgan ber perfönlichen Entwidlung überhaupt, als 
abftratter Idee ift, in der Wirklichkeit vielmehr das Drgan für bie 
Bollziehung aller Forderungen der beftimmten Geſellſchaftsordnung, 
welche in ihm lebt und ihn erfüllt. Vermöge dieſes Geſetzes werben 
dann die Forderungen der Gefellichaft ala Willen des Staats zum gelb 
tenden Recht; fie heißen Geſetz und Verorbnung. Die ftantöbürgerliche 
Geſellſchaft macht daher ihr Nechtöfuftem fo gut zum geltenden Recht, 
wie die Gefchlechter» und die Stänbeorbnung es getban; an fie jchließt 

fi) daher fo gut wie an diefe eine reiche, da® ganze Leben bes Volles 
umfafiende, auf jedem Punkte eingreifende Rechtsbildung und Geſetz⸗ 
gebung, deren Inhalt es auf jedem Punkte ift, die Bebingungen ihres 
höchften Princips der vollen individuellen Freiheit und Selbitbeftinunung 
zum geltenden Recht zu machen. Und hier ift nun ver Bla, auf welchem 
die Enttwährung ihre Funktion, ihr Prineip, ihr Recht, ja fogar ihr 
nunmehr leicht verftänbliches Suftem empfängt, von dem bie unten 
folgende Darftellung nur die genauere hiſtoriſche und juriftiiche Aus 
führung enthält. 

Es bedarf feiner Erklärung, daß das Rechtsprincip ver Gejchlechter- 
und ftändifchen Ordnung für Perfon, Beſitz und Arbeit in bireltem 
Widerſpruch mit dem ber ftaatsbürgerlichen Drbnung fteht. Die erite 
und unabweisbarfte Aufgabe der letzteren ift es daher, dieß Rechts 
fuftem der beiden andern Geſellſchaftsordnungen, fo weit es bie freie 
Selbfithätigleit bes Einzelnen zechtlich hemmt, aufzuheben und eine 
Drbnung der Perfonen, des Beſitzes und ber Arbeit an die Stelle zu 
fegen, deren Brincip und Inhalt durch die Gefammtheit derjenigen 
Bedingungen gebildet werben, welche eben jene felbftändige individuelle 
Freiheit möglich machen. So entftehen jene gewaltigen, in das Leben 
der Völker auf das Tieffte eingreifenden Maßregeln, bie wir gleich 
bezeichnen werben, umd die die Gefchichte mit ganz beftimmten Namen 
benannt bat. Allein die Entlaftungen, die Gewerbefreiheit, vie 
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Gemeinheitstheilung, bie Enteignung, diefe Maßregeln find ala bloße 
Aufhebung des beftehenden Rechts zwar eine neue gefellichaftliche Rechts⸗ 
ordnung von Beſitz und Arbeit, aber noch nicht die Entwährung. Diele 
enthält ihrerfeit3 felbft wieder eine zweite ganz beftimmte Seite in 
jener Nectöbildung und zwar ald eine ſolche, die wiederum aus dem⸗ 
felben Rechtzprincip hervorgeht, das jene Aufhebung fordert. 

Da nämlich die ftaatöbürgerliche Gelellihaftsorunung die Selbflän: 
digkeit der Eingelperfönlichleit an und für fich will, jo muß fie dieſelbe 
auch dba tollen, wo fie im Namen biejes ihres höchſten Princips das 
für die Einzelperjönlichfeit geltende gefellichaftliche Hecht aufbebt. Das 
nun erjcheint dadurch, daß fie dieſe Selbftändigkeit jenem höchſten Grund 
fate nach überhaupt nur fo weit beichräntt, als dieß für ihr Brincip 
unbebingt gefordert wird, und mithin auch in ber Aufhebung ber Ge 
Schlechter: und Ständeordnung für Perfonen, Befit und Arbeit nur 
fo weit gebt, als diefe Aufhebung eine unabweisbare Bedingung der 
freien Einzelentwidlung wird. Die Aufgabe des Rechts der ftaais- 
bürgerlichen Geſellſchaft ift es baber, die Selbſtändigkeit der Einzelnen, 
deren Recht aufgehoben wird, auch in diefer Aufhebung fo meit zu 
erhalten, als dieß ohne Beſchrünkung der Brincipien jener Ordnung 
möglich if. 

So entfteht neben bem Brincip der Aufhebung jener Hechte das 
weite, das mit jenem untrennbar verbunden ift, das Princip ber 
Entfhädigung Die Entichäbigung, deren Weſen und Entwidlung 
auch biftorifch von Anfang an ganz richtig gefühlt und verſtanden ward, 
obwohl man fie nie wiflenichaftlich auflöste, beruht auf der Scheibung 
von Gut und Werth, die nur durch die Grundbegriffe der Rational: 
ökonomie möglich ift. Ste beruht auf dem Grundfag, daß das Eigen: 
thum das Recht auf beide Elemente zugleich enthält, und daß baber 
die Aufhebung bes einen diefer Elemente fehr wohl möglich ift, ohne 
das Recht auf das andere zu beſchränken. Das Recht auf den Werth 
eines Befites aber ift, nad dem Weſen des Werthes, niemals em 
Widerſpruch mit dem Princip der freien Entwidlung aller Einzelnen 
und ihrer Arbeit; es ift vielmehr feiner höheren Natur nad) das Gebiet 
der freien Bethätigung bed Individuums ſelbſt. Während daher das 
Rechtöprincip der ſtaatsbürgerlichen Gefellfchaft das Eigentbum an all 
ben Gütern aufheben Tann, deren inbivibueller Befig materiell im 
Widerſpruch mit der. freien Thätigleit ber Einzelnen ſteht, kann fie 
demfelben Princip gemäß das Eigenthbum am Werth nicht aufheben. 
Sie muß daher, mo fie jenes befeitigt, diefed von dem Gute trennen, 
und den Werth als felbitändigen dem Berechtigten zurüdgeben. 
Diefe Zurüdgabe des Wertbes beißt die Entfhädigung Und 
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diejenige Aufhebung des Einzeleigentbums, welche demgemäß das Eigen: 
thum an Werthe unverleht erhält, während fie das Eigentbumm am 
Gute im Namen des Princips der ftantsbürgerlihen Geſellſchaft auf: 
hebt, ift die Entwährung. 

Auf diefe Weiſe entwidelt ſich ber Begriff und Inhalt ver Ent 
mwährung als eines, aus dem Wefen der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchafts⸗ 
ordnung folgenden Rechts, mit feiner doppelten, fcheinbar entgegengeſetz⸗ 
ten Aufgabe, das der Entziehung des Gutes und das der Herausgabe 
des Werthes, vie beide nur die einfachen Conſequenzen jener hödhften 
Idee der individuellen Entwicklung find, nur daß die erftere durch die 
allgemeine, die leßtere durch die einzelne Entwidlung gefordert wird. 
Die Entwährung in all ihren Formen liegt daher nicht im Begriffe 
des öffentlichen Wohles oder des Recht? an ſich, jondern vielmehr in 
demjenigen Öffentlihen Wohl und Recht, welches aus der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Gefellichaft hervorgeht. Die andern Geſellſchaftsordnungen Tennen 
fie gar nicht. Sie erfcheint daher auch mit dem bei weitem größten 
Theil ihres Inhalts nicht als eine dauernde Aufgabe des Staats, 
fondern nur ala ein vorübergehender, überhaupt nur einmal möge 
licher Broceß der Aufhebung des Rechts und der Beſitzeszuſtände der 
Gefchlechter- und Ständeorbnung, während gerade dieſe Aufgabe die bei 
weitem michtigfte der ganzen Entwährung if. Ihr Rechtsprincip Tiegt 
demnach im Weſen der Geſellſchaft. Es ift wahr, daß das vielleicht 
eine Schwierigkeit bildet, vaflelbe zur Anerlennung zu bringen, aber 
gewiß ift zugleich, daß auf diefer Grundlage die beiden andern Fragen, 
das Syftem ber Entwährung, und das Öffentliche Recht berfelben, 
fich in höchſt einfacher Weiſe erledigen. 


IV. Dad Syſtem der Entwährung. Geſellſchaftliche Natur der Grund» 
entlaftung, Gemeinheitstheilnng, Ablöſung, Enteignung und beö 
Staatsnothrechts. 


Das mas wir das Syſtem der Entwährung nennen, entſteht nun, 
indem das obige Brincip der Entwährung auf diejenigen gefellichafts 
lichen Rechte Anwendung findet, welche mit dem eben bezeichneten 
Princip der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft im Gegenfaß ftehen. 

Um nun zu diefem Syftem zu gelangen, muß vorher eine große, 
europäische Thatſache feftgeftellt werden. Es wird Feine Schwierigkeit 
baben, fie zugugeftehen. 

Allerdings nämlich ſcheiden ſich wiſſenſchaftlich die drei großen 
Srundformen der Geſellſchaft: die Geſchlechterordnung, die ſtändiſche 
und die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft ſehr beſtimmt von einander, und 
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wenn man fie einmal in ihrer inneren und äußeren Selbftänbigfeit 
erfannt bat, fo ift e8 nicht wohl möglich, fie weiter zu vermiſchen ober 
zu vertvechfeln. Allein in ber wirklichen Gefchichte der germaniichen 
Böller- und Staatenbildung ift diefe Scheibung eben nicht vollzogen. 
Hier tritt und vielmehr eine andere, allerdings mit dem ganzen Weſen 
der Geſellſchaft vollftändig harmonirende Thatfache entgegen. Es if 
die, daß ſich jene drei Drbnungen nicht ausfchließen, ſondern neben 
und im einanber fortbeftehen Fönnen, und zivar fo, daß ein Theil bes 
Volkslebens der einen, ein anderer Theil defielben der zweiten, ja ein 
dritter Theil der dritten Ordnung angehört. In diefem gleichzeitigen 
Beftehen, in dieſem fich gegenjeitig Durchdringen liegt eben ber Reid 
thum ber germanischen Welt; ohne daſſelbe wäre fie eben fo innerlich 
ode und geſchichtslos, mie bie indiſche und chineſiſche. Es ift aber jehr 
einfach, biefen abftratten Sak durch befannte Thatfachen zu beftätigen. 
Der erite Blick auf die europäiſche Nechtögefchichte genügt, um fich zu 
überzeugen, daß das Rechtsſyſtem der unfreien Perſonen und das bed 
unfreien Beſitzes in Leibeigenen und unabhängigem Bauernftand, dab 
Rechtsſyſtem der unfreien Arbeit in Zünften, Innungen und Bor 
rechten aller Art ſchon feit Jahrhunderten nicht bloß neben einander, 
fondern auch neben dem Princip und ber theilmeifen Gültigkeit der . 
perjönlihden und wirtbichaftlichen Freiheit beftanden bat, die erfien 
beiben der Gefchlechter: und Etändeordnung, das dritte der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Geſellſchaft angehörig. Es ift eben fo bekannt, daß gerade in 
diefem Nebeneinander der ewig junge Keim der inneren und äußeren 
Bewegungen und Gegenfäte bed Volkslebens gelegen ift, und daß biefe 
nur aus jenem zu verftehen find, 

Iſt dem nun fo, fo ergibt fi von felbft, daß das Brincip ber 
ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft die Aufgabe Hatte, nicht etwa bloß zu 
einer abftrakten Geltung zu gelangen, ſondern feine Verwirklichung 
vielmehr in der Aufhebung desjenigen geltenden Rechtsſyſtemes für 
Perſonen, Beſitz und Arbeit zu ſuchen, bie mit ihm im Widerfprude 
flanden. Die Aufgabe deſſelben lag daher zuerft und zunädft außer 
balb ver ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft felbft, das ift in dem meiten 
und mächtigen Gebiete besjenigen Rechts, das auf ber Herrichaft ber 
Geſchlechter- und Stänbeorbnung berubte; und erft nachdem dieſes Ge 
biet dem neuen gefellichaftlichen Nechtsleben unterworfen, warb es 
möglich, die Frage zu beantworten, ob und wie weit der Grundſat 
der Entwährung auch auf die ſtaatsbürgerliche Gefellfchaft felbft An⸗ 
wendung finden Zönne und folle. Auf dieſe Weife nun entfteht ein 
Proceß der Nechtöbilbung, vermöge beflen bie Grunbfähe der neuen 
geſellſchaftlichen Drbnung die ganze Rechtsbildung der frühern für 
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Perſonen⸗, Sachen⸗ und Erwerbsrecht umgeſtalten, und alles aufheben, 
was dem Princip der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft entgegenſteht. Dieſer 
Proceß hat im Großen und Ganzen reichlich zweihundert Jahre ge⸗ 
dauert, und wie wir ſehen werben, iſt er noch keineswegs fertig. 
Die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft iſt noch nicht zur vollen Geltung 
ihrer Grundfäße gelangt, obgleich ihr Sieg über die Rechtsſyſteme der 
frübern Geſellſchaftsordnungen ohne allen Zweifel ein entichiebener ift. 
Und wir müffen jagen, daß dieſer Proceß pie wahre Rechtsgeſchichte 
Europas feit dem 17. Jahrhundert enthält. Es tft ein ganz 
neued Leben von Gedanken und Prineipien, das ſich namentlich feit 
dem weſtphäliſchen Frieden in Europa Bahn bricht; eine neue Rechtswelt 
erfcheint, und die jogenannte deutſche Reichs⸗ und Rechtögefchichte erkennt 
das an, indem fie inftinktartig mit der Epoche abichließt, wo ihre zwar 
große aber einfeitige Bafis, die germanifche Geſchlechterordnung und ihr 
Recht aufhören die Herrfchaft zu beſitzen. Diefe neue Rechtsgeſchichte 
des ftantsbürgerlichen Rechts ift aber keineswegs beitändig die Gefchichte 
der Entwährung. Es ift vielmehr feftzubalten, daß die Entwährung 
ihrerfeitö nur als ein wenn auch mächtiger und definitiv entſcheidender, 
fo doch immer nur als ein beftimmter Theil innerhalb verjelben 
vorlommt; und es iſt durchaus nothwendig, bie Gränze biejes Auf 
tretend der Entwährung in jener neuen Rechtäbilbung nicht bloß Außer: 
lich, fondern auch principiell zu bezeichnen. 

Diefe Gränge nun befteht darin, daß die Entwährung ihrem Be 
griffe nach den Grundſatz der Entihädigung enthält. Die Ent 
währung ift daher nicht bie Aufhebung des Geſchlechter⸗ und Stände: 
rechts überhaupt, ſondern fie umfaßt nur diejenigen Aufbebungen, 
welche die Entfhädigung möglich machen, das ift diejenigen, bei 
denen bie durch das Princip ber ftantsbürgerlichen Gefellichaft befeitigten 
Rechte einen nachweisbaren wirtbidhaftliden Werth haben. 
Das nun ift aber bei jenen Rechten keineswegs immer ber Fall. Da⸗ 
ber dann die natürliche Erſcheinung, daß die neue Rechtsbildung, wenn 
auch in hundert verfchievenen Arten und Anwenbungen, doch immer 
in zwei großen Grunbformen wog fich geht, die ſtets neben einander 
laufen. Die eine hebt einfach die beftebenben geltenden Rechtsordnungen 
auf, die andere erzeugt dagegen ein Verfahren, welche dieſe Auf 
bebung durch Ermittlung bes Werthes mit einer gefehlichen Entſchädi⸗ 
gung verbindet; und dieſes Verfahren ift bie Entwährung. Die 
Entwährung bezieht fich daher auch nur auf einzelne, ganz. beftimmte 
Gebiete; fie umfaßt nur einzelne ganz beftinmnte Fälle; fie ericheint als 
ein ganz beſtimmtes eigenthümliches Verfahren, und während baber 
jene erfte Seite bloß der Gefebgebung angehört, wird die Entwährung 
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dasjenige Gebiet in dem Siege ver flantöbürgerliden Drbnung über 
Geſchlechter⸗ und Ständerecht, welches auf Grundlage der Geſetzgebung 
Aufgabe der inneren Berwaltung wird. Und demnach gehöten 
beide Gebiete, aus demfelben Rechtsprincip entiprungen, natürlich zu: 
fammen; die Rechtsgeſchichte hat fie von demſelben Stanbpunft zu be 
handeln, und darin wird bie wichtigſte Aufgabe für bie Zukunft der 
felben liegen. 

Auf biefer Grundlage nun ift das Syſtem ber Entwährung leicht 
zu bezeichnen. Es ſteht daſſelbe in ver That nicht etwa felhftänbig ba, 
fondern es enthält Diejenigen Gebiete ber Aufhebung bes Geſchlechter 
und Stänberechtd, bei denen bie Entihädigung möglich und 
darum nothwendig wird. Deßhalb muß es uns veritattet fein, 
einen Blid auf das ganze Syftem der neuen Rechtsbildung zu werfen, 
um für das der Entwährung darin feine Stelle und feinen Umfang 
zu finden. 

Das leitende Princip der ftantsbürgerlihen Geſellſchaftsordnung 
gegenüber der Geſchlechterordnung in Beziehung zunächſt auf die Perſon 
ift mit einem Worte das der rechtlichen Gleichheit. Der formale 
Ausdruck diefes Princips beſteht darin, daß die Verwaltung bes Rechts 
für alle gleich fein, das ift, daß alle ohne Unterſchied vor demſelben 
Gericht des Staats ihr Recht fuchen follen. Damit ift die Aufhebung 
der Grundlage des Gefchlechterrechts, des Syſtems der Gefchlechtergerichte, 
oder ber Verſchiedenheit der Competenz je nad der gefellfchaftlichen 
Stellung ausgeiprochen. Es folgt ferner, daß der Wille der Einzelnen 
gleich fei, das tft, daß kein Einzelner als Einzelner von dem andern 
Gehorfam zu fordern habe, fondern daß nur die Gemeinfchaft aller im 
perfönlichen Staat über den Einzelnen herrichen dürfe. Der formale 
Ausdrud dieſes Princips ift, daß der Einzelne nur dem Geſetze und 
nicht feinem Heren zu gehorchen habe. Daran fchließt ſich ber dritte 
Sab, daß der Beſitz als foldher ein Recht auf Verwaltung, Gericht 
und Polizei nicht mehr geben bürfe; bamit warb bie letzte Grundlage 
des feudalen Syftems, die Grundherrlichkeit, die mit dem Geſchlechter 
beſitz verbundene Obrigkeit, unmöglich. Alle diefe Rechte ver Gefchlechter 
haben nun ihrem Weſen nad feinen wirtbichaftlidden Werth; Jie wer 
den daher nicht entwährt, ſondern einfach aufgehoben, und zwar 
mit allen auch wirthichaftlichen Confequenzen und Leiftungen der bisher 
untergeordneten Klaflen, da das Recht der herrſchenden auf biefe nicht 
ein felbftändiges Privatrecht, fondern nur die Folge eines Rechts if, 
das an ſich, nah dem Princip ber ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft, über 
haupt kein Privatrecht fein foll. Die Geſammtheit diefer anf 
gehobenen Rechte enthält die Herftellung ber ſtaatsbürgerlichen Gleichheit. 


81 


Sm Beziehung auf ben Befit ber Geſchlechterordnung tritt dagegen 
ein weſentlich anderes Verhältniß ein. Diefer Befit ift nämlich theile 
unfrei durch Die Unterordnung unter die gutsherrliche Obrigkeit, 
theild aber au auf Grumblage des Verkehrsrechts in Grund: 
ftüden, das fih aus dem Princip der Gefchlechterorbnung ergeben bat, 
und das ftatt einer wirtbichaftlihen Begenleiftung eine öffentlich recht- 
liche, ftatt bed Erwerbs in freies Eingeleigenthum ein unfreies Eigen: 
tum mit bebingtem, von bem Willen des Grundherrn abhängigem 
Webergang von einem zum anbern jeht. Das Princip der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Geſellſchaft will aber die wirthſchaftliche Conſequenz bes Weſens 
ber freien Perfönlichleit, das, ber freien Verfügung bes Eigenthümers 
übergebene Beſitzthum. Seine Verwirflihung empfängt diefes Princip 
burch bie Aufbebung jener wirtbichaftlichen Rechte des bisherigen Grund» 
bern. Diefe nun ericheint als nothwendig; aber jene Rechte haben 
einen wirtbichaftlihen Werth; fie bilden einen Theil des Bermögens 
des biöherigen Herrn; fie bürfen daher nicht einfettig aufgehoben, fon: 
dern es muß eine Entichäbigung gegeben, oder fie müflen entwährt 
‘ werden. So entftebt hier der Begriff der Entwährung; und biefer 

bat nun drei Grundformen. 

Dieſe drei Grundformen bilben ſich nun nicht eben Aus dem Weſen 
der Entwährung, fonbern vielmehr aus ber Verſchiedenheit besjenigen, 
der der Grundherr ift; und dieſe Verſchiedenheit geht. wieder aus 
den zwei Grundformen ver Geſchlechterordnung hervor. 

Die erfte. und bei weitem mächtigfte Art des Grundherrn ift nun 
der eigentliche Grundherr, ber Geſchlechteradel mit feinem ablichen 
Grundbeſitz und der mit ihm verbundenen Obrigfeit. Die Herftellung 
des Einzeleigenthums ift bier nicht die Herftellung eines Befikes, fon: 
bern die Befreiung der beſtehen den Grunbbefttungen von der frühern 
Begrängung in Eigentbum und Verkehr. Diefe Herftellung over Be 
freiung ift nun diejenige Form der Entwährung, welche wir die Grund: 
entlaftung nennen. 

Die zweite Art des Grundherrn iſt Dagegen bie alte Geſchlechter⸗ 
genoffenichaft des herrſchenden Bauerngefchlechts, deren Beſitz die 
Gemeinveflur if. Die Herftellung bes Einzeleigenthums gegenüber 
dieſer Geftaltung des Befikes der Geſchlechterordnung erſcheint nun in 
ber Herftellung des Einzeleigentbums an ver Stelle des Geſammt⸗ 
eigenthums. Die Entihäbigung iſt hier in Form und Wefen eine 
andere. Sie beftebt in der Theilung des Gemeingutd; fie ift daher 
auch eine Entwährung, aber fie ift eine Entwährung der Gemeinde, 
nicht des Gutsherrn; wir nennen fie daher die &emeinheitstheilung. 

Die dritte Art if} nun nichts anderes, als eine in höchſt ver: 

Etein, die Verwaltungslehre. VII. 6 
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ſchiedenen Formen vorlonunende Vermiſchung beider Arten ber Grund⸗ 
herren, des Gutsherrn und der Gemeinde. Auch hier handelt es ſich 
ſtets um bie Herſtellung bes Einzeleigenthums an ber Stelle der be 
ftimmten Form des Gefammtgutes, die in einem gemeinfamen Gebraude 
beſteht. Die Entichänigung tritt ein, aber fie hat verfchiebene Geftalt; 
e3 tft eine dritte Art der Entwährung, die wir als die Ablöſungen 
bezeichnen. 

Diejes find bie drei Arten der Entwährung, welche das flaate 
bürgerliche Recht gegenüber dem Geichlechtersecht erzeugt. Weientlüh 
anders bagegen verhält fich das erftere gegenüber ver Stänbeorbnung. 

Die Ständeorbnung entwidelt nämlih für das Einzelrecht zwei 
Grundformen, melde mit dem Prineip der flantöhürgerlichen Geſell⸗ 
Ichaftsorbnung im Widerſpruche ſtehen, und baber von ihre aufgehoben 
werben. Aber Feine derjelben begründet die Möglichkeit einer Entſcha— 
bigung; beide gehören baber ber Geſchichte, aber beide gehören nidt 
ber Entwährung. Demnach ift es notbiwendig, fie hier zu bezeichnen. 

Die Ständeorbnung erzeugt nämlich zuerft den ftändiſchen Beſitz 
den man gewöhnlich mit dem Gefchlechterbeftt verwechſelt, indem man 
ben leßteren fälſchlich den ftändifchen Befit nennt. In der That aber 
ift der ftändifche Beſitz nur derjenige, ber der ſtändiſchen Berufe 
Lörperfhaft gebört, und daber den Begriff des Eingeleigenthums 
und Rechts ausfchließt. Diefe Berufskörperichaften find die Geiftlichkeit, 
bie Bildungsanftalten und die gewerblichen Körperjchaften der Zünſte 
und Imnungen. Die Aufhebung bes ausfchließlichen Berufsrechts bat 
zur Folge, daß die Körperichaften als felbftändige Gorporationen ihre 
Sunltionen aufgeben, und dieſe Funktionen als Aufgabe ber inner 
Verwaltung erfcheinen. In diefer aber tritt das ſtaatsbitrgerliche Princip 
bes Einzeleigenthums in ber Geftalt des flantlihen Gehalt? auf; der 
körperſchaftliche Befig wird daher aufgehoben und entweder zur Yun 
‚birung des Gehaltes ober zu andern Verwaltungszwecken verwendet, 
und biefe Form bes Befites verſchwindet daher, ohne daß ein Einzel 
eigentbum aus bemfelben hervorgeht. Das Hauptbeifpiel dafür find 
befanntlich die Säcularifationen. Es ift dem Dbigen gemäß nun aller 
dings Tein Zweifel, daß auch diefe Mafregeln ber obigen Rechtsbildung 
ber ftantsbürgerlichen Geſellſchaft angehören; allein es ift Har, daß 
fie feine Entwährung enthalten, weil bier keine Entſchädigung ftatb 
findet. Es tritt daher bier fo Wenig wie in dem folgenden Falle ein 
fpecielles Verfahren der Verwaltung ein, fondern die eimfache Geſetz 
gebung genügt; und wenn es daher erflärlich ift, wie Einige, z. B 
Biſchof, die Säcularifationen dem Entwährungsrecht wegen bes allge 
meinen Princips hinzurechnen, fo ift es anbererfeitö wohl Har, daß fie 
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demfelben in Wahrheit nicht angehören. Daſſelbe gilt von dem zweiten 
Gebiet. 

Dieſes nun bezieht fich auf bie freie Arbeit. Es enthält die Hew 
ftelung des freien Verkehrs und bes freien Erwerbs, das ift Die Durd; 
führung des Grundſatzes, daß alle Güter die Fähigleit haben, Einzel: 
eigenthum zu werben, und daß alle Arten bes Exwerbes jebem Ein 
zeinen offen jtehen. Der formelle Ausbrud dieſes Grundſatzes ift bie 
Gewerbefreibeit, melde vie Aufhebung der Erwerbskörperſchaften 
der Zünfte und Innungen und ihrer ausfchließlichen Berechtigung zum 
Inhalt haben. Die weitere Ausdehnung befielben liegt in ber Auf: 
bebung aller Privilegien und Monopole, die ihrerjeit3 die Antvendung 
des Princips der fländifchen Arbeitsordnung auf den Einzelerwerb 
ftatt auf ganze Corporationen entfalten. Auch hier ift ein wirthſchaft⸗ 
licher Werth an ſich nicht nachgewieſen, fo weit e8 fich dabei um ben 
Einzelnen handelt, der in feinem Einzelgeſchäft dadurch nicht afficirt 
wird; es tritt Daher auch feine Entſchädigung ein, und das ganze weite 
Gebiet der Heritelung bes freien Verkehrs und der freien Arbeit fällt 
daher nicht unter das Gebiet der Entwährungslehre, fo tief es auch. 
in ben großen Proceß der ftantsbürgerlichen Rechtsbildung eingreift. 

Das nun find die Anwendungen bed Princips ber Entwährung 
auf die Reſte der Gefchlechter: und Ständeordnung, die der vollen Ent- 
widlung der ſtaatsbürgerlichen Drbnung entgegenfteben. Und jett ent: 
fteht die Frage, ob Begriff und Weſen der Entwährung auch auf bie 
ftaatsbürgerliche Gefellichaft jelbft Anwendung finden, nachdem fie ber 
jelben zum Siege über die Geſchlechter⸗ und Stänbeorbnung verholfen 
bab 


en. - . 

Es ift nun kein Zweifel, daß dem fo iſt. Die beiben Formen, in 
denen die Enttwährung auch gegen das ftaatbürgerliche freie Einzelrecht 
zur Geltung kommt, find die Enteignung (oder Expropriation) und 
Das Sta atsnothrecht. Es genüge bier, fie anzuführen, da Wir 
unten darauf genauer zurückkommen. Sie enthalten beide bie Löfung 
der Frage, unter welchen Bedingungen auch die Aufbebung des Einzel 
eigentbums, das eben bie ftaatsbürgerliche Geſellſchaftsordnung jelbft 
erft geichaffen bat, dadurch zu einem Öffentlichen Recht werben Tann, 
daß dieſe Aufhebung felbft wieder als Vorausfehung bes höchſten Princips 
ber lektern, der vollen Entwidlung der freien Perſönlichkeit erfcheint. 
Der höhere Rechtögrund der Enteignung liegt aber bier klar genug 
darin, daß fie felhft als Confequenz deſſelben Princips auftritt, aus 
dem das Einzeleigentbum eben hervorgeht. Denn das lehtere iſt erft 
bier in feinem ganzen Weſen zur Geltung gelangt; das Einzeleigen- 
thum tritt bier zuerft auf nicht als ein an und für fich daſeiendes, 
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fondern als eine nothwenbige Conſequenz des Weſens ver freien Ber 
fönlichleit, und findet baher auch, eben vermöge des Rechts der Ent: 
eignung feine Gränze ba, wo eben jene bee ber freien perſonlichen 
Entwidlung, die es erzeugt bat, es auch wieber aufbebt, in ber Ent 
eignung. Dieß nun darzuftellen ift die Aufgabe des fpeciellen Theils. 
Mit dem Vorbergehenden aber ift demnach das Syſtem und zugleih 
die organifche Stellung ber Entwährung überhaupt bezeichnet. Faſſen 
wir das Ergebniß in Einem Sat zufammen, fo ergibt ſich jetzt folgendes. 

Die Entwährung tft derjenige Theil der Bildung bed Rechts 
aus der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft, welcher zu feiner Vorausſetzung 
die. Entſchaͤdigung des bisher Berechtigten bat, und zwar ſowohl im 
Verhältniß zu dem Rechtsſyſtem ber Gelchlechters und Stänbeorbnung, 
als zu dem ber flantöhürgerlichen Gefellichaft ſelbſt. Ihre Gebiete aber 
gehören nur der erften und lebten Drbnung an, teil eö nur bier eme 
Entichäbigung gibt. Diefelben find: die Entwährung des Geſchlechter 
rechts in Srundentlaftung, ®Bemeinbeitstheilung und Ab 
Idöfung, und die Entwährung ber ftaatöbürgerlichen Geſellſchaft in 
Enteignung und Staatsnothrecht. 

Steht nun bieß fett, fo ift es auch nicht mehr ſchwierig, das all⸗ 
gemeine Recht der Entwährung in Beziehung auf den Staat zu bezeichnen. 





V. Das öffentliche Recht der Entwährnngen, feine ſyſtematiſche Stelle med 
feine Princigien. 


Auch hier bat es entfcheivenden Werth, den formalen Begriff an 
die Spite der Ausführungen zu' ftellen. 

Die Entwährung liegt demnach im Weſen der gefeltfchaftlichen 
Rechtsbildung, und ift ein ganz beftimmtes Gebiet derſelben. Sie uk 
aber, wie jever andere Theil, durch den Willen bed Staats zum geb 
tenden Recht erhoben werden. Und demgemäß empfängt bie Entiwährung 
ihr Öffentliches Hecht, infofern fie mit ihrem Princip und ihrer Ber 
wirtlihung zum Inhalt der Geſetzgebung und zur Aufgabe bei 
Verwaltung wird. 

Das Princip der Entwaͤhrung, inſofern es eine Beſchränkung 
der Grundlage des freien Staatsbürgerthums iſt, kann daher auch nur 
in demjenigen Willensakt oder Geſetze des Staats ausgeſprochen werden, 
welcher eben das Staatsbürgerthum ſelbſt geſetzlich als Gruundlage des 
Staatslebens anerkennt; das iſt das Staatsgrundgeſetz oder bie 
Berfaffung. Dur die Anerlennung der Entwährung wird daſſelbe 
bamit zu einem allgemeinen verfafiungsmäßigen Rechte der Staat 
bürger. 
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Die wirkliche Entwährung ift jedoch die Anwendung dieſes Grund⸗ 
geſetzes auf den einzelnen Yall, eine beftimmte geſellſchaftliche Rechts 
inftitution und ein beftimmtes Gut. Diefe Anwendung ift principiell 
Sache der vollziehenden Gewalt, unb gefchieht durch die Verorbnung. 
Jede einzelne, wirkliche Entwährung geſchieht daher nad einem Ver: 
ordnungsrecht. 

Nun kann natürlich das Verfahren der vollziehenden Gewalt ſelbſt 
wieber Gegenftand eines Geſetzes fein, und mithin dem Berorbnungs: 
reiht eben nur die Antvenbung dieſer gejelichen Vorſchriften über das 
Berfahren in jedem einzelnen Yalle überlafien fein. Es iſt au an 
fich möglih, und das ift eben aus hiftorifchen Gründen der wirkliche 
Gang ber Dinge geweſen, daß die Entwährungen der Geſchlechterrechte 
— Entlaftung, Gemeinhettäiheilung und Ablöfung — ala an fi vor- 
übergebende, nur einmal für die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft vor- 
bandene Wlte der Verwaltung nothiwendige Entwährungen überhaupt 
nicht in das Stantögrundgefeß aufgenommen, ſondern durch ſpecielle 
nur auf fie jelbft bezügliche, Einzelgeſetze hergeftellt werben. In biefem 
Falle wird es geſchehen, daß die Verfaffungen ſich um die Gefchlechter 
entwährungen überhaupt nicht mehr kümmern und fie nicht fpeciell 
berüdfichtigen, fondern nur den Rechtsgrundſatz der Enteignung auf 
nehmen, Alsdann ericheint das Öffentliche Entwährungsredht in zwei 
Hauptformen: erftlih in den Specialgefegen für Entlaftung, Abs 
fung und Gemeinheitstheilung, nebft den Ausführungsverorde 
nungen dieſer Entwährungen, die dann zuweilen auch als Geſetze 
erlaffen werben; zweitens in dem Enteignungsgelek, das in feinem 
Brincip in der Verfaſſung anerkannt ift, aber zu feinem Inhalt das 
gejehliche Syitem für das Verfahren ver Regierung bei der wirklichen 
Enteignung bat, während die Enteignungsgverordnung alddann bie 
Antvendung biefeß fpeciellen Enteignungägefehes auf ein einzelnes Gut 
nnd fen Recht enthält. 

Darnach ergibt ſich, daß jedes Enteignungsgefeh im eigentlichen 
Sinne ein Geſetz für das Verfahren bei der wirklichen Enteignung 
ft. Und darnach Tann es fein Zmeifel fein, wohin ſowohl die Ent- 
laftungen u. |. w., als die Enteignungen gehören. Alle Entmährung 
nämlich ericheint darnach als Funktion der inneren Verwaltung 
melde im Ramen des Princips der fantsbürgerlichen Geſellſchaft das 
Einzeleigenthum gegen Entſchädigung aufhebt. 

Aus diefem Welen des Entwährungsrechts folgen nun aud bie 
leitenden Principien für feinen Imbalt, die für alle fünf Formen der 
Entwährung geltend und daher in jevem Entwährungsgefe enthalten 
fein müſſen. 
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Mau wirb diefelben jcheiden müflen in die formalen, auf das Ber 
fahren, unb in die materiellen, auf das Gut bezüglichen Elemente 
des öffentlichen Entwährungsrechts. 

Die formalen Elemente find folgende: 

Der erfte Grundſatz ift ber, daß die Entwährung auf einem Ge 
fee (f. oben) berube, aber im einzelnen Falle durch eine Verfügung 
im Namen be3 Staats audgelprochen werden muß, besen Vorausſetzung 
und Form das Entwährungsgeſetz zu beitimmen bat, widrigenfalls bie 
Regierung einfeitig durch ihre Verordnungen darüber zu entjcheiben voll; 
tommen berechtigt ift. 

Der zweite Grundfat ift, daß das Verfahren bei ber Aufhebung 
bes Eigentbums ober Rechts von dem Verfahren bei der Heraudgabe 
des Werthes, ober das eigentlihe Enteignungs- und das Ent 
ſchädigungsverfahren felbftändig getrennt werben muß. 

Der dritte Grundfag iſt, daß der auf diefe Weife geſetzlich ge 
ordnete Proceß der Entwährung auch nur duch die Drgane des Staats 
felber, und nie durch die Betheiligten in Vollzug gefeßt werben darf, 
da die Entwährung nie für ein Einzelintereſſe, ſondern nur im Ramen 
des ſtaatsbürgerlichen Princips geicheben fol, deſſen Vertreter ber 
Staat ift. Daher ift au das ganze, aus der Entwährung entftehenie 
Rechts: und Verkehrsverhältniß kein Privatrecht, kein Kauf u. |. w. 
(f. unten bei der Enteignung), ſondern ein Theil besjenigen Rechts⸗ 
gebietes, das wir als das bürgerlide Verwaltungsrecht bezeichnet 
baben. 

Was nun die materiellen Elemente des Entwährungsrechts betrifft, 
fo find fie folgende. 

Die erfte, auf das Gut als Objekt der Entwährung bezüglide 
Regel für alle Entwährung liegt im Weſen ber innern Verwaltung, 
nach welchem überhaupt die Thätigleit des Staats nur ba eintreten fol, 
wo bie Einzelnen fich felbft durch eigene Kraft nicht mehr zu helfen 
vermögen. Das Necht und die Aufgabe der Entwährung durch bie Ber 
waltung darf daher auch nur ba eintreten, wo die Aufhebung bes be 
treffenden gejellichaftlichen und mwirthichaftlichen Rechtes ſich als unab 
weisbar getvordene, aber dennoh durch die freie Bereinbarung 
der Einzelnen nicht erreichbare Vorausfegung irgend eines Geſammb 
interefjes herausgeftellt hat, over fo Tange der Staat fich das betreffende 
Objekt felbit nicht zu produciven vermag, was bei beweglichen Güters 
wohl faft ausnahmslos der Fall if. So Lange daher die eigene Pre 
duktion folder Güter, ober aber eine freie Vereinbarung über Rechte 
und unbeweglicde Güter möglich ift, fol der Staat mit feinem Enb 
mährungsrechte nicht eintreten. Es muß daher als Rechtsprincip bei 
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jever Entwährung gelten, daß die Verwaltung die freie Vereinbarung 
zu verunlafjen und zu befördern hat, bevor fie zur Entwährung fchreitet; 
e3 folgt freilich, daß fie dabei die Bedingungen vorfchreiben muß, unter 
benen die freiwillige Entwährung allein dem Intereſſe genügt, um 
deflentiwillen fie vollzogen ift, und zwar ſowohl in Beziehung: auf In⸗ 
halt und Umfang der zu entwährenben Rechte, als in Beziehung auf die 
Zeit, in der bie Entwährung felbit geicheben muß. Demgemäß wirb 
man das obige erfte materielle Rechtsprincip aller Entwährung am beiten 
begeichnen, indem man jagt, daß jene vom Staate ausgeiprochene Ent 
Währung ben Ehnralter und bie Stellung einer ſubſidiären Verwal⸗ 
tungsmaßregel haben muß. 

Die zweite große Bedingung aller Entwährung ift num die, daß 
wit mehr Rechte und Güter ber Entwährung unterzogen werben 
birfen, als zur Erreichung des Zweckes unbedingt notbiwendig ift. 
Es ift ar, daß hierin das Princip der Selbftändigfeit und Unverletzlichkeit 
ver Perſbnlichkeit und ihres bürgerlichen Rechtes zur Erſcheinung kommt. 
Die Anwendung biefes Grundſatzes aber tritt in zwei Hauptpunften auf. 

Zu erſt muß der Staat bei jedem Alte der Entwährung das Ob⸗ 
jekt verjelben genau in Art und Umfang beftimmen, jo daß mit biejer 
Beſtimmung die Gränze für das an fich unverletliche Privatrecht des 
Einzelnen wieder bergeftellt wird; denn es gibt Feine allgemeine Ent- 
währung, fondern nur bie eines beitimmten einzelnen Objektes. 

Zweitens aber muß, nachdem bas Objekt beftimmt tft, von biefem 
Entwährungsobjelte au nur dasjenige Moment aufgehoben merben, 
daB eben dem Gefammtinterefle wirklich entgegen ſteht. Wo daher bie 
Zwecke der Verwaltung mit der Entwährung Eines Momentes bes 
Gutes, namentlich des zeitweilen Befiges ober bes Gebrauches auszu⸗ 
zeichen vermag, da Toll die Entwährung des Eigenthums nur dann 
eintreten, wenn der Eigenthämer felbft es forbert, weil bie Gränze bes 
entwährten wirtbihaftlihen Moments eine unbeftimmte (lange Dauer 
der Deempation, ftarker Verbrauch) ift. 

Drittens endlich muß das Entſchädigungsverfahren die Entſchä⸗ 
bigung fo einrichten, daß fie dem Berechtigten auch wirklich zufommt; 
en Grundſatz, der für die Haftung ber Behörbe für die Entſchädigungs⸗ 
berechtigten maßgebend ift. 

Viertens enblih muß das Entihäbigungsverfahren vor allen 
Dingen den Werth und feine Feitftellung vor den Privatinterefien 
fichern. Darauf beruht Wichtigkeit und Inhalt des Schätungver: _ 
fahrens, das within die Grumblage bes ganzen Entſchädigungsver⸗ 
fahrens wird. 

Dies mn find bie Elemente jedes öffentlichen Entwährungsrcchts. 
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Bevor wir nun auf diefer Grundlage zu ben einzelnen Entwährungen 
übergehen, jcheint e3 von Wichtigkeit, das geltende Hecht ver Entwäh- 
rung in den verichiebenen Staaten zu dharakterifiren. 


. VL Elemente ber Geſchichte der Entwährnngen. Charakter ber Geſetzgebung 
son Frankreich, Eugland und Dentichland, 


Die eben bezeichnete Natur der Entwährungen bat nun auch bie 
hiſtoriſche Entwicklung deſſelben ſowohl in Theorie ala in Geſetzgebung 
beſtimmt. Es iſt zwar kein Zweifel, daß alle Arten der Entwährung 
auf demſelben Principe ruhen und daher auch innerlich ein Ganzes 
bilden; eben fo gewiß ift es, baß bie Prineipien für das Berfahren in 
allen diefen Arten diefelben find. Allein bie höhere Einheit, welche fie 
alle umfaßt, ift boch zuleßt nur das Weſen ber ftnatöbürgerlichen Ge 
fellichaft, und bei dem Berfahren die Idee und Aufgabe ber inneren 
Verwaltung. Beide Begriffe aber fehlten. Unb fo war es natürlich, 
daß vermöge des Mangels auf dem erften Punkte die ganze Entiväß 
zungslehre und ihr Recht niemals als ein Ganzes aufgefabt und nie 
mals ſyſtematiſch behandelt worden ift, während durch den Mangel 
einer organilchen Verwaltungslehre alle Gebiete der Entwährung ohne 
eigentliche Heimath in der Wiffenfchaft daſtehen. Es ift auch nicht ein 
mal verfucht worden, ibnen ihre rechte Stelle anzuweifen; und eben jo 
wenig baben wir ven Berfuch gefunden, felbft in der neueften Beit bei 
den eingehenden Behandlungen des Expropriationsrechts nicht, alle jene 
Arten unter Einem Gefihtöpunft zufammen zu faflen. 

Der Charakter der Rechtsbildung für bie Entwährung beruht daher 
barauf, daß jede einzelne Art der Entwährung ihre eigene Geſchichte 
und ihre eigene Literatur bat. Und es bleibt uns baber nichts 
anderes übrig, als bei jedem einzelnen Theile dieſer Geſchichte und Li⸗ 
teratur jelbftändig nachzuholen. 

Demnad) fteht wohl die Aufgabe der Bermaltungslehre feft, jene höhere 
Einheit in all diefen fo eng verwandten, aus berfelben großen Duelle 
entipringenden Ericheinungen feitzubalten. Wir haben dieß verſucht, 
und ala nächſten Ausdruck dieſes Grundgedankens den Gelammtnamen 
der „Entwährmg” aufgeftellt, der von allen Worten am beten bie 
beiven Momente, bie Entziebung des Eigenthums und die Entſchädi⸗ 
gung, bezeichnet, und dadurch eben die Entiwährung von ben übrigen 
Theilen der ſtaatsbürgerlichen Rechtsbildung unterfeibet. Daß Mir 
dabei den Ausdruck, Enteignung“ ſtatt der Expropriation gebrauchen, 
bedarf wohl keiner Motivirung. 

Denſelben Charalter, wie die Literatur, hat nun auch die Belek: 
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gebung; und bier mag es wohl geftattet fein, einige Worte hinzuzu⸗ 
fügen, welche den Weberblid erleichtern. 

Zuerft mangelt allerdings auch der Geſetzgebung das Bewußtſein, 
daß alle Formen der Entwährung zulebt einem und demſelben Princip 
und der Geſchichte der ftantsbürgerlichen Gefellichaft gemeinfam ange: 
hören. Daher finden wir denn auch bier diefelbe Erſcheinung, daß bie 


Geſetzgebungen über Entlaftung, Auftheilung und Enteignung gan um - 


abhängig und ganz ohne Beziehung auf einander entitanben find und 
als lauter felbfländige Geſetze daſtehen. Der materielle Grund dafür 
lag wohl darin, daß allerdings das Entlaſtungs⸗ und Auftheilungs⸗ 
weſen überhaupt nur einmal auftreten kann, während die Enteignung 
als ein bauerndes Element des Öffentlichen Rechts erjcheint. Und ba 
nun der Proceß, der den Sieg ber ftantsbürgerlichen Gefellichaft bedeu⸗ 
tet, in fehr verfchievenen Abftufungen und Formen auftritt, jo ift auch 
eine formelle Gleichartigkeit der Entwährungsgeſetzgebung weder zu ex 
warten, noch auch vorhanden. Dennoch ift die Grundlage für alle 
Staaten Europas biefelbe; und daher iſt bei aller formellen Unpleichheit 
in den Rechtsſätzen eine jo große Gleichheit, wie vieleicht in gar 
feinem andern Theile bes ganzen Verwaltungsrecht. Es ift deßhalb 
fehr leicht, Diefe gemeinfame Grundlage zu bezeichnen; und auf berfelben 
bie poſttive Geftalt der Entwaͤhrungs⸗Rechtsbildung zu charakterifiren. 
So wie man zunädft anerkennt, daß biefelbe der Entwidlung ber 
ftantöbürgerlichen Gefellichaft in ihrem Kampfe mit der Geſchlechter⸗ und 
Staändeordnung angehört, -fo erflärt es ſich, weßhalb das ganze römifche 
und canonifche Recht von dem Entwährungsredht auch nicht einmal 
eine Borftellung haben. Wenn hochbegabte Männer wie Aene as Syl- 
vius (De ortu et auctoritate iniperü c. 17) die Nothwendigkeit eines 
ſolchen Rechts ahnen, fo ftehen fie eben damit ſchon hoch über ihrer 
Zeit. Denn natürlich Tann auch in der germaniichen Welt unter der 
Herrſchaft der Geichlechter : und, der Ständeorbnung von dem Princip 
oder Inhalt der Entwährung in keiner Richtung bie Rebe fein, um 
fo weniger, ald das römische Recht Leinen Anftoß dazu gab. Erft mit 
dem 17. Jahrhundert, in dem das Princip ber ftaatöbürgerlichen Ges 
ſellſchaft feine erften Strahlen auf die Wiffenfchaft wirft, entfteht mit 
der Staatswiſſenſchaft zugleich die Frage, wie fi) denn das Imperium 
oder Dominium, die Dbrigkeit oder das Königthbum, nicht bloß zu ber 
Gefehgebung im Allgemeinen, fonbern fpeciell auch zum Privatrecht 
verhalte. Und ſchon bier wird der Grundgedanke ausdrücklich und als 
etwas ganz unbezwerfeltes ausgeiprochen, daß das wahre Bedürfniß 
des Staats, die neeessitas Imperii, das Recht auf Aufhebung auch 
bed Privateigentbums enthalte. Bon da an ift dieß Princip nie 
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wieder bezweifelt oder beſtritten worden; es ſteht feſt als 
eine der großen Forderungen der neuen Ideen des Staats, jedoch natür⸗ 
lich ohne daß man ſich über die geſellſchaftliche Grundlage Rechenſchaft 
ablegt. Denn das Entſtehen dieſes Princips iſt in der That zugleich 
der Beginn des großen Kampfes der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft gegen 
das Geſchlechter⸗ und Ständerecht, und natürlich wendet ſich dieſer Kampf 
. zunächſt dem härteſten Theil des letzteren, der Lage bes urſprünglich 
freien Bauern zu, in dem bunflen Bewußtſein, daß es keinen mahrbaft 
defmitiven geſellſchaftlichen Fortichritt gebe, fo Iange der Bauernbefik 
und bie Perſon ber unteren Klaſſen noch in ber Gelchlechterabhängig: 
leit bleibt. Die große Frage nad der Grundentlaftung wir 
daher das eigentliche Schlachtfeld zwischen der neuen und ber alien 
Rechtsbildung; das mas bier geichieht, überragt fo fehr alle andern 
Gebiete der Entwährung, daß von benfelben neben jener fo gut als 
gar feine Rebe ift; in ihr zeichnet fich daher auch der ganze Entwid⸗ 
lungsgang bes Gieges der ftaatäbürgerlichen Geſellſchaft deutlicher ab, 
als irgendwo fonft, und das Bewußtſein wirb allgemein, daß bie neue 
Drbnung des öffentlichen. Rechts troß aller Verfaflung und aller Fre 
beitöprincipien nicht entſchieden ift, jo lange die Grunbentlaftung nicht 
durchgeführt if. Dieſe Geſchichte der Grundentlaftung ift daher das 
Hauptgebiet der Entwährungsgeſchichte; an fie Ichließen fi die Gemein 
beitstheilung und Ablöfung als jehr untergeorbnete Momente an, und 
bie Enteignung, die bereit den vollendeten Sieg ber ſtaatsbürgerlichen 
Geſellſchaft vorausfetzt, kommt eben deßhalb erft mit dem neunzehn⸗ 
ten Jahrhundert zu einer felbftänvigen Bedeutung, ohne daß man doch 
recht ihren Zuſammenhang mit dem Entlaſtungsweſen erkannt bätte. 
Das find die allgemeinſten Grundzüge der Entwicklung dieſes Theiles 
ber europäifchen Rechtsbildung. Es ift kaum nöthig, zu wiederholen, 
daß fie ohne den Begriff der drei Geſellſchaftsformen gar nicht verſtanden 
wird, daß fie aber auch für das Wefen und Princip derfelben vielleicht 
den bebeutfamften praftifchen Beweis bilbet, den bie Wiflenfchaft kennt 

Demgemäß wird es nun wohl auch Har fein, daß der Gang und bie 
Stadien der Bilbung des poſitiven Entwährungsrechtö wieder in jedem 
eingelnen Lande in höchft einfacher und burchfichtiger Weiſe mit dem Gange 
jener Entwicklung der ſtaatsbürgerlichen Gejellichaft zufammen hängen. 
Die folgende Darftellung bat dieß für jedes einzelne Gebiet ſpeciell 
nachzuweiſen; bier möge nur das allgemeine Bild der Sache Pla finden. 

In Frankreich bricht fi) das Princip der ftantsbürgerlichen Geſelb⸗ 
fchaft, von Feiner Regierung veritanden und vertveien, die gewaltſame 
Bahn in der Revolution, und der ganze Proceß der Entlaftung brängt 
ſich daher in bie Jahre von 1789 bis 1795 zufammen.. Das Princip 
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der Entwährung wird im Allgemeinen bereits in ber Dél. des droits 
anerlannt; die Enteignung tritt, eben weil die Entlaftung bereits eine 
fertige Thatfache ift, dann felbfländig und von ihr geſchieden feit 1807 
auf, und gipfelt in dem Gefee von 1841. Die ganze Extlaftung und 
Ablöſung ift in diefer Zeit im franzöfiſchen Hecht bereits überwunden 
und vergeflen; es gibt daher in Frankreich weder Entlaftungs⸗ noch Ab⸗ 
loſungsgeſetze; nur in der Gemeinbeitstheilung, in dem alten Geſchlechter⸗ 
techte der vaine pature und des droit de parcours erhält fich ein ſelb⸗ 
Händiger Reſt des alten Rechts, zufammenbanglos und unverflanden 
daftebend; das ganze Entwährungsrecht Frankreich ift durch biefen 
Gang ber Dinge zum bloßen Enteignungs recht des Geſetzes 
von 1841 geworden. 

Weſentlich anders iſt es in England. Hier iſt der Gegenſatz 


zwiſchen ber Geſchlechter⸗ und ſtaatsbürgerlichen Ordnung bei weitem 


nicht ſo ſcharf ausgedrückt; allein nichts iſt verlehrter, als zu glauben, 
daß er nicht gleichfalls dort beſteht. Der ganze Charakter des engliſchen 
Geſchlechterrechts im Verhaltniß zum Continent beſteht nämlich darin, 
daß es zwar eine eben jo große Unfreiheit des Befiges dort gibt, wie 
im übrigen Europa, allein Feine Unfreibeit der Berfon und des 
Ermwerbes. Die Yreiheit der letzteren macht daher die Unfreiheit bes 
eriteren fo erträglich, daß England überhaupt erft in ber Mitte unferes 
Jahrhunderts an die Entlaftung und Gemeinheitötheilung denkt, wäh⸗ 
rend das Princip des Privattechts die Idee der Enteignung auch erft 
in berfelben Beit, und zwar nicht als allgemeines Prineip der Verfaſ⸗ 
fung, wie im Frankreich unb Deutichland, ſondern nur als Ausnahme 
geſetz für inbuftrielle Unternehmungen ericheinen läßt. Die Gelehgebung 
ift daher hier fehr unvollftändig, und befteht bloß in dem Entlaftungs 
geſetze 45. Vict. 35 und 9. 10. Viet. 75, und dem ganz fpeciellen Ent 
eignungsgefeg in ber Lands Ciauses Act. Bon eines theoretiſchen Be 
handlung ift bier keine Rebe. | 

In Deutihlanb endlich muß man wieder bauen ausgehen, daß 
bier wie auf allen andern Gebieten zwei Rechtabildungen neben ein 
ander. beftehben und fich gelegentlich Freuzen und hemmen. Das find 
bie des deutichen Bolles im allgemeinen, und bie der einzelnen Staaten 
im befondern. Die Bewegung beginnt hier jedoch im 18. Jahrhundert, 
und zwar mit ben erften, noch ziemlich geftaltlofen Verfuchen, die Grund» 
entlaftungen auf bem Wege freiwilliger Vereinbarung durchzuführen; 
zugleid wird die Gemeinheitötbeilung felbfländig aufgenommen, aber 
mehr verſucheweiſe und ohne großen Erfolg; dann tritt aber mit dem 
Anfang unferes Jahrhunderts das allgemeine Princip der Entwaäh⸗ 


zung in ber Geſetzgebung auf, nur in höchſt verichiebener Weile; denn 
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während Preußen und Defterreich es in ihren bürgerlichen Geſetzgebungen 
als geltendes, aber ziemlich unausgeführtes Recht binftellen, wird es 
in den neuen Berfaffungen feit 1818 allmählig zu einem Grunbredt. 
Aber trotzdem gibt ed Jahrzehnte hindurch noch weder ein Grunbent- 
laſtungs⸗ noch ein Enteignungdgefeß, und deßhalb au fo gut als gar 
feine Jurisprudenz berfelben. Die Ausbildung jenes Entwährungs 
princips zu einer vollftändigen Geſetzgebung erfolgt daher ſtoßweiſe, und 
höchſt ungleihmäßig in ben verſchiedenen Staaten. Es bebarf wohl 
keiner weiteren Erklärung mehr, weßhalb bie großen Revolutionen Franl 
reiche ſtets ben Anftoß zur Weiterbildung gaben, und zwar weſentlich auf 
dem Gebiete bes Entlaflungsweiens, während das Enteignungstveien 
vielfach zurückbleibt. Das ganze Entlaſtungsweſen fchließt ſich demgemäß 
an die Epoche von 1830 und 1848 und zwar weſentlich als fpecielle 
Entlaftungsgefebgebung, während die Ablöfungen immer erſt fpäter 
fommen, unb die Gemeinheitstheilungen durch das neugeftaltete Gemeinbes 
wejen, namentlich fett 1848, eine ganz anbere Richtung einfchlagen. 
Weber dieſen hochwichtigen, ja enticheivenden Erjcheinungen wird num 
die Enteignungsgefeßgebung faft ganz vernacdhläfligt; nur einige Staaten 
gelangen zu einer foldden; bie meiften aber führen das Princip der Ent 
eignung zu einer wirklichen Gefehgebungnur in |pecieller Beziehung zu 
den Eijenbahnen aus, fo daß die größten Staaten, Defterreich und Prew 
Ben, überhaupt noch einer eigentlichen Enteignungsgejebgebung entbehren. 
Dadurch find num auch zwei Gebiete der Literatur entftanden, bie fi 
trotz ihrer inneren Bertvandtichaft gegenfeitig gar nicht kennen und berüd- 
fihtigen, die Literatur ber Entlaftungen unb Gemeinbeitötheilungen, die 
ſehr umfangreih und gründlich, und bie bes Enteignungsräcdts, bie 
naturgemäß verhältnifmäßig unbebeutend geblieben iſt. Zu einer einheit- 
lichen Rechtsbildung ift man nicht gelangt, eine einheitliche Literatur muß 
exit den Gedanken ber Gemeinſamkeit dieſer Erſcheinungen erobern. 

Auf diefer Grundlage werben wir nun im befondern Theil jebe 
einzelne Entwährung in ihrer Geſchichte und Literatur unterfuchen. 
Das Gefammtergebniß ber obigen Bemerkungen aber ift, daß die Ge 
ſchichte des Entwährungsrechtes und feiner Bildung baher ein Theil 
der gefellfhaftlihen Geſchichte Europas ift — ein Stanbpunli, 
ber allein eine Berbindung der vesichiebenen. Formen und Epochen 
derſelben zuläßt. Und bie Verwaltungslehre, indem fie biefelbe in dieſem 
Sinne auffaßt, wirb Daher auch den gegenwärtigen Buftand bes 
Entlaftungs: und Ablöfungsmwefens nur als einen hi ſtori⸗ 
ſchen Moment, das Recht der Expropriation und der nung 
dagegen als einen dauernden Theil des Verwaltungsrechts 
aufzufafien haben. 
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I. 
Die einzelnen Entwährnungen. 
Die Grundentlafiung. 


1. Der formale Begriff berfelben. 


Die Grundentlaftung bildet nun, dem Obigen zufolge, ven erften 
und twichtigften Theil ber Entwährung, die erfte große Anwendung bes 
Princips der ftaatsbürgerlichen Gefellihaft und damit Anfang und Ende 
ihres Sieges in ven Volkern Europas. 

hr formaler Begriff ift zunächſt folgender: 

Die Orundentlaftung ift dem formalen Begriffe nad diejenige 
Entwährung, melde die Gejammtheit aller, mit Hiftorifch beftimmten 
einzelnen Grunbbeftgungen verbundenen öffentlichen Rechte aufhebt, 
indem fie bie Beſitzer für den wirthſchaftlichen Werth dieſer Rechte 
nach geſetzlich beftimmten Vorſchriften wenigftens zum Theil entichädigt. 

Das Grunventlaftungsrecht enthält feinerfeit3 die Geſammtheit 
von Beftimmungen, nach welchen bie aufzuhebenven Rechte feftgeftellt, 
und das Entſchädigungsverfahren geordnet wird. 

Es ift daher fein Zweifel, daß das gefammte Grundentlaſtungs⸗ 
weſen dem Öffentlichen, und fpeciell dem innern Verwaltungsrechte ans 
gehört. Es ift eine beftimmte Anwendung des allgemeinen Entwährungs 
rechts des Staats. Allerdings aber ift es nicht zu verlennen, daß es 
eine zweifache Natur bat. Es gehört einerfeitß ber Verwaltung der 
gefellfchaftlicden Entwicklung an, indem es bie öffentliche Stellung ber 
Grundherrlichkeiten befeitigt, und das gleiche Hecht jedes Grundbeſitzes 
berftellt. Andererſeits aber gehört es der inneren Verwaltung, indem 
es jene Öffentlichen Rechtszuftände der Grundherrlichleiten, welche ein 
unbeflegbares Hinderniß für ben Einzelnen waren, aufbebt, und bas 
mit die freie vollswirthichaftlicde Entwidiung Aller möglich macht. Faßt 
man es in feinem Berhältniß zur gefellichaftlichen Ordnung, fo gehört 
es der Gefellichaftslehre ; faßt man es in feinem Verbältniß zum Privat 
echt des Einzelnen, To gehört e8 der Volkswirthſchaftspflege. Man 
muß es daher formell als Mebergang beiber Gebiete in einander an⸗ 
ſehen. Wir nun ftellen es an die Spike der vollswirthichaftlichen Ber» 
maltung, weil e8 mit dem Element, mit welchem es ber Geſellſchafts⸗ 
lehre angehört, ein nur einmaliges und biftorisches, mit bem jeboch, 
mit welddem es in ber Bollswirtbichaftspflege ericheint, ein bauernbes 
und organtfches Moment ber Verwaltung ift. 
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Indem wir auf diefe Weile das ganze Entlaſtungsweſen in bie 
Verwaltungslehre aufnehmen, ift e8 nunmehr notbivendig, nachdem fein 
focialer Charakter entwwidelt ift, fein Verhältniß zum Staat, das ift 
feinen abminiftrativen Charakter zu bezeichnen. 

Auch diefer hängt aufs engfte mit dem gejellichaftlichen Weſen der 
’ Entlaftung zufammen. 

Jede Gejellichaftöorbnung erzeugt neben dem Großen, Glängenven 
und Dauernden, das nur fie berborbringen Tann, zugleich auf Grund: 
lage des geſellſchaftlichen Interefles ihrer Klaſſen die ihr eigentbümlice 
Geſtalt der gejellichaftlidden Unfreiheit. Das Weſen biejer Unfreiheit 
befteht in allen Gefellihaftsorbnungen darin, durch eine beftimmte 
Form ber Bertheilung des Befikes dem Hecht auf öffentliche Herrſchaft 
den Charakter des Privatrechts zu verleihen. Das freibeitliche Element 
kämpft nun gegen eine foldde Orbnung; unb fo entfteht die große hiſto⸗ 
riſche Frage, ob überhaupt eine beitimmte Geſellſchaftsordnung fähig 
fei, eine böbere und freiere Geftaltung aus ihren eigenen Elementen 
heraus zu erzeugen. 

Die Gefellichaftslehre zeigt nun, daß dieß nur fo lange möglich 
ift, als die Nechte der herrſchenden Klaſſe noch nicht mit Befik und 
Erwerb ibentifieirt worben find. Sobald dieß aber eingetreten ift, ver 
liert die betreffende Gefellfehaftsordnung die Fähigkeit, aus ſich felber 
heraus fortichreiten zu können. Der Fortichritt zu einer höheren Ge 
ftaltung ift dann nur dadurch möglich, daß die Gewalt, die über 
jedem gejellichaftlichen Intereſſe fteht, der Stant helfend einfchreitel. 
Der Organismus, durch den er diefe feine Hilfe vollzieht, ift die Ber 
waltung. Und der Gang biefer Verwaltung ift babei ſtets ber, daß 
zuerſt das abſtrakte Rechtsprincip der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit an 
erkannt wird, daß dann einzelne Verwaltungsmaßregeln verſucht werden, 
und dabei heftige Kämpfe aller Art entfiehen; daß aber der Staat erſt 
dann ben definitiven Sieg über die vorhandene fociale Unfreiheit 
gewinnt, wenn er die Beſitz⸗ und Erwerbsverhältniffe in der 
Weiſe ordnet, daß fie der freien indivibuellen Entwidlung und ber . 
Nechtsgleichheit nicht mehr entgegen fliehen. Das Gingreifen in bie 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe und ihr Recht bildet daher ſtets ben 
Schlußpunkt einer jeden großen geſellſchaftlichen Bewegung. 

Die Geſchichte Europas zeigt nun, daß die Geſchlechterordnung, die 
in allen europaäͤiſchen Völkern herrſcht, auf ſich ſelbſt angewieſen, von 
der urſprunglichen Freiheit und Gleichheit immer tiefer in bie Herrſchaft 
ber herrſchenden Klafie und die Unfreiheit der Beherrichten verfnfi. 
Die höhere Idee des Staats, im Königthum verkörpert, ericheint daher 
als das gewaltige Element ber Befreiung ber beberrichten Klaffe ber 
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Geſchlechterordnung, und die Grundentlaſtung ift derjenige große, zu: 
gleich focinle und wirthſchaftliche Alt des Staats, durch welchen er dieſen 
Proceß der gejellichaftlichen Befreiung durch die Herftellung ber wirth: 
ſchaftlichen abjchließt. Das ift das Weſen und bie hiftorifche Stellung 
der Grundentlaftung. 

Die Grundentlaftung kann daher niemals als eine für fich beſtehende 
Maßregel richtig veritanden werben. Sie ift vielmehr ein Glied in 
einer großen Kette von Kämpfen und Bewegungen, die mit dem Ent- 
fteben ber germanischen Reiche bedinnen, und bie ihrerfeit3 mit ber 
Orundentlaftung ſelbſt nicht enden. Sie ift zwar einerfeits die 
Folge großer theils geiftiger, theils wirtbichaftlicher Ericheinungen, aber 
fie ift zugleich die Grundlage neuer gejelichaftlicher, mwirthichaftlicher 
und bamit Öffentlich rechtlicher Ordnungen. Man Tann fie daher für 
fih betrachten, und daraus entfteht die pofitive Darftellung des Grund» 
entlaftungsrect3; man Tann fie bloß vom wirthſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkte aus auffaflen, und damit ericheint fie rein als eine Maßregel 
der Vollswirtbfchaftspflege; allein ihre ganze Bedeutung liegt erft in 
ihrem inneren und äußeren Zufammenhang mit jenen Elementen ber 
europäifchen Geſchichte, und damit zugleich in dem Verftänbniß deſſen, 
was fie ihrerſeits, wenn vollendet, zu erzeugen beitimmt tft. Unb 
das nun darf man daher aud an die Spike des Folgenden ftellen. 

Die Grundentlaftung nämlich bebeutet, wie wir oben entwidelt 
haben, ben hiſtoriſchen Wendepunkt in dem Leben ver europäiſchen 
Völker, in welchem die flantsbürgerliche Geſellſchaftsordnung befinitio 
an die Stelle ber Gejchlechterorbnung tritt, wie die Geiverbefreiheit ben 
Punkt bezeichnet, auf welchem jene erftere fih über bie Stänveorbnung 
erhebt. Sie beveutet ſpeciell in gefellichaftlichem Sinne bie ſtaatsbürger⸗ 
liche Gleichheit ohne Nüdficht auf den Umfang des Grundbeſitzes; fie 
bebeutet vollswirtbichaftlich die Verſchmelzung der Natur des beiveg- 
lihen Kapital mit dem unbeweglichen, und das Aufheben der Unter 
ſchiede, die auf der Scheibung derſelben in Einzel» und Volkswirthſchaft 
beruben; fie beventet endlich im Bffentlicden Recht das Eintreten der 
Selbftverwaltung in die Landgemeinde, mit all ihren großen unb be 
deutfamen Folgen. Sie tft daher durch diefe Momente zivar ver Ab⸗ 
ſchluß Einer Epoche der innen Geſchichte, aber auch ver Beginn 
einer andern, beſſeren und freieren. Sie tft der entſcheidende 
Beweis für die Bedeutung und den Werth der Staatsidee, ohne welche 
jede Geſellſchaftsform durch ihren Beſitz und ihre Intereſſen ſtarr wird. 
Sie ift aber endlich, und das ift nicht ihr letzter Werth, die höchſte An⸗ 
ertennung bes an fich unverleklichen perfönlichen Recht, indem fie bie 
abfoluten Prineipien ber Entwährung und ber von ihr geforberten 
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Extihäbigung felbft in dem Gebiete der geſellſchaftlichen Gegenſaͤtze zur 
Gültigkeit;bringt, in denen ohne fie die gefellichaftlichen Bewegungen 
als wilde, allen verberbliche, und von ber Unfreibeit zu noch größerer 
Unfreiheit führende Bürgerfriege auftreten. Sie ift eben dadurch bie 
Signatur eines wahrhaft Iebensfähigen Staates; denn kein Staat if 
fähig, dem dauernden Fortichritt zu dienen, wenn er ein Recht verlekt, 
das zu verlehen nicht eine unabweisbare Bedingung feine eigenen Ext 
ſtenz war. Das ift dasjenige, fvas wir neben ber formalen Beftimmung 
der Grundentlaftung als bie höhere, ver Beriwaltungslehre angehörenve 
Idee derſelben bezeichnen müflen. Und auf dieſer Grundlage entſteht vie 
Aufgabe der folgenden Darftellung. 

Diefe nun wird zuerft die großen, für ganz Europa gemeinfamen 
Elemente der Geſchlechterherrſchaft imd ihrer Unfreiheit dyarakterifiren, 
nicht um etwas Neues zu jagen, fordern um bie Grundlage für bie 
gejellichaftliche Rechtsbildung der einzelnen Culturvölker zu geben, auf 
der die geſellſchaftliche und legislative Individualität der letzteren in 
ihrem rechten Lichte erfcheinen Tann. 


II. Die Geſchichte der Unfreiheit der Geſchlechterordnungen Eurspa's in be 
Grundherrligleit. Die Grundperhältuifle der Befreiung durch die Staatsidet. 
Der Begriff der Selbfiderwaltung. 


Wenn wir e8 wagen, im Folgenden mit kurzen Zügen bie Geſtalt 
ber Unfreiheit ber Geſchlechterordnung in der Grunbherrlichleit für bie 
Darſtellung der Entlaftung voraufzufenden, fo ift dieß nur dadurch 
möglich, daß wir jede quellenmäßige Begründung im Einzelnen weg 
laffen, und die Kenntniß berfelben auf allen Punkten vorausſetzen. 
Wir müflen babei das Necht in Anfprud nehmen, daß das Ganze 
den ungültigen Beweis für das Einzelne darbieten dürfe. Dieß iſt das 
Berhältniß des Folgenden zur bisherigen Rechtsgeſchichte, bie leiber 
noch immer ftatt nach organiſchem Berftänbniß nur nach Thatſachen 
und Quellen zu fuchen verftebt. 

Da die Bertvaltungslehre enblich ſich nicht auf Deutfchland be 
ſchränken fol und Tann, jo müflen wir ſchließlich darauf aufmerfjam 
machen, daß wir bei diefer Darftellung Kategorien aufzuftellen haben, 
welche für bie europäischen und nicht mehr bloß für die beutfchen rechts 
geichichtlichen Verbältnifie gültig find. Wir lönnen daher auch uns nicht 
an ftreng beutfche Ausdrücke binden, fondern müflen mehr die Sache ſelbſt 
als die einzelnen oft ſehr zufälligen Geftaltungen derſelben ins Auge 
fen 
L Die germaniſche Geſchichte beginnt mit berjenigen Geftalt der 
Geſchlechterordnung, welche wir in der Dorf« und Gauverfaflung finden. 
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Ihre Grundlage ift die Ausichließlichkeit des Eigenthumsrechts an dem 
Grund und Boden für die Gemeinde mit periobiicher Bertheilung an 
die einzelnen Geichlechter und dem Gejammteigenthbum an ber unge: 
theilten, übrigbleibenden Gemeinde ald Dorfmark, der Allmende, der 
Hutweide; die getheilte Hufe tft für den Kornbau, die Gemeindeweide 
für die Viehzucht beftimmt. Gleich Anfangs aber treten zwei Klaſſen 
in dieſer erften Form der Gefchlechteroxronung auf, der freie Bauer 
und die Mafle der Hörigen, Leute, Laflen u. |. wm. Diefelben haben 
ſchon damals fein Eigenrecht am Grundbeſitz; der Grundbeſitz iſt aus: 
Schließlich in den Händen der Freien, der herrſchenden Klaſſe. En 
mit ift der Grundzug der ganzen germanischen Geſellſchaftsordnung 
der Gefchlechter, die Verſchmelzung des Grundbefiges mit 
Freiheit und Herrichaft ver Klafle, bereitö mit dem Anfang aller 
germanischen Entwidlung gegeben; und an biefen Punkt Inüpft ſich 
nun die ganze folgende Gefchichte der inneren Beivegungen ber germa⸗ 
niſchen Völlerfchaften. 
Die Völkerwanderung und die damit verbundene Eroberung fügt 
nämlich diefen beiden Klaſſen eine dritte hinzu. Das ift die der Herren. 
Die Herren entitehen zum größten Theil aus der Befammtheit derjenigen, 
denen bie Könige tie an die Dorfniederlafjungen nicht vertheilten Grund- 
befigungen ſchenkten. Diefe Herren find anfangs unter mannigfachen 
Ramen nur Großgrundbeſitzer, jedoch meift zugleich die königlichen Heer: 
führer, welche die freien Bauern zum Kriegsdienſt für den König 
zwingen. Allmählig werben fie, namentlich unter den Sarolingern, bie 
Stellvertreter des Königs, und mit der Leitung aller öffentlichen An- 
gelegenheiten im Ramen des lebteren betraut. Perfönlich find fie nicht 
einmal alle freigeboren ; ihre Stellung beruht auf dem Königthbum an 
das fie ſich anfchließen, und auf dem großen Befik, den fie meiftens 
als beneficium für bie gelobte fides vom Könige innehaben. Gie 
find aber keineswegs allenthalben vorhanden, ſondern meilt nur ba, 
wo große Domänen zu vergeben waren. Noch ift von einer Unterbrüdung 
ber freien Bauern aus der alten Gefchlechterorbnung wenig die Rede. 
Die alten Bauerndörfer beftehen in altem Recht neben und zum Theil 
mitten unter ihnen. Aber ſchon entitebt der Gedanke, daß ber Bauer 
dem Könige unterworfen fei. An biefen Gedanken und jene neue 
Bertheilung des Grundbeſitzes fchließen ſich nun bie befannten Ereigniffe 
bes Mittelalterd, und fein im Ginzelnen unendlich vermorsenes, im 
Ganzen dagegen höchſt einfaches Rechtsſyſtem. 
Sowie nämlich mit der karolingiſchen Dynaftie das alte Königthum 
verſchwindet, fo fieht jeder der einzelnen Herren fi ale Succefior in 
die Rechte und Beſitzthümer befielben an, fo weit er fie felber befikt. 


Stein, die Beriwaltungdlehre. VII. 7 
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Es wird jet dem freien Bauern gegenüber das, was bis dahin ber 
König getveien, der Träger und Vertreter der Staatsidee und der In 
baber aller ihrer Rechte. Der Dienft gegen den König hat aufgehört, 
und die Herrichaft des Staats ift die Herrichaft des Herren. Aber 
principiell ift durch denſelben Proceß eigentlih auch der freie Bauer 
fouverain geworden, da er doch zulegt nur unter der Gewalt und dem 
Recht des Königs ftand. Mit dem Wegfallen des Königthums ftehen 
baber jet zwei herrſchende Klafien neben einander, zwar mit gleichem 
Necht, aber mit fehr verichiedenen Machtverhältnifien. Der Kampf 
zwischen beiden um die Herrihaft war damit unvermeidlich, denn der 
Staat mit feiner Gewalt mangelte, um ihn aufzubalten. Diele 
Kampf wird nun im 10. und 11. Jahrhundert ziemlich auf dem ganzen 
Eontinente audgelämpft und zwar durch das Fauft: und Fehderecht. 
Der Charakter der Epoche tes Fehderechts, deſſen Natur man nirgent? 
deutlicher ſieht als in Frankreich (f. Stein, franzöſiſche Rechtsgeſchichte, 
die eriten Abtheilungen) befteht darin, daß vermöge bes Verſchwindens 
‚der Staatsidee die Gewalt der Einzelnen gegeneinander zu einem, fogar 
pofitiv ausgearbeiteten, Rechtsfyſtem wird. Diefe Gewalt wird aber nit 
bloß ald „Fehde“ von einem Grundherrn gegen den andern ausgeübt, 
fondern eben fo fehr won dem Grunbheren gegen die Glieder ber zweiten 
berrichenden Klaſſe, bie freien Bauern. Sie werben jet bem Herm 
unterworfen, theils durch phyſiſche Gewalt, theild unterivarfen fie fih 
freiwillig. Die einzelnen freien Bauernhöfe, die ganzen freien Dörfer 
werben den Herrichaften incorporixt; aus den beiden Grunbformen de 
Befites, dem Herrnbeſitz und dem alten Geſchlechterbeſitz der freien 
Bauern, entftehbt Eine; der Herr ftellt fih im Namen bes alten König 
thums an die Spite aller öffentlichen Funktionen und Rechte des Dorfes 
und Gaues; Gericht, Buße und Polizei werden fein; und diefer, durch 
diefe Unterwerfung und Einverleibung des alten Gefchlechterbauernthums 
unter die Herrſchaft und ben Herrn entitebende öffentlich rechtliche 
Körper ift nun die Grundherrlichkeit. 

Diefe Grundherrlichkeit, ihrem Weſen nad) in ganz Europa gleid, 
ift nun aber in ihrem einzelnen Inhalt ſehr verichieben geftaltet. Die 
nun berubt zuerft barauf, daß die ihr unterworfenen Gejellichaftk 
gruppen nicht Eine in ihrer Nechtlofigkeit gleiche Maſſe bildete, fondern 
wie geſagt, felbit aus einer berrichenden und beherrichten Klaſſe beftanb. 
Yorm und Inhalt der Unterwerfung unter bie Grundherrlichkeit mußte 
daher je nach den Verhältnifien ſehr verſchieden ericheinen. Doch treten 
natürlich hier fofort die beiden Elemente alles perfönlichen Lebens, bie 
Berfon und der Beſitz als dasjenige in den Vordergrund, was für 
jene innere Rechtögeftaltung der Grundherrlichkeiten die enticheibenden 
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Kategorien abgibt. Der Grundherr Ionnte nämlich die Perfon unfrei 
machen und ben Befit frei laſſen; er fonnte aber auch den Belig unfrei 
machen, während die Perſon frei blieb; er konnte endlich beides zugleich 
unfrei machen. Es gab baher je nach der inneren Bildungsgefchichte 
dieſer kleinen Grunbberrlichleiten in denfelben theild freie Perfonen, 
theil3 unfreie, und anbererfeit3 theils freie Grundſtücke, theild um 
freie. Ferner war ed Mar, daß dad Maß und die Art der Unfrei- 
beit, der Umfang der Leiſtungen, die fie mit fidh brachte, und die 
Symbole und den Namen, mit denen fie anerkannt ward, eine faft un: 
enbliche Verſchiedenheit zuließen. Dabei nun trat alsbald das Geſetz 
ein, das auch hier über die Geſellſchaftsbildung entfcheibet. Die Unter: 
fchiebe in ber Freiheit der Perfonen wurden alsbald überragt durch die 
Unterſchiede in der Freiheit des Beſitzes, und wenn man daher dieſe 
letzten in feſte Kategorien gebracht hat, ſo darf man ſagen, daß man 
die Grundlagen des inneren Rechtezuſtandes der Grundherrlichteiten 
gewonnen hat. 

Dieſe Kategorien ſind folgende. 

Die bisher freien Geſchlechterhufen erkennen den Grundherrn als 
den Nachfolger des Königthums im Lehnrecht an, und ſiellen ſich 
unter fein Obereigenthum. 

Der der Grundherr gibt dem perjönlich Yreien ein Theil feines 
eigenen Grunde und Bodens, bald mit dem Rechte der Erbpacht, 
bald mit dem der Zeitpacht. 

Der der Grundherr befißt den Unfreien auf unfreiem Boden, als 
eine ihm fomit unbedingt perfönlih und wirtbichaftlich unterworfene 
Verfönlichkeit. 

Natürlich nun hat jeve diefer Kategorien auch ihre eigenthümlichen 
Leiſtungen, deren Charakter und Name für die Zukunft von entſchei⸗ 
dender Bedeutung wird. 

Die Kategorie der perſönlich freien Lehnsbauern gibt nur irgend 
eine ſymboliſche Leiſtung, durch welche die Lehnsherrlichkeit anerkannt wird. 

Die Kategorie der Bauern auf überlaſſenem Grunde muß natür⸗ 
lich Leiſtungen nach Maßgabe des Ueberlaſſungsvertrages leiſten. Dieſe 
Leiſtungen heißen Frohnden und (die grundherrlichen) Zehnten. 
Sie ſind urſprünglich beſtimmt von beiden Seiten, und heißen daher 
die gemeſſenen Frohnden. 

Die Kategorie der Unfreien auf unfreiem Grunde hat weder ein 
perjönliches noch ein. wirtbichaftliches Hecht. Der Herr beftimmt ein: 
feitig ihre Leiftungen. Und fo entftehen die ungemefsfenen Frohnden, 
und anftatt der gemeflenen Zehnten die unbegrängte Abgabenpflict des 
Zeibeigenen (taillable de haut en bas). 
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Es ift nicht thunlich, die einzelnen Gruppen dieſer Leiftungen bier 
weiter auszuführen. Das Bild des Ganzen zeigt uns jedoch fchen hier 
zwei Grundformen des Grundbeſitzes, ven wirtbichaftlich herrſchenden ber 
Herren, und den wirtbichaftlich dienenden ber alten Gefchlechter. Schon 
bier iſt daher der Beſitz und feine wirthſchaftliche Drganifation die 
Bafis der gefellichaftlihen Herrihaft der Herren über Bauern und 
Eigenleute. Die alte zweite Kategorie der herrſchenden Klafie, ver 
freie Bauer, ift verſchwunden; es gibt nur noch Unterfchieve innerhalb 
dee untern Klaſſe: die alte Gefchlechterorpnung ift gebrochen. Alle 
Heineren Unterfchiede, Namen und Verhältniſſe ordnen ſich dieſer That: 
ſache unter. Sie bildet das erfte Element der Grundherrlichkeit. 

Das zweite große Element derſelben bat nun einen weſentlich 
andern Charakter. Während das erfte ber Gefchlechterorpnung ange 
bört, ftammt das zweite aus der ftänbifchen Ordnung. Es tritt zuerft 
auf mit der ſtrengen Scheidung bes geiftlichen Berufs von der übrigen 
Geſellſchaft, und bildet durch feine wirthſchaftliche Baſis den geiſt⸗ 
lihen Stand. Der geiftlidhe Stand bat feine Beſitzverhältniſſe in dop⸗ 
pelter Form. Einmal wird er jelbjt Grundherr durch feinen Grund 
befig, und fteht ald Grundherr unter all ven eben charalterifirten Ber- 
bältniffen. Dann aber forvert er für feine Leiftungen eine Abgabe 
von allen, die diefe Leiftung genießen. Dieſe Abgabe ift ver Zehnte. 
Der Zehnte ift daher an und für fich keine grundberrliche Abgabe; er 
gehört der ſtändiſchen Geſellſchaft. Er verbindet ſich aber, wie bie 
geundberrlihen Abgaben, gleichfalls mit dem Grunbhefig, und mie 
die Funktion der Geiftlichleit eine dauernde, allgemeine und gleichartige 
ift, fo forbert die leßtere auch den Zehnten als ein der Kirche über 
haupt zuftehendes Recht. Die Frage, wie weit die ber letzteren ge 
lungen, bürfen wir hier übergeben. Wohl aber müfjen wir fein Ver 
bältniß zu den grundberrlichen Zaften bier hervorheben. Der Zehnte 
hat für die legteren die Bebeutung, daß er zum Maßſtab wird für 
dad, was auch die Grunbherren zu fordern haben. Die Arbeit 
leiftungen oder Frohnden entziehen fih nun zwar dieſer Meflung durch 
den Zehnten; allein die Abgaben ber zivetten und zum Theil ber 
dritten Klaſſe nehmen vielfach die Maß an, mit dem Maße den 
Namen, und fo beginnen die Abgaben an die Gutsherren allmäblig 
bauptfächlih als Zehnten aufzutreten. Das bat in der richtigen Be 
urtbeilung der leßteren viele Verwirrungen berborgerufen, da man es 
Schwer vereinigen konnte, baß biefelben als urfprünglich ftändifche Ab 
gabe doch weſentlich unter den grundherrlichen erfcheinen. Das wahre 
Berbältniß ift nun wohl Har. Sie find, mo fie als grundherrliche 
auftreten, niemald neue, fondern nur Bemeflung und Yormulirung 
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alter Abgaben, natürlich oft unter böchfter Bebrüdung des Bauern- 
ftandes und höchſt ungleihmäßig burchgeführt, aber ihre eigentliche 
Natur doch niemals verläugnend. Die kirchlichen Zehnten hängen da⸗ 
gegen mit der Grunpherrlichleit gar nicht zufammen, und haben fich 
daher auch Jahrhunderte lang nach. Bejeitigung der lesteren erhalten, 
wie in England und Holland. Sie find daher mit dem Steuerweſen 
verbunden, und verichwinden erft mit deſſen Drganifation, während 
die Aufhebung der grundherrlichen Leiftungen auf ganz andern Grün 
ben beruht. Doc davon unten. | 

Aus diefem Eingreifen des ftänbiichen Rechts entftebt nun aber 
ein weiteres Element der grundherrlichen Herrichaft, nämlich das grund: 
herrliche Gewerberecht, namentlich das Verkehrsrecht mit Getränken 
und das Produktions⸗ und Verkehrsrecht für das Müllergewerbe. 
Daran Inüpft fih die Entftehung der Realgerehtigleiten und 
der Bannrechte, in denen das Recht auf gewiſſe Erwerbszweige zum 
Eigentbum der Grundberren wird. An diefen Punkt fchließen fich 
zum großen Theil die Ablöfungen an; fie bilden den Uebergang von 
den Entlaftungen zum zweiten Gebiet der Entwährung. Hier aber er 
ſcheinen fie zunächſt als Theil ber Grundherrlichleit; und in Verbin 
dung der übrigen Nechte der Ietteren mit diefer Gruppe von Rechten 
it nun der Grundherr faft der unbebingte wirthſchaftliche Herr 
aller feiner Gutsangehörigen. Das ftebt feft mit dem 13. Jahrhundert. 
Aber die Vollendung dieſer herrſchenden Stellung empfängt die Grund⸗ 
berrlichkeit doch erſt durch das dritte, im Grunde wichtigfte Moment. 

Diele dritte Moment befteht nämlich darin, daß nunmehr ber 
Grundberr alle im Wefen des Staats liegenden Aufgaben und 
Rechte ala fein Hecht anfieht, und diefelben mit feinem Grund und 
Boden untrennbar verbindet. Er ift der Herr ber örtlihen Finanz 
wirtbichaft, der Rechtspflege und der Polizei. 

Wir nennen nun alle biefe Rechte, da unter ihnen nur die Rechts» 
pflege zum Tlaren Bewußtſein der Zeit fam und daher auch das Ges 
richt als Organ berfelben alle diefe Funktionen ausübte, die grund» 
berrlihe oder PBatrimoninlgerihtsbarteit. Erft mit dieſer 
grundherrlichen Gericht3barleit erfcheinen Begriff und Inhalt der Grund» 
berrlichleit abgeſchloſſen. Die Grundherrlichkeit ift durch dieß Privat: 
recht des Herrn auf alle jene Rechte der Berwaltung im meiteren 
Sinne nit bloß im Großgrundbefig, und die Grunpberren find ver: 
möge ihres Befites nicht bloß bie geſellſchaftlich herrſchende Klaffe, fon: 
dern die Grundherrlichkeit ift vielmehr jeht ein, durch und vermöge bes 
Beſitzes gebildeter und nach Privatrecht erblich geworbener Verwal: 
tungskörper. Seht erft ift die gefellichaftlich herrſchende Klaſſe auch 
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die ftaatlich berrichende; fie herrſcht nicht bloß in der Berfaflung, fon 
dern auch in der Verwaltung, und fie berricht in derſelben nicht bloß 
vermöge des Beſitzes, fondern auch vermöge der Idee des Staats 
und feines Rechts, die fie innerhalb ber Grunbherrlichleit vertritt. Seht 
nehmen auch bie von ihr von ber beherrichten Klaſſe geforberten Lei 
ftungen einen anderen Charakter an; fie erſcheinen nicht mehr als bloß 
wirthichaftliche, ſondern als öffentlich rechtliche Leiftungen; der Grund 
ber bekommt das Hecht, die Angehörigen zu zwingen zu neuen 
Leitungen, die er für wirkliche oder angebliche öffentlihe Aufgaben 
und Funktionen fordert; daß diefelben dann mit ben alten Namen be 
legt werben, ändert natürlich dieß Verhältniß nicht; und jo entitehen 
„Zehnten“ und „Frohnden,“ melde für Berwaltungszwede auferlegt 
und gefordert werben, wie namentlich Schulgehnten, Wegefrohnden u. |. w., 
die mit dem Grunbbefiß des Herrn an fich nichts zu thun haben, ſon⸗ 
bern Mm der That Naturalfteuern find, melche aber der Grunbherr ald 
Patrimonialrichter einforbert. Hier tft der Rechtstitel nicht mehr Zehn 
ober Hörigkeit, fondern bier ijt er ſchon die ftaatlihe Gemalt; und 
damit nimmt die berrfchende Klafie jedt auch die ftaatliche Idee in 
‚ihrer Stellung auf, indem nunmehr der Begriff und Name der („bobhen“) 
„Obrigkeit“, mit der Stellung der Grundherren ibentificirt wird. Dieſe 
Stellung aber empfängt nun dadurch ihren Abichluß, daß der Grund: 
herr als perjünlicher Inhaber der Gerichtsbarkeit ſtets der geſetzliche 
Nichter in eigener Sade ift, und daher der beherrichten Klafle 
feine Möglichkeit mehr offen bleibt, fich gegen die Auflagen der Gut 
herren oder die Willkür der grundberrlichen Polizei zu jchügen, da 
das Gericht dem gehört, den der Bedrüdte verklagen fol. Das ift ber 
Höhepunkt der gefellfchaftlichen Unfreiheit, wie fie durch das Zuſammen⸗ 
wirlen der Sonderintereffen der Geichlechter: und Ständeorbnung auf 
dem Lande ſich herausbildet. — Aus jenen drei großen Elementen be 
fteht nun ber Zuftand der Gutsherrlichleiten und der Bauern bis auf 
die neuefte Zeit. Natürlich hat fich derfelbe zu dieſer vollftänbigen 
Herrichaft der erfteren und Unfreiheit ver letzteren wieder allentbalben 
gleichmäßig, noch auch ohne die heftigiten Kämpfe entwidelt. Ueber 
blidt man die Karte des Ichnrechtlichen Europas , fo fiebt man bie ver 
ſchiedenſten Spielarten der Abhängigkeit, unter den verfchiebenften Ra 
men, die jedoch unter oft ganz örtlicher Geltung allgemeine europätfche 
Verhältniſſe bedeuten. Eins aber ift allen diefen Bariationen einer 
derſelben Thatfache gemein — das iſt das Streben der Grundherren, 
alle drei Klaſſen der alten Geſchlechterordnung in die möglichft gleiche 
Unfreiheit Binabzubrüden, und alle mit möglichit gleicher Härte au: 
zubeuten. Und bei völligem Mangel an ftaantlicher Gewalt und roheſter 
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Willür der Herren Feine Hoffnung auf Hülfe! Da verſuchen denn 
die alten Nefte der freien Bauerngeichlechter, fich jelbft zu helfen. Sie 
greifen zu den Waffen. Die Bauernfriege entitehen, und wälzen fi 
wie eine große elementare Ericheinung über ganz Europa bin. Ihr Er 
gebniß aber war vorauszufehen. Die Bauernkriege waren keine Erhebung 
des Volles, fontern nur ein letter verzweifelter Kampf ter früher 
berrichenden Klaſſe der bäuerlichen Geſchlechterordnung, der Freibauern 
und der Zinsbauern, gegen die neue herrfchende Klafie des Adels. Daß 
die Städter ſich davon frei hielten, ift belannt; aber auch die Leibeigenen 
erichienen nicht. Diefer Kampf ift daher hoffnungslos. Der „Bauer“ 
unterliegt. Und jetzt bat das Sonberintereffe” der Grundherren feine 
Gränze mehr. Die große Frage, ob die Geichledhterorpnung durch 
ihre eigenen Elemente ſich felber helfen und ihre Entwidlung 
zu einer freieren Geftaltung auf eigener Grundlage ausführen könne, 
ift definitiv gelöst; fie iſt durch ben Gang ber Geichichte dazu für 
unfähig erklärt. Wenn jetzt nicht ein anderer ganz neuer Faltor 
in die Beiwegung hineintritt, fo ift der Fortſchritt der Völker für eine 
befiere Zufunft unmöglich. 

Diefer Faktor nun, der einzige,. der über allen Gewalten und 
Intereſſen der Gefchlechterorpnung erbaben ift, ift ber Staat, und 
jwar in der Geftalt, in der er ſich als felbitänbiger über jene Ord⸗ 
nungen und Beivegungen erhebt ald das Königthbum mit feiner Ber 
mwaltung. 

Mit dem Königthum beginnt daher der Proceß einer neuen Rechts: 
bildung, die allenthalben zu ihrem gleihartigen Inhalt den Kampf 
gegen jene Unfreibeit bat, mie fie vie Gefchlechterorvnung in ber ans 
gegebenen Weife aus fi) erzeugt. Diefe Befreiung der niederen Ge 
ſchlechterklaſſe ift die größte That des Königthbums; auf ihr beruht feine 
wahre Macht, denn bier handelt es am meilten im Getite der neuen 
geiellichaftlihen Entwicklung, und nie und nirgends bat daflelbe das 
Bervußtfein von diefer ihm eingeborenen Aufgabe ganz verloren. 

Allein wie nun bie Gefchlechterunfreiheit weder eine plöglich ent- 
ftandene, noch eine in fich einfach geftaltete ift, jo konnte auch jener 
Kampf des Königthums, der fie befeitigte, nicht mit einem einzigen 
Alte beendet werben. Um fo weniger, als das Königthum felbit feines 
wegs ein reined war, ſondern vielmehr auf allen Punkten mit ber 
Geſchlechterherrſchaft zufammenhing. Es hat daher auch nur wenig 
unmittelbar eingegriffen; es ift vielmehr die Geſammtheit von höheren 
ethiſchen, juriftiichen und wirthſchaftlichen Elementen des Volkslebens, 
die wir, um das Königthum Iruftallifirt, eben den Staat im engeren 
Sinne als ein felbftändiges perfönliches Leben nennen, und bie bier 
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mit all ihren werfchievenartigften Kräften theils bewußt, theils unbewußt 
thätig wird. Und diefe Arbeit ift eine lange und nach Zeit und Ort 
fehr verfchiebene. Es würde eine unabjehbare Aufgabe fein, fie hier ganz 
zu verfolgen. Wir müflen und daher entfchließen, bier nur die Zur 
damente dieſer Gefchichte aufzuſtellen. Diefelben haben ihren Werth 
nicht durch die Vollftändigkeit im Einzelnen, jondern dadurch, daß fie 
und das geben, deflen die Bermwaltungslehre in dieſem Gebiete bevarf, 
ein Mares Gefammtbild von der Bewegung, welche die ftaatsbür 
gerlihde Freiheit aus der unfreien Geſchlechterordnung 
erzeugt, und damit das, worauf es bier anlommt, bie Beftimmung 
der Stellung, melde jpecied die Grundentlaftung als eine beftimmte 
Stufe in diefer großen hiftorifchen Entwidlung einnimmt. 

Man fan nämlich dieſe — vielleicht größte, wenn auch faft vol: 
lendete Arbeit — der inneren Verwaltung in vier Hauptmomente theilen. 

Das erite, was das Konigthum braucht, um jene Unfreiheit zu 
brechen, iſt ein ſelbſtändiger, das iſt nicht mehr innerhalb ver Ge 
ſchlechterordnung und ihres Rechtsſyſtems ftehender Nechtstitel für fein 
Eingreifen in Verhältnifje, welche ihrerfeitö die ganze Geftalt des Ge 
jchlechterrecht3 ausfüllen. 

Das zweite, was ſich daran anfchließt, ift die Aktion, welche auf 
Grundlage dieſes Rechtstitel nun auch wirklich auf dem Wege ber 
entftehenden inneren Verwaltung in ‚die unfreie Ordnung bineingreift, 
und fie durch Gefebgebung, durch Gericht und Polizei wirklich um 
geſtaltet. 

Das dritte iſt dann die ſelbſtändige Bewegung des jungen Staats⸗ 
bürgertbums, das theild durch das bei der herrſchenden Klaſſe ent 
ſtehende Verſtändniß der nothwendigen Bedürfniſſe des Volkes, theild 
durch die Wiſſenſchaft des Rechts, des Güterlebens und ſelbſt der Staats⸗ 
wirthſchaft die bereits erſchütterte unfreie Ordnung der Geſchlechter 
innerlich angreift, und ſie im Geiſte des Volkes als unhaltbar und 
mit den höchſten Intereſſen deſſelben im Widerſpruche ſtehend, ſo lange 
und jo vielſeitig darſtellt, bis fie in ihren einzelnen Punkten unhalt⸗ 
bar wird. 

Wenn das gejchehen ift, jo erfcheint der vierte Theil des Procefies, 
bie wirkliche Grundentlaftung. Dieje hat ihrerjeits ſtets zwei Stadien. 
Das erite ift die freie, die durch freies Lebereinfommen ber Betheiligten 
itattfindet, aber der Regel nach nur in Sehr beichränttem Maße zur 
Ausführung gelangt. Der Grund, meßhalb fie fo geringe Bedeutung 
bat, liegt im Weſen der Sache; denn die Grundentlaftung foll bie 
ganze ftaatsbürgerliche Freiheit herftellen, während die freie Abfindung 
fih nur auf die wirtbichaftlihen Verhältniffe, und noch dazu in 
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ungenügender Weife bezieht. Erſt das zweite Stadium, bie gejehliche 


und eigentliche Grundentlaftung vollendet den Befreiungsproceß ber Ge 


ſchlechterordnung. Sie ift der Abſchluß der erften großen Epoche, und fomit 


‚der Beginn der zweiten: und diefe zweite darf bier charakterifirt werden, 


werl man fie noch zu vielfach in ihrer Bedeutung nicht anerfannt hat. 

In der That find nämlich alle jene vier Momente oder Stabien 
der Auflöfung der Geſchlechterherrſchaft mit ihrem Abſchluß in ber 
Grundentlaftung nur negativer Natur. Sie bejeitigen Uebelſtände und 
Unfreibeiten. Sie find eben deßhalb nur die Vorbereitung einer neuen 
pofitiven Ordnung; und diefe nun ift es, welche man als das wahre 
und höhere Ziel jener ganzen Bewegung ind Auge faflen muß. 

Im Allgemeinen ift es fein Zweifel, daß das Ergebnif; diefer Be 
wegung im pofitiven Sinne die Herftellung der ftantöbürgerlichen Ord⸗ 
nung an der Stelle der Geſchlechterordnung iſt. Es iſt dieſelbe ber 
Proceß, durch melden die erftere, vie innerhalb des Gebietes und ber 
Heimath bes beweglichen Capitals und der geiftigen Güter fih als 
Berufs⸗ und Gewerbefreibeit Bahn bricht, nunmehr auch auf dem Ge 
biete des unbeweglichen Gapitald, des Grundbefiges, zur völligen Herr: 
Schaft gelangt. Denn jede Geſellſchaftsordnung tft erft dann eine fertige, 
wenn fie das Recht des Grundbefiges nach ihren Brincipien geordnet 
hat. Run beitand dag Grundrecht der Gefchlechterorbnung eben in der 
Grundherrlichkeit, das iſt das Eigenthumsrecht bes. Grunbherrn an 
den Bffentlichen Rechten und Funktionen des Staats. indem nun bie 
Grundentlaftung dieſes Eigenthumsrecht aufhebt, fällt die öffentliche 
Funktion in Finanzen, Rechtöpflege und Innerem wieder an den Staat 
zurück. Und damit ift denn das unmittelbare Berhältniß der ländlichen 
Gemeinde zum Staat in Berfaflung und Verwaltung bergeftellt; bie 
alte grundherrlihe Gemeinde ift jeht eine Verwaltung 
gemeinde geworden. 

So wie das feftjteht, tritt nun bie Weitere für das gefammte 
Staatsleben entjcheivende Folge ein. Die Gemeinde ift jebt ein organi- 
her Theil der vollgiehenden Gewalt geworben, mährend unter der 
Grundherrlichkeit dieſe örtliche vollziehende Gewalt ein Eigenthumsrecht 
des Grundherrn war. Die Ordnung und das innere Recht der Ges 
meinbe, bis dahin geſetzt und abhängig durch bie Hiftorifche Entwicklung 
der Geſchlechterherrſchaft, werben mithin jetzt beftimmt durch den allges 
meinen Charalter des Öffentlichen Rechts im Staat. Nun haben wir 
in ber Lehre von der vollziehenden Gewalt gezeigt, daß die Gemeinde 
ihrem Wefen nad) das Organ der örtlichen Selbftverwaltung ift, und 
was biejelbe bedeutet. Es ift Har, daß unter der Grunbherrlichkeit 
leine freie Selbftverwaltung möglich if. So wie dagegen die Grund: 
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entlaftung biefe Grundherrlichkeit aufbebt, tritt bie Möglichkeit der 


Selbſtverwaltung für die Gemeinde ein; erft mit der Grundent 


laftung ift die Möglichkeit einer freien Lanbgemeindeorb- 


- nung gegeben. Das ift das Element in der Grundentlaftung, welches 


der Zukunft angehört. Sie ift keine Landgemeinbeorbnung, aber fie 
muß eine ſolche erzeugen. Alle Landgemeindeorbnungen vor der befinitiv 
durchgeführten Grundentlaftung find nothwendig unvolllommen und 
feine wahre Gemeindeorbnungen; fie können bie Selbitvermaltung vor: 
bereiten, aber biejelbe geben, können fie nit. Die Grundentlaftung 
ibrerfeitö macht daher zunächſt eine neue, jelbitändige Landgemeindeord⸗ 


nung überhaupt nothivendig; der Charakter diefer Landgemeindeorbnungen 


aber, von der Geſchlechterordnung unberührt, wird dann zum Aus 
drud des Principe, welches in jevem einzelnen Staat für die Aner: 
fennung und YAusbilbung der Selbfiverwaltung überhaupt gilt. 
Und fo fann man fagen, daß erſt die Grundentlaftung die vollftänbige 
Entwidlung und Geltung der eigenen und eigentlichen Natur jedes 
Staats bebingt; jo lange fie nicht vollftändig und rein durchgeführt 
ift, Steht noch immer das grundherrliche Recht zwiſchen dem Staat und 
demjenigen Gemeinveleben, auf melchem er felbft berubt, fo lange gibt 
es noch immer zwei Grundformen der Gemeinde, die Stadt: und bie 
Landgemeinde, die barin fo weſentlich verjchieven find, weil bie erite 
ber flaatsbürgerlichen, die zweite der Geſchlechterordnung angehört. Nach 
der Grundentlaftung zerfällt dieſer Unterſchied, und damit tritt für 
die ganze Selbitverwaltung des Staatd die Frage ein, ob bie Ratur 
derſelben, und wie meit fie die Selbftverwaltung überhaupt zulafien, zu 
erzeugen und zu ertragen vermag. Und fo wirb der Beitpunft 
der Grundentlaftung ber entfcheivenbe Beitpunft für die gefammte innere 
Entwidlung des Staats. Es ift unmöglich, fich darüber zu täufchen. 
Und es ift daher für jeve allgemeinere Auffaffung nicht möglich, bei der 
Grundentlaftung als folcher ftehen zn bleiben, ober fie vom bloß land⸗ 
wirthſchaftlichen oder rein juriftifchen Gefihtspunft aufzufaflen. Eie ift 
vielmehr gerade im obigen Sinne ein Stüd der inneren Entwidlungs- 
geihichte des Staatslebens überhaupt, und ihre wahre Bedeutung Liegt 
damit wejentlich in ihrem Verhältniß zu ber von ihr erzeugten, auf ibr 
beruhenden Selbftverwaltung ber Zandgemeinde. 

Sf dem nun fo, fo ergibt ſich der dritte Geſichtspunkt für die 
höhere Auffafiung der Grundentlaftung. Derfjelbe läßt ſich jekt ſehr 
fehr kurz bezeichnen. Während jener Proceß, deſſen Schlußpunft bie 
Grundentlaftung ift, in allen europälfchen Staaten bei großer äußerer 
Verſchiedenheit innerlich gleichartig erfcheint, ift die Folge berielben, 
die Geitalt der neuen Landgemeinde fpeciell und das Auftreten ber 
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Selbftverwaltung ein wirklich verſchiedener in ben verſchiedenen Ländern. 
Denn während die Grundentlaftung einen Theil bes gelellichaftlichen 
Lebens der europäiichen Völker bilvet, das fi, auf gleicher Grundlage 
entftanden, auch gleichartig entwickelt, ift die neue Stellung der Land» 
gemeinde der Ausdrud der flaatlichen Jndivibualität, die fich weſentlich 
in dem Verhältniß ver Staatsverwaltung zur Eelbftverwaltung äußert- 
Daher dann die obwohl lange nicht genug beachtete, fo doch überraſchende 
Erſcheinung, daß ſich die rechte Individualität des Etaatslebens ber 
europäiichen Volker in der That erft nach dem, mit der Grundent⸗ 
laftung definitiv entichiedenen Siege der ftaatsbürgerlichen Geſellſchafts⸗ 
ordnung herausbildet. Was eigentlich Deutichland, England und 
Frankreich ihrer individuellen Natur nach find, das tritt erft zu Tage, 
nachdem der Befreiungsproceh von der Geſchlechterherrſchaft abgefchloflen 
ift. Und diefe Individualität der einzelnen Staaten ift nicht etwa eine 
Abſtraktion, fondern eine höchſt concrete Thatfache, melche eben vermöge 
bes Gemeindeweſens alle Theile des gefammten Staatslebeus durchzieht, 
und auf jedem Punkte ver Verwaltung zur Geltung gelangt, indem fie 
die Frage nach der inneren Freiheit, die Frage nach der organischen Theil» 
nahme des Volles an feiner Berwaltung neben der feiner Theilnahme an 
der Verfaſſung zur Entſcheidung bringt. Yet erft zeigt es ſich in Europa, 
daß die Verfaflung nur die Hälfte der Freiheit des Volkes ıft, und daß 
eine verfafiungsmäßige Freiheit ohne eine burchgebilbete Selbſtverwaltung 
doch zuleßt, nur einen geringen Werth bat. Und dem entiprechend bes 
ginnt jetzt erſt, wir möchten fagen inftinttmäßig, die Hochachtung vor 
dem engliichen Stantsleben, in welchem eben vermöge der früh entwickel⸗ 
ten Grundentlaftung die Selbftvertwaltung fo früh begonnen, und bie 
ganze Drganifation des Staats durchdrungen bat. Der Begriff und 
die Bedeutung des Selfgovernment wirb dem Eontinent, und naments 
lih den Deutichen erft nad der Grundentlaftung verſtändlich, 
obgleich ſelbſt die bebeutendften Männer den wahren Zufammenhang, 
weßhalb ihre englifchen Arbeiten fo dankbar aufgenommen worden, 
nicht immer recht veritehen, und weßhalb andrerſeits die gründlichiten 
Unterfuhungen über die Grundentlaftung für fih, mie die von Judeich, 
verhältnigmäßig unbeachtet vorübergeben. Das find alles fehr natür 
lie und mohlmotivirte Erfcheinungen; benn ber Geift jedes lebendigen 
Volles ift ftet3 der Zukunft zugewendet, und ſchätzt das, was ihr ans 
gehört, ftets höher als das, was die Vergangenheit in der Gegen» 
wart aufrecht hält. In jedem Falle aber ſteht wohl das feft, daß mir 
nunmehr nicht einfach zur Darftellung der Grundentlaftung an fich 
übergehen können. Wir müflen auch fie in ihrer individuellen Geftalt 
betrachten, und ihre Entwicklung je nach den Verhältnifien jedes einzelnen 
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Volles darftelen. Denn tief verfchieven find hier wie immer die 
brei großen Eulturböller, und es ift eine ber größten Erſcheinungen 
bes europäifchen Lebens, denſelben großen biftorifchen Gedanken in ven 
drei Ländern, welche an der Spite der Civilifation der Welt ftehen, 
wenn auch nur in den Grundzügen feiner Entwicklung wirken zu fehen. 
Die deutſche Wiſſenſchaft aber wird, jo lange fie-ihre Beſchränkung 
auf Deutichland nicht aufgibt, und fo lange fie fi) begnügt, hödhftens 
die fremden Entwidlungen unvermittelt neben die eigene zu ftellen, 
nur ben Körper, nicht aber ven Geift der Wiflenfchaft der Geſchichte zu 
geben im Stande fein. Und wir mwieberholen und werben wiederholen 
diefen Kampf gegen die beutiche Beſchränktheit auf dieſem Gebiet, fo 
unbehaglich e3 auch vielen jein mag, das zu hören; denn bie größer 
Auffaffung wird bei der Breite und Tiefe unferer deutſchen geiftigen 
Kräfte und Strebungen doch fiegen. 


— — — — — 
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Bon diefem Standpunkt aus wollen wir nun verfuchen, die Ge 
jchichte jenes Kampfes der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft im Gebiete der 
Entlaftung nad den drei großen Culturvölkern England, Frankreich 
und Deutjchland darzuftellen, die allein wahrhaft große und hiftorilde 
Individualitäten in der Gefchichte auch dieſer Rechtsbildung find. An 
fie ſchließen fih dann die kleineren Staaten an, die zu verfolgen und 
zu weit führen mwürbe, bie aber auch eigentlich wenig wahrhaft Eigen 
thümliches, fondern nur den allerdings oft höchſt intereffanten Nele 
der großen Bewegung darbieten, welche fich in den drei leitenden 
Geſchichtsvölkern indivibualifirt. Ihre weitere Verarbeitung wartet auf 
die Europäiſche Rechtsgeſchichte. 


Englands Entlaſtungsweſen. 


Schon Englands Entlaſtungsweſen zeigt uns, weßhalb es unthun 
lich iſt, eine unmittelbare Vergleichung der Entlaſtung in den Wr 
jchiedenen Ländern Europas anzuftellen; aber eben fo fehr liefert es 
den Beweis, daß dennoch bier ganz genau diefelben Grunbverhältnifk 
vorhanden, und biefelben Elemente wirkſam geweſen find. 

Wie reduciren daher dieß Gebiet, das im Einzelnen eben fo reiqh 
und ſchwierig ift als die deutſche und franzöfiiche Geſchichte ber Ge 
fchlechterunfreibeit, auf die oben aufgeftellten großen europäifchen Grund 
formen derfelben und ihter Geſchichte. Und biefe werden wir nun aM 
beften in brei Epochen theilen, von benen bie erfte die ältefte Zeit Di 
Karl 11. enthält, und weſentlich in dem Uebergang der villenage zum 
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copyhold beſteht; die zweite enthält die Aufhebung des Lehnſhſtems 
für die freeholds und tenements in capite, Ändert aber wenig an den 
Berbältniffen, vie fih aus der eriten für den unfreien Grundbeſitz ent⸗ 
wideln; die dritte enblich ift die des 19. Jahrhunderts mit ihrer eigent- 
lichen Entlaftung ſowohl ver Behnten als der copyholds. 


Erſte Epoche. 
Bon der Eroberung bis auf Karl 11. 


Man kann wohl mit gutem Recht fagen, daß Englands eigentliche 
Geſchichte exit mit der Schladyt von Haſtings beginnt, welche berfelben 
den, von da an unverwiſchbaren Stempel ver innern Gleichartigfeit 
und der äußern Einheit aufdrückt. 

Die Eroberung der Normannen trifft auf denſelben Zuftand ber 
uriprünglichen Geſchlechterordnung, den wir allenthalben bei den ger 
maniſchen Völkern antreffen. Es fcheiven fi) im Mejentlichen zwei 
Klaſſen, die der herrſchenden Bauerngefchlechter, und die der perjönlich 
und wirthichaftlich Unfreien, diejelben, die wir als servi bei ven Deutfchen, 
als traele bei den Skandihaven finden, und deren Urfprung wir bier 
dabingeftellt fein laſſen. Diefe Leibeigenen geben in die folgende 
Epoche über, unb es tft fein Zweifel, daß alles das, was von ben 
fpäteren villanie over villeins gejagt, grundläglih nur das alte ger 
maniſche Necht berfelben ift, wie es auf dem ganzen Continent er 
Scheint. Bractons Definition der villanis ift die ganz allgemeine bes 
urfprünglichen Leibeigenen „ille qui tenet in villenagio (f. unten) faciet 
quidquid ei praeeeptum fuerit, nee sgire debet sive quid facere 
debet in crastina, et gemper tenebitur ad incerta (L. Angl. IV. 1. 28)“ 
oder, wie Bladftone e8 auf die folgende Zeit anwendet: a sort of 
people in a condition of downright servitude used and employed in 
the most servile works, and belonging both they, their children end 
effects to the Lord of the soil (ll. 6.). Sie waren baher früher wie 
Später ein rein jachliches Eigentbum und konnten, wie das Gut, das fie 
beiaßen verlauft und vererbt werben. „Long after 1225 they were con- 
sidered as a saleable commodity* (Eden, State of the poor I. 35.), 
mit Beifpielen noch aus dem 14. Jahrhundert (1339), fo aud in ber 
Magna Charta c. 4. und 9. Henr. Ill. c. 4. Ein eignes Eigenthum 
hatten fie nicht „quando cunque placuerit, (dominus) auferre peterit 
a villano sive magnagium suum et omnia bona* (Bracton I. 9). Und 
wenn die Schilderungen, die noh Thomas Morus in feiner Utopia 
1516) von dem’ Zuftande eines großen Theiles der nieberen Bevöllerung 
gibt, auch auf England Anwendung finden (S. 18—30 der Glasgower 
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Ausgabe von 1750), fo mag es noch lange ſehr traurig mit den Berhält 
nifien diefer Klaſſe ausgeſehen haben, ihm ericheint der gefammte Zus 
ftand aller damaligen Staaten Europa® als „quaedam conspiratio 
divitum, de suis commodis reipublicae nomine tituloque tractan- 
tium® (p. 361), das große Belek der focialen Rechtsbildung ahnend, 
daß jede Geſellſchaftserdnung ihre Intereſſen durch ihre Verwaltung 
“ und Gefebgebung zur Geltung bringt. (Ueber den weiteren Inhalt 
von Thomas Morus vergl. Wiskemann, Darftelung der in Deutid- 
land zur Seit der Reformation geltenden national: öfonomifhen Ans 
fichten. Jablonowsk Preisichrift 1861.) Weber Englands Zuſtände f. 
Wachsmuth, Europätfhe Sittengefchichte IV. 407. ff. . 

Es würde und zu weit führen dieß mweiter zu verfolgen. Die Schei⸗ 
dung beider Gefchlechterllaffen war eine abfolute, und viefelbe wie im 
im übrigen germanischen Europa. Das tft die Grundlage der Unfrei⸗ 
beit und Gefchichte der Freiheit in der Geſchlechterordnung Englands. 

In diefen Zuftand tritt nun die normannifche Eroberung hinein. 
Das mas fie zunädft bringt, ift die neue berrichende Klaſſe ver Sieger, 
die Lords. Die Normannen bilden eine große Geichlechtergruppe für 
fih; die alten angeljächfiichen Gefchlechterbauern werben durch fie aus 
der herrſchenden zur Mittelllaffe, und fofort entfteht hier derjelbe Proceß, 
dem wir in ganz Europa begegnen: der Berfuch ver jeht herrſchenden 
‚Kaffe, die neue Mittelflafle zu der Stellung der niederen Klafje hinab 
zubrüden, und der Kampf ber eriteren gegen bie neuen Herren, um 
die bedrohte Freiheit zu retten, wenn auch bie Herrichaft nicht mehr 
zu retten war. 

Diefer Kampf ift nun bier wie in Frankreich und Deutichland for 
wohl ein allgemeiner beider Klafjen gegeneinander, als ein örtlicher und 
in den bejonveren Verbältnifien einzelner Landestheile ſehr verſchieden 
geführter getvefen. Das erfte erfcheint in den großen Beivegungen, bie 
fih an den fagenhaften Robin Hood anfdhliegen, und viel ernfter und 
nachbrüdlicher in dem Bauernaufftande ded Wat Tyler. Derjelbe if 
offenbar ein Aufſtand desjenigen Theile ver alten Bauerngeichlecdhter, 
der durch die neuen Lords theils direkt um feine Unabhängigkeit ge 
bracht war, theils auf unfreiem Grund fitend mit perfünlicher Freiheit 
ſich die Herrſchaft nicht gefallen laſſen mollte. Der Bundſchuh Wat 
Tyler fordert vom Könige die Aufhebung der perfünlicden Hörigfeit 
(slavery), Freiheit des Kornhandels auf den Märkten, und eine feite 
Grundabgabe ftatt der Leiftungen des villenage „requests which though 
extremiy reasonable in themselves, the nation was not sufficientiv 
prepared to receive® (Hume, History of England Il. p. 346) und 
die daher auch für ven Augenblid zugeitanden, fpäter zurüdgenommen 
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wurden (Rymer, Foedera VII. 217; vgl. Eden State of the poor 
and history of the labouring classes in England I. 55). Was bie 
einzelnen Gemaltthätigfeiten betrifft, fo Tiegen fie wie fo manche andere 
unter dem Schutte der Gelchichte begraben, und nur der Kampf der 
fpäteren Gelebgebung gegen das Unrecht der Geichlechter gibt davon 
Zeugniß („The king remembereth, that great inconveniences daily 
do increase by desolation and pulling downe, and willfull waste 
of houses an townes within this realme, and laying to pasture lands 
which customably have beene used in tillage ete.* 1448) weßhalb 
das Statute verbietet, Bauernhöfe nieberzulegen (pull down), die mit 
wenigſtens 20 Acres Land als tiHage oder husbandry bewirthſchaftet 
werben; und noch unter Heinrich VII. mußte die Errichtung von in- 
closures and large farms auf often der mittleren Befiger ftrenge ver: 
bieten (4. Henry VII. 16; vgl. Hallam, History of England 11]. 65. 
Eden, 1. 73). An den Individuen lag es daher gewiß nicht, wenn 
bie Geſchlechterunfreiheit nicht mit all ihrer Härte und ihrer Unfreiheit 
auch in England wie im übrigen Europa dur Geltung kam. Hier waren 
andere Elemente thätig; und dieſe ſind es in der That, welche die innere 
Geſchichte der engliſchen Geſellſchaft entſchieden haben. 

Dieſe Elemente beſtanden einerſeits in dem rein quantitativen Ver⸗ 
bältniß der neuen herrſchenden Klaſſe zu der früheren beherrſchten, theils 
in ber eigenthümlichen Stellung, melde das Königthum durch die Er 
oberung eingenommen batte. 

Dffenbar kann nämlich die berrfchende Geſchlechterllaſſe, wenn die 
unterivorfene noch ftreitbar ift, die leßtere nur dann ganz unfrei machen, 
wenn fie an Zahl jo mächtig ift, daß fie des Sieges durd die Waffen 
gewiß bleibt, und die unterworfene nicht felbft beitändig in ihrem 
eigenen Intereſſe zu den Waffen rufen muß. Das aber war in England 
bei ven Rormannen nicht der Fall; denn die ganze Summe berjelben — 
bie tenentes in capite, da von den milites und tenentes wohl nur ein 
Theil Rormannen waren — betrug etwa 1400, ja nebit den leßteren mit 
23899 etwa 3200, wogegen die socemanni allein 23,000, die villani aber 
102,702 ausmachten, abgejehben von den bordariis, coltariis und servis, 
die zwar auch mit etwa 100,000 aufgezählt werben, aber nicht in Waffen 
flanden iwie die socemanni (vgl. Gneift, Gefchichte des Selfgovern⸗ 
ment S. 60 über das Doomesdaybook). Eben fo entſcheidend war 
die Thatſache, daß viele von ben tenants in capite jo große Grund- 
befitungen hatten, daß fie weder biejelben ganz beiwirthichaften noch 
beherrſchen Tonnten. So befaßen nad) der Eroberung der Earl Moreton 
793 Höfe (manors), der Earl Allen 442, der Bilchof Odo von Baheur 
438, William Earl Warrens 228 (nad Dugdale, Baronage). Die ganze 


112 


Grafſchaft Norfolk hatte nur 66 ®rundherren, Hugh de Alvincis befam 
vom Könige Wilhelm dem Groberer das ganze Palatinat von Cheſter. 
(Eden 1.54.) Eine völlige Unterwerfung war daher gleich anfangs faktifch 
untbunlic und die Eroberer mußten fich begnügen eine gewifle Oberberr: 
lichkeit auszuüben, die mehr durch die Natur der gegebenen Verhältniffe 
als durch ihren guten Willen beftimmt ward. Dieje Dberherrlichkeit nun 
fann in Princip und Entwidlung nicht veritanden werden, ohne das, 
was die Engländer unter ihrem feodal system im Gegenfa& zu dem 
alten Recht verftehen. | 

Dieſes feodal system beruht darauf, daß der König durch die Er 
oberung vechtlih als einziger Eigenthbümer alles Grundes und 
Bodens angefehen wird. Diejenigen, melde vom Könige bireft mit 
Herrſchaften, Grafichaften und Ländern belehnt werben, find die te- 
nants in capite. Alle diejenigen, melde einen Grundbeſitz innerhalb 
ber vom Königedan den tenant in capite belehnten Marken haben, 
erfcheinen daher zwar auch als fitend auf dem Grund und Boben des 
Königs, aber als Vafallen der tenants in capite; dieje fünnen wieder 
subtenentes haben; immer aber bleibt der König 'nicht bloß Lehens⸗ 
berr, fondern Dbereigenthümer. Der fchlagenbfte Unterfchieb zwiſchen 
diefem Syſtem des Grundbefiges und dem des Continents beſteht daher 
darin, daß es Feinen Unterjchied zwiſchen Allodium und Frudum gibt, 
fondern daß alles Land Feudum des Königs ift, und daher für alle 
Grundbefiger dad Princip der Gleichheit des Rechts an dem 
Grund und Boden gilt, wenn auch innerhalb dieſer Gleichheit gewiſſe 
Stufen vorhanden find, die aber doch zulegt alle in jenem Rechte bes 
Königs zufammen laufen. Auch der niebrigfte villein, wenn er ein- 
mal zu irgend einem Grundbefi gelangt war, gleichviel in welcher Form, 
ftand daher dem Rechte nach nicht bloß unter dem verleihenven Lord 
of the manor, fondern zugleich unter dem Könige ald eigentlich und 
wahrem Eigenthümer, den der Lord nur vertrat. Das war die Seite 
jenes feodal system, mit dem bafjelbe in jo enticheibender Weiſe in 
die innere Rechtsbilbung und gefellichaftliche Entwidlung Englands ein- 
gegriffen bat, und das fo wenig Gneift ale Zöpfl (Alterthümer des 
deutfchen Reiches und Rechtes I. Nr. V.) richtig erfannt haben. Die 
Gefchichte der Freiheit in der Gefchlechterorbnung bat es nun nicht wit 
dem Berhältniß der vermöge dieſes fendal system herrſchenden Klaſſe zum 
Königthbum, fonvdern eben mit dem der unterften beherrichten Klafie 
zu den herrichenden Befigern zu thun, was die biäherigen Bearbeiter, 
die mehr an den Staat, ald an das Volk dachten, jo gut als gänzlidy 
überjeben haben. : In der That kam es jegt nur darauf an, aud dem 
unterften villein in ein rechtlich beftimmtes Berhältniß zum Grund und 
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Boden: zu bringen, um ibn bie erfle Stufe ber: Freiheit beareten zu 
Infien. Die einfache Yolge jenes Principſs. die feikit Wiladftone und 
Eben, bie beiden objektivſten Beurtheiler dieſer Gefcheinungen, nicht ge: 
höxig hervorheben, war nämlich bie, daß jedes Hecht, weiches ein 
Blied der unteriten Klaffe durch einen Lord of the manor oder tenens 
in .capite auf irgend einen Buunbhefib exwarb, als eine Mabififstion 
des fönigliden Eigenthumsrechts erſchien, und daher die Die 
pofitionen des Lord. über den Grundbeſitz nuch des villein ala under 
königlichen Recht und Gericht ſtehend, anerlannt werben: mußte. 
Der König als Eigentbümer konnte daher auch das Recht des Lord 
auf den villein ändern, ohne in: das Mivateigenthum in der Weile 
einzugreifen, wie auf dem Continent, ba er ſtets wenigſtens dem al 
firatten Princip nach üher. fein eigenes Grundſtück entſchied. Man Tann 
dieſe wichtige Thatſache nicht hoch genug aufchlagen, und bat ſehr Uns 
zecht mit Macaulay und Auderen fie für das Verftänduik Karls Il. bei 
Seite liegen zu laſſen, ebenfo wie diejenigen, welche ſich dieſelbe nicht 
Vergegenwärtigen, weder ganz Seldens Bertheinigung des Königs, noch 
auch ‘die Theorie Hobbes richtig würdigen werben. Hobbes ift. näm 
lich in der That ber erfte, ber für die geſammze Entwährungslchre 
jenes poſitiv rechtliche, auch noch von Bladftone anerkannte Berhältnig 
zu einem theoretiſchen Princip außarbeitete, indem er ben Begriff des 
Privateigenthuma als des Eigenthbumes ber Einzelnen gegenüber dem 
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Eigenthum bes Königs im Gegenſatz zu dem bed Einzelnen zuerſt ſtrenge 
unterfchieb, und während er das individuelle Eigenthumstecht im erfien 
Sinne als unverleglich erklärt, daſſelbe im ziveiten dem königlichen unter: 
wirft: Ex quo intelligiter, singulos cives suum eibi proprium habere, 
in quod nemo concivium suarım jus habet, guia sisdem legibus 
tenetur; non asiem prüprium ita  habere quidquam, in quod non 
habeat jus ille qui habet Imperium summum, cujus mandata sunt 
ipsae leges, cujus voluntate voluntas eingulerum continetur (De Cive 
L. IV. 15), Es iſt wohl ſehr leicht, diefe abſtrakte Yormulisung auf 
jenes hücfte Eigenthumsrecht zurädzuführen, und zugleich zu verſtehen, 
mie diefe Thenrie auf. dem Gontinent mit feinem Allod und feiner ört⸗ 
lihen Souveränität den beftigften Widerſtand finden mußte. Faßt man 
aber das obige Verhaltniß in denjenigen Punkten zujammen, in benen 
es für das Entlaftungsweien Englands von enticheivenber Bebeutung 
war, fo ergeben ſich folgende Saͤtze, deren praftiihe Anwendung ſchon 
fett ben 18. Jahrhundert in England wirkſam iſt. 

Erftlich kann der König als Gigenthümer auch desjenigen Grundes, 
den ber niederſte yülein beſtzt, das Recht des letzteren durch feine 
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Geſetze änbern und feinen Srunbbefit befreien, meil er zuletzt ja doch 
nur über feinen eigenen Grund enticheibet. 

Zweitens ift e8 unmöglid, eine völlige Identiſicirung ber ſtaat⸗ 
lichen Gewalt mit dem Grund und Boben jemals in der Weile für 
die einzelnen Grundherren berzuftellen, mie auf dem Gontinent, weil 
der König als wirklicher letzter Eigenthümer zugleich Innehaber beflelben 
ſtaatlichen Rechts bleibt, das durch feine Berfhmelzung mit dem Grund 
und Boben eben die „Grundherrlichkeit⸗ bildet. Eine Patrimonialgerichts⸗ 
barken iſt daher rechtlich in England gar nicht in der Weiſe möglich 
wie auf dem Continent. 

Drittens endlich folgt, daß wenn und two der Lord dem Un- 
fivin ein Recht auf Grund umb Boden in irgend einer Weiſe zugefteht, 

der Iehtere damit in ein unmittelbares Verhältniß zum Könige, über 
deſſen Recht ja verfügt morben iſt, tritt, und daß daher von biefem 
Augenblick an beide, Lord und villein, dem Gerichte des Könige 
unterworfen werden. 

Auf Grundlage diefer Säte wird es nun einleuchten, daß ſchon 
das große Princip des feodal system eine ſolche Unterdrückung ver 
niederften Klaſſe durch die Grundherren grundſätzlich ummöglicd machte, 
wie fie auf dem Eontinent eintritt. Die Stellung der Lords ift von 
Anfang an eine andere als die der franzöfiichen und deutſchen Grund⸗ 
berren; und es ift Mar, daß daher auch der ganze Proceß ber Erhebung 
der nieberften Klaſſe zur ftaatsbürgerlichen Freiheit ein weſentlich anderer 
fein mußte, als auf dem Continent, „bgleich die übrigen Elemente 
ganz genau diefelben waren. 

Um das nachzuweiſen, mag e8 uns geftattet fein, die Grunbzüge 
der Geſchlechterordnung Englands. hier zu bezeichnen, wie fich dieſelben 
durch das Eintreten der Klaſſe der Lords in das alte angelſächſiſche 
Dorf und feine Bauern und 2eibeigenen geftaltete. Der Entwidiungs: 
proceß der Freiheit oder der Entlaftung ift dann bis auf den heutigen 
Tag, wie wir glauben, vollfonmen Mar. - 

Die Eroberung theilt nämlich das ganze Land in lauter Große 
grundbeftte, die entweder Einzelnen oder als ganzer Complex einem Lord 
verlieben werben. Jeder diefer Befite heißt (fpäter) ein manor. Der 
Lord kann von feinen vielen manors einzelne wieder an andere Freie 
— natürlich im Anfange Normannen — gegen Waffendienſt verleihen. 
Die Lords haben daher ihre Bafallen; jene erſcheinen im Doomesday- 
book «ls proprietors, refp. thanes oder tenentes in eapite, dieſe als 
tenentes im Allgemeinen oder subtenentes (die milites gehören ber 
fpäteren Zeit); das ift die herrſchende Klaſſe. 

Die alte berrichende Klaffe der freien Bauern tritt nun in ein 
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neues Verhaltniß. Sie find perfönfih nah wie vor frei, und ihr 
Befih gehört wie ber manor ſelbſt dem Könige. Allein ba fie ſchon 
bei der Eroberung Eigenthümer waren, fo konnte eine eigentliche Ber 
leihung nicht ftattfinden, fondern nur eine Unterorbnung unter ben 
manor des Lords, innerhalb deſſen Gränzen fie lagen. Diele Inter 
orbnung ward nun dadurch, im Gegenfah zu. den felgenden, ausge 
drüdt, daß fie zwar zu allen Bffentlichen Dieniten auf Befehl bes Lords 
im Ramen bes Königs verpflichtet, aber zu Teinen perjünlichen oder 
wirthſchaftlichen Leiftungen gegen ven Lord durch ihren Grunbbefit ger 
bunden waren. in folder: Grunbbefit hieß dann ein liberum tene- 
mentum, engliſch „free tenure,* mit dem Ausbrude, der aus bem 
feodal system hervorgeht; der angelſächſiſche Ausdruck Dagegen Mar 
„socage,* und der Grundbeſitz bie daher „free“ ober „common so- ' 
cage,* was dann fpäter ale Gegenſatz zu dem unfreien Grunbbeflg 
auch wohl „privileged tenure* genannt ward, obgleich watürlid von 
einem wirklichen „privilege* Feine Rede war. Die ganze gefellichaftliche 
Stlafle bildet die Kaffe der „sochemanni* de Doomesdaybook. Es 
ift im Wefentlihen die Gruppe der „Hreibauern” in Deutichland. 

Neben dem Grundbeſitz diefer sochemanni Iag nun der große Grund: 
befiß des Lord, der waste, die berrichaftlichen Gelände, das eigentliche 
„Gut,“ das aber nicht wie auf dem Gontinent Allod und feudum 
unterfchied, fondern unter gleichartigem Recht als eine „tenure* be 
fland. Um dieß num zu bebauen, begannen natürlich die Lorbs ale 
bald die freien Männer aus den angelfächfiichen Geſchlechtern, bie wohl 
wmeift als zweite und dritte Söhne der freien Hufner oder sochemanni 
feinen Grundbeſtz hatten, mit Höfen zu beleihen, die aus biejem 
Gutsgrund gebildet werden. Ein folder Beliehener war nad dem 
Zehendbegriff der „Mann“ des Lord, fein „bomo;* perfönlich frei, ſaß 
er auf unfreiem But. Und bier beginnt nun ber Vebergang zu ber 
niederen Klaſſe. 

Der Lord hatte nämlich auch dieſe in Beftalt der alten Leibeigenen 
überlommen und zwar höchſt wahrſcheinlich in Doppelter Geſtalt. Theils 
nämlich hatten dieſe Leibeigenen unter getwifien Bedingungen ſchon eine 
Heine Bauernftelle aus der angelfähftichen Beit in Beflg, theils nicht. 
Grundſätzlich machte das für das Recht beiver Klaſſen der Unfreien 
natürlich keinen Unterſchied. Allein in der Wirklichkeit Tieß fich die, 
durch Das Vorhandenfein ober dieſen Mangel an Grunpbefik gegebene 
Verſchiedenheit der ganzen geſellſchaftlichen Stellung denn doch wohl 
teinen Augenblid verlennen. Denn die erfte Klaſſe erjchien natürlich am 
die Scholle, das ift in Wahrheit an ihre wirtbichaftlichen Bebürfmifle, ge 
bunden, unb bie principiell unziveifelbafte Berechtigung zur Verfügung 
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fiber fie fand ihre Gränze baxin, daß der Werth ihres, dem Lord geho 
gen Grundbeſithes von ihrem Daraufbleiben abhängig war. Sie bildeten 
daher bald auch in der rechtlichen Auffaſſung eine Klaſſe für ſich, die an 
fünglid} wieder in Unterklaſſen getheilt auftaitt (villani, hordarii, cottars), 
dann aber als ein geſellſchaftliches Ganzes aufgefaßt werden und im 
Geſellſchafis⸗) Recht der menor qeſcheinen unter dem Geſammtnamen 
der „villeins regardant.*. Reben. ihnen befichen dann bie ganz be 
figlofen Leibeigenen, die im Doomesdaybaok ala serwi auftreten, 
nachher aber bald Al3 „villeins en gran,“ bei. danen das Individuum 
noch ganz ohne alles Recht iſt, bexichner werden. Das iſt die Geſtalt 
ber Geſellſchaftsordnung. 

Den Grundformen derſelben eniſprechen nun auch die Ordnungen 
in Beziehung auf die beiden großen öffentlichen Funktionen jener 
Epoche, das Heerweſen und das Gericht. Das Heerweſen beruht 
einerfeit® auf der Dienſtpflicht des Lords gegen den König, der die 
Dienitpflicht des tenens gegen ben Lord entſpricht; natürlich Tomate 
unmittelbar nach der Eroberung ber spehemann Fein Waffenrecht 
haben; er war ja die unterworſene Klaſſe. Mllein ſchon 1181 nimmt 
bad. Konigthum auch die letztere in bie Assize of Arme auf, und 
damtk ſtellt fi) ber sochemann auf feiner sooage rechtlich und pe 
felichaftlich wenn er ſehr reich ift, neben den Lorb, und immer neben 
den homo des Lord. Mit der Assize of Arms Kegiunt zwiſchen bei 
böcjften und zweithbchſten Kaffe: der engliſchen Geſchlechter jemer eigen 
thimliche Proceß, auf melden bie heutige engliſche Geſellſchaftsord⸗ 
nung ihrer einen Seite nach beruht, daß nicht das Recht, ſondern 
der Umfang des Beſitzes die gefsllihaftliche Stellung des Eier 
gelnen bedingt. Doch dieß ‚gehört nicht der eigentlichen Entlaftung® 
geihichte an. Das Gerichtsweſen ſpaltet ſich dagegen wie allenthalben 
zuerſt in zwei große Theile, zu denen dann ein drittes, zuletzt ent⸗ 
ſcheidendes Moment hinzulommt. Der Lord hält Gericht als Vorſiher 
ber freien Männer ſeiner Grundherrhaft, und empfängt damit bie con 
‚tinentalen Titel des Dux, Comes, Vicecomes, Marchio u. ſ. w. Dann 
nber hält ex Gericht über alle viejenigen Fälle, in denen es ſich um 
das Eigenthum, und namentlih um den Grunbbefik handelt. Dich 
Gericht, deſſen Dbjelt natürlich namentlich die Leiftungen der auf bem 
Grunde der Lords ſihenden Hinterfaflen, der perfünlich Freien, fo wie 
ber Uinfreien war (bie coptums), hieß daher die customary oourt; dw 
wit eng verwandt ift bie court of anoient demeane (Bindfione II. 6). 
Do mäflen wir das Genauere hier übergehen, obgleich Gneiſt die 
letztere ganz megläßt. Da uun aber der König zulegt ber Eigenähämer 
aller Beſitzungen ift, und in jevem Court über feine Rechte in lehter 
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Inſtang verhandelt wird, fo bat ex auch das Recht, einen Gerichtshof 
zu berufen, unter dem beide gutäherrlichen Gerichahdfe eben; und 
dieß geſchieht durch die reiſenden Richter in ihren Circuit Courte, die 
uifprünglidh lerne adminiſtrative, fondern rein Feubale Snftitwtionen 
find, aber für bie innere Weiterentwiclung von höchfter Bedeutung 
werden· 
Renbar iR nun in iefet Goſtalt ber Weſchlechtererdaung das Ge 
biet ‚der eigentlichen Unfreigeit, alfo auch bus Gebiet, auf welchem bie 
Freiheit durch die Entlaftung gewonnen werden muß, das ber villeins, 
Und bier nur unterſcheiden fick fofort die obigen Klaſſen in ganz be 


ſtimmter Welfe, noch ehe die Entlaftungsbetvegung eintritt, die eben ‚ 


vurch dieſe Unterſcheidung leicht verſtlandlich wird. 
Mo nämlich Der Lord ein Grundſtuck an einen freien Mann 
verlieh/ da war es natirlich, daß der letztere vorher hie‘ Bedingungen 
abmachte, unter denen er in ben Dienſt des Herrn trat. Dieſe Be 
dingungen find ‚Die guts herrlichon Leiſtungen, servitise. Der perſonlich 
unfreie vilein war in diefer Beziehung gang 'vechtlos; wollte ſich ber 
perſonlich Freie nicht demſelben ganz gleichftellen, da der Beſitz beiber 
ſchon gleich war, fo mußte er jene sbervitis rechtlich feitflellen. Auf 
Diele Weife entfland- eine Mittelllaſſe der Wnftsien hier wie auf dem 
Eoitinent diejenige/welchs zwar, wie Bructon fügt, „villane fackint 
vervitia,* aber „oekta et determinota.“ Es iſt vet gand unzweifel⸗ 
hafte Begriffl ver „gemeffenen Frohnden,“ dem wir hier begegnen, und 
ect’ wahrſchernlich Find es dieſe, Aber welche das Court of änciemt 
dememe ſtatifead. Ihnen gegenüber Rımb dagegen · der perſonlich um 
freie Mens. Derſelde hatte anfäriglich gar kein Recht, weder auf feine 
Ko auf feinen Grundbeſitz; er- mußte‘ daher unbedingt nach 
dem Willen des Gerrn:'dienen; „und baker: den ber. Mideite. Bepkiff; Der 
servitia villuna Andbteriniuate, bir ungeiefienen Ftohnden Dieß find 
alles einfache: und kluire! Verhaliniſſe, die ganz denen bes Gontmentb 
entſprechen· Met die! eigenthunliche Gefialt der engliſchen ¶ Agrarver 
fafſumg tritt niit, da’ ein, worvie beiben: den erwaähnten Elemente, die 
Größe des unbebnuten Geundbeſttzes und das Peineip beb- Aoniglichen 

Rechts icuf diefekben einzuwirken vbeglnnen. 
ir werbden Inumbiefen Proceß, der bie" ur Gehendent feine 
Birk et Aufert, gunz karzals ven des KReberganges non ber 
zum ro/aold bezeichnen.’ Gelingi es, denſelben feftzuſtellen, 
“FOR vie ganze? engliſche Agrarverfaffling iin 'biefer-ihest forinken Stite 
foie te" glallben, Vollkonimen“ Narẽ Berfelbe hat mit dem Irherairl te- 
Kernienterr Ivrt —XR gu: chum/ vonat ſoin Geblet⸗ iſt heni vie 
CR ET RT undi nicht⸗ Vasi Bochellraiſ ver⸗raiileren 
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ber socbemamni, zum Lore, in welchem bie bisherige Veſchehechreibung 
ihre Aufgabe begränzt bat. 

Diejer Webergang ber villenage zum copyhold bat nämlich zwei 
Falktoren, bie bei aller ihrer Einfachheit ſtreng geichieben ſein tollen. 

Der erfie vieler Faktoren iſt das Verhältniß des villein zum 
Lord of the Manor, ver ziveite das Verhältniß defielben zum Könige, 

Es ift bemerkt worden, daß ‚Die Lords große Grundbeſttzungen 
hatten, welche bei ‚ber. binnen Benölferung jehr ſchwer zu cultivisen 
waren. Gie hatten daher bad höchſte Intereffe, bie angelſächfiſche Be 
völkerung, in: deren Mitte fie lebten, zur Arbeit zu veranlaſſen. Sie 
x mußten froh fein, wenn bie Bauernſöhne fich dazu hergaben, auf ihrem 
Grunde ſich mit gemeſſenen Frohnen niederzulaſſen; fie mußten aber auf 
yahrieden jein, wenn der Leibeigeme tüchtig arbeitete und feine Abgaben 
in Dienften Ieiftete, ‚denn er war beinswegs leicht zu erſehen. Su 
Sinne ber wirthichaftlicen Intereſſen ſtanden baber bald Diejenigen, 
weiche ungemeſſene Frohnden leiſteten, mit denen gleidg, die nur 
gemefiene zu leiten hatten. Die feite Geſtalt der engliſchen Landwirth⸗ 
fchaft trug dazu bei, dieſe Frohnden im beftimmter, landwirthſchaftlich 
geregelter Reibenfolge zu ordnen, und der Lord nme froh, wenn ber 
Bang..feiner. Wirtbichaft anter Hulfe ſeiner villeine fid) gleichiam von 
jelben vegelte. Da nun hie letzteren doch noch. immer vom Lord abhängig 
waren, ſo hielten ſie natüglich feſt zu ihas; es eniſtaud ein gegenfeitige) 
Berhältniß der Treue, das vom: Daten auf Sohn. ging, umb nicht den 
Charalter einee Pacht, deren Groͤße ſich nach dem Raimerkeage richte, 
ſondern them eines grundherrlichen Vertrages ‚hate, gexade wie hei bes 
xilleina: mit feſten Frohnden; der. Gehanle, daß mar ben villein wir 
licht vom Gute xrihen lönne, verſchwindet) die Frohnden ſtellen fh 
durch / Mebung feit, nd werden faltiſch determinata, gemeſſene, Der 
derſönlich unſecie villein, ſiaht. Daher: jedt. chatſächlich ham: perſoulich 
freien gleich. : Dar: Lord aber läßt: aberalle ſeine Crundholden all 
mahlis ein. Negiſtar aufnehmen, ein Palyptiehen,.;ein, Girundbuch übe 
has, mas dis Halden je nad. ihren Grundbefitzengen zu lejſten haben; 
dieß Verzeichniß heißt dann hie „Canrt mal.“ Mieſe Conrt rolls ent 
ſtehen weſentlich feit Henry 14}, „„Previgng io the raigas, of Henry the 
$kird nnd; .Edward. the. ſirat $hep are'ngt much (4) poled. in, ancient 
secordss bat in the pesiod. immediatly, aubsaquent. „— — it ‚was 67 
wwemaely. <isontial for the Barou, to ‚assertain the pesikjg, af ;his e 
mie, nı.ihet bei. eelaom failed‘ .te obtain fall, iuforspation,; relative 
40 his materiakrighta,.. (Eben, L S, Ia). In Rieler Monte roll. fh 
nnit be ids: die Berieignafgenicne, maduhvnkhm-hie Berldnlic Freien 
ren wahren Franbd gegen ‚Die xxvitin deepinata::überamgen. haben 


119 


theils aber much. diejenigen Leitungen, welche der villein „nen Alters 
ber” für. feinen: Beſitz wirklich leiſtete. Nun nannte man darnach ben 
Befit der exften Klaſſe, deren Ueberlafjungsvertrag, die servitia definirt, 
das villenagium privilegietum (f. oben), denn am Ende war es aller: 
dings richtig, daß es ein privilegium war, wenn der Grundbeſitz des 
Gern, an fich zu ungemefiener Frohude verpflichtet, vertragsmäßig nur 
gemeſſene leifiete; ben Beſitz der zweiten Dagegen nannte man das vil- 
lenaginm purum. Allein die lange Uebung, der custom, ließ allmählia 
den Gedanken verſchwinden, daß der Lord das Recht babe, bie Bes 
gränzung ‚ber Frohnden auf dem villenagium purum jeden Augenblid 
aufjubeben und neue Frohnden einzuführen, oder gar das, den villein 
jeden Augenblid. davon zu jagen, ober wenigſtens nad feinem Tode 
eine andere Familie einzuſetzen. Denn das engliſche Recht hielt ſchon 
damals an dem. Grundſat feſt, „custom is the life of common law“ 
und dieß common law. warb von ben alten Angeljachien, deren soche- 
manai in ben Höfen des Königs als Geſchworenen auch wohl im Anterefie 
ihres Stammes nachbrüdlich gehandhabt. War alſo einmal der villein 
unter cusfom,, fo galt dieſe custom, die gemohnbeitärechtliche Bemeſſung 
den Frohnden und der gewohnheitsrechtlich erbliche Bei, wenn fie im 
court roll ſtanden, als common law. Wer daher feine Rechtstitel 
und ferne Leiftungen für. den Fall eines. gerichtlichen Verfahrens fichern 
wollte; der ließ fi) einen Grundbuchsauszug, eine copy. of the court 
zoll“ geben, und vᷣeſaß nun fein Grunbftüd ‚auf den Rechtstitel diefer 
copy — er war ein copyholder. Das ift die Entftehung und. Natur 
des eopxyholds im der Geſchlechterordnung Englands. Ihre VYedrutung 
M eine doppelte. Erſtlich ſtellte der copyhold den villein mit dem 
perfönlich freien Veſitzer einer privileged: villenege — bie man wegen 
ber Freiheit des Befibers,. ber ber Regel. nach ein sochemann fein 
morhte, auch villein-saoage nannte — gleich, und bob. bamit Die perſon⸗ 
liche. Leibeigenſchaft auf; zweitens ftellte derſelbe den Grundbeſihher und 
fein Aecht, under. ben. niglichen Richter, und machte damit bie, Wil- 
Hr Dei Henn zu, nichte. So wir has einmal der Fall war, mußte 
bey Begriff des villensgiüm überhaupt verſchwinden, da ſein Sharaktey, 
Die :genubhägliche Ungemeſſenheit der Frohnde und die Entlaſtbarkeit 
bes Snbaflen, mit dem gopybald vernidnet waren. Der copyhald agb 
deher ein allgemeines Rocht des Grundbeſitzes und. ftellte ſich allmählig 
meben das liberxvau tenemensum ber Alten; enebemanni; es iſt der ex ſte 
oh Soch xi tkid es Entlaſt ung im engliſchen Recht, her Ausdruck 

Bei Veran Grhebung: aus dee. Nafreibeit B. Behlackesmionung: ‚m 
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juriſtiſcher, der nicht mindere Beachteeng verdient, um jo mehr, als 
Man ihm von dieſer Seite nur zu oft überſieht. Das war bad Auf 
ereten des Töniglichen. Rechts. 
Es ik Thon oben bemerkt, daß die Leberlafiung des rundes auch 
an den villein das Recht des Konigs betraf, da der. Letztere Eigenthämer 
des Ganzen far, und baß daher eine Patrimonialſurisdiktion im coms 

tinentalen' Sinne als Brivateigenthum ar der Gerichtebarkeit und Pe 
"Bei gar nicht entfliehen konnte. -Allein die weitere Folge, war, daß 
jene Beberlaffung. alsbald die. Perſon ber villeins ſelbſt frei machte ob⸗ 
zleich Keine perjänfiche Freilaffung vorhergegangen war, „for this was 
dealirg. with the villein at the footing of a freeman“ wie Blind: 
ftone jagt II. 6. it was in some of the custumes giving him an ao- 
tion against his lord, and in etbers, vesting.an ownersbip ia him 
eutrely inoomeistent. with his former. state of bosdage.“ „ A villein“ 
jagt Ehen 1. ©. 14, thus eirgumstaneed, was no — a villein.“ 
So eniſteht denn der zuriſtifche Grundſech, daß bie Ueberlaffung an 
irgend einen Pächter. überhaupt nicht unter vierzig Zahren zugelaſſen 
werden folle, was freilich. nicht zur allgemeinen Geltung fommt (Black⸗ 
ftone' I. % nach bem Mirror of Jastioe-1l. 27). Ebenfalls Hatte jene oopy- 
hold vie perſönliche Befreiung und das große Princip ver Bleichftellung 
bes villein. und baron vor Dem: Ilmiglichen Richter zu Folge, uub bes 
Bericht befeftigte ſomit formell, was die custom: thatſächlich eingeführt. 
Die Bahn fin die Befreiung aus ber. Gerilehtesunfoniheit mar ge 
beöchen. BEE Eure re 

: Die war der ziemid emfahe und allgenteiste Gitwidingbgeug, ber 

in England aus. bem urſprunglich hbrigen einen fveien Banın gemacht, 
und ihm vermöge jener copy ‘of the qourt roll: eine wedlfonmen ſelb⸗ 
ſtandige, rechtlich unantaſtbare Stellung gegeben hat. Es iſt man: Jelbf> 
verſtaindlich, daß da, Wo. ber Lord -of'lıe..Maneor Aus Vorſehen ober 
auth aus Boswilligkeit lelne Cort roll aufgeichnet harite. der yillain 
die Moglichlen hatte, dieß Mecht ſeines Veſihes: und feinen. Perfou beach 
ein Verviet der Geſchworrnen anerbeninen zu lafſen, ua :biefer Jall nie 
mals den unfteien Hoßgerichtezur Entſchreibung / gebtacht worden. 
weil · er vermoge des Princips des feokel' systeih als. ein: Recht des 
Berkrides' und Vodens: einlönigliches Recht hetraf. Nar:basf: man nicht, 
ſcwie ſelbſt Gugenheim geneigt Ft: zu Mhan glauben; daß einerfrits mit 
Bileſemcpyο wie. "ganze: Brage Der freden Agrarverfeffung - sum 
MWoeſenllichen erledigt: worden: jeh; und rben ſo wenig: Antfnaigs mie 
ee ie Gnriſi, !indn: jweiten⸗ goetgem,iben dem rvbigen 
Proceß herlaufenden Befreiungsalt der perſönlich unfrern Rirchtefiger, 
: ver ·villains :en gross ff, Ob Darilbebo ĩvxcgeſſet. ini inta: 
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In ver That enthält: ber Webergang vom villein auf feine privi- 
leged tenure zum. oopyhokler: mut zwei von den oben erwähnten 
Maſſen ver Geſchlechterunfreihert. Et bezieht fich nur auf die perſonbich 
Freien, die lange Bert auf unfteiem Voden faßen, und auf bie perlön- 
lich Unfreien, die auß-ber ungemeſſenen Yedhnbe ber villeins- in fefte 
Rechtöverhliltniffe Überiraten. : Er hat: daher nur’ mit denen zu thun, 
welche einen Orunbbefty Haben. ‚Disfe'nun macht er fü gut als frei, 
wenn auch: der rund und’ Böben: zuni Theil pr ſchwere Laſten an 
den Lord zu tragen Hab; bie Freiheit detſelben HM’ eine Thaffache, lange 
bevor fie ein Recht wird. Allein es bleibt noch eine vierte große Klaffe 
übrig, und das liſt Die der perſönlich Unfreien, die keinen Grund 
befit beten, die villeins eb gros, und- bie: dem Lord: urſprünglich leib⸗ 
eigen angehören: Run iſt es give Tee, daß auch dieſe nicht lange in 
jener abſoluten Unfreiheit bleiben konnten, da neben ihnen alles frei 
ward. Ein großer: Theil‘ — ging nun zwar alfmähfig in die 
Kaffe ver villeins vegardant als Hinteriaflen bed Lord gegen das 
servitiim über; allein ein. anderer Theil erhielt eine ſolche ‚Hufe ent 
eier nicht oder wollte fie. vielleicht nicht haben. Bas Schickſal viefer 
Iehten Ktaffe und ihre Befreiung bildet daher das Ichte Geblbt der Ge 
ſchichte ber engliſchen Freiheit der Geſchlechterordnung. Leider" IM es 
ſehr ſchwierig, die Sache hier im Einzelnen zu verfolgen; da mit det 
Ankicipfang Alt den Grundbeſih der feſte: Rechtstitel Fcht: Im Gtoßen 
und Gunzen aber mögen es zwei Hauptpünkte geweſen ſein, melde 
audy Bier’ die Entſcheidung brachten. 

Der erſte Punkt befand in den unmittelbaren greifaffungen, 
den manumisclons, die : bereit --feit- dent IB! Jahrhunbert ſehr all 
gemein“ werben. Undehauptſtichlich non der ⸗Kiche aæusgegangen find, 
Schen : das große /Cdneilium "yon Weſtminſter, "1169, erflätte, „ba 
niemaivfich unterfangen folle -(nemo presamiat);: den verdaminlichen 
Handeli des Verkäufen von Menſchen auf veni Matkte Weiter zu treiben, 
Der ihr allgemerine "Stile Ana Englande gerwefen.“ Eadurd bei 
Eben L10) Sn’ Wefer Richtung⸗ wirkten! danm dien einzelnen Geiſt⸗ 

weiter ho aSmnah mn ſeineni Oouimon· weaith: (166) 
gibt aba bi * anf Andrüngen der Geiſtlichen ihre Leib⸗ 
Aeacni beftetikn, 8: Sehr gut charateriſitt Eden ara. D, 

Sw Ilvab —— 3. AXXLCLI 
ergy ehe eifrig" in! a’ Mark oge''hadi given ‘theni the Ukelu- 
‚ai! Börde A‘: He: Oouris Sof! Justice, choulũn·iuterprutius 
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Lorda.* Daher auch bie Bemerlung Bladftone'3 (IL 9.), daß die 
Geiſtlichen beftänbig eifrig waren, jedes der Befreiung günflige Moment 
zur Geltung zu bringen. Waren fie doch ſelhſt zum großen Theil ans 
der untertrüdten Klaſſe hervorgegangen! Wenn daher auch Teine Manu⸗ 
wiffionen in Maſſe vor ſich gingen, wie. Sugenheim glaubt, ber bie 
villeins regardent und en gros nicht gehörig ſcheidet, jo löste fich dech 
das Berhältnig auf allen Punkten. meby und mebe, und die Entſchei⸗ 
. bung brachte auch bier wieder zuletzt das vollawirthſchaftliche Verhaͤlb⸗ 
niß; nur mar. es dießmal nit der Beſitz Tonbern die. Arbeit, bi 
wit durchgreifender Wirkſamkeit eintrat. 

Trotz dem: nämlich, daß ver Grundherr, und neben ihm geil 
auch wiele subtenentee, ſowohl Normannen als, Die sochemanni ber 
Angelſachſen auf ihrem liberum tenementum viele ihres villeins mit 
Grund und Boden beiheilt hatten, blieb buch. viel Laud übrig, bas be 
baut werben wollte; und der villein ging in England fo gut ald auf 
bem Gontinent in bie Stadt. zu ben Burgenses, bie ihn ſchützten, wenn 
fie feine Arbeit brauchen Ionnten. „A few years after (1331) we find 
both the spiritual and temporal nobility complaining that their 
villeins fled into the tradiugtowas, where the merchants under 
colgar of their franchise detained their.“ (Rot. Parl, IL 48 
Eden IL 30.). Wollte der Erundherr daher Arbeiter haben, jo mußt 
‚ w ihn zahlen; den ‚einen, weil er. ihm ſonſt davon ging, bes andern, 
weil er ihm ſonſt überhaupt nicht kam. Die freig Stellung, welche bie 
villeins, zum copyhold übergebend,- fen im 18. Jahrhundert gr 
warnen, Hatte. naher, zur: Folge, daß für. die Arbeiter eine. äpnlide 
gefordert und gegehen wurde. Sp entſtand dis erſte Arbeiter: und 
Lohnseſetz gebange ian, Euxopa. das Aſtatute of Jabouners, 1350, für 
deſſen Inhals und: Befcichte ‚mix. namentlich auf Eden I. G. FT 
perweiſen (gab ea ein..ältenes? ſ.n Sden. a, a. O. ©. 8* vgl auf 
Sugenheim, 9. 296, ver. freilich gleich eine, Auctuirende freie line 
liche Ucheiter -Benhlfgeung”. bass maſchtee finig. Männer waren bob 
wohl nur ſelten, meif, ;Leibeigene,.. abeg:ıbie gucke, Bedeutung jem 
Geledgebung ‚lag ‚karin, hab .fie den Beiheigenpn. nunmehr ‚für feinen 
gehn wurter. bad. ogmman umb..atetube dazr ‚KHellte, -ia,.baß,. Jchon, 1269 
pr ‚gerwile ‚temant=Rechk auf ‚hen Sohn, bie wagen..hakte, ja füge 
auf ſaine Koſten einen, Stellvertreter ‚Bellen: durſte (den L-14 15) 
Sp mie aber. Lord und villein vor demſelben Gericht zu Recht, chen 
mußten, war vonnainer eigentlichen Seibeigenfrpaft, keine Rede weh, 
eben ſo: wonig, wenn es ſich aum die hbonrets rages, als wenn es 
Beh. lum din: cerxitin bar. silleins handelte. Vnd io geht. dar. Wraceh 
an Refrejung nuchen michi ekhafseun villeina Kangrae) nahen dam 
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der ſeſhaften (regardanis auf villein tenure fißenben) im ziemlich gleichem 
Schritte vor fi Währens aus den letzteren die oapykholders werben, 
werben aus den villeins en gros, ben alten serfs ober. ihraels; 
vie labourers. Das finh bie beiden Elemente ber Entwicklung ber 
Freiheit in der Geſchlechterordnung Englanbd; und es iſt wohl fchen 
biex Uar, daß diefe ganze Geſchichte Englands eine weſentlich verſchiedene 
von ber des Kontinent iſt, obwohl fie genau aus den ſelben Ei 
menden hervorgeht. 

: ‚Wlerkings muß man nun nicht glauben, dab alles biefes wede 
in den von uns angegebenen einfachen: Bexhältnifien werläuft,: noch auch 
daß eõi ploglich ober vollſandig geſchehen iſt. Wir ſehen vielnche, daß 
z. B. die Realrechte der Bannmühlen und ſelbſi der Banndfen: der 
Grundherren noch lange: beſtanden (GQRenett, Perdchial Antiguities 
306; die Bäder, und Müullerſtatute der Mild of: Berwik bei Eben 
L 21% Much find lagen gemug über die Hürte ber Herven gegen ihre 
eigenen Bent; nach im 14. -Yahrbundert: fommen Berlliufe von Leib⸗ 
eigenen vor, und Hal lam findet noch under. Epyarb ILL. neben 84 copy» 
holden (yatzen: fie ſchon ale wirklich oopys, aber nahm man ben 
copyhold: mır an) noch ſhechs Loibeigene (Sugenheim ©. 299). Ja bie 
Zeiten verwetigerten fletö:bineft ae unbedingte g efet Liche- Anerkennung 
ber: Manumiſſion ber: vHleins, jo dab Maenulau (History of age 
end L:1:): noeh fagen wurß, daß „that the: institute «ef Tilenege) 
eren.kb :tkisı baur, ‚not‘ has. been ‚abolieked by siatute” Dec: ins 
mer‘ gleicyültig, ‚din bes. common law..fie befeitigt hatte (Gugenheiut 
6.800) "Die: Unſrciheit war deſßhalb ‚nicht weniger / gebrorben: =: Alle 
vilkeins Gaben ein gleichivtiges, weun auch⸗ beimn gleiches Mechts allt 
labwurers qfirhen anter dem Geſche: / das Gericht "gehört: nie und mix 
gerne; mehe ven Mrunbherrn, ſondern nem. Wnigo; der ruänkers 
des Gontinenitöt. egiftitt am; England Absskaupt miſcht, hondern 
us: dem Teubatew.Lard bil,rin Broßgrumbhsiiher.gemerdek, 
Das ızft ber .umdericle Schlach ver: arftem; ‚gnehen;ipnche; bin. formalen 
beingt: tun hfänban, wohlbetanute Stat, 12. Ch. Ab 3. von: 167% 
Dicled: Btakiter,:uota welchem: Bladfioneingb,. eR.feis „a:ıgtenierrandiir 
sition to the civil property of this kingdom than even; megias 
charta itself“ (Il. 5.) beftimmt nun ‚folgende Grundſaͤtze, bie in Bes 
ziehung auf das Obige leichtruzui ikieen find. Erſtlich, daß alle 
Arten von tenures ([. unten), die vom ge oder von einem an 
dern gehalten werden zu einem freien igenthum gemacht werben 
fallen, nh wi seltetungewenkänentalem: Vegriffe and einen Lehn zu 
nein lien: eihehas meh: Dashexeichnet; das Meſch ichi ale Ar 
being lallerdixſc uren· ante ‚frep. Mid: oumon· PNPRBANE ARE 
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Veſttzer finb:für ihren Beflg den alten Lords der :nermanniichen Ereberer 
ach. ſormell gleichgeſtellt. Zweitens ala natutliche Folge davon 
werden alle Arten. son Abgaben, die aus dem feodal aystem von 
Seiten tiefer slibtenentes.an den frühesaı tenants in capite, theils 
in. recögnitionem deminüi, iheil® als: wirkliche Lehnsabgabe beflshen, 
aufgehoben. BDeavundfar. bie vom Stat. 12. ausdrücklich angeführten 
„ünes far alienstim (beim Berkauf bed Behnguteß) ,‚tenures by homage 
(der Lehnseid und feine Leiftung), knigthe service (vitterlicher Dienft), 
an 'escunge (für "vie felerliche Aufnahme m Bas Dienſtrerhaltniß) 
dids for imarryingi this daughter or. kuigththing the son: (Abgabe für 
vie. Ausſtener der ‚Tochter ober den Sohn des Herrn) und enblich alle 
Leitung : md. alles Obereigenthum des Konigs überhaupt — all 
terares: .6f the kim in capite — aufgehoben. worden. Drittens 
werden, gleichfalls dem entſprechend, ‚alle auf biefe Rechte bezüglien 
Gerigtäinftangen und andere Lehnsleiſtungen oourts of wald and li 
vörles, 'and'all.wurdskipse, liveries, primes seisins had ousterlemame) 
ahgeſchtefft. Dieß Geſetz iſt das erſte: Entlaſtungsgeſetz in be 
ensophiichen: Geſchichte; es hat. daſſelbe wohl viel bay: beigetragen, 
uberhaupt! die Regierung Karls IL in England noch ertrrůglich zu machen, 
pub. wir mindern uns billig, bak Maeaulay leine weitere Nüchjicht 
davaufi mimnut. Allein allerdiags iſt dieß Geſez nur vie Entlaſtung 
dep: veſpranglich fueidn Dehnabeſinver, und Bat miti der Gut 
laſtung Bes "urfprängluh unferien Befiges-gar inichta zul tk; die Der 
twunbeyurig, Blackſtones if uns nicht: wohl verfändlich, wenn er fagt, 
va Statt: una Aasl-H; habe „eistirpated’the whole, and demelisheil 
beth: root andlı bpanches® of:tke'militery:teminesih Denn baffelbe 
fügt nusdrücklich hinzu „savesuudy: kinkıres in ifranaalmaigh G. unien) 
copiyhnlds;, au tie: konuesiry:: serwibes (without tive,elawish parte) 
nfsgmad serjanty:f: : Das Heiße: die aus dem alben Recht: hervoegchende 
Stellung tes: urſpruͤuglich unfreien Bodens, die zu Dieſer Bert: bereits 
alt. zopyhoid allgentein · Anerknnt iſt⸗ Kieibt bieftehrem. Daomit {f 
EDER der Id echten: grohew: Epochonder engliſcheni Agrurver 
rafhangı gegeiun; deven votptliche MNotut. undu Geſtvicungendie nunmehk 
ſetgende iſt νä — uν But 
NEL 2 LETTER EG ansu ROH Ge, i* BE BE Eu 
"in 1n2 Kills sr ‚nun Khoe I we .2oer. 1m FED 
ED EI 197 0YZ van i 
HERTEL| MO. he es is je, ig Vehtziutern le F 
si uSozriman Run —— ————— tete bad 
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daran ſeſthalten; daß eb fi Imaͤchſt gar nicht auf.ie Iöler. -unfesie 
Kofte, alſo auch wicht auf ben oopyhold ober bie Hefte bes villenagiuma 
bezieht, ſondern nur auf ie ganze Klafle des freien Gigenthums, das 
den: Namen: nich: nach wem ſeodal syatem ala Eigentium des Rönigs 
galt. Für dieſe Klafle.ift:vie Anerkennung den freien und vollgültigen 
Eigenthums durch jene. Geſetz, nämlich das formelle GEnde des 
oben: dargeſtellten, ſperifiſch eng liſchen feodal system. 2* 
Dbeteigenthum ven: Arone an jeden Gruuebeſiz iſt aufgegelen, med 

an eine. Stelle tritt dad individuelle Eigenthumavecht des rechunaßigen 
Beſitrers. Dieſen Vebergang macht bad. engliſche Recht durch, obere 
daiß der Gedanke einer Entihähigung jemals aufgetreten, und ander 
ſeits, obne daß die Beleitigung öffentlicher Verwalnumgs⸗ oder Boliger 
rechte nochig geinelen ware, da bie Lorda eben keine Patrimonialjuris⸗ 
diction jemals anders als über die villeins en gros. beſeſſen, und auch 
dieſe durch DaB ſtatutariſche Recht der wages una dierch bie. Manus 
mnſiionen werloven ‚hatten. Das Ende des feodel ‚system iſt baber 
die Herftellung des Privateigenthums an bie-Gtalle des lehnkrecht 
lichen Eigenthumbſyſtems für die Großgrundbeſizer. Allein die weitere 
Frage iſt nun die, ob jenes Geſetz auch direkte oder indirelte Folgen 
gerade für bie zweite Alaffe des Grundbeſitzes, die wir begeichneten, 
gehabt bat, und ob es damit eigentlich dem Proceſſe ber Entlaſtung 
angehört, 


Um. dieß zu erklären, mäflen wir auf zwei Ausdrucke big eingeben, 
deren. Berftänpniß ber fonit jo Hare Bladftone nicht ganz beſtht. Das 
find bie beiden: Bezeichnungen von tenura ober tenementum, und ‚bie 
von estate. . 

Der Kusbrud „tenure® nämlich bedeutet klurz geſagt dem Rechts 
ziel auf den Grundbeſitz, inſofern derſelbe aus dem ſeodal system 
Aamımt. Tenexe bedentet ben Befik.umter dem oberſten Recht eines 
andern halten. Dieß Recht hat nun hier wie immer gewiſſe Modi⸗ 
filafionen, die theils aus dem lehnarechtlichen Erwerb des Beſihes, 
theils aus ben- lehnsvechtlichen Verpflichtumgen, bie mit dem Befige ver 
bunben find, hervorgehen. Jede biefer Modiſikationen heißt num 
eine beſondere Art der „tenure,“ bia:in. vier Hauptarten zerfielen, te 
»ure in -eapite, tenure in soonage;.tenure in villenagium privilegie- 
tum und tenure in villenagium — die erfte die ber Barone der nor⸗ 
manniſchen Eroberer, bie zweite die der freien Angeliachien, die dritte 
die der Freien auf umfreiem Boden, die vierte bie ber Unfrtien auf 
unfreiem Gut. Bon diefen tenuren betrifft num das Stat. 12, Ch. II. 24. 
nur bie beiden erften, unb gibt ihnen an ber Stelle des Lahn 
eigentunns das ‚büngenliche Eigenibumsrecht. Für dieſe verſchwindet 
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daher jetzt: ver Ausdruck und Megriff ber tenure,. unb an feine Gtelle 
geitt der Begriff und das Wort der „estates,“ Grunbhbefis im bürger 
lichen Gigenthume; fe find. gleich, und wenn man von nun an noch 
den Husbrud. „freehold* gebraucht, fo hat er nur noch bie hiſtoriſche 
Bebeutung, baß biefe freeboid Früher unmittelbares Kroneigenthum 
geivefen iſt; das Berbältuik ded Grundbeſitzes zum Könige iſt auf: 
tehoben. Der eopyhold bagegen flieht zu dem Könige zivar in leinem 
direkten Verhaͤlmiß; doch aber. war der König wittelbar Ubereigenihüämer 
auch für die copyholder. Und bie Frage mußte baher jetzt enifiehen, 
ob das Rechtönerältniß des copybolders, das aus ber tenure in vil- 
lenegium purum ober privilegiatam berbergegangen durch das Stat. 12. 
Ch. 24 wicht modificirt worben ſei. 

Ser nun muß man das formale von bem materiellen Berhältnik 
wohl untericheiden. 

In der That nämlich hatte der Lorb biß zum Btat. 12. Ch. H. dieß 
Necht auf viele Leiſtungen bes copyholders doch im Grunde nur vermöge 
feine? tenure in capite als Bertveter bes Königs gehabt. Die Aufhebung 
des tonures nun macht ihn Dagegen zum privatrechtlichen Gigenthümer der 

Leftungen des copyholders; oder, das Recht auf Diefe Leitungen entiprang 
widyt mehr aus ber tenure in capite, fondern ans bem Privateigenthum. 
ie bilden daher auch mit dem Eigenthaum am Grund und Boden Ein 
Ganzes und der Begriff der estate enthält daher jett für den Großgrund⸗ 
befiker zugleich ben Befik des Grundes und Bodens, und bie Gefanmis 
heit ver Mechte, welche aus ber Rent roll über bie copyholders entiprin- 
gm, und die an fh ja durch Aufhebung bes fendal aystem gar nicht ge 
ändert werden. Allein während die tenure bes freehold ſomit gegem- 
über dem Könige verſchwindet, bleibt fie ber hifteriiche Rechtägrund 
für die Verpflichtungen des oopyholders; fie iſt ber juriſtiſche Beweis 
für den Grundberen; der title, für: feinen Belt und feine Rechte, 
die estate, und zugleich ber juriltiiche Beweis für ben copyholder 
gegenüber dem älteren Lord auf feinen zivar zum Theil ſehr ſchwer 
belafteten, aber doch vererblihen und im Verlehr freien Veit. Man 
Yarın ibn daher zur Bezeichnnug ber Agrarverhältniſſe nicht entbehren, 
nar ift er felbft fein Rechtsverhaltniß, Tonbern nur der hiſtoriſche Grund 
des Agrarrechts. Und daher bean exflärt es fich, daß tenure, estate 
uns title ſelbſt bei ben jonft volllommen Haren Juriften wie Blackſtone 
und Anderen, noch immer durch einander "gebracht werben, und daß der 
oopyholder noch immer als „tenant“ bes Heren ericheint, was eben 
fo wenig richtig iſt; als ob der Veſitzer eines mit Serbituten beicfteten 
Grundſtucks als der „Lafie” des praedium dominans erfchiene. Zugleich 
erhielt ſich juriſtiſch das ganze Syitem ber alten Bezeichnungen ber 
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Leiſtungen; mb ſo find Falke Güte verſtändlich, Die ſonſt gar nicht 
für vie Beit nach Karl II. zu erflären fein werden; wie bie von Cal⸗ 
tho rpe (Om Copyholds 53. 54): „Copyholde and customary tenants 
differ not so much in netwre ds in name," was offenbar falich ift 
für das Princip, wenn «8 auch richtig ift für das Kibfelt des Rechte; 
„for although some be ealled eopyholders, some customery some, 
tenants by the virge, some base tenante, some bond tenants, and 
-seme by one name and some by the other; yet thy do all agree 
ie substance and kind of tenure* — nur daß es ſtreng genommen: 
eben gar feine tenure mehr gibt; oder wie Bladftone I. 9:’ „Al 
most overy eopyhold tenant“ — tenant gibt es der Sache nicht mehr 
— beeing thus tenant of the will of the Lord according to the 
custom of the manor“ — eigentlich ein volllommener Widerfpruch, 
da ber will of the Lord zwar einmal vie Leiftungen des früheren 
tenant befiimmt bat, jetzt aber, da biefe Leiſtungen Grunblaften ge 
worben find, ſelbſt eben fo wenig bebeutet, als der Wille des Ber 
leihers bei einer Serbitut, wenn fie verliehen if. Solche Bertvirrungen 
Tiehen fich zu hunderten anführen. So gut fie auch aus der Gefchichte 
fh erklären, fo find fie es dennoch, melde die engliſche Agrarverfaffung 
in ihrem fonft jo einfachen Verſtändniß ſchwierig gemacht haben. Hält 
man jedoch das Dbige feft, jo wirb namentlich Bladftoned Darftellung 
vollommen Har, wenn er eintbeilt: Ch. IV. of the feodal system, 
Ch. V. of the ancient English tenures, Ch. VI. of the modern 
Boglish tenures, Ch. VII. of freehold estates. Die freehold estates 
find bie aus den angeführten hiſtoriſchen Gründen mit feinen Zeitungen 
an ben früheren Lord belafteten soccage tenures; bie estates less them 
freehold Ch. IX find Grunvbefigungen, bie noch mit den Grunblaften 
Der Lehnszeit „grundbücherlich“ würden wir fagen, belaftet blieben. 
So einfach nun auch dieß Verhältniß formell erfcheinen mag, fo trat 
doch in der Wirklichkeit ein zweites hinzu, das die obige Unbeftimmibeit 
in der Bezeichnung nur noch mehr beförberte, und das in mehr als 
einer Beziehung diefe ‘ganze Epoche beherrſcht. Das war dasjenige, 
wus auch die Juriſten bes vorigen Jahrhunderts, wie Bladftone, den 
„tenant at will“ nennen, und das eigentlich die Schwierigkeit ber ſpa⸗ 
teven Agrarverſaſſung bilbet. 

Um dieſes zu erflären, mäflen wir allerdings einen Schritt zuräd: 
geben. Zur 

Als nämli die großen Grundherren ſahen, daß die customary 
tenants eben durch ihren bominivenden Befig nad bem custom das 
Eigenthum an der in teure gegebenen Hufe genommen, und biefes Ei⸗ 
genthum invariabel ward — was ja eben das Recht des sopyholders ı 
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auämadgt - da fühlten fie, daß diefe tempase ihnen dach im Grunde, 
to des: Beibeholtens der Auadricke von „tenank“. nud villenagium 
bie Gewalt über den Himterſeſſen nahmen. Sie begannen daher viel: 
fach, diejenigen Hufen, die noch nicht in oopyhold ũbergegangen waren, 
deven, Zeiftungen alſo noch nicht durch oustom volllommen beſtimmt co 
ſchienen, entweder gegen eigene Berisäige, oder wenigſtens gegen das 
Recht zu überlaffen, vaf- fie Yunz ‚nich die Laſten der Hufe vermchren 
föunen gegen die custom, wohl aber nicht gezwungen "fein ſollen, den 
‚ Befibex dauexnd zu. bilafien, ober als Gubpüchten fiten zu laſſen; fon 
dern da es vielmehr von iherm „Willen“ abbangen:folle, ob der Pächter 
bleibt ober nicht. Sp war der. Befiger einer. ſo lchen Hufe wur bu 
den „Willen“ des Lord Beliker;. en war in: ver That ein „tanent at 
the will of the Lend;* er war tin. Pachter im neuem Sinn, dad was 
wir ben „farmer“ nennen. Damit bann.entflanbieime ganz neue Claſſe 
Sie war nicht eine Klaſſe von Gigenthümern, wie die free 
hoklers und eopyholders, fondern van Pächtern. Ihre Verpfih 
kungen wurden vertragsmaͤßig feitgeftellt; der Vertrag felbjt hieß „lease,’ 
und fo enkilehen bie „lenseholders,“ verieagamäßige Pächter auf der 
dem Grundherrn gehörigen Gufe, ver „estate.“ Die leaaeholden 
find nun Wwieber je nach dem Rechtänfte, durch den fie Die Pacht gewinnen, 
„tenante“,. — und bier follte men jagen farıners „for years“ — ge 
wöhnliche Pächter, mit Pachtvortrag, der. wieder eine enge non Fer 
men haben kann; ober fie find tenante (fermera) „by will,“ frei fünd 
bare, jeden Augenblick entlabbaye Pächter — „so that either of them 
may. detemmine his will, and quit hie gonnexions with the others 
at ‚his own pleasure“ (Bladftone J. 0) ober fie find „tenamts by sul- 
franse"* wo über hie Badingungen gar nichts ausgemacht wird, und 
vhne Vertrag das Pachtverhältniß durch ſtillſchweigende Verlängerung 
fortbeſteht. Es iſt fein Zweifel, daß wir in dieſen tenants nicht mei 
eine geſellſchaftliche, fondern sine wirthſchaftliche Klafle ver 
und haben, wieder alfo non einer Anwendung des Begriffs der Ent 
währung keine Rebe fein kann. Allein in der Wirklichkeit war je 
Gränze ſehr ſchwer zu giehen gwifihen ber neuen Klaſſe der farmers und 
der alten, der. copybolders. Denn formell waren ja auch. die oopy- 
holders urfprünglich tenants at the will of the lord, nur daß We 
Vedingungen, unter benen fie das Eigenthum ermerben, oder eben bieler 
will of the Lord, nicht mehr als Vertrag erfchien, ſondern als eine 
Reallaſt. Andrerſeits ſaßen viele von ben Hinterſaſſen des manor 
vielleicht Schon: vom alteſter Beit fo :auf Dem Gute, daß es zu Feiner 
gewohnhritarechtlichen Fixirung Der aervitin gelonunen war, unb DAB 
u baber tweben eine fefte vourt roll, noch mithin eine’ copy davon exiſtirk 
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In manchen Fällen fcheuten fich beive Theile davor, biefe Leiſtungen 
vor Gericht zu bringen, und der Herr ließ bann ven alten villein 
fiten, obne daß es zu irgend einer feſtern Rechtsbildung zwiſchen 
beiden kam, was man die temants at suffranee nannte. Offenbar 
bildete nun die Gelammtheit diefer Fälle den Uebergang von dem 
ceopyhold zu dem freien Pachtvertrag, und da bei ihnen ber Hinter: 
ſaſſe ftets von dem Willen des Grundberen abhängt, jo umfaßte man 
fie gleichfalls mit dem Gefammtausbrud „tenants by will,“ fo daß 
der Ießtere jeßt im Grunde drei Klafien bebeutet, den copyhold, dem 
Reſt der alten villeins, die nidyt zu einer Firirung ihrer servitia und 
daher auch nicht zum Eigenthum gelangt, und deßhalb jeden Augen: 
blid, ober doch beim Todesfall entfernbar waren, und endlich den 
wirklichen Pächter, den farmer, der auf Grundlage eines Bertrages 
auf dem Gute ſaß. Der will war im erften. Fall ſchon gemeinzechtlich 
in feſte Laft umgewandelt, im zweiten war er eigentlich reine Willkür, 
im dritten war ein Pachtvertrag, lease. Die Exiſtenz der lebten 
beiven Formen mar es nun, welche dem Lord noch feine Herrihaft über 
feine Hinterſaſſen ficherte; zwar mar die Abhängigfeit des feodal system 
und bie perſönliche Unfreiheit des villein in biefer zweiten Epoche ver⸗ 
ſchwunden, allein bie wirthſchaftliche Abhängigkeit blieb. Und 
dieſe wirtbichaftliche Abhängigkeit erzeugte ein Verhältniß, das faktiſch 
dem ber lehnärechtlichen tenures und tenants ganz gleich war; es war 
ber bes durch den Beſitz beherrſchten Nichtbefites, auf den man daher 
ben lehnörechtlichen Begriff des „tenant“ (by will) ohne weiteres neben 
dem bes „estate anwendete. So ift die Verſchmelzung dieſer Begriffe 
und die Unflarheit in den Vorftelungen entftanden, die uns neben der 
völligen Klarheit über das Lehnsweſen jo mie über das eigentliche rö⸗ 
mifche Recht bes Miethvertrages fchon bei ben ältern wie Littleton, und 
nicht minder bei Bladftone überrajcht; ja felbft die neueften Schriftfteller 
find durchaus nicht Mar geivorden, wovon Sugenheim Beifpiele genug 
bietet. 

Um fih nun bier eine definitive Grundlage zu Ichaffen, muß man 
fefthalten, daß der eben bezeichnete Zuftand ber tenure oder ber estate 
by will eben einen Uebergang von ber Lehnsepoche zur ſtaatsbür⸗ 
gerlichen bildet, und daß dieſer Uebergang feinerjeits in dem allmäh- 
ligen Berfchwinden der Reſte der alten tenure by will beitebt, indem 
ein fürmlicher Pachtvertrag, oder eine copyhold, an bie Stelle der 
sein auf der Willlür des Herrn beruhenden Stellung des tenant of 
will tritt. Denn namentlich dem Bauern war jeder landwirthſchaftliche 
Aufſchwung unmöglich, wenn Fein feites Verhältniß zwiſchen ihm und 
dem Grundherrn eintrat; am Ende hatte aber auch der leßtere indirekt 

Stein, bie Berwaltungsiehre. VI. 9 
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Schaden genug davon. Der ganze ziveite Beitabichnitt, von dem Mir 
bier reden, enthält daher die allmählige Auflöſung dieſes willkürlichen 
Verhältniſſes in fefte Pachtverträge, und das Entfteben ber großen 
Klaſſe der farmer neben der der Eigenthumsbefiter, welcher nunmehr 
der Unterfchied in dem Rechtsverhältniß des Grundes und Bodens ent- 
fpricht, der durch die Ausdrücke „freehold estates“ und estates less 
than freehold,* wie bei Blackſtone, nicht glüdlich bezeichnet wird, da bie 
freehold estates die läftenfreien Grunbbefite find, die durch Stat. 2. 
Ch. II. 24 Eigenthum wurben, während die estates less than freehold 
ſowohl das belaftete Eigenthum der copyhold, al& das ber tenanis 
by will im neueren Sinne bebeutet, während er das Recht der armer 
als estates upon condition Tategorifirtt. Man muß fi von jener 
Vorſtellung definitiv los machen, da fie nur verwirrt. Zum Grunde 
liegt allerdings die Vorftellung, daß ber Lorb eine gewiſſe moralifche 
Verpflichtung habe, den tenant by will nit nad Wilffür fortzujagen, 
und dieß Gefühl ift es, das bei Bladftone und den andern in jener 
Verwirrung feinen Ausbrud findet. Dem Recht nad bat es feine 
Bedeutung. Die wirklich vorhandenen rechtlichen Kategorien des Agrar: 
rechts dieſer Epoche find freehold, copyhold und leasehold, und ver 
Entwidlungsgang geht dahin, für alles, mas nicht freehold und co- 
pyhold ift, einen feften Bachtvertrag einzuführen, um vermöge bei 
felben die Grundſätze der reinen ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft an die 
Stelle der alten Geſchlechterordnung zu feßen. 

Auf diefe Weife ergibt fih nun, daß das Stat. 12. Ch. H. 24 in fo 
fern einen indirekten Einfluß auf das Agrarrecht der niederen Klaſſe 
batte, als fich die Vorftelung von einer lehnsrechtlichen Abhängigkeit 
der alten tenants noch erhalten kann felbft bei den copyholders, und 
daß fie faktiſch fortbefteht in den angeveuteten Reſten der alten tenure 
by will und by suffrance, die wie gefagt erft allmählig verſchwinden 
und dem Syſtem der leaseholds mit dem ganz freien farmer Pla 
machen. Daneben nun wird das ziveite große Verhältniß der länd 
lichen Unfreiheit, das ſich ganz jelbftändig neben dem erften, oben be 
zeichneten entwidelt hatte, die ſtändiſche Grunbabhängigteit bon bem 
Stat. 12. Ch. D. 24 gar nicht berührt. Dieſes beftand in zivei Haupt 
formen; dem franc almoign und dem tithes. 

Die tenure in france almoign, tenementum in libera elemgeyna, 
(free alms — Almofen) entfteht nämlih da, wo ber Kirche em 
Grundftüc geſchenkt wird. Hier begegnen wir dem Punkte, wo bie 
fländifche Ordnung die Gefchlechterorbnung und ihr Recht auch im 
Grundbefige geradezu aufhebt, ein Verhältniß, das wir als ein per 
fiſch englifches betrachten müffen, umd das nur durch das feodal system 
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ganz verſtändlich iſt. Die Kirche wirb als eine volllommen felbftänbige 
Macht, und ihr Dienit als ein Über dem Lehnsdienſt ftehender an⸗ 
gefehen — „this divine service was of a higher and more exalted. 
nature than fealty.* (Littleton $. 131 — 135. Bladftone I. 6. V.) 
Demgemäß Tonnte jeder der Kirche ein Grundftüd ſchenken, ohne daß 
das Recht des Königs dadurch beeinträchtigt erjchien, und mit dieſer 
Schenkung börte die fealty gegen den König auf. Die Klöfter und 
Kirchen, aber auch die Weltgeiftlichleit (the parochial elergy) befaßen 
meiftens unter dieſem Titel ihr Land; fie nun ihrerfeits konnten wieder 
dieſes Land den Landwirthen überlaflen; dadurch entitand eine eigne 
Art ber tenure, und das var die tenure in franc almoign — „a tenure 
of a nature very distinet from all others, beeing not in the last 
feodal, but merely spiritual* (Bladftone). Die Hinterfaflen der france 
almoign waren nur verpflichtet zu ber fogenannten trinoda necessitas, 
Wege zu machen, die Burgen zu bauen und Einfälle abzumehren. 
Eben tvegen dieſer ganz exceptionellen Stellung des france almoign 
gegenüber dem feodal system, und wohl auch weil die Kirche ven feiten 
Halt der Angelfachjen gegenüber ven Normannen bildete, fahen die 
normannifchen Könige das frano almoign ftet3 mit ungünftigen Augen 
an, bis Eduard I das Geſetz erließ, daß nur der König Land unter 
bdiefer tenure verleihen könne (18. Edw. L Bladftone I. 6. fine). 
Was jedod; einmal unter derjelben der Kirche gegeben war, blieb; und 
wie wir gejeben, hob auch das Stat. 12. Ch. H. 24 die tenure in franc 
almoign nicht auf; fie blieb daher beſtehen, und erhält ſich auch in 
biefer zweiten Epoche; nur ift das eine Ausnahme, während bas Fol 
gende allgemein ift. 

Dieb nun find die Zehnten, die tithes, bie vielleicht nirgends in 
ihrer Reinheit fo fehr ericheinen, als eben in England. Hier find fie 
nämlich weder eine königliche, noch eine lehnäherrliche Abgabe, ſondern 
nur eine rein ftändifche an bie Kirche. Da fie auf das Hecht auf den 
Grund und Boden, bie tenure, feinen unmittelbaren Einfluß hat, jo wird 
fie von den Juriſten nicht beachtet. Wohl aber ift es der Mühe werth, ihren 
Charakter bier zu bezeichnen. Wir glauben jede Unterfuchung über Ur: 
fprung und Wefen berfelben hier bei Seite laſſen zu ſollen. Gewiß ift aber, 
daß fie in dieſer Epoche in foweit fortbeftehn, als jede einzelne Kirche ein 
wohlertuorbenes Recht darauf nachweiſen kann, und daß fie ſomit als die 
ftändifche Form der Grunblaft neben der Gefchlechtergrunblaft, die 
fi) in copyholds noch erhält (f. unten), durch bie ganze neue Um⸗ 
geftaltung des Gefchlechterrechts gar nicht berührt wird, während auf 
dem Gontinent bie, dieſe ganze Entwicklung charakteriſirende Ber 
ſchmelzung der Geſchlechter⸗ und ſtändiſchen Herrichaft fih auch auf 
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die Zehnten erfixedt. Staatözehnten (dime royale) und herrſchaftliche 
Behnten gibt es in England nit. Die Zehnten haben ihre eigene 
Geſchichte, und erfcheinen ganz unabhängig von den Grunblaften eigent 
lich erft da, mo det Proceß der Grundentlaftung in der folgenden Epoche 
beginnt. 

Diefes nun find die Elemente des Grundrechts oder ber Agrar 
verfaffung in diefer zweiten Epoche. Ihr Charakter Tiegt jegt wohl 
klar vor. Ber Grundherr hat den letzten Reſt feines Privatrechts an 
öffentlichen Funktionen als Inhaber der Gerichtsbarkeit über bie befik- 
Iofen villeins verloren; e8 gibt feine Spur mehr von einer Patrimo 
nialgerichtöbarleit; die Grundlaften des copyholders find reine grund 
bücherliche Servituten (in faciendo); der leaseholder ift privatreht 
licher Pächter; die wenigen tenante in france almoign haben ein Ber 
hältniß mie die copyholders, und die Zehnten beftehen ala Grundlaſt 
fort. Damit ift die Thatſache feftgeftellt, daß der continentale Begrif 
der Grundentlaftung in England überhaupt nicht Plab greifen 
kann, indem berfelbe die Verſchmelzung eines dffentlihen Rechts mit 
dem Privatbefit zum Gegenftande, und ben Uebergang des öffentlichen 
Rechts, dad in der Patrimonialjurisbiftion lag, an den Staat ober die 
Gemeinde zur Folge hatte. Die Entlaftung in England ift daher fall 
von Anfang an nur eine Ablöfung, und bie folgende dritte Epode 
ift daher nichts anderes, als der große Proceß der Ablöfung, melde 
die völlige Freiheit des Grundbefikes in England definitiv berftellen ſoll. 

Und jest lönnen wir zum Schluß diefer Epoche eine frühere all 
gemeine Bemerkung mit fpecieller Beziehung auf England wieder auf 
nehmen. Da nämlich vermöge bes feodal system von Anfang an eine 
Berichmelgung des Bffentlichen Rechts mit dem Privatredyt auf bem 
Grundbeſitz überhaupt unmöglich war, und da ſich inzwischen ver Heine 
und mittlere Grundbeſitz zur völligen Selbftändigfeit entwidelt, fo 
kann auch dasjenige gar nicht entftehen, was die Grundlage der innen 
Verhältnifie des Continents bildet, bie Grundherrlichleit, und named 
lich nicht die grundherrliche, das ift die gutsunterthänige Ge 
meinde. Die Mitglieder der Gemeinde müfjen daher von Anfang an 
ihre innere Verwaltung felbit übernehmen; und das war um fo na 
türliher, als vie alte angeljächfiihe Gemeinde eigentlih nie gan 
untergegangen war. Da der Grundherr nun weder Eigenthümer war, 
noch auch das Gericht hatte, fo mußte die Gemeinde gleich anfang? 
beginnen, bie Örundlagen der Selbftverwaltung bei ſich au* 
zubilden; und damit geichah das, was die Bafis auch noch ber gegen: 
wärtigen Gejellichaftsordnung Englands ift; der Lorb iſt nicht mehr 
Herr ber Gemeinde,, fondern er ift nur Großgrundbefiger: bie 
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Gemeinde verwaltet ſich felbft, und der Herr kann ſich höchſtens an 
bie Spike diefer Selbſtverwaltung ftellen, ohne fie beberrichen zu bürfen 
ober zu können. Daraus folgen die Elemente ber innern Entwidlung 
Englands. Einerjeit3 muß ber geſammte Abel, will er noch einen 
Einfluß auf öffentlihe Dinge haben, ihn dadurch gewinnen, daß 
er nicht wie auf dem Continent im Namen des eigenen Rechts, 
fondern im Namen des Königs die fchwierigern Aufgaben der Ver 
waltung freiwillig übernimmt, und feine Einnahmen aus den copy- 
holds und leaseholds für feine öffentliche Stellung verivenbet. Das 
thut der Abel in England wirflih; und bie ehrende Anerfennung 
diefer Bereitwilligleit blieb meber von Seiten des Bauernftandes noch 
von Seiten bes Krone aus. Der Bauernftand umfaßte die Gejammt- 
beit aller jener Großgrundbeſitzer, wenn fie nicht durch ſehr großen 
Beſitz der nobility angehörten, ſondern mit geringerem Maße von 
freeholds ein angemeflenes Einkommen verbanden, al3 die gentry des 
Landes, die allentbalben ihre freie Arbeitäfraft dem öffentlichen Wohle 
zuwendete, und bie baber der freie Bauer auf dem Meinen Grunde, 
jet es nun daß derjelbe ein freehold, ein copyhold oder ein leasehold 
war, als fein natürliches Haupt anſah. So bildeten fich hier zwei 
neue Klaffen der Gefellihaft, deren Unterichied auf dem Befit und 
nicht auf Vorrechten beruht, bie gentry und die yeoman, tauſendfach im 
gegenfeitigen Intereſſe verbunden, und doch vor Recht und Gericht 
gleich, die felbjtändige Yreiheit in ber Verſchiedenheit der Gefellichaftds 
ordnung. Ich wüßte gar feine Darftellung dieſer Verhältniſſe, die fich 
an Klarheit und Einfachheit mit der von Thaer in feiner englilchen 
Landwirtbichaft (Bo. II. 2. Th. ©. 44 ff.) „Unterjchieb der Stände in 
England, in Bezug auf landwirthſchaftliche Einrichtungen” meſſen 
önnte, felbft keine englifche; was Thaer dort fagt, gibt ein vollkom⸗ 
menes Bild der Sache; und eben jo durchgreifend richtig ift feine Dar- 
ftelung der „Pachtungen“ (eben. ©. 60 ff.) mit der Unterfcheivung ber 
Padıt at will, at leases (fefter Termin) und at life; Verhältniſſe, bie 
noch gegenwärtig volllommen gültig find. Hätte Thaer zugleich die 
Berhältnifle ver Selbftverwaltung mit aufgenommen, jo würde Deufſch⸗ 
land fchon damals eine Duelle für das Verftändniß über ragen und 
Zuſtände gehabt haben, die Binde in feiner „Daritellung ber neueren 
Verwaltung Großbritanniens” 1815 leiver nicht berührte, und beren 
übrige muftergültige Darftellung bei Thaer nur für die Landwirthe und 
nit für die Staatöwifienihaft Deutichlanns von Einfluß wurde. 
Denn Englands Drbnung beruhte in ber That von da an auf ber all» 
mähligen Entwicklung feiner Selbftverwaltung in der Gemeinde. Es 
it Har, daß und warum England keine gejehlich uniformirte Gemeinde 
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ordnung in ber Witte diefes langſamen, aber fihern Bildungsproceſſes 
feiner innern Freiheit haben konnte; ber Charakter des Gemeinderechts und 
feiner Bildung hängt im Gegentheileng mit dem Grunbfag zufammen, daß 
bie Bauern, denen fein Herr etwas vechtlich fchulvig war, nunmehr au 
felbft ihre eigenen Laften für jeve von ber Gefehgebung der Gemeinde auf: 
erlegte Pflicht felbft vertbeilen und tragen mußten. Daher venn kommt ed, 
daß die Gemeinden fi in England nicht örtlich wie auf den Continent 
auf dem Gebiete des Grundherrn bilden, fondern vielmehr an den 
Aufgaben ber inneren Berwaltung entitehen. Jedesmal wenn 
eine ſolche Aufgabe beitimmt auftritt und fefte Geftalt annimmt, bilvet 
fi die Gemeinde felbft zu dem, dieſe Aufgaben auf Grundlage eigener 
Steuern vollziehenden Selbftverwaltungslörper, der urſprünglich die 
Kirchengemeinde zum Grunde liegt, und an welche fih dann bie Straßen 
und Wege, die Schul: und namentlich die Armengemeinde anfchließen. 
England ift daher das Vaterland der Verwaltungsgemeinde, wie «8 
das der Gelbitverwaltung der Landgemeinde ift; und bie Grundlage 
biefex großen Thatfache ift die Freiheit des Grundbeſitzes. Andrerſeits 
aber enttwidelt fich eben deßhalb dieß Gemeindeweſen auch nicht plöß 
lich, fondern gleichſam ſtückweiſe, nicht durch Gefeke, ſondern durch 
feine Aufgaben und durch feine Steuern, und es mwirb jeßt klar fen, 
daß es weder einer bejondern Anftrengung noch der mit dem nem 
zehnten Jahrhundert begonnenen Ablöjungen beburfte, um bie Selbſt 
verwaltung des „alten Englands” und feine bäuerlichen Verhältniſſe 
zum Mufter für das übrige Europa gu madyen. 

Und jetzt wird es leicht fein, die dritte und lebte Epoche in Eng 
lands Agrarverfafiung zu charalterifiren. 


Dritte Epoche. 
Die Grundentlaftung. 6. 7. Will. IV. 71. 4. 5, Vict. 85. 9. 10. Viet 3. 


Blickt man nun auf die frühere Darftellung zurüd, fo ergibt ſich 

als Grundlage der Aufgaben unſers Kahrhunderts in England folgendes. 
Allerdings gibt es nämlich in England Feine Grundherrlichkeit. 
Wohl aber bleiben aus der eben vargeftellten Epoche awei Yormen ber 
Grundlaften übrig, die eine der Heft ver Gefchlechterorpnung, die an 
dere die der ſtändiſchen Drbnung. Die erfte diefer Formen ift die Ge 
fammtheit aller ber Dienſtbarkeiten, meldye ala mit dem Grund md 
Boben verbunden, noch auf dem copyhold ruhen. Dieſelben werben 
gebildet durch die Summe der Verpflichtungen, welche die alte custom 
oder ber ausdrückliche will des Lord of the manor dem alten Ueber 
nehmer bes villenagium, gleichviel ob es perfünlich frei oder villein 
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geweien, auferlegt, und in ber oourt roll aufgezeichnet ober bie ber 
customary oourt, als nad) dem custom zum common law erhoben, an⸗ 
erfannt hatte. Natürlich waren dieſe Verpflichtungen und Leiftungen 
ſehr verſchieden; gemeinſchaftlich aber war ihnen allen, daß fie mit dem 
Öffentlichen Recht des Grundherrn gar nichts zu thun batten. Die 
weite Yorm ivaren bie tithes, die Zehnten, welche die Bauern als 
Glieder der Kirchengemeinde an bie Kirche zu entrichten hatten. 

Schon im vorigen Jahrhundert beginnt nım eine Beivegung, welche 
fih auch gegen dieſe Refte der alten Unfreiheit wendet. Diefe Betvegung 
aber, da jene Refte Feine öffentlichen Rechte des Grundherrn enthalten, 
ift Teine politiihe. Sie geht vielmehr von der Nationalölonomie 
aus und fordert im Namen ber Gejehe der Arbeit und des Werthes, 
daß beibe Arten der Leiftungen aufgehoben werben. Der Hauptvertreter 
biefer Auffaffung war Adam Smith, und e8 war wohl nicht der letzte 
Grund feines Einfluffes, daß er fi) an die Spiße jener, dem gefunden 
Sinne des vollswirthſchaftlich gebildeten engliichen Volkes fo leicht ver 
ftändlichen Forderung ftellte. Adam Smith ift in der That der erfte, 
ber das ganze Verhältniß des abhängigen Bauernftandes mit berfelben 
einfachen Klarheit in der Nationalölonomie behandelte, mit der Black⸗ 
ftone es für die Jurisprudenz darſtellte. Man follte über die Literatur 
des vorigen Jahrhunderts in England nie ſprechen, ohne diefe beiden 
hoch bedeutenden Männer neben einander zu ftellen. Adam Emith 
machte darauf aufmerffam, daß nicht nur die niedere Klaſſe des Volkes 
in höchſt ungerechter Weiſe durch die höhere ausgebeutet werde, ſondern 
wies auch darauf hin, daß dieß Verhältniß, das ein zum Theil höchſt 
brüdendes für den Landmann mar (metayers und das Urtheil über 
diefelben im Bo. II.), für das ganze Volk verderblich ſei. Er wird dabei 
bitter und oft ungerecht — „All for ourselves and nothing for other 
people, seems in every age of the world to have been the vile 
maxim of the masters of mankind* — und mit Recht belämpft Eden 
bei aller Hochachtung, die er für Adam Smith bat, diefe zu meit greie 
fende Berurtheilung. In der That konnte ſich England wohl in jener 
Zeit vor allen Ländern Europas zu feinen inneren Zuftänden Glüd 
wünfchen; aber der Gedanke baftete doch, daß jene Laften einen tiefen 
Widerſpruch mit der ganzen vollswirthichaftlicden Entwicklung enthielten 
(vgl unter anderm Macculloch II. 269). Und fo ſehen wir denn 
England, zum Theil unter dem gewaltigen Eindrud der franzöftichen 
Revolution und ihrer gänzlichen Befeitigung aller Feudalreſte, mit dem 
Anfang unjeres Jahrhunderts an die Arbeit ber Ablöfung gehen, welche 
wie gelagt, das Entlaftungsweien in England vertreten. 

Bladitone erzählt, daß ſchon James IL. den Gedanken gehabt 
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habe, vie alten Lehnsleiftungen, aber freilich wohl nur bie ber tenentes 
und subtenentes, nicht die ber copyhold, gegen eine Geldleiſtung 
abzulöfen, und das Stat. 22, Ch. II. 24 war im Grunde nichts anderes, 
als eine ſolche Gelvablöfung, ˖da daflelbe als Ablöfungspreis eine 
dauernde Getränfeiteuer an den König ausbedang (Bladftone IL V). 
Das Ende des vorigen Jahrhunderts zeigt nun in England benfelben 
Proceß, der ftetö der gejehlichen Ablöfung vorangeht, den Verjuch, dieſelbe 
durch gegenfeitige freie Vereinbarung zu Stande zu bringen. In ber 
That hatte der Zehnte ſchon im 18. Jahrhundert feine alte Geftalt ala 
Naturalzehnte verloren, und war zu einer Gelbleiftung in den meiften 
Theilen von England geivorven. Dennoch beftand er zum Theil fort, 
um Theil wurde die Leiftung jährlih neu vereinbart, und die Folgen 
davon ließen es als unmöglich erjcheinen, dieſen Zuftand fortbauern zu 
laſſen (Thaer, englifche Landwirthſchaft II. 83 ff.) Ja es traten 
zum Theil direlte und getwaltfame Verwweigerungen des Zehnten ein, 
md daran fchloßen fich gerne diejenigen copyholders an, die auch jet 
noch ftatt einer mäßigen Gelbrente an den Grunbherrn wirkliche, wenn 
auch ſtreng gemefjene Frohnden leiften mußten (Thaer, englifhe Land⸗ 
wirthſchaft II. 2. 49. III. 139). Die Bewegungen des Lanpmannes 
fielen zufammen mit denen ber Stäbter, und die Volksvertretung mußte 
fih nad beftigem Wibderftand bequemen, die ganze Ablöfungsfrage 
definitiv in die Hand zu nehmen. Schon 1816 mar die Forderung, 
namentlich in Beziehung auf die Ummwanblung der Zehnten ernfthaft 
aufgetreten; 1822 fanden heftige Debatten im Parlamente ftatt, und 
1824 ward die freiwillige Ablösbarkeit des Zehnten befchlofien (Bauli, 
Geſchichte Englands, Bd. I.; leider nicht mit gehöriger Sachkenntniß und 
Ausführlichkeit bearbeitet). Bei den fcharf entgegenftehenden Intereſſen 
hat dieſes Geſetz nicht viel Erfolg gehabt. Der Kampf der niebern 
Klafie gegen die höhere, der Arbeit gegen das Capital, hatte allent- 
balben die Gemüther zu tief erregt, "und fo geichah bier, mad allent 
halben geichehen ift, daß nämlich die Bewegung des Volles nad einer 
Reform des Parlaments, oder nad) einer neuen Geftalt der Verfaflung, 
fih von den Stäbten auf das Land verpflanzte, und nunmehr eben 
durch die Verbindung des Bauernſtandes mit dem Stäbter unwiberfieh- 
ih ward. Das feite Capital afjorüirte fih au in England mit dem 
beweglichen, ber Grumbbefig mit dem Gewerbe, um durch eine neue 
Vertretung eine neue Ordnung ber Laften des Grunbbefiges zu erzielen. 
Der Sturm, der 1830 in Paris losbrach, ergriff auch England. Die 
Reform trat ein und mit ihr warb wie immer bie Erhebung der Ablöfung 
aus einem bloß facultativen Recht zu einer geſetzlichen Pfliht. Das 
geſchah durch das erfte eigentliche Ablöfungsgefeg für die Zehnten 
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6. 7. Will. IV. 71. 1886. Nachdem auf biefe Weife die Zehnten 
der ſtändiſchen Epoche befeitigt maren, Tonnte die gleichartige Ablöfung 
der, in ber alten copyhold noch erhaltenen Grundlaſten nicht auf fich 
warten Iafien. Auch bier beginnt die Gefeßgebung wie bei den Behnten 
mit dem Prineip der freiwilligen Vereinbarung durch das Stat. 4. 5. 
Vict. 35 (1841). Allein auch hier zeigt fih das ala nublos, und zehn 
Sabre fpäter wird diefe Abloſung zur gefeglichen Pflicht gemacht, ſo⸗ 
bald einer der Betheiligten fie fordert. 15.16. Viet. 51. Dazu kam end» 
lich dasjenige Geſetz, welches dem continentalen Begriffe der Ablbſungen 
und Gemeintheilungen entfpricht, bie Enlcosures Act von 1845, die, wie 
e3 ihre Natur mit ih bringt, nicht eigentlich eine Entlaftung ift, ſondern 
eine Herftellung des Einzeleigenthums ver ftaatsbürgerlichen Gefellichaft 
an der Stelle des Gefammteigenthums der älteften Geſchlechterordnung. 
Es ift ſchwer, zu fagen, wie viel Einfluß auf diefe Gefehgebungen bie 
deutſche Entwidlung des freien Grundredjt3 gehabt hat, um fo mehr, 
als uns hier eingehende Darftellungen fehlen. Allein im Großen und 
Ganzen ift dennod die Sache Har, und läßt eine fo einfache Darftel- 
Tung zu, wie fie namentlih Gneift CE. 8. 117.) gegeben, und bie auch 
Sugenheim (S. 318), ohne meiter auf die Quellen einzugeben, accep⸗ 
tirt hat. Doch haben beide Unrecht, die Ablöſung der Zehnten und der 
Grundlaften einfach neben einander zu ftellen, da auch in diefer Ahlöfung 
der tief verfchievene Charakter der Gefchlechter: und ftändifchen Unfreis 
heit wieder zu Tage tritt, während anderfeitö beide wieder eben fo 


wichtige Punkte mit einander gemein haben. Die Principien der Ent« 


laftung, die ſich daraus ergeben, find nun folgende. 

Gemeinſchaftlich ift nämlich der Entlaftung der Zehnten und ber 
jenigen der Laften zuerft der Grundſatz, daß, da das Recht der Bes 
rechtigten nur ein Privatrecht ift, daflelbe auch in feinem ganzen 
Umfang entichädigt ‘werden muß, während bei der beutichen Entlaftung 
eine der Hauptfragen die nach der Scheivung der für die Gewährung 
einer Entſchaͤdigung geeigneten und nicht geeigneten Rechte fein mußte. 
Zweitens beruht auf dieſem rein privatrechtlichen Charakter jener Rechte 
der Sat, daß aus demfelben Grunde die Herftellung der Entichähigung 
ganz dem Einzelnen überlafien ward; England fennt für feine Entlaftung 
weder Rentenbanten noch Entlaftungsohligationen, wie Deutichland. 
Dennoch iſt es niemanden zweifelhaft, daß dieſe Entlaftungen eine 
ihrem Weſen nach hochwichtige Angelegenheit ſind und in ihrem letzten 
Reſultate zuſammentreffen. Daher hat man für dieſelben eine und bie 
felbe Behörde eingejebt, obgleich das Verfahren wieder ein ſehr ver- 
ſchiedenes tft, und obgleich die eigentlichen Ablöfungen und Auftheilungen 
auch bier firenge von den Entlaftungen gefchieben find. 
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Dagegen ift der weſentliche Unterſchied zwifchen ven Zehnten und 
den Leiſtungen des copyhokd, den ftänbifchen und den Gefchlechterlaiten, 
wieder in der Art ber Entichäbigung aufrecht erhalten. Und jo bat 
England zwei Entlaftungs: (oder Ablöfungs:) Syſteme neben einander. 

a) die Behntablöfung, jebt wohl ganz beendigt, bat anfangs 
nicht zur Aufgabe gehabt, die Zehnten überhaupt zu befeitigen, ba fie 
eben ven Charakter einer Gemeindeabgabe für kirchliche Zwecke hatte, 
fonden nur bie Naturalgehnten befinitiv in fefte Geldabgaben 
zu verwandeln. Die Ablöfung felbft ging eben deßhalb auch nicht indi⸗ 
vibuell vor fih, fondern kirchſpielsweiſe, und konnte daher freiwillig 
durch die Majorität der Zehntpflichtigen, mie jede andere rate beichlofien 
werben; nur wenn biefe Majorität nicht zu Stande Fam, trat bie 
Zwangsablbſung ein, die dann urfprünglih als eine fefte Kirchenab⸗ 
gabe auf den Grundftüden rubte, bis auch dafür eine definitive Ab 
löfung theild in Land (bis 20 Acres), theild in Heinen Beträgen durch 
Geld eingeführt warb (9. 10. Vict. 73). Ebenſo ward die Ablöfung 
der Dfter-Ablationen, Mortuarien, Stolgebühren, Fild und Mineral 
‘zehnten, alfo die ganze Summe ber ftänbifchen Grunblaften in bie 
Anlöfungsverfahren durch 2. 3, Viet, 62 einbezogen. Für dieß Ber 
fahren warb eine eigene Grunbentlaftungscommifjion eingefegt, die 
Tithes Commission, die aus drei vom Minifterium des Innern und 
aus zwei vom Erzbifchof von Canterbury beftellten Räthen gebilvet iſt 
Die Gefchäfte diefer Commiffion find ziemlich abgefchloffen (Gneiſt J 
8. 117). 

b) bie Entlaftung, oder die Ablöfung derjenigen Laften, melde 
noch auf den copyholds rubten, wurbe diefer Commiffion gleichfalls 
aufgetragen. Auch bier wie bei den Zehnten begann man mit ber frer 
willigen Ablöfung (f. oben 4. 5. Vict. 35); erft als die Ablöfung zum 
Nechte der Betheiligten gemacht ward, ward fie allgemein. Für dieſe 
nun ift im Gegenfaße zu dem Behnten der Grundſatz anerkannt, daß 
die Leiftung für die Ablöfung nicht in Geld, ſondern in Land geichehen 
muß; nur die Heinen Antheile bis 41/, Pf. Sterl. find in Gelb ab 
lösbar (nach 8. 9, Viet. 56). Die Sommiflion betätigt nad) horgängige 
Prüfung und Verhandlung die Ablöſungsreceſſe durch einen Special⸗ 
Commiſſarius (Gneift a. a. D., Sugenheim ‚©. 318. 319). Ueber 
die eigentlichen Ablöfungen und Auftheilungen |. unten. 

Dieb nun find die Epochen und die rechtlichen Grundfäße für bie 
Geſtalt, welche ver Befreiungsprocek aus der. Gefchlechterherrichaft in 
England durchgemacht hat, und deſſen letter Abfchluß auch bier durch 
die Auftbeilungen gebilvet wird. Zwei Dinge, glauben wir, ergeben 
fih aus der obigen Darſtellung. Zuerft das, daß in England genau 
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derfelbe Broce$ in feinen Elementen ſich vollzieht, der auf bem Son; 
tinente zu ber gegenwärtigen Befreiung bes Grundbeſitzes geführt hat. 
Dann, daß der Unterfchieb biefes Procefles von dem continentalen 
barin beſteht, daß die Öffentlich vechtlichen Funktionen ver Verwaltung 
niemals zu einem Privatrecht der Grunbberren geivorben find, und daß 
daher die Unfreiheit dort niemals eine jo allgemeine und harte werben 
fonnte, als auf dem Gontinent. Die englifche Unfreiheit war daher 
wejentlich eine wirtbichaftliche, und nur in fo fern eine gefellfchaftliche, 
und flantliche, als die wirthſchaftliche Unfreiheit die letztere erzeugt. Und 
das nun find die Gründe, aus denen Englands Selfgovernment her» 
vorgegangen ift. Wir aber haben geglaubt, etwas ausführlicher gerabe 
auf diefem Gebiete fein zu dürfen, weil das, was wir bie englifche 
Agrarverfafſſung nennen, jo oft in unklarer Weife bargeftellt wird, 
indem man bie copyhold noch oft, wie es felbit Gneift thut, als 
eine customary tenure bezeichnet, was ganz geeignet, bie Vorftellungen 
zu verwirren. Freilich haben auch die Engländer felbft das Weſen des 
copyhold nicht ganz verſtanden, da allervings die Laften ber copy- 
hold formell noch immer auf der alten Court roll beruhen, und burd) 
eustom begründet find, aber Feinen unfreien, fondern nur einen mit 
Reallaſten beſchwerten freien Befit begründen. Die übrigen deutſchen 
Arbeiten, wie die von Maurer und Zöpfl, haben den Entwidlungdgang 
überhaupt, Sugen heim die Agrarkerfaflung nicht berüdfichtigt. Es 
dürfte deßhalb die obige Darftellung für die Aufllärung über die inneren 
Zuftände Englands ihren Werth haben. 

Ras nun Schottland und Irland betrifft, fo fordern fie eigent- 
lich eine felbftänbige hiftorifche Bearbeitung, bie ung bier zu weit führen 
würde. Doc werben die folgenden Bemerkungen wohl das Wefentliche 
im Anſchluß an die Darftellung Englands charakteriſiren. In Schott 
land zunächſt hat das engliiche feodal system niemals Platz gegriffen; 
der König war nie der höchſte Eigenthümer des Landes. Daher galt für 
Schoitland das continentale Princip des Lehnsweſens, nad welchem 
ber Grundherr zugleih das Privatrecht an den Funktionen ber Ver 
waltung hatte — das ift, die Grunbberrlichleit mit der vollen privaten 
und firafrechtlichen Gerichtäbarleit. Ja es waren fogar die Zehnten 
mit der Neformation nicht etiva aufgehoben, fondern wie auf dem Con⸗ 
tinent an die Grundherrn übergegangen (jeit 1560). Darin lag der 
Hauptgrund des unverföhnlichen Haffes bes ſchottiſchen Grundherrn 
gegen die englifche Herrichaft, und das Streben, bie jchottiiche Verwal, 
tung bon der englifchen fo fern als möglich zu erhalten; darin auch ber 
Grund der Treue an das Haus Stuart, da jene feudalen Vorrechte voraus⸗ 
fihtlih nur durch ein, von den großen Grundherren gänzlich abhängiges 
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Königthum gefichert erſcheinen Tonnten. Die Ichottifchen Herren fühlten 
mit voller Beitimmtheit, daß die Bereinigung mit dem das Princip 
ber bäuerlichen Freiheit allenthalben verwirklichenden England zu einer 
Agrarverfaffung führen müfle, welche die ganze ſchottiſche Grunbherr 
lichfeit definitiv befeitigen mwerbe. Der lehte Kampf für dieſe Grund» 
berrlichleit warb in der Schlacht von Culloden gefämpft (1746). Die 
Niederlage der Schotten in biefer Schlacht war nicht bloß die Vernichtung 
der Stuarts, fondern vielmehr die der alten Grundberrlichkeit. Faſt 
unmittelbar nachher ward baher auch vie Alte von 1748 erlafien, melde 
die gefammte Grundherrlichkeit in Schottland aufbob, und an die Stelle 
der Batrimonialgerichte amtliche Gerichte einſezte — „the abolition of all 
sorts of hereditary jurisdietion, and the appointment of the crown of 
stipendiary sherifs and other judicial officers.* — Maccullod, Ac- 
counts I. 429. Daber jagt mit Recht der Berfafler eines vortrefflichen 
Artilels in Edinb. Review LXIII. (1836): „that abolition of hereditary 
jJurisdiction has paved the way for the introduction of a regular 
system of government.* Sugenheim a. a. O. ©. 322 ff. Fehlt bei 
Gneift. — In Irland wurden Behnten und Frohndienfte als Folge ber 
Eroberung eingeführt und bilveten den Grund der beftändigen Empörung 
des Landvolkes gegen die Herren; in ihnen, und nicht in den kirchlichen 
Verhältnifien lag die ewig neue Quelle des Hafle gegen England; 
und es ift nur zu bewundern, "daß das Sonderinterefle der großen 
Grundherren bis auf bie neuefte Zeit jede Beflerung bat verhindern 
können. Den erften Schritt dazu that die Removeable Leasehold Con- 
version Act 1849, welche die Afterpacht zugleich verbot, und bie eben 
fo wichtige Incumberd Estates Act (ebenb.), welche ven Eigenthums⸗ 
eriverb ber belafteten Grundftüde möglich machte. Bon da an ftehen 
Schottland und Irland im Wefentlichen auf demſelben Standpunkt wie 
England (f. Sugenheim a. a. D. 340 ff.). 


Srankreichs Grundentlafung. 


Wir haben uns bei England länger aufgehalten, weil die agrars 
rechtlichen Verhältniſſe veflelben weder jehr befannt, noch von der Li⸗ 
teratur recht klar dargeltellt worden. Anders ift es mit Frankreich. 

Frankreichs Nechtögeichichte ift in ihren Grundzügen uns nicht um 
befannt. Wir willen, daß die innere und. äußere VBerwanbtichaft 
zwiſchen ihr und der deutichen eine große und burchgreifende if. Wir 
ſehen allenthalben unter andern Namen biefelben Grundverhältniſſe 
wie in Deutichland auftreten. Die Aehnlichkeit ift eine weit größere 

als die mit der Rechtsgeſchichte Englands, jo groß, daß man bie 
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deutſche Rechtögefchichte zum Theil durch die franzdfiiche verftehen Iernt. 
Diefe Säge gelten auch für das, was wir als die Grundentlaftung oben 
bezeichnet haben; zum Theil fogar in noch entichiebenerer Weife als für 
die übrigen Rechtsinftitute. Wir müflen uns demnach darüber klar fein, 
was eigentlich die Aufgabe einer befondern Darftellung des franzö⸗ 
ſiſchen Grundentlaſtungsweſens fein Tönne. 

Wir finden.nun diefe nicht in den einzelnen Principien und Ans 
wendungen der Grundentlaftung in Yranfreich, fonbern in ver Bes 
ſtimmung des allgemeinen Charakters derfelben. 

Während nämlich die Grundentlaſtung in England ſich langſam 
und gleichſam ſelbſtthätig wirkend ſchon ſeit dem dreizehnten Jahrhun⸗ 
dert vollzieht, und zwar bis auf die letzten Jahrzehnte ſo gut als 
gänzlich ohne alle Mitwirkung der Regierung, tritt fie in Frankreich 
unbermittelt, plöglih und vüdfichtslos in der Revolution auf, bilvet 
den eigentlich materiellen Kern verjelben, wird ausfchließlich durch die 
revolutionäre Staatsgewalt vollgogen, und jchließt daher auch eben fo 
fhnell und definitiv ab, wie fie begonnen. Während fie in England 
bauptfächlich aus dem Intereſſe der Betheiligten hervorgeht, beruht fie 
in Frankreich vielmehr auf dem abftraften Princip ber zum Siege ge 
langenden Bewegung der bisher unfreien Klaſſe. Während fie baber 
in England faum recht zur Erſcheinung und zum Bewußtſein der wiſ⸗ 
fenfchaftliden Welt gelangt, weil fie unmerkli und vielfach von ben 
alten Namen und Rechtsverhältniſſen verdeckt und verſteckt, fich ziemlich 
in aller Stille vollzieht, verſchwindet fie wieder in Frankreich deßhalb, 
weil fie nur als einfache, natürliche, einer befondern Berechtigung gar 
nicht bebürfende Confequenz der großen, das ganze Leben bes Volles 
umfaflenden geiftigen und gejellfchaftlihen Bewegung auftritt. Daher 
ift eö beiden Ländern gemeinfam, daß fie felber den Begriff der Grund: 
entlaftung theoretifch gar nicht kennen, obwohl die Sache bei beiden 
fo gut vorhanden war und ift wie in Deutfchland. Ya es ift nicht ein 
mal möglich, das beutfche Wort „Entlaftung” ins Englifche ober Fran⸗ 
zoſiſche zu überſetzen. Und daher auch die fomit leicht erflärliche That⸗ 
ſache, daß auch die deutſche Grunbentlaftungsliteratur ſich faſt eben fo 
wenig mit Frankreich als mit-England beichäftigt. Das Bewußtſein, 
baß gerade auf diefem Gebiete eine Thatſache von der höchſten Wich⸗ 
tigleit für die Zukunft fih in ganz Europa zugleich vollzieht, ift 
daher nicht zum Durchbruche gelangt; die Gemwißheit, daß die Gleich 
artigleit des europäifchen Lebens weit größer und tiefer ift, als feine 
Verſchiedenheit, wird nicht geivonnen. Das ift gerade bier ein wahrer 
Mangel, wo doch am Ende der enticheibende Punkt der ganzen innern 
Entwidlung, die Confolidirung der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchafts⸗ 
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orbnung, an der Stelle ber Geſchlechter und ftänbilchen Ordnung durch 
das neue Recht des freigeivorbenen Grunbbefikes liegt. Wie wir daher 
verſucht haben, in der Nechtögefchichte Englands den Punkt zu finden, 
wo die Grundentlaftung entfteht, und ben Weg ben fie gebt, jo müfien 
wir es auch für Frankreich verſuchen. 

Indeſſen müfjen und lönnen wir bier furz fein. Wir dürfen bie 
innere Rechtsgeſchichte Frankreichs als eine befannte vorausſetzen; thäten 
wir es nicht, wir müßten gegenüber dem, was auf diefem Gebiete be 
reits gefchehen ift, alle Grängen unfrer Arbeit überſchreiten. Auch wirb 
bier eben dadurch die kurze Bezeichnung der Grundlagen genügen lönnen. 

Frankreichs innere Zuftlände beginnen genau mit denjelben Ele 
menten, welche wir als die Grundlagen ber Gefchlechterornung und 
ihrer Unfreiheit bezeichnet haben. Wir finden bier im Anfange des 
Mittelalters eben fo wie in England und Deutichland den Herrn, den 
seigneur, dann den Mittelfreien, ven homme, der perjünlich frei, auf 
unfreiem Grunde fit, den Hörigen, ven villein, der perfönlich unfrer, 
auf dem herrichaftlichen Grunde belaflen wird, und den perjönlih Uns 
freien obne allen Grunbbefiß, den serf. Auch bier verſchmelzen bie 
beiden mittlern Klaſſen in eine und dieſelbe. Und theils während bie 
geichieht, theild nachdem bafjelbe gefchehen ift, wird bie letzte Klaſſe der 
serfs in die Stellung ber. villeins hinaufgehoben, die höchſte Klaſſe 
der Mittelfreien zu derſelben jo weit als möglich binabgevrüdt, fo daß 
wir bier wie im ganzen übrigen Europa zuleht zwei große Klaſſen 
feben, die der Herren und die der Eigenen, bei denen zwar das Ma 
der Unterthänigfeit, aber nicht das Princip berjelben verfchieden ift. 

Allein dieß Verhältniß bietet nun einen ganz weſentlich verſchie⸗ 
denen Punkt von dem Syſteme des engliſchen Rechts dar. Bas Land 
ift zwar erobert, aber nicht von dem Könige. Es ift daher nicht das 
Eigenthbum des Königs ober der Krone, ſondern das Eigentum bes 
Grundherrn ſelbſt. Der König hat am Grund und Boden bes letztern 
überhaupt nicht mie in England das Obereigenthum, ſondern nur jo 
weit, als er dieſen Grundbeſitz dem seigneur wirklich zu Zehn aufge 
tragen bat. Der Grundberr hat daher zwei Grundformen des Rechts 
für feine Befigungen. Diefelben find entweder fein von dem Könige 
gar nicht abhängige Gut, oder fie find verliehenes Gut. Das erfte 
nun nennen wir die alleu, das alte allodium , das zweite ben fief, das 
alte beneficium. war fteht der seigneur für beibes unter dem König 
als suzerain, aber für das erite hat er nur die allgemeine fides zu 
beſchwören; er darf dem Könige nicht feindlich fein und muß ihm im 
Kriege beiftehen; aber ein weiteres Recht bat ver König nicht. Nur 
für das zweite, den fief, ift der König Obereigenthümer, unb nur für 
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dieſes bat ber seigneur dem Könige beftimmte Lehnsdienſte zu leiften. 
Alles was mit dem alleu zufammenhängt, ift daher voll 
kommenes Privateigentbum des seigneur. Mithin auch das ganze 
Recht defielben über alle Hinterfafien auf dem alleu. Weber dieſe bat der 
König gar fein Recht. Mithin bat er auch Fein Recht, fich hineinzu⸗ 
mengen in Beziehung auf alles, was ber seigneur mit dem Hinterfaflen 
feines alleu macht. Das Gericht und die Polizei über dieſeHinter 
faffen find daher wie dad Grundſtück und die Perſon ſelbſt Privat: 
eigentbum des Herrn. So entftehbt der Begriff und der Inhalt der 
Grundberrlichkeit, ber eben, mie gejagt, den ganzen Continent jo we⸗ 
fentlich verichieben von England erfcheinen läßt. Eine jede europätfche 
Rechtsgeſchichte muß won diefer erften und entſcheidenden Thatſache aus⸗ 
gehen. Das ift der Begriff des continentalen Lehnsweſens im Gegen» 
fa zu dem englifchen feodal system. Aber erft an feinen Confes 
quenzen wird ber Unterfchieb jelber ganz klar. 

Dffenbar nun enthält jenes franzöfifch-germanifche Lehnsſyſtem Eine 
unentichiedene Frage. Es ift die nach dem Verhältniß, in welchem ber 
geigneur nun zu dem Hinterjaffen auf dem Grund. und Boden bes 
feudum, neben dem alleu, ftehbt. Hat er auch über fie dieſelbe 
Gewalt, bat er dafjelbe Recht, hat er bafielbe Eigenthum tie über die 
hommes und villeins feines alleu? Und bat er fie nicht, wer bat fie? 
Und bat fie dem Principe nad) der König, der ja ber verleihenbe 
Eigenthümer ift, wie wird berjelbe fie ausüben? Das find die Fragen, 
deren Beantwortung die Baſis des inneren Geſchichte Frankreichs bil. 
den mird. 

Wir haben in unfrer franzöfifchen Rechtsgeſchichte (Stein, franz. 
Rechtögeichichte als ILL. Thl. der franz. Rechtögefchichte von Warnkönig und 
Stein) den Verſuch gemacht, den Entwicklungsgang aller dieſer Yragen 
zu beantworten. Das Hauptergebniß dieſer Unterfuchung ift folgenves, 

Das Königthum Frankreichs hat volllommen das Bewußtſein dieſer 
Verhältniſſe, Rechte und Aufgaben, die ihm aus jenem Doppelrecht 
erwachſen. Es ift Har, daß das letztere in jenem einfachen Ueberein- 
anderftehen beider Rechtsſyſteme nicht fortdauern Tann; ſchon darum 
nicht, weil e8 untbunlich ift, bie äußere Gränze beider Syſteme im 
Einzelnen, das iſt in Abgaben, Rechtspflege und Verwaltung feftzu- 
halten und durchzuführen. Das Königthum, feine Abhängigkeit von 
den Grundherren durch jene Rechte verjelben fühlend, beginnt daher 
ſchon im zwölften Jahrhundert den Kampf mit denfelben. €3 entfaltet 
feine Kräfte, breitet fi mit feinen Organen, ben beillis und sene- 
chaux über ganz Frankreich aus, greift auf allen Punkten in das 
Hecht der seigneurs hinein, ftelt auf allen Punkten ſtädtiſche und 
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gewerbliche Freibriefe aus, tritt auf allen Punkten mit feiner Gerichts 
barkeit neben die ber geigneurs, und wird aus einem rechtlichen Princip 
zu einem großen, mächtigen, beriwaltenden Organismus. Wir haben 
a. a. D. diefen Proceß den Entwillungsgang, den Kampf und Eieg 
des organifchen Königthums genannt. Wir dürfen für das Einzelne 
auf unfere eingehende Arbeit verweilen. Im Beginn des vierzehnten 
Sahrhunderts ift dieſer Proceß fait vollendet. Das Königthum hat die 
Verwaltung bes Reiches faft gewonnen, und das alleu ift faſt ſchon 
wie die tenure in capite in England, dem fief in Beziehung auf 
öffentliche Rechte gleichgeftellt, und nur noch ein privatrechtliches Der: 
hältniß der Grundherren geworden. 

Allein die lektern haben bie Gefahr, bie von dieſer Seite Fam, 
wohl gefühlt. Sie warten nur auf einen gelegenen Augenblid, um 
die alte Stellung wieder zu gewinnen, und zugleih wo möglich alle 
Rechte über die Hinterjafien ohne Unterſchied das alleu und fief gleich 
zu machen. Diefe Gelegenheit kam mit Ludwig X., genannt Hutin, 
der dem großartigen Auftreten Philipps des Schönen folgte. In feiner 
einjährigen, bülflofen Regierung (1315) tritt der gefammte Adel Frank⸗ 
reichö gegen das junge Königthum auf, und erzivingt von demſelben 
eine Menge von Bugeftänbniflen, welche wir im Großen und Ganzen 
als die Herftellung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit. bezeichnen können. 
Diefe Errungenfchaft blieb dem Übel, tro& ber energiſchen Thätigkeit 
Philipps des Langen, ber zwar das fo befchränkte Königthum neu or 
ganifiren, aber ihm feine alte Stellung nicht wiedergeben Tonnte. Bon 
da bildet fi der Charakter der innern Zuſtände Frankreichs immer 
beftimmter als der einfache Gegenfag zwiſchen Königthum und Grund- 
berrichaft aus, während bie Lage der niedern Klaffe faft ganz aus dem 
Gefichtäfreife des erftern verſchwindet. Seit Ludwig XL. ift nun ber 
Sieg und die Herrichaft des centralen Königthums über bie Grund 
herren entichieven, aber die niedere Klaffe ift dafür den letztern faſt 
ganz überantwortet; an fie denkt die Gejeßgebung faft gar nicht mehr. 
Nur auf Einem Punkte hat fie Hochbebeutendes gewirkt, und bier be 
gegnen mir einer, dem beutjchen Leben verwandten, wenn auch bafielbe 
weit überragenden Erſcheinung. Dieß ift die Aufzeichnung ber con- 
tumes, bie vor allen Dingen zur Aufgabe hatten, jo weit möglich die 
allmählig herauägebilvete Gränge der Rechte der seigneurs gegenüber 
den verjchievenen Klaffen der Hinterfaflen feitzuftellen, und fomit ein 
feftes Recht an die Stelle der Willlür zu ſetzen. Allein eine Hülfe 
brauchte das nicht, mweil die Gerichtsbarkeit über die Anwen 
dung der coutumes in ben Händen beflelben seigneurs blieb, ber 
ein beftändiges Intereſſe daran hatte, fie in jevem einzelnen alle zu 








überfchreiten. Ihre geſetzliche Aufzeihnung war in England überflüffig, 
und fand nur als Privataufzeihnung im gutsherrlichen Grundbuch, 
der Court roll ftatt, weil das königliche Gericht über vorkommenden 
Streit zwiſchen Herrn und villein entſchied; die geſetzliche Aufzeichnung 
in Frankreich nüßte dagegen wenig, weil hier der Inhaber der Bered 
tigung zugleich Gerichtäherr über die Rechtsfragen derjelben war. Der 
Sieg des Königthums gab daher Frankreich unter Richelieu, Mazarin 
und Louis XIV. einen nie geahnten Glanz nah außen; allein bie 
Unfreiheit des Landvolkes machte e3 unfähig, die Laſten dieſes Glanges 
zu tragen. Für die gänzliche Unterwerfung unter den Hof des Königs 
gab das Königthum dem Adel feine Unfreien preis; die allgemeine 
Berarmung, das glängenpfte Elend in Europa mar bie Yolge davon. 
Das war der Zuftand im achtzehnten Yahrhundert. 

Unter diejers Berhältniffen würde e8 nun bier zu meit führen, auf 
die einzelnen Rechte der Herren und der Eigenen einzugehen, und pe 
ciell die Refte ver alten serfs (j. Repert. de Jurisprudence von Guyot 
v. serfs 8b. II.) den taillables de haut en bas, die Rechte der corvees 
(f. die vortreffliche Darftellung des alten coutümieren Rechts: Institutes 
coutumidres d’Antoine Loysel, avec les notes d’Eusebe de 
Lauriere, neu herausgegeben von Dupin und Laboulaye 1846. 
2 Bde. 8.) und die justice seigneuriale genauer zu bezeichnen. Das 
Gefammtreiultat aber, das für die Folge entſcheidend warb, mar bas, 
daß in Beziehung auf die grundberrlichen Rechte jeder Unterſchied zwi⸗ 
fhen allod und tief verfchwindet, und daß ber seigneur die ganze 
grundherrliche Verwaltung als fein Eigenthbum anfieht. Deffentliches 
und bürgerliche Eigentbumsrecht find jetzt verichmolgen; der Begriff 
und das Recht der Grunpherrlichkeit find zur vollen Herrichaft gelangt, 
und die Geſchlechterordnung ift mit ber ftändifchen in Frankreich zu 
Einem Ganzen verfchmolgen. 

. Gegen diefen Zuftand beginnt nun eine Bewegung, die wir als 
die Vorläuferin der Revolution, und zwar fpeciell in Beziehung auf 
die Grundentlaftung, anjehen müſſen. Diefelbe hat zivei Stadien; beide 
find binlänglich befannt. Das erffe warb durch die Meberzeugung ver- 
treten, daß die Macht und der Reichthum des Königs unter diefer Un- 
freiheit des Landmanned wirtbfhaftlih zu Grunde gehen. Der 
Bertreter diefer Richtung ift vor allem Bauban in feiner Dixme Royale, 
der erfte Mann, der die Gefahr, die in jenen Zuftänden lag, offen 
und mit jenem bohen bürgerlihen Muthe zu bezeichnen wagte, der die 
Franzoſen fo oft vor den Deutfchen auszeichnet; neben ihm muß man 
Boi3guillebert mit feinen Factum de la France nennen. Sie find die 
Vorgänger des phyfiotratifchen Syſtems, der in dem Qu es na y'ſchen Satz 
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gipfelt: pauvre paysan, pauvre royaume; pauvre royaume, pauvre 
Roi. Allein es ift merfwürbig — im Grunde freilich ganz natürld 
— mie alle biefe Männer das Bewußtſein durchbringt, daß alle ihre 
Wahrheiten tie ihre Vorjchläge nutzlos find, eine Ueberzeugung, die 
jelbjt Turgot nicht bewältigen Tann. Sie find im höchſten Grade der 
Beachtung werth, weil fie zeigen, wie ba, mo es fih um eine Umge 
ftaltung der Geſellſchaftsordnung handelt, auch die großartigfte Syitemt 
firung von Maßregeln gegenüber der kommenden Auflöfung hoffnung 
[08 bleibt, und dieß Gefühl der Machtlofigkeit ſelbſt in ihren fchönften ' 
"Momenten an der Stirn tragen. Daher darf e8 uns nicht wundern, 
daß neben jenen mehr oder weniger praßtifchen Gedanken das Bernuft: 
fein von einer unvermeiblichen Gefahr, von einer unmeßbaren Umge 
ftaltung der ganzen Geftalt des Öffentlichen Rechtszuſtandes durchdrang 
Sn der That finden wir ftatt der erften Verſuche in Deutſchland, 
theils durch die Wiſſenſchaft, theild durch Die Geſetzgebung, eine frei 
willige Ablöfung der unerfchwinglichen Laften des Bauernftandes und 
eine Befreiung des leßteren anzubahnen, in Frankreich vielmehr in 
den beiden Jahrzehnten vor der Revolution trübe, mahnende Bor 
ahnungen der fommenden Ummälzung bei den bebeutendften Männern, 
und es ift fein Zweifel, daß es gerabe die phyſiokratiſche Schule war, 
die dieſen Gefühlen ihre concrete, volkswirthſchaftliche Baſis gab. So 
jagt fhon Duesnay felbit in feinen Maximes generales du Gouverne- 
ment &conomique d’un Royaume agricole: „Q'uon ne diminue pas 
l'aisance des dernieres classes des citoyens (er meint bie unterſten 
Klaffen der Landleute), car elles ne pourraient pas assez contribuer . 
& la consommation des denrees qui ne peuvent &tre consommees, 
und beveutfamer unter andern Mercier de la Rividre (Ordre.naturel 
et essentiel etc. T. 1. p. 199. 280. 281. Ed. Dore): „Moderez votre 
“ enthousiasme, aveugles admirateurs des faux produits de l’industrie. 
Avant de crier miracle, ouvrez les yeux et voyez combien sonl 
pauvres, du moins malaises, les mômes ouvriers qui ont l’art de 
changer vingt sous en une valeur de mille &cus. Au profit de 
qui passe done cette multiplication enorme de valeurs? Quoi, ceuX 
par les mains desquels elle s’opere, ne 6onnaissent pas l’sisan 

Ah, defiez-vous de ce contrastel So bereitet ſich allmählig das zweile 
Stadium der obenbezeichneten Beivegung vor, das Stadium der rei 
negativen, an einer Beflerung ber Dinge verziweifelnden Revolution, 
Wir haben, feit unfer Bli von ben rein äußerlichen Thatſachen auf 
bie innere Beinegung ber focialen Elemente gerichtet morben ift, und 
gewöhnt, jene geiftigen Erfcheinungen zu beachten und ihre hohe Bid 
tigkeit zu verftehen. Kein Werk über jene merkwürdige Epoche glaubt 
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in unfrer Zeit mit Recht ein vollflänbiges zu fein, wenn es nicht bie 
Bewegung der gelellfchaftlichen Gegenſätze verfteht. Es ift daher bier 
nicht nöthig, weiter darauf einzugehen; auch hat namentlih Sugen: 
beim a. a. D. mit richtigem Verſtändniß viele Quellen gefammelt- 
Die Revolution war das Ende diefer Hoffnungslofigkeit.. Wir find 
darüber einig, daß fie, wie jebe tiefgreifende Umwälzung, eine foriale 
gewejen. Klar ift ed aber, daß fie ohne alle Bedeutung hätte bleiben 
müfjen, wenn fie nicht, und zwar vor allen Dingen, eine Umwälzung 
ber landwirthſchaftlichen Unfreiheit geworden märe. 

Daß fie e8 mar, ift befannt. Und das nun iſt e8 auch, ‘mas zus 
gleich der franzöſiſchen Gefchichte der Entlaftung ihren faktiſchen und 
rechtlichen Charakter aufgeprägt hat, denn die franzöſiſche Grund: 
entlaftung ift darnach eine revolutionäre geweſen. 

Wenn mir daher von dem Grunbentlaftungstvefen in der europäi⸗ 
ſchen Gefchichte reden, als einem langſamen organischen Proceß, der die 
Forderungen der Freiheit der flantöbürgerlichen Gelellichaft mit denen 
des Rechts in allen Geſellſchaftsordnungen vereint, fo ift es Har, daß 
mir von einem folcdhen Entlaftungsiweien in Frankreich gar nicht reden 
Zönnen. Die Entlaftung ift bier reine Gewalt; fie hat überhaupt kein 
Recht gehabt; und wir mürden fie daher einfach übergehen, wenn nicht 
auch jene Entlajtungsfrage in der franzöfiichen Revolution Elemente 
und Gedanken angeregt hätte, welche fich die Grundentlaftung in Deutlich: 
land — ob mit oder ohne Bewußtſein, iſt ſchwer zu Jagen — angeeignet hat. 

Man muß nämlich in der Entlaftungsgeichichte der Revolution 
zwei Stadien unterjcheiden, die freilich mehr im Princip als in ber 
Wirklichkeit beftanden haben. Doch iſt es von großem Werth für das 
ganze Entlaftungsweien, beibe wohl von einander zu ſcheiden. 

Das erfte ift der große Alt des 4. Auguft 1789, diefer „Bartho: 
lomäus:Racıt des Eigenthums und der Mißbräuche,“ wie Wahsmuth 
(Geſchichte Frankreich im Revolutionszeitalter I. S. 168) fie nur halb 
mit Net nennt. Der 4. Auguft war nämlich in der That nur die 
unvermittelte und aus dem Gefühl hervorgehende, aber ganz den Ber: 
hältniſſen entiprechende erfte Grundentlaftungsgejetgebung Eu: 
ropas. Sie hob an und für fi gar Fein Eigenthum auf, fondern fie 
enthielt nur dad, was die deutſche Grundentlaftung ein halbes Jahr⸗ 
hundert fpäter durch Wiſſenſchaft und Gefeßgebung vollgog, und hätte 
Franlkreichs Boll es veritanden, nicht bloß frei fondern auch gerecht zu 
fein, jo wäre eö frei geblieben. Der Beſchluß vom 4. Auguft enthielt 
nämlich nicht etwa eine revolutionäre Aufhebung aller gutsherrlichen 
Rechte, ſondern ftellte die Unterſcheidung auf, die Deutſchland fpäter 
als die allein richtige wirklich durchgeführt bat. Wir glauben den 
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betreffenden Paffus hier wiedergeben zu follen, weil — mit ober ohne 
Bewußtſein — die deutihen Grundentlaftungen zum Theil die wört: 
lichen Mieberholungen befielben find; fo gewaltig hat die Natur ber 
Sache gewirkt. Das erfte Decret des 4. Auguft jagt im Art. 1: 
„L’assembl&e nationale detruit entierement le régime feodal, et de- 
ere&te que, dans les droits et devoirs tout féodaux que censuela, 
ceux qui tiennent & la main morte réelle ou personelle, et à la 
servitude personelle sont abolis sans indemnite, et tous autres de- 
clar&s rachetables.“ Das war der entidheivenbe, faft allein welthifte 
rifh wirkſame Grundfat der Rebolution: e8 war der definitive Bruch 
der ftantsbürgerlichen Geſellſchaft mit der Etändes und Gefchlechterord- 
nung. Der leitende Gedanke aber, und das unterſcheidende Moment 
derfelben von der reinen Revolution ift die Aufnahme des Princips 
der Entſchädigung für alles, was nicht dem Öffentlichen Recht an: 
gehört. So wird bier diefer Sieg der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft 
zuerft zu einer Anwendung des Grunbbegriffes der Entwährung. 
Ihr erites und allgemeines Princip war daher allervings die Aufhebung 
aller grund: und gutäherrlichen Rechte, Befugniffe und Laften. Allein 
fie theilte diefe Laften in die zwei Theile, die durch das Weſen ber: 
felben geforbert werben. Sie ſchied nämlich diejenigen Zaften, welche 
aus dem Lehnsrechte entftanden, von denen, deren nachweisbare Duelle 
ein privatrechtliches Vertragsverhältniß mar. Sie fühlte vollkommen 
Har, daß bie erſteren eigentlich allein eine einfache Aufhebung zuliehen, 
da fie in der That den Wiberfpruch der Grundherrlichkeit enthielten, 
wornach öffentliche Rechte und Funktionen des Staats ein Privateigen 
thum waren. Die Aufhebung verjelben war ihrem Weſen nad nur 
ein Zurüdnehmen dieſer Rechte von Seiten des Staats, eine neue Dr 
ganifirung der Verwaltung defjelben in Wirtbichaft, Nechtöpflege und 
Sinnerem. Alle diejenigen Laften dagegen, beren Grund eine privat 
rechtliche Verpflichtung war, wurden nicht ohne mweiteres aufgehoben, 
fondern jollten vielmehr abgelöst werben; das ift, es follte für fie 
eine Entihädigung, und zwar mit Eins zu Dreißig gegeben, und 
diefe Entichädigung von Provinz zu Provinz eigends geregelt werben. 

Zwei Gründe haben es nun bewirkt, daß biefes Geſetz nur halb, 
oder vielmehr feinem Geifte nach gar nicht zur Anwenbung kam. Der 
erfte Iag in bem Geifte der focialen Bewegung felbft, die ihrerjeitö von 
abfoluter Negation gegen jedes Recht, das die Grundlage der Ungleid- 
beit werben konnte, trunfen, der herrichenden Klafie den Berluft an 
Vorrechten nicht mit dem Gewinn an Capital erfeßen wollte Es ift 
diefe Seite der Bewegung hinreichend gründlich dargeftellt. Der zweite 
Grund dagegen war materieller Natur und verdient feine Beachtung. 
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weil er die Bedeutung eines zweiten Moments in der deutſchen Grund» 
entlaftung in ihr rechtes Licht ftellt. Nach dem Beichluß vom 4. Auguft 
1789 follte ein großer Theil der Grunblaften abgelöst werben. Die 
erfte Bedingung daher wäre nun die Drganifirung entweder eines Ab» 
löſungscapitals, oder eines Ablöfungscrebitö geiwelen; denn es war 
phufiich unmöglich, damals wie jetzt, das Ablöfungscapisal wirklich jo: 
fort von dem Einzelnen berbeizufchaffen. Das aber hätte wieder vor 
allem eine jtarle und mohlgeordnete Verwaltung gefordert; und die war 
es, melche die Revolution eben gebrochen hatte. Allerdings fette die 
Assemblee nationale eine ſolche und ihre regelmäßige Thätigkeit voraus, 
und das Decret vom 15. März 1790, dem eine ganze Reihe anderer 
folgten, welche wiederum die erfte Geſetzgebung über die Durhführung 
der Grundentlaftung enthalten, und deren Hauptmomente in dem Ge 
fe vom 25. Auguft 1792 und 17. Juli 1793 ausgeführt wurden; 
allein alle diefe und viele andere einzelne Beftimmungen. famen nie 
„zur Geltung (vergl. Laſſalle, Theorie der erworbenen Rechte 1. 
©. 232. 233), weil dem Principe des Staatd die Organiſation und 
die Vollziehung in einer felbftändigen Verwaltung fehlten. Die Ber: 
nichtung der inneren Verwaltung aber entitand zum großen Theil da: 
raus, daß die Grundherren, biäher bie Inhaber derfelben, Frankreich 
verließen; die Emigration gab die Entichädigung daher in die Hände 
derer, melde ihre entichievenen Gegner waren, und diefe mußten nur 
zu gut, daß die Ablöfungscapitalien nur den, im Lager Preußens und 
Defterreich3 mit den Waffen in der Hand gegen Frankreich marſchiren⸗ 
den Emigranten übergeben worden mären. Man braucht fich nicht zu 
‚fragen, ob das auch unter andern Umfjtänden möglich geweſen märe. 
Das Prineip der Entſchädigung mar daher zwar an fich ausgeſprochen, 
aber die Ausführung derfelben ward durch die Emigration eine Unmög- 
lichkeit. Es war daher natürlih, daß man fie verbot; die Beſchlüſſe 
vom 25. Auguft 1792 und vom 17. Juli 1793 über die gefeglichen 
Entichädigungen und ihre Auszahlungen machten daher das Princip der 
Entſchädigung faktiſch unwirkſam, und diefe Aufhebung mar in der 
That mehr eine Kriegserklärung gegen die Emigranten, als eine Auf 
bebung des Eigenthums. Dadurch Fam die zmeite große Frage ber 
Srunventlaftung, die Drganifirung des Entfchädigungscapitals und der 
Entichädigungszahlung, in Frankreich gar nicht zur Frage; und jetzt 
erft trat die Entlaftung als eine wirkliche Beraubung des Eigenthbums 
der höheren Klafien durch die nievere, und damit als jene ernite Er: 
ſchütterung des Eigenthbumsbegriffes auf, deren Folgen Frankreich und 
Europa bis auf den heutigen Tag empfinden, und noch lange empfinden 
werden. Es iſt nutzlos, biet zu fragen, ob die niebere oder höhere 
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Klaſſe daran die größere Schuld trugen; gewiß iſt nur die für uns 
genügende Thatſache, daß erſt da mit die eigentliche „Entlaſtung“ in 
Frankreich ihren Charakter verliert, und daß Deutſchland daher die ganze 
Frage gleichſam aufs Neue beginnen mußte. 

Auf dieſe Weiſe iſt Frankreich zwar das Vaterland des Princips 
der geſellſchaftlichen Entwährung, aber die wirkliche Entlaſtung, die ohne 
eine organifirte Entſchädigung feine Entwährung, ſondern eine geſell⸗ 
ſchaftliche Revolution iſt, iſt in Frankreich nie zur Geltung gelangt. 
Das tar zulegt der eigentliche und durchgreifende revolutionäre Akt 
biefer Beit; und nur diefer Akt hat fih dauernd erhalten. Denn die 
frangöfifhe Revolution war eine ſociale, und hatte im Grunde ihre 
Miſſion mit der Nechtsgleichheit und der auf ihr beruhenden neuen 
Ordnung des Eigenthbums erfüllt, wie e8 das Weſen jeder focialen 
Revolution ijt. Die große Aufgabe Deutichlands war e8 nun, in der: 
jelben Umgeltaltung feiner gelellfchaftlihen Ordnung ftatt der Um 
wälzung Weſen und Begriff der Entwährung feftzubalten und durch⸗ 
zuführen. 


Dentſchlands Grundentlaftung. 
I. Wllgemeiner Charalter. 


Eine andere, im böchften Grade beachtenswerthe Erfcheinung bietet 
nun Deutſchlands Grundentlaitung neben derjenigen von England und 
Frankreich. Die eigenthümliche Natur Deutichlands, die auch hier wieder 
zur vollen Geltung gelangt, feine Zeritreuung in eine Menge jelb: 
ftändiger und felbftthätiger Theile, die Befonderheit der gefellfchaftlichen 
und wirtbichaftlihen Zuſtände deſſelben und die Verſchiedenheit der 
Elemente, welche in jedem Theile defjelben wirken, haben es auch auf 
biefem Gebiete mit fich gebracht, daß die Entlaftung zunächſt eine große, 
faft unerjchöpfliche Maſſe von Berfchievenheiten barbiete. Es ift fein 
Zweifel, daß jeber diefer Theile feine eigene Geſchichte und fein eige 
ned Recht der Grundbentlaftung hat. Und man muß baber, ehe man 
überhaupt auf den Gegenftand eingeht, über den Stanbpunft einig 
fein, den man diefem Reichthum von Einzelerſcheinungen gegenüber 
einnehmen mill. 

Die Bewältigung dieſes höchft umfangreichen Einzelmaterials be 
ruht nämlich auch hier auf dem, was wir die Individualiſirung des 
Staatslebend überhaupt, der Verwaltung insbeſondere, nach dem Geiſte 
und der inneren Arbeit der großen Eulturböller genannt haben. Unb 
in biefer Beziehung erfcheint auch die Grundentlaftung Deutichlande 
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als eine innere und äußere Einheit, die durch jene Verſchiedenheit ſeiner 
Theile nicht geändert, ſondern nur erfüllt und reicher gemacht wird. 

Während nämlich Englands Grundentlaſtung eigentlich gleichzeitig 
mit der Grundberrlichleit der Eroberer beginnt, und ohne Hülfe der 
Staatsgewalt bis zur neueften Zeit beitändig fortfchreitet, und Frank: 
reiche Entlaftung durch eine plötzliche gewaltſame Umwälzung mit einem 
Schlage bergeftellt wird, ift Deutſchlands Entlaftung eine, im Grunde 
erft mit dem 17. Jahrhundert entſtehende Arbeit, in welche fich in 
merkwürdiger Weile die Wifjenfchaft und die Verwaltung theilen, und 
die daber wie fein anderes Land mit klarem, ja mit ſyſtematiſchem 
Bewußtſein aller Betheiligten vorgenommen wird. Unb wenn man 
daher das ganze Entlaftungstvefen als eines der weſentlichſten Gebiete 
der Geſchichte der Geſellſchaft, als den organifchen Proceß des Ueber: 
ganges von der unfreien Gefchlechterorpnung zum Staatsbürgerthum 
innerhalb der Elemente de3 Grundbeſitzes anerfennt, fo ift die deutiche 
Grundentlaftung eine der merfwürbigften Erfcheinungen in diefem Theile 
der Gefchichte der europäiſchen Geſellſchaft, und namentlich biejenigen, 
obne welche man fie nie ganz verfteht, das ift das Verhältniß des 
Königthums zur Entwidlung des Staatsbürgertbums. Von 
diefem Standpunkte aus werden wir das Grundentlaſtungsweſen Deutſch⸗ 
lands ala ein Ganzes darlegen, und bamit die Entwidlung und Be 
deutung der Entlaftung in jevem einzelnen Lande fpeciellen Arbeiten 
überlafien können, nur fo fveit biefelben herbeiziehend, als es noth⸗ 
wenbig ift, um für das Ganze durch das Einzelne feinen Beweis zu liefern. 

Die Grundlage diefer Arbeit muß nun ber Zuftand des bäuerlichen 
Beſitzes, das ift der unfrei gewordenen Geſchlechterordnung fein, wie 
derfelbe im 17. Jahrhundert aus all den Elementen hervorgeht, welche 
feit der Völkerwanderung auf diefelbe eingewirkt haben. 

Auch hier finden wir nun große, in ganz Deutichland herrfchende 
Grundverhältniffe, fiber Die man mit fich einig fein muß, will man anders 
das Mefentliche, um befjentwillen am Ende doch die Gefchichte allein 
bearbeitet wird, den großen Proceß des Fortfchrittes zur freieren Ge 
ftaltung der Gefellichaft, klar erkennen. Wir wiſſen nun recht wohl, 
daß dieß gerade durch dasjenige höchſt ſchwierig geworden tft, was das⸗ 
ſelbe eigentlich hätte am meiſten fördern ſollen. Das iſt die äußerſt 
genaue, ja bewunderungswürdige Detailkenntniß aller einzelnen Zu⸗ 
fände jener Unfreiheit, die wir der ohne Rivalen daſtehenden deutſchen 
Gelehrſamkeit vervanten. Man kann dieſelbe nicht hoch genug ſchätzen; 
aber man darf ſich nicht darüber täuſchen, daß in ihr das Ganze in 
dem Einzelnen verloren gegangen iſt. Sie hat jenen Geſammtzuſtand in 
eine ſolche Menge einzelner Namen, Bezeichnungen, Rechtsverhältniſſe 
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und Dertlichleiten aufgefaßt, daß berfelbe dadurch das lebendige Ele 
ment bes Werdens und Lebens vielfach zu verlieren in Gefahr ıft; 
am meiften durch .den einfeitigen Grundſatz, daß die Auffaffung bes 
Ganzen unberechtigt fein fol, fo lange nicht jede Einzelheit von ber 
felben verarbeitet if. Warum follen jedoch nicht beide Elemente „mit 
gleichem Rechte neben einander gehen? Die Anſchauung de europät- 
fchen Gelammtlebens aber ift beftimmt, der beutichen Gelehriamleit zu 
zeigen, daß wenn fie ſelbſt auch feine Gränze bat, fie doch allein Diele 
Gränze nicht ausfüllen Tann. 

Es wird demnadh darauf ankommen, den allgemeinen Charalter 
jener Zuftände dadurch zu bezeichnen, daß man bie reihen Ergebnifie 
der deutichen Rechtögefchichte und des deutſchen ‘Brivatrechts, mie fie 
durh Männer wie Eichhorn im Ganzen erfannt und durch Männer 
wie Mittermaier im Einzelnen gefammelt find, in ihrem Berbältnik 
zum biftorifchen Entwidlungsproceß zufammenfaßt. 


I. Die Ausbildung ber bänerlichen Unfreiheit dur die Geſchlechter bis 
nad) bem breißigiährigen Krieg. 


Es ift keine Frage mehr, daß Deutichland die Heimath ber ur: 
Iprünglichen bäuerlichen Gefchlechterorbnung ift, mit dem freien Bauern 
und feiner Hufe, der gemeinfamen Almend, und dem unfreien, ſchon 
von Anfang an leibeigenen Hinterfaffen. Niemand bat dieß beffer dar: 
geftelt, als Maurer in feiner „Geſchichte der Marlenverfafiung” auf 
den wir fpeciell für Deutfchland in erſter Linie verweilen. Nur bat 
er nicht beitimmt genug das Weſen des dritten großen Elements der 
Geſchlechterepoche in feiner Selbſtändigkeit hervorgehoben; er zeigt und 
daher mehr Zuftänbe, als einen lebendigen Proceß der Geſchichte. In 
ber That nämlich ward jenes einfache Verhältniß vermöge ver inneren 
und äußeren Kriege und anbrer Umftände allmählig durch das dritte 
Element ver Gefchlechterorbnung, die berrichende Klafje der Grundherren, 
überragt. Anfänglich ftehen hier wie in ganz Europa jene brei Klafien 
unvdermittelt neben einander. Die Verhältnifie des Grundbefitzes, als 
der faſt ausſchließlich herrſchenden Form des Capitals, übernehmen 
jedoch alsbald die Vermittlung weſentlich in derſelben Weife, wie im 
übrigen Europa. Der Herr verleiht feinen überflüfligen Grund und 
Boden theild an feine Leibeigenen, theils auch an die Söhne der freien 
Bauern, theils behält er am Hofe einige perjönliche Xeibeigenen ohne 
verliehenen Grundbeſitz. Die urfprünglih ganz freien Bauern aber 
müſſen ſich vielfach dazu verftehen, ihren ganz freien Grundbeſitz 
dem großen Grundberrn zu Leben aufzutragen. Damit beginnt hier 
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wie allentbalben der geſellſchaftliche Proceß, der das Mittelalter 
auszeichnet. Die alte Geftalt der Geſellſchaft, in welcher der freie 
Bauer mit volllommen gleichem Recht neben dem Herrn jtand, und 
beide den Leibeigenen als dienende Klaſſe unter ſich haben, beginnt 
zu verſchwinden und die ganze gejellichaftlihe Ordnung theilt ſich 
in die zwei großen Klaffen, die des grundherrlichen Adels, und die 
des abhängig gewordenen Bauern. Die meitere Gefchichte befteht dann 
ihrerfeitö wieder in ber Fortſetzung bes obigen Procefles, der nach den 
Geſetzen der forialen Bewegung fich faſt von felbft vollzieht, und den 
die großen Firchlihen und internationalen Ereignifle nur fördern, ohne 
ihn doch erzeugt oder weientlidh umgewandelt zu haben. Der Grund⸗ 
herr beginnt die anfangs noch fehr tiefgehenden Unterſchiede innerhalb 
per Klaſſe der Bauern zu befämpfen, und für alle Abftufungen derfelben 
die gleiche Abhängigkeit herborzurufen. Die Refte des freien Bauern: 
ftandes ringen dagegen mit allen Mitteln. Das Bewußtſein des alten 
Rechts und des neuen Unrechts lebt in ihnen fort. Sie erheben ſich 
daber in Deutſchland gerade wie in England und Frankreih mit ben 
Waffen in der Hand. Die Bauerntriege treten auf. Allein fie haben 
bier wie in England und Frankreich dasſelbe Schickſal, und im Weſent⸗ 
lichen beruht dieß Schidfal auf denfelben Gründen. Der Bauer hat 
die Waffenübung verloren, und ift dem Ritter gegenüber faft wehrlos. 
Aber er hat außerdem auch in Deutſchland nur das Gefühl für feine 
Klaſſe. Er nimmt vie LZeibeigenen nicht in fi auf; fein Aufltand 
ift daher kein Volkskrieg, ſondern nur der Kampf eines Theiles der 
unteriworfenen Klaffe gegen die herrfchende, mie Sugenheim das mit jo 
vielem Rechte betont (a. a. D. ©. 367). Er ift daher unmädtig, mie 
die Sklavenkriege in Rom. Dazu kommt, daß die Stäbte ihrerſeits, 
jelbft zu Grundherrn geworden, ſich von ben Bauern fern halten. Der 
eigentlihe Bauernftand unterliegt; und das Ergebniß, gefellichaftlich 
ausgedrückt, ift daher die Unterwerfung des höheren, befler berechtigten 
Theiles der niederen Klafje unter dafjelbe Recht und Unrecht, welches 
bis dahin für den niederen, weniger berechtigten Theil befielben ge 
golten. Der Begriff und das Recht. des freien Bauernthums, bisher 
eine allgemeine gejellichaftlihe Kategorie, werden zur Ausnahme. 
Dennod find einzelne Gebiete Deutſchlands bis zum 17. Jahr: 
hundert von jener Bewegung gar nicht ergriffen. Noch ift ver ganz freie 
oder der Lehnsbauer in dieſen Gebieten eine mächtige, neben dem Grund» 
beren baflehende, in feiner eigenen und freien Gemeinde ſich felber 
feine eigene Dorfichaft verwaltende Klaffe von Grundbeſitzern, über 
die der Herr oft gar feine, oft nur eine ganz geringe Gewalt hat. In 
tiefer Berichievenheit von der adeligen Gutöherrichaft ftehen dieſe Frei⸗ 
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bauern und Freibörfer als die Reſte der urfprünglichen Gefchlechter: 
ordnung da, und halten und fchüügen zum großen Theil auch noch die 
übrigen Standeögenoflen, die zwar unfrei, aber doch noch nicht unglück⸗ 
lich find. Da kam aber ber dreißigjährige Krieg. Bon ihm datirt fi 
das Unglüd Deutſchlands. Das Kaiſerthum wird gebrochen, die ört⸗ 
liche Souveränetät mit all ihrem Unbeil entftebt; die karolingiſche Mon⸗ 
archie geht zum ziveitenmal unter. Aber faft noch Schlimmer waren die 
Holgen für den Bauernftand. Der Bauer Deutfchlanvs warb durch 
biefen Krieg in feinem Wohlftand vernichtet, und die Achtung vor ihm 
als Stand, bie ſich noch erhalten, ging im rohen Söldnerdienſte uns 
vettbar verloren. Die Hufen lagen mwüft, die Wohnhäufer waren abge 
brannt, das Vieh erichlagen, die Söhne und Knechte zum Heere ger 
laufen, Peftilenz und Elend, Armuth und Verzweiflung überall. Das 
Einzige, was da hätte helfen können, mwäre ein Ianbwirtbichaftlicher 
Credit geweſen, um das Kapital für neue Kultur zu fchaffen. Aber 
wer hatte das Geld um es zu leihen, wer hatte Grundbücher und Exe⸗ 
fution, um Sicherheit zu geben, wer hatte regelrechten Abſatz, um 
Binfen und Amortifation zu bieten? So war keine Hoffnung für den 
‚Bauernitand, fich felbit zu helfen. Und mährend fo mit dem Wohl 
ftande die Kraft deflelben gebrochen wurbe, marb e8 den Herren nunmehr 
leicht, die alten rechtlichen Gränzen zwifchen ben verſchiedenen Klafien 
innerhalb des alten Bauerntbums allmählig zu verwilchen. Der Gedanke, 
daß jene Unterichiede urfprünglich ſpecifiſche geweſen, verſchwand. Die 
Unfreibeit ward als Princip angenommen, bie Freiheit war die Aus» 
nahme, und die Bauern hatten Feine Kraft mehr, ſich dem zu wiberjeßen. 
Die herrichende Klafje hatte definitiv gefiegt; die Kluft zwiſchen Grund⸗ 
berren und Bauern war eine unüberfchreitbare geworben. 

Dieß nun ift der Charakter des Entwidlungsganges im Allgemeinen. 
Er ift dem franzöſiſchen derjelben Epoche faſt ganz glei. Doch gibt 
es Einen Punkt, auf welchem ſich auch bier Deutfchland von Frank⸗ 
reich unterjcheidet, und ber in feinen Folgen vieles recht unllar gemacht 
bat. Das ift dasjenige, was wir die Dertlichkeit jener Bewegung zur 
Unfreiheit nennen möchten. Deutichlands Zuſtände gehen bekanntlich 
durch das Verſchwinden der Taiferlihen Macht von Jahrhundert zu 
Jahrhundert einer immer größeren Souveränetät auch ber Heinen 
Reichsftände entgegen. Die Yolge davon ift, da faft zweihundert dieſer 
kleinen Reicheftände in der That nur kaiſerlos gewordene Grundherren 
find, daß auch die Geftalt, welche jene bäuerliche Unfreiheit annimmt, 
in jedem Heinen Neichstheile als eine ganz befondere und felbftändige 
ericheint, die nach Ortsrecht und Ortsgewohnheit beftimmt iſt und da⸗ 
ber auch eine große Menge verichtevener Namen empfängt, von dem 
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jeder eine beftimmte Modifilation jenes allgemeinen Abhängigkeits⸗ 
verhältniffes bezeichnet. Der Mebelitand dabei war, daß die ſpätere 
Wiflenfchaft dadurch zu der Meinung kam, daß es fi um wenigſtens 
zum Theil ganz eigengeartete und fpecifliche Verhältnifie handle, und 
deßbalb viel mehr Werth auf alle dieſe Heinen Einzelheiten legte, als 
ed nöthig war. Eine Erfchöpfung aller dieſer Eingelverhältniffe und 
Namen ift jebt fat unthunlich, und nicht der Mühe werth; wichtig ift 
nur, daß man fi) durch diefelben nicht abhalten laſſe, die großen Kate: 
gorien feitzubalten, welche alle jene Differengen und Namen in einfacher 
Meile beherrichen und dem Folgenden, dem großen Proceß der Be 
freiung aus der Gelchlechterherrfchaft zu Grunde liegen. Diefe beiden 
großen Kategorien nun, welde aus den urſprünglichen Zuftänden ber: 
vorgebend, ven Grundcharakter aud der fpäteren Unfreiheit bis zum 
Ende des 18. Jahrhunderts enthalten, und deren Unterſcheidung auch 
für das Entlaftungsweien unentbehrlich ift, find nun die der Bauern. 
unb die der Leibeigenen. Indem wir babei für alle Einzelheiten 
auf das reiche Material bei Runde, Mittermaier und anderen ver 
weifen, müfjen wir fie etwas genauer charakterifiren. 

Die erfte große Kategorie der unfreien Grundfaßen warb aus 
denjenigen gebilvet, welche bei perjönlicher Freiheit in wirthſchaft⸗ 
liher Unfreibeit ftanden. Dieſe wirtbfchaftliche Unfreiheit beftanb 
ihrerſeits theild in Abgaben, theils in Leiftungen, Frohnden. Dieſelben 
aber hatten einen weſentlich verſchiedenen Charakter, und diefer kann nur 
erlannt werden, indem man auf den Urfprung der Grunbberrlichkeit 
zurüdblidi. Man kann jene unfreien Leiftungen und Giebigfeiten in 
drei Hauptlategorien theilen. 

Die erfte Kategorie enthält diejenigen, welche nur die Bedeutung 
einer recognitio dominii befigen, und bei denen daher der Bauer mit 
Perſon und Gut nur als Lehnsmann gilt. 

Die zweite enthält diejenigen, iweldhe von dem Gutsherrn ala 
Obrigleit geforbert werben, und bei denen daher der Bauer dem Gutss 
beren nicht ald Grundherrn, ſondern als dem Heren und Organ ber 
Berwaltung leiftet. 

Die dritte Kategorie enthält diejenigen, welde der Bauer als 
Pachtzins leiftet für Grunbftüde, die ihm der Gutsherr entweder fürm- 
lich als Pacht übertragen bat, oder bei denen das urfprüngliche Eigen» 
thum bes Gutsherrn gar nicht bezweifelt wird. 

Alle diefe drei Unterarten bilden zufammengenommen die Laſten 
ber Bauern, deren fperielle Namen meift von den Verſchiedenheiten 
ihrer Leiftungen an den Grundherrn berrühren, die übrigens viel weniger‘ 
in der Sache als in der Yorm und der Bezeichnung fich unterfceiden. 
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Die zweite große Kategorie der Unfreien iſt diejenige, welche in 
perſönlicher, und dadurch zugleich in wirthſchaftlicher Unfreiheit 
ſtanden. Dieſe Kategorie umfaßt der Name, der Begriff, und das 
Recht der Leibeigenen. Der Leibeigene iſt niemals Eigenthümer 
irgend einer Sache, am wenigſten ſeines Grundftückes; er iſt ein Theil 
des letzteren; er muß daher unbeſchränkt leiſten, was der Herr gebietet, 
und kann von ihm mit der Scholle verkauft werden; an fich ift dabei 
gleichgültig, in welcher Weile der Grundherr die Abgaben und Leiftungen 
beſtimmt; das Weſentliche ift, daß beide in Deutichland wie in Frank 
reich für dieſe Klaffe ungemefjen find (taillable de haut en bes); 
und daß es daher bei verfelben auch gar nit in Frage fommt, ob 
diefelben vom Gutsherrn als Lehnsherrn oder als Obrigkeit geforbert 
werden. . 

Dffenbar nun find diefe beiden Kategorien an ſich nicht bloß dem 
Maße der Leiftungen, fondern eigentlidh dem Prineip nach verichieden ; 
das Recht beider war uriprünglich nur ein weſentlich anderes. Allein 
mit dem Untergang der Reichsgewalt entftebt dann theils in der Wirk: 
lichleit, theild aber auch in der ganzen gefellichaftlichen Auffaflung ver . 
Gedanke, daß jene Kategorien nicht nach der Qualität, fondern nur 
nad) der Quantität, dem Umfange ihrer Verpflichtungen nach verſchieden 
feien. Und daran ſchloß fi dann der naturgemäße Proceß, der eben 
diefe Verfchiedenbeit der, tem allgemeinen Rechtöprincip nach als gleich 
ftebend angenommenen Klafien auszugleihen, unb alle Bauern in 
gleiche Abhängigkeit zu bringen trachtete. Die Co&fficienten dieſes 
Proceſſes waren jeßt einfach. Der Grundherr hatte anerlannter Weiſe 
die niedere Polizei; er war die Ortsobrigkeit. Faſt allenthalben hatte 
aber verjelbe Grundherr auch die Erbgerichtöbarkeit: fie warb ihm noch 
im 18. Jahrhundert als ein adliches Recht anerkannt (Fiſcher, Ca⸗ 
meral: und Polizeireht I. 8. 840—846); was Kamp (Jahrbuch der 
preußifchen Gefeßgebung, Heft 67, ©. 236 und 271) darüber bemerft, 
bezieht fich auf vie fpätere Zeit. Diele Gerichtsbarkeit umfaßte das ges 
ſammte Bermögen und das niedere Strafrecht; mithin auch alle die Fälle, 
in denen der Grundherr gegen die Bauern Gewalt getban. Was daher 
der Grundherr als Obrigkeit forderte, das beftätigte er als Gerichts- 
herr. Was er im Eigeninterefle feftftellte, das erkannte er felber im 
Gerichte ald Recht. So ſchloß fi damit zunächſt faktiſch ein Cirkel, 
deilen Anhalt die Vollendung der Unfreibeit der Geſchlechter— 
ordnung mar. Was mit dem Auftreten der Herren begonnen, ift bier 
jo ziemlich vollendet. Der Gedanke jteht im Allgemeinen feft, daß fich 
bie ganze Klaſſe der Grundbeſitzer in die höhere und herrfchende des 
Adels und die niebere fait in gleicher Rechtsloſigkeit befindliche Maſſe 
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den Unfreien fcheivet. Die letztere ift das unterfte Glied der damaligen 
Gejellichaft geworden. Das Element der Freibeit ift faktiſch daraus 
verſchwunden; die letzten Reſte des alten Rechts der unfreien Bauern 
unterliegen faſt ausnahmölos der grundherrlichen Gerichtsbarkeit, und 
jet kam e3 nur noch darauf an, auch wiſſenſchaftlich und juriftifch 
durch Geſetz, Theorie und Praxis im Einzelnen zu fanktioniren, mas 
ber Entwidlungsgang ber fich ſelbſt überlafienen Geſchlechterordnung 
thatfächlich hervorgebracht hatte. 

Setzt man nun, daß im Allgemeinen bas 17. Jahrhundert iene 
Unfreibeit des Bauernftanves faktifch vollendete, jo Tann man fagen, 
daß fie im 18. Jahrhunderte juriftiich und zum Theil hiſtoriſch in der 
Willenfchaft formulirt ward. Es ift von großem Sinterefle, dieß ins 
Auge zu faflen. . 


IT. Der Uebergang der bäuerligen Unfreiheit in die Rechtswiſſenſchaft uub 
bad Privateigentkum der Grundherrlichkeit an ihren Öffentlihen Rechten. 


(Eftor. Hauſchild, das „deutiche Privatrecht” des 18. Jahrhunderts.) 


Als nun mit dem 18. Jahrhundert die Jurisprudenz begann, neben 
der Sinterpretation des Corpus Juris auch das deutſche Privatrecht nad 
feanzöfifchem Vorbilde felbftändig zu behandeln, mußten jene Rechts 
verhältnifle der Untertbänigen ein Hauptgebiet befielben bilden. Die 
Entſcheidung, welche biefe neue Wiflenfchaft des deutfchen Brivatrechts 
bier traf, war natürlich für dieß Rechte verhaltniß von durchgreifender 
Bedeutung. 

Es iſt nun wohl überflüſſig zu beweiſen, daß dieſe Entſcheidung 
von der hiſtoriſchen Bildung der damaligen Juriſten abhängig werden 
mußte, da ohne eine geſchichtliche Anſchauung jene Verhältnifſe und der 
. fie beherrichende Proceß ſchwer verftändlih find. Run kann man nicht 

ſagen, daß die Juriſten ohne eine ſolche neichichtlidhe Runde geweſen 
find. Das 17. Yahrbundert hatte in Heineccius feinen Eichhorn, in 
Conring feinen Mittermaier, anderer nicht zu gedenken. Allein es ift 
charakteriſtiſch, daß die Quellenkunde und daher das Verftänpniß wenig 
‚über das 13. Jahrhundert binausging, und daher won ben freien 
Bauern des Cäſar und Tacitus nichts mußte. Die juriftiihe Auf 
faſſung ließ fich daher von den gegebenen Zuftänven überwältigen, und 
wer weiß, ob nicht die Sonderinterefien der Herricher laut und leile 
nachhalfen und mit Lob und Lohn fchürten und fchoben, bis man 
als urſprüngliche Thatſache und Recht annahm, mas erft durch bie 
Unbill der Zeiten im Leben der ländlichen Gefchlechterorbnung entftanden 
war? Jedenfalls wird mit dem 18. Jahrhundert ein ber früheren 
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Zeit ganz unbelannter Grundſatz aufgeftellt, defien Beveutung und Um: 
fang bie fpätere Zeit halb mit Unwillen, balb mit Berwunderung bei 
Seite geichoben und zu mwürbigen vergeflen bat. Nachdem das 17. Jahr 
hundert faktifch die Kluft zwiſchen Bauernftand und Adel definitiv ge 
zogen, trat mit Eftor zuerft der Satz in ver Theorie auf, daß alle 
Bauern urfprünglich leibeigen geweſen. Eſtors Abhandlung 
„de praesumtione contra rusticos in causis Operarum harumque 
redemtione* erſchien zuerjt ala Vorrede zu M. D. Grollmanns 
Dissertatio triga de operarum debitarum mutatione 1734. Diefe Ab 
handlung, weder groß an Umfang, noch von großem wiflenfchaftlichen 
Werth, bat nun in der Gelchichte der Befreiung des Grundbeſitzes 
eine fehr beveutende Stellung. Sie erfcheint nämlich in der Zeit, wo 
in Deutichland bereit3 die erften Verſuche der Ablöfung auftreten und 
das territoriale Königthum fi) der Bauern anzunehmen beginnt. Sie 
ift daher als ber erfte Verfuch anzuſehen, fi) über das wahre Ber 
hältniß jener Unfreiheit und ihrer perfönlichen und wirtbfchaftlichen 
Laſten Har zu werden. Dabei mußte nun vor allem die Frage ent 
ftehen, ob und wie weit bie faktifch beſtehenden Laften auf einem ob 
jektiv gültigen Rechtstitel berubten, oder ob fie durch Unrecht einge 
führt feien. Die Unterfuhung biefer Frage begegnete nun zuerft jener, 
noch immer geltenden Verfchievenheit im Syſtem der bäuerlichen Laften, 
die wir oben angegeben haben unb die noch immer durch den Unterſchied 
der „Bauern“ und ber „Leibeigenen“ bezeichnet wurben. Man wußte, 
daß von jeher ein Theil — eben jene Leibeigenen — der Grunbholben 
unfrei geweſen; man fand, daß fie jet alle unfrei feien; wollte man 
das erflären, fo mußte man entweder den Grund dieſer Unfreibeit in 
der Gewalt des Herrn ſuchen, oder man mußte die gegenwärtigen Zw 
ftände im Weſentlichen als die urjprünglihen annehmen und barauf 
eine juriftiiche Theorie über das gefammte Bauernrecht bilden, welche 
dann allerdings die Unfreiheit aus einer hiſtoriſchen Thatſache zu einem 
geltenden Recht machte. Und in diefer letzteren Richtung fehen wir in 
der erften Hälfte bes 18. Jahrhunderts eine Bewegung entftehen, an 
deren Spitze fi Eftor ftellte. 

Eſtor nämlich mit feiner oben angeführten Abhandlung bezeichnet 
den Zeitpunkt, in welchem jene juriftifhe Frage eine beftimmte Be 
alt annimmt. Er kehrte nämlich einfach das wahre biftorifche Ver 
hältniß um. Sein Saß, daß alle Bauern urfprünglich Teibeigen ge 
wejen, follte eigentlich nicht bedeuten, daß die Herren das Recht hätten, 
bie mittelfreien oder eigentlichen Bauern in die Leibeigenfchaft wieder 
zurüdzuführen, fondern vielmehr das, daß jede Behauptung einer Be 
ſchränkung der Rechte des Gutsherrn von vem Bauer nacdhgemiejen 


— — —| JR RE Det Den. Dun — a — — — — 
. 


159 


[2 


werben muſſe, fo daß wenn berfelbe keinen Haren Rechtstitel auf jene 
Beſchränkung habe, der Gutsherr berechtigt fei, un beſchränkte Dienfte 
und Abgaben zu fordern — donee probetur contrarium. Die Con» 
fequenzen diefes Princips wären wohl ſehr ernite geweſen, denn gerade 
die ganze erfte Kategorie der reinen Lehnss und obrigfeitlichen Abgaben 
und Dienfte des urjprünglich freien Bauern an den Gutöherrn war 
natürlich faft ausnahmslos ohne allen befonderen, nachweisbaren Akt 
eingeführt; und wäre Eſtors Anſchauung zur vollen Geltung gelangt, 
fo würde fie fomit nothwendig bie ganze perjönlich freie Klaſſe mit 
wenig Ausnahmen zu Leibeigenen gemadt haben. Natürli war dieſe 
Gefahr gerade deßhalb fo groß, weil der Grundherr zugleich Polizei 
und Gericht befaß, und daher felbft über jenen Beweis ber Freiheit 
oder Unfreiheit entſchied. Die wifienfchaftlihe Welt fühlte das jehr 
wohl. Die DOppofition gegen Eitor ließ nicht lange auf fich warten. 
Schon 1738 fchrieb J. Leonh. Haufchild fein opusculum historico-ju- 
ridicum de praesumtione pro libertate naturali in causis rusticorum, 
worin er freilich mehr aus dem jus naturale als aus der hiftorifchen 
Auffaflung die urfprüngliche Freiheit des Bauernftandes im Gegenſatz 
zu Eftor allgemein behauptete. Eſtor ließ dann feine Abhandlung mit 
einer etwas mobificirten Grundlage 1742 wieder erfcheinen. (Fiſcher 
eitirt andere Ausgabe von 1736; Runde bat nur bie beiden von 1734 
und 1742.) Dagegen fchrieb dann Hauſchild wieder 1744 feine Abhand⸗ 
lung „Beifchriften von Bauern und Frohnden.“ Eftor feinerfeit3 fand 
einen Bertbeidiger in J. J. Reineccius, Dissertatio de rustico 
quondam servo 1749, wogegen A. R. 3. Bunnemann feine Ad- 
sertio de rusticorum libertate et operis contra Reineceium 1750 
ericheinen ließ. Dieſer Streit hatte das Gute, daß man allmählig von 
den abſtracten Behauptungen ſowohl über das pofitive als aus dem 
natürlichen Hecht ablam, und ſich ber hiftorifchen Grundlage zuwendete. 
Allein diefe war keineswegs genug befannt; die alte Geſchlechterordnung 
mit dem freien Bauernftande des urſprünglichen Dorfes, das allmählige 
Auftreten der Herren, die allmählige Verwiſchung bes Unterfchiedes 
zwiſchen dem Freibauern und dem Leibeigenen verftand man nicht; eine 
größere biltorifche Auffaffung fehlte gänzlih, und das darf und nicht 
wundern, wenn wir auch noch heut zu Tage in Facharbeiten die Ge 
lehrſamkeit fich in der Conftatirung der einzelnen Thatfachen und Unter 
fchiede ftatt in der Nachweiſung jenes großen biftoriihen Proceſſes, 
in welchem fie alle auftauchen und verfchwinden, fich erfchöpfen ſehen. 
Es entſtand daber eine Art von Compromiß in ber zeiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts, ber faſt in alle Lehrbücher jener Zeit über 
sing, und bie Grundlage der Lehre von ben bäuerlichen Rechten ward, 
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obwohl ſich in derſelben jene beiden Grundanſchauungen dauernd er⸗ 
hielten, ohne auf das praftifche Recht weiteren Einfluß zu gewinnen. 
Wir glauben das Verhältniß am beiten zu bezeichnen, wenn wir zwei 
der bebeutenpften Namen, welche jene beiden Auffaffungen vertreten, 
bier anführen. Fiſcher (in feinem Lebrbegriff ſämmtlicher Samerals 
und Polizeirechte 1785) fagte Bd. I. $. 1120: „Es wird über die Rechts⸗ 
frage ſehr geitritten, ob die heutigen Bauern von den alten Zeibeigenen 
hedkommen, oder nit. Sie ift allerdings zu bejahen. Denn 
ob zwar ſchon einige von alten Freigeborenen, von Bürgern und fogar 


"von Evelleuten herrühren, fo machen doch diefe in Betracht des 


ganzen Haufens eine jehr unbeträchtliche Anzahl aus, die nur Aus: 
nahme von der Regel find.” Das war der Stanbpunlt, den man 
als den der Mitte des vorigen Jahrhunderts ziemlich allgemein, wenn 
auch bald mit Betonung des einen, bald des andern Punktes, bezeichnen 
fann. Die Literatur ift nicht unbebeutend. Grupen (Observationes 
p. 1005) und Seldomw (De jure ingenuit. Cap. 1. $. 20) beben 
ftärler die urfprüngliche Freiheit beraus; Benkendorf in feiner Oeco- 
nomia forensis P. V. 206 ff. und Weftpbal, teutiches Privatrecht 
Th. 1. Abth. 31. ©. 333 mehr die Unfreiheit; daß fih Eftor in feinen 
ipäteren Werfen (bürgerl. Rechtsgelehrſamkeit Thl. III. 8. 368) daran an- 
ſchloß, war ganz natürlid. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts bat 
dagegen die Nechtögeichichte bereitö bebeutende Fortichritte gemacht. 
Haufchild felbit Hat noch 1771 in feinen „Zuriftifchen Abhandlungen 
von Bauern und Frohndienſten“ (Duart) alles zufammengefaßt, was 
jenen Eſtor'ſchen Streit und feine juriftifchen Folgen betrifft; die größere 
Bekanntſchaft mit den alten Nechtöquellen, die kaum einen Biveifel 
ließen, die Unterfuhung Iocaler Rechtsverhältniſſe, die fich ſchon dama.s 
über Belgien und Holland ausbreitete (England und Frankreich blieben 
auch damals den gewöhnlichen beutichen Gelehrten unbelannte Länder) 
erzeugte ein beſſeres hiftorifches Verſtändniß, dem zulegt Sartorius 
in feiner „Gelchichte des deutfchen Bauernkrieges, over der Empörung 
in Deutfchland zu Anfang des 16. Jahrhunderts“ (1795) eine allge 
meine Geftalt gab; und fo entftand die Anficht, ver Runde in feinen 
trefflichen, bis jebt nur in ber Breite, kaum in der Tiefe übertroffenen 
Grundſätzen des deutſchen gemeinen Privatrecht (1795, 2. Aufl. $. 484) 
den damals wohl allgemein gültigen Ausdrud gab: „Der Unterſchied 
zwifchen freien und leibeigenen Bauern hat in Deutichland bon den 
früheften Seiten an ftattgefunden, wiew ohl übrigens nicht zu läugnen 
ift, daß die Leibeigenfchaft unter ven deutfchen Bauern in ben älteren 
Zeiten viel gemeiner (allgemeiner!) und drückender war, als heut zu 
Tage, und daß auch in den meiften Provinzen (welches Reiches?) worin 
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nunmehr der Bauer nad der Regel periänlich frei iſt, der größere 
Theil ehedem leibeigen geweſen jet.“ Es iſt Har, daß dieſe hiſtoriſche 
Auffaſſung über das 12. Jahrhundert nicht zurückgeht; bie alte Bauern- 
Schaft unb das freie Dorf liegen noch unter dem Horizont berfelben, 
and. erſt dad 19. Jahrhundert hat bier volles Verſtäaͤndniß gebracht. 
Aus diefem doppelten Standpunkt ergab ſich nun aud das allge 
meine Prineip für die Beantwortung ber Hauptfrage, nach den Frohn⸗ 
den und ihrem Recht. Und bier ift vielleicht die Stelle, auf twelder 
die Bebeutung des römiſchen Rechts für die bäuerliche Unfreibeit be 
zeidnet werben Tann, bie in fo fehr entgegengefehter Weile beurtheilt 
wird. Jene erfte, unfreiere Richtung kam nämlich von ihrem Stand 
puntt aus zu der natürlichen Gonfequenz, die Fiſcher kurz ausdrückt 
(a. a. 8.8.1155). „Ob zwar ſchon in vielen Gegenden die Dienfte der 
Leibeigenen gemeflen find, fo find fie hoch im Zweifelöfalle für unge: 
mefien zu halten, Zönnen aber bloß auf bie berlömmliche Weiſe 
begehrt werden.“ (Vgl. 1159 und 1279 ff.) Allerdings war dieſer 
Grundſatz die Folge des Begriffes der Leibeigenſchaft; allein die römi⸗ 
ſchen Juriſten nahmen dabei einen eigenthümlichen Stanbpunft ein. 
Damals wie jekt befchränkt auf die Begriffe und das Berftänbnig bes 
tömilhen Rechts, war ihnen das Weien der Frohnden und Dienfte 
überhaupt nicht formulisbar; fie wollten burdaus eine Servitus quae 
in faciendo consistit daraus machen (Runde, deutſches Privatrecht, 
8. 274) und brachten dadurch allerdings in ber Theorie einige Ber: 
wirsung berbor, weßhalb man oft, und auch noch in neuefter Zeit 
(Sugenheim a. a. D. ©. 360) die Einführung des römiſchen Rechts 
als ein großes Unheil betrachtet bat. Run ift es wahr, daß die Eftor’jche 
Richtung ſchon im Anfange des 18. Jahrhunderts bebeutende An⸗ 
hänger fand, die wie Ludolf (P. H. 232), Lenfer (Specimen 416. 
Medit. 1), Bertfch (de oper. determinatis et indeterminatis $. 54), 
Weſtphal (deutsches Privatrecht I. Abth. 32. €. 1. 2) die Ungemeflen- 
heit der Frohnden als Princip ausſprechen. AHein andererfeits hielten 
doch auch wieder biefelben romiſchen Suriften daran feit, daß die einmal 
gemeflenen Frohnden nicht mehr überfchritten werden Dürfen, 
ein Grundſah, der im Wefentlichen denſelben Erfolg hatte, wie bie 
Anerlennung bes Court roll für den tenant in villeinage im common 
law (f. oben). Daher fängt jet auch bie Lehre von der Verjährung 
an, eine nicht unbedeutende Stelle im Rechte der Leibeigenichaft einzu: 
nehmen; namentlich aber werden bie Begriffe ber Emphyteusis und 
des Colonats vielfach auf die bloß wirthichaftlich ‚Unfreien angeivenbet, 
und Damit der Begriff des freien Vertrages dem ber Unterthanfchaft unter: 
ftellt. Dass römische Recht, das die Anerfennung des lee perfönlichen 


Gtein, die Berwaltungsiehre. VI. ‘ 


162 


Rechts bei allen über ein Recht Streitenden grundfätzlich Yoraus- 
ſetzt, arbeitet daher der Idee der Rechtsgkeichheit zwiſchen Grundherren 
wi Bauern vor, in ganz Abnlidher Weiſe wie das engliſche Common 
law; und diefer allgenteine, principielle Erfolg ift vielleicht viel wich 
tiger, als bie einzelnen Mebelftände, vie feine Anwendung mit fid 
brachte. Am wenigſten iſt es richtig, wenn man fich darauf beruft, 
daß das römische Recht das beutiche Rechrbewußtſein wntergraben und 
fremde Rechtsibeen an deren Etelle gefeht babe. Denn gerade dieß 
deutſche Rechtsbewußtfein beruhte auf der traditionellen Unterſcheidung 
der Klaſſen und ber Annahme von Vorrechten der höheren Stände für 
die das römiſche Recht gar Fein Verſtaͤndniß hatte. Die rechtliche Ber: - 
fönlichteit des germanischen Rechtsbewußtſeins war ſtets eine bevorrechtete 
oder unterivorfene; die des römiſchen Recht? bagegen die gleichberechtigte. 

Das ift ed, was der Ausprud des gemeinen bürgerlihen Nehts 
eigentlich bedeutet. Die künftige Rechtsgeſchichte wird dieſe Wahrheiten 
zu würdigen wiſſen. So bat die römiſche Jurisprudenz vielmehr im 
Ganzen heilfam gewirkt; man fieht das am beften bei den Bannrechten, 
für welche jelbft die deutſchen Juriſten den’ römischen Begriff des Vila: 
teral-Gontractd (do ut. des'vel faeias) und mithin das Princip ber 
Rechtögleichheit für Herrn und Bauern anerkannten (vgl. Runde a. a. D. 
8. 281 — Übrigen! nicht Har gegenüber 8. 276), Doc muß die ge: 
nauere Darlegung dieſer Berhältnifie einer befonderen Arbeit vorbe⸗ 
halten bleiben. 

Faßt man nun aber das Geſammtergebniß dieſer Bewegung des 
18. Jahrhunderts auf dem Gebiete des Rechtsbegriffes der bäuerlichen 
Unfreiheit zuſammen, als das Reſultat, mit welchem es in das 19. Jahr: 
hundert hineintritt, fo ericheint daſſelbe als das folgende. 

Allerdings bat vie entſtehende hiftorifche Bearbeitung der Frage es 
feftgeftellt, daß die Unfreiheit nicht der allgemeine urſprüngliche Zuftenb 
des Bauernthums geweſen. Allein die höchft fleißigen und umſichtigen 
Bemühungen der Wiſſenſchaft ſcheinen einerſeits zu zeigen, daß Bei 
weiten der größte Theil des Bauernftandes zu der Zeit, Ivo bie rechts⸗ 
geichichtlichen Aufzeichnungen ‚beginnen und mit ver daher auch das 
damalige Studium anfängt, der Zeit des 13. Jahrhunderts, wirklich 
ſchon in einer mehr ober weniger ausgeiprechenen Unfreiheit geweſen; 
andererſeits fteht es ſchon damals feft, daß die hiſtoriſche Entwidiung 
der bäuerlichen Unfreibeit „nicht in allen Provinzen zu gleicher Zeit 
und gleich ſtark gewirkt babe,” fo daß „Fein fiherer Schluß vum 
einer Provinz auf bie andere, ja oft nicht einmal von einem Amte und 
von einem Dorfe auf das andere erlaubt“ ft (Runde 8. 480), obwohl 
Scharfe Beobachter Schon Damals ben großen Unterſchied zwiſchen den 
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onn den Slaven eroberten Theilen Norddeutſchlands, m denen bie Leib: 
eigenfchaft viel allgemeiner und härter war als im alten eigentlichen 
Deutschland, und bem letztern erlannten. (Bel. Fiſcher I, 1084-89, 
der Übrigens ungenau bier Nord: und Süddeutſchland einander zu all⸗ 
gemein. entgegenfeht.) Die ſpätere Rechtögefchichte hat dieſen hochwichtigen 
Unterſchied, auf dem namentlich der gegenwärtige, noch fehr unfreie Su- 
Fand der oftpreufifchen Agrarverfaffung beruht, ganz überſehen; 
Eichhorn hat überhaupt bie Unterfchiene der deutſchen Stämme grunbfät- 
Lich in den Hintergrund treten lafſen; daß aber der fonft fo geiſtvolle und 
grundliche Sugenheim darauf feine Rüdficht genommen, ift ein Mangel 
feines vortrefflichen Werkes. Aus diejen leitenden Principien folgert num 
Vie deutſche Nechtswifienichaft am Ende bes vorigen Jahrhunderts den fehr 

ernfien Satz, daß „bei Beurtheilung jener rechtlichen Verhältnifie (der 
Bauern) überhaupt nit mehr auf die alte Verfaſſung, fondern 
allein auf die gegenwärtigen Umftände Rüdfiht zu nehmen 
ſei“ — und daß „ber Bauer fo gut mie jeder andere Untertban bei 
dem Grabe von Freiheit und Eigentbum geſchützt werden müfle, zu 
deſſen Befig er wirklich gelangt iſt.“ „Im allen Fällen,“ fagt Runde, 
als Suuptvertreter dieſes Standpunkts, „muß man zunädft den Bell: 
ftand und die Localverfafiung wor Augen behalten, alsdann aber bie 
Entfheidungsgründe aus den Bauernrechten hernehmen“ — ein Sak, 
ben bereits Ludolf in feiner Abhandlung de juris eoloniarii in Ger- 
mania diversitate ejusque adminieulis generatim (Obeerv. for. II. 
obe. 148) und namentlich Struben (de jure Villicorum c. 2 und m 
ſeinen Rechtlichen Bedenken IIL 435) als leitenden und ziemlich all⸗ 
gemem anerlannten Grundſatz ausgeſprochen hatten. Die Bedeutung 
diefer Auffafiung lag nun darin, daß bie grundherrlichen Rechte dadurch 
auch für die Nechtöiwifienfchaft definitiv den Charakter von Brivat: 
rechten angenommen batten, alſo ald unverleglich und nicht mehr 
ala von ber: „Berfafjung“ d. h. dem Öffentlichen Recht der Staaten ab: 
bängig anerlannt wurden. Den Schlußpuntt diefer Theorie bildet das 
Necht auf die Patrimonialgerichtsbarkeit. Sie ift für diefelbe gleichfalls 
ein „jum Patrimonio gehöriges veräußerliches Recht,“ und „die Haupt 
quelle dieſer Gerichtäbarkeit ift vielmehr das Eigenthbum an der 
Perſon, und ba8 Dbereigentbum an dem ihr verliebenen Gute. 
Sie ift daber felbft ein Privateigentbum; fie bat ihren Charakter als 
‚Öffentliches Recht gänzlich verloren, und felbft bei fo freifinnigen und 
tüchtigen Männern wie Runde, ergibt fi) der Schlußſatz, der zugleich das 
Ende des vorigen und den Anfang be3 gegenwärtigen Jahrhunderts 
bebeutel. „Wenn man, dem an ſich richtigen Grundſatze bes allge: 
meisten Stantörechtd zu Folge, auch nach deuticher Berfaflung alle 
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Gerichtöbarleit für einen Ausfluß der hochſten Gewalt betrachtet; 
fo vertwidelt man die ganze Lehre (von ber Patrimonialgerichtöbarfeit) 
in unauflösliche Schwierigleiten, welche offenbar beiveifen, daß unfere 
Vorfahren jene verfeinerte Philofophie (1) über richterliche und oberſt⸗ 
sichterliche Gewalt nicht kannten, und nicht darnach handelten“ (8. 702). 
Freilich hatten die Grundherren nach Feiner Philofophie gehandelt; fie 
batten einfach ihre Gewalt ihren Standes und Sonderinterefien bienft- 
bar gemacht. Doch blieb das Reſultat. Auch die ſtaatliche Funktion 
des Gerichts und der Polizei if Privateigentbum; heilig und uns 
verlehlich wie dieſes. Die Entwidlung ber Gefchlechterunfreibeit, bis 
dahin im Kampfe der ftreitenden Elemente zweifelhaft, bat zwar ihre 
objektiv rechtlichen Grängzen gefunden, Aber fie ift auch ala bürgerliches 
Eigenthum dem Schuße des Gerichts anvertraut, und zwar deſſelben 
Berichts, das vermöge deſſelben Principe auch Privateigenthum dei 
jenigen ift, der über feine eigenen gutsherrlichen Rechte und Verhält 
nifle Kläger und Richter in derfelben Berfon zu fein, ein bürgerliches 
Eigenthumsrecht bat. | 

Das ift der Schluß diefer Bewegung. Die Frage, ob die Ge 


hqlechterordnung ſich durch fich ſelbſt zur Freiheit erheben kann, iR auch 


in Deutſchland verneint. Die Elemente dieſer Geſchlechterordnung ſind 
unfähig, das große Princip der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit durch ſich 
ſelbſt zu entwickeln. Das Ergebniß iſt, daß das Recht der herrſchenden 
Kaſſe über die beherrſchte, und daß ſogar der Beſitz der öffentlichen 
Funktionen als Privateigenthum angeſehen, als Privatrecht geſchützt 
und demnach mit der untergeordneten Lage ber niederen Klaſſe zuſam⸗ 
mengenommen als bie ‚Verfaſſung“ des Bauernſtandes feibft von ber 
Rechtswiſſenſchaft anerkannt worden. 

Soll daher aus dieſem Zuſtand ein Fortſchritt ftattfinden, fo muß 
berfelbe von einem ganz anberen, von ber Geſchlechterordnung unab⸗ 
bängigen und gegen biefelbe und ihr Recht gleichgültigen Element aub⸗ 
geben. Und dieſes Element ift der Staat. 


IV. Der Beginn bed Kampfes mit dem Geſchlechterrecht. Das Deminiam 
eminens und feine Geſchichte. 
(Die drei Epochen: Hugo Grotins. Biener. Poffe. Runde. Das Dominium 
eminens verjehwindet und das Princip des Entwährungsrechts überhaupt tritt 
an feine Stelle. Das Jus eminens und fein Unterſchied vom Domininm 
eminens.) 


Wahrend nun auf dieſe Weiſe die Geſchlechterordnung ihre unfreie 
Rechtsordnung an die Scholle bindet, beginnt gleichzeitig die eigentliche 
Staatsbildung auch in Deutſchland in ihren erſten eigentlichen Anfängen 
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zum Durchbruch zu gelangen. Eie wirb erzeugt durch die höhere Ratur 
bes Lebens, vertreten von zum Theil ſehr tüchtigen Perſönlichkeiten 
getragen von ber Wiflenfchaft ber Gelehrten und von dem Intereſſe und 
der Thätigleit des Beamtentbums. Sie beginnt etwa mit dem 16. Jahr⸗ 
hundert. Sie ift auf allen Punkten zugleich thätig. Sie wird, Taum 
entftanden, von dem Bewußtfein erfaßt, daß fie die Trägerin ber 
höchſten allgemeinen, fittlichen und wirtbfchaftlichen SIntereflen überhaupt 
fe. Sie kann fi daher auch jenem großen Proceß, der jene Unfrei⸗ 
beit der Geichlechterorbnung gleichſam Iryftallifirt, nicht entziehen. Mit 
ihrem Auftreten beginnt daher eine neue Epoche für dieſelbe. Eie ift 
es, welche tie Entſcheidung zu bringen bat, da bie unfrei geivordenen 
Geſchlechter fich ſelber nicht mehr helfen Fönnen. 

Run kann fein Lebendiges ganz fein Weſen verläugnen. Das Weſen 
des die Staatsidee vertretenden Königthums aber ift es, in ver möglich 
feäftigen und baber auch möglichtt freien Entwicklung aller Angehörigen 
des Staats jeine eigene höchfte Kraft und damit feine eigenen hochſten In⸗ 
tereſſen zu fuchen. Das Königthum kann fich nicht verhehlen, daß wenn em 
Theil der Gefellichaft von einem andern beherrſcht wird, es zuleßt felber 
unter bie Herrſchaft des lekteren fallen muß. Es braucht das nicht 
theoretiſch zu wiſſen oder zu beweiſen; fieht und hört ja doch ‘ber ein⸗ 
zeine Menſch, und weiß nicht, wie eb geichieht. Es wird aud unbe 
wußt feiner Natur folgen, und bier das Seinige thun. Die Aufgabe 
der Wiflenfchaft it e3 nur, Weien, Grund und Folge der Dinge zum 
Betvußtfein zu bringen. Das ift fie jebt, und das War fie auch ba- 
mals. Allerdings aber hatte das Königthum, indem es ſich faft gleich 
zeitig mit feinem Entftehen jener Aufgabe der Befreiung der nieberen 
Geſchlechterklaſſen zuwendet, in den gegebenen Berhältniffen einen ganz 
beftimmien Anlaß, bie Wiſſenſchaft zu Hülfe zu rufen. Diefer aber lag 
‚in dem Rechtsprincip felbit, auf welchem jene Unfreiheit berubte. 

In derfelben Zeit nämlich, in der das Königthum und in ihm bie 
Staatoidee ſich entwideln, geftaltet ſich auch das Rechtsverhältniß der 
herrſchenden Klafie aus einem vorwiegend öffentlichen zu einem privat⸗ 
rechtlichen um, wie wir geſehen haben. Wenn daher das junge Konig⸗ 
thum in dieſe Verhaͤltnifſe eingreifen will, fo braucht es vor allem 
Eins; es braucht einen andern Rechtstitel als ven feiner abftracten 
Hoheit, um in die zum Privatrecht des Grundherrn gewordene Unfrei⸗ 
beit der Bauern und Leibeigenen einzugreifen. Und dieſer Rechtstitel iſt 
eben das Jus und Dominium eminens, das Dbereigentbum, mit deſſen 
abſtrakter Auffiedung der Kampf des Königthums gegen jene Unfrei⸗ 
beit beginnt. Das if feine Stellung in ber Geſchichte der neuen 
Staatsidee. 
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Man. wird fich nun die Sache nidt ſo denken, als hätte das Kö⸗ 
nigtbum fein dominium eminens ausbrüdlih in diefem Bewußtſein 
feiner focialen Aufgabe gefordert. Die ganze Frage entftcht vielmehr 
von felbft;-fie wird auch nicht jo fehr Durch Die Theorie angeregt, ale 
vielmehr von ihr wiſſenſchaftlich formulirt. Die Literatur derſelben 
iſt nicht etwa die Frage ſelbſt, ſondern nur ihr Ausdruck Die Form, 
in ber dieſelbe mit Princip und Conſequenz zum Bewußtſein Tommi. 
Eben fo wenig ift die deutſche Beivegung hier ber engliſchen ober frangöfifchen 
gleihartig, oder in ihren Wirkungen gleichzeitig. Denn das König 
thum, an welches ſich dieſelbe anfchließt, ift in England und Frankreich 
ein doch anderes. als in Deutſchland und daher ericheint auch Die 
ganze Behandlung des Principe als eine weſentlich verſchiedene in Den 
drei Rändern. In England ift ber König dem anerlannten Rechte 
des feodal system nach wirklicher Gigentbümer alles Grundes und 
Bodens bis zum St. 24. Ch, II. 12. Sem jus und dominium eminens 
war daher an ſich gar nicht fraglih; nur. war er, jo weit nicht eben 
das feodal system ihm ganz beittumte Rechte einräumte, an.die Bw 
ſtimmung des Parlaments gebunden. (ſ. oben). In Frankreich war 
der. König oberfter Lehnsherr, ohne Dach eigentlich, mit Ausſchluß Der 
Aronlehen, Obereigenthümer zu fein; zwar wir num das Königthum 
jeit dem Ende des 15. Jahrhunderts allgewaltig, aber in bie droits 
‘seigneuriaux greift 23 nicht ein, va es überhaupt ſeit Zubinig A. 
Sie innere Entmidlung des Bolfes über dem Glanz des verderbten. 
vom Adel beherrichten Hofes und über Die Machtfragen der Monardjie 
vergibt. In Franlreich iſt jeit Richelieu bie Frage nach bes Herrſchaft 
der Krone im Öffentlichen Recht unbezweifelt für diefelbe 'entfchiehen, 
‚aber Die Frage nach ver Gewalt über das Privatrecht des Grundherrn 
‚eben jo beftimmt gegen biefelbe verneint. Die groben Urgane, weiche 
dies Recht Ber Grundherrſchaft vertraten, waven die Baxlamente. Aller⸗ 
dings le der König durch biefe Parlamente die Ausichreitungen 
der Grundherren gegen die Unterthanen, wenn .fie zu wirklichen Ber 
brechen :ausarteten, wie 1665 in den Grande dours d’Ausergne und 
ſonſt (Eugenbeim a. a. O. S. 142—162), aber: Die Rechte felbft lieh 
‚er..unangetaftet — einer ber gewaltigen Grünbe, weßhalb die Repo⸗ 
Iution mit ber Geſchlechterherrſchaft auch das FKünigihum. vernichtete. 
Daher hatte Frankreich Die Lehre. vom dominum eminens ‚des Königs 
‚für die Herrſchaft der Krone. nicht nöthig, und wollts fie nicht gebrauchen 
‚für die innere Verwaltung. Ganz anders Dagegen: var, eö in Deutſch⸗ 
land;: Bier war mit ben Kauſerthum die Staatsidee felber gebrochen, 
und an ihre Stelle die örtliche: Souverainetüt getreten, Die zuletgt 
felber nur ein Privatrecht auf Selbſtherrſchaft der Heinen Reichsſtände 
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wurde. Für dieſe hatte das daminum eminens feinen rechten Sinn, 
da Keſgohnehin wahre Eigenthümer ihrer Herrichaften waren, ohne doch 
Steaten-zu fein, und bis zum Ende des breißigfährigen Krieges gab 
es naher auch bier feinen Raum für jene Frage. Erft mit der zweiten Hälfte 
des 17. Zahrhunderss fangen nun die territorialen Staatenbildungen 
en, und diefe tragen. frotz der mannichfachſten Unterichiede dennoch 
einen und denſelben Charakter, den namentlich Preußen. unb Deiterreich 
wit Dem:18. Jahrhundert fofort zur energiihen Geltung bringen, 
das jft Die Starke Entwicklung aller Actionen ber inneren Verwal 
sung Namentlich Preußen, xas dForzys der Berwaltungsftaat, 
gebt hier ein ganzes „Jahrhundert lang mit glänzendem Erfolg, aber 
auch mit großer Härte, voran. Diele innere Verwaltung läßt nun 
auf allen Punkten jones Nacht der Grundherren, das auf Gerichts 
harleis und Polizei — und Polizei hieß und war noch jebe innere 
Barwaltung — zin Privatrecht hatte. Sie war daher als Tönigliche 


Berwaltung gar nicht möglich, ohne diefe Grundherrlichkeit in hundert 


Punkten zu beichränten, zu ‚verlegen, zu vernichten. Damit trat fie 
wit ihrer ‚Staatäidee dem Princip des Privatrechts und ber Heiligkeit 
des Eigenthums entgegen; und diejes tiefen Gegenſatzes waren. fich dir 
Krane und, nicht. Ipeniger bie Gutsherren recht, wohl bewußt. , Die 
exftere brauchse daher etwas anderes ald die einfache Negation jengs 
Rechts ter letzteren; und wenn. jener Friedrich Wilhelm I offen ump 
ſtolz .exllärte, ex werde dem Junkerthum gegenüber .„die. Swunerninetät 
wie einen rooher de. bronze ſtabiliren,“ fo beburfte er troß feiner per 
fönlihen Energie doch auch eines fichern Rechtstitels bafür. Und 
diefen Nechtötitel bot nun ber Begriff des daminium eminens. Der 
jelba- bebeutet in ber ‘That nicht. ein Obereigenthum, : fondern er it in 
feiner deutſchen Geſtalt vielmehr da8 höhere Neppt ber Sta at sidee 
überhaupt. Dieſer Begriff. ift daher nicht etwa in bie gewöhnliche 
Kategorie der juriſtiſchen Gontroverjen, etwa aus dem Lehnrecht, zu 
ſtellen, wie Manche wohl meinen, Er iſt vielmehr ſelbſt zum Theil 
ein Element, zum Theil ein Ergebniß der Entwicklung der Staatsidee 
in Deutſchland, und feine. große Bebrutung namentlich für die ganze 
Gntwährungölchre macht +3. nptbiwendig, ihn aus ber Vergeſſenheit 
hesausguziehen, in welche er. gerathen ift, und ihm feine Stelle in ber 
Geſchichte des deutlichen Staalslebens zuriſchzugeben. 
Man kann wohl drei Hauptauffaſſungen in dieſem Begriffe unter: 
ſcheiden, hie zugleich für bie ganze Auffaftung. bes Stantäbegrifies 
neh; bezeichnend find. . 
» Die :erite- dieſer Auffaſſungen fünnen wir - die der Gioſſatoren 
nennen. Sie beruht auf dem Verſuche, das Lehnrecht, namentlich alte 


4168 


vie Gefammtbeit derjenigen Rechte, welche der Lehnäherr über das fou- 
dum bat, mit dem römifchen Begriff des dominium in Uebereinftiw- 
mung zu bringen. Der Sage na — denn etwas Anderes ift es doch 
wohl nit — entfleht diefe Frage bei einem Streit der beiden Glofſa⸗ 
toren Bulgarus und Martinus. Die Geſchichte bat uns den Begins 
dieſes Streites, ber theoretiich bald halb Europa umfaflen follte, als 
Anefoote aufbewahrt. Belannt ift die Sitte, die herrſchenden Herren, 
namentlich vie Lehnsherren domini zu nennen; ebenfo beiennt jeme 
vage Borftellung aus der Zeit Karls des Großen, welche den Kaifer 
von Deutichland als feinen Nachfolger, als den oberfien Lehnsberren der 
Shriftenbeit anſah, eine Borftellung, welche von der Geiftlichleit mit 
Eifer und Abſicht genährt wurde. Die Courtoifle jener Zeit ſagte 
daher wohl, der deutiche Katfer ſei „dominus mundi,* Die neu enb 
ftehbende römifche Jurisprudenz verftand bagegen unter domines den 
juriftifchen @igenthlimer und forderte ihrerfeits, daß ſich der lehns⸗ 
rechtliche Begriff des dominium dem römiſchen in irgend einer Weile 
unterorbnen folle, um dadurch jene Definition zu empfangen. Run er 
zählt Dtto Morena in ber Historia Laudensi (Muratori VL 1018), 
daß eines Tages der Kaiſer Friedrich Barbaroſſa mit Bulgarus umb 
Martinus ausgeritten fei und bei biefer Gelegenheit beive gefragt babe, 
“ob er wirklich rechtlich ber „dominus mundi® fe. Bulgarus ant 
twortete ihm, daß er es nit fei in Betreff des Eigenthums (quod 
non erat dominus, quantum ad proprietatem), wogegen Wartinus 
höfiſch erflärte, er fei wirklicher dominus. Der Raifer fihenlte, dar⸗ 

‚ über höchlich erfreut, dem Martinus fein Pferd: Bulgarus aber, als 
er dieß börte, fagte: „Amisi equum, quie dixi aequum, quod nom 
erat aequum* (Pätter, Speeimen juris publiei et gentium medü 
uevi. p. 192). Bon dba an nun feheivet fidh der Begriff des domi- 
nium in zwei Theile. Der ftrenge römiſche Begriff bleibt; allein neben 
ihm entftebt der zweite be dominium feudale, über deſſen Inhalt 
und Gränzen man fi} auf ber Grundlage bes römiſchen Rechts nicht 
Mar werden Tonnte, da man ein Oberrecht des Lehnäheren über bie 
proprietas des Vaſallen nicht läugnen konnte und doch auch wieder 
zugeftehben mußte, daß dominium und proprietas das volllonnnen freie 
und ausſchließliche Recht über bie Sache bebeuten, das der Lehnshberr 
denn doch in Beziehung auf das Eigenthum des Vaſallen nicht hatte. 
Daher ſehen mir von jetzt an das Beſtreben, jenes Oberrecht bes 
Lehnherrn fo viel ald möglich in juriſtiſche Formulirung zu bringen. 
Sp entitanden zunädft ber Unterſchied von deminium direetum unb 
utle; dann ber Verſuch, das Rechtsverhaͤltniß des oberften Lehnsherrn 
durch Aushrüde zu bezeichnen, bei denen man bie Worte dominium 
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und proprietas forgfältig vermied, um zu Teiner Verwechslung Aulaß 
zu geben. So fagt Baldus in C. un. vers. et praem. ergo de 
alleud. in usibus -Feud.:. „Omnia feuds et praedia eeneualia et 
allaudialis a principe proeedunt et ad prineipem redeunt.* — 
Was das enticheidende „procedunt“ juriftifch beveutet, das zu Tagen 
überlich dann das römiiche Recht dem Lehnsheren; fo viel ſtand jeboch 
feſt, daß es jet zivei Arten des Eigenthums gebe; was dagegen nicht 
recht feft Hand, das waren bie Gränzen zwiſchen beiden, das Mai bes 
Rechts, welches dad dominium direstum oder feudale, ober das utile 
— das doch im Grunde die eigentlich romiſche proprietas enthielt — 
befigen follte. Offenbar Iag bier ein Berbältnik zum Grunde, das 
wit privatrechtlichen Begriffen nicht erfchöpft werden konnte, obwohl es 
ſich auf privatrechtlicde Objekte bezog und im privatrechtlichen Sinne 
des römilchen Rechts behandelt wurde. Und dieß Verhaͤltniß kam nun 
in der zweiten Epoche zum Ausdruck, aber allerbingd nidyt zur end: 
gültigen Entſcheidung. 

Als nämlich, mit dem breißigjährigen Kriege ſich das Territorial⸗ 
ſtaatsrecht entwidelt, entfliehen in Deutſchland zwei Klaflen von Reichsh⸗ 
Ränden. Die eine Klaſſe befteht aus wirklichen Fleinen und größeren 
©taaten, welche kleinere und größere Herrichaften in fi aufnehmen, 
und über diefelben eine eigentliche Verwaltung zu entwickeln beginnen. 
Die zweite Klaſſe, die Heinen Reichsſtände dagegen, find nichts als 
ſouverain getvorbene Grundherrlichleiten. Da aber die Souberainetät 
beiden angehört, fo muß nun auch auf beide ber Begriff des domi- 
sAum principis angewendet werben. Offenbar nun aber waren beike 
Klafien in Beziehung auf den ihnen angehörigen Grund und Voden 
in ſehr verſchiedenem Verhältniß. Die erfte Klafle hatte über alles, 
was nicht proprietas fisei ober prineipis war, fein eigentliches Eigen⸗ 
thum, jondern nur die ſtaatliche Herrichaft; die ziveite Klaſſe dagegen 
„ſolche deutſche Staaten, welche aus der Verbindung einzelner einem 
Fürften oder feiner Familie eigentbümlih zugehbrender Güter 
(dominium im inne der proprietas) entftanden find, haben ein wah⸗ 
ses, über Grund und Boden bes Landes fi erſtreckendes Eigenthum.” 
So noch Runde 1795 (Deutfches Privatrecht $. 101), Da man 
nun den Ausdruck „dominus“ und mithin auch ven Ausdruck „dumi- 
nium“ auf beide Klaſſen urſprünglich gang gleichmäßig anwenden 
mußte, weil am Ende beide Lehnsherren und fouberain waren, fo 
warb jegt von den abfoluten Anhängern der fürftlihen 
Gewalt der Begriff der proprietas mit dem des dominium 
überhaupt verichmoken und der Fürft als dominus quoad proprie- 
taten totius terrae angejehen auch da, wo er gar Fein Gigenthumsrecht 
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hatkei Dieſe Begeiffsverwirrung aber was deren doch nicht bloß zu 
dem: Priceip bes Eigenthums überhaupt zu. gefährlich, und es ent 
ſtand Daher ein ‚Brook, ven bie Unterſcheidung zwiſchen daminium 
and. proprietas: wieder hexftellte. Run. behielt die Sache anfänglich bee 
grohe Schwierigkeit, daß uam :in der lateiniſchen Literadur den Aus⸗ 
druck dominium aud für die fürftficde Herxſchaft beibehalten mußte 
ber jedoch ‚nach wie vor filr bie. Juxiſſen, bie proprietas bedeutete (wie 
O. 1.8.1 D..d,. Soto. Silen. „domini.appellatione _sontimetur qui 
habet proprietatem,* und vielfach). Es war daher. zu einer zechten 
Klarheit nieht zu gelangen, bis. man: im: 18. Zabzbundert anfing 
deutſche Ausdrücke zu gebrauchen; exft dieſen Auftreten beukicher Aus 
drücke entſcheidet bie zweite Epoche. 

Es: ealärt ſich daher wohl einfach, men. mir. bemerken, veb- -jewer 
Busch. ‚bes Unterſcheidung zwiſchen dominium und proprietas ſo lange 
unvollftändig bleibt, als vie betreffende Literatur: noch lateiniſch iſt 
and das iſt im Weſentlichen das 17. Jahrhundert; erſt im achtzehnten, 
we won anfängt deutſch zu ſchreiben, greift auch der deutſche Gedanke 
uch, und dieſen min bezeichnen die beiden Worte Landeshoheit“ umd 
Aorentärigentum” An He. und ihre, DHedeutuag knünft ſich ein 
hä Literaturgeſchichte, Daß nicht, zu vengeſſen der Mihe werth: iſt. 
>... Als nämlich im Anfange bes 17. Jahrhunderts die junge königliche 
Markt in ven Hauptländern Europas hen Kampf mit. dem Lehuönueien 
und der Granbheerlihleit aufnimmt, in Spanien und ben Niederlauden 
wit Philipp II. und feinen. Rachfelgern, in Frankreich mit Richelica 
au. England mit den Stuaris, iu Dänemark mit Friedrich UL, ie 
Yen, ejnzaln entſtehenden deutſchen Staaten mit den Landesfürften. 
eniſteht Die theoretiſche Frage, ab Die allerdings anerkannte lehnshen 
liche „Swereinstät" bes -Bunbeäheren: auch demjelben Das. Recht zur 
Megierung, Die „Spuverainetät” gebe. Und in dieſer Frage var es, 
wo Hugo Grotius mit deutſchen Gedanken, aber in lateiniſcher Sprache 
hen, Ausgangopuntt der neuen Theorie bildet, die bag 17. Jahrhundert 
beherrſchte Aub jenem Maume vorzugsweiſe feine Stellung in der Ge 
ſchichte Der Rechtsphiloſonhie gegeben hat Es iſt diergneie Bedeutung 
des Hugo Grotius, die gange.: bereits im AG.: Jahrhundert Mochandene 
Auffaſſung des jus natunge, die in ber ſchon vor Hugo Grotius loimes 
wegs unbedeutenden rechtsphiloſophiſchen Siteratur aufgeſtullt war, zum 
der concreten Frage über das Bigenihumßredt des Fürften: am 
Stanta unh dem Umfang deſſelken: Sqptallifirt Zu haben. Die 
vortrefflich⸗ und⸗ höchſt gründliche Acheisypon Aahtenbory die. Bor 
lüufexnes Hugo Brotius auf dem Gebiete des jus naturse-otıgentium“ 
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(1848) hat den, wir möchten ſaſt ſagen einzigen Fehlen, oben dieſe bo⸗ 
ſtimmte Beziehung auf jene Hauptfrage der europäiſchen Staatenbildung 
nicht Hay und feſt geung erlannt:umd herauagehchen zu: hahen; han 
in: der has war.fie be Baunblage und .bas Biel aller, Sheorien noch 
Zange nach Hugo Gratius, ja ſaſt bis zum Ende deß 18. Jahrlundexts, 
Hugo Grotius aber nahm hiex eine ‚ganz entſcheidende Stellung. ein. 
Sein. Lib..L. C..3 if das. Compendium ber Brimeipien ſeines Staats⸗ 
rechts. Darnach muß man unteriheihen. Das Necht der „ Könige‘ und 
ibwer. „Berziheft” (imperium) enificht entweder aus der Wahl. und dem in 
Abe licgenden Bertrage,. oder aus ber Groberung. Das Recht des Kiünigs 
iſt im eriten Halle eim beichränttes, aber im’ zweiten Halle ein: un bie⸗ 
ſchränktes. Dieses unbeſchraänkte Recht umfaßt nun auch das Eigen- 
tthun: ſolche Könige ſind „reges ꝓlono jure proprietetis. ut qui jusko bellg 
impæatium quaesierunt, auf in quorum ditionem populus aliquis ita 
ve dedidit, us nihil avcineretur“ lib. 1. cap. -B..8« 11. Bei die ſen 
Konjgen entſteht num die Frage, ob ihr jus proprietatis ſich bloß auf das 
RNecht der Regierung, oder auch auf..bie Freiheit der Einzelnen: er 
ſret. Mad. darauf antwortet Huge Grotius: „At siout ost alia potostas 
dominico, alis ragis, ita et alia lihertas personal, alia civiig, alia 
aingulorum, alia univarsorum. Hio non de hominum singulgrum, 
sed de popul; . libertaie quaeritur. - Cum ponpulus alienatur, mga 
igei :hpmines. aliepantur,.-apfl jys perpewum cos. regandi.“ :&p- sp 
ſcheint bias daR Princip der pasißnlichen Freiheit als die abſolute, von 
feiner Stantäfprm zu Aberſchreitende Gränge der höchſten Gtantsgewalt; 
Ind: mar die wahre Baſis des Prinsins ber Mofermatiom,. ein neaer 
Gedanle gegenüber dem alten jus feudale, in welchem der Meufch- firts 
in untrennbarer Verbindung mit dem Grundbeſitz und daher auch: mit 
dem. Recht. des Lehnaherrn über biefen Grundbeſich gedacht, amb dieſem 
Rechte de Grundbeſiteq auch perſönlich untermoxfen mind. Mn - ii 
jener Gedanke des Hugo ſrotiug, die principiella Scheidung Der Per—⸗ 
ſünlichteit nom Befig und ſeiner Ahhängigbejt, bez 1h⸗ ox ofñi ſche Aus⸗ 
gangspuntt dex, ſtantsbürgerlichen Geſellſchaft. und ihrer 
Scheidung von bes ſtändiſchen Geſellſchaftaordnamg. Allein mährend 
Hugo Grotius auf dicſe Weiſe, wie er es in dem obigen Satze aus⸗ 
drücklich hexrvorhehi, den Menſchen frei macht, macht .er ben. Staat 
nicht frei... Gr. erklennt vielurhr, an, daß es Staaten gebe, deren 
vimperium⸗ in ‚ber plenitudo juri. proprietatis. dem Eigenthum des 
Lanbegheren beſtehen konne. Dieſe Staaten mim nennt ex vie „regba 
natrimonialia,“ und. jebt fie außprüdlich den regnis quao non in. patzi- 

monjo sed „ianguam“ in usufructu habentar* entgegen. Die erften 
Sana. des, König ganz nac feiner Willfür vegieren, ja, qua minus rex 
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regaum (patrimoniele) allenet, nihil impedit.“ Bei ben letzteren da⸗ 
gegen ift der König an die Zuflimmung ber Stände für feine 
Toronbefteigung, alſo auch für feine ganze Begierung gebunden — 
„ut imperium totum valide transeat, populi totius consensu Opus 
est, qui expediri potest per partium legatos, quos ordines: vocant."® 
Damit war die erfte Baſis für den Unterfchied ber freien und um 
freien Verfafiung gefunden, nicht auf Grundlage eines abſtrakten Be 
griffes, fendern auf derjenigen ber hiſtoriſchen Staatsbildung, unb 
einerfeitö der Raum für die reine Philofophie gegeben, die alsbald für 
jenes Recht bes Landetherrn das begrifflide Weien des Staats als 
Srundlage nahm, wie in England Hobbes (f. oben), in Deutidhlany 
Bufendorf (1667), der in feiner Auffaflung des Staats noch weiter 
ging als Hugo Grotius und faſt eben fo weit wie ber von ihm wicht 
eitirte, und doch ihm fo wohl bekannte Hobbes; er fagt im jus net. et 
gent. lib. VII. cap. 6. 8. 16: Qui (patrimonialiter imperans) licet 
viotis libertatem pereonalem et dominium privatum relinguat, zel- 
tem tamen imperium in ipeos pleno ei irevooabili modo sibi vin- 
dieare intelligitur.* Anbererfeits fanden jet auch die hiſtoriſchen Stu 
dien über das pofitive Recht dieſes Königthums damit einen feiteren 
Anhaltspunkt, wie wir gleich feben werden. Und fo konnte nun, near 
dem man fiber das Weſen der Patrimonialfianten gegenüber denen ber 
Ränbifchen einig war, die zweite Frage entfliehen, wie weit denn num 
jenes imperium gebe. Das ift der Punkt, auf welchem fi hiſtoriſch 
der Begriff der Lanbeshoheit von dem bed: Stantäeigenthbums, bie beibe 
(don in dem lnterfchiede ver Ausdrücke imperiam und dominium 
fiegen, zu fcheiden, unb bie Auffaffung des 18. Jahrhunderts zu bilden 
beginnt. 

Schon Hugo Grotius war fi) darüber Har, dab in jedem 
Staate unterfchieden werden müffe zwiſchen dem eigentlichen patrimonmiem 
principle, dem perfönlichen Eigenthum des Fürften an gewiflen Gütern, 
und dem, was wir jeht das Staatseigenthum nennen. Nur wendete 
er den Unterfieb des Patrimonial« und ftändifchen Staates auch auf 
Viele Berhältniffe, die bona publica des römiſchen Rechts an, und 
fam confequent zu dem Schluß, daß in den Patrimonialfinaten auch 
diefe bone publica proprietas des dominus fein. „Ut enim res 
est ager* (Grundbeſit) ita et iter, aotüs, via, sed haeo alii (die Patri⸗ 
menialfürften) habent jure pleno proprietatis, alii jure usufruotuario.*® 
(Lib. 1. cap. 3. $. 11.) Offenbar war nun bieler letztere Begriff des 
jus usafruotuarium eines fländifch begränzten Rönigthums höochſt un 
Hax; denn es handelte fih bei der im 17. Jahrhundert entſtehenden 
Verwaltung nicht fo fehr um ben Grtrag, als um das Aeikt, 
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Berwaltungiinaßregeln über dieſe „reo,“ die Öffentlichen Angelegenheiten, 
zu erlaſſen. Einen Begriff der Verwaltung aber hatte man nicht; fo 
kam man iwieber auf ven Begriff des dominium und ben ber proprieias 
yurüd, um das Hecht dei Kenigs dadurch zu befiniven. Und ba num 
einmal felgufichen ſchien, daß zwar das abſtrakte Imperium im Weſen 
des Königthums liege, die Anwendung befielben auf die „res“ Dagegen 
ein Gigentkumörecht vorausſetze, während eine proprietes an beujelben 
Denn doch nicht zugegeben warb, fo erfand man eine neue Axt bei 
Eigenthums, eben das dominium eminens, das if diejenige Art des 
Eigenthums, welche ben Rechtetitel für ben Erlaß und die Durchfüh⸗ 
zung von Berwaltungsmaßregeln in Beziehung auf jene mit dem 
Grunpbefig verbundenen öffentlichen Angelegenheiten abgeben follte. Die 
Literatur über dieſen ſpeciſiſchen Begriff des 17. Jahrhunderts ift eine ſehr 
reiche; die bebeutendften Arbeiten ſind J. Fr. Horn, Dissertatio do 
minium supereminens 1658 und Hermann Gonring, Dissertatio 
de dominio eminente 1667. Schon Hugo Grotius hatte den Grund zu 
biefer Scheidung . des Imperium vom dominiam, ber Scheidung ber 
Staattidee vom grundherrlichen Fürftentbum gelegt, indem er das 
Geiterium bafür in die von den höheren Stantöbebürfnifien, der ne 
oessitas, geforderte Aufgaben der Giantögevalt legt, wobei der Furſt 


ſelbſt ſchon nur noch als Haupt ver Gemeinſchaft, ver oivitas, aufgefaßt _ 


wid. So fagt ex (lib. III. c. 19): „Jus supereminens dominii in 
res subditorum , quod civiiati competit, ——— 
potestatem habente exerciter. Id enim jus ad ommss 
subditorum.* Das ift eigentlich bie erfte hiſtoriſche Definition No 
Entwährungsrechte, die und beiannt ift, und bier ift es, wo ſich 
der innere Zufamienbang beffelben mit dem alten dominium eminens 
deutlich zeigt; die „eivitas® ift hier fchon unklar der organifche Staat 
mn summam potestatem habens das Staatsoberhaupt und die Re 
Do denkt Hugo Grotius offenbar zunähft an den Patri⸗ 
A Bei Ehr. Wolf wird die Sache bereits in Formeln ge 
fabt; ex findet bier wie immer eine an ſich volllommen klare Definition, 
wenn ex auch bie Ausbrüde willlürlich anders gebraucht. Nach ibm if 
ex jure naturali dad dominium eminens das jus disponendi de robus 
propriis eiviaum salutis publicae cause, bie polsstas eminens das 
* de ipeis personis eivium; das jus eminens begreift beide zugleich, 
und fieht dem „superior“ zu; wer das ift, fagt er nicht weiter (wel. 
6. 996); — aber find ihm fen dominium et imperium ganz 
ungtveifelbaft duo jura a se invicem prorsus distinete, quorum unam 
ab altero prorsus independens est“ (Instit. jur. nat, et gent. $. 1068. 
1749. 1. — Die übrigen Schriftſteller bei Putter, Veitr. IL 
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198 "und 83238 3838. VDaraus nun ertzab Achim Weſeutlichen ſar das 
18. ZJahrhunsert folgeides Shftem von Begriſſen. Das imperium 
muß Yon dominium als: proprietas unbedeugt geſchieden u BR. 
Slevoigt/ de deminio ‘et:inaperio: 1744; Fr} Raiſer, dissertatie 
de, diverso' imperii ot’ dominil jure, :1788; vol. Henr. Enceejus 
Introdact. ad. Grottum idise.. 12), :Deß'imperiam berußt auf ber 
Kobeit,; die im Staatsbegriffe liegt; dieſe Hoheit heißt wänlich feit 
Mofer die Vandeshohert im- Genenfak:zur Reichshohrit, was Dan 
Vüster Limstit. far. publ.-$. 28) zu vinem allgemein awerlaumien 
Katheberbegriff macht. Dieſe Lurdesheheit iſt eben bas Imperium bes 
17. anb 18. Jahrhunderts, amd findet allmählig eine feite Definition, 
die von Hertins. (diesertstio d& superioritate territurisli, opuscel. 
1. P. 2..p. 37), ver Grotius Lehre eben fo einfeitig auffaßt wie Poſſe 
A. unten) und am Harlten von Runde (Deutiches Privatrecht $. 101) 
am Ende des-vorigen Jahrhunderts bahin definirt wiwv: „Die Sanbes- 
hoheit begreift “alle vie gemeine Wohlfahrt des Staats zum Zwecke 
habenden Mechte ber Oberherrſchaft oder Staattgewalt, mit Ausſchluß 
der dem Kaiſer vorbchaltenen Negierungarechte.“ Die Frage, ob Die bone 
publiea dem domisidm'.ned Landesherrn gehörten aber niddt, warb basız 
verſchieden beantwortet; nach bem Syſtem bed Hugo Grotius IH. e. 2 
8. 4, verſchieden im Patrimonial⸗ und im fländiiden Stante als „do- 
tninum- prissi oecupatoris, puta populi. aut regis“ (im Patrime 
nialftante) ſehr -beftinmet bezeichnet: („talia "esse selent flumina, lacus 
vtagna, ‚silvasy- montes .asperi") — darnach dann Heineeccinus 
(Blem. juris germen. I, 367) und eben ſo Bitriarius ſelbſt (Imstit. 
jur. pabl. ib, I. T: 38. 9. 6); Dagegen Hertiuß a. a. D. 86. 48: 
ad summum imperantem non. spectare, nisi lex, mos aut major 
sonjectura (?) exceptionem muggerat: Chr. Woiff ſetzt Die. res 
publioae allerdings in dominio totius 'popali, das jedoch fein Necht 
an..dven Reltor übertragen kann, der vann nicht bloß das Imperium, 
fondem auch das dominium eminens im rebus publicis ‚bat, mobei 
jedoch bes Gebrauch allein bleibt, während dad jus disponemdi bem 
Rektor gehört (Instit. jur. nat. et. gent. $. 1130). Freilich war mit 
seien bonis pablicis die Sache nicht erledigt, denn no immer war 
Ger Lnnbesfürft Lehnsherr und hieß „dominus.“ Zu Lehn aber trugen 
fait alle Grundherren ihren Grundbeſitz. Das Lehnrecht hatte num mit 
dem Imperium nichts zu thun, auch nichts mit ben bosis publieis; 
jetzt hendelte es ſich deßhalb darum, ob bie Lehnsherrlichkeit ein de- 
minium eminens voder ein Recht für ſich fei.: Gier war es num, wo 
fih :nanentlich in ‚ver zweiten Hälfte des berigen Jahrhunderts die 
Anſichten und Tendenzen zum Theil in ſehr entſchiedener Weiſe theilten, 
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und wo wer eigenslühe Streit Über das domibium emimehe ntſtaud 
Dieſer Stteit man if es, den wir als die dritie Geſtalt ober Epsche 
iw der Lehre vom demimiuta aminene beyeichnen können, Es ift; wrnul 
man ihn tin Ganzen berſieht, Feiner Augenblick unklar, daß ab. fick auch 
dichmal eigentlich nicht um ein Eigenthumsverhaltniß, ſondern vielmehr 
um den großen politiſchen Gegenſatz zwiſchen ber herrſchenden late 
Monardite: und den freieren Sven: der Vollksvertretimg banbeit, die 
ſchon bei Hugo: Gronus wie bei Moſers Landeshoheit .bakı Gauzen 
zum Grunde liegen, und. in welchem das dominium. eminens nur 
Ausvrud und Nechtätitel für die unfteiere Auffaflung iſt, wahrend pa 
privatvechtfidhe Element ziemlich in ven Hintergrund tritt. Man Tann 
deßhalb fehr Har die mie politiſchon Richtungen | in biefer juriſtiſchen deage 
unterſcheiden. 

Eine Richtung nanlich ftellte ſich einfach auf ben: Standpunlt des 
alten Martinus und’erflärte, daß die euperioritas torritorialis in ihret 
Anwendung auf den "Grund. und Boden überhaupt und auf bie LZehn® 
beſitzungen insbefondere als dominium eminens das wirlliche Eigem 
thum des Landesherrn ſei; ſo fügt der Hauptvertreter diefer Anſicht 
Biener (De natura et indole dominũ in Germania. I. $. 10): „Ormmia 
territoria, sine quibus  saperioritas. aon intelligitur, in potrimo 
seium et proprietatem cesserunt oum omkibus jaribus regulibme at- 
que spsis adeo subditis et vasallis.*“ (Bol: ib. ib. II. o. 1.) Gben fo 
fagt Fiſcher Eehrbuch des Camercil⸗ und. Polizeirehts H. $. 451). 
Bermöge ver Berfafftung des Mittelalterd bat der Staat. das Dber 
eigenthum über. alle Grundftäde, nad dem Spruchwort „Sand und 
Vand gehört der Herrſchaft;“ doch fcheibet ew ganz beitiumt - banen 
das „StaatBeigenthbum,? unter dem er die alten bona publiea verfteht 
(S. 388), was Poſſe (©. 8) falſch verkanden Hat: So mußte woch 
Schlbzer in feinem Staatsanzeiger (Heft 63. ©. 358) gegen einen 
„Altmagyaren“ Tämpfen, ber die Baſis der deutiihen. Staatsgewalt 
dahin definirte, „baß in jolchen Probinzen, in denen der Regent gugleizh 
Grundherr jei, der Landesfürſt nach Belieben fchalten und walten 
konne“ — fo fei „der Kurfürſt von Hannover zugleich Grundherr und 
Gigentfämer feines deutichen Landes; daher bat in Hannover, eigent- 
lich zu reden, niemand nur eine Handbreit Boden zu feinem 
Eigenthum.“ — „Mit Defterreich verhält es fich eben fo wie mit Hau⸗ 
nover; der Erzherzog ift Eigenthlümer des Landes. In Defterreich 
iſt unfer Erblönig babes zugleich Eigenthümer wie ein anderer Grund: 
herr in feinen. Güte; in Ungarn ift er bagegen nur Erbbeamter“ 
(ogl. Poſſe a. a. D. 8. 5-7). Die Anwendung diefes Principe 
auf das üffentliche Recht, vie Conſequenz der ausſchließlichen Herrſchaft 


fendale wieder ald ——— davon geſchieden, und auf die 
Einſchräͤnkungen in Beränderungd: und Veraͤußerungsrecht reducirt. 
(Böhmer, Inetit. jur. ſeud. 8. 35 u. öfter; Fiſcher a. a. D. $. 464.) 
Dieſer Richtung trat nun bie zweite freiere entſchieden entgegen, indem 
fie ein ſolches dominium eminene definitiv verwarf, und die Landes⸗ 
hoheit von dem Begriffe und Recht des Eigenthums auch auf diefem 
Gebiete trennte. Zuerſt erfchien Rave, Betrachtung über ben Unter 
ſchied der Oberherrſchaft und des Eigenthums; 1766 Bütter in feinen 
Beiträgen L Nr. VI. u. IX. führte die Scheidung weiter auf juri⸗ 
flifchem Gebiet aus, bis die bedeutende Schrift von X. F. H. Poſſe 
Über das Staatseigenthum in den beutihen Reichelanben und bas 
Ginatörepräfentationsrecht der beutichen Zanbftände (1794) deſinitiv mit 
grober Klarheit und gründlicher Belohriamleit den Sat feftitellie, „daß 
das Staatsobereigenthum — nur die Befugniß der regierenden Gewalt 
— eine Aufopferung des Privateigenthums und bie Beichränlung ber 
natürlichen Freiheit der Unteribanen zur sg bes allgemeinen 
Wohles oder der allgemeinen Bequemlichkeit nad Verhäliuik des dem 
Ganzen dadurch zu verichaffenden Bortheild enthalte, daß aber ber 
Grund biefes Rechts in der aus ben Staatszwecken unmittelbar flie⸗ 
Senden Staatögewalt und nicht in einem Eigenthum bes Staats 
an ven Unterthanen und bem Landesbeftande liege” (©. 11), ein Eat, 
don Hufeland in feinen Lehrfähen bes Naturrechts 6. 896 in ähm 
licher Weife gegen die naturrechtliche Lehre Pufenborfs, dem ** 
des Patrimonialſtaates, „daß alles Eigenthum nur Begünftigung bes 
Staats jei” und Häberlin im Repertorium bes Staats: und Lehus 
rechts (Artikel: Obereigenthum) publieiftiich nachgetviefen hatte, und ben 
endlich Runde in feinem beutichen Privatrecht definitiv formulizt 
($. 101): „Zandeshoheit und Eigenthum find zwei ihrem Weſen 
nach fo verſchiedene Rechte, daß die Beſtandtheile und Wirkungen des 
Einen fchlechtervings nicht ala Inbegriff des Andern betrachtet werben 
dürfen.” Man kann jagen, daß damit bie Frage endgültig entichieben wer; 
die Ideen Bieners und Fiſchers verſchwinden, und Damit verfhwindet 
auch der Begriff und Name des domimum eminens aus ber 
ganzen Literatur. Mit dem 19, Jahrhundert ift feine hiſtoriſche 
Miſſion vollbracht; es bleibt nur Eines übrig, und das erhält ſich bis 
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auf die neuefte Zeit. Wir baben fpäter darauf zurlidzufommen. Es 
ift der Begriff des jus eminens, der aber eigentlih mit dem bes do- 
minium eminens direft nicht? zu thun bat. Das jus eminens be: 
deutet, nämlich durchaus nie — wenigſtens finde ich keine darauf be⸗ 
zugliche Stelle — ein Obereigenthum, ſondern genau das Nothrecht 
des Staats, als ratio status extraordinarii, favor oder apex neces- 
sitatis u. a..m. Natürlich kommt diejer Begriff erſt da felbftändig zur 
Erfcheinung, wo dad dominium eminens befeitigt ift, obgleich er ſchon 
früh anerkannt ift. Diefer Begriff ift es nun, ber fi) in ber Literatur 
des 19. Jahrhunderts erhielt und in den Lehrbüchern, wir können nicht 
anders fagen als unverftanden fortgeichleppt, und zur größeren Ver 
wirrung faft immer mit dem dominium eminens zufammengeftellt wird 
(f. 3. B. Klüber, Deffentl. Recht 8. 551; Zachariä, Deutfches Staats⸗ 
und Bundesrecht I1.), obne dad man fich über dad Wefen beider Rechen: 
ſchaft abgelegt hätte (f. unten... Das dominium eminens aber war 
jet der ftaatöbürgerlihen Gejelihaft und dem öffentlichen Recht der: 
felben, ſowohl der Rechtsphiloſophie als dem deutfchen Privatrecht, ganz 
unklar geworden, und wirb daher, wenn es noch vorfommt, ohne Ver 
ſtändniß feiner hohen politiichen Bedeutung in der Geſchichte rein als 
ein lehnsrechtlicher Begriff wie bei Eichhorn ($. 565), ober als eine 
Modifikation des Eigenthumsbegriffes wie bei Mittermaier (Deutjches 
Privatrecht I. 8. 156; Albredt, Gewehre ©. 75. 283; Befeler, 
Erbverträge 1. S. 79) angefehen. Daß es eine gefchichtliche Thatjache 
und Bewegung enthalte, fah niemand, und der Mangel an jedem prak—⸗ 
tifchen Werth erhielt es nur noch nominell. An feine Stelle tritt alsbald 
der Begriff der Exrpropriation, auf den wir unten fommen. 

Dieß ift, wie wir glauben, das Wefentliche in dem Stüd deutfcher 
Rechtsgeſchichte, das und das hiſtoriſche Wort dominium eminens be 
zeichnet. Und jett können wir fragen, welche Bebeutung daſſelbe für 
unfern eigentlichen Gegenftand, die Idee und das Recht der Entwäh—⸗ 
rung überhaupt, und fpeciell für Idee und Recht der Entlaftung 
gehabt habe? 

Die Antwort liegt, denken wir, in dem Schlußpunft der Gefchichte 
de3 dominium eminens felbft. Aus dem falt zwei Jahrhunderte wäh 
renden Streit hat fich endlich der Grundſatz hieraus gebildet, daß wie 
Pofle und Runde (a. a. D.) fagen, die regierende Gewalt das 
Recht babe, für die Beförderung des allgemeinen Wohles, für die 
Berwirklichung der höchſten Staatszwecke, oder wie die Ausbrüde fon 
lauten mögen, „von dem Untertbanen die Aufopferung ihrer erworbenen 
Güter und jelbit ihres Lebens zu fordern.“ Damit war dann das 
gefunden, deſſen die junge Berwaltung gegenüber der Grund» 

Stein, die Berwaltungslehre. VI. 12 
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berrlichleit bedurfte, um bie Lage der unterivorfenen Gefchlechter: 
klaſſe, deren Unfreibeit zum Privatrecht des Grundherrn getvorben war, 
auch gegen den Willen ber Berechtigten durch Tine BVerwaltungsmaß: 
vegel burchgufegen. Der Nechtstitel der Befreiung des Bauern: 
ftandes und der Zeibeigenen war gegeben, und das dominium 
eminens ift e8, an welchem er zum Bewußtſein und zur Geltung ge: 
langt, obwohl das dominium eminens felbft darüber untergeht. Das 
ift das große Ergebniß diefer Bewegung. 

Nachdem nun dieß feftftand, kam es zunäcft nur darauf an, bie 
innere und äußere Nothwendigkeit diefer Befreiung, den volkswirthſchaft 
lichen Titel für diefelbe zu finden, um bie Staatögetvalt zur wirklichen 
Entlaftung fortfchreiten zu laſſen. 

In diefem Theile der Bewegung fpielt nun die Staatswiſſenſchaft 
eine nicht unbedeutende Rolle. Jedoch darf man fich über ihre Leiftungen 
und Forderungen nicht täufchen, und wir glauben daher, fie bier 
charakteriſiren zu müflen. 


V. Das Berhältuiß der ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur zur Gruud⸗ 
- entlaftung. 


(Zufti, Berg, Runde, Fichte; die romantiſche Eule in ver Bauernfrage: Adam 
Müller. Die Hiftorifch juriftiihe Richtung: die Entihädigung; die landwirth⸗ 
Ichaftliche Richtung: Thaer und Stlive.) 


Wenn wir es unternehmen, bier denjenigen Theil ber beutichen 
Literatur zu charakteriſiren, ber fich feit Hundert Jahren mit der Frage 
nach der freiheit des Grundeigenthums beichäftigt hat, fo müfjen wir zwei 
Bemerkungen voraufichiden. Die erite tft die, daß mir im Verhältniß 
zu dem ungemein großen, und noch dazu falt in lauter Heinen Abhand⸗ 
Tungen zerfplitterten Stoff denfelben keineswegs ganz bemeiftert haben. 
Wir müflen im Gegentheil gefteben, daß wir wenigſtens in biefer Be 
ziehbung weit binter unferer Aufgabe zurüdgeblieben find. Indeſſen 
baben auch gelehrtere Männer es nicht vermocht, denſelben ald Theil 
einer größeren Arbeit zu bewältigen, wie Mohl in feiner großartigen 
Siteratur der Staatswifjenichaft Bd. II. 318 f. zeigt, der mit Recht 
Hagt, daß es nicht einmal ein Werk gebe, „welches das gefammte 
Nechtöverhältniß der Bauern in Deutichland, fei es geichichtlich, fei 
es rechtlich, darftellte” (vgl. Note 1). Wir werben erſt dann zu 
einem vollen Bilde diefer literarhiftorifchen Bewegung gelangen, wenn 
fi Specialarbeiten aus der Geſchichte der Staatswiſſenſchaften der 
Sache annehmen, wie die fchönen Bilder von Roſcher über die 
früheren Nationalölonomen Deſterreichs in Hildebrands Jahrbüchern, 
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ober die nicht minder gründliche und geiftuolle Arbeit von &. Schmoller 
(„Zur Geſchichte der nationalen Anfichten in Deutichland während der Re⸗ 
formation,“ 1861). Uns ift e8 bier nur möglidh, den Gang der Liter 
zatur in großen Grundzligen anzugeben; leiver haben Sugenheims 
Arbeiten ihn von dieſer Richtung fern gehalten. Dennod iſt die Sache 
felbft fo bebeutfam für das innere geiftige Leben ber Deutichen, daß wir 
das Eingehen auf diefelbe für eine, auch der tüchtigften Kraft würdige 
Aufgabe halten. 

Denn diefe Literatur zeigt uns, baß ber beutfche Geift auch in 
feinen bedeutendſten Vertretern noch im Beginn unjeres Sahrhunderts 
ganz unfähig war, fich in der Weife für die freie Entwidlung der 
niederen Klaſſe, ja für die gejellichaftliche Freiheit und das wahre 
Staatöbürgerthbum zu begeiftern, wie der franzöfiiche. Es ift im Gegen: 
theil keinen Augenblid zu verkennen, daß die Deutjchen vielmehr mit 
der größten Borficht, zum Theil auf großer Anfhauung, zum Theil 
aber auch auf ſtrengen Borurtbeilen beruhend, an die Frage nach der 
Befreiung des Bauernftandes gehen. Es liegt auf der ganzen, faft 
hundert Jahre dauernden Literatur eine gewifle Kälte, über bie wir 
ſtaunen müfjen; da ift mit gar wenig Ausnahmen nirgends bie Rebe 
yon jenen gewaltigen been, welche Frankreich an die Spike von 
Europa .hoben; da ift nirgends jener Schwung ber Gebanfen, nirgends 
jene mächtige Rückſichtsloſigkeit des Principe, melde Menſchen und 
Dinge gleihmäßig und uniiberftehlich fortreißt, nirgends daher auch 
die Gewalt über Völker und Staaten, wodurch Frankreich ſich an bie 
Spike der Civilifation emporſchwang. Die ganze Frage nad der Bes 
freiung des Bauernjtandes verläuft ruhig und ſtückweiſe, theoretiſch 
und methodiſch; fie iſt durch und durch gefättigt mit der an fich jehr 
achtbaren Angft, „wohlerworbene Rechte” zu verleken; fie thut dem 
Einen zu wenig, um dem Andern nicht zu viel zu thun, und während 
Deutichland in Bhilofophie, Poefie und gewifjenhafter Gelehrſamkeit ſich 
an die Spite Europas ftellt, iſt ed in dem Berftänbniß der entfcheiden- 
ben jocialen Fragen jo weit hinter dem Weften zurüd, daß der Vor: 
rang Frankreichs und Englands jelbft dem für das deutfche Weſen am 
meilten Begeifterten Har war. Lag das an dem tiefen, confervativen, 
die ganze Natur des deutichen Volles durchziehenden Grundzug der Ad 
tung vor dem Unterfchieb der ftänbifchen ober Gefchlechterllafien? Lag 
ed an dem nicht minder tiefen Bedürfniß befielben, fich über jedes erft 
vollitändig bemußt fein zu mollen, ehe es mit pofitiven Maßregeln vor 
geht? Lag es an dem Mangel eines einheitlihen Staats, in deſſen Ber 
tretungen fid) die Ueberzeugungen zur Begeifterung entzünden? Lag es 
an allen diefen Urſachen zugleich? Gewiß ift nur, daß wir auf diefem 
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Gebiete vielleicht mit einem ſehr befonnenen, aber getwiß nicht glänzen 
ben Theile der Literatur zu thun haben. Der ganzen Entlaftungsliteratur 
fehlt auf jedem Punkte die Snitiative, und die Verwaltungen der deut 
chen Staaten find mit all ihrer ängftlidhen Beichränfung auf das Uns 
vermeibliche dennoch den Schriftftellern des deutſchen Volles bier weſent 
lich voraus geweſen. 

Wir Fönnen nun in biefer Literatur die des vorigen Jahrhunderts 
- von ber des gegenwärtigen allerdings fcheiben; aber wir müſſen leider 
hinzufügen, daß die Arbeiten ver fiebziger Jahre Leinen Schritt hinter 
den Anfichten zurüdftehen, die wir noch unmittelbar vor 1848 in 
Werken wie Mohls Polizeiwiſſenſchaft und andern wiederfinden. Der 
pragmatifche Gang der Dinge ift nun im Wefentlichen folgender. 

Der Beginn bes literariichen Kampfes für die Befreiung des Bauern- 
ftandes lag in dem von uns bereitö herborgehobenen Kampf über bie 
urfprüngliche bäuerliche Unfzeiheit zwiſchen Eſtor und Haufchilb, wenn 
man nicht allgemeinen und vagen Anfichten, wie die von Hugo Grotius 
(de Jure Belli et Pacis ll. 5. 27), daß der Herr auch Verpflichtungen 
gegen den Leibeigenen babe, Bedeutung beilegen will. Gegen das Ende 
jenes rechtshiſtoriſchen Kampfes nämlich beginnen die großen Auffaf- 
fungen der Phyfiofraten nad) Deutfchland herüber zu reihen. Turgots 
Seen, Mirabeaus Buch über ven Menfchen, Arthur Youngs land 
wirtbichaftliche Reife nach Frankreich, die feiner Zeit viel beſprochene 
Brofchüre: Des inconvenients des droits feodaux 1776, in Paris durch 
Henleröhand verbrannt, die erite praßtiiche Anwendung der phyſiokra⸗ 
tifchen Lehren auf bie beſtehenden Rechtsverhältnifie der Bauern werben 
in Deutichland befannt, und jeßt entſteht die erfte Bewegung, die ſich 
der Frage nad) der Aufhebung der Leibeigenihaft und der Frohnden 
zuwendet. Und bier dürfen wir mit Stoly auf den eigentlihen Gründer 
der deutichen Polizeiwiſſenſchaft, Juſti, hinweiſen, der mit glängender 
und warmer Ueberzeugung, freilich faft ganz allein ſtehend, die Sadıe 
der Befreiung des Bauernftandes verficht, und der faft allein Deutſch⸗ 
land gegenüber Frankreich vertritt. Er jagt (Polizeiwiſſenſchaft L Br. 
1. Bud, Hauptftüd V. $. 182): „Die Freiheit des Bürger und aller 
Mitglieder des Staats ift gleichfam die erfte weſentliche Eigenfchaft aller 
bürgerlichen Verfaflung. Die Staaten, worinnen ein Stand oder Klafie 
des Volles der andern mit Unterthänigleit oder Leibeigenfchaft verwandt 
ift, haben eine jo monftröfe Berfalfung, die nur in den allerbar- 
barifcheften Seiten babe befteben können, bie aber gefittete und ver 
nünftige Seiten ohne Schaven nicht fortfeen können.” Daher „follen 
die Bauern Eigenthümer der Landgüter fein“ und bieß foll bie 
Regierung durch hohe Befteurung ber Befiker unfreier Güter erzielen, 
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$. 183. Es tft wohl Fein Zweifel, daß ihm dabei das im Principe 
noch mehr als in der Durchführung fo großartige Syſtem der Grund: 
fteuer von Maria Therefia vor Augen lag, das zuerft in Europa den 
Gedanken verwirklichte, auch die Grundftüde der Herren der Grund: 
fteuer birelt zu unteriverfen. In der That handelte es ſich dabei Feines 
wegs bloß um eine Erhöhung der Grundfteuer Telbft, ſondern eben fo 
ſehr um das Princip der rechtlichen Gleichheit des herrlichen und 
bäuerlichen Befites gegenüber dem Geſetze; und von diefem Gedanken 
bis zu dem der Anbahnung einer Grundentlaftung vermöge dieſer Steuer 
war nur Ein Schritt. Diefen Schritt deutet Juſti an, und feine Ges 
danken find eben fo fehr die des damaligen großartigen Regierungs⸗ 
ſyſtems in Deſterreich (das Sugenheim unferes Willens zuerft und 
trefflich durch das richtige Verftändnig des Öfterreichifchen Grundkataſters 
harakterifirt hat (a. a. O. ©. 472 u. öfter), als die des bloßen Gelehrten. 
Wie hoch fteht Übrigens bier jener eble, wenn auch etwas pebantifche 
Charakter über den meiften feiner Zeitgenofien und Nachfolger, die kaum 
einmal wagten, auch nur von Ablöfungen der Laften zu reden, und 
fih meift nur zur Forderung von gemeflenen Frohnden ftatt der unge 
meflenen erheben! Denn auch ber jonft fo frei geartete Sonnen 
fels bleibt bei dem Kampf der Regierung gegen zu große Güter ftehen 
(Handlung $. 85 ff., nicht wie Rocher citirt 103). Bon dem Folgen: 
den bat eigentlid nur Lotz denſelben Muth gehabt mie Juſti. Die 
Literatur des vorigen Jahrhunderts kam nicht zum Gedanken eines 
„Eigentbums der Bauern an ihrem Landgute,” fondern beſchränkte fich 
auf den Kampf gegen die Frohnden, und es ift anzuerlennen, daß man 
im Anfang die Frohnden überhaupt, ohne Unterſchied, befeitigen 
wollte (Gedanken von der Abftelung der Haturaldienfte 1777 Wide 
mann über die natürlichften Mittel, die Frohndienſte aufzuheben 1796); 
fhon damals die Umwandlung der unbeſtimmten Gefälle in fefte 
Renten (Möfer, patriotifche Phantafien II. ©. 321) und noch da: 
mals galt das als „Phantafie”! Während auf der einen Seite das 
„Bedenken über die Stage, wie dem Bauernftande Freiheit und Eigen: 
thum in den Ländern, mo ihm beides fehlet, verjchafft werden könne“ 
(1769) die Aufhebung der Leibeigenichaft und der Dienfte energiſch 
vertritt, überlommt andere deutiche Schriftiteller ſchon die. Angit da⸗ 
vor, daß nur ja nicht zu vieles und zu plötliches in dieſer Richtung 
geichebe, wie Büſch, Gelvumlauf II. 97; v. Munchhauſens Haus 
vater warnt fchon geradezu vor der Gelvablöfung (1764 T. IV. 
8. 296, ſ. Rofcher U. $. 125) und der Herr von Bendendorf hat 
den Muth, zu erllären, daß ungemefjene Dienfte ſogar fehr nützlich 
für den Bauern feien (1775, Oeconomia forensis) ; ja die Schrift von 
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Meftfeld: „Ueber die Abſtellung ber Herrendienſte“ 1773, die nah 
Roſcher a. a. D. die Vortheile der Berechtigten erhöhen will, Tonnte 
fogar als Vreisfchrift gekrönt werden. So ftanden die Anfichten noch 
am Ende des vorigen Jahrhunderts, und es iſt merlwürdig, zu feben, 
wie die deutfchen Autoren faft in dem Grade zaghafter werben, in 
welchem die deutſchen Verwaltungen ernfthafter daran denken, der glany 
vollen Erſcheinung Frankreichs und feiner jtaatöbüirgerlichen Freiheit in 
der Befreiung des Bauernitandes ein Gegengewicht zu geben. Selbſt 
die tüchtigften Männer, die wir fonft hochachten müflen, erheben fich, 
wie Berg in feinem Polizeirecht (1799) höchſtens dazu, die Leib 
eigenfchaft für „ein erniebrigendes und’gemeinjchäbliches Verhältniß“ 
zu erklären (I. Buch 1. ©. 418); er ftellt noch faft fchüchtern bie 
Frage: „Sollte die Staats⸗Polizeigewalt nicht überhaupt berechtigt fein, 
bie Reibeigenfhaft gänzlich aufzuheben?” und kommt zu dem 
Acht deutſchen Schluffe: Wenn der Regent ſelbſt Leibherr tft, fo 
fann er ohne Anftand feinen Untertbanen die Freiheit geben; find 
dagegen Bürger des Stantd in dem Befite ber Leibherrichaft, jo muß 
für die damit verbundenen nützlichen Rechte ein billig mäßiger Er: 
fat geleiftet werben.” Yuf demfelben Standpunkt fteht Runde im 
deutichen Privatrecht 8. 553; jpeciell erörtert in Eggers Diss. de jure 
imperantis libertatem personalem perfectam restituendi rusticis glebae 
adscriptis (1781); felbft Poſſe kommt nicht meiter (f. weitere, mir 
unerreichbar gebliebene Literatur des vorigen Jahrhunderts bei Koch 
Agrargefebgebung, Einleitung. Was half e8 da, wenn Berg wieder 
(in Bd. III.) eine ausführliche Lehre von der landwirthſchaftlichen Polizei 
und fchöne Brincipien über die landwirtbichaftliche Bildung aufitellte? 
Hatten doch manche deutfche Verwaltungen gethan, mas. für jene 
Göttinger Gelehrten noch Fathedermäßig fraglich erichien (f. unten), und 
während fie über das Recht difputirten, drangen die Yranzofen über 
den Rhein und riffen mit gewaltigen Händen nieder, was jene kaum 
tbeoretifch anzuzteifeln wagten. Wie Hein war in jener Zeit eine Ge 
lehrſamkeit, welche die bereit aufgeitellte Frage nad) der Befeitigung ber 
Frohnden fallen ließ, wo Frankreich durch feine bäuerliche Freiheit weit 
mehr als dur die Taktik Napoleons der erite Staat Europas ward! 

In der That ift e8 wohl nur diefer Zuftand der Geifter, biefer 
Mangel an wahrhaft bürgerlihem Muthe felbft bei den bochgebilvetiten 
Männern, der uns die Vereinfamung Steins und’ feiner Turgot 
hen Verwaltung im Beginne unfere® Jahrhunderts erklärt. Stein 
war vielleicht der einzige Mann in ganz Preußen, der volllommen Har 
bie Rettung Deutſchlands allein in der Hebung jeines Bauernftanbes 
und in der, nur dadurch mögliden Herftellung bes freien und 
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tüchtigen Gemeindeweſens erkannte. Wir kommen auf feine großen Maß⸗ 
regeln zurüd. So wie diejelben aber erjcheinen, jo beginnt auch wieder 
jene einerjeit3 naive, anbrerfeit3 leicht erflärlicde Angft, daß der ganze 
Zuftand der deutichen Geſellſchaft, den theils die Gefchlechterorpnung 
— in den Städten, jelbft in den Familien als Erziehungsprincip herr 
fchend, auf dem Lande aber die Grundlage der ganzen bäuerlichen 
Nechtöverhältniffe bildend — theils die Ständeordnung und ihre Privi⸗ 
Iegien beberrichte, darüber zu Grunde gehen müſſe. Set entiteht da⸗ 
ber ein Suchen und Streben darnach, jene Geichlechter: und ftänbifche 
Beichränfung der freien Volksentwicklung, und namentlich die Oppofition 
der Grundherrſchaft gegen die Befreiung des Bauern zu motiviren, und 
bie ganze fociale Beivegung jener Zeit mo möglich in enge Schranten zu 
bannen. Bir treffen dieſes Streben nur zu oft ta, wo wir es am wenig: 
ften vermutben. Die allgemeine Grundlage ift das, mas wir die Romantik 
der Staatswiſſenſchaft nennen möchten, und das ben Unterſchied zwiſchen 
Stadt und Land, zwiſchen Bürger und Bauer, ber zu verſchwinden 
droht, wiſſenſchaftlich fefthält. Namentlich der ſonſt jo großartige Fichte 
fteht hier ganz auf dem Standpunkt des Mittelalters. Er will nicht 
weniger, als eine ftreng geſetzliche Privilegirung aller Arten ber 
Produktion. „ES muß einer Anzahl Bürger ausfchließend das Recht 
zugeltanden werben, gewifle Gegenftände auf eine gewiſſe Weile zu be 
arbeiten. Das nennt man eine Zunft. Die Mißbräuche bei denfelben 
follten nicht fein, aber fie Jelbft follten fein — denn „der Künftler 
muß von feiner Arbeit leben können, laut des (früher) geführten Be 
weiſes.“ Welch eine eigenthüimliche Vorahnung des droit au travail! 
(Naturredt U. ©. 57. 58. 1796, — Gedanken, die Fichte in feiner 
1800 erſchienenen, in mehr als einer Beziehung höchſt interefianten Ar: 
beit „Der geichlofiene Handelsſtaat. Ein philojophifcher Entwurf als, 
Anhang zur Rechtslehre und Probe einer Tünftig zu liefernden Politik.” 
(Stuttgart, Cotta) in eigenthümlicher Weiſe ausführte; doch hat er das 
ganze Gebiet dann in feiner „Staatölehre” (1800 aus feinem Nachlaß) 
fallen lafjen. In ganz ähnlicher Weife will felbft Arthur v. Schlözer 
(freilich nur der Sohn feines Vaters) in feiner Schrift: Anfangsgründe 
der Staatswiſſenſchaft 1807, Thl. II. 67 noch eine geſetzliche Scheidewand 
zwiſchen den Bewerben von Stadt und Land ziehen, wie Möfer mit 
feinen Phantafien aus Dönabrüd, den contrat social in jenem Winkel 
Europas auf den Kopf ftellenn, den Grundſatz zurecht machte, „daß 
vermöge eines Driginalcontracts die Städte gewiſſe Leiftungen über 
nommen bätten, für melde ihnen als Compenfationsmittel der aus: 
fchließliche Betrieb ver Manufaktur: und Fabrilgetverbe und des Handels 
zugeführt worden fei” (Patriotifche Phantafien I. Rr. 32. S. 201). 
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Ber ſolchen Anſichten, von denen fich weder der in allen die ſen Fragen 
reichsgräfliche Soden freihalten (National:Defonomie U, S. 107), noch 
deren ſich der meiche Politz fpäter erwehren konnte (Staats-Wiffen- 
haft 11. ©. 145—148) und die erft Lotz zurecht wies (Handbuch der 
Staatswirthichaftslehre Bd. Il. $. 94 und S. 104. 1838. 2. Aufl.) 
darf ed ung faum wundern, wenn der Gebanfe, aus dem ber Leibeigen- 
ſchaft noch nicht einmal enttvachfenen Bauern einen Staatsbürger zu 
machen, indem man ihn vor allen Dingen von Frohnden und Zehnten 
befreite, Teinen rechten Raum in der Theorie gewann, und wenn bie 
tüchtigere Verwaltung des erften und die Berfaffungsgefebgebung ves 
zweiten Jahrzehnts bier fchwere Kämpfe durchzumachen hatten. 

Die Literatur des 19. Jahrhunderts, die fih daran anfchließt, 
macht nun in ber That mit verhältnigmäßtg menigen und meift fehr 
Schüchteren Ausnahmen nicht einmal einen recht erfreulichen, geſchweige 
denn einen erhebenden Eintrud. Es iſt kaum der Mühe werth, dieſe 
Partie der Staatswifjenichaft, die Deutfchland nicht gerabe zur beſondern 
Ehre gereicht, genauer durchzugehen. Mohl hat hier mit großem Unrecht 
die Schuld auf die Gefeßgebung und tie bevorzugten Stände allein 
geichoben (Literatur der Staatswiſſenſchaft II. ©. 39); wenn man feiner 
Sache fo ungewiß war, wie er felbft als Hauptautorität der Polizei 
wiſſenſchaft, ſo durfte man wahrlich von den Verwaltungen nidht ver 
langen, daß fie um eines Hauptes höher fein jollten, als die „freie“ 
Theorie. Baumftark hat dagegen in feiner nüchternen, aller idealen 
Färbung baaren Weife den wahren Kern der Sade und die Schiwie 
rigfeit, wie fie theild wirklich vorhanden war, theils mit großem Gefchid 
benußt ward, einfach genug bezeichnet. Er jagt (Kameraliftiihe En» 
cyelopädie S. 658, 6169): „Freies erbliches Grundeigenthum ift das erfte 
Beförverungsmittel des landwirthſchaftlichen Gewerbes. Allein mit ihr 
collidirt die Pflicht zur Sicherung gebeiligter () Privatrechte, denn 
jeder Art von gutöbäuerliher Belaftung (fol beißen Befreiung) ſteht 
ein wohlerworbenes oder wenigſtens verjährtes gutöberrliches Recht 
entgegen.“ An dieſem Dilemma ſcheiterte dieſer ganze Theil der 
Publiciſtik, und erſt die großen Bewegungen des Volkslebens ſelbſt 
find über dieſe „geheiligten“ Rechte und ihre Gelehrten hinwegge⸗ 
gangen. Die allgemeine Geftalt dieſes Ganges der Literatur ift aber 
folgende. 

Allerdings nämlich erhielt ſich die Grundauffaſſung Juſtis auch 
ſeit der Herſtellung des deutſchen Bundes, wie andererſeits die deutſche 
Rechtsgeſchichte die Ha uſchi ld'ſchen Behauptungen über die urſprüng⸗ 
liche Freiheit des Bauernſtandes beſſer begründete und weiter verfolgte: 
jeit Kindlingers Geſchichte ber Hörigfeit, insbeſondere der fogenannten 
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Zeibeigenichaft 1819 ift freilich bis auf Sugenheim nichts Bedeu⸗ 
tendes in diefer Richtung geleiftet. Allein die Vertretung der Ideen 
einer wirklichen Befretung des Bauernftandes verflachen fich zu ziemlich 
allgemeinen Phrafen wie bei Jacob, Polizeiwiſſenſchaft Th. II. $. 122, 
„daß fein Recht und Fein Geſetz fortvauern jolle, wenn bie Umftände 
oder die Einfichten fi) jo verändern, daß ed mit dem allgemeinen 
Staatszweck oder mit dem weſentlichen Rechte eines Gliedes des Staats 
in Widerfpruch tritt.” Energifcher im Allgemeinen, aber nicht eingrei- 
fender im Einzelnen find Rottecks Anfihten. Die großen Worte, 
welche namentlih im Anfange der. zwanziger Jahre die von Rotied 
und Weller vertretene Richtung namentlich des badiſchen Liberalismus 
in den Mund nahm („beillofes Unrecht,” „Zins der Sklaverei” u. |. w.) 
waren nicht geeignet, in dem ſehr befonnen gewordenen Deutichland 
die Sache der Befreiung des Bauernftandes zu fürdern. Der Ge 
danfe, daß die Grundlaft ein „mohlertvorbenes Recht“ des Grundherrn 
fei, hätte ein viel tieferes Eingehen gefordert; die rechtshiſtoriſche Bil⸗ 
dung Mar zu weit vorgefchritten, um nicht bas einfache Zuſammen⸗ 
werfen von Leibeigenſchaft, Frohnden und Zehnten, wie es 5. B. von 
Notted (in der von ihm geichriebenen Yortiegung vom Aretins 
Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie I. 1. S. 268—276) ges 
ſchieht, als Gegenargument zu gebrauchen, und die weitere. Forderung 
diefer Richtung, die am klarſten Rotteck felbft (a. a. D. ©. 270) aus⸗ 
ſpricht: „Bon allen vdiefen Laften aber fordert der Bauer die unent- 
geltliche Befreiung, eben darum, weil fie mit Unrecht ihm aufliegen 
und weil die Zumuthung bes Loskaufs Feine Freiſprechung, jondern 
eine befräftigte Verdammung ift,“ widerfprach fogar den einfachen 
Grundbegriffen des Privateigentbums, da es durch die neuern Unter 
fuchungen unzweifelhaft ward, daß wenigftend ein Theil diefer Laſten 
wirklich ein rein privatrechtliches Verhältniß enthielt. Die Vertreter 
der Befreiung wurden durch jene Maßlofigkeit vielleicht viel mehr als 
durch die Gegner eingefchlichtert; denn die Natur des deutſchen Geilte® 
bringt es mit fih, daß er fich meit mehr vor dem Unrecht fürchtet, 
welches er durch Uebertretung oder durch Hiftorifche Unfenntniß begeht, 
als vor dem, melches auf einem einfeitigen Syſtem beruht. So jehen 
wir denn bier Mohls Ausfpruch betätigt, den er wunderlicher Weile 
dem oben angeführten faft unmittelbar voraufgehen läßt; „der große 
Antbeil, den die Wiſſenſchaft an den fpäteren Berbefierungen bat, 
unterliegt Teinem Zweifel;“ allein „fie find mehr durd die allge: 
meine geiftige Strömung der Zeit, ald durch einzelne Beftrebungen 
bervorgerufen worden” (Literatur der Staatswiflenichaft a. a. D. S. 318.) 
In der That haben weder Chr. Schlöger in feinem „Anfang der Staats: 
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wiflenfchaft, noch felbft Kra uſe in feiner Staatswiſſenſchaft ſich ernft 
lich damit befchäftigt; man fieht deutlich, mie fie die Sache umgeben. 
Und fo konnte es kommen, daß, als die Entlaftungsfrage in ben 
zivanziger Jahren in einzelnen beuffchen Volksvertretungen zur Ber: 
handlung fam, die Confervativen geradezu die Befeitigung der Grund: 
laſten als einen Widerſpruch mit dem mahren Weſen des Bauernftan- 
des aufitellten, für welchen „ver Gutsherr Vater, Freund, Erzieher 
und Beſchützer“ fei Adam Müller, die Gewerbspolizei in Beziehung 
auf den Landbau, 1824) oder mie derfelbe in ber Concorbia 
(Heft II. Wien 1820) fagt: Die Grundlaſten und die Unfreiheit des 
Bauernftandes dürfen nicht befeitigt werden, „weil die Landwirthſchaft 
das Beharren und-Bleiben des Arbeiters, feine Aofeription an dem 
Materiale des Grundſtücks, feine unzertrennliche Verbindung mit dem 
Kapitale verlange“ (vgl. Log, Staatswiſſenſchaft II. ©. 92). In dem 
felben Sinn ſchrieb ©. v. Aretin (nicht zu verwecjeln mit J. €. von 
Aretin, dem oft erwähnten Verfafler der „Staatswiflenfchaft der con: 
ftitutionellen Monarchie”) feine Brofchüre: „Die grundberrlichen Rechte 
in Bayern, eine Hauptftüge des öffentlichen Wohlſtandes“ 1819. Diefer 
falſche Conſervativismus fteigert ſich, mie die Gefahr für denſelben 
wächst, bis zur Poefie der Unfreiheit, namentlich in Bayern, mo 
Seinsheim und Moy fi in den Verhandlungen der baberifchen 
Kammer ausſprachen 11840): „möge der landwirthſchaftliche Bortbeil 
auch ungmeifelhaft fein, fo fei ſelbſt die Umwandlung der Gutslaften, 
geſchweige denn die Aufhebung berjelben politifch bedenklich, fie hebe 
die perfönliche Wechfelbegiehung von Gnade und Ergebenbeit auf 
und fege an ihre Stelle ein feftes Rechnungsverhältnig ohne alle per 
fönlichen Beziehungen“ (Rau, Volkswirthſchaftspflege $. 53). Auf dieſe 


Weile darf es uns faum wundern, wenn jelbft Männer wie Rau am - 


fänglih noch ängftli das Zunftweſen gerne erhalten hätten („Ueber 
das Bunftivefen und die Folgen feiner Aufhebung 1816”) — was er 
freilich fpäter änderte und wenn Mohls Polizeiwiſſenſchaft (2. Auf: 
lage 1844) noch mit böchfter Vorſicht Zehnten und Frohnden fcheidet 
und fih auf feinem Punkte zu einem böberen Gefichtspunfte als’ dem 
der Entwidlung der Iandwirthichaftlichen Produktion und dem Schutze 
ber bejtehbenden Rechte erhebt, während noch Roſcher IL. $. 124 (1860) 
fi mit der Phrafe Hilft „mag die Aufhebung einiger“ (auch der 
aus der Leibeigenfchaft folgender?) wohl gar aller bäuerlichen Zaften 
— unter verzweifelten (!) Umftänden ohne Entſchädigung nothiven: 
dig fein, ein ungebeures Unrecht und Unglüd wird es immer bleiben.“ 
Daß man dieß „ungeheure Unrecht“ noch im Sabre 1860 für ein 
„ungebeures Unglüd” au in Beziehung auf die ohne Entſchädigung 
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in Preußen, Oeſterreich und andern Länvern wirklich aufgehobenen 
Lajten der alten Leibeigenfchaft erklären, und dafür keinen ernitlichen 
Widerſpruch finden Tann, mürbe die Seinsheim, Adam Müller und 
Moy fehr gefreut haben. — Alle aber fommen in ihren Unterfuchungen 
nicht auf das, was denn doch der eigentliche Kern der Sache war, bie 
PBatrimonialjurispiftion. Diefe, die denn doch am Ende die 
Öffentlih rehtlihe Drganifirung der Unfreibeit der Ge 
ſchlechterordnung ift, tft mährend des ganzen 19. Jahrhunderts 
fo gut ald gar nicht auch nur berührt, gefchweige denn von ber Lite 
ratur ernftlich befämpft. Es ift eine der auffallenpften Erfcheinungen 
in der leßteren, daß bei der gründlichen Unterfuchung über die recht: 
liche und hiftorifche Stellung der Bauern biejenige über die Gutsherr⸗ 
lichkeit als ſolche faſt gänzlich fehlt, felbft bei Mittermaier, der doch 
noch der einzige ift, der fich ernftlih damit befchäftigt (Deutjches 
Privatrecht I. $. 88.) Und das lag wohl einem großen Theil nad 
daran, daß man noch nicht erfannt hatte — erfennt man es denn 
jet fchon ganz? — tie ber Begriff und das Recht der Grundherrlich⸗ 
keit e3 eigentlich war, welche die Einführung der Gemeinveverfaflung 
namentlih auf dem Lande hindere. Wir fommen barauf unten zurüd. 
Das Gejammtergebniß diefer Bewegung ift, daß dieſe rechtsphilo- 
ſophiſche und hiſtoriſche Richtung der Wiſſenſchaft nicht im Stande 
war, für die Entwidlung der freieren Geftaltung die Initiative abzu⸗ 
geben; man war über den Standpunkt Juſti's nicht nur nidt hin- 
ausgelommen, fondern man batte ihn im Großen und Ganzen nidht 
einmal erreicht. ebenfalls aber ſtand als Brincip feſt, daß wenn 
eine Aenderung geicheben folle, diejelbe nur gegen Entſchädigung 
der Berechtigten ftattfinden könne, da fie „ein Eingreifen in das 
Privatrecht fer und nur gerechtfertigt werde durch das allgemeine 
höhere Intereſſe“ (Mohl, Polizeiwiſſenſchaft IL $. 133) — ein Sag, 
den man fünfzig Sabre früher eben fo gut gelannt hatte. Die ganze 
Frage nach der Grunbentlafiung war im 19. Jahrhundert für die theo⸗ 
retiſche Staatswiſſenſchaft theild in die firenge Unterfcheivung der 
Arten und Entftehbungsgründe berjelben aufgeldet, theild aber 
(mie bei Mohl) zu einer reinen Frage nach dem Recht und Weſen der 
Erpropriation geworden, und der Schwerpunkt derfelben lag nicht mehr 
in dem Juſtiſſchen Unmillen über die „unwürdige Berfaffung” des 
Bauernftandes, jondern in dem Mohl'ſchen Beweis des „Allgemeinen 
Intereſſes“ an der Entlaftung. Und dieß ift nun der Punkt, wo ein 
neues Element in dieſelbe hineintritt, der, an das „Allgemeine In⸗ 
texefie” anknüpfen, von enticheivender Bedeutung geworben ift. 

Dieb Moment war die Entitehung der rationellen Landwirthſchaft 
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und die Ausbildung berfelben zu einer Wiſſenſchaft. Auf beibe haben 
die beiden großen Schulen der Franzofen und Engländer, die phyſio⸗ 
Tratifchen und die Smith'ſchen Anfichten, enticheivend eingewirkt. Jene, 
indem ſie namentlich in Deutſchland die Ueberzeugung berborriefen, 
daß die Landwirtbfchaft die Hauptquelle des Volks⸗ und dadurch bes 
Staatsreidhthums fei; diefe, ipdem fie für die ganze Bollswirthichafts- 
lebre die Wahrheit zum Dogma erhoben, daß nur die möglichfte Frei 
heit ver mwirtbichaftlichen Zuftände den Flor der Vollöwirtbichaft be 
gründe. Aus dem Zufammenivirten beider ging dann zunädit ber 
Eifer hervor, mit welchen fich die Regierungen der Hebung der Land⸗ 
wirtbichaft annahmen, die Drganifirung der „Landes:Delonomie-Col- 
legien,” die Aufnahme ber fpeciellen „Landwirthſchafts⸗Polizei“ in bie 
Polizeiwifienihaft und der Gedanke, daß der Staat das Recht babe, 
bier wie auf allen Punkten feiner Verwaltung mit feinen Geſetzen 
durchzugreifen. Da e3 fi in Deutichland nicht um eine Nacht "des 
4. Augufts handeln Tonnte, fo handelte es fi um eine Beiweisführung 
über die landwirthſchaftliche Nothwendigkeit und Nüslichkeit ver 
Entlaftung. Diefe Bemweisführung bat die deutſche Literatur über: 
nommen und fie wirklich geliefert. Man Tann im Allgemeinen jagen, 
daß die darauf bezügliche Literatur fih in drei große, hiſtoriſch ein- 
ander folgende Gruppen ſcheidet. Die erite umfaßt die Schriftfteller 
des vorigen Jahrhunderts ſeit Juſti, melde nachweiſen, daß die Be 
feitigung der Grundlaften, Frohnden und Zehnten nicht bloß im Al: 
gemeinen möglich fei, fonvern auch ohne Benadtheiligung ber 
Berechtigten vor fich gehen könne. Wir haben fchon auf fie hinge⸗ 
tiefen, und dürfen nur den Wunfch ausiprechen, baß fie recht bald 
einmal Gegenitand der Beiprechung von fundiger Hand werden mögen. 
Die zweite gehört den erjten breißig Jahren unjeres Jahrhunderts 
an. An der Spike derſelben fteht Thaer in feinen verfchiebenen land» 
wirthichaftlichen Werken; von ihm aus gebt ver dann alle Theile der 
Bollswirtbichaftspflege durchziehende, in den verichievenften Formen 
“ wiederholte Beweis, deſſen geiftige Bafıs immer Adam Smith ift, daß 
die unfreie Arbeit die unproduktivſte fei, und daß daher die 
Aufhebung der Grundlaften eine unabweisbare Bebingung bes gefammten 
Vollömohles werde. Wir dürfen für die einzelnen Citate auf Rau, 
Bollswirtbichaftöpflege von $. 53 an, Roſcher, Nationalölonomie I. 
von $. 107, Mohl, Polizeiwiffenfchaft II. 133 ff. und deſſen Litern: 
tur der Staatswiſſenſchaft (a. a.-D.), befonders auf Bülau in feiner 
ruhigen, Haren Weiſe: „Der Staat und der Landbau;“ ähnlich, aber 
etwas verwiſchter, in feinem „Handbuch der Stantswirthichaftslehre“ 
1835 8. 46 verweilen; für den Norden fpeciell auf Kochs Agrar: 
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verfafftung (Einl.). Es ift fein Zweifel, daß fchon mit dem Enbe ber 
zwanziger Sabre bie wirtbichaftliche Ueberzeugung von der Noth⸗ 
wendigleit der Bejeitigung dieſes „Hinderniſſes der landwirthſchaftlichen 
Produktion“ ganz allgemein feftfteht, die fich übrigens um die formale 
Hauptfache, die gutsherrliche Gerichtäbarkeit, gar nicht Himmerte. 
Die Gewißheit, daß die Gejeßgebung hier eingreifen werde und muſſe, 
erzeugt dann ſchon in dieſer Zeit eine Reihe von Borfchlägen, alle mit 
der beftimmt ausgeſprochenen Tendenz, die „gebeiligten Rechte“ ver 
Grundberren fo viel ala möglich zu ſchonen; die juriſtiſch⸗hiſtoriſchen 
Unterfuchungen halten babei da8 Bewußtſein der Unterfcheidung in 
der rechtlichen Natur der verfchievenen Laften feft, und fo entfteht eine 
wahre Yluth von Arbeiten, die alle demfelben Ziele zuftreben. Diefer 
ganzen Richtung fehlt lange Zeit freilich eins, das ift das Mare Ber 
ftänbniß von dem, was man von den Regierungen in Beziehung auf 
die Entſchädigungen ber Berechtigten fordern ſolle. Einerjeits 
war man ſich nicht Mar über die Ratur derjenige Rechte, für melde 
man überhaupt Entihädigung verlangen dürfe, und wie wir gleich 
bemerten, man tft e8 fi) theoretiſch audy nie geiworben, mie naments 
lich die allgemeinen Werke von Mohl und Rau hinreihend beweiſen, 
bei denen es in dieſer Beziehung gänzlich an einem Princip fehlte 
und fehlt. Andererſeits aber, und das mar das fpecifilch Praktifche, 
wußte man bie als nothwendig erkannten Entſchädigungen nicht zu 
organifiren, da die Entfchäbigung durch Abtretung von Land tbeil: 
weife bebenklih für den Bauernftand, theilmeife werthlos für ben 
Gutsherrn werden müfle (ſchon Hagen, über das Agrargeieh und 
deffen Anwendung. 1814; vergl. Mohl, Polizeiwiſſenſchaft II. 133 
und Rau, neulich Rojcher I. $. 122). Eben deßhalb blieb aud ein 
Mann, den wir in der Gefchichte der Staatswirthſchaftslehre ftets als 
einen eben fo gründlichen als freifinnigen und verftändigen Schrift: 
ftellee hochſchaͤzen müſſen, 20% (in feiner Staatswwifienfchaftslehre Il. 
8. 96 f.) obne bedeutenden Erfolg, Dagegen beginnt mit Stüve 
(„Weber die Zaften des Grundeigentbumd in Rüdficht auf das Königreich 
Hannover“ 1829), ein Gedanke Pla zu greifen, der von da langſam 
fortfchreitenb die ganze Ablöfungstheorie und bald auch die Ablbſungs⸗ 
geſetzgebung beherrſcht. Das ift die Durchführung der Entfchähigung 
nach beftimmten Brocentualjägen, vor allem aber die Ermöglichung 
der Abzablung dur Bilbung eines landwirthſchaftlichen Ere 
dits, der die Entichädigungsfumme gegen Unterpfand hergibt, und 
die Abtragung ber Entlaftungsfchuld durch den befreiten Bauern raten 
weite möglich macht. Eigentlich war erft damit ber rechte prafßtifche 
Weg für die Verwaltung gewielen, und das Entlaftungsweien gewinnt . 
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bon da an eine feite Geftalt ſowohl in der Praxis als in ber Litera- 
tur. Die ganze dritte Epoche, von 1830 bis 1848, bewegt fid) daher 
jet auf dieſer Bafis und die Entlaftungsliteratur bildet jet einen 
integrirenden Theil der Thätigleit der Vertvaltungen, zwar ohne eigent- 
liche Initiative, aber doch als unterftüßender und erflärenver, feines 
weges zu unterfchäßender Faktor der wirklichen Entlaftungsgefeßgebung, 
zu ber wir jet übergehen. Wie fehr ift e8 zu bebauern, daß Judeich 
in feinem höchſt achtungswerthen Werke über die Grundentlaftung 
nicht eine Geichichte diefer Entlaftungsliteratur gegeben hat, nachdem 
Kochs Agrargelekgebung in dieſer Beziehung fo gut als gar nichts 
geleiftet hat! Die Geſchichte der deutichen Gefellfehaft würde dadurch 
einen unfchätbaren Stoff gewonnen haben, und Judeich hätte jene 
Geſchichte gewiß geben können, vielleicht auch follen. 

Was nun die Arbeiten nach 1848 betrifft, fo haben wir nur zu 
bemerken, daß Kochs bekannte Agrargefeke des preußiſchen Staats 
fih allein auf die Sammlung der geltenden preußifchen Gelee be 
fchränten, während Sugenheim nicht beftimmt genug bie Entlaftun- 
gen ſcheidet; übrigen® aber als ber beveutend großartigere Nachfolger 
Kindlingers und Sommers baftebt, und der erfte ift, dem wir 
einen Blid in den Befreiungsproceh des Bauernftandes auch der übri⸗ 
gen Staaten Europas verbanten ; body fehlt ihm das Bewußtſein von dem 
juriftifchen Elemente, das zu fehr in das fociale übergeht. Er wird 
trotzdem auf lange Zeit hinaus der beveutendfte Mann in diefem Ge 
biete bleiben. Judeich („Die Grundentlaftung in Deutichland 1863) 
ift eine höchſt Ichätenstwerthe Bearbeitung des beftehenden Entlaftung® 
rechts in ben einzelnen veutichen Staaten, die um fo dankenswerther 
ift, je weniger fi die Staatswiſſenſchaft bisher um das Poſitive ge 
kümmert bat. Daß Rau und Rofcher die ganze Theorie der Ent 
laftung noch immer als einen eminenten Theil ver Bollswirtbichafte- 
pflege theoretiſch und ſyſtematiſch fortführen, nachdem das alles weder 
einen theoretiichen noch praftiichen Werth mehr bat, ift namentlich für 
bie jogenannte „hiſtoriſche Methode” geradezu unbegreiflih, und muß 
die ganze Lehre verwirren. Alle die verfchtevenen Arten und Formen 
der Ablöfung waren praftiich bis die definitiven Geſetze erlafien wurden; 
jebt find fie nur noch die Zeichen der Arbeit, mit der die Theorie über 
diefen Stoff Herr geworden if. Das Nähere gehört entiveber der Ge 
ſchichte oder der Interpretation der Geſetze; die ernfthafte Beiprechung 
des Stillftandes, in den Preußens Regierung gerathen iſt, bat auch 
bei ihnen keinen Platz gefunden. 

Faſſen wir nun das Geſammtergebniß dieſer kurzen Geſchichte 
der Entlaſtungsliteratur ſeit hundert Jahren zuſammen, ſo beſteht 
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daſſelbe darin, daß. fie ſelbſt niemals die eigentliche Initiative der Ber 


‚ freiung gehabt, fonbern fie ben Regierungen überlaffen hat; daß fie 


jedoch einerfeitö in ihrer juriftiichen Seite den letzteren den Rechtstitel 
der Entwährung überhaupt für die Rechte der Grundberren gegeben, 
und ihr dafür das Princip der Entichädigung zur Geltung gebracht 
bat, wobei fie mit großer Gründlichkeit die einzelnen Berhältnifie der 
Unfreiheit namentlich bei Frohnden und Zehnten hiſtoriſch unterfucht, 
aber da8 Princip für den Punkt, wo die Gränze der Entſchädigung 
zu beginnen babe, weder gejucht noch gefunden hat; während bie 
volfswirthihaftliche Seite die ökonomiſche Nothwendigkeit der Ent⸗ 
laftung und das Syitem der Entihäbigung nachweist. Es ift Har, 
daß dieje Literatur — der bloß abftrafte Geift des deutſchen Volkes 
— eben jo wenig fähig war, die Unfreiheit der Geſchlechterordnung 
zu befeitigen, tie die bloßen Elemente ver letzteren ſelbſt. Nach wie 
vor ift eö der Staat, der bier die Entſcheidung gebracht. Wir müflen - 
daher dieß Verhältniß jetzt für fich darftellen, und in feiner Geichichte 
wird die gegenwärtig geltende Grundentlaftungsgefeßgebung in ihrer 
wahren Stellung erfcheinen. 


VL Die wirkliche Eutlaſtung durch Geſetzgebung und Verwaltung ded Staats. 


Wenn es nun einen Theil der Geſchichte des inneren Lebens des 
Volles gibt, in welchem die ſpecifiſche Bedeutung und Wirkſamkeit 
des Staats am meiften in den Vorbergrund tritt, fo ift es ohne Zweifel 
die große Arbeit ber Herftellung det Freiheit der nieberen Klaffe, eine 
Arbeit, in der bie großen Elemente des Geſammtlebens, namentlich 
aber der tiefe Gegenſatz, der zwiſchen Staat und Geſellſchaft befteht, 
am ſchlagendſten zum Ausbrud fommt. 

Der dreißigjährige Krieg. hatte den Reſt des einheitlichen ftaats 
lichen Lebens vernichtet; mit feinem Verſchwinden trat, nad ben 
Gejegen, melde das Verhältniß zwiſchen Staat und Geſellſchaft 
regeln, bie Herrichaft des Sonderinterefies der herrſchenden Geſchlechter⸗ 
Hafle rüdfichtslos in den Vordergrund, und bie Unfreiheit des Bauern: 
ftandes beginnt mit der Kaiſerloſigkeit. Jenem eigenthümlichen „ groß» 
artigen Lebensproceß der menfchlicden Gemeinſchaft, der in ber leben: 
digen geiftigen Stimmung zwiſchen dem Geift und dem Gefühle des 
Volles und dem individuellen Willen und Erkennen des Staats bes 
ftehbt, und aus dem die mächtigften Erfcheinungen berborgeben, fehlte 
der eine Faktor, der Staat. Keine Wiſſenſchaft war und ift je im 
Stande, das zu erjegen; Fein Unglüd groß genug, um ohne denfelben 
Hülfe zu finden. So wie aber die Staatenbilbung mit ihrer regierenden 


192 


Gewalt fi langfam wieder erzeugt, tritt auch jener Proceß wieder 
ein und fein entſcheidendes Symptom ift die Aufnahme des Kampfes 
mit der berrichenden Klaſſe, die bier als Iangfames, aber ficheres Bor 
fohreiten zur Befreiung des Bauernftandes erfcheint, und mit dem Siege 
der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung oder die Gefchledhterorbnung 
für Deutichland erft mit dem lebten Jahrzehnt endet. Dielen Proceß 
nennen wir die Geſchichte der Entlaftung. _ 

Bei diefer Gejchichte muß man nun davon ausgehen, daß die eigent: 
liche Srundentlaftung nur ein Stadium in derfelben bildet, und daher 
thre allgemeinere Bedeutung nicht in ben einzelnen für viefelbe zur Gel⸗ 
tung gebrachten pofitiven Beitimmungen, fondern in dem Berhältniß bers 
felben zum gefammten Entwidlungsgange des Volkslebens findet. Die 
folgende Arbeit ift von diefem Gefichtspuntte auögegangen. Die eigentliche 
juriſtiſch⸗ nationalöfonomifche Lehre von Grundentlaftung und Ablöfung 
- gehört bereit3 der Geſchichte an, und ihren Inhalt findet man, wie 
bereits erwähnt, mit jet ziemlich werthlojer Breite in Rau und Roſcher; 
wir werden von berfelben nur jo viel aufnehmen, als für den Charakter . 
des Entwicklungsganges biefer Frage unabmweislich if. Das viel Wide 
figere ift der leßtere ſelbſt. Derſelbe zerfällt in drei große Epochen. 
Die erfte diefer Epochen reicht bis zum Anfange dieſes Jahrhunderts; 
die zweite bis zum Jahre 1848; die dritte umfaßt bie jüngfte Zeit. 
Bir bezeichnen die erfte al8 die Zeit des Kampfes der Staatögewalt 
mit der Leibeigenihaft und der Patrimonialgerichtsbarfeit, die zweite 
als die Zeit der volläwirtbfchaftlichen, die dritte als die ber ſtaats⸗ 
bürgerlichen Entlaftung. 


1) Der Kampf der Staatsgewalt gegen Leibeigenfhaft und 
Batrimonialgerichtsbarkeit. 


" Das 16. Jahrhundert der deutfchen Gejchichte ift von dem 17. 
weſentlich verſchieden. Es ift die letzte Epoche, in welcher das beutiche 
Reich als Ganzes den großen Verſuch einer Verwaltungsthätigkeit macht. 
Die Reichstags: und Deputationsbefchläffe-und Abſchiede verſuchen ein 
Verwaltungsrecht zu fchaffen; die Einſetzung des Reichskammergerichts 
ift der Verſuch, bemfelben eine ſelbſtändige Organifation zu geben; der 
Deputationd: Abfchied von 1600 ftellt fogar ben Grundſatz einer durch⸗ 
greifenden Organifation und Eontrole „der Unter:, Ober: und Hofgerichte” 
auf, „damit den Untertbanen, daß fie rechtlos geftellt worden feien, 
Urſachen zu Hagen abgefchmitten fei“ (vgl. Eichhorn, Deutiche Reichs⸗ 
und Rechtögefchichte IV. 8. 550). Allein des breißigjährige Krieg, deſſen 
furchtbare fociale Wirkung niemand befier ald Sugenheim aufgefakt 
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bat, vernichtete alle diefe Anläufe zu einer Reichsverwaltung. Das 
Nechtöprincip, das er für Deutichland zur Geltung bringt, ift die 
Souveränetät der Neichsftände. Die Heinen Reichsſtände aber find Ge 
Ichlechterherrfchaften. Damit wird die Alleinherrichaft der herrſchenden 
Gefchlechter befiegelt, und von jegt an empfängt die Unfreiheit der Unter: 
worfenen ven Charakter, den wir bezeichnet haben, ben Charalter eines 
„geheiligten Privatrechts“ der Herren an ihren Untertbanen. Mit dieſem 
Reſultat beginnt die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts. 

Sindeflen waren einige von den neuen Staatenbildungen groß genug, 
um neben dem Begriff des Eigenthums als Bafıs ihres Rechts dem der 
ftaatlichen Gewalt, bald imperium, bald Landeshoheit genannt (f. oben), 
Raum zu geben. Das Loslöfen von Kaifer und Reich hatte für dieſe 
Territorien tvenigftens das Gute, daß fie ſich auf ſich felber ftellten 
und baber jene Idee der Landeshoheit zu einem fürmlichen Eyftem der 
Negierungsgewalt zu entwideln begannen. Damit trat diefe Gewalt 
an die Stelle des alten Reiches, und nun geſchah allmählig das, was 
den Ausgangspunft der folgenden Geſchichte bildet. Die großen Landes; 
berren ftellten für ihre Territorien Centralbehörben auf, welche alsbald 
für ſich das Recht der Reichöinftitutionen, die Dberaufficht über 
alle öffentlichen Verhältniffe in Anſpruch nahmen, „fintemabl folchen 
fall8 weder einem noch andern infonderheit wie mädtig und Reich er 
auch wäre — dergleichen Oberſte Herrfchaft und Regierung im Land 
zukommt, fondern ſie find gegen den Landes: Herrn indgefammt und 
infonderheit für Untertbanen zu achten“ (Seckendorf, Teutſcher Fürften- 
ftaat, 11. Thl. Cap. 1. 1660), denn „es ift die Lands Fürftliche Regierung 
in denen Teutjchen Landen — nicht? anderes, als die Dberfte und 
höchſte Bottmäßigkeit des ordentlich regierenden Fürften ober Herrn 
über die Stänte und Untertbanen — zu Erhaltung und Behauptung des 
gemeinen Nutens und Wolweſens“ (ebend.). Um diefe Idee zu verwirk⸗ 
lichen, beginnt nun eine förmliche ſyſtematiſche Eintheilung des Landes; 
die alte Vogtei wird zum „Amt,“ der Amtmann wird Diener des 
Landesherrn, und wie wir es’ in der franzöfiichen Nechtögefchichte (Das 
organifche Königthum S. 402—499) für Frankreich nadhgeiviefen haben, 
beginnen nun dieſe Iandesherrlichen Amtleute ihre Competen; alsbald 
auch über die örtliche Verwaltung der Grunpherrlichleiten „zur Erhal⸗ 
tung und Behauptung br allgemeinen Nutzens und Wolweſens“ aus 
zudehnen. 

Hier nun kommen fie natürlich fofort in Conflict mit der Grund: 
berrlichleit und ihrem Öffentlichen Rechte, und diefer Conflict mar gleich 
anfangs nicht der eines einfachen Competenzitreites, fondern in ihm bes 
rührten fich zuerft die beiven großen Principien, deren Schickſal das 
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Schickſal der folgenden Jahrhunderte fein follte. Es ift eben deßhalb 
von entfcheivender Bedeutung, diefelben hier zu charakterifiren. 

Die gefammte deutſche ober vielmehr die geſammte germaniſche 
Gerichtöverfaflung, in der die Staatöibee der Geſchlechterordnung faft 
allein für das innere Leben ver Völker thätig war, beruht nämlich auf 
dem Grundſatz, der felbft wieder nur ein Ausfluß des Weſens ver Ge 
ſchlechterordnung ift, daß nämlich die Vertbeilung und das Recht des 
- Grundbefiges die Bafis für die Drbnung und bie Competenz der 
Gerichte fe. Denn es iſt der Grundbeſitz in jeder Gefchlechten 
ordnung, der dem Manne feine Stellung gibt. Die Gerichte waren 
daher nicht bloß eben fo verſchieden, wie die Arten und Rechte bes 
Grundbefites felbft, jondern ihre Competeny war durch alle ihre Formen 
hindurch gegeben und begrängt durch das beſtimmte Recht des Grundes 
und Bodens, für welches fie eingefet oder hiftorifch entftanden waren. 
Daher gibt e8 namentlich in Deutfchland, der eigentlichen Heimath ber 
Geſchlechterordnung, jo viele Gerichte, als es Berhältnifie und Rechte 
des Grundbeſitzes gibt; .fo fehr, daß in ven bei weitem meiften Fällen 
der Name des Gerichts ſchon von vornherein das Recht bezeichnet, für 
welches es allein beftimmt if. Das Syſtem der alten, Gerichts⸗ 
barkeiten ift daher identilh mit Dem Syſteme des Grund 
rechts der Geſchlechterordnung. Faſt immer erlennt man deßhalb 
auch auf den erften Blid an dem Namen der Gerichte feine Stellung 
zu diefem Eyfteme der Grundrechte. Sch finde niemanden, der dieß 
Berhältniß auf Grund einer wahrhaft ſtaunenswerthen Gelehrſamleit 
fo einfad und beftimmt ausgefprochen hätte, als Fiſcher in feinen 
Cameral⸗ und Polizeirecht, der viel klarer und umfichtiger tft, als ber 
breite und höchſt verworrene Eftor (Teutiche Rechtögelahrtheit II. THL 
1758. Bud 4. ©. 845 ff). „Das teutfche Eigenthum ift entiveder Leib 
herrlich, Gutsherrlich oder Lehenherrlich. Jedes gab eigenen Gerichts⸗ 
barleiten den Urfprung,“ denn „nad teutichem Rechtöfufteme war das 
volftändige Eigenthbumsrecht eine Quelle der Gerichtöbarteit“ (II. $. 42. 
43). Daber gibt e8 eine leibeigenfchaftliche Gerichtsbarkeit, welche „per 
Zeibherrichaft vermög Eigenthumsrecht über ihre Leibeigenen gebührte“ 
(&. 44), eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit über diejenigen, „die ſich 
theil® auf dem gutäherrlihen Grunde anſäßig gemacht, theils Stüde 
davon zum Untereigentbum empfangen haben” ($. 45) und eine lehens⸗ 
berrliche Gerichtsbarkeit aus dem Lehensobereigenthbum ($. 46). In ber 
That aber waren das nur die drei Grundformen, in denen bie herr 
fchende Alafie vie Gerichtäbarleit über die beberrichte befaß; die Erb 
gerichtöbarleit oder Patrimonialgerichtsbarkeit bebeutet hier Feine befonbere 
Gerichtsbarkeit, ſondern nur den Nechtötitel des Beſitzes berfelben für 
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den Grundherrn — was auch Fiſcher nit Har wird. Denn jebe der 
einzelnen Klafien der Gelellichaft hatte daneben wieder ihr befonberes 
Gerichtsſyftem. Das rein flänviiche, dem Gerichtsfoften des Grund⸗ 
beſitzes der Geſchlechterordnung zur Seite ſtehende Gerichtsſyſtem ber 
Geiftlichleit, der Univerfitäten und der Zünfte und Innungen laffen 
wir bier weg; auch geben wir nidyt weiter ein auf das Gerichtöfuften ' 
der berrichenden Klaſſe. Dagegen ift dasjenige der beherrfchten Klafie 
vom größten Intereſſe für das, was wir bie „Agrarberfaflung” jener 
Beit nennen würben, und viel zu wenig für das Verſtändniß derſelben 
benügt. Die Grundlage dieſes Theiles des früheren Gerichtsſyſtemes 
des deutfchen Bauernftanded war die Competenz für die Rechtsverhaͤlt⸗ 
"nifle der Mitgliever derjelben Klafie in ihren Streitigkeiten unterein- 
ander. Sn der That hatte jede Bauernklaffe, ihre Verſchiedenheit 
mochte nun auf der bejonderen Art des Pachteontractes ober auf 
der Beichaffenbeit oder Benennung ihrer Abgaben beruben, ihre eigen 
thümlichen Gerichte” ($. 118), So gab es Meierbinge, Märkerdinge, 
Hegegerichte, Beidelgerichte, Laetgerichte, Hofgebinge, Dinghöfe, Erb: 
fallgerihte, Gour:, Erb» und Leibgewinnägerichte, und getviß noch 
eine Menge anderer Ramen und Competenzen ($. 121—123). Da die 
deutſche Rechtsgeſchichte mit dem dreißigjährigen Kriege fchließt, fo hat 
fie von diefen Dingen keine Notiz genommen — bat doch nicht einmal 
Runde fie berüdfichtigt, und Eichhorn fogar die ganze Patrimonial 
gerichtöbarfeit weggelaſſen! Das große Princip jenes Syſtems von’ 
Gerichten ift aber, daß fie die Rechtsunterſchiede ver Klaſſen ber 
Gejellichaft in ihren Namen, Yormen und Competenzen zum Inhalt 
des Öffentlichen Rechts machen, obwohl fie nur Unterfchieve des Eigen» 
thums an Grund und Boden find, und ſomit da3 gemeinfame Recht 
bewußtſein ver Nation durch eine unüberjehbare Zerftüdelung ber Rechts⸗ 
funktion tödteten. Der Begriff und das Weſen des Rechts ging in 
lauter Rechten unter, und jede Verſchmelzung der Klaſſen wurbe durch 
diefe Gerichte ſchon an und für fich zu einem Unredt. 

Seht Tam das roömiſche Net. Yür das römiiche Necht gibt es 
feinen Unterfchieb des Rechts. Bor dem römilchen Rechte find alle 
Staatsangehrigen gleich. Die Unterfchieve in Saften und Forderungen 
begründen allerdings eine Berfchievenbeit der Nechtätitel, aber weder 
einen Unterfchied in dem Perfonenrecht, noch in der Competenz. Vom 
Standpunkt des römifchen Rechts ift es ein Unding, um eines beſondern 
Anſpruches willen ein befonderes Gericht für berechtigt zu halten. Die 
neuen „Beamteten“ aber waren römiſche Juriſten. Sie waren daher 
principiell die Vertreter der Gleichheit vor dem Recht, und daber auch 
die natürlichen Vertreter bed einfahen Berihtsiyftems, das ohne 
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Rückſicht auf die Klaſſen der Stände und Gefchlechterorbnung für alle 
Hechtöfragen nach dem Recht an ſich Recht ſprach. 

Damit trat ein ganz neues Princip zunächſt für ben Begriff des 
Rechts, und dann für das der Gerichte ind Leben. Dies Princip, ge 
tragen und vertreten durch das immer mächtiger werdende Beamten: 

thum, mar entfchieven feindlich gegen das Gerichtsſyftem der Gefchlechter 

ordnung. Mit dem Beamtenthbum und feinem Nömifchen Redyt mußte 
daher ein Kampf beginnen, der in allen Ländern des germanifchen 
Rechts gleichartig ift und der europätfchen Rechtögeichichte angehört. 
Wir haben won diefem Kampfe nur das Verhältniß zu jenem Gerichts 
ſyſtem aufzunehmen. | 

Die erfte Folge war nun allerdings die, daß die oben erwähnten 
eigentlichen Bauerngerichte verichtwinden und den römiſchen Begriffen 
und Rechten Play maden. Gie dauern nur noch als eine Art von 
Schiedsgerichten von „Genoſſenſchaften“ fort, wie ſchon Fiſcher fie auf 
faßt ($. 118). Anders aber war die Frage gegenüber den Guts- und 
Herrengerichten, auf die e8 uns ankommt. 

Die Lehre vom imperium des jus naturae und das Römifche Recht 
hatten zufammen gewirkt, um den Grundſatz feftzuftellen, daß alle 
Gerichtsbarkeit Ausflug der Landesherrlichkeit ſei. Anberfeit waren 
dagegen gerade die grundherrlichen Gerichte das Hauptmittel der herr 
chenden Klafie, um die Bauern in ihrer Unteriverfung zu erhalten. 
Die Grundherren fahen fich daher durch die „römischen Juriſten“ ernſtlich 
in ihrer Stellung gefährdet. Wo die Gerichtäherren, wie in den feinen 
deutfchen Reichsftänden, ſouverän waren, war die Frage bald zu Gunften 
des Grundherrn erledigt. Allein in ven „Staaten“ begann ber Kampf 
zwifchen beiden Organen theoretiſch und praktiſch, und bildet ein feines- 
wegs unwichtiges Moment in der Geſchichte des 18. Jahrhunderts. Es 
ift der erite Kampf der neuen Staatsivee mit dem Geſchlechterrecht im 
Kleinen, der in dem Ringen ber amtlichen Gerichtäbarfeit mit dem 
Batrimonialgerichte fich vollzieht, und der Ausfall dieſes Kampfes mußte 
enticheiben über die Möglichkeit, durch die junge Staatsgewalt ſchon ba: 
mals die alte und ſtarke Gefchlechterherrichaft zu brechen. 

Wir willen von den Einzelheiten vieles Kampfes noch ſehr wenig; 
ihre Darftellung muß einer felbftändigen Bearbeitung vorbehalten bleiben. 
Das Ergebnik im Großen und Ganzen aber, mit dem dad 18. Jahr: 
hundert abichließt, und das fi) auf das 19. überträgt, ift folgendes, 

Dem großen organischen Gedanken des 17. Jahrhunderts, daß alle 
Gerichtsbarkeit Ausflug des imperium fei, tritt durch die entſtehenden 
rechtögefchichtlichen Studien des 18. Jahrhundert? die Thatſache ent 
gegen, daß die gutöherrliche und leibeigene Gerichtsbarleit nachweisbar 
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nicht auf landesherrlichen Verleihungen, fondern auf dem hiftorifchen 
Hechte des Grundes und Bodens felbft beruhe. Ein Theil der Auriften 
— Reigung, perfönliche Beziehungen, öffentliche Stellung mögen damals 
wie immer vielfach auf die Richtung der Einzelnen eingewirkt haben 
— mußte daher zugeftehen, daß die Gerichtöbarkeit des Herrn über 
Leibeigene und Hintesfaflen die Natur des Privateigenthums be 
fie; das Recht auf diefelben identifieirt fich, ihnen mit dem Recht auf 
den Grund und Boden, fie ift erblich, wie diejer; fie ift ein Theil des 
Patrimonii, und heißt daher jeht Erb: oder BatrimonialGerichtsbarkeit. 
Daß diefelbe gelegentlich dem Mel beftätigt wird (mie in Preußen, 
Fiſcher 1. 8. 842) ändert die privatrechtliche Natur verjelben nicht; es 
wird ausdrücklich anerfannt, daß fie ihren Urfprung aus dem Eigen 
thumsrechte genommen babe” (Fiſcher a. a. O. $. 842 nebft der Lite 
ratur) und noch am Ende des vorigen Jahrhunderts gilt für die deutſche 
Jurisprudenz biefer Satz als unzweifelhaft „bie ftillfchweigende Con- 
ceſſion des Regenten ift eine ganz untauglide und nichts aufflärende 
Hypotheſe“ (Runde 8. 702). Allerdings mar die Competenz dieſer 
Gerichte eben wegen ihrer biftoriihen Stellung fraglid. Eine, an 
Differtationen fehr reiche Literatur beichäftigte fich im ganzen 18. Jahr⸗ 
hundert mit derjelben (bei Fiſcher a. a. D. $. 841 die befannteften). 
Das Gefammtrefultat aber mar, daß die PBatrimonial: oder Erbgerichts⸗ 
barkeit für die gefammte niebere Juſtiz competent fei; der allgemeine 
Ausdrud mar: daß dieſelbe, Polizeigewalt, Heimfallsrecht, Abzugsrecht 
und das Fiscalrecht mit ſich vereinigt“ (Fiſcher ebend.) 

Das nun war für die große ſociale Frage des Bauernſtandes ein 
ſehr ernſtes Reſultat. Die ganze Auffaffung der römiſchen Juriſten 
und der Beamteten überhaupt ward durch dies Ergebniß weſentlich er⸗ 
fchüttert. Die ſtändiſche Richtung der deutſchen Jurisprudenz mußte 
dad gut zu benugen. „Daß die lehre des Römifchen rechtes von der 
gerichtäbarkeit von der Teutfchen gänzlich unterichieden fei, haben Gund⸗ 
ling in den digestis über diefen Titel, Gebauer de jurisdiotione, 
Johann Leonh. Hauſchild von der gerichtäverfaflung der Teutichen 
(Leipzig 1741, 4.) und befonders Fr. Eſaias Pufendorf de juris- 
dietione Germanica (Lemgo 1740, 8.) wie ich auch in meinem unter: 
sidhte von der abfafjung der urtbel mit mererem gezeigt“ (Eftor, 
Deutiche Rechtsgelabrtheit anderer teil. Marb. 1758. $. 4924). Eben fo 
Fiſcher a. a. O. 1. 8.24, der in $. 19 die ganze, mit Herm. Con: 
ring (Diss. de judicjis Reipubl. Germ. Helmst. 1644) beginnende Lite 
ratur über biefe Frage aufführt. Webrigens hatte auch bie entgegen» 
geſetzte Anficht ſchon im 18. Jahrhundert eifrige Vertreter, namentlich 
Seldom (Jur. Germ. Privat.) vgl. auh Runde a. a. D. In der 
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That aber lag der tiefe Uinterichieb im forialen Sinne des Wortes nicht 
bloß in dem, bem römifchen Rechte unverftänvlichen Eigentbum an 
der Gerichtsbarkeit, fonbern eben fo fehr in dem rein polizeilichen 
Strafrecht der Erbgerichtöbarfeit, das den Bauern ganz in die Hand 
des Heren gab. Welche Folgen die Recht Kalte, davon hat uns 
Sugenbeim eine Reihe von fchlagenden Beifpielen gefanmelt (S. 376 
und öfter). Der Gutsherr als Gerichts: und namentlich als Polizeiherr 
batte das Recht, alle feinem Exrbgerichte unterftehenden Bauern nad 
Ermeflen prügeln zu lafien; es bedarf keiner weiteren Darlegung , wie 
ein folches, in ver „Polizei“ Tiegendes Recht des Grundherrn jeden 
Reſt der Selbftändigkeit der Bauern vernichten mußte; das Gericht 
des Herrn war nur eine Form ver Willlür, unb der Zuſtand war 
teauriger als je. Dazu kam endlich nody das fogenannte „Legen® ber 
Bauernhöfe, das Vertreiben der Bauern aus ihren Höfen und die Ber 
einigung der leßteren mit dem gutöberrlichen Hofe. Die Art und Weiſe 
wie dieß geſchah, war verſchieden; bald. griff der Gutsherr mit Gewalt 
durch, bald benußte er den Vorwand der Nichtentrichtung der gutähern 
lichen Laſten, bald entfernte er die Kinder beim Tode bes Vaters. Die 
vom Hofe getriebenen Bauern mußten dann Taglöhner werden; Damit 
verſchwand der letzte Reſt des Unterſchiedes zwifchen Bauer und Leib 
eigenen, und fomit gelangte die Gejchlechterorunung bei ihrem legten 
Stadium ber Unfreibeit an. Es war ein elender Zuftand. 

Und dennoch war eö vielleicht gerade diefer letzte Punkt, ber bie 
kaum noch zur rechten Kraft gelangte Staatsgewalt dazu brachte, gegen 
jene Verhältnifie einzufchreiten. Mit dem jelbftändigen Landesfürften- 
tbum mar einerjeit3 das Gefühl der Souveränetät gewaltiam, anderer 
ſeits aber auch das Bedürfniß nach Abgaben geitiegen. Eine Gerichts . 
barkeit, welche mit Ausnahme des peinlichen Halsgericht3 alle Funktionen 
des Staats erblid als Eigenthbum bejaß, mußte das erftere vernichten, 
eine völlige Vernichtung des Bauernftandes mußte die Erfüllung bes 
zweiten unmöglich machen. In Frankreich hatte Schon Sully den Bauern» 
ftand als die wahre Grundlage des StaatsreichthHums erfannt; die fran- 
zöſiſche Literatur, viel höher in ihrer ſtaatsmänniſchen Auffaflung 
ftehend, al3 die rein juriftifche deutiche, gab durch ihren Einfluß den 
freieren Blid auf die Verhältniffe; das Beamtenthum brängte vortvärts, 
bie gutöberrliche Gerichtsbarkeit zwar als eine andere, aber zugleich ala 
eine nicht ebenbürtige, ſich untergeordnete betrachtend, und die Roth 
der Kriege des 18. Jahrhunderts Hand in Hand mit ber fürftlicdhen 
Berihwendung zwang die Regierungen, fich des zu Grunde gehenden 
Bauernftandes anzunehmen. So entitand, von ber Staatögetvalt aus⸗ 
gehend, eine Bewegung, welche die erfte Hülfe brachte. 
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Diefe Bewegung ericheint in zwei Hauptformen. Zuerſt tritt fie 
auf ald Unterordnung ber gutsherrlichen Gerichtsbarkeit unter die 
Beamtengerichte; dann als der Verſuch, den Bauernftand zu erhalten 
und zu heben. Letzteres wieder geichieht theild durch das Verbot des 
„Legend“ der Bauernhöfe, theils durch Beſchützung der Bauern gegen 
die wildere Mißhandlung der Herren, theils als Herftellung der erften 
Formen der Verwaltung der Landwirthſchaft in ben Landes-Dekonomie⸗ 
Gollegien, theils endlich als direlter Verſuch, die Leibeigenſchaft aufzu⸗ 
heben. 

Jede dieſer großen Maßregeln hat ihre eigene Geſchichte; doch wird 
es Aufgabe einer ſelbſtändigen Arbeit ſein müſſen, dieſes hochwichtige 
Gebiet des Kampfes der Regierungen mit der Grundherrlichkeit noch 
genauer durchzuführen, ala das in etwas ſporadiſcher Weiſe bereits 
bon Sugenheim gefchehen ift, veflen Arbeit übrigens dauernd an ber 
Spitze dieſes Theiles der Geſchichte Deutichlands fteht, und namentlich 
zuerſt denfelben mit tiefem Berftändniß und umfaflender Gelehrjamleit 
in feinem Verhältniß zum Gefammtleben Europas dargeftellt hat. Wir 
haben dazu nur einige wenige Bemerkungen hinzuzufügen. Die Geſchichte 
der Aufhebung der Leibeigenichaft beginnt fchon mit der Verordnung 
vom 16. December 1702, durch welche Friebrih I von Preußen be 
fahl, daß auf „Seinen Domänen“ die Leibeigenfchaft aufgehoben werben 
fole (Stenzel, Geichichte des preußifchen Staats IIL 680. Breuß, 
Friedrich der Große III. 97). Bon da an bis zu den lebten gefelichen 
Alten unferes Jahrhunderts, welche die Leibeigenfchaft wirklich befei- 
tigen, zeigt es fich in immer wiederkehrender Folge, daß man fich weder 
über den rechtlichen Inhalt, noch über die eigentliche Bebeutung ber 
Leibeigenichaft jemals recht klar wurde, namentlich aber über ihr 
Verbältniß zur Hörigleit. Das nun beruhte darauf, daß es bereits 
damals die alte firenge Scheidung zwiſchen Leibeigenen und Bauern, 
welche die Grundlage der urfprünglichen Geſchlechterordnung war, nicht 
mebr gab. Der Unterfhieb war ein gradueller geworden, ftatt 
daß er früher ein qualitativer gemwefen. Die Folge daran war, daß 
jedes Rütteln an ber Leibeigenfchaft die ganze Geſchlechterordnung ber 
Grundherrlichkeit erfchütterte, und daß daher die Regierungen einerjeits 
bei derſelben nicht ftehen bleiben konnten, ſondern conjequent zum Ber 
nichtungslampfe mit der gefammten herrfchenden Stellung des Adels 
von ihr aus fortichreiten mußten, während e8 eben deßwegen anderer: 
ſeits vollfommen erflärlich war, wenn bie herrichende Klaſſe dem Landes⸗ 
bern offen ins Geficht fagte, daß fie felbft nicht gewilligt fein, ihr 
Hecht aufzugeben, die letzteren aber nicht berechtigt, eö aufzubeben, wie 
bie pommerifchen Stände felbft gegenüber einem Manne wie Frievrih I. 
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1763 rund hinaus erklärten, es fei unmöglich, dem Willen des 
Monarchen zu genügen” (Sugenbeim ©. 382). Das Gefühl, daß es 
fich bei der Aenverung biefes Verhältniſſes um das Grundprincip der 
ganzen damals geltenden Gefellichaftsordnung handle, war allgemein, 
und die beutiche, beichränkte Jurisprudenz that das Ihrige, wie wir 
geieben haben, um in diefem Kampfe das ftänbifche Element durch bie 
eifrige Herbeiziehbung des Begriffes gebeiligter Privatrechte zu unter 
fügen. Die Regierungen wären daher machtlos geblieben, wenn fie 
nicht in der Herftellung eines „contribuablen Bauernftandes* ein Be 
dürfniß gefunden hätten, das ſtärker war, als alle feudale Jurisprudenz. 
Um diefem contribuablen Bauernftand berftellen zu können, mußten fie 
vor allen Dingen das Legen ber Bauernhöfe verbieten; fie mußten bie 
Flucht der leibeigen gewordenen Bauern aus dem Lande in die Stadt, 
aus einer Souveränetät in die andere hindern; fie mußten jogar mit 
ihren Maßregeln direkt etwas für die Bauern thun; und um alles das 
möglich zu machen und wirklich auszuführen, mußten fie die „gutéherr 
liche” Obrigkeit der „landeöherrlichen” unterorbnen. Und das geickab; 
freilich in einer Weile, melche den ganzen Geift des 18. Jahrhunderts 
ſchlagend charakteriſirt. Aus der Idee des imperium des 17. Jahr 
bunbert3 ging nämlidy allerdings der Gedanke hervor, daß alle Ge⸗ 
richtsbarkeit ein „Hoheitsrecht,“ ein „Regal“ fei; aus der Theorie des 
18. aber auch der zweite Sat, daß die Grundherren auf diefes Regal 
ein jus quaesitum hätten. Die Conjequenz war, daß man nirgends 
zu dem Schluß gelangte, die Patrimonialgerichtsbarkeit aufzuheben, 
fondern mir nur zu dem, biefelbe entweder bloß in ihrer Competenz 
zu befchränfen, wie in Deiterreich durch die Errichtung der Kreißgerichte 
als zweite Inftanz für die PBatrimonialgerichtsbarlet (Sugenbeim 
©. 104 und öfter; vgl. Kopetz, dfterreichifche, politische Geſetzkunde 
1807. I. Bb. $. 15 ff.) oder die Ausübung der wirklichen Gerichtäbar 
feit an diefelben miflenfchaftlihen und amtlichen Bedingungen zu 
binden, wie bie Uebernahme eines eigentlichen Juſtizamtes. Dabei nun 
ſchied man theild die Juſtiz von der „Defonomie,” namentlich in 
Preußen; bort „hatten die Aemter urfprünglic Dekonomie, Zuftiz und 
Polizei zu verwalten. In ver neueren Zeit aber (lebte Hälfte des 
18. Jahrhunderts) ift die legtere davon abgefondert, und „eigenen Suftig 
amtleuten übergeben worden” (Fiſcher a. a. O. $. 88), theils forberte 
man menigftend in Preußen, daß „die Gerichtsherrſchaften dazu ſolche 
Subjette auswählen, bie bei den Lanbesjuftigcollegien gehörig vor: 
bereitet find“ (Corpus Juris Frieder. I. P. 11. Tıt. 4 und 8; Reglement 
über das Juſtizweſen in ber Kurs und Neumark Brandenburg I. 4. 5. 6. 
Bilder a. a. O. 8. 89) Aehnlich in Sachſen durch Scheivung des 


201 


Gerichtsverwalters vom Gerichtsakltuar (Berger, Oeconom. Jurispr. 
IV. 6), woburh man in Preußen zu dem Grundſatz kam, daß ber 
Gerichtsherr die Zuftiz überhaupt nicht mehr perſönlich, fondern nur 
burch einen Juſtizbeamten ausüben dürfe, was übrigens eben nur in 
Preußen galt (Fiſcher 8. 85; vgl. Sugenbeim ©. 398). Allein 
der Grundgedanke der Erbgerichtöbarkeit blieb beſtehen, und namentlich 
in den Tleinen deutichen Reichslanden änderte ſich gar nichts. 

Mit diefem allgemeinen Refultate fchließt das 18. Jahrhundert. 
Auf allen Punkten ift der Kampf der Staatsivee mit dem Rechte der 
berrfchenden Klafle eröffnet. Die Leibeigenfchaft ift zum Theil aufge 
hoben, die freiwilligen Ablöfungen find aum Theil verfudt, die Erb- 
gerichtäbarfeit iſt zum Theil beichräntt, das alte Verhältniß ift in feinen 
Grundveſten erichüttert. Allein jene gejellichaftlihen Refte find Privat⸗ 
rechte geworben, und die Klafle der Grundberren hat fich für die Ver 
theidigung derſelben allenthalben erhoben, allentbalben das „Landes: 
recht“ und die „LZandesprivilegien” gegenüber der Krone dafür aufgerufen 
allenthalben die gefahrbringende Umgeftaltung befämpft, und das neun: 
zehnte Jahrhundert findet noch nirgends ein faßbares Nefultat. Es 
bat den großen Proceß ber Ablöfung erit ſelbſt zu fchaffen. 

Und bier nun darf man einen Blid auf das dominium eminens 
und feine fpeciele Stellung zur Entlaftung zurüdiverfen. Auch bier 
zeigt fich fein inniger Zuſammenhang mit der Staatsidee. Wie der 
Staat jelbft an den focialen Gewalten die begränzenden Faktoren feiner 
Entwidlung findet, fo auch dag dominium eminense, Es vermag nicht, 


-in die eigentliche gefellichaftliche Frage hinabzufteigen. Seinem hiſtoriſchen 


Urſprung getreu, bedeutet es auch in diefer Zeit nur das Verhältniß 
des Staats zu den Grundherren als herrichender Klafie, und das do- 
minium (super)eminens erſcheint daher mehr und mehr nur noch als 
Lehensobereigenthum bes Fürlten gegenüber dem Bafallen. Die’ Frage, 
die mit dem 18. Jahrhundert entfteht, die Trage nach dem Recht des 
Staats, die beherrſchte Klafje durd) Beichränfung des Nechtö der herr 
fchenden zu heben, nimmt jene Svee des dominium eminens gar nicht 
in fih auf. Sie bat den höheren Rechtstitel dafür gegeben, daß die 
Landesherrn die Selbitänbigleit der berrfchenden Stände und ihrer. 
Landtage brachten; fie hat die fürftlihe Gewalt mit dem Recht auf 
die einzelnen Hoheitsrechte ausgefüllt, und ift zum juriftifchen Prineip 
der höchſten Verwaltung. geworben, aber mehr vermag fie nidt. 
Es ift noch immer nur eine höchſte Form des „Eigentbums;“ fowie 
es daher einem zweiten Eigentbum fich gegenüber findet, dem Eigen- 
thum der Grundherren an allen Rechten der Grundherrlichkeit, fo ift es 
gleichlam paralyfirt. Die damalige Wiffenfchaft weiß nichts Beftimmtes 
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mit diefem Begriffe zu maden. Er bat feine feine hiſtoriſche, aller 
dings nicht unbebeutenve, Miſſion erfüllt, und beginnt zu verſchwinden 
Sein Auftreten in ber letzten Hälfte bes vorigen Jahrhunderts ift ein 
unficheres; ihm fehlt jene Selbftgewißheit, die ftet3 ber Ausprud einer 
: höheren Bedeutung tft; er ſinkt zum Kathederbegriff herab. Die Zeit 
ift vorbei, wo man den Fürſten noch abfolut mit dem Staat iden: 
ficiren, und die Funktion des Staatsoberhaupts daher als eine Form 
des dominium betradhten Tann. Der Ausbrud bleibt zwar in den 
Lehrbüchern, aber nicht mehr im ftantörechtlichen Bewußtſein des Bolls; 
andere Potenzen traten auf; das 19. Jahrhundert verfteht nicht mehr, 
mas er eigentlich feiner Zeit bebeutet haben möge, und wirft ibn daher 
zuſammen mit bem jus eminens, dem fogenannten Staatsnothrecht, wo 
wir wenn auch nicht ihm jelber, fo doch feinem hiſtoriſchen Schatten 
begegnen. Denn in der That ift der ganze Standpunft des 19. Jahr 
hunderts ein fo tefentlih von bem bes 18. verfchievener, daß auch 
für die Entlaftung eine neue Geſchichte beginnt. 


2) Die erfte Hälfte des 19. Jahrhunderts. 


Nirgends mehr als im Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts 
wird es Mar, daß man die Grundentlaftung troß ihrer entfcheidenden 
Bedeutung für das Leben des Volles body nur als ein Moment an 
einer höheren, eben nur in ihren machtvollen Erfcheinungen contre 
erfaßbaren Entwidlung betrachten darf. Denn in ber That ift nichts 
unklarer und unfertiger, als die beutiche Grundentlaftung von 1800 
bis 1848; nirgends ift Einfeitigleit, nirgends ein feſtes Princip, uit 
gends entfcheivende Durchführung; jeder Staat und jedes Land hat 
feine Entlaſtungsverſuche, feine Gefeßgebung, feine Richtung; die Worte 
felbft, die Namen mit denen man die Sache bezeichnen will, find um 
ar, zum Theil widerfprechend geworben; bie Wiſſenſchaft ift rathlos, 
da fie feine fefte geiftige Thatjache findet, an der fie ſich halten am; 
die Definitionen mangeln, die Literatur verſchwindet, höchſtens daß 
einige allgemeine Phrajen über das Weſen ber Entwährung bie Über: 
fläche berühren; erſt mit ben dreißiger SYahren wird das anders, aber 
auch da gewinnt es nicht jene fefte Geftalt, mit ber wir fett 1848 zu 
thun haben. Es ift Har, daß bier eine andere, größere Frage in Aw 
regung ift; fie erft wird zur wahren, befinitiven Entlaftung führen. 

Diefe Bewegung ift nun feine andere als die der Entwicklung ber 
ftaatöbürgerlihen Gefellihaftsorbnung mit ihren beiden großen Prim 
eipien der organifhen Staatögewalt und ber Gleichheit und Freiheit 
aller Staatsbürger. Es ift Har, daB das erfte unmöglich die Erb⸗ 


gerichtsbarkeit anerfennen Tann, und daß bas zweite, bie perfönliche 
Abhängigkeit des Einzelnen vom Einzelnen, tie fie bie Gefchlechter: 
ordnung an den Grundbeſitz gebunden bat, unbedingt vernichten muß. 
Allein die große Frage vieler Zeit ift der Weg und das Mittel, um zu 
biefem Siele zu gelangen. Dieſe aber beftehen in der ſtaatsbürgerlichen 
Verfaflung, melde das Geſetz als den organifchen Geſammtwillen bes 
Volkes anerkennt. Die ftantsbürgerliche Gefellfchaft fordert daher die 
Berfaflung; die Verfaſſung das Staatsbürgertfum; das Staatsbürger: 
tbum aber die Befreiung von der Abhängigkeit der Berfon und des Be 
fies des Einzelnen vom Einzelnen. Die Berfaflung ift daher die formelle 
Hauptſache, aber vie Grundentlaftung ift ihre Verwirklichung 
für den Bauern. Und daher tritt von 1800 bis 1848 die Geſchichte 
der Grundentlaftung gegen bie der Berfaffung in den Hintergrund, und 
wie auch dem Wandernden das Biel oft eben dadurch unfichtbar wird, daß 
ex ihm näher lommt, fo fehen in dieſer Zeit die meiften Schriftfteller gar 
nicht, daß die Verfaſſung, nad) ber fie fireben, doch zulekt ohne Grund» 
entlaftung einen felten Boden bat. Man redet wenig von ihr; man 
ſchiebt fie zur Seite, aber fo, wie man die großen Gedanken der Zukunft 
bei Seite fchiebt, leife und ohne Kampf. Es ift, ala ob alle wüßten, 
daß die Yormfrage erledigt werben müßte, bevor man zur Hauptſache 
übergeht. Und daher noch immer die Hoffnung der berrichenten Klaſſe, 
die Befreiung der Beherrſchten zurüdzubalten, die Grunbentlaftung zu 
verſchieben oder unvollftändig zu machen, daher bie Unficherheit der 
Regierungen, die noch allentbalben unter dem Drud dieſer herrſchenden 
Klafie Steben, in allem was fie für die beherrſchte thut; daher das 
Sortbeftchen der alten Ramen und Verhältniſſe der bäuerlichen Un- 
freiheit troß der Geſetze, die nicht ganz zur Ausführung gelangen, und 
doch zu viel geben, um unbeachtet zu bleiben; daher denn aber auch 
der ftille Zorn bes Landmannes, der feine Stellung und ihren Wider 
ſpruch fühit, einen Widerſpruch, den die freien Städter nur noch empfind- 
licher machen gegenüber den noch Frohnen leiftenden, ber Erbgerichts: 
barleit untertworfenen Bauern; daher die Macht des „Liberalismus“ über 
das Landvolk; daher die Wahrheit und das tiefe Einfchneiven jenes Wor⸗ 
tes, das für Deutichland zuerft in der Darftellung des Socialismus und 
Kommunismus ausgeſprochen wurde: „bie nächte Revolution wird eine 
fociale ein”; daher, und weientlih nur daher die Gewalt, und darin und 
weſentlich nur darin das große und dauernde Ergebniß des Jahres 1848. 

Betrachtet man nun den Gang der Entlaftung vor 1848 von 
biefem Standpunkt, fo wird es wohl leicht verftänblih, menn wir 
jagen, daß bieß fpecielle Eingehen auf die einzelnen Beftrebungen 
und Arbeiten für viefelbe in Geſetz und Verwaltung nur einen Werth 
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bat für die Territorialgefchichte der einzelne. Länder, denn es find 
das eben vereinzelte Vorverfuche für ben definitiven Sieg der Rear 
geitaltung der deutſchen Geſellſchaftsordnung fett 1848. Wir übergehen 
fie bier debhalb, um fo mehr als eine Erichöpfung in ber That nur m 
eigenen Arbeiten möglich ift. Wohl aber dürfen wir bemerfen, daß 
das einfache Zuſammenwerfen dieſer Ericheinungen mit denen nad 
1848 oder der eigentlichen Grundentlaftung, die Vorftellung ala gäbe 
e3 bier teinen weſentlichen Unterjchieb in den großen Stadien der Ent 
widlung bis zu unferer Zeit, wie es namentlich bei dem ſonſt fo acht 
baren Judeich gefchieht, und felbft bei Sugenheim, von den Rational 
ökonomen wie Rau und Rofcher oder der Bolizeimiflenichaft zu ſchweigen, 
bie überhaupt nur ein vollstwirtbichaftliches oder polizeiliche Ereigniß in 
der Sache ſahen, eine einfeitige ift. Daß aud die Hiftoriograpbie, ſelbſt 
die „Geſchichte des 19. Jahrhunderts“ von dem wahren und bauern- 
den Ergebniß des 19. Jahrhunderts jo gut ala gar nichts zu erzählen 
weiß, ift nur einer von den Beweiſen bafür, daß, wenn Rechts- und 
Wiſſenſchaftslehre einfeitig find, pie Gelchichtichreibung wahrlich auf 
ihrem bisherigen Standpunkt der geijtreihen Beobachtung nicht bazu 
angethan ift, ihnen einen höheren Gefichtöfreis zu verleihen. Doch bier 
liegen die Aufgaben der Zukunft der Wiſſenſchaft. Wir wenden uns 
der Vergangenheit des Lebens zu. 

Troß jener Unficherheit der jungen, mit dem 19. Jahrhundert 
entitehenden Staatsgewalt bat dennoch eben jene ſchwankende Bewegung 
für die Heritelung der Freiheit des Bauernftanvdes auf Einem Punkte 
ein febr feites und klares Moment; und der ift e8, der jene Bewegung 
felbft lebendig erhält. Dieß Moment ift das durch die franzöfifchen 
Kriege und die franzöfifche Vorherrichaft erlangte, namentlich feit der 
Schlacht von Jena allen Denkenden feſtſtehende Bewußtſein, daß bie 
Macht der Staaten mefentlih auf der Tüchtigkeit des Bauern 
ftandes berube. Mit der Unmöglichkeit, fich viele alles überragende 
Thatjache zu läugnen, tritt die Unmöglichkeit ein, fie in der Ber 
waltung, namentlih in der mwirtbfchaftlichen, nicht mehr zu berüd: 
fihtigen. Die Befreiung des Bauernftandes wird daher eine volks⸗ 
wirtbihaftlide Aufgabe der Berwaltung. Zwar fteht der 
Anfang der Befreiung, der große Gedanke Steins, viel höher, und es 
ericheint beveitö in dem contribuablen Bauernitande. das Staatsbürger: 
thum unferer Gegenwart. Aber die quantitative Mafle des Geiftes 
der Regierungen folgt ibm nicht. Für fie fommt es noch nicht darauf 
an, den Stand der Bauern, jondern nur die Produktivkraft jeines 
Beſitzes zu befreien. Die Grundentlaftung ift feine eigentliche Be 
fretung des Bauern, fondern nur eine Hebung feiner wirthſchaftlichen 
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Berhältniffe. Der Kampf der Regierungen geht daher auch nicht gegen 
das, wodurch die erfte, fondern weſentlich nur gegen das, wodurch bie 
zweite beſchränkt wird. Gewaltſame Bewegungen äntern das an 
mehreren Orten, allein nur in unvollkommener Weiſe; der beſchränkte 
Charakter des Ganzen bleibt allenthalben. Die ganze Literatur hält 
ſich auch, wie bereits dargeſtellt, weſentlich auf dieſem Standpunkt, und 
zwar bis unmittelbar vor 1848. Daß ihr eben deßhalb bei vielfach 
praktiſcher Rützlichkeit jeder höhere Schwung, jeder rechte Anklang im 
Volke fehlt, iſt leicht verſtändlich. Aus jenem ſpecifiſchen Charakter 
dieſer Epoche gehen nun auch die einzelnen Hauptmomente dieſer ganzen 
Richtung hervor, melde dem geſammten Entlaſtungsweſen bis 1848 
zum Grunde liegen. Wir müflen fie fpeciell bezeichnen, weil fie erit 
uns in den Stand feßen, den tiefen Unterfchieb der fogenannten vor 
und nachmärzlichen Zeit klar zu maden. 

Das erfte und mejentlihe Moment ift die Aufhebung der Leib: 
eigenſchaft, das ift das fachliche Gebundenfein des Bauern an feinen 
Grundbeſitz und die Heritellung feiner perjönlich freien Bewegung. 
Das zweite eben jo weſentlich ift die Beſchränkung der wirthſchaft⸗ 
lihen Rechte des Grundberrn, die Drbnung der Frohnden und 
Giebigkeiten. Allein weiter ald bis zu ber Gränze biefer Beſtim⸗ 
mungen gebt Feine Regierung Denn an dieſer Gränge beginnt 
erft das eigentliche Staatöbüirgertbum, und mit ihm ber Kampf der 
noch immer herrfchenden Klaſſe um ihre Stellung, das Bervußtfein, 
daß mit dem Ueberfchreiten derſelben eine ganz neue Ordnung ber 
Dinge beginnt. Die Staatsibee fteht noch keineswegs hoch genug, um 
fih auf das volllommene Staatsbürgerthum ftüßen zu können. Die 
Grundentlaftung vor 1848 ift in der That nur eine Beichräntung der 
Willkür der Grundherren, nicht aber eine Befreiung ber beberrichten 
Klaſſe der Geichlechterorpnung. Und daraus folgen nun die übrigen 
Momente, welche biefe Epoche charalterifiren. 

Das erfte diefer Momente tft zwar die Ablösbarkeit aller grund⸗ 
herrlichen Laſten, aber nur als freie Webereinlommen zwiſchen Herren 
und Hinterfaßen, nicht als eine Pflicht für beide. Daraus folgen 
dann die einzelnen Grundſätze, welche diefen Standpunkt dharalterifiren. 
Zuerft greift der Staat in jenen Proceß nicht unmittelbar, fondern 
höchſtens orbnend und regelnd ein burch jeine Beamte, dann gibt er 
dem Bauernftand zwar das Net, das er im Grunde ftets. hatte, 
feine Laften abzuldien, aber nicht, was er nicht hatte und ſich nicht 
verichaffen konnte, das Ablöfungstlapital; e8 gibt noch feine Renten: 
bant; endlih, mo aus biefem Grunde die Ablöfung nicht erfolgen 
ann, begnügt er fich mit bem Uebergang ber ungemeflenen Frohnden in 
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gemeflene, und viele meinten, daß damit das Hödhfte erreicht fei. Allein 
auch in denjenigen Fällen, wo der Staat die Ablöfung vorfchreibt, 
läßt er fie weſentlich durch dasjenige Drgan vornehmen, welches das 
größte Interefle hat, fie hinauszuſchieben oder geradezu zu verhindern, 
den Erbgerichtsherrn. So wird thatſächlich aus der Ablöfung ein nur 
im Einzelnen gelingender, im Ganzen aber mißlungener Berfudd. Auf 
allen denjenigen Punkten aber, wo es fich nicht um Laften und Leifium 
gen, fondern um andere Rechte aus dem alten Geichlechternerus handelt, 
tritt auch nicht einmal die Ablösbarkeit ein, ſondern das Verhältniß 
bleibt geradezu unberührt. Dahin gehört namentlich der LZehbnänerus, 
den diefe ganze Epoche mit dem unbeltimmten Begriff und Inhalt bes 
„Pbereigenthums“ befteben läßt, und zweitens die Reallaften und 
Bannredhte aller Art, die in den meilten Theilen Deutſchlands eben 
ſo üungefchmälert fortbeftehen, wie früher, und wie neben ihnen bie 
ganze alte ftändifche Zunftverfaſſung. Das Gefammtergebnik ift, daß 
nicht das bäuerlihe Eigenthum, fondern nur die Produktivkraft ber 
bäuerlichen BWirthichaften dem Gegenftand der befreienden Thätigleit 
diefer Epoche bilden; und das charalteriftiihe Merkmal dafür iſt das 
einfache Fortbefteben der Batrimonialgeridhtsbarteit. 

Wenn das Verhältniß der Patrimonialgerihtsbarkeit bis zum 
Sabre 1848 einmal eine eingehende, an die frühere Rechtsordnung ſich 
anfchließende und den Geift des 19. Jahrhunderts verftebende Dar 
ftellung finden wird, fo wird man erkennen, weßhalb Deutichland 
unter den großen Völkern Europas erft jetzt den Rang einzunehmen 
beginnt, der ihm zulommt. Ein Land und Voll, das das Privateigen 
tbum an ben widtigften Funktionen des inneren Staatslebens als ein 
unerjchütterliches Recht anerlannte, Tonnte freilich bei den Engländern 
und Franzoſen nur mit Spott und Mißachtung angefehen werden. In 
der That ift es nur hiſtoriſch aus den wunderbar verwirrten geſell⸗ 
ſchaftlichen und ftaatlihen Verhältnifien Deutfchlands zu begreifen, daß 
man nicht eben abfolute, fondern auch verfafiungsmäßig feheinbar voll: 
fländig enttwidelte Staaten fand, melde ohne alles Bedenken bie ganze 
Batrimonialgerichtäbarleit des 18. Jahrhunderts in fich forttrugen. Unb 
das Beachtenswertheſte ift, daß die Hälfte aller Männer der Wiſſen⸗ 
ſchaft in ernfthaftefter Weile über die Grundentlaſtung ſchreiben und 
ſprechen Tonnte, ohne auch nur zu ahnen, daß fie ein ewig Unmög: 
liches bleiben müffe, fo lange der alte Grundherr noch Erbgerichtäherr 
blieb. Es ift in der That etwas Naives in biefer Erfcheinung, die 
fih nicht bloß bei den Gelehrten der Vollswirtbichaft, ſondern ſelbſt 
bei den ftrengften Fachmännern, wie bei Thaer und Stüve, wiederholt. 
Wir müfjen leider jagen, daß dieſe Patrimonialgerichtsbarkeit nicht nur 
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bleibt, fondern daß fie in Princip und Ausführung ganz und gar 
auf dem Standpunkt des vorigen Jahrhunderts fteht. Einen 
merfwürdigen Eindrud macht ed, wenn man in unferer Zeit den para 
graphirten, fonft fo hoch achtbaren Codex des deutihen Staats: und 
Bundesrechts von Klüber (1. Auflage 1822, 4. 1840) mit bem 
vergleicht, was Fiſcher 1785 über bie Exrbgerichtäbarleit a. a. O. fagt. 
Da ift diefelbe bei dem erfteren wie bei dem leteren „eine dingliche De: 
fugniß, die der Gerichtähere im eigenen Namen, bei gehöriger Quali⸗ 
filation auch in PBerfon verwaltet, als eigentbümliches, immerwährendes 
Vorrecht; fie ift (auch noch nach 1840) veräußerlich; begränzt wird fie 
durch die höchſte Aufficht; jeboch derjenigen Gerichtsbarkeit, welche dem 
Standesherrn zuſteht, find meift wieder enge Gränzen geſetzt“ ($. 368. 
369). Den Patrimonialgerichtöheren betrachtet man wie eine Art Orts⸗ 
oder Unterobrigkeit, jeine Dienftherrichaft als „Gerichts: und Orts⸗ 
polizeiberrfhaft” ($. 370). Die Duellen für die Competenz, bie 
Klüber ziemlich ausführlich mittheilt, find eben deßhalb auöfchließlich 
aus der Literatur des vorigen Jahrhunderts gebildet (ebb.). 
Da darf uns dann freilih die Klage Sugenheims (5. 473-474) 
nicht wundern, daß fie es war, welche „einen jehr weſentlichen Theil 
der Schuld der Langfamleit des Ablbſungsverfahrens trug;” denn freilich 
fonnte fie fih feinen Augenblid verhehlen, daß fie jelbft durch die voll. 
zogene Ablöfung fich felbft unmöglich machte. Denn nur die beichränfte 
rein nationalöfonomifche Anficht Tonnte die naive Meinung erzeugen, 
die wir in den bedeutendſten Lehrbüchern wieder finden, daß es genüge, 
den wirthſchaftlichen Bortheil der Entlaftung auch für den Grundherrn 
nachzuweiſen, um benfelben für bie freiwillige Ablöfung zu beftimmen. 
Melden Werth für den Herrichenvden die Herrihaft als ſolche hat, das 
freilich Tieß fich in keine vollswirthichaftliche Berechnung aufnehmen. 
Aber betrachtet man die Verhältniffe von dieſem allgemeinen Stand 
punkt, jo erflärt fih nunmehr aud leicht die letzte Thatſache, daß 
nämlich Deutihland es bis zu 1848 zu Feiner rechten Gemeinde 
verfaflung, ja nicht einmal zu einem formalen Begriff der Gemeinde 
bringen konnte (vgl. Vollziehende Gewalt: Selbftverwaltungslörper). 
In der That find Gemeinden ohne Eigentum der Bauern gar nicht 
möglich; wie viel weniger bei dem Fortbeftand der Batrimonialjuris- 
diktion! Und wie fonnte der Gedanke ver Selbftverwaltung in einem 
Lande Raum finden, wo die Polizei und das Gericht nicht einmal dem 
Staate, geſchweige denn dem freien Staatsbürgertbum gehörte! 

Ueberblidt man nun von biefer Grundlage die Nefte ber Ges 
ſchlechterordnung in Deutichlanb in ber Zeit von 1800 bis 1848, fo 
ift es ganz unmöglich, ein vollfländiges und für alle Theile genügendes 
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Yild diefer auf allen Punkten im Werden begriffenen Verhältniſſe zu 
geben. Denn in allen Staaten geihahb etwas, in keinem alles. 
Begriffe und Rechte diefer Berbälthiffe, Namen und Borftellungen 
erfchienen wirklich als die „ewige Krankheit” des Dichters, und es muß 
genügen, einige wenige Andeutungen über den damaligen Zuftand, 
den Charakter und die Bewegung der Entlaftung bier mitzutheilen, 
indem wir die obigen Kategorien dabei zu Grunde legen. 

Zuerft muß man diejenige Gruppe ausscheiden, melde bis zum 
Sabre 1848 für die Befreiung bes Bauernftandes von Staatswegen 
gar nichts gethan bat. Dahin gehören namentlich Defterreih und 
Medlenburg. Defterreich iſt dann 1848 fo entſchieden in die Bahn des 
Fortſchrittes hineingetreten, daß e3 den meiften andern Staaten voran: 
fteht. In Medlenburg dagegen herrſcht noch gegenwärtig das alte Syſtem 
(Medlenburg bei Sugenheim; Krünit, Enchklopädie XVII. 153— 177). 

Für die übrigen Staaten muß dann ferner die Zeit bis 1830 
von der zweiten Epoche bis 1848 gefchieden werden. Im Allgemeinen 
ift e8 zutreffend, wenn man fagt, daß bis 1830 fo ziemlih in allen 
deutichen Bundesftaaten die Zeibeigenfhaft und die aus ihr ber 
vorgebenden Abgaben und Leiftungen unentgeltlich aufgehoben werben, 
während die Grund» und Reallaften in einigen Staaten ber Ablöfung 
auf freimilligem Wege beginnt, mährend fie in andern nit einmal 
verfucht wird, fo daß der ganze Zultand ein höchſt ungleichartiger ifl, 
und nad allen Richtungen bin betätigt, was wir bereit erwähnt, 
daß ber Charakter der großen Bewegung ein burchgreifend Iocaler ges 
weſen ift. Dafielbe gilt von den Ablöfungen und Gemeinheitöthei» 
Iungen (f. fpäter); das Jagdrecht dagegen bleibt fo gut als ohne 
Ausnahme auf feinem feudalen Standpunkte beftehen. 

Dabei tritt nun ein großer Unterfchieb zwiſchen den Berfaffungs- 
ftanten des Südens, Breußen ung den übrigen Mittel: und Klein» 
ftaaten auf den erften Blid hervor. Preußen geht allen veutfchen 
Staaten mit dem großartigen Prineip feiner Gefege von 1807 und 
1811 voran, bleibt aber in der Ausführung fo fehr zurüd, daß es 
jelbft nach 1848 keineswegs feine Grundentlaftung zu einer völligen 
Befreiung von der Gefchlechterherrfchaft erhoben bat. Die Verfafſungs⸗ 
ftaaten find in ihrer Entwicklung untereinander ſehr verfchieden; Würt- 
temberg und Baden finb am weiteſten voraus; Bayern bleibt gänzlich 
zurüd, Heflen bevarf des Stoßes von 1830. Die übrigen Staaten 
thun fehr wenig; fie ftehen bis zum Jahre 1830 meift ganz fill und 
geben dann jehr vorfichtig weiter, bis erft das Jahr 1848 Klarheit 
in Gefesgebung und Bermaltung bringt. Alles das gilt nun ſowohl 
für die Laften jelbft, als für die Patrimonialjurisdiktion. Hätten 
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diefe Einzelheiten irgenb eine Wichtigkeit für das Gejammtleben ber 
Nation, jo würde es eine außerorbentlich ſchwierige Aufgabe fein, fie 
genau zufammenzuftellen. Wir halten nur feft, daß die Art der Ber 
bandlung, welche Judeich eingefchlagen, auch für das Ganze nicht 
ausreicht, während wir ihm im Einzelnen Vieles verdanken. Doch wuns 
dern wir und billig über bie Nichtberüdfichtigung ber Literatur, nament- 
ich des Werkes von Sugenheim. 

Eine kurze Zufammenftellung der pofitiven Refultate exgiebt fol- 
gendes Bilb, bei dem wir erinnern, daß wir nicht im Stande waren, 
genaue Angaben über die Patrimonialgerichte allenthalben zu finden. 

Preußen. — Das Allgemeine Landrecht (1791) bleibt vollkom⸗ 
men unentichieden, indem es fih darauf beichräntt, den Namen ber 
Leibeigenſchaft in den der Erbunterthänigleit zu verwanbeln und nur 
vorſchreibt, die Hofdienfte fo viel ala möglich in gemefiene Frohnden 
umzuändern. Die Refcripte vom 26. Mai 1795 und 18. an. 1796 
beftimmten nichts über die Quantität, ſondern nur über die Qualität 
der zugumefienden Prügel an die Erbuntertbänigen (Sugen⸗ 
heim S. 414 und 415). Erft Friedrich Wilhelm III. erklärt, den 
Bauern zu einem freien, felbftändigen Staatsbürger machen zu wollen. 
Erſter Verſuch, 1799, die Ablöfung der Frohnden auf den Domainen. 
Meitere Anftvengungen ber Regierung 1802, 1805. Dann das ent- 
ſcheidende Edikt vom 8. Ditober 1807, weldes das Unterthär 
nigkeitsverhältniß überhaupt aufbebt, während „alle Verbind⸗ 
bindlichleiten, die den bisher Untertbänigen als freien Leuten ver 
möge des Befiges eines Grundſtücks oder vermöge eines Vertrages 
obliegen, in Kraft bleiben;“ doch vegulixte die Verordnung vom 
24. Ditober 1810 bereits die freiwillige Ablöfung. Sekt war bie 
Verfon frei, das Gut blieb unfrei; es war noch nicht einmal Eigen» 
thum. Da gab die Verorbnung vom 27. Juli 1808 allen Dos 
mainen⸗Inſaſſen das volle und uneingeichräntte Eigentbum un⸗ 
entgeltlich, bis das entſcheidende Edikt vom 14. September 1811 
allen, auch gutöberrlichen Bauern, dieß Eigenthum verlieh, mit dem 
Rechte auf Abfindung der Laften durch Abtretung von Land oder durch 
eine Rente. Das war ein treffliher Anfang; allein es mangelten die 
Hauptſachen: erftli blieb die Patrimonialgerichtsbarleit mit dem 
Strafrecht für Poligetübertretungen bis 14 Tagen Gefängniß ober 
5 Thle. Buße und die Leitung der Dorfangelegenheiten (Kamp, 
Annalen Bd. 34, ©. 346; fpeciell v. d. Heyde, die Patrimonial⸗ 
und Bolizeigerihtäbarfeit, 5. Aufl. 1845; vgl. Sugenheim ©. 471); 
zweitens das Lehnsrecht und Übereigentbum; brittens bas Jagd⸗ 
echt; vierten aber, was bie Hauptſache war, war zwar bie Ablbſung 
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geftattet, jedoch ohne jede Staatshülfe. Daher blieb ber ganze 
Fortſchritt in Preußen ein halber; ber Adel behielt faft ganz feine 
frühere Stellung; die folgenden Geſetze von 1821, 1829 und 1840 
änderten an dem Grunde biefer Verhältniſſe nichts (vgl. Judeich, 
Grundentlaftung ©. 36) und die  Patrimonialgerichte machten das 
Durdgreifen der Ablöfungen fo, ſchwer als möglich. Dazu Fam end 
Ih eine fehr große, zum Theil principielle Verſchiedenheit in ber 
Durchführung je nach den einzelnen Provinzen, wodurch nicht bloß bie 
Ablöfung felbft erſchwert, ſondern auch viel Unmuth durch Bergleichung 
ber befler Geftellten mit den Zurückgeſetzten hervorgebracht warb. Eine 
einfache Darftellung wird dadurd fo gut als unmöglich (vgl. Sugen- 
beim ©. 486, 487, namentlih auch Weber, Hanbdbuch ber ſtaats⸗ 
wirtbichaftlihen Statiftil der preußischen Monardie, 1840, ©. 367). 
Daher denn die gewaltige Unzufriedenheit des Volles in den vierziger 
Sahren; Preußen hatte viel für feinen Bauernftand, aber wenig für 
befien Staatsbürgertbum gethan, und mas das Schlimmfte war, es 
trug bie Verantwortung dafür, daß auch die übrigen Staaten Deutſch⸗ 
lands fo weit als möglich hinter den Forderungen der Zeit zurück⸗ 
blieben. 
Sn den Verfafiungsftaaten zuerft fam man aud nur zum Theil 
weiter. In Baden hob zwar die Verfaffung von 1818 die Leib- 
eigenſchaft und die Laften berfelben, gegen. „einen angemeflenen 
Abkauffuß“ auf ($. 11) und eine Reihe von einzelnen Gefegen, die 
mit 1820 begannen, befeitigen ftüdweife die einzelnen Rechte der 
Geichlechterherrichaft; allein die wirkliche Ausführung diefer Geſetze ließ 
fo viel zu wünſchen übrig, „daß die innere Staatöverfaflung des 
Großherzogthums während Karl Friedrichs (F 10. Juni 1811) und 
feines Nachfolger Karl (} 8. December 1818) Regierung zum Theil 
unmer noch auf ber Grundlage der Leibeigenfhaft eines großen 
Theile der Einwohner fortberuben” — fo fchreibt noch 
Pfifter, Gefchichtliche Entwidlung des Staatsrechtö des Großberzeg- 
tbums Baden, erfte Aufl. 1836, Bd. I. ©. 12. (Vgl. dazu Sugen⸗ 
beim ©. 426.) Das wirb wohl ben gewaltigen Einfluß binreichend 
erflären, den Rotted und Welder in dieſem „verfafiungsmäßigften” 
aller deutichen Länder haben konnten. Erſt 1830 beginnt eine neue 
Bewegung, indem dur Geſetz vom 28. Mai 1831 und 28. De 
cember 1831 alle Herrenfrohnven und erft nach hartnädigem, Wider: 
flande bes Adels burch ein Geſetz vom 15. November 1833 auch bie 
feit 1819 vielfach befprochenen Zehnten wirklich und zwar 'unter 
wirkſamer Beihülfe der Staatskaſſe ablösbar erklärt worden. Die 
Patrimonialgerichtöbarleit war bereits durch Verordnung vom 1. Juni 
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1813 aufgehoben (Klüber, Deffentliches Recht 8. 369). Die Gefchichte: 
des Kampfes bis 1831 bei Rotteck, Geſchichte des badiſchen Landtags 
pon 1831. Dennoch blieb eine große Anzahl von einzelnen Lehns⸗ 
abgaben, die erft nach 1848 fielen. Einzelne, nicht beberrichte, An- 
gaben bei Judeich, ©. 111—119. Immer war Baben bis 1848 in 
ber erften Linie der geichlechterfreien Staaten. 

Württembergs Gejchichte ift in diefer Beziehung ebenfo intereflant, 
ald Bayerns Geſchichte unintereflant if. Kaum zeigt ſich irgendwo 
der eigenthümliche Kampf zwiſchen Staat und herrſchenden Gefchlechtern 
greifbarer, als in der Bauernbefreiungsfrage Württembergs; die Bes 
wegung von 1815 bis 1830 ift in ber That ein Stück Weltgeſchichte 
im Kleinen. Die mediatifirten Standesherren wollen das Königthum 
und namentlich feine Regierungsxechte nicht anertennen; das Königthum 
wird dadurch gezwungen, fi) auf das Vollk zu ftügen, namentlich auf 
den Bauernitand. Das Edikt vom 18. November 1817 hebt die Leib: 
eigenfhaft unentgeltlich auf, was vie Verfafiung von 1819, 8. 25 
beftätigt. Dagegen die beftigfte Oppofition der Standeöherren, die 
es bis zu einem förmlichen Bunde gegen den König bringt (Urkunde 
vom 12. December 1815, bei Sugenheim, ©. 427). Zwar unter 
liegt ver Adel; allein bis zu einer zwingenden Mafregel zur Ablöfung 
der Grunblaften kam es nicht, troß der Berorbnung vom 13. September 
1818, obgleich die Batrimonialjurisdiltion bereits 1809 aufgehoben war. 
Auch bier gab nun die Revolution von 1830 der großen Unzufrieden⸗ 
beit des halbfreien Bauernftandes einen neuen Anftoß. Die Regierung 
hatte ſich nach dem Erlaß ver Berfaflung im Wefentlichen mit ber 
Grundherrlichkeit verfähnt, und das Entlaftungswerk ftand von diefem 
Augenblid an ftil, jo daß in Württemberg, wie faft im ganzen 
übrigen Deutichland der Bauer perjönlich frei, wirthſchaftlich aber unter 
feinen Frohnden, Beeden, Renllaften und Lehnärechten ungefähr eben 
fo unfrei war, wie im Anfange des Jahrhunderts. Der Blid auf 


Baden und vielfah auch auf Frankreich ließ daher den Unmuth des - 


Volkes wachen, und die Regierung mußte nad) 1830 nachgeben. Er 
erichienen die drei Gefehe vom 27., 28. und 29. Dftober 1836, von 
denen das erftere eine Reihe von öffentlichen Grundlaften ablöste, das 
zweite die grundherrlichen Frohnden auf Antrag der Pflichtigen unter 
Hülfe des Staates ablösbar erllärte, das dritte den Reſt ber Leib: 
eigenihaftslaften gegen Entſchädigung befeitigte. Allein die Reallaften 
blieben (Judeich, ©. 86. 87) und Mohl konnte noch in feiner 
Polizeiwiffenfhaft U. 525 fagen, daß „bis jetzt“ (1846) nur eine 
„Beſchränkung und Milderung“ der alten Laſten eingetreten fei. Auch 
biex blieb daher der legte Alt der geiellichaftlichen Befreiung dem 
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Jahre 1848 überlaflen, troß ber offenbaren Unhaltbarkeit des boppel: 
gearteten Zuſtandes. In Bayern dagegen erfihöpfte bie Regierung 
ihre Kraft mit der Aufhebung der Leibeigenihaft durch Edilt vom 
31. Auguft 1808 und bie Erklärung der Berfaffung von 1818 (Tit. IV. 6), 
daß dieſelbe nebft allen ihren Wirkungen ohne Entfchädigung aufge 
hoben bleiben folle. Bon einer Beſeitigung der Patrimonialjurisbiktion 
dagegen war feine Rebe; hat doch noch Pözl fie in feinem bayeriichen Ber: 
faflungsrecht bis auf den heutigen Tag neben der Staatögerichtabarleit 
fortführen zu müflen geglaubt. Die Berorbnung vom 8. Februar 18% 
fowie die Verorbnung vom 19. Juni 18323 erflärten im Grunde nur die 
Ablöfung für „erlaubt,” und das bayerifche Stantsrecht jener Zeit wie 
das von Moy (IL 1. 6. 108) enthielt das gemeine Recht ber immer 
noch unerfchütterten wirtbfchaftlichen Iinfreiheit des Bauernthums. Dew 
nad) blieben auch die übrigen Staaten eben jo weit zurück; wiele bis 
1830 noch viel weiter. Es Hingt.in unferen Tagen fait unglaublich, 
daß erft die Beivegung von 1830 in einem großen Theile Dentſchlands 
die Leibeigenfchaft befeitigte. So bat Kurbeifen erſt durh 
feine Berfaflung vom 5. Januar 1831 die Leibeigenichaft aufgehoben; 
noch bis 1830 mußte ſich dort der Bauer freilaufen! (Sugenbeim, 
©. 450-452 — war boch bier den Söhnen der Bauern und Bürger 
. bi8 dahin das Studiren verboten!) Zugleich murben einige ber ver 
baßteften Frohnden und Dienfte fogleich aufgehoben, andere in gemeflene 
umgewandelt, und mit Gele vom 23. Juni 1832 die Ablösherkeit 
überhaupt auögeiprochen, ohne daß ber Staat ſich der Sache weiter 
angenommen hätte (Judeich ©. 97—99) Im Großherzogthun 
Heffen mar die Leibeigenichaft allerdings bereits durch die Verfafſung 
vom 17. December (Art. 25) befeitigt, die ungemeflenen Frohnden durch 
Art. 26 abgefchafft; die Frohnden Tonnten in Renten verwanbelt 
werden, blieben jedoch als Reallaft; nur die Jagdfrohnden fchaffte 
man unentgeltlih ab. Erſt pas Geſetz vom 27. Juni 1836 organifirie 
bie Ablbsbarkeit aller Reallaften, aber die Patrimonialgerichtsbarkeit 
blieb, fo wie die meiften Vorrechte der Standesherren. Im Konigreich 
Sachſen ift die Leibeigenfchaft nie durch ein förmliches Geſetz auf 
gehoben, daher fie auch noch in einigen Theilen bis 1830 beftand 
(Sugenheim, S. 450); dagegen hat Sachſen die Ablöjungsg 

mit den Mandaten von 1824, 1828 und vom 13. Auguft 1830 be 
gonnen, bie jeboch dieſelbe nicht zur Pflicht machten, fondern nur bie 
freiwillige Ablbſung beförbern follten. Erft das Gefek vom 17. Mäg 
1832 führte eine theilweife geziwungene Befreiung des Bauernflandes 
von Dienften und Leiftungen ein, zunäcft derjenigen, welche aus bem 
„obfolet gewordenen“ Leibeigenfchaftsverhältnifie herrührte; allein von 
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einer eigentlichen Herftellung eines freien Eigenthums war auch bier 
bis 1848 um fo weniger die Rebe, als man bie Batrimontalgerichts- 
barkeit bis 1856 faſt unangetaftet ließ (Jud eich S. 61, Sugenheim 
S. 450). Im Königreich Hannover hatte man feit 1800 gar nichts 
geändert und gebefiert. Die nordalbingifchen Länder waren überhaupt 
in einem etwas andern Verhältniß als die übrigen Theile Deutfch 
lands; bier fehlte einerfeit3 das bewegende Element des Stabtbürger- 
tbums, da3 freie des gewerblichen Kapitals, und ber Bauer ftand faſt 
„allein dem Gutöheren gegenüber. Wie daher überhaupt jede Bewegung, 
ber Fortſchritt wie der Nüdfchritt in jenen Gebielen ſehr langſam vor 
ſich geht, fo auch .die der Befreiung von der Gefchlechterherrichaft. 
Daß Mecklenburg noch in diefem Augenblick das Iekte Stüd Mittel: 
alter ift, welches wir in Deutichland befiten, ift bereits erwähnt. 
Hannover feinerfeits pflanzte die alte Hörigleit, die Zwangsdienſte, 
die Frohnden in unerfchütterter Ruhe fort bis zum Sabre 1830; es 
konnte fi beinahe mit Medlenburg meflen. Erſt der Stoß jener Re 
volution auf die ganze unfreie Geſchlechterordnung Deutſchlands traf 
auch Hannover (vgl. Sugenheim, S. 444-450). Das Gelek vom 
10. November 1830 bob auch bier erft die Leibeigenichaft auf, und 
zwar ohne Entſchädigung; das Geſetz vom 23. Juli 1833 erklärte Dann 
die Grundlaften für ablbsbar, jedoch unter den zivei entfcheidenden Be 
dingungen, daß erſtlich nur der Verpflichtete auf Ablöfung antragen 
dürfe und zweitens, daß alle Erbpachtsverhältniſſe nur gegen Kapital⸗ 
zablung ablösbar fein follten. Gerade das machte den praftiichen Er- 
folg ſehr unbebeutend, um fo mehr als die PBatrimonialgerichtsbarkeit 
unerfchüittert befteben blieb; doch hat Hannover bereits 1840 (Verord⸗ 
nung vom 8. September) eine Staatskrebitanftalt für die Ablöfung 
gegründet, welche durch Verordnung vom 18. Juni 1842 zur Landes⸗ 
freditanftalt erhoben wurde (Judeich S. 51 — 58. Bening, bie 
bannoverifche Lanbeskrebitanftalt in Rau und Hanſens Archiv Bo. IX. 
©. 273—302. 1851.) Aehnlich blieb in Oldenb urg bie Batrimonial- 
gerichtäbarleit; doch war das Verhältniß Oldenburgs überhaupt viel 
befier als dasjenige Hannovers, da bier der Bauernftand durch den 
Sojährigen Krieg fo gut ala gar nicht gelitten hatte, und daher bie Um⸗ 
wandlung ber alten Hörigleit bereits 1694 in eine höchft mäßige Rente 
ziemlich volftändig durchgeführt war; bie letzten Reſte der alten Zaften 
wurden 1820 ziemlich gründlich befeitigt; hier blieb: dem Jahre 1848 
daher nur wenig zu thun übrig (Sugenheim, ©. 442 nebft Literatur). 
In ganz gleihem Berhältnig war Schleswig-Holftein, und zwar 
nur für die Mitte und öftliche Hälfte des Landes, während ver Welten . 
mit feinen urfreien Marfchen ver Friefen und Marien niemals unter 
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Adelsherrſchaft geftanden, den Typus des alten, ftolgen, freien Bauern 
. barboten. Was endlich die Mitte Deutſchlands betrifft, namentlich bie 
fähfifhen Herzogthümer aller Art, fo ftanden fie im Großen 
und Ganzen auf dem Stanbpunlt des Königreichs. Bis 1830 werben 
zwar alle Laften ablösbar erllärt (Sachen: Weimar: Eifenach, Gelet 
vom 2. März und 11. Mai 1821; Sachen: Coburg : Gotha, Berfaftung 
von 1821 8. 17); allein erft die Zeit nach 1830 griff tiefer hinein. 
Zwar drang die Regierung in Sachſen⸗Weimar gegen ven el nicht 
duch (Judeich, ©. 132); in Sadıfen: Goburg : Gotha dagegen erſchien 
das dem fächfifchen Geſetze nachgebilnete Gefeb vom 16. Auguft 1835, 
Nin Sadhfen, Meiningen das Geſetz vom 23. März 1846, in Sachſen 
Altenburg erlannte das Grundgeſeß vom 29. April 1831 fogar alle 
die Freiheit der Perſon ober des Eigenthbums befchräntenden Zwangs⸗ 
verhältnifie ablösbar; wie weit das wirklich Effelt hatte, können wir 
nicht fagen (Judeich, S. 132 ff.). Am meiteften gedieh die Entwid⸗ 
lung in Braunſchweig, mo ſich befanntlich die franzöſiſche Revolution 
im Kleinen wieberholte, wie in Württemberg ber Kampf und bie Ent 
widlung des organischen Königthums. Hier wurden Durch die neue Land 
ſchaftsordnung vom 12. Ditober 1832 alle Reallaften für ablösbar 
($. 36), und alle Leben für aufgehoben erflärt (&. 37); unter jenen der 
Rottzehent fogar ohne Entihäbigung. Die genaueren Beftimmungen 
enthält die Ablöfungsorbnung vom 20. December 1834, mit Ergänzung 
vom 29. Juli 1837 und 14. Mai 1840. Indeſſen gelang es ver hen 
ſchenden Klaſſe dennoch, einige Reallaften darunter für nicht ablösbar 
zu erllären, namentlich gewiſſe Bannrechte. Auch das Jagdrecht blieb; 
dagegen führte man nad dem Vorbild Hannovers das Landeskredit 
inftitut zugleich mit der Ablöfungsorvnung vom 20. December 1834 
ein und bilbete bafjelbe weiter aus (Geſetz vom 13. November 1837 
und 7. März 1842. Judeich, S. 175179). Ueber die Heineren 
Bundesſtaaten, in benen diefelben Grundverhältniffe bereichen, vergl 
Judeich, S. 183—223. 
| Faßt man nun das bisher Dargeftellte in feinem Verhältniß 
zu den elementaren Grundkräften der Geichichte des 19. Jahrhunderts 
zufammen, fo ift bei aller oft unüberjehbaren Verwirrung im Einzelnen 
das Gefammtergebniß Har. Die Idee des Staatsbürgerthums ift nicht 
mehr eine vage Abftraftion der Freiheit, fondern fie bat ſich mit be 
fiimmten Forderungen erfüllt. Dieſe nun lafien ſich ihrerſeits auf zwei 
fefte Kategorien zurüdführen. Einerfeis will dieß Staatöbürgerthum 
jeinen organischen Antheil an der Bildung ber Geſetze, es will eine 
Berfaflung; andererfeits will es den Einzelnen von feiner Abhängigkeit 
\, von demi andern Einzelnen befreien, e3 will die Entlaftung. Das erfe 
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ift nicht möglich ohne einen weſentlich andern Begriff vom Staate; 
ber Staat und feine Regierung follen nicht mehr außerhalb und als 
anders geartete Gewalten über dem Volle fteben, fonbern ein lebendiger 
Theil des organiichen Volkslebens fein; und es iſt Har, daß biefer 
tiefe Grundzug in der ftaatlihen Auffafiung unjeres Jahrhunderts den 
Keften der Stantöivee des vorigen töbtlic feind jein mußte. Das 
zweite aber ift nicht möglich, auch als Forderung nicht, ohne eine 
eben fo gründlich geänderte Auffafiung der Geſellſchaſtsordnung 
und mitbin ihres Rechts. In der Geſchlechterordnung fowie in 
der mit ihr verbundenen ftänbifchen Ordnung fteht eigentlich nirgends 
ein Herr einen Diener und Knecht gegenüber, fondern vielmehr ein 
berrichender Körper — der abelige Stand, die ftändifche Körper 
ſchaft — der beherrichten geichlechter» und ſtandesloſen Mafle; jever 
Herr ift nur Herr als Mitglied diefes Standes, dieſer Körperichaft; er 
iR nicht in feinem Recht, fondern er ift in dem Recht feines Ge _ 
ſchlechts, feines ftändifchen Berufs. Eine Aenderung diefer Herrichaft 
über die beherrſchte Klaſſe ift daher nicht etwa eine einfache Entwährung 
von Rechten, fondern geradezu eine Aufhebung des ganzen gejellichaft- 
lichen Grundgedankens; fie ift nur möglich durch eine andere Idee der 
Geſellſchaft ſelbſt. Und diefe ift es, welche ſich in der erften Hälfte 
unferes Sahrbunderts vollzieht. Die Herrichaft des Grundgedankens 
der Geſchlechterordnung iſt es, welche die franzöſiſche Revolution auch 
für Deutſchland gebrochen hat. Die Idee der Gleichheit bedeutet für 
das wirkliche Leben Deutichlanns niemals die franzöfiihe Egalité, 
fondern vielmehr die Aufhebung der Berechtigung ber Gefchlechter als 
Ganzen auf eine berrfchende Stellung, die Gleichftellung der einzelnen 
Glieder der Geſchlechterherren mit jevem Gliede ver beberrichten Klaſſe. 
Das jagt man fich nicht in diefer Weife, aber man fühlt und meiß es 
darum nicht weniger; die größten hiſtoriſchen Wahrheiten fordern oft 
am wenigften die wiſſenſchaftliche Formulirung, wm zu gelten. Der 
Punkt aber, wo man das Dafein jener Auffafiung am greifbarften 
ertennt, ift eben das Verhältniß zwiſchen Grundherrn und Hörigen. 
Die Grundlaſt aller Art hat durch jene Idee ihren Charalter geändert. 
Sie eriheint nicht mehr als eine Unterwerfung einer niederen Klaſſe 
unter eine höhere, fondern als eine Unterwerfung eines Einzelnen unter 
einen andern Einzelnen. Der Grundherr ift ein Individuum ges 
worden. Und das ift der Widerfprud. Kann ein Einzelner einem 
Einzelnen unterworfen fein? Und Iann er es nicht, fo muß bie 
Form, in welcher jene Unterwerfung noch fortvauert, aufgehoben werben. 


. Sie muß es für das perfünliche Recht, und fo entfleht die Aufhebung 


der Leibeigenfchaft; fie muß eö aber auch für das wirthichaftliche Leben, 
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und fo entfteht bie Befeitigung der Renllaften. Beide Gebanten find 
daher die einfachen, aber nothiwenbigen Conſequenzen bes Berfchtuinbens 
der Geſchlechterordnung; in ihnen vollziebt fi) dieſelbe. Aber bas 
Drgan, durch welches fie ſich vollzieht, ift der Staat. Ber Staat aber 
und feine Gewalt find noch in den Händen der Geſchlechter. Jetzt ent 
ſteht eine wunderbare Ericheinung, wunderbar, obgleich fie fich fo oft 
wieverholt. Der Staat felbft entwidelt ein Doppelleben. 
Die höhere, reine Staatsidee tritt auf in den Gefehen. Die Geſetze 
wollen und befeblen vie Aufhebung der Leibeigenichaft, bie Ablbſung 
der Grundlaften. Allein die berrfchenden Elemente ber Gefellichaft be 
fiten und dirigiven bie vollziehende Gewalt, tbeils in ben Aemtern, 
theilß in der Erbgerichtsbarkeit. Diefe nun ſind zwar unvermögend, 
das Geſetz zu befeitigen; aber fie vermögen feine Verwirklichung zu 
hindern. So ftodt alles, weil das, was bie Deutichen ihre Berfaffung 
nannten, nur bie Ordnung ber gefebgebenben und nicht bie ber voll: 
ziebenben Gewalt if. Dennoch arbeitet bie große Idee ber ſtaats⸗ 
bürgerlichen Gejelichaft weiter; auch jenes Hemmniß in der Bollziehung 
wird untergraben, zerbrödelt, überwunden. Die Gefchlechter, die Grund⸗ 
herren vom mebiatifirten Reichſsſtand bis zum kleinſten Gutsherrn er 
Tennen daher die Gefahr. Das Gemeingefühl ihrer gejellichaftlichen 
Stellung wirb ihnen lebendig. Sie erheben fih zum Kampfe gegen 
ihren gefährlichften Feind. Der iſt nicht in den Städten, nicht in 
der Wiſſenſchaft, nicht in der Preſſe. Er iſt in ber Forderung des 
Bauernftandes nach Gleichheit der focialen Stellung. Was find fie, 
bie Herren, wenn fie keine Dienfte, Leine Hörigen, keine Neallaften, 
Isine Batrimonialgerichtöbarleit haben? Sie find nichts als Groß 
grundbefiger. Der qualitstive, der geſellſchaftliche Unterſchied iſt 
bin, der quantitative, ber wirtbfchaftliche bleibt allein. Iſt nun Reich 
tum Herrſchaft? Se wenig wie Brob Wein if. Daber gilt es das 
Aeußerfte. Seit 1815 folgen fih die nachdrügckllichſten Berfuche des 
Adels, feine „gebeiligten” Nechte durch das Königthum zu bewahren. 
Allein das ift nun umſonſt. Auch dießmal iſt die Zeit mächtiger als 
die, welche in ihr leben. Die Gefeke, welche die Leibeigenichaft auf 
beben und die Abloösbarkeit einführen, tseten mit elementarer Gewalt 
auf. Da geichieht ein Anderes. Die berrichenne Klaſſe muß das 
Brineip der Gleichheit annehmen. Allein fie nimmt es an, indem fie 
bie geſellſchaftliche Frage nad der Geſchlechterherrſchaft in die privat- 
vechtliche des Eigenthums hinüber trägt. Iſt einmal das Recht des 
Heren kein Gefchlechterrecht mehr, nun gut, fo ift e8 ein Privatrecht, 
und Pripateschte find nur unter Zuftimmung ber Betbeiligten 
zu ändern. Go wird zwar bie Ablbſung ausgeiprochen, aber auf bie 
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Bereinbarung ber Pflichtigen und Berechtigten angewieſen. Das ift 
der Kern des Standpunftes ber erften Hälfte dieſes Jahrhunderts; es 
if} die freie Grundentlaftung. Und ift fie denn nicht ausreichenn® 
Wird nicht der wirthſchaftliche Vortheil den Werth des geſellſchaft⸗ 
lichen Unterfchievdes aufwiegen? So dachten viele; die meiften nicht. 
Denn ber Wiberfpruch, der auch in dieſer vereinbarten Entlaftung forb 
Iebte, ift Har genug. Iſt einmal bie wirthſchaftliche Freiheit ein 
weſentliches Element der neuen Gefellichaftsorbnung, fo darf und kann 
fie nicht von dem Ermeſſen bes Einzelnen, nicht von feiner Anficht 
über Bortheil und Schaden abhängen. Wer Herr darüber ift, ob bie 
Entlaftung vor fih gehen fol, ift auch Herr über alle, die nicht ent- 
laftet find. Die vereinbarte Entlaftung iſt daher im Widerſpruch mit 
dem Princip der Entlaftung felbft; die Geſchlechterherrſchaft ift in ihr 
dem Grundfah nah anerkannt, und fol der Thatfache nad von Fall 
zu Fall aufgehoben fein. Das ift auf die Dauer nicht möglih. Um 
fo weniger, als bie übrigen Elemente ver Geichlechterherrichaft eben 
deßhalb von jenem Princip theils gar nicht, theils nur halb bejeitigt 
werben. Es bleibt in ven meiften Staaten das Lehnsweſen, es 
bleiben viele Reallaften, es bleiben Bannrechte, eö bleiben Jagd⸗ 
echte, es bleibt vor allem die Patrimonialgerichtäbarfeit; es bleibt 
daber die Geſchlechterordnung, aber mitten in ihr lebt die ſtaatsbürger⸗ 
liche Gefellichaft. Iſt das für-die Dauer möglih? Nem. Und fo ber 
reitet fich in den vierziger Jahren jene Gaͤhrung vor, die mit der Revo⸗ 
Iution von 1848 zum Ausbruch Tommt. Der Inhalt diejer Revolution 
aber ift jegt Mar. Sie ift die Herſtellung des vollen ftantsbürgerlichen 
Eigentbums an Grund und Boben, der lebte Alt in ber biftorifchen 
Bewältigung ber alten Geſchlechterordnung. Und dieſen haben wir jet 
zu charalterifiren. 


8) Die eigentlide Grundentlaftung jeit 1848. 


Bas nun feit 1848 in dieſer wichtigften aller beutfchen Fragen ges 
fcheben ift, läßt fich, denken wir, nunmehr fehr kurz charakterifiven. Auch 
dabei Fönnen wir jet unbedenklich wiederholen, dab das Einzelne nur 
einen Iocalen Werth bat, und daher der Gefchichte der einzelnen Terri- 
torien Deutichlanns anheimfällt. Die Aufgabe der Berwaltungslehre 
bört auch Hier auf dem Punkte auf, wo die ver Geſetzeskunde anfängt. 
Jener gehört ber Geift, der das Geſetz erzeugte, dieſer die Entwidlung 

bes erzeugten in feiner Verwirklichung. 
Die Beivegungen bes Jahres 1848 haben im Großen und Ganzen 
nur Eine bauernbe Thatſache binterlafien. Das ift die Herftellung bes 
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polen individuellen Eigentums am Grund und Boben, und bie befin: 
tive Befeitigung des Gefchlechtereigentbums und feiner Rechte. Die 
Gefchlechter find damit feit 1848 das, was fie fein follen, große 
hiſtoriſche ſoeciale Thatſachen im gefellihaftlihen und ftaatlicen 
Leben, aber nicht mehr gefellfchaftliche Rechtekörper. Die letzte Boll: 
ziehung dieſes Gedankens ift die eigentliche Grunbentlaftung. Mit ihr 
geht die alte Gefchlechterorpnung zu Grunde. Und neben diefem Unter 
gang fleht ein zweiter; das tft der der ſtändiſchen Ordnung. Was die 
Grundentlaftung für den Grunbbefit, das tft die Geiverbefreibeit für 
den getverblichen Erwerb. Ein letzter Mit in diefer großen Bewegung 
fteht noch bevor; es ift die Befeitigung der ftänbiichen Kirche. Doch 
das ift ein Gebiet, das uns bier ferner liegt. Wir find noch nicht weit 
genug, um darüber ohne Vorurtheil nachdenken zu können. Die Grund 
entlaitung aber geht voran, mie die Geſchlechterordnung der ftändilchen. 
Die Zukunft gehört dem Princip des Staatsbürgerthums; aber auch 
dieſes Princip ift nicht der Abſchluß der Gefchichte, denn es ift mit 
feinem töbtlichen Feinde, der Idee der forialen Bewegung, zugleich 
groß geworden. Wir aber müfien bier bei jenem fteben bleiben. 
An jenem großen Proceß der endgültigen Herftellung des freien 
individuellen Eigentbums an ber Stelle des unfreien Gefchlechtereigen: 
thums tritt und nun wieder ber eigenthlümliche Charakter Deutſchlands 
in fihlagenver Weile entgegen. In Deutichland ift das Volksbewußt⸗ 
. fein ein gleichartiges und einheitliches Ganze, das Staatsleben Dagegen 
ein verfchtevenes und befonbertes. Die Prineipien gelten daher ftets, 
und fo aud für die Entlaftung, gleihmäßig für alle, aber die Gejehe, 
durch welche fie werwirklicht werben, find weder gleich burdhgreifend, 
noch auch gleichzeitig. Und dabei werben bier, wie immer, bie letzteren 
durch die erfteren überragt; es tft ein tiefer Charakterzug des beutfchen 
Lebens, daß eben dadurch das wirklich geltende Recht ftetö hinter ben 
Ideen zurüdbleibt, melde im Volle leben. Dafür aber bat bie 
Wiſſenſchaft die nie erfchöpfte Aufgabe, dieſen Widerftreit auszugleichen; 
das ift von jeher die praftifche Aufgabe ver letzteren geweſen und wird 
es bleiben. 

Jene allgemeinen Grundſätze der Grumbentlaftung feit 1848 find 
ihrem tiefern Weſen nad von denen der erften Hälfte unferes Jahr: 
hunderts eben fo fehr verichieden, wie bie Geſchlechterordnung von ber 
ftantöbürgerlichen. Es handelt fich dabei nicht um einen Fortichritt 
bon dem Einen zum Andern, ſondern vielmehr um eine ganz neue 
Grundlage der Entwidlung. Die Geſetze feit 1848 haben nicht etwa 
ausgeführt, was die früheren nicht vermocht, fondern fie haben etwas 
feitgeftellt, mas die früheren gar nicht gemollt. Während vie bisher 
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dargelegte Bewegung im Grunde nur die Geſchlechterrechte ſo weit 
beſeitigen wollte, als ſie der Entwicklung des bäuerlichen Wohl⸗ 
ſtandes entgegenſtanden, und da aufhörte, wo dieſe aufhörte eine 
Frage zu fein, handelt es ſich um das volle und unbeſchränkte Eigen- 
thbum. Während daher die Geſetze wor 1848 bes volkswirihſchaftlichen 
Beweiſes bebürfen, und ihn fuchen und finden, daß die möglichfte Frei⸗ 
beit des Bauernftanbes das Nütz lichſt für die Geſammtheit fei, ſtehen 
die Gefege nach 1848 auf dem Standpunkt, daß biefe Freiheit an 
und für fich als nothwendig erlannt werden müſſe. Während deß⸗ 
halb endlich der Schwerpunft der Ablöfung -vor 1848 in ber Verein» 
barung liegt, Tiegt ex feit 1848 in dem Willen des Staats, dem Geſetze. 
Der Bruch mit der früheren Epoche ift ein principieller; und jetzt erſt 
kann daher auch aus diefer Befreiung bes Bauernftandes erft die Selbft- 
verwaltung hervorgehen. Daher ferner wirb das Volksbewußtſein 
Deutſchlands erit feit diefer Zeit für jenen Begriff empfänglich; daher 
bie tharakteriftifche Erſcheinung, daß jet exit die Zuftände Englands 
fiubirt, das Intereſſe an der Vergleihung mit den übrigen Völkern 
ein lebendiges wird; denn jetzt erſt fühlt fich Deutichland dieſen feinen 
Nachbarn ebenbürtig. Und von diefem Standpuntt muß das Princip 
der vollen Grundentlaftung aufgefaßt werben. 

Darnach nun ergeben fich die jeit 1848 für dieſe eigentliche Grund» 
entlaftung geltenden allgemeinen Principien zugleich als Baſis für bie 
Bergleichung der betreffenden Gefeßgebungen in folgenver Weile. 

Zuerit ift die Entlaftung nicht mehr ein Recht der Betbeiligten, 
ſondern fie ift eine gefeglihe Pfliht. Sie muß" ftattfinden. Aller 
dings hat die freie Vereinbarung über die Modalitäten den Borrang; 
allein die Entlaftung felbft ift nicht von ihr abhängig; fonbern wenn 
jene nicht ſtattfindet, tritt die gefegliche felbitthätig ein. Diefer Grundſatz 
bildet den Ausgangspunkt für eine Reihe anderer Beitimmungen, welche 
nur alö die Gonfequenzen befielben angefehen werben müflen. Zuerft 
folgt daraus die Aufftelung eines eigenen amtlihen Organes mit 
beftimmten Inſtruktionen für feine Thätigleit; zu biefer gehört denn 
auch die Prüfung, eventuell Beltätigung der eima vereinbarten Ver 
träge. Zweitens wird das Verfahren dabei ein möglichft kurzes und 
billiges fein. Drittens können etwaige Rechtsanſprüche Dritter (mie 
Pfandrechte und dingliche Servituten) den Proceß der Entlaftung nicht 
hindern; nur werden ihre Anfprüce ficher geſtellt. Viertens aber, 
und das ift das Entſcheidende, erkennt der Staat die Nothwendigkeit 
der Entlaftung mwejentlih dadurch an, daß er ben BBerpflichteten bie 
nötbigen Kapitalien in irgend einer Form barleibt, fo daß bie 
felbe nicht mehr, wie meiltens vor 1848, von dem Kapitalbeſitze 


der meift unvermögenden Bauern abbängt, fonbern ein auf ber ge 
fleigerten Produltivkraft baſirtes Kreditſyſtem hergeftellt wirb, bas 
unter verichievenen Namen (Landesfrebitanflalt, Nentenbant, Grund 
entlaftungefonbs) die Entfchäbigungsfumme zu einer Bffentlichen Schul 
madıt, aber die Berzinfung und Rüdgablung dieſer Schuld auf bie enb 
lafteten Grunbftüde legt. Erſt dadurch wird die Grundentlaftung zu 
einer Entwährung im obigen Sinne, und erft dadurch gewinnt fie jenen 
organtichen Charakter, der Deutichlands Entlaftungswejen auszeichnet, 
Sie hat gerade durch dieſe Entlaftungsfrebitinftitute nicht den revolw 
Honären Willen der Betheiligten, fondern die Arbeit der Befreiten 
zum Grunde gelegt, und das ift ihr weſentlichſter Unterfchied von dem 
Entlaftungsweien Englands und Frankreichs. — Yünftens endlich find 
zwar diejenigen Laſten, welche ven Charakter von Naturalfteuern haben, 
von der Ablöfung ausgefchlofien, wie die Leiftungen für Kirchen, Schulen, 
Wege u. a. m.; allein alle verfländigen Regierungen arbeiten Träftig 
dabin, auch an bie Stelle biefer Naturalleiftungen die rationellen Gelt- 
Veiftungen zu ſetzen, in dem mehr oder weniger Klaren Gefühl, daß eine 
tüchtige Selbftverwaltung erft dann möglich ift, wenn alle Natural 
leiftungen in Gelvleiftungen umgewandelt fein werben. 

In diefen Punkten ift nun das Verhältniß des Staats zur Grund 
entlaftung gegeben. Die folgenden enthalten das Verhältniß deſſelben 
zum flantsbürgerlichen Eigenthumsredt. 

Dieß BVerhältnig beruht nun auf dem allgemeinen Grundſatz, daß 
gar Feine aus der Geſchlechterordnung ftammenve Laſt auf ben Grunde 
und Boden fortvauern, fondern daß berfelbe von jegt an ein volltommen 
freies Kapital fein fol. Daraus gehen wieder gewifie Conſequenzen 
hervor, die ihrerſeits nur durch Die Grundformen der Gefchlechterorunung 
ſelbſt vecht verftänblich werben. Buerft werden nämlih alle Lafen 
und Beichränlungen des Eigenthums aufgehoben, unb zwar in ber 
Weife, daß die Gemeinheitstbeilungen und Abloſungen grundfätlih 
durchgeführt werden (f. unten), zweitens daß alle gutsberrlichen Real 
Iaften befeitigt werben, zunädft alle Dienfte und Frohnden, dann bie 
aus dem Obereigentbum ftammenben Giebigkeiten und Rechte, deren 
Grundlage das Untertbanöverbältniß if. Drittens bag — in manchen 
Staaten erfi ſpät — auch die Idee und bie praktiſchen Gonfequenzen 
des ſtaatlichen Obereigenthums, und mit ihnen Begriff und praktiſche 
Bedeutung des Lehnsſsverhältniſſes aufgehoben werben. Endlich 
aber drückt fich das eigentliche Princip der vollen Grundentlaſtung vier 
tens am klarſten darin aus, daß alle derartige Laften niemals wieder 
als unablöshare hergeftellt werden bürfen, damit nicht vermöge 
bes Rapitalveriehrs und vielleicht vermöge ber Noth ber vertragsmähige 
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Wille des Einzelnen für Grund und Boden Rechtöverhältnifie erichaffe, 

welche fpäter dem Einzelmillen nicht mehr unterworfen, unb baber 
unfrei find. Bereinzelte Ausnahmen in Hannover (nad Geſetz vom 
23. Juli 1833), Naſſau (Geſetz vom 18. Juni 1853) und Anhalt 
Bernburg (Geſetz vom 31. Auguſt 1859. Bol. Jubeih ©. 7). 

Das find die elementaren Beflimmungen für die Fünftige ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit des Grundbeſitzes. 

Daran ſchließen ſich nun als dritter Theil der vollen Grundent⸗ 
laſtung die Grundſaͤtze für die Entſchädigung. " Und bier iſt aller⸗ 
dings die Uebereinſtimmung nicht vorhanden, welche in Beziehung uf- 
die Aufhebung jener Rechte allgemein feſtſteht. Dennoch gebt vun 
das Entichädigungsrecht ein gemeinfamer Grundgedanke hindurch, von 
dem die Abweichungen ald Ausnahmen betrachtet werben müfien. 

Diefer Grundgedanke ift die Unterfcheibung zwiſchen denjenigen 
Laften, für melde bie Entihäbigung ausgeſchloſſen if, und ben 
jenigen, für welche fie geleiftet werben muß; fo daß, fireng genom⸗ 
men, nur die leßteren der Lehre von ber Entwährung angehören. 

Allerbings nun ift, da bie Entichäbigungsfrage bereits durch Die 
Geſetze entichieben if, dieſe Frage nicht eine unmittelbar praktiſche. 
Dennoch find ihre Eonfequenzen jo bebeutiamer Natur, daß wir fie 
einen Augenblid berüdfichtigen müflen. 

Dffenbar nämlich fcheint die Aufhebung eines Rechtes, das einen 
wirthſchaftlichen Ertrag hat, ohne Entihäbigung mit dem Weſen bes 
Gigentbums im Widerſpruche zu ſtehen; und nur wenn man von biefem 
einfachen Standpunkt ausgeht, läßt es fich erflären, wenn ſelbſt in 
unferer Zeit, wie früher von Stabl, Rechtsphiloſophie IL. S. 336 
und 538 ff., in nenefter Beit von Roſcher (j. oben) die Entichäbigung 
unbedingt gefordert wird. Die frühere Literatur iſt über bie Ent 
ſchadigungsfrage böchft einfeitig. Die ganze Reihe von Schriftſtellern 
über die Agrarverfaſſung feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts be 
ſchaͤftigt fich überhaupt nicht damit, ob die Entichädigung eine Gränze 
Haben folle ober nicht, fondern nur damit» wie fie am zwedmäßigften 
bergeftellt werden könne. Die Unklarheit über diefen Punkt deckte man 
mit ber Bezeichnung zu, daß man für die Entwährung aller „wohl 
erworbenen Rechte,“ der jura quaesita, Entſchadigung zu fordern habe, 
indem man in dem Doppelſinn dieſes Wortes eine doppelte Entichäbis 
gung vorbehielt, da es jeßt darauf anlam, ben Begriff des „mohler 
worbenen Rechtes” genau zu beftimmen. Und jener Theorie galt jebes 
Sffentlih anertannte Recht zugleich für ein „wohlerworbenes.” Die 
verſchiedenen Gejehgebungen kümmerten fich jedoch theils gar nicht um 
biefe Diftinktion, theils aber nahmen fie wirklich vor 1848 die Ent 


Schädigung für alle Rechte, auch für die aus der Leibeigenſchaft hervor 
gehenden auf, fo daß erft feit 1848 ber Grundſatz feftftand, bie lep 
teren von der Entſchädigung auszufchließen. Die Frage felbft ift dann 
von Zaffalle in feiner „Theorie der erworbenen Rechte“ im 8. 7 weib 
läuftig, Speciell die Entſchädigungsfrage S. 225 wieder aufgenommen, 
ohne daß ihm ber Unterichied der Entwährung von der Aenderung der 
Nechte klar geworden wäre (ſ. oben). Sn ber That aber ift die Sache 
ſehr einfach. Ein „wohlermorbenes” Recht ift offenbar nur ein foldes, 
welches als Recht des Einzelnen gegenüber dem Einzelnen überhaupt 
bat erworben werben Tönnen. Um das zu können, müflen beibe 
Parteien der rechtlichen Selbitbeftimmung fähig fein; darüber ift wohl 
kein Zweifel möglich. Run aber war eben ber Leibeigene zu keinem Rechts 
geichäfte fähig, und der Herr Tonnte alfo gar Fein Recht gegen ihn er 
werben; die Laften, die er ihm auferlegte, waren für den Leibeigenen 
eine vis major, und bon dem Erwerb eines Rechtes auf dieſelben Tonxte 
an und für fih Teine Rede fein. Eben fo menig konnte eine erwer 
bende Verjährung ftattfinden, da der Begriff der Verjährung zwei 
Rechtsſubjekte vorausfebt, während bier nur eins — ber Herr — vor 
handen war. Auch die Mrtheile der. Gerichte konnten aus einem Ber 
hältniß, welches an und für fich felbft formell, abgefehen von dem 
etbiihen Widerſpruch mit dem Begriffe der Perjönlichleit, fein Rechtes, 
fondern ein Gewaltsverhältniß war, niemals ein Recht ſchaffen. Der 
Begriff der Leibeigenſchaft ſchloß daher den Begriff des Rechts auf alles 
dasjenige aus, was aus ber Leibeigenfchaft entfioß; die Einnahmen ber 
Grundherren aus diefem Titel waren daher Thatiachen, aber feine 
Rechte. Und es wäre daber an und für fich Falfch geweſen, eine 
Entfehäbigung zu fordern, wo ein -Recht auf das zu Befeitigenbe nie 
mals entftehen konnte. Wunderlich, wie Lafialle dieſe einfachen Säge 
nicht geſehen bat; noch wunderlicher, daß mir fie gegen bie oben ew 
wähnten Anfichten noch jegt vertheibigen müflen! Die Gefehgebungen 
nad 1848 haben ihrerjeitö niemals über die Sache Zweifel gehabt; fie 
haben unbedingt unter befinitiver Aufhebung aller Unterthänigteit 
auch alle aus der Leibeigenfchaft und dem Unterthansverhältniß ent 
ſpringenden Laften einftimmig ohne Entichäbigung aufgehoben. 
Allerdings entftand aber dabei eine zweite, im Einzelnen gar nicht 
mebr zu löſende Frage. Das war die Frage über die Gränze ber 
jenigen Rechte ober vielmehr Laften, melde nur ala aus ber alten 
Leibeigenfchaft, bez. Unterthänigleit auch wirklich entiprungen feien. 
Und bier nun zeigte ſich, wie die bisherige Zeit eigentlich gearbeitet 
batte. Der langjame Broceß der Befreiung hatte faktiſch damit geenbet, 
daß er alle alten, meift jo fcharf zwifchen ben verſchiedenen Klafien 
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der Geſellſchaft gezogenen Gränzlinien verwiſcht, und an ihre Stelle 
eine große unklare Maſſe von Berhältniflen und Rechten geſetzt hatte, 
bei denen Urſprung und Umfang, Begriff und Titel, ja felbft bie 
Ausdrücke und rechtlichen Definitionen nicht mehr klar erkennbar waren, 
während dabei zugleich einzelne Refte der alten Verhältnifie noch ganz 
deutlich als Trümmer einer zerbrödelten, ftarren Klafienorbnung, 
namentlich in den Bezeichnungen der Bauernhöfe und felbft in vielen 
Einzelleiftungen noch hervorragten. Die Folge war zuerit, daß dadurch 
jeder einzelne Staat gezwungen wurde, bie Gränge zwifchen ven mit 
und ohne Entichäbigung aufzubebenden Rechten nach feinen hiftorischen 
Zandesverhältnifien jelbit aufzuftellen; dann aber folgte ferner, was 
für die Geichichte dieſer Gefebgebung jehr wichtig ift, daß man im erften 
Anlauf nur ausnahmsmeife dazu gelangte, alle Reallaften zugleich zu 
befeitigen. Es ergaben fich faft in allen Ländern nach der erften Geſetz⸗ 
gebung eine Reihe von Rechten over Laſten, die man durch nachträgs 
liche Geſetze erft aufheben und entwähren mußte. Daher hat eigentlich 
auch nad 1848 in Teinem Staate das erfte Grundentlaſtungsgeſetz 
genügt; aber andererjeitö muß die Gefchichte anerkennen, daß die fpätere 
Geſetzgebung wejentlich in demſelben Geiſte fortgefchritten ift; leider 
nicht ohne Ausnahmen. Das Einzelne dabei muß der Einzelgeſchichte 
überwiefen bleiben. 

So ftand der erfte Grundgedanke feft, daß alle aus der Leib» 
eigenichaft fließenden Laften ohne Entichäbigung, alle übrigen dagegen: 
mit Entfhädigung aufgehoben werben follten. Daran fchloß ſich ein 
zweites Prineip, das. feinerjeits einen mehr vollswirtbichaftlichen 
Charakter hatte. Daſſelbe betraf die Form ber Entichädigung. 

Für dieſe Form der Entſchädigung gab es drei Arten. Man konnte 
fie nach dem englifchen Vorbild in Land geben; man konnte fie als 
feites Kapital beftimmen, und man fonnte Renten creiren. Die erſte 
biefer Formen jchien am nächſten zu liegen; allein fie hätte den Grund» 
ftamm der mittlexen Befigungen zu vielfach vernichtet, und an ihrer 
- Stelle Latifundien hervorgerufen. Trotz des Beilpiels von Preußen 
ward dieſer Weg daher nirgends eingeſchlagen, und felbft in Preußen 
verläßt man ihn nad 1848. Eben fo wenig fonnte man bie unmittels 
bare Auszahlung der Entichädigung fordern, wenn e3 mit der Ablöfung 
Ernit fein follte. Daher ward die Herftellung einer Rente als Ents 
ſchädigungsform allgemein durchgeführt, und bier war e8, wo Die Regie 
rungen mit ben Zandescrebitanftalten eingriffen, die in ber That die 
wirkliche Durchführung der Entſchaͤdigung erſt möglich gemacht haben. 
Das war der zweite Punkt in dem Syſteme der Entlaſtung, in dem 
alle deutſchen Staaten einig waren. 
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In ganz entiprechenner Weiſe ſchloß ſich daran ber dritte Grund 
fat, daß bei aller Grunbentlaftung auch die Verpflichtungen ber Grund: 
berren gegen die früheren Unterthanen wegfallen, und zwar natürlich 
in der Weife, daß bei unentgeltlicher Aufhebung der Reallaften jene 
Verpflichtungen auch ‚unentgeltlich wegfallen, bei Entichäbigungen da⸗ 
gegen ihre Wertbe von der Entihäbigungsjumme abgerechnet werben. 

Sp einfach und natürlich nun aud diefer Sat bafteht, jo hatte 
er dennoch die größte Tragweite von allen. Denn in ber That hatten 
biefe Berpflichtungen des Grundherren nicht etwa einfache Berpflid 
tungen befielben beveutet, ſondern vielmehr die Stelle der Selb 
verwaltung der Gemeinde vertreten. Der Gutsherr mar 
gerade durch jene Verpflichtungen die Seele und der Schuphers ber 
Gemeinde geweſen. Sie waren ed, auf bie fi) die Gemeinde beric, 
wenn die Ortöangelegenheiten, Schule, Wege, Bolizei u. a. ſchlecht 
beftellt waren; fie waren es, auf die fi) ber Einzelne verlieh, wenn 
es in Noth kam; fie waren ber Brtlich thätige und heifende Staat ge 
weien; durch fie hatte der Landmann gelernt, ſich um feine eigenften 
Angelegenheiten nicht mehr zu kümmern. Indem man fie baber be 
feitigte, ſchuf man in ber That eine Leere, die im Grunbe-aber bie 
wichtigften Pfligten der Gemeinde enthielt, ohne einen Verpflichteten 
an die Stelle des Herrn zu ſetzen. Diele Lüde mußte auögefüllt wer 
ben, und fo entſtand der Schlußakt des großen melthiftorifchen Dramas 
der Befreiung von der Geſchlechterherrſchaft, der Uebergang ber 
altenjegtinbaltslos geworbenen Batrimonialjurispiktion 
in die neuen Gemeindeverfaſſungen. Erſt damit ift bie Enb 
loflung aus ihrem rein negativen Stabium in ihr pofitives hinüber 
getreten, und jett können wir jagen, daß die Bollenbung ber 
Grundentlaftung erft mit der Herftellung der Selbftverwal 
tung auf dem Lande gegeben ift. 

Auch diefe letzte und höchfte Conſequenz ber Grunbentiaftung iR 
nun nicht plöglih entſtanden, ſondern eigentlich erſt ſtückweiſe ben 
Staaten und: ihren Verwaltungen zum Bewußtſein gekommen. Es if 
bie Geſchichte der Gemeindeorbnungen, melde hier — meiſt 
ohne daß man die innere Verbindung zum Haren Bewußtſein brachte 
— die Fortfegung der Geſchichte der Entlaftung bilbet. Daher benn 
die fo hoch beachtenswerthe und boch jo wenig beadhtete Erſcheinung 
dab faft alle deutichen Staaten in diefem Jahrhundert zweimal eine 
Gemeindegeſetzgebung durchgemacht haben; vie erſte vor 1848, um 
lebensfähig wie die unfertige Entlaflung vor dieſer Beit, die zweite 
nad) 1848, als erfte Verfuche der Brtlichen Selbftverwaltung. Ohne 
bier darauf näher einzugeben, verftatten wir und als Baſis weiterer 


4 


225 


Unterfuchung bier nur die nadte Thatſache, ſchematiſch zu regiftriren. 
In der That ift jedes Bild der Entlaftung in. Deutfchland ohne dieſelbe 


unvollſtändig. 
Vor 1848. Nach 1848. 
Preußen. 1808. Die Gemeindeordnung vom 
11. März 1860, aufge⸗ 
hoben durch Geſetz vom 
24. Mai 1853. Landes⸗ 
N gemeinde-Vrbnung vom 
14. April 1856. 
Defterreid. vacat. Gemeindeoyonung v. 1849 
und 1862. 
Bayern. Edikt von 1818, modi⸗ Diſtrikt⸗ u. Kreisgemeinde⸗ 
ficirt 1834. Ordnung vom 28. Mai 
1852, mit Einbeziehung 
aller abelichen Güter. 
Württemberg Verwaltungsedikt von Geſetz vom 6. Juli 1849 
1822. wie in Bayern. 
Baden. Gemeinbeorbn. 1831. Kreiöverfammlung 1849. 
Naſſau. — . Gemeindeordnung 1854. 
Königr. Sachſen. Landesgemeinde⸗Ord⸗ — 
nung 1838. 
Beimar. — Gemeindeordnung 1854. 
Gezirksausſchüſſe 1850.) 
Coburg⸗Gotha. Gemeindeordn. 1838. — 
Kurf. Heſſen. Gemeindeordn. 1834. Gemeindeordnung 1851, 
en nebit Bezirksräthen. 
Braunſchweig. — Landesgemeinde⸗ Ordnung 
1850. 
Hannover. Zanbesverfaffung 1841. Landesgemeinde⸗Ordnung 
" 1852. 

„Didenburg. — Gemeindeordnung 1855. 
Altenburg. Grundgeſetz 1831. Gemeindeordnung 1851. 
Shwarzburg: —— Gemeindeordnung 1851. 

Rudolſtadt und 

Sondershauſen. 
Deſſau. — Gemeindeordnung 1852. 
Reuß. — Gemeindeordnung 1850. 


Natürlich ift bier viel unvolftändig; 


wir würden aber zu weit 


gehen, wenn wir Einzelnes berüdfichtigten. Nur das fei als haft: 
teriftifches Merkmal hervorgehoben: daß Medlenburg, oe Entlaftung, 
Stein, die Berwaltungslchre. VI. 
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auch noch ohne Gemeindeorbnung if. Aber das fieht fe, daß die 
Lehre vom Gemeindeweſen eine weſentlich anbere werben wird, fo wie 
man das Wefen ber Entlaftung und das von ihr erzeugte Staatöblrger 
thum im Auge bebält. 

Auf diefer Grundlage. muß man nun bie einzelnen Entlaftungs 
geſetzgebungen Deutſchlands feit 1848 vergleihen. Das Bild, das ſich 
bier zeigt, ift nicht das eines gewaltigen, alles vor fich niederwerfenden 
Aufſchwunges des Volkögeiftes, fondern das einer langfamen, fläds 
weife vorſchreitenden Arbeit. Der ganze Charakter Deutſchlands faht 
fih in dieſer Arbeit feit 1848 zufammen. Das Brincip felbit mar 
-von Deutichland als einem Ganzen ausgeiprocdhen, die Ausführung - 
dagegen ben einzelnen Theilen überlafien. jenes ift baher einfad 
und Har; biefe ift zum großen Theil unfertig, vielfach unentichienen, 
periodenweiſe vor ſich vorgehend, in vielen weſentlichen Beftimmungen 
nicht einmal gleichartig ‚ wenn aud nirgends mit den obigen allge 
meinen Principien im Wiberfprud. De Gang dieſer Entwidlung if 
folgender. 

Die Berbälinifie, die wir oben dargelegt, machen es erklaͤrlich, 
daß es eine der erſten Aufgaben des deutſchen Parlaments fein mußt, 
die freien Grundſaͤtze der vollen Entlaftung und damit ben endlichen 
Sieg der ftantöbürgerlichen Gefellichaft als ein Grundgeſetz bes deutſchen 
Reiches aufzuftellen. So kam der betreffende Theil der Reichsverfaffung 
von 1849 zu Stande, der im Grunde nur die Principien ber Nadt 
des 4. Auguft 1789 wiederholt. Diejelbe beftimmt befanntlich in $. 166 
zuerft das Aufhören jedes Unterthänigkeitsverbandes, dann bie Auf 
bebung aller Patrimonialgerichtäbarkeit, aller grunbherrlichen Rokzei 
und ber aus benfelben fließenden Exemtionen und Abgaben, font 

aller aus dem gutsherrlichen Verbande fließenden perjönlichen Abgaben 
und Leiftungen, ſowohl der Verpflichteten als der Berechtigten ($. 167) 
und zivar aller diefer Laften ohne Entſchädigung. Dagegen follen alk 
Laften von Grund und Boden, insbefondere die Zehnten, ablösbar 
fein (8. 168). Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden, 
wenn fie nicht nachweisbar auf einem Bertrage beruht, wirb ohne, 
bie legtere mit Entſchädigung aufgehoben ($. 169). Ebenfo fol de 
Lehenverband aufgehoben werden ($. 171). Endlich foll jedes 
Grundftüd einer Gemeinde gehören ($. 185). Das maren bie Prim 
cipien der Reichsverfafſung. Allein unmittelbar neben venfelben ſteht 
ber Grundfag, daß die Durchführung den einzelnen Staaten über 
laſſen bleiben fol. Damit war denn das territoriale Recht und feine 
Nechtsbildung wieder, gerade wie bisher, zur Hauptſache gemacht, und 
die bedeutendſte innere Frage jener ganzen durch und durch 
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Zeit von dem Organe der Einheit Deutſchlands freiwillig aus der Hand 
gegeben. Richt einmal zu dem Grundſatz erhob fich diefe Verfammlung, 
daß die Entlaftung eine Pflicht der Verwaltung fein folle. Nirgends 
zeigt ſich die politische Unfähigkeit viefes Körpers fo fehr als auf dieſem 
Punkte — er hatte mieder einmal den Schwerpunkt der Bewegung 
aus ſich ſelbſt hinaus geichoben, und in bie einzelnen Regierungen 
verlegt. Das Bol fühlte das fehr veutlih, und wendete mit rich 
tigem Inſtinkt den ganzen Nachbrud feiner Forderungen eben gegen 
feine einzelne Regierung. Jeder Staat hatte daher alsbald feine eigene 
mehr ober weniger Träftige Revolution, jeder Staat wieder feine eigene 
Geſetzgebung und Verwaltung der Entlaftung; das was die Reichsver⸗ 
faflung beftimmt hatte, war bald nicht mehr ein hohes Ziel für das 
deutliche Voll, fondern dad Minimum, unter welches kein Einzel 
ftaat zurückgehen wollte und durfte‘; und indem daher biefe Einzelftanten 
alsbald mehr leifteten, als jene Verfaflung der deutſchen Theoretifer, 
erzielten fie alle, was jeder am meiften wünfchte, daß das Volk fich 
nicht mehr an das Drgan feiner Einheit, fondern an die Territorialregies 
zung wendete, wo es fi um fein wichtigſtes Recht handelte. Bon 
dieſem Standpunkt aus muß die fernere Geſchichte diefer Frage bes 
trachtet werden. Mertwürbig, wie bie Literatur ihn überjehen bat. 
Böpfl, der einzige, der überhaupt auf dieſe Dinge Rüdficht nimmt, 
beichräntt fi auf die Beſtimmungen der Neichöverfafiung, ohne fi 
viel um das Territorialvecht zu kümmern, obgleich das wirkliche Recht 
erſt durch diejes gebildet ward; Sugenheim und Judeich Tennen nur 
das Territorialvecht, obgleich das allgemeine Princip befielben in der 
Reichsverfaſſung lag, die Territorialſtaatsrechte von Rönne, Pözl, 
Stubenrauch, Funke beſchränken ſich ſtrenge — zu ſtrenge — auf ihr 
eigenes Gebiet, und fo iſt hier für die innere Geſchichte im Grunde 
nur das Material gegeben. Die Elemente der Entwidlung in den ein 
zelnen Staaten find nun folgende. 

Dbne allen Zweifel muß man bier Defterreich mit feiner groß 
artigen und gründlichen, alle deutiche Staaten überragenden Grund» 
entlaftung an die Spike ftellen. Deſterreich hatte die Grundbentlaftung 
bis 1848 gar nicht in bie Hanb genommen. Um fo rüdfichtslofer 
brach diejelbe fih im Sabre 1848 Bahn. Das Dekret vom 18, Der. 
1846 batte allerbings die freiwillige Ablöſung aufgeftellt, jeboch die⸗ 
felbe einerjeit3 nur auf die Naturalfrohbnden und Zehnten befchräntt, 
anberfeits fie jelbft ven Betheiligten überlaflen, fo daß der Schritt ver 
Regierung ein vollftändig effeltlofer biieb. Da kam die Revolution, 
unb eine ihrer erften Aufgaben mar, fich ber Grundentlaftung wieder 
zuzuwenden. Die beiben Dekrete vom 27. März und 9. Mai 1848 
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machten einen ſchwachen Verſuch, auf der früheren Baſis ber Frei 
willigfeit Die große Frage zu erledigen. Es war umfonft; der Bauer: 
fland war zu mächtig in feiner Bewegung. So griff pas entſcheidende 
Patent vom 7. September 1848 die Sache an der Wurzel an, und flellte 
mit Einem Schlage die Grundfäte als geltendes Recht auf, über deren 
Sinterpretation und Gränzen man ſich in Frankfurt in langathmigen 
Debatten erging. Dieß Patent ift die erfte und vollſtändigſte Legal 
firung des vollen Syſtems der Grundentlaftung; in dem Bewußtſein, 
daß es für die verfchiedenartigften Gebiete und Verhältniſſe gelten 
ſolle, und daß jein Erlaß allein im Stande fein werbe, bie Ordnung 
und Ruhe namentlich auf dem flachen Lande zu erhalten und bie 
Scenen ber alten Bauernfriege zu vermeiden, bat es fich weder bei 
Heinen Detailfragen aufgehalten, noch dem Zufall oder der Willkür 
der noch immer gewaltigen Grunbherrlichlett etwas überlaflen dürfen. 
Es ift einfach und groß, und tro& alles Wandels in dem übrigen öffent: 
lichen Recht hat die Regierung an biejer wichtigften focialen That des 
Sahres 1848 unmwandelbar zum Heile Oeſterreichs feftgehalten. 
Das Syftem dieſer Entlaftung ift an fich einfach. Erſtes Princip 
ift pie völlige Aufhebung jedes Untertbangverhältnifies, vollftändige Be 
feitigung aller Patrimonialgerichtsbarfeit; zweites ift die wölfige Auf: 
bebung jedes rechtlichen. Unterfchiebed zmifchen ven Grunbbefitungen, 
und damit die Herftellung des völlig freien Eigenthums; drittes if 
die Anerkennung der Entihädigung nur für ſolche Abgaben und Ler 
tungen, welche der Befiter eines Grundftüdes als folches zu Teiften hatte, 
oder welche auf nachweisbarem Vertragsrecht beruhen; viertes ift, daß 
die ganze Ablöfung von Amtswegen geichieht. Mit diefen einfachen Grund 
fäßen ift nun bie geſellſchaftliche Entwidlung Defterreichs in ein ganz neues 
Stadium eingetreten. Auf allen Punkten ift das Vorrecht befeitigt und 
eine neue Ordnung der Dinge beginnt, welche diefem mertwürbigen Stante 
die alte hohe Achtung Deutſchlands in vollem Maße zurückzugeben beftimmt 
ift. Die weitere Ausführung jenes großen Gefeges enthält nun zunädfl 
das Patent vom 4. März 1849, welches das Verfahren für die Entſchädi⸗ 
gung beftimmt; Entfhäbigungsfuß ift der zwanzigfache Betrag; bie ganze 
Entihädigungsfumme wirb dann in drei Theile getbeilt, von denen ber 
eine von dem Kronlande übernommen, und der zweite dem Grund: 
beren ſelbſt abgefchrieben wird, ale Erſatz für die Leiflungen des Guts- 
beren bei Empfang ber Leiftungen bes Berpflichteten; erſt das lebte 
Drittheil trägt der freigeworbene Bauer ſelbſt. Um die nun auch 
wirklich durchzuführen, wurde burch die Patente vom 25. September 
1850 und 11. April 1851 für jedes Kronland ein fogenannter 
„Srundentlaftungsfonds” gebildet. Das Princip befielben ift, daß bie 
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Entſchädigung als eine Angelegenheit jebes einzelnen Kronlanves be: 
teachtet, und für Rechnung deſſelben verwaltet wird. Das Kronland zahlt 
die Entichädigungsfumme durch die Grunventlaftungsobligationen aus, 
nimmt bie Jahreszahlungen ber Berpflichteten entgegen und verzinst 
jene Obligationen; die legteren werben. dann planmäßig eingelöst. 
Damit war die Hauptfache erlebigt; nur der Lehnsverband war ge: 
blieben, und diejer warb durch Geſetz vom 17. December 1862 gleich⸗ 
falls gegen Entſchädigung abgelöst. Weber die eigentlichen Ablöjungen 
f. unten. So bat Defterreich die gefellichaftliche Frage entichieven; es 
ift der wichtigſte Akt feiner Gefchichte fett einem halben Jahrhundert, 
und der Anfang einer befieren Zeit in allen Gebieten feines Staats» 
lebens. (Ueber das Einzelne vergleihe Ju deich, S. 9—34; Sugens: 
beim, ©. 488; Stubenraud, Verwaltungsgeſetzkunde II. 445.) 

x Im einem etwas andern Lichte ftellt fih Preußen dar. Es iſt 
foft, als ob mit der großen Bewegung im Anfange unferes Jahr⸗ 
hundert das, was wir bie ſociale Kraft dieſes Staates nennen, er 
ſchöpft worben jei, und ala habe die Regierung, die den Muth hatte, 
mit Napoleon den Kampf auf Leben und Tod zu eröffnen, nicht den 
gehabt, ihr eignes Voll ganz frei zu machen. Allerdings gab fie dem 
gewaltigen Drude des Volles nah, und mit dem Geſetz vom 10. No: 
vember 1849 beginnt bie neue gegenwärtige Epoche des Entlaftungs- 
weſens, bie fih in vielen Punkten an bie Vorgänge feit 1811 an» 
Schließen Fonnte, und die durch das entſcheidende Geſetz vom 2. März 
1850 ihre definitive Geftalt gewinnt. Dieß Gefe ift die Ausführung der 
Artikel 40 und 41 der Berfaflung vom 31. Januar 1850; feinen wejent 
lichen Beftimmungen nad hebt es ohne Entſchädigung alle aus ber 
alten Erbunterthänigleit bervorgehenden Laften auf; Dagegen erben 
auch hier für die mit der Abhängigfeit ded Grundes und Bodens ver: 
bundenen LZaften Entſchädigungen gewährt, Rentenbanten errihtet und 
ein amtliches Verfahren bergeftelt. Ebenſo warb die Patrimonial: 
gerichtöbarkeit definitiv aufgehoben durch Verordnung vom 2. Januar 
1849 (f. Rönne, Staatöreht I. $. 53), fowie das Obereigenthum 
des Staats und das Lehnsweſen durch bie betreffenden Artifel der Ver: 
faflung von 1850. Allein fchon 1851 traten Bedenken ein. Das Geſetz 
vom 5. uni 1851 bob nämlich die betreffenden Artikel 40—42 der 
Berfaffung auf, ohne jedoch über alle in viefen Artileln berührten 
Verbhältnifie neue Beftimmungen zu geben. Das Geſetz vom 2. Juni 
1852 fchrieb dann allerdings vor, daß feine neuen Leben errichtet 
werben follen, und daß über Ablöfung der beftehenden ein Gejeb er: 
laflen werben folle. Daraus entftand dann bie große Unficherheit, bie 
diefen Theil des öffentlichen Rechts in Preußen charakterifirt (. Rönne, 
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Staatsrecht 1. 8. 95; Laſſalle, Theorie der erivorbenen Rechte J. 
©. 133), und die, mit andern Erfcheinungen zufammengehalten, wieder 
jenes Schwanken in ber Landgemeindeordnung hervorrief, das wir an 
einer andern Stelle genauer barzuftellen haben. Bon zweifelhaften 
Werthe mußte unter biefen Umſtänden die Beitimmung erjcheinen, daß 
die durch Geſetz vom 2. März 1850 creirten Rentenbanken ihre Ber 
mittlung zur Ablöfung der Grunblaften mit dem Jahre 1859 einzu 
ftellen haben (Gele vom 26. April 1858), was den Reft der En 
laftung nicht erleichtert hat (vgl. Judeich ©. 48. 49). Es mangelt 
in diefer ganzen Bewegung jomit jene großartige Sicherheit, melde 
Willen und Ausführung ala ein unzweifelbaftes Ganzes erfcheinen 
läßt; den Eindrud, daß hier die Herrichaft der Geſchlechter endgültig 
befeitigt fei, hat man nicht, und bie Statiftif bat gerade auf dieſem 
Gebiete zu wenig geleiftet, um dieſen Einbrud durch definitive That 
fachen berzuitellen. 

Im Allgemeinen jevoch wiederholt ſich nun derſelbe Proceß, deſſen 
Charakter wir oben bezeichnet haben, in den Mittelſtaaten Deutſch⸗ 
lands. Bayern führte die Grundentlaſtung durch mit Geſetz vom 
4. Juni 1848, welches fixirte Grundabgaben ſtatt der Naturaldienfte 
und Giebigfeiten amtlich berftellte, und diefe Abgaben ablösbar 
machte. Gleichzeitig werben durch zwei Gefehe von demſelben Datum 
der Lehnsverband ablösbar erflärt, und eine Ablöfungstafie 
errichtet. In Württemberg‘ erfchien 1848 eine ganze Reihe von Ge 
jegen, die mit dem Geſetz vom 14. April 1848 beginnen, und als 
deren Schlußftein Judeich mit Recht das Gefeh vom 24. Auguft 1849 
bezeichnet. Es fehlt in biefen Geſetzen die Einheitlichfeit der Auffaflung; 
und zwar ift es kaum zweifelhaft, daß die württembergiſche Gele 
gebung im Grunde nur die Befreiung von ben alten Unterthand 
leiftungen wollte; zu ber vollen Anerkennung der ſtaatsbürgerlichen 
Freiheit des Grunbbefiges bat Württemberg ſich nicht erheben Tönnen. 
Allerdings konnte in Beziehung auf jene Laſten die Verorbnung vom 
14. December 1852 fogar beitimmen, daß alle bis zum 30. Juni 1854 
nicht angegebenen Berechtigungen ohne allen Erjat als aufgehoben 
angefeben werden follten ; dagegen aber jagt Judeich mit Recht (6. 95) 
„der nicht bäuerliche Lehensverband, die Theilung des Eigenthums in 
Ober» und Untereigentbum und erbliches Nütungsrecht, bie in ben 
Grunde, Unterpfand« und Gerichtsbüchern vorgemerkten Realberech⸗ 
tigungen und ländlichen Dienftbarkeiten bauen alſo fort” — 
trotz bes lebten Gejehes vom 26. März 1862, das allerbings hier 
manches Einzelne gebeflert hat. Der Blid auf diefen Theil der würt 
tembergifchen Zuſtände it ſomit kein mohlthuender; jene Refte bed 
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vorigen Jahrhunderts find zu unbebeutend, um eine wirkliche Herr 
ſchaft der Geſchlechter zu erhalten, und doch bebeutend genug, ein Uns 
behagen zu erweden und in ber Erinnerung an das Alte die Furcht 
vor der Wiederkehr wach zu halten. Das Konigreich Sachen hatte 
ſeinerſeits eigentlih wenig mehr zu thun, als fein altes Recht von 
1832 dahin auszubilden, daß der durch das Gejek vom 17. März 1832 
begonnene Proceß, foweit ex noch nicht beendet war durch freie Weber: 
eintunft, jebt zu einem gezwungenen Abſchluß ‚gebracht werke. Das 
war die Bebeutung des (Nachtrags⸗) Geſetzes vom 15. Mai 1851 mit 
ber Ausführungsverorbnung vom 24. Ditober 1851; die Verordnung 
vom 29. Dftober 1851 ſchloß die Sache ab durch die Beſtimmung, 
daß jeder Anſpruch auf Entichäbigung, ber nicht bis zum 31. Januar 
1852 angemeldet fei, als aufgegeben betrachtet were. Das Genauere 
fehr Har bei Judeich (S. 59—78). In Baden war unterbefien in 
Folge der großen Bewegung von 1830 fo viel gejchehen, daß das Jahr 
1848 nur wenig zu thun übrig fand. Der Neft der Feudalrechte warb 
durch -Gefeb vom 10. April 1848 aufgehoben; das Jagdrecht bem 
Grundbeſitz zurüdgegeben (Gefet vom 26. Juli 1848); bie Beſttz⸗ 
veränderungsgebühr gegen den zwölffachen Betrag befeitigt (Gele vom 
13, Februar 1851); und ber Lehnsverband nach Geſetz vom 21. April 
1849 für ablösbar erflärt; die fogenannten eigentlichen Leben nach Geſetz 
vom 19. April 1856; das Geſetz vom 9. Auguft 1862 bat dann auch 
für die Lehen an die Stelle der Vereinbarung bie geſetzliche Ablöfungs- 
pflicht aufgeftelt.e. Hannover dagegen blieb im Weſentlichen bei 
feiner Gefetgebung von 1833 ftehen; nur der Lehnsverband war durch 
Gejek vom 19. Juli 1848 und 24. Januar 1851 ablösbar, und das 
Jagdrecht auf fremdem Boden befeitigt burch Geje vom 29. Juli 1850; 
dazu kam die Aufhebung der Bannrechte durch Geſetz vom 17. April 
1852. Das Kurfürftentbum Helfen gab, mie die meiften übrigen 
Staaten, gleihfalls dem erften Drude der Revolution von 1848 nad), 
und das Geſetz vom 26. Auguft 1848 hob alle Lehnsrechte, ſowie den 
ganzen gutsherrlihen Berband auf, ſowie durch Geſetz vom 1. Juli 
1848 das Jagdrecht auf fremdem Grund. Das Gefeh vom 20. Juni 
1850 erflärte dann, als zweites Stadium der Bewegung, die Grund» 
laften ausnahmslos für ablösbar. Allein zu eine Ablöfungspflicht 
gedieh man nicht. Die Reaktion trat ſchon damals fehr energiſch auf; 
Ion die Verordnung vom 26. Juni 1854 ftellte das Jagdrecht wieder 
ber, und die Verordnung vom 21. Juni 1862 konnte die Berfaflung 
von 1852 aufheben, fo daß die Zuftände von 1831 wieder zur Geltung 
kamen. Indeſſen haben die Abloſungsgeſetze der dreißiger Sabre, die 
Zandestrevitlafle von 1833 und die Entlaflungsgefehe vom 1832 und 
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1837 fortgewirft — wie weit, barüber fehlen uns die Nachweiſungen 
Im Großberzogtfum Helfen war feit 1836 eigentlich nur noch der 
Reſt des Lehnsverbanves übrig. Das Geſetz vom 7. Auguft 1848 
bob alle Vorrechte der Stanveöherren auf (mit einer 1860 georbneten 
Entſchädigung): das Geſetz vom 3. Ditober 1849 erflärte alle, 1836 
nicht der Ablöfung unterzogene Laſten für ablösbar; das Geſetz vom 
6. Auguft 1848 führte das volle Eigentbum für die bäuerlichen Erb⸗ 
pächter ein; das Gefje vom 2. Mai 1849 bob allen Lehnsverband 
auf; das Gefeh vom 26. Juli 1848 hatte fchon früher das Jagdrecht 
befeitigt; aber bier wie in Kurheſſen warb das alte Jagdrecht durch 
Geſetz vom 2. Auguſt 1888 wieder hergeſtellt (Jude ich S. 110). So 
viel war noch in einem ber freieſten Staaten Deutſchlands zu thun 
übrig! In Oldenburg dagegen wurde durch das neue Staatsgrund⸗ 
gelebt vom 18. Februar 1849 die bisher Freiwillige Ablöfung in eine 
Entlaftungspfliht umgewandelt, die Jagdrechte abgejchafft, und ber 
Lehnsverband definitiv aufgehoben, was auch das revikirte Staats 
grundgefeg vom 18. Nov. 1852 ungeändert beftehen ließ; das Geſetz 
vom 28. Mär; 1852 hatte ſchon vorher die Aufhebung der Lehnsrechte 
genauer georbnet. . In Sachſen⸗Weimar geſchah im Wefentlichen 
das Gleiche Durch Geſetz vom 18. Mai 1848, welches gleichfalls die bis⸗ 
ber freiwillige Ablöſung zur Pflicht machte; dieß Geſetz warb weiter 
ausgeführt durch die weiteren Gefete vom 6. und 17. Januar 1849, 
welche das Jagdrecht — zuerft ohne Entichädigung, dann warb diefelbe 
nachträglich gewährt durch Geſetz vom 22. April 1862 — aufbob, 
ferner durch die Gejete vom 22. Ditober 1851 und 24. Februar 1852, 
welche alle perfönlichen Laften aus dem gutsherrlichen Verbande, fo 
wie alle Lehnsgelder aufheben; die definitive Aufhebung des Lehns⸗ 
verbandes erfolgte durch Geſetz vom 29. April 1861, und 1853 murbe 
eine „Privatbanf” für die Ablöfung durch Statut vom 17. Sept. 1853 
errichtet; endlich bie Herftellung neuer unablösbarer Laften durch Geſetz 
bom 30, April 1862 verboten. In Sachſen⸗Coburg wurde dns 
ganze Ablöfungsrecht des Geſetzes vom 16. Auguft 1835 durch das Geſetz 
vom 25. Januar 1849 und das Nachtragsgeſetz vom 21. December 
1850, aufgehoben, und die volle Entlaftung nebft definitiver Befeitigung 
des Lehnöverbandes hergeſtellt. Das Jagdrecht, durch Gefeh vom 
10, April 1848 ohne Entſchädigung aufgehoben, blieb hier befeitigt im 
Staatögrundgejeße vom 3. Mai 1852. In Sachſen-⸗Gotha ftellte 
bad Beleg vom 20. Dftober 1848 bie Entlaftung als Princip auf 
und beftimmte zunächft das Wegfallen aller perfönlichen Leiftungen 
ohne Entſchädigung; dennoch blieb ein Reſt des Lehnsverbandes als 
grunbblicherliche Laſt (Gefeg vom 28. Juni 1856). Dagegen blieb die 
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Aufhebung bes Nagbrechts nach den Geſetzen vom 24. November 1848 
und 17. Auguft 1849 im Stantsgrundgefek von 1852. Die Durchführung 
der Entlaftung vermöge. der Entfchäbigung gefchah durch das Gejek vom 
5. November 1853. In Sadhjen:Meiningen war die Entlaftung 
auf Grundlage des Geſetzes vom 6. Juni 1848 durch das umfaflende 
Geſetz vom 5. Mai 1850 durchgeführt, und die am 25. Auguft 1849 
bergeftellte Landeskreditanſtalt durch Zufakgefeg vom 6. Mai 1850 für 
die Ablöfung beftimmt. In Sahjen:Altenburg ging tie Entlaflung 
ungefähr in gleicher Weife vor fih; Aufhebung aller perjönlichen, feit 
dem Geſetz vom 1837 noch übriggebliebenen Leiftungen durch Geſetz 
vom 16. Februar 1849; des Jagdrechts durch Verordnung vom 24. Sep 
tember 1848 (mit nachträglicher Entſchädigung, Geſetz vom 22. Februar 
1854); endlich des gefammten Lehnsverbandes (Geſetz vom 1. April 
1851). Doch ift die Entlaftung Feine gezwungene. Die Rentenbank 
funttionirt fett 1837. Nur Medlenburg ftebt noch da als ber 
einzige Staat, der vergeblich verfucht hat, fi aus den Banden ber 
alten Unfreiheit los zu machen. Allerdings hatte das vereinbarte 
Staatögrundgefeg vom 10. Dftober 1849 das Unterthansverhältniß 
aufgehoben und die Ablösbarkeit aller Grundlaften ausgeiprochen ($. 45 
bi3 50); allein dieß Grundgejeg marb laut Rechtsſpruch eines nur zu 
befannten, von Preußen und Hannover eingejebten Schiedsgerichtes 
vom 11. September 1850 aufgehoben. „Seitdem ift für perjünliche 
Befreiung des Bauernftandes, für Sicherftellung des bäuerlichen Grund⸗ 
befiges und für Entlaftung deſſelben etwas nicht geſchehen.“ 
(Judeich, ©. 128.) Für die Heineren Staaten verweilen wir auf 
Judeich (S. 183—223); es gelten im Weſentlichen in benjelben die 
allgemeinen, oben bargelegten Grundſätze. 

So [liegt nun der große Proceß, deflen Inhalt die Auflöfung 
der Geichlechterherrichaft und die Begründung ber ftaatsbürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft iſt. Auch Hier wiederholt fih das für alle Geſellſchaftsordnung 
geltende Geſetz, daß ber endgültige Fortfchritt von einem Zuftande zum 
andern immer erft dann als ein abgefchloffener zu betrachten ift, wenn 
er in den Rechtsverhältnifien des Befiges zur Geltung kommt. Wir 
unfererjeitö haben diefen ganzen fo unendlich wichtigen Theil der Ges 
Ichichte hier aufnehmen müſſen, weil nur jo das eigentliche Weſen ber 
Entwährung als einer gejellichaftlichen Aktion der Staatöibee voll 
ftändig zur Erjcheinung gelangt. Das Gebiet, das wir bier in feinen 
Umriſſen angedeutet haben, ift ein Theil der Gejchichte ber focialen 
Bewegung in Deutichland, tief verjchieven von der focialen Bewegung 
Frankreichs und Englands in allem, was äußere Geftalt, geſetzliche 
Form, Thätigleit des Staats und Bertbeilung ber Beitepochen beirifft, 
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und dennoch vollflänbig gleichartig im Prineip und in den Folgen. Den 
zweiten Theil bildet, wie bereitö erwähnt, der Proceß, den wir fur 
als die Entitehung der Gewerbefreibeit bezeichnen, und deſſen Ge 
ſchichte unter die Verwaltung der Gewerbe gehört. Beide zufammen 
geben in ihren Confequenzen den gegenwärtigen geſellſchaftlichen Zuſtand 
bes deutſchen Volles in feinen mwichtigften Elementen, als einen neuen 
und burchgreifenden Beweis, daß bie VBerwaltungslehre nur durch die 
Wiſſenſchaft der Geſellſchaft das Verſtändniß ihrer wahren Geſchichte 
und zulegt auch ihrer wahren Elemente zu finden im Stande if. 


Die Ablöfungen. 
I. Begriff uud Verhältniß zu Entlaſtung und Gemeinbeitätheilung. 


» Das zweite große Gebiet ver Entwährung ift nun dasjenige, welches 
wir als die Ablöfungen und Gemeinbeitätheilungen bezeichnen. Es iſt 
daher nothwendig, zuerft das Weſen berjelben gegenüber ver Grund 
entlaftung zu beftimmen; und dieſer wahre Unterfchied beider von 
einander, aus dem nicht bloß ein verſchiedenes willenfchaftliches Syſtem, 
fondern auch eine bejonberte Gefchichte und Geſetzgebung berfelben 
hervorgegangen ift, liegt nun felbft wieder in bemjenigen, woraus beide 
bervorgegangen find, im Wejen ver Gefchlechterornung und der von 
berjelben erzeugten Agrarverfaflung. 

Formell ift nun diefer, für die innere Entwicklung keineswegs un- 
wichtige Unterfchied nicht fchwierig zu beitimmen. 

Während nämlich die Grundlaften aller Art den allgemeinen, in 
ganz Europa gültigen Ausdruck der Unfreiheit der beberrichten bäuer⸗ 
lichen Klaſſe gegenüber der herrſchenden Klaſſe der Grundherren bilden, 
und daher allenthalben mit demſelben weſentlichen Inhalt und faſt 
unter denſelben Formen erſcheinen, tritt neben ihnen eine zweite große 
Gruppe von Beſchränkungen des individuellen Eigenthums am Grund 
und Boden auf, die nicht mehr für die ganze Klaſſe der beherrſchten 
Landleute als ſolche gilt, ſondern vielmehr auf einzelnen und ört⸗ 
lichen Verhältniſſen beruht, ſehr verſchieden in Umfang und Inhalt 
iſt, und daher weder mit der bäuerlichen Unfreiheit im Allgemeinen 
vermiſcht, noch auch in ſich als ein einheitliches Ganze behandelt 
werden darf. Dieſe Gruppe theilt ſich nun ſelbſt wieder in zwei große 
Theile. Der erfte dieſer Theile geht, wenigſtens feinem Hauptinhalt 
nad, aus der Grunbherrlichkeit hervor, oder verjchmilzt doch fo innig 
it berfelben, daß er als ein integrirendes Moment ihrer Rechte da⸗ 
ſteht, und die Spuren eine andern Urfprunges faſt unlenntlich 


235 


werben. Diefen Theil bezeichnen zunächſt wir als bie Bauernredte; 
denfelben Charakter hat das, was man die Realgerechtigkeiten 
nennt. Dahin gehören endlich eine Anzahl von Dienftbarleiten, 
die in den meiften Fällen den Charakter von Grunblaften annehmen, 
und daher vielfach denfelben Grundſätzen untertvorfen find, mie dieſe. 
Der zweite Theil dagegen geht mit feinen hiftorifchen Grundlagen ber 
Gutöherrlichkeit noch voran, und Inüpft fih an bie Altefte Form der 
: Gefchlechterordnung, die nur noch den Bauern und das Dorf Tennt. 
Daraus entfteben die uralten Gemeindebefigungen, die bon ber 
Grundherrlichleit an fih volllommen unabhängig, dennoch mit ber 
jelben vielfach in Beziehung treten. Alle dieſe verichiebenen Rechts 
verhältnifle haben nur Ein gemeinfames Gebiet, durch welches fie 
nicht bloß der Geichichte und dein Recht, Sondern auch der Verwaltungs» 
lehre angehören; und wie fie durch ihren Inhalt und ihre Geftalt das 
Bild der Rechtsordnung der Gefchlechter erfüllen und vervollftändigen, 
fo ergeben fie andererfeitd das zweite und letzte Gebiet bes Entlaſtungs⸗ 
weſens. Denn alle dieſe verſchiedenen Rechte erjcheinen als objektive 
Beihräntungen des freien Einzeleigentbums, in ähnlicher 
Weiſe, wie die eigentlichen Grundlaſten. Sie find wie biefe der Regel 
nad nicht durch die freie Selbfibeftimmung ber Betheiligten entſtanden, 
Sondern Ausbrüde einer höheren Ordnung menihliher Dinge Sie 
werben daher auch nicht durch den freien Beichluß ber Betbeiligten 
befeitigt, fondeern dauern wie eine geſchichtliche Thatſache durch fi 
felber fort. Sie beichränten endlich die freie Verfügung der Einzelnen 
über ihr Gut, und damit bie volle Entwicklung ber Gefammtbeit, ohne 
durch die Tätigkeit und den Willen ber Betreffenvden geändert werben 
zu können. Sie find daher in der That Fein bürgerlichee Hecht, ſondern 
fie find ein nicht unwefentlicder Theil des gejellfhaftlihen Rechtes 
der Gefchlechterordnung, zum Theil auch der Ständeorbnung. Sie flehen 
ferner dadurch im Widerſpruch mit dem erften Princip der ftantsbürger- 
lichen Geſellſchaft, der inbivibuellen Freiheit; die letztere Tann nicht 
zur vollen Geltung gelangen, jo lange jene beftehen; der Kampf gegen 
fie beginnt daher mit dem Kampfe gegen die Geſchlechterordnung jelbft, 
gebt mit ihm Schritt vor Schritt vorwärts, und es ift naturgemäß, 
daß er mit der geſetzlichen, definitiven Aufhebung ber Geſchlechterord⸗ 
nung felber abfchließt. In diefem Proceß der Befreiung von jenen 
Rechten gelangt nun der an ſich ſehr mwelentliche Unterjchieb zwiſchen 
jenen beiden Gruppen biefer Rechtäverhältnifie, bie wir oben bezeichnet 
baben, allerdings zur Geltung, aber nicht fo ſehr in dem Streben 
nach ihrer Bejeitigung, als in ber Form, in der fie geichieht; und 
dieſer Unterſchied jelbit wird wieder bebingt durch das Berhalten jeber 
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diefer Gruppen zum Princip der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft. Tie 
erfte Gruppe enthält nämlich durchgehend in allen ihren Theilen eine 
theilmeife Unfreibeit des Grundbefites und zum Theil des Eriverbes, 
bie zweite dagegen nur eine Beſchränkung des freien Berfügungs 
rechtes. In ber eriten fteht ein einzelner Berechtigter den einzelnen 
Berpflichteten gegenüber, wie bei den Reallaften; in ver zweiten de 
gegen ift die Gemeinschaft als ſolche das Berechtigte, und die einzelnen 
Mitglieder die Gebundenen. In der erften handelt es fich meift um 
. gegenfeitige Leiftungen, in der zweiten um gemeinfame Berechtigungen. 
Daher kann der Proceß, der die Befreiung von biefen Beſchränkungen 
des indivibuellen Eigenthums zum Anhalt hat, nicht der gleiche fein, 
obgleich er in allen feinen Formen bafjelbe Ziel hat. In Beziehung 
auf das Erſte ſchließt fi vielmehr jene Befreiung einfah an die Ent 
laftung an, erſcheint als Theil derſelben, ja als ihre legte Erfüllung, 
und nimmt daher auch die großen leitenden Grundfäge der Entlaftung, 
namentlich den bes Entihätigung mit ihrer Vorausfegung der Werth⸗ 
ſchätzung und ihrer Baſis der Staatshilfe durch Rentenbanten u. |. w. 
an. Bei dem zweiten bagegen handelt es fi) nicht um eine Entlaftung, 
fonbern vielmehr darum, das indivibuelle Eigentbum an die Gtelle 
des Geſammteigenthums zu feßen; daher ift hier meer von einer Ent 
Ihäbigung noch auch von einer eigentlichen Staatshülfe die Rede. End 
lich aber ift auch das Öffentliche Recht für beide aus demſelben Grunde 
ein ſehr verfchievenes. Die Beſeitigung ber Rechtsverhältnifie der erften 
Gruppe mäflen vom Staate gefordert werben; er kann dieſelbe 
eben jo wenig wie die Grunblaften als ein dauerndes Element ber Agrar 
verfaflung anerkennen, weil er die gejellfchaftlihe Herrſchaft emer 
Klaſſe über die andere nicht dulden Tann, fobald er in das Stabium 
der ſtaatsbürgerlichen Gefellichaft tritt; die Nothwendigkeit der Auf 
bebung biejer Rechte ift daher ſchon von dem Augenblid an unzweifel⸗ 
baft, wo ber Kampf mit der Grunbberrlichleit beginnt. Allein ganz 
anders ift e3 mit ber zweiten Gruppe, bie, wie gefagt, nicht mehr eine 
Unfreibeit, fondern nur eine: Beichränfung ver Freiheit des Einzel 
eigenthums enthält. Beſchränkungen biefer Freibeit aber gibt es im 
ganzen Staatsleben. Während die Unfreiheit mit der Staatsibee daher 
in entſchiedenem Widerfpruche ftebt, iſt es nicht an und für fich noth⸗ 
wendig; daß es feine Beſchränkung des Einzeleigentbums durch irgend 
eine Geftaltung des gemeinſchaftlichen Eigentbums gebe; ja im Gegen: 
theile ift eben dieſe Gemeinſchaft des Eigenthums vielfach die einzige 
Beringung, um die Zwede der Eingelnen zu erreichen. Daher benn 
wird die Aufhebung diefer Gemeinfchaft nicht an und für ſich buch 
das Weſen des Staats, oder durch das ber perjönlidden Freiheit 
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gefordert; der. Staat Tann allerdings aus einer Reihe von Gründen 
biefelbe fordern, allein er Tann fie auch beftehen laſſen, wenn die 
Zwecke der wirtbichaftlichen Verwaltung beſſer durch fie als durch 
ihre Aufhebung geförbert werben. Und dieß wird fich meiter unten 
genauer zeigen. So find jene beiden Gruppen weſentlich von einander 
verſchieden, troß der Gleichartigfeit ihres Urfprungs und der Bewegung 
ihres öffentlichen Rechts. In diefem Sinne muß man nun auch das 
Öffentliche Recht derjelben jcheiden, um fo mehr als bie Gefchichte des - 
esfteren, wie bie ber Entlaftung eine abgeichlofiene ift, mährend bie 
zweite noch Feineswegs als eine fertige anzulehen iſt. Und auf diefen 
Grundlagen nennen wir das Öffentliche Recht der erften Gruppe die 
Ablöjung, das der zweiten die Gemeinheitstheilung. 


DI. Die germanifhen Grundbienftbarkeiten und Verhältniß zur römiſchen 
servitus. ' 


Die ziemlich allgemeine Verwirrung in Begriffen und Ausprüden, 
welche einerjeit3 durch die faſt beftändige Verwechslung der Worte und 
Begriffe von Entlaftung und Ablöſung, anberfeitö durch die der ger: 
manifhen Bann⸗ und Nutungsrechte mit den roömiſch⸗ rechtlichen servi- 
tutes praed. rustic. entitanden ift, zwingt uns bier, ald Grundlage dieſes 
Theiles der Verwaltungslehre einen Schritt weiter zu geben, und ftatt 
einfach das Verhältniß der Ablöfungen formell im Anſchluß an die Ent 
Iaftung zu erlebigen, vielmehr das Weſen ihres Rechtes mit dem Inhalt 
deflelben zu verbinden, und two möglich die Frage nach den germanifchen 
(deutihen) Dienftbarkeiten und ihrem Verhaͤltniß zu ber römifchen 
servitus auf die ihr einzig entiprechende Baſis zurüdzuführen. 

Der formelle Begriff der Ablöfung ift ein ſehr einfacher. Die 
Abloſung ift die, durch freiwillige Bereinbarung ober durch Geſetz voll 
zogene Anwendung der Grunbfäte der Entlaftung auf die germaniſch⸗ 
(deutjch Jrechtlichen Dienftbarfeiten. 

Untes dem Begriff der „Dienitbarkeit” verfiehen wir auch bier 
. diejenigen Verpflichtungen, welche der Einzelne vermöge feines Grund» 
befiges gegen den andern gleichfalls in Beziehung auf feinen Grund» 
befig hat, fo daß dieſe Dienftbarkeiten vielmehr als Rechte bes einen 
Grunbbefite an dem andern ericheinen, welche indem fie durch ben 
Befiyer des einen ausgelibt werden, für ben Beſitzet bes andern als 
Beſchränkung feiner Freiheit find. 

Jede Dienftbarkeit ift daher in ber That das Eigentbum an einem 
beftimmten einzelnen Gebrauch eines beftimmten Grunbbefiges, das 
aber, entftanden durch die wistbichaftlichen Bebürfnifie des letzteren, 
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auch nur als ein Inhalt des wirtbichaftlicden Lebens nicht der Perſon 
des Befigers, fonbern des berechtigten Grundſtückes ſelbſt erſcheint, und 
dadurch ein Theil bes Eigentbums bes letzteren wird. 

Es find daher fo viele Dienftbarleiten möglich, als es möglich if, 
felbftändige Benubungsformen eines Grundftlides durch eim andere 
zu unterfcheiden. Es iſt an fi gar Feine foldhe Benutzungsforn 
von dem Begriffe ber Dienftbarleit ausgeſchloſſen. Es macht daher 
an fi) gar feinen Unterichien, ob der Weg (Gebrauch zum Webergeben), 
das Waflerholen (Gebraud bes Waflers, mit feiner Bedingung, dem 
Weg zum Wafler) u. |. w., oder die Benütung der Weide, ober bie 
des Waldes, als Eigentbum eines andern Grundftüdes bingegeben 
werben. In dem Objekt — das ift der Gebrauchsform — liegt daher 
ein Unterſchied der germanischen und römiſchen Dienftbarfeiten. 

Eben jo wenig beftebt diefer Unterfchieb in der Unauf löslichkeit 
des in der Dienftbarkeit gegebenen rechtlihen Verhältniſſes. Denn 
mag man die Bezeichnung der germaniſchen und römilchen Dienftbar 
keiten fonft jegen wo man will, immer find fie alle durch freie Ber 
einbarung der Betheiligten zu köfen. Darüber ift ein Zweifel. Im 
Gegentheil hört der Begriff der Dienftbarleit überhaupt da auf, 
wo die Aufhebung eines ſolchen Rechtsverhältnifies nicht mehr von 
dem Willen der Einzelnen abhängt, und eben. daher dem öffentlichen 
Recht angehört, das ift, eine von der Berwaltung geforderte, fomit 
Öffentlich rechtliche Dienftbarkeit iſt, wie 3. B. ber Leinpfad u. a. m. 
Hier ift wohl eine Verwechslung kaum möglich. 

Wenn es daher einen wirklichen und tiefgreifenden Unterſchied 
zwiſchen der germanilchen und römifchen Dienftbarkeit gibt — unb daß 
es einen folchen gibt, ift ja wohl nicht zweifelhaft — fo muß biele 
Unterſchied nicht im Wefen ber Dienftbarkeit an fi liegen. Wir laſſen 
bier die ganze, namentlich im vorigen Jahrhundert und auch noch im 
gegenwärtigen jo viel ventiliste Frage vorläufig bei Seite, ob die Real 
Iaften servitutes in faciendo feien oder nicht — eine Frage, die nut 
aus ber Verzweiflung an einem Haren Begriffe und aus dem Mangel 
der Kenntniß von ber gejellichaftlichen Grundlage bes Rechts entflehen 
konnte. Daß aber auch in dem Gebiete der eigentlichen servitus bei 
völliger Gleichheit aller übrigen Momente ein tiefer Unterſchied 
zwifchen germanifchem und römiſchem Recht befteht, ift von jeber gefühlt. 
Um feinen wahren Grund zu fuchen, muß man allerdings den biöherigen 
Standpunkt bier wie im ganzen Gebiete ber Vergleichung beiber 
großer Rechtsbilpungen aufgeben, und nicht einzelne Nechtönerhält 
niſſe vergleichen wollen. Man muß vielmehr biefen wie jeden andern 
Unterichieb des germanifchen und römiſchen Rechts auf das Weſen, 
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den lebendigen Kern beider Rechtswelten, zurückführen. Wir nun faſſen, 
ohne bier auf tiefere Erörterung einzugehen, dieſen welthiſtoriſchen Unter⸗ 
ſchied in feine einfachfte Formel zufammen; der Unterſchied zwiſchen ver 
germanifchen und römischen Dienftbarkeit und aller Folgefäte ergibt 
fi) dann, wie wir glauben, mit voller Klarheit aus jenem oberften 
Zebensprincip beiber Rechte. 

Das römische Recht ift nämlich das großartigfte Rechtsſyſtem für 
das Rechtsleben grunbfäglich freier und gleicher Individuen, alſo 
für das vollftändig freie Eigentum und den vollftändig freien Verkehr. 
Das römiſche Recht ift daher das Privatrecht der ftaatäbürger 
lichen Geſellſchaftsordnung. 

Das germaniſche (deutſche) Privatrecht dagegen enthält diejenigen 
Beichräntungen des an fih für alle gleichen Privatrechts, welche aus 
des Geſchlechterordnung entftehen und die Prineipien und Forderungen 
derſelben in Beziehungen auf Berjonen, Sachen und Verkehrsleben zur 
Geltung bringen. Das germanifche Privatrecht ift daher das Privat⸗ 
echt der Geſchlechterordnung. Das deutfche Privatrecht unter 
fcheivet fich von biefem germanifchen Privatrecht dadurch, daß es außer 
den rechtsbildenden Elementen der Gejchlechterorbnung auch noch die 
der ſtändiſchen Ordnung aufnimmt, und mit den erfteren verarbeitet. 


Sn diefem Punkte find das beutiche Privatrecht und das franzöfiihe - 


droit coutumier nur zwei faft ganz gleichartige Ausdrücke deſſelben 
Rechtsſyſtems, mährend das englifche Privatrecht nur die Gefchlechter- 
orbnung enthält, und daher die reinfte Form ber urjprünglichen Ele 
mente barftellt. 

Es ift nun nit Sache der Verwaltungslehre, die biftorifchen 
Verhaltniſſe zu verfolgen, bie fich hieraus ergeben. Allein jedes Rechts, 
gebiet, und fo auch das der Dienfibarleiten, bat nun feit dem Mittels 
alter jene beiven Grundformen, die einander ebenjo unvermittelt bes . 
tämpfen, mie vie Gefchlechter und die ftänbifche Ordnung überhaupt. 
Und das gilt nun auch von den Dienftbarleiten. 

Die römiſch⸗ rechtliche Dienfkbarkeit ift nämlich darnach diejenige, 
bei der als Entſtehungs⸗ und damit als Nechtägrund der Vertrag ber 
Betheiligten, ober eine den Vertrag erſetzende Verjährung angenommen 
wird. Sie ericheint Daher niemals als Theil und Glied, ala Erfüllung 
und Gonfequenz einer andern, größeren und allgemeineren Ordnung 
des Grunbbefites; es ift dem Römer gar nicht möglich fie, wie wir 
fagen würden, ald Theil einer Agrarverfaffung zu denken. Da fie 
nun ibrerjeits auf einer folchen nicht beruht; fo Tann fie auch ohne alle 
Beziehung zu irgend einer andern allgemeinen Frage verftanden und jur: 
riſtiſch beurtheilt werden; man bedarf dazu gar nichts, als ven Inhalt 
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des Vertrages und die Ratur des ganz fpeciellen Gebraudhes und bildet 
aus beiden das Recht der Servituten. Eben jo folgt, daß jebe einzelne 
und alle Servituten ala Gefammtheit ohne irgend eine weitere Folge, 
bie über die Rechtsſphäre der Betheiligten binausginge, aufgehoben 
oder geändert werden können. Es tft baber dem römifchen Recht an 
und für fi undenkbar, daß die Gefehgebung foldhe Servituten auf: 
heben ober verbieten follte; fie find eine einfache Erfcheinung bes freien 
Verkehrs zwiſchen freien und gleichen Sindivivuen. Der Begriff der 
römiichen servitus fchließt daher jeden Begriff der Abloſung 
aus; weder der Gedanke nod das Wort können im corpus juris vor: 
kommen; ja man würde die „Ablöjung” eben fo wenig ins Lateiniſche 
überjegen lönnen, wie das „Lehen“ ober die „Grundentlaſtung.“ 

Die germanifh und deutfch-rechtlihe Dienftbarleit im meiteren 
Sinne ift Dagegen ein Rechtsverhältniß zwiſchen Grundſtücken und Ber 
fonen, das entweder durch die Klaffenverhältniffe der Geſchlechterordnung 
ober durch die Abtbeilungen der Stänbeorbnung erzeugt wird, unb 
daher ohne Zuthun des Einzelnen entweber aus tem bevorrechteten 
grundherrlichen Beſitz ober der bevorrechteten ſtändiſchen Körperfchaft 
(Kirche, Zunft ze.) hervorgeht. Der Grund und Inhalt diefer Dienftbar- 
feiten im meiteren Sinne ruhen daher nicht auf einem Bertrage, denn 
es gibt Feinen Vertrag, aus dem die Grundherrlichleit oder. die Zunft 
hervorgegangen wäre, fondern auf der beftimmten Geftalt ver Gefell« 
fchaft, indem fie die Dber- und Unterorimung, den gejellichaftlicdhen 
Unterſchied, im Gebiete des Beftges und Erwerbes fortfeken, unb ihr 
damit Natur und Form eines Privatrechts, eventuell eines durch den 
Einzelnen gegen den Einzelnen: geltend :zu machenden Rechtes geben. 
Die Befeitigung biefer Nechte ift daher keineswegs eine Angelegenheit, 
die zwiſchen einzelnen Contrahenten abgefchloflen werben Tönnte, fondern 
fie ift eine Angelegenheit der ganzen Geſellſchaftsordnung. Die Dienft 
barkeit und das Bann» und Zunftrecht find in diefem Sinne ſelbſt⸗ 
verftändlich, denn fie find mit der größeren Thatſache, der Geſellſchafts⸗ 
ordnung, von jelbft gegeben. Ihr Rechtsgrund ift diefe Orbnung ſelbſt. 
Die Betheiligten können fie daher auch gar nicht auflöfen, weil eine 
folcde Auflöfung das Princip der gefellichaftlihen Ordnung ſelbſt er 
fchüttern, eine Berlebung ober Bebrohung der mit den Aufbebenden 
auf gleicher hoher focialer Stufe Stehenden jein würde. Es mar 
gar nicht denkbar, daß die. Zünfte die Arbeit Einzelner, ober daß die 
Geſchlechter jede Dienftbarleit des Bauern hätten bejeitigen Tönnen; 
benn auch die focialen Orbnungen können nicht gegen die eigene Natur 
handeln. Das Auriftenrecht diefer Dienftbarfeiten war daher nie die 
Unterjuchung des Rechts⸗ oder Entftehungstitels jolcher Rechte, ſondern 
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nur bie ihrer Gränze; die Vertheidigung biefer Rechte war nicht eine 
Bertheidigung von wirtbichaftlichen,, ſondern von viel größeren focialen 
Intereſſen. Die römifchrrechtlichen Grunbfäge über servitutes waren 
daher bier principiell gar nicht anwendbar, jo menig wie bei den Grund⸗ 
laften; denn der Römer verſtand weder bie Unfreiheit des Befites noch 
die des Erwerbes. Und daher war es auch undenkbar, dieſe Dienſtbar⸗ 
feiten und Bannrechte einfach ven Parteien zur Befeitigung im Wege 
der freien Vereinbarung zu überweifen, wie das römilche Recht es hätte 
thun müflen. Es mar gleich anfangs volllommen Tlar, daß fie als 
Ausfluſſe der beiden gefellfchaftlichen Drbnungen mit dieſen felbft ftehen 
oder fallen mußten. So wie baber die ˖ſtaatsbürgerliche Geſellſchafts⸗ 
ordnung beginnt, beginnt auch ver Kampf gegen biejelben; aber gleich 
zeitig ift es, und zwar von Anfang an Tlar, daß vieler Kampf nur 
buch Staatsgefeke zu Ende geführt werden Tann. Die Aufhebung 
jener Rechtsverhältniſſe tritt daher nothwendig erft mit dem durch bie 
konigliche Gewalt gegebenen Siege der neuen freien Gefchlechterorbnung 
ein, gebt mit ihr Schritt für Schritt vorwärts, und während fie in 
England Schon im 13. und 14. Jahrhundert ziemlich allgemein gefichert 
iſt, ift fie in Frankreich und Deutichland von Anfang an ein integris 
render Theil der Befreiung des Grunbbefiges überhaupt, alfo ein Theil 
der Entloftung. Daber hat man beide mit einander fo oft zufammen- 
geworfen, und in der That find fie in ihrer Selbftändigleit untrennbar, 
namentlich wenn man die Ablöfung auf die Dienftbarleiten ber Ge 
ſchlechterordnung begränzt, und wenn man eine fcharfe äußere Gränze 
ftatt der inneren für Entlaftung und Ablöfung fordert, die unfindbar 
ift, weil fie nach der Natur der Geſchlechter und ſtändiſchen Unfreiheit 
gar nicht eriftiren Tann. In jedem Falle aber fcheint nun das klar, 
daß eine Verſchmelzung des Begriffes und Weſens biejer Rechtöverhält- 
nifje mit dem römifchen Recht und feinen servitutes nicht möglich ift. 
Die germanifch rechtlichen Dienftbarkeiten haben fehr oft einen ähn-» 
lichen materiellen Inhalt wie die römischen, wenn auch nicht immer; 
ftets aber haben fie einen ganz andern Urſprung und eine ganz andere 
Natur, denn fie find entweder bie Dienftbarfeiten ber Geſchlechter⸗ 
ordnung, das ift die eigentlihen. Herrenrechte (eigentliche Dienft: 
barleiten), oder die Dienftbarleiten, die aus der fländifchen Drbnung 
in die Geſchlechterordnung übergeben, die Bannrechte, ober endlich 
die rein ftändifchen Dienfibarleiten, die Realgewerbe. Alle dieſe 
Dienftbarteiten ftehen mit dem Begriff und Recht der freien ſtaata⸗ 
bürgerlichen Perfönlichleit und ihrem freien Eigenthum im Widerſpruch, 
haben aber als geſellſchaftliches Recht den Charalter einer Bffent- 

lichen Rechtsordnung und werden daher erft durch Geſetze befeitigt, die 
Stein, die Verwaltungslehre. VI. 16 
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eine Aufhebung berielben im Geifte der neuen Geſellſchaftsordnung zur 
Pflicht der Betheiligten machen, und bie Entihäbigung dafür durch 
Staatshülfe möglih machen. Diefe Aufhebung beißt die Ablöfung. 
Das nun ift das Weſen biefer Rechte und bie Natur ihrer Bes 
feitigung. Und jet birfte es fehr leicht fein, ohne daß es aud bier 
wie bei der Grundentlaftung nothiwendig wäre, tiefer in die biftorifchen 
Verhältniſſe einzugreifen, im einfachen Anichluß an die Grundherrlide 
keit und Unfreibeit das. Weſen diefer einzelnen Rechte zu beftimmen, 
und ‚die Gefchichte ihrer Ablöfung an die der Entlaftung anzufchließen. 
Wir bleiben zu biefem Ende am beiten bei der obigen Eintheilung. 


II. Die Grundbienfibarleiten taub ihre Ablöſung. 


Unter den Grunddienſtbarkei ten verftehen wir diejenigen Dienſt 
barleiten (im allgemein wiflenfchaftlichen, nicht im römifch «rechtlichen 
Sinne), ‚weldhe aus der Unfreiheit der reinen Geſchlechterordnung in 
ihrer Beziehung auf den Grundbeſitz hervorgehen. Ste unterſcheiden 
fih von den Grunblaften dadurch, daß fie nicht in Dieniten der un- 
freien Befiter befteben, und aud nicht das ganze Grundſtück umfaſſen, 
oder auf demfelben als ein immanenter Theil feines Rechts ruhen, fon- 
bern nur einen ganz beftimmten Gebrauch des dienenden Grundſtücks 
gegenüber dem herrfchennen enthalten, oder aber umgekehrt vem un- 
freien Grunditüd ein Gebrauchsrecht an dem berrichenven geben. 

Die tiefere hiſtoriſche Grundlage biefer Herrenrechte befteht nun 
barin, daß fie im Grunde eine beftimmte Geftalt ver Gemeinſchaft 
bes Grundbeſitzes aus det alten Geichlechterorbnung find; nur mit dem 
weientlichen Unterfchied, daß fie das Eigenthumsreht des Grund 
berrn an dem urfprünglich gemeinfchaftlihen Grund und Boden ent- 
halten und zum Ausbrude bringen. Das wird von großer Bedeutung 
auch für die Form der Entſchädigung. Jene Rechte ericheinen nun faft 
ausichließlich in drei Formen: der Weidegeredhtigfeit des Grund 
herrn (Blumenjuchrecht u. |. w.), der Jagdgerechtigkeit deſſelben, 
und drittens in den Wald: und Forftgerehtigfeiten der dienem 
den Grunbftüde an dem Walde, wo berjelbe, anfänglich früher im 
Gefammteigentbum der Markgenofien, Später zum Privateigentbum ber 
Grundherren wird. Alle drei Rechte find die Fortſehung der Gemein: 
Ichaft des Eigenthums ber Markgenofjen, aber in ihrer unfreien Form, 
und hängen ebenfo auf das Engfte mit der Gemeinweide, dem Gemein: 
wald und der Gemeinjagb zufammen. Sie bebeuten, daß der Herr bei 
bem Erwerb bes Privaleigentbums an dem nichiveriheilten Grund und 
Boden fich jene drei Rechte bei der Herftellung der (unfreien) Grund 


243 


befigungen zurüdbebalten hat. Sie weilen daher nicht auf einen 
befondern Rechtstitel hin, fondern fie find immanente Theile des herr: 
fchaftlichen Rechts, und merben daher unbedingt von ben Grund 
herren in Anſpruch genommen, ohne daß biefelben einen Beweis für 
ihre Berechtigung führen, ſondern dieſelbe als jelbftverftändlich an: 
nehmen; tie Freidank an einer belannten Stelle fingt: (76. 5.) 


„Die vürsten twingent mit gewalt 
uelt, steine, wazzer unde walt, 

dar zuo wilt unde zam ’ 
si taeten lufte gerne alsam 

der muoz uns noch gemeine sin. 
möhtens ung der sonnen schin 
verbieten, wint unde regen, 

man müssen zins mit gelde wegen.“ 


Daß dieß nun zum Theil mit Recht geſchah, da wo die Herren 
(rürsten) Hinterfaßen auf ihrem grundherrlichen Boden nieberließen und 
fih jene Rechte wirklich vorbebielten, zum großen Theile aber mit Uns 
recht, wo ber Grundherr auch den urfprünglich freien Bauern jenen 
Fechten eben in der von uns bezeichneten Epoche der gewaltiamen Ber 
ſchmelzung der beiden beherrichten Klaffen unterwarf, ift leichtverftänd: 
lich; daher der Unmuth der „Bauern“ über Jagd⸗ und Weiderecht, 
und daher auch das rüdfichtölofe Durchgreifen der Herren in dieſer Bes 
ziehung feit den Bauernfriegen. Eben fo’ natürlich ift die Geftalt ver 
Wald: und Forfsiernituten der Grundholden gegenüber dem Walbe des 
Grundberen; denn weber der eigentlihe Bauer noch felbit der Leib 
eigene verlor jemals ganz die Vorftellung, daß der Wald als nicht auf 
getheiltes Gemeindegut im Grunde den Gemeinbemitglievern eben fo 
gut als ber Herrichaft gehöre, und daher jeder Inſaſſe das Recht babe, 
feinen Bebarf an Holz gerade aus dem fpäter rein berrichaftlichen Walde 
zu holen. Die vielfachen Streitigleiten über alle jene Rechte enthielten 
daber jelten einen Streit über das Rechtöprincip, ſondern waren meiſtens 
Berfuche, jenen Rechten eine feite Gränze zu geben; und man Tann 
im Allgemeinen jagen, daß dieß mit dem Beginne des 18, Jahrhunderts 
geſchieht. Das ift nun aber auch zugleich die Zeit, in der der Kampf 
gegen diefelben beginnt. Es ift nicht zu überjehen, daß die Frage nad 
diefen Rechten, jo viel wir ſehen, niemals in den von uns charakteri⸗ 
firten Streit über die Unfreibeit der Bauern im Allgemeinen und über 
Die gemeflenen und ungelnefienen Frohnden einbezogen ift (ſ. oben). 
Denn bei ihnen trat der Charakter des Privateigenthbums viel zu fehr 
in den Vordergrund, namentlich in Analogie des römiſchen Serpituten: 
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rechts. Bon Seiten der Rechtswiſſenſchaft beſchränkt ſich, und zwar 
bis auf die neuefte Zeit, die Theilnahme an diefer Beivegung zur Fre 
beit weſentlich auf die Conftatirung der rechtlichen Beichränkung jener 
Dienftbarleiten. Erſt mit dem Entftehen der Rationalölonomie beginnt 
der Zweifel, ob ein Aufſchwung ver Landwirthfchaft, wie ihn die Phyſio⸗ 
Traten forberten, ohne Befeitigung oder doch möglichft enge Beſchräu 
fung jener Rechte möglich fei. Damit fchließt fich diefe Frage fo enge 
an die Bewegung für die Grundentlaftung an, daß fie mit derſelben 
faft allentbalben zu einem Ganzen verfchmilzt. Doch erhielt namentlid 
die Lehre des deutichen Privatrechts auch theoretiſch das Bewußtſein 
daß diefelben im Grunde doch ſelbſtändig zu beachten feien, während 
anbererfeitö die praftiihe Nationalötonomie bie verberblichen Folgen 
jener Servituten theils für bie eigentliche Land-, theils für die Forſt 
wirtbichaft fpeciell behandeln lehrte. (Als Hauptbeilpiele beider Rich 
tungen Mittermaier, beutfches Privatrecht, $. 166 ff., und Rau, 
Verwaltungspflege, $. 72 ff.) Diele Selbitänvigleit fam nun zum Bor 
ſchein, als die wirkliche Entlaftung begann.- Denn bier war es ſogleich 
Mar, daß man den Entihäbigungsmaßftab der Entlaftung fchon aus 
wirtbichaftlichen Gründen an jene Herrenrechte nicht einfach anlegm 
Tonne, obne zu großer Härte gegen bie leßteren zu gelangen. Schließt 
man biefe Anmerkung an die obige Gefchichte der Entlaftung, fo ergiebt 
- fi, daß die Ablöſung naturgemäß ſtets dem letzten Abfchnitt 
des Entlaftungsmwefensd angehört. Es ift das Gefühl verbreitet, 
daß das Beftehen dieſer Herrenrechte feinen bireften Widerſpruch mit 
der Freiheit des Eigentbumd enthalte, und daß die Ablöfung als 
vollswirtbfchaftlide Entwährungsmaßregel aus der Ent 
laftung als geſellſchaftlicher Entwährung ſich won ſelbſt 
ergeben werde. Daher denn die Erſcheinung, daß die Ablöſungen 
(alſo wohl zu unterſcheiden von den Entlaſtungen, obwohl die Enb 
laſtungsgeſetze bekanntlich vielfach Ablöfungen hießen) vor 1848 fo gut 
als gar nicht zur Geltung kommen, dagegen fett 1848 entweder in bie 
neuen Entlaſtungsgeſetze inbegriffen find, ober als ganz felbftänpige Ge 
feße erfcheinen. Sie gehören damit in diefelbe Kategorie wie die Auf 
hebung des eigentlichen Lehenrechts, melche gleichfalls erft fuccefliv nad 
der Entlaftung in vielen Staaten auftritt (j. oben.) Ebenſo erklärt 
es fi) aus diefer Natur der eigentlichen Ablöfung, daß die Geſetzgebung 
über viefelbe ſchon vor der wirklichen Entwährung zum Rechte vielfach 
als „Landeskulturgefehe” namentlih auf Grundlage der Nothwendig⸗ 
keit einer tüchtigen Wieſenkultur erfcheint. (Bol. für Breußen Rönne, 
Staatsrecht II. 8. 377. u. a. D.) Es wird gleichfalls auch hier Feiner 
eingehenden Darftellung bebürfen, daß aus ben gleichen Gründen bie 
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Geſchichte der Ablöfung zugleich eine weſentlich territoriale ift, fich 
anichließend an bie mehr oder weniger ausgebildete Entwidelung ber 
Verwaltung der Volkswirthſchaft oder, wie fie gewöhnlich heißt, der 
Landesfultur, und daher auch in die unbeftimmte Gruppe ber „Agrar: 
verfafjungen“ aufgenommen wird. Das, mas alle dieſe vereinzelten 
und zum Theil fehr verichienenen Ericheinungen der Ablöjung indeß 
zufammenbält und fie für die Verwaltungslehre als ein Ganzes erjcheinen 
laßt, ift nun die eben bezeichnete Verbindung mit dem Proceß der Ent 
laftung. Faſt ausnahmslos ift daher bie Ablöſung feit 1848 der Ent 
laftung gefolgt, und das Recht derfelben ift wie die folgenden faft aus⸗ 
nahmslos nur noch als hiftorifche Thatfache zu betrachten. Wir glauben 
daher unferm Zwecke zu genligen, wenn wir kurz bie betreffende Gefeß- 
gebung bier angeben. 

Was zunächſt Defterreich betrifft, fo hatte allerdings ſchon das 
Patent vom 7. September 1848 auch die Ablöfungen in Ausficht ge 
ftelt, und das Weiderecht (Blumenfuchrecht der Obrigleit = Grund» 
herren) fo mie die gegenfeitige Brachweide ohne Entihädigung auf: 
gehoben. Allein die vellftändige und eigentlihe Ablöfung begann 
erft mit dem Patent vom 5. Juli 1853, dem die Ausführungsverorb . 
nung vom 3. September 1855 und 31. Oftober 1857 folgten, durch 
welche eigene — noch jebt thätige — Commiflionen zur Ablöfung, zum 
Theil aber auch, namentlich bei Forſtdienſtbarkeiten, zur ftrengen Re 
gulirung eingeführt wurden. Die Ablöfung zeigt bier vielleiht am 
deutlichiten in ganz Deutſchland ihren fpecifilchen, von ber Entlaftung 
verfchiedenen Charakter, indem troß der entſchiedenen Durchführung der 
leßteren für bie erftere die Negulirung ftatt der Ablöfung ein 
treten Tann, wenn höhere Rüdfichten ber Landeskultur oder genügenbes 
Einverftändniß der Berechtigten und Berpflichteten der Abloſung entgegen 
fteben. Dabei ift das Jagdrecht vollitändig aufgehoben, und die Ein 
führung neuer ähnlicher Rechte nur unter ber ausbrüdlichen und behörb- 


lich genehmigten Beitimmung der künftigen Ablösbarkeit geftattet morben 


(Stubenraud, Verwaltungsgeſetzkunde II. 446. 448. Judeich S. 30). 

Denjelben Charakter trägt nun, wenn auch in ganz unbern Formen, 
die Ablöfungsgefehgebung Preußens Preußens Recht zeichnet fich 
dadurd aus, daß bier jeber der drei Theile der Ablöfung wieder feine 
eigene Gefchichte bat. Die Forftfervituten nämlich find bereits im 
vorigen Jahrhundert unter den Gefichtöpunft der verwaltungsrechtlichen 
Forſtpflege ober der ſog. „Forſtpolizei“ gebracht, und ohne Rückficht 
auf Grundherrlichkeit und Bauernrecht ven abminiftrativen Beftimmungen 
unterivorfen, fo daß hier für die eigentliche Ablöfung, das Verhältniß 


zwiſchen Grundberen und Eigenen, nur wenig übrig blieb. Die 
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Geſchichte der Forftvienfibarleiten ordnet fi) daher gänzlich dem For 
verwaltungsrecht unter, und die Geſetzgebung betreffs der Iekteren if, 
obwohl eine faft ausschließlich principielle, dennoch, namentlich ſeit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts, eine höchſt fruchtbare. (Die einzelnen 
Forſtordnungen — die erfte für die Neumark! von 1500, bei Rönne 
Staatöreht II. $. 382.) Die definitive Aufhebung der Iekten For 
fervituten fällt dann zufammen mit der Ablöſungsordnung der Dienfs 
barleiten überhaupt, welche dann wieder mit der Gemeinheitstheilung 
durch die Gemeinheitätheilungsorpnung vom 7. Juni 1821 bergeftellt 
ward. Das Princip diefer Ablöſungen aller Forft:, Ader: und Weide 
ferbituten ift nun ein vorzugsweiſe landwirihſchaftliches; das fociale 
Element des Gegenfages von freien und unfreien Grundſtücken Iommt 
dabei anfänglich weder zur Erfcheinung noch zum Bewußtſein. Die 
Ablöfung felbit hat Daher mehr ben Charakter einer actio communi divi- 


‚ @undo; fie findet ftatt auf Antrag ber Berechtigten wie bei der Gemein 


heitötheilung, und die Entihäbigung ſelbſt ift in der That mehr eine 
Theilung als eine Entſchädigung, indem bie Ablöfung der Regel nad 
durch Land geſchehen fol. Dabei blieben denn allerdings manche Punkte 
unerlebigt, welche erjt im Jahre 1850 entſchieden wurden. Das Geſet 
von 1850 hob das Jagdrecht ohne Entſchädigung auf, und das Gemein⸗ 
beitötheilungögejeg vom 19. Mai 1851 führte die Grunbfäße der alten 
Theilungsorbnung von 1821 theils in einzelnen Gebieten ein, wo fie 
noch gegolten hatte, theild orbnete fie unerlevigte Punkte. Im Ganzen 
erfcheint aljo das Ablöſungswerk, obgleich viel früher als in Oeſ'erreich 
begonnen, doch auch in Preußen erft nad 1848 (Judeich ©. 43. 
Rönne II. $. 370. 381. 382). Ebenfo wurden in Bayern die Weide 
gerechtigleiten erft durch Gele vom 28. Mai 1852 ablösbar gemacht, jedoch 
nur auf Majoritätsbefchluß der Pflichtigen; die Korftfervituten, bie 
nit den Charakter von Gegenleiftungen an fi) tragen, ohne, bie 
übrigen gegen Entichäbigung aufgehoben, und zwar wie in Preußen 
nicht als gejelichaftliche, ſondern als forftwirthfchaftlihe Maßregel im 
Forſtgeſetz vom 28. Mai 1852 (Pözl, Verwaltungsrecht $. 60. 73. 
Judeich ©. 84) Was Württemberg betrifft, jo wurde bas Jagd: 
recht ohne Entichädigung aufgehoben durch Gejeh vom 7. Auguft 1849 
und 27. Dftober 1855, eben jo die meiften Feldſervituten; jedoch ſchei⸗ 
nen bier mandhe einzelne noch zu beitehen (Ju deich S. 95. 96). Baden 
bob alle Weiderechte gegen Entihädigung durch Geſetz vom 31. Juli 
1848 auf, das Jagdrecht durch Gejeh vom 10. April und 26. Juli 
1848. Das Königreih Sachſen hatte dagegen alle Weiderechte bereits 
1832 für ablösbar erklärt; das Jagdrecht wurde jeboch erft in Gemäßheit 
ber Publikation der deutſchen Grundrechte vom 2. März 1849 ohne 
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Entichäbigung aufgehoben, doch die Entichädigung durch Geſetz vom 
25. November 1858 wieder eingeführt. Sn Hannover: Aufhebung 
des Jagdrechts (Gefek vom 29. Juli 1850), Ablosbarkeit der Forſtſervi⸗ 
tuten (Geſetz vom 13. Februar 1850), der Weidegerechtigkeit (auf Ans 
trag der Verpflichteten) nah Gefeh vom 8. November 1856. Im 
Kurfürſtenthum Heffen murben dagegen bereit durch Gele vom 
239. Februar 1832 alle Jagd⸗ und Forftgerechtigleiten ablösbar gemacht, 
das Jagdrecht durch Gefeb vom 1. Juli 1848- gegen eine Leine Ent 
ſchädigung aufgehoben; dagegen durch Berorbnung vom 26. Januar 
1854 gegeh Rückzahlung der Entfhäbigungsbeträge wieder hergeftellt! 
Die Weidegerechtigleiten fallen unter das Ablöfungsgefeß vom 20. Juni 
1850. Im Großhergogthbum Heſſen trat die Ablösbarleit der Weide⸗ 
zechte durch Gefek vom 7. Mai 1849 ein, das Jagdrecht ohne Ent 
Ichädigung durch Gefeh vom 26. Juli 1848 aufgehoben, jedoch nicht bei 
nachweisbar onerofem Erwerb; das Geſetz vom 2. Auguft 1858 ftellte 
dagegen das Jagdrecht wieder her! Didenburg hob die Forſtſervi⸗ 
tuten obne Entſchädigung auf im Gejeh vom 1ı März 1851; doch ıft 
die weitere gefehliche „Regulirung der beftehenden Holz, Malt, Wald: 
freu und Holzleſeberechtigungen“ meiteren gejeßlichen, bis jegt nicht 
erfolgten Beitimmungen vorbehalten. Sachſen⸗Weimar hat die 
nicht durch onerofen Vertrag erworbenen Jagdrechte durch Geſetz vom 
1. März 1850 gegen Entſchädigung aufgehoben, die Trift: und Hutungs⸗ 
befugniffe durch Geſetz vom 22. Ditober 1853 für ablösbar erklärt, 
Sachſen⸗-Gotha das Jagdrecht durch Geſetz vom 24. November 1848 
und 17. Auguft 1849 aufgehoben, die Trift- und Hutungsbefugnifle 
find nach dem Ablöfungsgefeh vom 5. November 1853 ablösbar, ebenfo 
in Sadhjen:Meiningen. Geſetz vom 1. September 1848, Jagd⸗ 
zecht; Geje vom 5. Mai 1850, Weiderechte. Im Naſſau Auf 
hebung des Jagdrechts ohne Entſchädigung durch Gele vom 15. Juli 
1848, auch bier hergeftellt durch Verordnung vom 20. September 
1855 und Gejeg vom 9. Juni 1860; bie Weiderechte fallen unter die 
allgemeine Ablöfung. In Braunſchweig ift dagegen das Jagdrecht _ 
befinitiv aufgehoben, jedoch gegen eine mäßige Entſchädigung, durch Geſet 
vom 8. September 1848 und 16. April 1852; die Felbbienftbarleiten find 
bereits feit 20. December 1834, in fernerer Ausführung durch Gejek 
vom 18. Yebruar 1860, nebft den Forftfervituten für ablösbar erflärt. 
Die Ablöfung geihieht durch Kapital oder Rente. Ueber das Forſtrecht 
Geſetz vom 3. Juli 1851 und 7. Februar 1857, welche für das alte 
Recht des Geſammteigenthums an den großen „Sommunionharzforften“ 
und den Sieg ber ftaatlichen Verwaltung über das gemeinfchaftliche 
Forfteigenthum viele höchft beachtenswerthe Gefichtöpunfte darbieten. 
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Die übrigen Heinen Staaten |. bei Judeich ©. 183 ff., mo aber 
oft die genaueren Angaben im Einzelnen nicht vollftänbig zu finden find. 
Im Wefentlichen jedoch gelten die allgemeinen Grundiäte bier wie bei 
der Entlaftung. . 


Uebrigens können wir nicht umhin, die Frage nach der Aufhebung 
bes Jagdrechts in ihrem Berhältniß zu den daraus entflanbenen neuen 
Grunbfägen für die Verwaltung der Jagd bier zu bezeichnen. 

Jene Frage nach der Aufhebung bes Jagdrechts in feiner alter 
Geftalt ift mweientlih auch in Folge diefer ziemlich entgegengefchten 
Bewegungen in ber beutfchen Gefeßgebung feit dem lebten Jahrzehent 
wieder vielfach angeregt und zugleih vom Standpunkt des Privatrechts 
unterfuht worden. Ein Hauptwerk für die biftoriiche Darftellung dei 
grundherrlichen Jagdrechts bleibt Stiegleben, Geſchichtliche Darſtel⸗ 
lung ber Eigenthumsverhältniſſe an Wald und Jagd in Deutſchland 
(1832). Stiegleben ſagt ſchon damals die Aufhebung des Jagdrecht 
auf fremdem Boden als die natürliche Conſequenz der Aufhebung des 
Untertbanverhältnifies voraus. Der Standpunkt, ben bie deutſchen 
Geſetze im Allgemeinen in Beziehung auf die freie Jagd einnehmen, 
ift allerdings ſeit 1848 nicht der der bloßen Ablöfung ter grunbher 
lichen Rechte, fondern zugleich die Drganifirung des Jagdrechts nad 
pollswirtbfchaftlichen Principien, mit dem Streben, den Wildſtand gegen 
die Vernichtung durch unregelmäßige Benukung der Jagdfreiheit zu 
ſchützen, und biefe Beftimmungen gehören daher unter das Verwal 
tungs⸗Recht der Jagd. Doch mögen bier die leitenden Gedanken, welde 
als allgemeines Jagdrecht Deutfchlands angejehen werben Können, Plah 
finden. Die grundfäglichen Beichränfungen find theils auf die perför 
lihe Ausübung der Jagd gerichtet (Jagdſcheine, Waffenpäfle), tbeils 
beichränten fie fachlich die Ausübung, namentlich indem fie eine gewiſſe 
Größe oder Gefchlofienheit der Grundſtücke fordern, endlich indem fie 
die Ausübung ber Jagd den Gemeinden im Wege ber Berpachtung 
vorichreiben. Die Hauptbeflimmungen dafür find in den Ablöfung® 
geſetzen enthalten. Defterreich, Patent vom 7. März 1849. Preußen, 
Sagdpolizeigefjeh vom 7. März 1850. Bayern, Gejeh vom 30. Mär 
1856. Hannover, Gele vom 29. Juli 1850. Baden, Geſetz vom 
2. December 1850. Württemberg, Geſetz vom 27. Ditaber 1855. 
Königreich Sachſen, Berordnung vom 18. Augufl 1849 und Geſet 
vom 13, Mai 1851. Mit Recht bemerkt Brünnet im Archiv für 
Civilpraxis Bo. 648. Heft 1. S. 80 ff., daß die beutichen Geſetze zum 
großen Theil die franzöfifche Geſezgebung als Mufter gehabt haben: 
boch iſt das Gele vom 30. April 1790 noch reine Ablöfung, während 
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die Decrete vom 11. Juli 1810 und 4. Mai 1811 die Grundlagen ber 
Verwaltung enthalten, die dann das Geſetz vom 3. Mai 1844 in 
einem förmlichen Syſtem abfchließt. Die Verordnung vom 8. Februar 
1854 für Schleswig:-Holftein bat die agb an die Grundherren 
zurüdgegeben, jevoch mit der gejeßlichen Anerkennung der Ablösbarkeit, 
welche hier fpeciell auf bie Ablöfung durch die Gemeinden beichräntt ift. 


IV. Die Baunreite, 


Einen weſentlich verfchiedenen Inhalt von den Grunddienſtbarkeiten 
haben die Bannrechte. Die formale Bezeichnung berjelben ift be 
fannt genug. Die Bannrechte enthalten die Verpflichtung der Grund - 
faflen einer beftimmten Dertlichleit, gewiſſe Produkte nur von einem 
einzeln beitimmten Gewerbe zu kaufen, und fomit die eigene Probuftion 
diefer Produkte nicht vorzunehmen. Diefe Bannrechte empfangen Art 
und Namen nad) den Arten diefer Produktion: Mühlenbann, Brauerei, 
Brennerei, oft auch Weinzwang (ESchentgerechtigleit, Propination). Es 
ift fein Zweifel, daß diefe Bannrechte nur zum Theik durch bie Grund» 
berrlichleit, zum Theil aber auch durch freie Verabrebungen der Ge 
meinden entitanden find. Sie gehören daher nur zum Theil der Ge 
Ichlechterorvnung an, und bilden biejenige Form der mwirtbichaftlichen 
Unfreibheit, welche bereit umter die gewerbliche Unfreibeit gezählt werben 
muß, nur daß fie vielfach aus der Abhängigkeit des Grundes und Bo- 
dens entftanden find, und daher au, abgeſehen von der Befreiung 
des Gewerbes, mit derjenigen der Grunbfaflen Hand in Hand gehen 
mußten. Bei ihnen gilt jeboch noch mehr wie bei den Grundbienftbar: 
feiten, daß man fie nicht als einen immanenten Theil der Entlaftung 
aus dem obigen Grunde betrachtete, fondern ihre Aufhebung war viel 
mehr die Ausdehnung des Princips des freien Eigenthums auf den 
freien Erwerb, ein Theil des Kampfes mit der ſtändiſchen Unfreibeit, 
die erſt durch die Gewerbefreiheit gänzlich befeitigt wird. Allein ihre 
Verbindung mit der Abhängigleit des Grunbbefiges hat fie dennoch 
mit der Geſchichte der Entlaftung verbunden und zwar als das zweite 
Gebiet der Ablöfung; nur daß bier die Entichädigungsfrage zuerft bie 
jenige Geftalt befommt, welche bereit3 die Gränge der Entwährung be: 
zeichnet. Es fragt fih nämlich bei ihnen, was bei ver Entlaftung und 
der Ablöfung an ſich gar nicht zweifelhaft ift, ob überhaupt ein wirth- 
Ichaftlich beflimmt berechenbarer Werth dieſer Rechte vorhanden: ift, 
und ob daher auch bei voller Anerkennung des Princips der Entſchä⸗ 
digung eine folde überhaupt ftattfinden Tann. Bon dieſen Geſichts⸗ 
punkten aus ift die Gefchichte der Aufhebung der Bannrechte zu beur: 
theilen. Die leitenden Grundſaͤtze für dieſes, gleichfalls bereits Hiftorifch 
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beinahe ganz befeitigte Syſtem ber Unfreiheit der ländlichen Gewerbe 
produktion find folgende. 

Bereits im vorigen Yahrhundert beginnen die Regierungen, wenn 
auch nicht im Namen der bäuerlichen und gejellichaftlichen Freiheit, fo 
doch im Namen des vollswirtbichaftlichden Wohles der Benöllerung, 
diefen Bannrechten jo meit ald möglich Grenzen zu jeßen. Dice 
Grenzen werden anfänglih nur auf die juriftiihe Natur jener Rechte 
begrünhet. Es wird der Grundſatz aufgeftellt, daß daß Vorhandenſein 
der Bannrechte beiwiefen werben müfle (Mittermaier $. 531, Runde 
8. 279); es Wird ausprüdlich erklärt, daß aus der Conceflion eine 
Privilegiums, 3. B. zur Errichtung einer Mühle, noch Tein Bann 
echt folge (Runde $. 282). Der Berechtigte muß die Anftalt in gutem 
Stande erhalten, und wo dieß nicht der Fall ift, Tann ber Berpflictete 
fih anderer Anjtalten bevienen (Bad. Landredit 8. 710). Der Einzelne 
bat auch gegenüber dem Bannrechte das Necht, feine eigenen Bebürf 
nifle durch eigene Arbeit zu befriedigen (Preußifches Landrecht $. 14—49) 
und andere Punkte. Allein alle diefe Beftimmungen mußten fi, da 
fie do am Ende nur durch koſtſpielige Proceſſe verwirklicht werden 
konnten, als unpraktiſch erweiſen; das wahre Bedürfniß, die Nothiven: 
digkeit vollkommen freier gewerblicher Bewegung, mußte von einer andern 
Seite kommen. Hier nun brach Preußen unter Stein die Bahn. Der 
Charakter der Stein'ſchen Verwaltung ift es überhaupt, daß die ſtaate⸗ 
bürgerliche Freiheit zunächft als bürgerliche Gewerbsfreiheit zur Geltung 
fommt, und bie freiheit des Grundbeſitzes erft in zweiter Linie am 
tritt. Die Anwendung dieſes Princips auf die Bannrechte lag nahe 
Das Edikt vom 28. Oktober 1810 hob ganz einfach alle Bannredte 
(Müplen, Brau:, Brenn: und Schenkzwang) auf, und zwar ohne 
Entihäbigung, „da die Theorie und die Erfahrung beweilen, daß bie 
Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte in der Regel keineswegs bie 
Einnahmen der früher Berechtigten mindert,“ nur bei merklihem Schaben 
fol eine Entfchäbigung eintreten. Diefem erften Schritte folgte jedoch 
um fo weniger ein zweiter, als überhaupt die Entlaftung feit den Be 
freiungälriegen in Stillftand gerieth; felbft in Preußen kam erft mit . 
dem 31. Ditober 1825 eine Inſtruktion für das ſchiedsrichterliche Ber 
fahren in folchen ftreitigen Fällen zu Stande, unb jene Befreiung warb 
ausprüdlic nur auf die alten Landestheile beichräntt (Kabinetsorbre 
vom 23. März 1836). Indeſſen dauerte in diefer ganzen Zwiſchenzeit 
der theoretifche Kampf um die Aufhebung jener Bannrecite fort (Rau, 
Bellswirthichaftöpflege 8. 204) ; das Brincip der Entſchädigung griff an der 
Stelle der urſprünglichen Entfchäbigungslofigleit Platz, und ward theild 
als bloße Ablösbarkeit der Bannrechte ausgeiprochen (Hönigreich Sachten, 
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Geſetz vom 27. März 1835), theils als wirflihe, wenn auch nur 
theilweife Aufhebung gegen Entſchädigung (Großherzogthum Hefjen, 
Gefe vom 25. Februar 1818 und 15. Mai 1819; Didenburg, Gele 
vom 17. April 1819; Goldmann, bie Gelehgebung von Heflen 
S. 101 ff.), theils als Verpflichtung neben unbebingter Aufhebung bes: 
felben (Preußiſche Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845; Hoffmann, 
die Befugniß zum Getverbebetrieb; Rau a. a. D.), theils freilich, mie 
" in Baden, unbedingt geläugnet (Verhandlungen der babifchen Kammer 
von 1835 1. 73, II. 100, und Geſetz vom 28. Auguft 1835). Die 
Unficherheit in allen diefen Beziehungen zeigte beutlih, daß die Bann- 
rechte jo gut wie die Grunddienftbarfeiten, am Ende bennoch nur ein 
Ausdruck der alten Gejchlechterunfreiheit, erſt mit der definitiven Bewäl- 
tigung der letzteren felbit zu bewältigen feien. So fam denn auch bier 
erft mit dem Jahre 1848 die Enticheidung Seit 1848 ift die Auf 
bebung der Bannrechte neben der Ablöfung der Grunbbienftbarkeiten 
ein integrirender Theil der Entlaftung geworden. Im Defterreid 
wurden alle Bannrechte mit dem Patent vom 7. September 1848 ein- 
fach befeitigt; in Preußen war, tie gejagt, durd bie Gewerbeord⸗ 
nung von 1845 nicht viel mehr zu thun übrig Mönne, Staatöredht 
8 890). Hannover hob alle Zwangs⸗ und Bannrechte ohne Ent 
ſchädigung auf.(Gejeb vom 17. April 1852), wenn nicht eine privatredht 
Iiche Begründung nachgetviefen werden kann. Das Königreih Sachſen 
verbollftändigte die bereitö durch Geſetz vom 27. März 1838 (Bierzwang 
und Mahlzwang gegen mäßige Entſchädigung) begonnene Ablöfung durch 
Geſetz vom 19. Februar 1850, welches alle Bannrechte ohne Ent 
ſchädigung befeitigte (Judeich ©. 70, 71). Bayern kam erft dur 
die Gewerbeorvnung vom 21. April 1862 ſo weit, die Bannrechte 
nebft ven Realgerechtigleiten definitiv aufzuheben; das Kurfürftenthum 
Heſſen hatte die Aufhebung bereit in ber VBerfafjungdurlunde von 
1831 8. 36 augefichert; das Mühlenbannreht warb davon ſpeciell durch 
Geſetz vom 30. December 1839 gegen Entſchädigung befeitigt (Beftehen 
noch Bannrechte? Judeich ©. 98) Im Großherzogthum Heſſen 
hob das Geſetz vom 30. Juli 1848 dieſelben mit allen Handels⸗ und 
Gewerböprivilegien zugleich auf; Entichäbigung trat nur ein bei one 
roſem Bertrag (Geſetz vom 15. September 1851). Baden gab, unter 
Aufhebung des Heftes der alten Bannrechte, durch Geſetz vom 20. März 
1853 eine mäßige Entſchädigung; ebenfo Oldenburg mit Gele vom 
8 April 1851. Sachſen-Weimar ließ das Ablöfungsgefeg vom 
1. April 1848 analog anwenden, hob jedoch die Reſte der Bannrechte 
ohne Entihäbigung, wo nicht befondere Rechte nachgewwiejen werben 
fonnten, wie burch bie Gewerbeordnung vom 30. April 1862 auf ($- 42); 
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Sachſen⸗Coburg⸗Gotha durch das Staatögrundgeieh vom 3. Rai 
1852, 8. 53; Sachſen⸗Gotha durd Gejek vom 1. Ditober 1859; 
die Entihäbigungen werden regulirt durch Gele vom 21. Miu 
1863; Sacdfen: Meiningen durh Gele vom 16. Juni 186%; 
Sakhjen:Altenburg dagegen ohne Entihädigung durch Geſetz vom 
16, Februar 1849. In Braunſchweig hatte Das Geſetz vom 19. Mai 
1840 einen Mittelweg getroffen, bis das Geſetz vom 6. Februar 1862 
die Freiheit ver Gewerbebetriebe allgemein einführte, gegen eine jehr 
mäßige Entſchädigung. Die übrigen Staaten bei Judeich ©. 179ff. 
— Das neuefte Geſetz ift das Ablöſungsgeſetz für Schleswig:Hol 
fein (Verordnung vom 1. Ditober 1867). Die Grundſätze find folgende: 
die auf privatrechtlichem Titel beruhenden Zwangs⸗ und Bannredte 
werben abgelöst, bis zur Ablöfung bleiben fie noch befteben, die Ab 
Wjung wird aber fo raſch ald möglich gefördert werden. Bei einer 
Reihe von Gewerben: Apothelern, Hebammen, Landmeſſern, Schiffern 
und Lootſen u. ſ. w. bat es bei ben beitehenden Verordnungen jan 
Bewenden. Bei mehreren Kategorien, Schaufpielunternehmern, Auctie 
natoren, Maurer, Dachdedern, Zimmerleuten, Wirthen und Kleinhaͤnd 
lern mit geiftigen Getränfen, bevarf es -der Eonceflionirung Wirte 
und geiftige Getränke fcheinen ber Regierung beſonders unangenehm zu 
fein, die einfchlägigen Beftimmungen find fehr jcharf. Alle anderen ge 
werblichen Befchräntungen find aufgehoben. Es bedarf nur noch der 
Anzeige, daß man biefes oder jenes betreiben wolle, und den Nachweis 
dreier Bebingungen: Volljährigkeit, Dispofitionsfähigleit, fefter Wohn 
fig in den Hergogthümern. So ift auch biefer Theil, die Verbindung 
der Gefchlechterunfreiheit mit der geiwerblichen, durch die große Bewegung 
des Jahres 1848 befeitigt. Daſſelbe gilt von dem letzten Bunte ber 
Ablöjung, den Realgerechtigkeiten. 


V. Die Realgerechtigkeiten. 


Die Realgerechtigkeiten bilden den Uebergang von ber-Befchledhter 
zur ftänbifchen Unfreibeit. Sie beftehen in ben ftäbtifchen Getverben, 
deren Betriebörecht mit dem Befike eines Grundſtücks verbunden, und 
unterfcheiden ſich von den Banngerectigleiten dadurch, daß fie zwar 
das Recht auf den Betrieb für die Befiger, nicht aber irgend melde 
Verpflichtung Dritter, fi) durch diefe Betriebe verforgen zu laſſen, eat 
halten. Daber können diefelben Rechte, aus welchen Bannrechte gebildet 
wurden, wie das Brauerei⸗ und Mühlengewerbe, an andern Ürter 
auch bloße Realgerechtigkeiten fein (Mittermaier $. 523). Ihre Be 
feitigung bat daher mit der Entlaftung nur eine fehr indirefte Beziehung: 
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ihr Verhältniß zur Ablöfung aber charakterifirt fi) dadurch, daß bei 
Freigebung der Probultion eine Ablöſung überhaupt nicht begründet 
ericheint, da bie Renlgerechtigleit überall Leine Ausſchließlichkeit des 
"Gewerbes enthielt, und die Gemwerbefreihbeit nur Allen gab, was fie 
Teinem Einzelnen zu nehmen brauchte. Sie verſchwinden daher von 
felbft, aber nicht durch bie Entlaftung, fondern durch die Einführung 
der Gewerbefreiheit, und gehören dem Ablöjungstvejen, ja der ganzen 
Entwährungslehre nur in dem entferntern Sinne an, als fie einen 
legten Ausdrud des Princips bilden, daß das Gewerbe in jeder Hin- 
fiht von der alten ſtändiſchen Verbindung mit dem Grundbeſitz be 
freit wird. 


‘ 


Die Gemeinheitstheilungen. 
I. Weſen und Berhältnig zur Geſchlechterorduung der Dorfverfaflung. 


Die Gemeinheitötheilungen bilden eine® von jenen Gebieten ber 
Berwaltungslehre, die durch Inhalt und Geſchichte verichiedenen Theilen 
der letzteren zugleich angehören. Sie find ein Theil der Landwirth⸗ 
ſchaftspflege, ſofern man biefe für ſich betrachtet; fie find ein Theil ber 
Verwaltung der gefellihaftlihen Drbnung und Entwidlung, und end» 
Lich gehören fie auch der Entwährungslehre an. Wir nun ftellen fie 
bier unter bie Ießtere, weil fie eine Seite der großen focialen Erſchei⸗ 
nung bilden, die wir bisher dargeftellt haben, und das Bild der letz⸗ 
teren ſowohl an fi) als in Beziehung auf das, was ber Staat geihan 
und zu thun bat, obne fie ein unvollitänbiges fein würde; vorzüglich 
aber deßhalb, weil das bisher Dargeftellte am beften Alles verftändlich 
macht, was fich auf die Gemeinheitstheilung als einen Theil desjenigen 
Proceſſes bezieht, durch welchen fich die ſtaatsburgerliche Geſellſchaft aus 
der Geſchlechterordnung entwickelt. 

Faßt man jene Erſcheinung von dieſem Standpunkt aus auf, ſo 
werben alle Verhältniſſe deſſelben ſehr einfach. 

Das Objekt der Gemeinheitstheilung, die Allmend, Gemeindeflur 
und Wald, iſt nicht etwa identiſch mit dem Begriffe des Gemeindever⸗ 
mögens, obgleich es natürlich einen Theil deſſelben bildet. Es hängt 
aufs Innigſte mit der alten Dorfſchaft zufammen. Wir ſetzen als be⸗ 
kannt voraus, daß dieſer Gemeindebeſitz der vermöge der alten Dorf: 
ſchafts⸗ und Martenverfaffung nicht aufgetheilte Theil der Gemeinde⸗ 
mark ift; daß derfelbe daher der Gemeinſchaft aller Bauern bes Dorfes 
gehört, und Daher diejenige Form des Eigenthbums enthält, in welcher 
bie alte Geſchlechterordnung der Bauern dorfſchaftsweiſe Eigenthümerin 
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ft. Die Bedeutung dieſes älteften Gefchlechterbefites kommt nun aud 
während der Entwidlung der neuen Geltalt der Geichlechterorbnung 
dur das Hinzutreten und die Herrſchaft der Grundherrlichkeit nicht 
weiter zur Geltung. Nur eine Frage entiteht dabei, und dieſe Frage 
ift in den verſchiedenen Ländern Europas allerdings verſchieden beanb 
wortet und hat daher auch zu denjenigen Beitimmungen Anlaß gegeben, 
welche formell die ganze Gemeinheitstbeilung „mit der Entlaftungslebre 
in äußern Zufammenbang bringen. Nachdem die Grundherren nämlid 
die Herrichaft über die Gemeinde der altfreien Bauern gewonnen, mußte 
an vielen Punkten der Zweifel entfteben, ob ber nicht aufgetbeilte Theil 
der Gemarkung dem Dorfe — der alten Gemeinſchaft der Bauer 
geſchlechter — ode? dem Gutsherrn als Eigenthum gehöre. Die Ent- 
ſcheidung dieſer Frage aber ift eine Örtliche. Zunächſt empfing ohne 
Zweifel auch die ganze Allmend den rechtlichen Charakter derjenigen 
bäuerlichen Befigungen, melden fie gehörte; fie war mit ihnen ganz 
‚frei, wie bei den Freidörfern, Lehen bei den Lehnbauern, Eigenthum 
des Herrn bei den aus Hinterfaflen beftehenden Dörfern. Dann aber 
Scheint es allgemein gegolten zu haben, daß alle urfprüngliche Allmend, 
fo weit fie nicht von den Bauernſchaften wirklich in Beſitz genommen, 
bei den Waldungen neben den Grundberren vielfach vom Landesherrn, 
bei den Gemeinbefluren dagegen meiftens ausfchließlich von den Grund 
berren als Eigenthbum angefehen und in Anfprucdh genommen warb. 63 
entftand daher vielfach ein doppeltes, eigenthümliches und nur hiſtoriſch 
erflärbares Verbältniß für Walbland und Fluren der Allmend. Bas 
dabei zunächſt vie Gemeindeflur ober Gemeindeweibe betrifft, fo find 
bier die Grunbverhältnifle in Europa folgende. 

Zuerit folgte aus der alten Markgenoſſenſchaft ver Dorfgefchlechten, 
daß die Gefammtbeit der anfäßigen Bauern die eigentliche Allmend mit 
ihrem Vieh unbeſchränkt beweiden konnte. Dann erhielt fidh aber 
jene Idee des Geſammtgutes in vielen Ländern darin, daß alle Dorf 
genoffen ein gegenfeitiges Weiberecht auf den eigenen Yelbern und 
zwar naturgemäß nach der Ernte hatten. In dieſe Grundverhältnifle 
der Bauerngefchlechterorbnung tritt nun drittens die Grundherrlichleit 
ein und ändert dieß Recht in zwei Beziehungen. Zuerft nimmt be 
Grundherr als der größte Mitbefiker der Gemeindemark bei urfpräng 
lich freien Bauern daſſelbe Recht für den Gemeindeader in Anfprud, 
das jeder Bauer batte — er trieb fein Vieh auf die Gemeinweibe; und 
da er nur zu oft faft allein einen beveutenden Viehſtand hatte, fo ward 
die Weidelervitut des Grundherrn zu einem Haupttheile feine? 
grundherrlichen Rechts. Dann gelang es dem Grundherrn in jeh 
vielen Gebieten, jenes Weideſervitut au auf das Eigenthum der 


a A — tu Dun — SE 


255 


Bauern felbft auszudehnen; fo entitand das Weide und Blumen: 
ſuchrecht des grundherrlichen Viehes, das ftets als etwas von ben 
Grundlaften Verſchiedenes betrachtet wurbe, und daher (f. oben) auch 
nicht ſiets unmittelbar unter-die Entlaftung begriffen, ſondern vielfach 
in befonderer Ablöſung befeitigt ward. Bei dem Walde dagegen mar 
das Berhältnik umgelehrt. Gier bebielt die Bauernfchaft allerdings oft 
einen ihr ſpeciell als Gemeindemark zugetheilten Wald, ben Gemeinbes 
wald, und bat venfelben bis auf den heutigen Tag im Eigenthum; 
wo aber der große Walbbeftand nicht aufgetheilt war, umd bie einzige 
Benütung noch in der Jagd beitand, da nahm entiveber der Landes: 
herr als Inhaber des Jagdregals, oder der Grundherr als Jagdhert 
— oft au vermöge des Jagbregald — das Eigenthum der Waldung 
überhaupt ohne Weiteres in Anfpruch, oft im ftärkften Gegenſatze zu 
der Rechtsanfchauung und Tradition feiner Dörfer. Das alte Dorf: 
markenrecht an allem unaufgetheilten Gut blieb dann nur nod in ber 
Geftalt des Rechtes ber Bauern, aus dem Walde fih ihren Bedarf an 
Holz zu holen und zwar ursprünglich gewiß für jebe Form des Bedarfs, 
für Baur und Brennbedarf aller Art, wobei zugleich der Wald für 
Bieh und namentlich für Schweine ala Gemeindeweide galt und benüßt 
ward. Mit der immer größeren Entwidlung der abelichen Jägerei und 
zum Theil wohl auch mit ber allmälig beginnenden örtlichen Entwal⸗ 
dung begann benn auch bier -ver Kampf zwiſchen dem Rechte des 
Grundherrn und dem der Bauernichaft, ein Kampf, ter einerjeits zum 
Jagdrecht des Herrn führte und jogar auf urfprünglich freiem Boden 
das Jagdrecht für den Grunbheren weilt gewaltſam gewann, wogegen 
die alten freien Bauern durch Wilderei Tämpften, andrerſeits aber zu 
einer an vielen Orten ‚genau beftimmten Berechtigung ber Bauern 
haften an ter Waldbenützung führten und zwar meift in Beziehung 
auf das Holy, dann aber oft auch in Beziehung auf die Waldweide. 
So war die Gejtalt diefer Dinge mit dem 18. Jahrhundert geworben; 
bie Walddienſtbarkeiten oder Forftferbituten, die in Deutichland erft 
mit der Mitte des 19. Jahrhundert? abgelöst worden, können ohne 
Zurückbeziehung auf die alte Markgenoſſenſchaft nicht richtig beurtbeilt 
werden. In Beziehung auf beide Formen bes Gemeingutes aber, die 
Flur und den Wald, gilt im Allgemeinen, daß erftlich die alte Dorf: 
flur der uriprünglich freien Bauern fo weit ihre Eigentbum bleibt, als 
diefelbe wirklich und nachweisbar von der Dorfichaft in Befig genom- 
men ift, und baß zweitens das Verhältniß zwilchen Bauernfchaft und 
Gemeinbeberrlichleit in hundert verſchiedenen, örtlich und biftorifch ent- 
ftandenen Fällen, aber dennoch auf der gemeinfamen gejellichaftlichen 
Grundlage in den Weide- und Walbfervituten zum Ausdruck kommt. 
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Die iſt im Großen und Ganzen ver BZuftand des 18. Jahrhunderts 
bei welchem nun berjenige Proceß beginnt, den wir bie Gemeinheits 
theilung nennen. 

Die Grundlage diefes Proceſſes ift nun aber für bie beiden oben 
bezeichneten Verhältniffe nicht gleich. Man muß fie vielmehr firenge 
unterfcheiden. Während nämlich die Dienftbarleiten zugleich als Theil 
ber grundberrlichen Herrihaft und ber bäuerlichen Unfreiheit erjcheinen, 
und daher weſentlich dem Proceſſe der Entlaftung angehören, wie wir 
bereitö gezeigt in der Form der Ablöfung neben derjenigen ber Grund 
entlaftung, fällt das Element der Unfreiheit bei dem, im Beſihe 
der Dorfichaften wirklich vorhandenen Gemeindegut weg. Bei dieſen 
Gemeindegute handelt es fich nicht wie bei jenem um Freiheit oder 
Unfretheit; das Berfahren der Staatregierungen hat bier daher nicht 
wie bei jenen einen forialen Hintergrund; es ift nicht das Princip ber 
ftaatsbürgerlichen und rechtlichen Gleichheit, das die letzteren zur Geh 
tung zu bringen haben, und daher find auch Urſprung und Geſchichte 
dieſer Maßregeln weſentlich andere, als bei den Dienftbarkeiten. Mit 
gutem Recht ift daher auch die Darftellung ber Gemeintheilungen in 
den beutichen Bearbeitungen der Volkswirthſchaftslehre ſtets von der 
Entlaftung und Abloſung getrennt behandelt; die franzöfiiche national 
ölonomifche Literatur dagegen hat fih um das ganze Verhältniß nicht 
gekümmert, fondern aus Gründen, bie wir unten barlegen werben, bad 
felbe der öffentlich rechtlichen SZurisprudenz überlafien; auch in England 
bat fich Feine Literatur darüber gebilvet, fondern die ganze Frage if 
in den betreffenden Barlamentöverbandlungen erfchöpft worden (f. unten); 
erſt 3. % Mill hat die Frage vom focialen Standpunkte aufgensw 
men, und eben deßhalb die in Deutfchland fo viel beiprochenen Te 
lungsprincipien nicht berückſichtigt. Man kann daher fangen, daß bie 
ganze theoretifhe und nationaldkonomiſche Gemeinbeitötheilung® 
Itteratur Europas faft ausſchließlich eine deutſche if. Der Anſtoß zu 
der wirklichen Theilung der Gemeindegüter aber mußte biefer ihrer Ratur 
nad von den jperiellen Elementen ausgehen, die in ihnen felbft liegen. 

Dieje Elemente nun find doppelt. Das erfte und greifbarfte war 
das rein sollswirthichaftliche, das zweite dagegen das abminiftrative. 
Diefe beiden Elemente haben ihrerfeitö die Gefchichte der Gemeinheits⸗ 
tbeilung in ganz Europa fo fehr beftimmt, daß wir die erfte große 
Epoche derfelben als die volkswirthſchaftliche, die zweite als die com 
munale bezeichnen können. Allerdings ift nun dieſe Gefchichte je nad 
ben einzelnen Ländern wieber im Einzelnen fehr verfchieden, allen bie 
Grundlagen berjelben find allenthalben gleich, und laſſen ſich two bei 
vielfachen Ineinandergreifens recht wohl unterfcheiben. 
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Die volkswirthſchaftliche Epoche der Gemeinheitstheilung beruht 
zunächſt auf dem Zuſtand der Landwirthſchaft, mie fie weſentlich durch 
die Natur der Gemeindemweiden bebingt warb, wobei man die Walb- 
verhältnifie faft gänzlich zur Eeite Liegen ließ. Diefe landwirthſchaft⸗ 
liche Bedeutung der Gemeinbeweiden ift namentlih in Deutichland fo 
oft und fo gründlich behandelt, daß die Verwaltungslehre bei ver 
Charakterifirung ihrer beiden. Hauptmomente fliehen bleiben darf. Zu⸗ 
erft nämlich erzeugen fie ein weites, zum Theil unfchätbares Gebiet 
an Aderland, das aber vermöge feiner Gemeinſchaft niemals ordentlich 
bearbeitet ward, und daber faft ganz feine Probuftivität verlor. „Ge: 
fammtgut, verdammt Gut.” Eine Entwidlung bes Vollsreichthums 
ift daher unter dem einfachen Fortbefteben ver Geſammtweide fo gut 
als unmöglich. Zweitens aber haben diefe Geſammtweiden einen eben 
fo enticheidenden Einfluß auf die Einzelwirthſchaft der Bauerngüter. 
Denn fie find e8 weientlich, auf denen die Dreifelderwirthſchaft berubt, 
ohne daß doc, jemals bei ihnen eine tüchtige und nahrhafte Viehweide 
möglich wäre. 

Eon wie daher, und zwar namentlich durch ben direkten unb in- 
direkten Einfluß der Phyfiofraten, die Erkenntniß allgemein wird, daß 
die Lanbwirtbichaft die Grundlage des Volkswohlſtandes tft, jo ſchließt 
fich an dieſe Ueberzeugung dasjenige, was wir die Lehre von ber ratio: 
nellen Landwirthſchaft nennen. Die rationelle Landwirthſchaft beruht 
nun in allen ihren Punkten auf zwei leitenden Principien. Zuerſt 
darauf, daß jede vorhandene Naturkraft vollftändig ausgebeutet werden 
fol; dann darauf, daß dies nur durch Verwendung eines beftimmten 
Kapitals auf den Grund und Boden gefchehen Tann. Die erfte biefer 
Forderungen Tann nun unter dem Beſtande ber alten Gemeinweiben 
nicht einmal für die einzelnen Mitbefiger, geſchweige denn für die Ger 
meinweide ſelbſt erfüllt werben; bie zweite ift bei diefem Beftanbe ju: 
riſtiſch unmöglich. Mit dem Entftehen der rationellen Landwirthſchaft, 
biefer großen europäifchen, praktiſchen Conjequenz des phyſiokratiſchen 
Syſtems muß daher ein Kampf gegen die Gemeinweide beginnen. Wir 
verfolgen bier diefen Kampf nicht auf fein Ianbwirtbfchaftliches Gebiet; 
wohl aber iſt feine Öffentlich-vechtlihe Seite von entſcheidender Be 
deutung. ’ 

Sn der That haben nämlich alle jene Folgen der beſtehenden Ge- 
meinweide Einen gemeinfamen tiefen Grund, den ſich die Landwirthe, 
Thaer an der Spike, fo wenig Har formulirten, wie bie fpäteren 
Nationalbkonomen. Die erfte und unbebingte Vorausfekung alles wirth⸗ 
ſchaftlichen Wohlergehen, alſo auch desjenigen der Landwirthe und 
Bauern, iſt die Individualität des wirtbichaftlichen Lebens. Der 
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wahre Fortſchritt fängt an bei der auf ſich ſelbſt angewieſenen PBerjön- 
lichleit, wie er in ihr endet. Das gilt von der Landwirthſchaft fo gut 
als von jedem andern Theile der Vollawirthfchaft. Allerdings ſchließt 
diefe Selbftändigfeit des Einzelnen keinesweges die Gemeinfchaft aus; 
"im Gegentheil wird fie die Ießtere vielmehr auf vielen Punkten erzeugen. 
Allein: das Wefentliche ift eben, daß fie nicht ala eine rein objeltive, 
unveränberliche Thatfache baftehe, ſondern daß fie fähig fei, ſich nad 
Bedürfniß und Willen des Einzelnen zu geftalten: das ift, daß fte nicht 
als ein gegebenes hiſtoriſches Recht, ſondern als ein freier Vertrag ver 
Betheiligten erjcheine. Die Gemeinichaft muß frei fein, wie die Ein 
zelnen, welche fie bilden. Diefer Selbftändigleit der Einzelnen, vieler 
Freiheit der individuellen Bauernwirthſchaft ftand nun die Gemeinde 
weide als eine gegebene, unabänderliche Geitalt des Eigenthums geger 
über. Es war keinesweges nothiwendig, dieſe in ihr vorhandene Ge 
meinſchaft unbedingt aufzuheben, und in der That hat bie neueſte 
Zeit diefelbe vielmehr aufrecht erhalten. Wohl aber war es nothwendig 
ihr gegenüber und in ihr vor allen Dingen jene wirtbichaftliche Selbib 
ftändigkeit der Einzelnen berzuftellen, und damit die unabweisbare 
Bafıs eines beflern Zuftandes. zu gewinnen. Dieje Selbftändigfeit aber 
ift das große Princip der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft. Daſſelbe hatte 
ſeine Conſequenzen im gewerblichen Leben der Städte, aber es hatte 
nicht minder ſeine Conſequenzen für den Landwirth. Die erſte war 
allerdings die Herſtellung ber ſtaatsbürgerlichen Freiheit bes Grund 
befites überhaupt; die zweite nicht minder mwichtige war die Herftellung 
des inbivibuellen Grunbbefites an ber Stelle der geichichtlichen Gemein 
ſchaft defielben in der Gemeindemark, wie fie aus der Geſchlechterord 
nung hervorgegangen war. Und die Herftellung dieſes individuellen 
Grundbefiges, der Sieg des Princips der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft 
nicht mehr in dem Verhältniß zwiſchen Bauern und Grundherrn, for 
dern zwiſchen Bauern und Bauern ift die Gemeinheitsther 
lung. Die Gemeinheitstheilung läßt das principielle Einzeleigenthum 
an bie Stelle des hiſtoriſchen Gefammteigenthums treten, und erft wenn 
dieß geichehen ift, können die Forderungen der rationellen Landwirth⸗ 
fchaft und mit ihr die Begrlindung einer weiteren Entwidlung bes Volle 
reichthums zur Geltung fommen. Das ift daher da? Verhältniß ber 
bier zuſammenwirkenden Elemente, daß die Gemeinheitstheilung alle 
ihre Gründe aus der Volkswirthſchaft hernimmt, aber ihr wahres Ziel 
die Schöpfung des Staatsbürgerthbums auch in der bäuerlichen Gemeinde 
ift. Und fo gehört diefelbe, wenn auch nicht in Objekt und Motivi⸗ 
rung, jo doch in Zweck und Erfolg demfelben Proceſſe an, den fir 
in Entlaftung und Ablöjung, in Gewerbefreiheit und Aufhebung der 
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Privilegien mit vem 18. Jahrhundert entftehen und mit dem 19. fi voll: 
ziehen fehen, dem Proceß der Herftellung ber ftantsbürger- 
lichen Geſellſchaftsordnung an der Stelle der Gelchlechter» und 
Stänbeorbnung. 

Dieſem höheren Wefen derjelben entſpricht nun auch ber hiſtoriſche 
Gang, den fie in dieſer ihrer erften Epoche vorzugsweiſe in dem Lande 
der abminiftrativen Reflexion, in Deutfchland, genommen hat, während 
fie in wejentlich anderen Formen in England und Frankreich auftritt. 
Es iſt für die letzteren charakteriſtiſch, daß zunächſt die Theorie die Ge 
meinheitötheilung unbebingt forbert. Es kommt ihr noch gar nicht in 
den Sinn, daß jene Gemeinfchaft denn doch auch hochbedeutende Elemente 
befigt, welche über die einzelnen Gründe für die Auftheilung weit bin- 
ausgeben. Ihr ericheint, wie jeder neuen bee, alles was gegen fie 
in Erwägung fommt, nicht ald Ausdrud eines gleichberechtigten, höhern 
Gefihtöpunftes, fondern als ein Verſuch den alten Standpunkt gegen 
die neue Drbnung vertheidigen, die Geſchlechterordnung in der ſtaats⸗ 
bürgerlichen aufrecht halten zu wollen. Sie ift daher volljtändig negativ 
gegen die Dauer des Gemeindegut3. Die Verwaltungen ftimmen damit 
volllommen überein, und greifen um ſo leichter durch, als fie hier feinem 
Gegeninterefje der herrſchenden Klafje begegnen. Die Schwierigkeit, die 
fie zu bewältigen bat, Liegt bei der Gemeinheitötheilung auf einem ganz 
andern Punkt, als bei der Entlaftung und Ablöfung. Hier liegt fie 
in dem Bauernitande felbft. Das Ziel und der Werth berfelben berubt 
eben in ber jelbftänbigen Einzelperfönlichleit — und diefe war es, melde 
dem Bauernſtande fehlte. Theils war derſelbe geiftig noch mitten in 
der alten Geſchlechterordnung, und vermochte ſich nicht von ihrer Tra⸗ 
dition loszumachen; theils fehlte ihm die Bildung, die wirtbichaftlichen 
Erfolge der Auftheilung zu erfennen; theils die geiftige Zuverficht, mit 
der er die neue Geftalt des Befiges und die daraus folgende neue Drb- 
nung der Wirthſchaft allein mit Vortheil hätte beberrichen können; theils 
aber auch fehlte ihm das Kapital, um namentlich bie lettere herzuftellen. 
Die Verwaltung ftand daher weit höher als das Volk, und der Zwiſchen⸗ 
raum zwiſchen ihr und dem letzteren war noch weder durch die Volks 
bildung noch durch Krebitanftalten oder andere Maßregeln ausgefüllt. 
So entitand bier bie DOppofition gegen die Auftbeilung Zum großen 
Theile blieb die leßtere auf dem Papier. Die biftoriiche Schwerkraft 
des Beſtehenden war mit dem beften Willen und ber glänzendſten Land⸗ 
wirthſchaftslehre nicht zu bewältigen. Langſam und ſtückweiſe geht die 
Auftheilung vor fih; umſonſt ift vielfach das Mühen und Streben ver 
Aemter, die Energie der Geſetze, die Iandwirtbichaftliche Literatur und 
ihr Beweis des Nutzens der Theilungen. Leider fehlt uns die Statiftik 
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der toirflich geichehenen Auftheilung, nicht bloß aus dem vorigen, ſon⸗ 
dern au aus dem gegenwärtigen Jahrhundert; aber die lebten Maf 
regeln zeigen, daß die wirklich aufgetheilten Gemeinden faft allenthalben 
in ber Minderzahl geivefen fein müflen. Das 19. Jahrhundert tritt 
daher noch mit einer fehr bedeutenden Maſſe ungetbeilter Güter auf: 
vielfah war daran auch die Schwierigleit Schuld, ſich mit den Herren 
in ihren Antbeilen zurecht zu finden; endlich traten überhaupt die Ent 
Laftungen in den Vordergrund; und fo blieb für die neue Zeit und ihren 
Standpunkt noch genug übrig, um der zweiten Epoche eine beträchtliche 
Subftanz für die Anwendung ihres neuen Princips darzubieten. 

In der That nämlich hatte ſchon das 18. Jahrhundert in ber 
wirklich geichehenen Auftheilung einen juriftiichen Punkt in den Vorder 
grund gedrängt, der eigentlich ſchon damals auf teiter gehende Er 
wägungen hätte binleiten müflen. Nach welchem Maßſtab foll denn 
eigentlich getheilt merden? Sollen nur die Befibenden an dem Befike 
ein Recht haben? Mit welchem Grunde will man die Befiglofen aus⸗ 
ſchließen, da der Gemeindegrumd denn doch der Dorfichaft im Ganzen 
— der alten Gefchlechtergenofjenfchaft als ſolcher — und nicht gerabe 
den Ganz: und Halbhufnern gehört? ft es vernünftig, den Gemeinde 
grund nad) dem vorhandenen Viehbeſtande zu theilen, der freilich das 
Map der Benutung, aber doch nicht das Maß des Rechts abgibt? JR 
e8 vernünftig, ihn nad) dem möglichen Beftande zu vertheilen, der doch 
beitändig wechſeln muß? Iſt es richtig, eine Theilung eintreten zu laſſen, 
die dem Bauern Befigungen gibt, twelche durch ihre Kleinheit oder ihre 
Entfernung werthlofer für fie werden, als das Recht der Gemeinbeiveibe 
es felbft war? Und ift es denn endlich richtig, die ganze Gemeinde 
geradezu vermögenglos, und damit die Aufbringung der Fünftigen Ge 
meinbelaften von der Zahlungsfähigkeit der einzelnen Glieder abhängig 
zu mahen? Und wenn man die Theilung burdhführt, mas entftebt! 
Man erzeugt aus der Gemeinfchaft des Dorfes und allen Momenten, 
die ſich an diefelbe Inüpfen, eine Reihe von Einzelwirtbichaften, denen 
man das Intereſſe an dem Dorfe felbft genommen bat, ohne ihnen 
etwas anderes dafür zu geben. Die Gemeinbetheilung wird alle: 
dings bie Bafis der indivibuellen Selbftändigfeit, aber auch die der 
Atomifirung, der Scheibung des Zufammengehörigen, der Auflöfung 
einer vielleicht faljch verwalteten, gewiß aber in vieler Beziehung heil 
famen Gemeinfchaft. Iſt das unbedingt richtig, und unbedingt ein 
Erſatz für das frühere Gefammtgut? 

An diefe Fragen Mnüpft fich nun das erfte Moment, das die Geſetz 
gebung unferes Jahrhunderts gegenüber dem Hecht des vergangenen 
harakterifirt. Das Brineip der unbedingten Verpflichtung zur Auf 
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theilung tritt zurüd vor bem der bepingten; und biefe Bebingung 
wird der Wille ver Betheiligten, der Beichluß der Gemeindemajorität. 
Das preußiiche Gemeinbeitstheilungägefeb von 1820 ift das exfte auf 
bem Sontinente, das diefen Grundſatz ausſpricht; England hat denfelben 
ſchon im vorigen Jahrhundert anerkannt (f. unten.) Allein auch dieſer 
Standpunkt hat nicht minder große Bedenken. Sol und kann bie rein 
quantitative Majorität eines Augenblid3 über bie ganze Zulunft der 
Gemeinde enticheiden? Iſt es richtig, die auf einem ganz andern Stand: 
punkt ftehenden römifchen Begriffe und Rechtsſätze der actio communi 
dividundo hier gelten zu lafien? Iſt e3 wahr, daß die Intereſſen Aller 
am beften gewahrt werben, wenn bie Interefien der Majorität zur 
Geltung kommen? Ohne Zweifel ift e8 ein großer Yortichritt, daß bie 
Stimme der Gemeinde überhaupt gehört wird; aber ift denn biefe Ges 
meinde in ber That nichts anderes, als die Summe der Befikenben 
in der Gemeinde? Und enthält jenes preußifche Princip nicht die Ent 
ſcheidung über die ernftefte aller Vorfragen, ob denn wirflih nur bie 
Grundbefigenden eine Berechtigung an dem Eigenthum haben, das faft 
immer das einzige Eigentbum der Gemeinde felbft ift? 

€3 ift, wenn man dieſe Gefichtspunfte vorurtheilöfrei ertvägt, kaum 
zweifelhaft, daß bier ein neuer Faktor in den Vordergrund tritt, ber 
mit der ganzen Entwidlung des inneren Lebens ber Staaten Europas 
und ihrer Befreiung von der Gefchlechterherrfchaft im inneren, tiefen 
Bufammenhang fteht. Das ift eben das Wefen ver Gemeinde ſelbſt. 
Die Dorfgemeinde ver Gefchlechterordnung ift eigentlich mit menig Aus⸗ 
nahmen eine andere Form ber Herrſchaft; fie bat als öffentlich vecht- 
liches Drgan fo gut als gar feine Stellung und Stimme; fie bat jo 
gut als gar Feine Funktionen, jo gut als gar Feine Rechte. Zwiſchen 
ihr und dem Staate fteht der Grundherr, er ift der Träger, ber Be 
fiter der örtlichen Regierung und al ihrer Thätigleit. Die Land- 
gemeinde ift zwar ein Objekt, aber fie ift als foldhe fein Drgan ver 
Verwaltung. 

Das nun ift es, was ſich mit dem 19. Jahrhundert ändert. Auch 
die Landgemeinde lösſt fih allmählig in Deutichland von der Grund: 
bherrichaft los; wir haben gejehen, mie bie Entlaftung, wenn auch ftüd: 
weiſe und unvolllommen, zu wirken beginnt; fie jelbft aber iſt nicht 
bloß negativ die Befreiung von ben Grunblaften, fie tft eben fo ſehr 
pofitiv die Schöpfung eines jelbitändigen Verwaltungskörpers in ben 
neuen Gemeinden mit freien, aber eben dadurch auch für die Aufgaben 
der inneren Verwaltung verantwortlichen Gemeindegliebern. Der Guts⸗ 
berr ift befeitigt, aber mit ihm ift nun auch derjenige befeitigt, auf 
dem mit dem Rechte zugleich die Laſt der Verpflichtungen lag, welche 
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bie Landgemeinde zu leilten hatte. Und dieſe Verpflichtungen bleiben 
bei ‚ver höheren Entwidlung der ftaatsbürgerlichen Gejellichaft nicht 
etiva einfach bei der früberen Funktion der Gemeinde ftehen; im Gegen 
theil fie fteigern und vermehren fich von Jahr zu Jahr. Immer größer 
werden die Laften; immer neue treten binzu; die Landgemeinde einft 
von ber Bertvaltung faft ganz vermadläfligt, wird allmählig gleich 
bedeutend an Wichtigkeit mit der Stadtgemeinde. Wenn fie nicht mehr 
völlig ihre Schuldigfeit thut, jo leidet die Verwaltung des ganzen 
Stantd. Und wird fie dazu die Kraft haben? Wird fie fie namentlih 
dann haben, wenn die materielle Baſis der Gemeinſchaft, das Ge 
meindegut, durch Auftheilung bejeitigt ift? Wird fie gute Schulen, gute 
Wege, gute Brüden, gutes Armen: und Hülfsweſen haben, wenn fie 
nichts befitt, als die Beiträge ihrer Mitglieder? Und wie nun, wenn 
ohnehin durch die Befreiung des Grundes und Bodens die Selbſtändigleit 
der Bauernwirtbichaft hinreichend geförbert erfcheint, und ohnehin 
das fpecifiiche - Element der Ianbwirtbichaftlichen Individualität, die 
Stallfütterung, eintritt, und die wirtbichaftliche Geſtalt der Landwirth⸗ 
ſchaft in der Geſchlechterordnung, die Dreifelderwirtbichaft ohnehin mit 
der Entlaftung aufhört, und der Bauer ohnehin anfängt, den Yrudt 
wechſel und die Stallfütterung zu treiben, meil er jeßt ein freier Mann 
ift, wozu dann die Gemeinheitätbeilung? - Denn was wird fie dann 
fein und bedeuten? Sie wird, wo ohnehin die rationelle, individuelle 
Landwirthſchaft der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft durch die SFreibeit 
des Grundbeſitzes eingetreten ift, aladann nur den einzelnen Belfiker 
zeicher, aber die Gemeinde als Gejammtheit arm machen. Und if 
denn das miünfchenswerth, wo doc die Anforderungen nicht bloß an. 
ben Befiter, fondern an die ganze Gemeinde gehen? Es ift klar, fo 
wie durch die Entlaftung die neue ftantöbürgerliche Stellung der Ge 
meinde als Verwaltungskörper eintritt, und die Selbftänvigfeit ber 
Einzelnen ohnehin gewahrt iſt, ift der alte Grund zur Gemeinheits⸗ 
tbeilung verſchwunden, und das Princip Tehrt fich geradezu um, bie 
ſtaatsbürgerliche Verwaltung muß im Gegenſatze zu der polizeilichen 
wünfhen, daß die Gemeinde als ſolche ein Vermögen befibe, 
um ben neuen Anforderungen immer genügen zu können; fie muß 
fordern, daß die Verwaltung dieſes Vermögens nicht bloß in der Hand 
der Majorität der Sniereflenten liege, weil bieß Vermögen jebt ein 
Yaltor der Staatöverwaltung wird; fie muß daher die Verpflichtung 
zur Gemeinheitstheilung befeitigen, und muß an ihre Stelle jetzt im 
Geifte der neuen Idee ber organiſchen Vertvaltung. des Staats, den 
Grundſatz feken, daß die Veräußerung der Güter der Gemeinde über: 
baupt, alfo auch die Hingabe der Gemeindeweide an die Einzelnen 
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ins Eigenthum derſelben, als öffentlich rechtliche Verwaltungsangelegen⸗ 
heit nur unter ausdrücklicher Zuſtimmung der Regierung geſchehen 
dürfe. Für dieſe aber handelt es ſich jetzt nicht mehr bloß um die 
Selbſtändigkeit und Individualität der Bauernwirthſchaften, wie im 
vorigen Jahrhundert, ſondern um die allgemeinen Verwaltungsaufgaben 
der Gemeinden; und ſo wie man dieſe ins Auge faßt, wird jede ver⸗ 
ftändige Regierung den Grundſatz feſthalten, daß die ſocialen Elemente 
und Aufgaben der Gemeindeverwaltung, die Sorge des Ganzen für 
bie niederen Klaſſen, eine ihrer weſentlichen Grundlagen gerade im 
Gemeindegut habe. Sie wird daher in dem Grade ſich negativer gegen 
die Auftheilung verhalten, in welchem das Gemeindeleben ſelbſt freier 
und höher ſteht; und wie im vorigen Jahrhundert die Gemeinheits⸗ 
theilungen aus landwirthſchaftlichen Gründen entſtanden ſind, ſo werden 
fie jetzt durch das Zuſammenwirken intelligenter Gemeinden und vor⸗ 
ſichtiger Regierungen verſchwinden, und an ihre Stelle eine Ber 
waltung des Gemeindeguts treten, welche feine Erhaltung mit ber 
möglichſt großen Ertragsfähigkeit vefjelben zu verbinden ſucht. So 
geftaltet fich die zweite Epoche des Princips ber Gemeinheitstheilungen. 
Der Grundſatz verjelben ift ausgeiprochen in faft allen Gemeindegeſetzen 
des Continents: „Leine Veräußerung des Gemeindevermögend ohne 
Buftimmung der Regierung,“ alfo feine Gemeinheitstheilung; dagegen 
möglichft tüchtige und freie, öffentlihe Verwaltung deflelben, das 
ift Verwendung feines Ertrages für die Verwirklichung der Zwecke der 
Verwaltung innerhalb der örtlichen Sphäre des Gemeinbelebens. 

Dieß find die leitenden Grundſätze für das Gemeintheilungs⸗ 
weien in Beziehung auf die Gemeindeflur. In Beziehung auf den 
Gemeinde wald dagegen treten andere Erwägungen ein, bie freilich bei 
demjelben Refultate anlangen. Der Wald bat in unferem Jahr undert 
eine andere Stellung als im vorigen. Seine Exiſtenz tft als Bebingung 
per Geſammtproduktion erfannt. Das Recht Einzelner muß fich dieſer 
Forderung unterordnen, alfo auch das Hecht der Gemeinde. Der Ge 
meindewald wird daher überhaupt Fein Gegenftand der Theilung, jon- 
dern ber Öffentlichen Verwaltung und tritt als Glied und Gebiet unter 
die Forftvertvaltung überhaupt. Damit beginnt bier eine neue Epoche, . 
De mit dem Auftheilungsweien gar nichts zu thun bat, fondern 

ber Verwaltungslehre der Forſten angehört; und dieß wieberholt fich 
faft in ganz Europa. 

So ift nun wenigitens für die Gemeindeweide der Gang der Dinge 
zu demſelben Ergebniß gelangt, wie bei der Entlaftung, wen auch mit 
twefentlich verfchiedenem Objelt und Recht. Es ift derjelbe Proceß, voll: 
zogen durch daſſelbe große Element der europäiſchen Gelchichte. Die 
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Geſchlechterordnung iſt auch für die Dorfihaft bewältigt, und das 
Brincip des freien Einzeleigentbums an ihre Stelle getreten. Allen 
auch dieſer Ießte negative Standpunkt ift bereits überwunden, und bie 
neue Gemeinfchaft der Landgemeinde an die Stelle der alten Geſchlechter 
gemeinfchaft bes Bauernborfes getreten. Das Gemeingut ift fünftig 
ein Gemeindegut und ber Gemeindeivald ein öffentlich vechtliches 
Eigenthum, deflen. Benügung der Gemeinde gehört. Der Abſchluß 
der alten Epoche wird zum Beginne einer neuen, und an die Stelle 
der Auftheilung tritt für die Verwaltungslehre die Lehre vom Gemeinde 
leben und feiner Verwaltung. 

Dieß nun find die allgemeinen Geſichtspunkte für den Urfprung und 
die Bebeutung bes Gemeindetheilungsweſens. Es ift durch den innigen 
Anſchluß deſſelben an bie Geichichte und die gegebene Ordnung ber 
Geſellſchaft leicht Har, daß die pofitive Geftalt dieſer Bewegung in 
den einzelnen Ländern Europas eine jehr verichiebene geweſen ift und 
noch iſt. Es ift gänzlich einfeitig und zum Theil gerabezu falſch, mit 
den Nationalölonomen auch der neueiten Beit, wie Rau (Bollswirtk 
Ichaftspflege $. 85 ff.), Roſcher (Syſtem $. 79 ff.), ober mit der Bolger 
wiſſenſchaft (Mohl, IL 8. 113 ff.) einerfeit3 bloß bei dem Gefihte 
punkte ber Theilung, ihres Nutzens und ihrer Grundſätze flehen zu 
bleiben, anderjeits nur Deutichland im Auge zu behalten und böchftens 
mit Roſcher die tiefliegende Beſonderheit Englands und Frankreichs 
durch einige Notizen zu erlebigen. - Es iſt keinem Zweifel unterworfen, 
daß der alte rein nationalölonomilche, ja ſogar beichränft landwirth⸗ 
ſchaftliche Standpunkt bes vorigen Jahrhunderts ein in unſerer Zeit 
durchaus überwunbener ift, und daß man die Gemeinheitötheilung in 
der Gegenwart eben jo wenig als ein actuelles Rechtsverhältniß ober 
eine dauernde Frage der Volkswirthſchaft fortführen kann, wie bie 
Entlaftungslehre. Beide gehören, wie wir gezeigt, der Geſchichte der 
Geſellſchaft; und wieder zeigt es fich hier, was wir bei jeder größeren 
Thatfache zu conftatiren nicht mübe werben bürfen, daß das Ber 
waltungsrecht der großen Völker nur auf Grundlage ibrer geſellſchaft 
lichen Berhältniffe einerfeitö verglichen, anbererfeit3 in feiner Indivi⸗ 
bualität recht erkannt werben könne. 

Wir werden daher auch bier verfuchen, England, Frankreich und 
Deutfchland als die brei großen Repräjentanten ber gefellichaftlichen 
Bewegung Europas für das Gemeinheitstheilungsweſen zu charakterifiren, 
und die Gefchichte deſſelben mit der allgemeinen inneren Gefchichte dieſer 
drei Völker in Verbindung zu bringen. 
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I. Englands Gemeinheitötheilung. 
(Die Enclosures, die Enclosure Act nnd Commission.) 


Das Gemeinheitstheilungsrecht Englands 'wirb nur dann verſtänd⸗ 
lich, wenn dasjenige, was bort das feodal system heißt, Har vorliegt. 
Wir berufen uns dabei auf unfere frühere Darftellung Bis zur Er 
oberung gilt in ganz England ausichlieklich das alte germaniiche Recht 
der Gejchlechterbörfer mit Hufen und Almend. Es war Niemanden zweifels 
baft, daß vie leßtere das Gefammtgut der Bauern im eigentlichen Sinne 
des Wortes fei; von einem Miteigentbum ber Unfreien an derſelben 
war feine Rebe, und konnte es nicht fein, fo wenig in England als 
fonft irgendwo. Dieß einfache Verhältniß ward nun burd die Er- 
oberung weſentlich umgeftaltet, anders als in Frankreich und Deutſch⸗ 
land. In England wird der König Dbereigenthümer aller Grund» 
befigungen, alfo auch der Almenden. Jeder Grunpbefiter hält feinen 
Grundbeſitz, alſo auch die mit demfelben verbundenen Rechte, im 
Namen des Königs. Der Lorb aber iſt tenant in capite, ala Vertreter 
iefes-Töniglichen Obereigenthums. Es tft daher die fireng juriftifche 
Confequenz dieſes Verhältnifles, daß allenthalben, wo Fein perfünlicher 
Eigenthümer bi3 dahin eingetreten ift, das durch den Lord vertretene per: 
fünlide Eigenthum des Königs eintritt; alfo auch bei ven Almenden. 
Daraus zunächſt geht dann der Grundſatz herbor, ber jo viel Grimm und 
Empörung im englifchen Bauernftande hervorgerufen, daß ber König pers 
fünlicher Eigenthümer aller Forfte fei; die zweite Conſequenz ift aber, 
daß der Lord mit feiner tenanoy in capite da eintritt, wo der König 
fih das Land nicht, wie bei den Forften, perſönlich reſervirt; bie Acker⸗ 
und Weidealmend wird tenancy bes Lords und gehört dem Manor. 
Nur bleiben auf derſelben Rechtsbaſis die Berechtigungen der Bauern 
an der Almend, denn auch fie find eigentlich königliche Rechte, die dem 
Lord nicht anbeimfallen, da ex felbft dem Könige gegenüber ja kein 
perfönliches Grundeigenthum hat, wie ber Freiherr des Eontinents. 
Das, was wir auf dem Gontinent das Gemeindegut nennen, ericheint 
daber in England nicht als eine abgefhlofiene Flur, fondern als ein 
Syftem namentlih von Weibebienftbarkeiten der alten Bauern, free- 
holders oder copyholders, an der früheren Almend gegen die Lords, 
al® tenantes in capite. Da aber die Könige die Almend dem Lorb 
verliehen hatten, fo gut wie feinen eigentlichen Manor, fo ſchien auch 
bie erftere als dem Lord gehörig, und heißt daher noch bei Bladftone 
„the waste of ihe lord.* Der Lord fonnte daher auf biefer urſprüng⸗ 
lichen Almend gewiß unbevenflich feinen tenants at will nieberlaffen, 
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foweit nicht die free- oder copyholders ihre Dienftbarfeit dadurch be 
einträchtigt glaubten, und das wird ausdrücklich von Bladftone ala 
ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt; praftiich war bie Frage faum, da bei 
der dünnen Bevölkerung immer genug Weideland übrig blieb; die Ent 
ſcheidung der Gerichte bei etwaigem Streit darüber, ob die Aufftellung 
einer tenants at will, ſei es aus der Klafie der Freien, fei eö aus der 
der villeins, das Recht der alten Bauernbefitungen beeinträchtige, 
mußte naturgemäß dahin lauten, daß eine folche Beeinträchtigung nidt 
ftattgefunden babe, fo lange ver Reſt bed waste of the lord für 
die Weidebedürfniſſe der lebtere ausreihe (Bladftone, IL Ch. 3). Die 
war das im Grunde jehr einfache Verbältnig bis auf das bekannte 
Stat. 12. Ch. II. 4. 

Als nun dieß Statut Karls U, allen tenants in capite anflatt 
ihrer bisherigen tenancy das volle Eigenthum verlieh, mußte die Frage 
entftehen, ob die Verleihung diefes Eigentbums auch bie Almend, am 
welcher die Bauern ihre Serbituten hatten, mitumfaßte. Da nun aber 
überhaupt der Begriff des Privateigentbums an Grund und Boden 
durch das feodal system Englands aufgehoben war, und die Bauern 
in jenes Statut gar nicht aufgenommen maren, alſo auch Fein Eigen 
thum erwarben, fo mußte man jett (nicht immer, wie Roſcher 
8. 82. ©. 15 jagt) zu der Confequenz kommen, daß auch vie Almen, 
bie unter dem Manor einbegriffen war, dem Lord als Eigenthum 
gehöre. Dieß ward feit 1676 allerdings allgemeiner Grundſatz; allein 
in vielen Fällen hatten auch die freeholders, die englifchen Freibauern, 
an der Almend das alte Gemeinberecht fich erhalten, und waren daher 
jett mit dem Lord ſelbſt Miteigenthümer, während die copyholders 
Serpitutberechtigte waren, und die tenants at will oder die fpäteren 
leaseholders, oder Pächter, jene Servitute als integrivenden Theil ihrer 
Pacht anfahen. So entfland eine große Verwirrung ber Begriffe und 
des Rechts, und diefe warb um fo größer, als man, wie ſchon er 
wähnt, troß des Stat. 24. Ch. II. 12 fortfuhr und fortfährt, ven 
Begriff und Namen ber tenancey auch da zu gebrauchen, wo es fid, 
wie bei dem freeholder, gar nicht mehr um tenancy, fonbern um 
wirkliches, volles Eigenthbum handelte, und daher das Hecht der copy- 
holders auf die Weidebienftbarfeit an der früheren Almend dem Ramen 
nad mit dem Eigentbum des Lorb und des freeholders an der letzteren 
gleichftellte. So kam ed, daß man alle dieſe Verhältniffe mit dem 
Gefammtnamen der „joint tenancy“ bezeichnete; und jeht wird es 
leicht verftändlich, meßhalb unter diefen Umftänden, bei fo verjchiedenen 
und doch ungeichievenen Rechten und Rechtötiteln, bie einander auf allen 
Punkten kreuzten, und bei der Schwerfälligleit und Koſtſpieligleit der 
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englifchen Broceffe, alle Beteiligten Tieber die ganze Almend ganz un 
bebaut liegen ließen, als daß fie unter Gultur genommen wäre. Damit 
erflärt fih, daß bis zum 18. Jahrhundert für das ganze Gebiet der 
alten Almende nichts geſchah, und England mit ungeheuren Länder 
ſtrecken, bis vor die Thore Londons, bedeckt war, die noch am Ende 
des vorigen Jahrhunderts von dem Parlamentöcommittee für die eriten 
Verſuche zur Verfoppelung auf nicht weniger als 7,800,000 Acres ans 
geichlagen wurden (Thaer, Englifche Landiwirtbichaft 11. Bd. 2. Abth. 
©. 355). Unterbeflen ftieg die Bevölkerung, namentlich in ber zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts, und die Theuerung warb um fo 
größer, als die englifche Korngefeßgebung dur das in den Händen 
der Lords befindliche Unterhaus an dem Kornſchutzzoll rückſichtslos feſt⸗ 
bielt (Kurze Geſchichte dieſer Gefebgebung bei Thaer a. a.D. ©. 114 
bis 252). Diefe Hartnädigkeit hatte das Gute, daß man begann, den 
Grund des Uebels da zu fuchen, wo er wirklich. Ing, nämlich eben in 
jener joint tenanoy, in dem alten Gemeindegut. Schottland War 
in biefer Beziehung mit einem glänzenden Beilpiele vorangegangen. 
Hier war bereit3 1665 das erfte Theilungsgejeg Europas erlaflen, 
das die Theilung „auf den Willen. eines jeden Intereſſenten“ zuließ, 
für die Vornahme berfelben eine „Commiſſion“ anoronete, und jedem 
einen Antheil „nad Verhältniß feines bisherigen Eigentbums” zumies 
(das Gefeh bei Thaer ©. 349). Das Geſet hat die Wirkung gehabt, 
daß am Ende des 18. Jahrhunderts alle Gemeinheiten in Schottland 
(nad Thaer) wirklich aufgetheilt waren. Dieb Beifpiel Schottlands 
begann nun im Laufe bes 18. Jahrhunderts auch in England Nach—⸗ 
ahmung zu finden. Sin einzelnen Gegenden verftänbigten fi die Be 
sechtigten über die, bald gänzliche, bald theilmeife Auftheilung der 
Gemeinden freiwillig. und nah Mac Culloch (Statist. Accounts, 
I. 556), mwurben unter Anna 1439, unter Georg L 17,660, unter 
Georg II. 318,778 Acres, unter Georg III. big 1797 endlich 2,804,000 
Acres wirklich getheilt. Die durch diefe Theilungen entſtehenden Einzel» 
befige ‚hießen dann im Gegenfat zu der offenen, ungetheilten Gemein 
weide (open fields) die „inelesures,* was Thaer mit „Verkoppelung“ 
überfegt. Allerdings nun war das Ergebniß diefer inclosures ein außer: 
ordentlich günstiges, obgleich die often der Einhegung nach Thaer (S. 352) 
fehr groß waren; allein die wahre Schwierigfeit der Sache beitand denn 
doch in zwei andern Elementen, das eine war bas Hecht jedes einzelnen 
Betheiligten, fich der Auftheilung zu widerſehen, ein Recht, das noch 
immer burch Fein Auftheilungsgeſetz befeitigt war; das zweite aber war 
Dagegen die Nothwendigkeit, den ganzen Wirthichaftäplan der englischen 
Lanbwirtbichaft gründlich zu ändern, und ftatt der Dreifelberwwirthichaft, 


268 


bie nad) Auftheilung der open fields in inclosures nicht mehr möglich 
war, die Stallfütterung einzuführen, wie ſchon Thaer a. a. D. hervor 
hebt. Die letztere Schwierigkeit verurſachte e8 denn auch wohl, daf 
man doch nur langfam vorwärts ging, fo lange es ſich um freiwillige 
Auftheilungen handelte, bis man endlich begann, ganz im Charakter 
der engliſchen Verwaltung überhaupt, das Princip der Gemeinheitk 
theilungsgefege durch Parlamentsbeichlüffe für. jede einzelne Verteilung 
zu erjeßen, die inclosure bills, die nach der Natur des englifchen Par 
laments nichts anderes find, ala in der Form der Gefete erlafien 
Verorbnungen ber im Parlamente gegebenen Regierungsgetvalt, denen 
ſich die Einzelnen zu unterwerfen hatten. Wann biefe inclosure bill 
entftanden find und welchen Anhalt fie haben, babe ich nicht finden 
können. Leiber bat Thaer nichts darüber. Allein auch diefe Parlaments 
verorbnungen hatten große Uebelftände. Während Thaer, dem wir 
die erfte — bisher einzige — gründliche Darftellung aller dieſer Berbältuife 
verdanken, die Schwierigfeiten der freien Theilungen volllommen Ha 
macht, mit tiefem Blid in die ganze englifdhe Agrarverfaflung, ve 
niemand befler verftand, als er (S. 333—338), fagt er über vie m 
closure bills mit gutem Recht, daß venfelben „die Koftfpieligleit vie 
felben zu erwirken, dann bie, zweifelhafte Art, wie die verſchiedenen Ar 
fprüche von den Parlamentscommiffarien werben geſchätzt und befriehigt 
werden, häufig im Wege ſtehen“ (©. 388), weßhalb fie nur bei große 
Theilungen praktiſch waren. (Die Koften bei einer Theilung von 80 
Aeres in Somerfetfbire betrugen nach dem Report S. 57 1040 Fi 
mit Einfchluß der Einfriedigungen, der Wege u. f. w. 2485 Pf., wobei 
freilich das Endergebniß war, daß die Werthvermehrung per Acre au 
30 Pf., alfo die des Ganzen auf 24,000 Pf. geſchätzt ward.) Dabei 
gab es feine feften Grundſätze darüber, wie die verfchiedenen Anfpräde 
der Gemeinde abgefunden werben follen, und faft alles kam auf de 
Darlegung der betreffenden Sntereffen und der vertwidelten Recht 
verhältnifie an. Da nänilich feit 24. Ch. II. 12 die Lords ſich ale Eigen 
thümer der open fields und das Recht ver Commune nur ala. Dienb 
barkeit anfahen, fo warb es Grundſatz, bei Ausfertigung jeder in 
elosure bill die Einwilligung des Lord ftet3 als erfte Bedingung p 
fordern, befien Anfprüche ſehr mwillfürlich geichätt mwurben (Thaer, 
©. 343). Ebenfo fehwierig war die Abfindung ober eine Regulirum 
ber tithes. Und jo kann man mit gutem Recht jagen, daß nur ber cmr 
nent praftifche Sinn ber Engländer überhaupt die Sache weiter brachte, 
ohne zur rechten Enticheivung zu gelangen. Die trüben agrariſches 
Verhältniffe am Ende des vorigen Jahrhunderts, zum Theil wohl aud 
ver Reflex der franzöfiichen Bewegung und das Borbilb Schottlandi 


269 


ließen bann in den neunziger Jahren das Parlament unter Sohn 
Sinclair einen umfaflenden Anlauf zum Erlaß eines eigentlichen Ge⸗ 


meinheitstheilungsgeſetzes machen. Es ward eine eigene Gommittee vom 


Parlamente für bie ganze frage niedergeſetzt, und eine große Bewegung 
gab fi Fund. Theil wurden eine Menge von Borichlägen biejem 
Committee vorgelegt, theils warb eine das ganze Land umfaflende 
Enquöte veranftaltet, die durch eine, dem Board of agriculture unter: 
ftellte Committee einen großen Report über bie open fields, bie bereits 
ftattgefundenen inclosures und die durch die letztere gefteigerte Werth 
vermehrung nad) den einzelnen ehires ausarbeitete. Der Auszug aus 
diefem Report bei Thaer (S. 357—370). Allein die Sade blieb 
dennoch ohne durchgreifenden Erfolg, obgleich vie Zahl ber Theilungen 
zunahm und die Ertragsfäbigleit ber geivonnenen inscloeures eben 
durch die hohen Korngölle ein glängender war. (Wie war es für Rojcher 
möglih, die ſe Folge der Korngefehgebung ganz zu überfehen?) Die 
hoben Kornzölle wurden in ver That für England erft dann ein tirk 
licher Nachtbeil, ala durch die, mit unferem Jahrhundert raſch fort- 
fchreitenben inelosures der ganze Boden allmählig dem Pfluge unter: 
mworfen, und bie offene Hüthung in Stallfütterung umgewandelt ward; 
denn ohne jene Kormzölle hätten bie in England nicht weniger großen 
Hinderniſſe diefelben gewiß nicht zu Stande kommen laſſen. So aber 
waren von den 7,800,000 Acres von 1797 bi zum Jahre 1832 nad 
Mac Culloch wieder neue 2,800,000 open fields verloppelt, ſo daß jekt 
faum noch ein Drittel des alten waste of the lord unurbar blieb. Und 
jet konnte man, bei der befländig fleigenden Benöllerung und dem 
fteigenden Pachtpreife der einzelnen Grundftüde, noch einmal ernftlich 
daran denken, die ganze Verloppelungsgefebgebung in die Hand zu” 
nehmen. So entftand die Enclosure Act von 1845 (8. 9. Vict. 118). 
Diefe Acte umfaßt nicht bloß die eigentliche Gemeinweide (pasturee), 


ſondern auch den Reft der Walddienſtbarkeiten (estouers) und alle anderen 


Berechtigungen der commons. Der leitende Grunbfaß dabei war, daß man 
die Theilung (nad) dem preußiſchen Mufter von 1820)? durch Auftheilung 
des Landes an die Berechtigten erzielte, bei Heinen Antheilen jedoch Gelb: 
ablöfungen zuließ. Das find die allotments, die Lofe. Daneben warb 
das Syſtem der allotments auch auf die armen householders ausge: 
dehnt, von denen jebem 1/, Acre als Hausgarten angewviefen, und für die 
Bertheilung biejer allotments eigene allotment-wardens eingefeßt murben ; 
auf diefe allotments aber wird fein Eigenthum, fondern nur ein Be 
nüßungsrecht ber kleinen Häusler ertvorben, und die wardens verfügen 
darüber. Der ganze Proceß fteht unter der, zu diefem Zwecke eigens 
gebildeten Enclosure Commission, die mit 13 Special Commissioners zu 
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‚ arbeiten hat. Die Theilung ſelbſt wird auf ſchriftlichen Antrag von 
einem Drittheil der Smtereflenten begonnen; bie Enclosure Commission 
entfcheidet über bie Zuläfligleit, jomwie über den, durch bie zu 
dem Ende berufene Generalverfammlung der Betheiligten beichloffener 
Theilungsplan und fendet daher eigene Commissioners ab, welde dem 
ganzen Geichäfte vorftehen, Gegen ven Ausſpruch dieſer Commissioners 
geht die Appellation an “pie Enclosure Commission felbft. Das Re 
fultate, ‚mit dem ganzen Theilungsplan, wird dann noch „einmal ver 
Generalverfammlung vorgelegt. Wenn biefe ihre Zuſtimmung mit zwei 
Drittheilen ver Stimmen gibt, fo geht der ganze Vorſchlag an das 
Barlament, das ihn ala Public Act dann beftätigt; der Lord muf 
jedoch ausdrücklich feine Zuftimmung geben. Dabei hat dieſe Enclosure 
Act den Grundſatz durchgeführt, daß von der Auftheilung ausgenommen 
find alle Pläge, die der Gemeinde zur Öffentlichen Erholung dienen 
(Towns und Village Greens u. ſ. w.). Die Koften diefer Berloppelun 
betragen nach Gneift bis zur Erledigung des Public Act bes Park 
ments nur 20 Pf. Weßhalb durch 16. 17. Viet. 79 beichlofien it 
daß die Enclosure Commission feine neuen Berloppelungen ohme Ju 
fiimmung des Parlaments beginnen foll, ift im Grunde nicht abzuiehen: 
find es die Mindereinnahmen der Parlamentöglieder, die daran Schul 
‚ find? Sn der That ift der praktiſche Erfolg fein beſonders große 
geweien; bis 1853 maren wirklich aufgetheilt 80,238 Acres, in Ber 
handlung begriffen 298,228 Acres (Gneift, Engliihes Verfaſſung⸗ 
und Verwaltungsrecht I. 8. 117. Andere Angaben bei Rau, Be 
mwaltungspflege 85 nach Borter und Eouling). 


III. Das Gemeindegut, die Weide- und die Walddienftbarkeiten in 
Frankreich. 


(Die Allotissements, die vaine päture, ber parcours, die droits d’usage um 
das Cantonnement.) 


Ein ganz anderes, in vieler Beziehung höchſt eigenthümliches Bil 
bietet nun da3 Gemeindegut Frankreichs dar. Hier bat fich auf der 
gleichen Baſis wie in England und Deutſchland, auf ber Grundlage 
des Gejammteigentbums der Dorfihaft an der ganzen Dorfmark und 
feines Gegenſatzes, dem Eingeleigentbum, eim noch gegenwärtig gelten 
be Syſtem gebilbet, das durch den fog. Code rural und forestier im 
Einzelnen georbnet und wenig befannt ift, obgleich es in der That dem 
großen Entwidelungsgange des gelellfchaftlichen Grundeigenthums und 
jeines Rechts durch und durch angehört, und und zeigt, wie reich ‚hie 
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Geftaltungen find, die durch die Hand der Geſchichte aus denſelben 
Elementen bei den verſchiedenen Völkern fich zu bilden vermögen. 

Das Recht des Gemeindeguts in Frankreich ift nämlich zwar im 
Grunde fehr einfach; aber es kann nur ganz verftanden iverben, wenn 
man in allen feinen Punkten eben auf jene Elemente zurüdgeht. 

Mir glauben die Zuftände der Gemeinden vor der Revolution bier 
nicht weiter erörtern zu follen; fie find im MWefentlichen den deutſchen 
gleih. Die Revolution aber mit ihrem Princip des Jelbftändigen Staats⸗ 
bürgertbums führt das letztere nicht langſam und ſchrittweiſe mit ein⸗ 
zelnen Beitimmungen auch für die Gemeindegüter durch, fondern fie 
will mit Einem Schlage auf allen Punkten dies gleiche und freie Necht 
berftelen. Sofort begegnet fie nun der Frage, ob und wie weit es 
für die Ianbwirtbichaftlide Gemeinde Überhaupt möglich, oder aud 
nur zweckmäßig fei, die alte Gemeinfchaft von Befig und Net, wie 
fie au8 der urfprünglichen Genoflenfchaft des Gefchlechterborfes hervor⸗ 
gegangen, vollftändig in lauter ſelbſtändige Grundbeſitzungen der ein» 
zelnen Bauern aufzulöfen. Und bier nun ergibt es ſich, daß eine foldhe 
volftändige Auflöfung und Aufhebung der Gemeinſchaft nicht thunlich 
if. Der eine Faktor des Rechts des franzöfifchen Gemeinveguts ift 
daher die Erhaltung der alten Gemeinſchaft in jenem Grundbeſitz 
der urfprünglichen Dorfgenoſſenſchaft. Dagegen hielt die Revolution 
feft an dem Princip des volllommen freien Einzeleigentbums, in dem, 
wenn auch abftraften, fo doch Maren Bewußtjein, daß die Durcdfüh- 
rung deſſelben eine erfte Bedingung für ihre eigene Sicherheit fei. Es 
genügt ihr dabei natürlich nicht, bie Freiheit des Bauerngutes von jeder 
Grundlaft unbedingt und rüdhaltslos berzuftellen; fie will auch für das 
Gemeindegut benfelben Gedanken durchführen, menigftens jo weit bies 
thunlich iſt. Und fo entfteht nun der zweite Yaltor jenes Nechts, ber 
das ganze Suftem ber Gemeinbeverwaltung durchziehende Gebante, 
mitten in jener Gemeinfchaft dennoch das Einzeleigentbum wieder 
berzuftellen. Das Zuſammenwirken dieſer beiden Faktoren ift es nun, 
welches das eigenthümliche Syſtem des frangöfiichen Rechts der Ge 
meindegüter bildet, das als eine Frankreih allein angehörige Ver 
mittlung zwiſchen den beiden Principien der vollen Selbft- 
ftändigfeit des Einzelnen und der Erhaltung der Gemeinfchaft, aber 
der nothwendigen Reſte der Markgenoſſenſchaft angejehen werben muß. 

Dieß Syſtem findet nun zwei Formen des gemeinfamen Befites 
vor, und bat daher auch zwei Seftaltungen. Die erfte Form ift bie 
des eigentlichen Gemeindeguts, aus dem bie allotissements entftehen, die 
zweite Yorm ift der große und höchſt beachtenswerthe Neft der urfprüng: 
lichen Markgenofienichaft mit dem parcours und der vaine päture. 
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1) Die Allotissements. 


Die allotissements beruhen darauf, daß die franzöfifche Revolution 
und fpeciell ber berühmte Code rural (Loi de 28 Sept. 6 Oct. 1791 
sur is police rurale) zwar jedes Eigenthum frei machte, „libre comme 
les personnes qui l'habitent“; allein es fiel ihm natürlich nicht ein, 
den Gemeinden ihr Gemeindegut zu nehmen. Das Recht dieſer Gemeinde 
güter .batte nun bisher unter bem alten Feubalrecht geftanden. Jeht 
war e3 eine ſtaatsbürgerliche Gütergemeinichaft; und damit mußte es 
fih fragen, ob das Recht berjelben ein bloßes Privat» oder zugleich ein 
Öffentliches Recht fein folle. 

Hier nun zuerſt treten und jene beiben oben erwähnten Faktoren 
entgegen, und ergänzen das franzöfiihe Syſtem des Gemeindegutes, 
nad welchem das Eigenthum beflelben der Gemeinde, bie Benugung 
aber den Einzelnen übergeben wird. Unb es ift die Stellung und 
das Weſen der neuen ftaatöbürgerlichen Gemeinde, welche für Frankreich 
und damit für Deutichland maßgebend wird. 

Die Commune der Revolution ift nämlich feine Genofjenjchaft mit 
den fpecifilcden Unterſchieden des Befigenden in Voll: und Halbbauern, 
Käthnern, Tagelöhnern, Handiverfern und fo weiter, alfo Fein Heine 
geſellſchaftlich in ſich organifirter Körper, ſondern fie ift eine adminiſtrative 
Einheit von lauter ganz gleichberechtigten Staatäbürgern, bei bene 
Art und Maß des Befites durchaus für alle Rechtsverhältniſſe gleich 
gültig find. Die Gemeinde ift daher jeßt nur das unterfte, felbftänbige, 
aber als Einheit aufgefaßte Organ der Verwaltung. Daraus folgt 
denn eritlih, daß fie ſelbſt als dieſe Einheit, und nicht mehr ihre ein 
zelnen Mitglieder, perjönliche Eigenthümerin des Gemeinbegutes if, 
zweitens, daß fie mit der Bertwaltung dieſes Gemeinvegutes unter bew 
felben Grundſätzen fteht, wie mit allen übrigen Zweigen ihrer Ber 
waltung. Das leitende Princip für diefe Verwaltung ift nur die Selb 
beftimmung unter der Oberaufficht der höheren Behörde. Die Haupt 
äußerung dieſer Oberaufficht ericheint aber darin, daß jede auf die Dauer 
berechnete Maßregel der Gemeinvevertvaltung ber ausprüdlichen Zu 
ftimmung dieſer Behörde bevarf. Natürlich gehört dann zu biefen, auf 
die Dauer berechneten Gemeindebefchlüfien weſentlich auch jeve Darf 
gung über das Gemeindegut. Das Gemeindegut felbft aber ift perfön 
liches Eigentbum der juriftifchen Perfönlichleit der Gemeinde ſelbſt: 
bamit ift die alte Idee einer Gemeinichaft ver Bauern als Eigenthüner 
an diefem Gute im Princip gebrochen; bad Gemeindevernögen aber 
wird jetzt als die wirthſchaftliche Baſis der Leiftungen dieſer Gemeinde 
ala Ganges betsachtet, und fo ergeben fich die beiden erfien Grunblä: 
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für das Gemeindevermögen, welche Frankreichs Organisetion commu- 
nale aufnimmt und melde von Frankreich aus zum Theil wörtlich in 
die Gemeindeordnungen Deutſchlands übergegangen find: daß das Ge: 
meindegut als perjönliches, einheitliches, und natürlich damit untheils 
bares Vermögen.der Gemeinde verwaltet und für bie Bebürfnifje ber 
Gemeinde ala Ganzes verwendet werden fol; und daß die Gemeinde 
über die Subftanz dieſes Vermögend nur unter der Yuftimmung ber 
höheren Behörden verfügen darf. Dieſe Untbeilbarleit des Gemeinde: 
gutes ift nicht bloß an fich entichieven anerkannt, fondern fogar jebe 
Verfügung verboten, welche eine Theilung des Eigenthums ala Confe: 
quenz nach fich ziehen könnte und den Präfelten ausbrüdlich zur Pflicht 
gemacht, fie zu verhindern (Avis du Conseil d’Etat vom 21. Yebruar 
und 21. Rovember 1838). Gemeindewaldungen dürfen ohnehin unter 
feiner Bedingung aufgetheilt werben (Code forestier, art. 92). In dieſen 
beiden elementaren Beitimmungen ift der Unterjchied zwiſchen Stadt: und 
Landgemeinde aufgehoben, und ftatt der Principien der Gemeinheits⸗ 
theilungen vielmehr der Grundſatz der Selbitverwaltung ber Gemeinde 
gründe zum Zwecke der Gemeinde grundfäßlich anerlannt. Die Ge 
meindemeide ober «Flur fteht jet unter denfelben Grunbfägen, wie eben 
die Schulhäufer, Magiſtratsgebäude, Hallen, Kapitalien u. |. wm. Das 
fchien nun wohl fehr einfach. 

In der Praxis jedoch gejtaltete fich das ganze Verhältniß vermöge 
der Natur der Gemeindefluren wejentlich anders. Nachdem ber Grund: 
ſatz des untheilbaren Vermögens anerlannt mar, kam es darauf an, 
die Gemeinbeflur nun auch praftifch zum Ertrag Ju bringen. Und bier 
nun traten die Verhältniffe ver vaine päture und des parcours, bon 
dem wir fogleich reden werden, in enticheivender Weile ein. Da dieje 
nämlich das Recht auf eine Gemeindeweide menigftend zum Theil über 
flüſſig machten, jo fonnte eine Benutzung der Gemeinbeflur weſentlich 
nur durch Verleihung von beftimmten Antbeilen an die Mit 
glieder der Dorfgemeinde ausgeübt werden. Diefe Verleihung 
war baber wohl jo alt, als jene vaine päture und der parcours ſelbſt. 
Für diefe eben beſtanden deßhalb ſchon aus der früheren Zeit alte 
Drdnungen, und ed mar gar nicht die Abficht des Code rural, an 
denfelben principiell etwas MWefentliches zu ändern. Dieb zum Theil 
alte, zum Theil neugeordnete Syſtem der Bertheilung der Benubung 
bieß und heißt das Syftem der „allotissements.* Nach demſelben wird 
Die ganze Gemeindeflur in Looſe — allotissements — getheilt; zum 
großen Theil find dieſelben bereits feit unvordenklichen Seiten beftimmt. 
Dieje allotissements theilten fi ſchon vor ber Revolution in drei 
Kategorien. Sie waren theils erblich, theild auf Lebenszeit, theils für 
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beftimmte Jahre gegeben; allein e8 warb grundſätzlich feitgehalten, daß 
das Eigentbum der Gemeinde bleibe, felbft bei den erblichen lots, fo 
daß bei Ausfterben ver berechtigten Familie dieß lot wieder an bie Ge 
meinbe zurüdfiel; natürlich in gleicher Weife bei den lots à vie. Das 
Necht der Einzelnen an den lots war daher eine Dienftbarleit des Ge 
meindeguts, und ward wohl fchon früher gegen eine beftimmte, wenn 
auch nur Heine redevance annuelle überlafien. Die Bedingung für 
den Anſpruch auf ein lot war die Anfälligkeit (être dtablir om tenir 
menage dans la commune); der Einzelne verlor das lot, ſowie er die 
Gemeinde felbit verließ. Die einzelnen Beftimmungen über bie Größe 
und Bertheilung biefer lots waren dann nad den Provinzen, und in 
den Provinzen wieder nah den Ortſchaften verichieben; fie find aber 
in ben Coutumes jelten verzeichnet, weil dieſe weſentlich das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen Grundherren und Bauernichaft, und nicht fo fehr 
bie eigentlich bäuerlichen Rechte, zum Inhalte hatten. Die franzöftice 
Revolution traf nun auf diefe Weife ziemlich geordnete Rechtsverhalb 
nifje des Gemeindegutes an, und es war natürlich, daß die neue 
Organisation communale dieſelben nicht angriff. Allein in denſelben 
war Ein Punkt, der mit dem obigen Princip, Untheilbarfeit des Gemeinde 
guts, in tiefem Gegenfat ftand. Das war die Erblichkeit und bie 
Verleihung der lots auf Lebenszeit, welche die freie Benutzung und 
Verwaltung der biens communaux durch die Gemeinde felbft binberten. 
Daher find eine Reihe von Beftimmungen erlaflen, melde jene Rechte 
aufzuheben trachten, und das freie Verfügungsrecht der Gemeinde her 
jtellen ſollen. Erbliche Verleibungen find namentlich ausdrücklich wer 
boten (Arr. vom 10. April 1852); neue Berleihbungen auf Lebenszeit 
dürfen nicht ftattfinden;; die allotissements follen in Terminen von drei, 
fech3, neun, und nur bann auf 30 Jahre ftattfinden, wenn der Gemeinde 
rath feine andere Verwerthung zu treffen weiß. Für die lots wird ein 
jährlicher Pacht gezahlt. Das Conseil municipal bejchließt über die Ber 
tbeilung und die Pacht der lots; er hat auch das Recht, Beitimmungen 
über den Gebrauch derfelben vorzufchreiben, „pour faire partieiper plus 
egalement les habitants à ces avantages;“ fein neues Gemeindeglied 
bat die Pflicht, für das Recht auf Betheiligung an diefen Gemeinde 
allotissements etwas zu zahlen; die Jurisprudence hat audh feftgeftellt, 
daß dazu ein einjähriger Aufenthalt nicht nothwendig fei. Die Frage, 
ob jemand zur Theilnahme an den biens communaux berechtigt fa 
oder nicht, wird nicht durch abminiftrative Behörden, fondern durch die 
Gerichte entſchieden (Arr. vom 30. November 1850 und 8. December 1853): 
nur das Eine wird vorausgeſetzt, daß die Zutheilung der lots nur au 
Hausbefiter ftattfinden dürfe (distribution par feux); im Uebrigen bat 
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das Conseil munieipal volffommen freie Hand. In eigenthümlicher 
Weile jchließt fih daran das Recht der biens des sections. Dies tritt 
da ein, Mo ein gewiſſer Theil ver Gemeindegliever gemeinfam gewiſſe 
Rechte an den biens communaux ausübt, Diefer Theil wird als 
juriftifche Perfon behandelt; im Uebrigen find dieſe sections Ausnahmen, 
und werben nicht mit günftigen Augen betrachtet (vgl. Case. vom 25. April 
1855 und den bortrefflichen Artilel Organisation communale bei Block, 
Diet.). Ganz conjequent jchließt ſich daran der weitere Grundfaß, daß, 
wenn verfchiedene Gemeinden eine gemeinfame Gemeinbeflur haben, 
dafür der Grundſatz des Code civ. art. 815 gilt, nach welchem niemand 
gezwungen werben kann, im ungetheilten Gut zu bleiben. “Die Par- 
tages entre communes gehen daher nach den allgemeinen Grundſätzen 
der actio communi dividundo vor fich; fpeciell auch die Theilung der 
Wälder ziwifchen den Gemeinden nach dem Code forestier art. 2. 


2) Der parcours und die vaine päture, 


Auf diefe Weife ift die ſyſtematiſche Benutzung der alten Gemeinde: 
weide burch die allotissements an die Stelle der Auftheilung getreten. 
Allein daneben erhält fih nun ein zweites Verhältniß, defien Urfprung 
nur in ber alten Dorfgenofienichaft gejucht werben fann. Es war 
Grundſatz faft in allen Coutumes, daß nach gefchehener Ernte die 
Bauern ihre Heerben gegenfeitig auf die Gründe der Nachbardörfer 
ſchicken durften, der Regel nad) de clocher & clocher, aber nur für 
bestiaux de leur crü, et non de leur usage (Orl&ans 145), wodurch 
namentlich die Viehhändler von der Benutzung dieſes Rechts ausge 
ſchloſſen wurden. Zu dem Zweck mußte jeder Grunbbefißer den Vieh⸗ 
trieb des Nachbarn und felbft des benachbarten Dorfes durch feine Aecker 
geitatten. Das erfte Recht nannte man das droit de vaine pdiure, 
das zweite das droit de parcours. Don ber vaine päture ivar die 
grasse päture (Blumenfuchrecht) unterjchieden, die fich auf das Weider 
recht vor den Heuernten bezog (Glossaire du droit frangais bei Loisel 
a. 0.0.2. 2b. v. päture) und ftetö nur den communiers de la paroisse 
zuftand, wobei der Regel nad) der seigneur gleiches Recht mit dem 
communiers jelbft hatte (Xoijel, Institutes coutumidres yon Dupin 
und Laboulaye 1846. Bd. I. 8. 247—249),. Da dieß Recht offenbar 
fein grundberrliches Vorrecht, fondern ein bäuerliches Genoſſenſchafts⸗ 
recht der urjprünglichen Gefchlechterorbnung war, und außerdem mit ber 
ganzen Ordnung der Landwirtbichaft aufs Engfte zufammen hing, fo 
fonnte man es aus bem erften Grunde vecht füglich beftehen laſſen, 
und mußte es aus dem zweiten notbiwenbig erhalten. 
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Eo blieben jene beiden Berhältnifie auch nach der Nebolution, 
als der letzte und doch hochbedeutſame Reſt der alten Gefchlechter- Mk 
orbnung, und beftehen noch gegenwärtig fort. Sie fpielen aber in ber 
ganzen franzöfiichen Markverfafiung eine fo bebeutiame Rolle, daß der 
erwähnte Code rural von 1791 fie faft zur Hauptſache feiner Beſtim 
mungen gemacht hat (Tit. I. Sect. IV.) und ohne fie irgendwie auf 
zuheben, ſich weſentlich damit beſchäftigt, die aus beiden entipringenben 
Rechtsverhältniſſe zu ordnen. Hier nun aber trat das allgemeine Princip 
des freien Privateigenthums in eigenthümlicher Weiſe jenen Rechten 
gegenüber in Geltung. Der Art. L ber Sect. IV. des Geſetzes vom 
28. September bis 6. Dftober nämlidy erklärt, daß die „servitude de 
percours de commune & commune, qui entraine avec elle le droit 
de vaine päture, continuera provisoirement, fondes sur un titre 
ou sur ‘une possession autorisee par les lois et les coutumes.“ Die 
vaine päture allein (bie nur innerhalb der Gemeinde befteht), fol 
nad) den règles et usages locaux auögeübt werden, unter ben ſeht 
genauen Beſtimmungen, welche das Geſetz ſelbſt gibt. Namentlich find 
alle künſtlichen Wieſen ſchon damals von beiden Dienſtbarkeiten aus 
geſchloſſen (art. 9. Die Zahl des Viehes, zu dem jeder Chef de famille 
als Minimum berechtigt ift, if genau beitimmt (six bötes & laine ei 
une vache avec son veau) — „sans entendre pr&judicier aux lois, 
eoutumes et usages locaux et de temps imme&morial, qui leur accor- 
derait un plus grand avantage* (art. 14). Dagegen tritt num das 
Recht des freien Eigenthums auf in dem Grundſatz der clöture und 
feinen Folgen. Jeder Grunvbefiger hat das Recht, fein Grundftüd 
einzubegen — „le droit de clore et de declore ses heritages re 
sulte essentiellement de celui de propriet&® (art. 4). So mie der 
Einzelne fein Grundſtück eingehegt bat, hört die vaine päture und ber 
parcours auf (Art. 5—7). Eingehegt (clos) ift dag Grundftüd (herr 
tage), wenn bie Einhegung vier Fuß hoch ift; auch genügt ein Graben 
von vier Fuß Breite (Art. 6). Neben biefer erften Anerkennung bed 
Einzeleigentbums fteht bie zweite, daß jedes Recht der vaine päture 
zwiſchen Einzelnen ablösbar ift, rachetable (Geſetz vom 6. Dftober 
1791), wobei jedoch die vaine päture für die Gemeinden ſelbſt aß 
unablögbar erklärt wurde (Cass. vom 27. Januar 1829. Blod a. a. D. 
Art. 141), ja das Conseil municipal bat nicht einmal das Nedit, 
die vaine päture durch jfeinen Beſchluß zu beſchrän ken (Case. vom 
4. Mai 1848). Doc hat daffelbe das Hecht, die Anzahl des Viches 
zu beftimmen, wenn feine coutume locale entgegen fteht (Cod. rar. 
art. 30). Nur hat man zugegeben, daß wenn bie Intereſſenten die 
Enticheivung dem Präfelten übertragen, derjelbe dadurch zur Entſcheidung 
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competent wird (Arr. vom 19. Dftober 1853). Zugleich aber ergab 
fi), daß derjenige, ver durch die elöture feinen Grund ber vaine päture 
und dem parcours entzogen bat, auch im Verhältniß das Recht verliert, 
jelbft Vieh auf die vaine päture zu ſchicken. 

Der Proceß der Gemeinheitätheilung ift daher in Frankreich fo gut 
vorhanden ald in England und Deutfchland, nur hat er eine ganz 
andere Geſtalt. Und es ift jetzt nicht ſchwer, diefen Proceß zu charak: 
terifiven, jo weit er bie Gemeinvefluren und Weiden betrifft. Das 
Eigentbum bleibt, aber die Benutzung kann individuell werben durch 
das allotissement; die Gefammtfervituten bleiben, aber fie lönnen 
durch die inbivibuelle clöture des heritages aufgehoben werden. Eo 
verhält es ſich mit Ader und Weide; etwas anders ift die Geftalt 
diefer Rechte für die Gemeindewaldung. 


3) Die Droits d’usage und das Cantonnement. 


Auch bei der franzöfiichen Gemeindewaldung treten bie beiden 
Grundformen auf, welche wir in Deutjchland finden, und die mit dem 
alten Grundbeſitzweſen der Dorfichaft einerfeitE und bes Königthums 
anderſeits innig zufammenhängen, ober bier wielmehr auf dieſem Gebiet 
zum Ausdrud bringen. Die erfte biefer Grundformen tft das Berhält- 
niß zu den Staats waldungen, das zweite basjenige zu den Gemeinde: 
walbungen. 

Was das erftere betrifft, fo ift zwar ber König als Haupt des 
ganzen Volkes Dbereigenthümer an allem nicht aufgetheilten Grund» 
befty, aber das Recht der Benukung für tie eigenen Zwecke ſteht den- 
noch der Gemeinde und ihren Bauern fo weit zu, als der eigene Wald 
nicht ausreicht. Die daraus entipringenden Walbdienftbarleiten ber 
Staatsforften hießen nun ſchon vor ber Revolution die „droits d’usage.* 
Diefe droits d’usage waren nun in ben verjchiebenen Provinzen und 
felbft Orten ſehr verfhieden; indeß hatte die Ratur der Sache fie in 
zivei Hauptkategorien getheilt, die wieder in Unterformen zerfielen. 
Die erfte diefer Kategorien war das Holzungsrecht, die zweite war 
das Recht der Waldweide. Das Holzungsrecht enthielt wieder theils 
das Hecht auf Bauholz (die marronnage oder pesselage), theild das 
Recht auf Brennholz (affouage, affuagium von affuare, Feuer 
machen), welches letztere theild als Recht auf Yällung von Bäumen 
(chauflage), theils als Recht auf das bois mort, sec et gisant erichien. 
Die Waldweide ibrerfeits ift wieder entweder das Recht, Hornvieh in 
ben Wald zu ſchicken (panage ober pacage, pascasium) ober Schweine 
(glanage, oder paisson, pesson et panage, paix et glandee) zur 
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Eichelmaft. Die beftimmte Drbnung diefer Rechte war nun ſchon ſeit 
Jahrhunderten ein jo wichtiger Theil der bäuerlichen Landwirthſchaft 
getvorden, daß die Geleßgebung der Revolution nicht daran dachte, hier 
einzugreifen. Erſt als die franzöfifche Verwaltung begann, bie hohe 
allgemeine Bedeutung der Walbungen zu erkennen, und deßhalb das 
große Forſtgeſetz vom 21. Mai 1827, der fog. Code forestier, er 
laflen wurde, mußten auch diefe Verhältniffe definitiv beftinnmt werben. 
Die Waldſervitutenordnung Frankreich oder das droit d’usage (dans 
les for&ts de l’Etat) ift daher eigentlich eben fo wenig ein Ablöfungs 
ala ein Gemeintheilungsrecht, fondern nicht? anderes als eine York 
ordnung. Dennod find die leitenden Grundſätze derſelben innig mit 
der bisher bargeftellten Auffaffung der Gemeinde fo mie des Einzel 
eigenthbums verfnüpft. Der erfte Grundſatz dafür war der, daß es 
jevem Einzelnen frei ftehen fol, feine Walddienſtberechtigung gegen 
Uebernahme eines beftimmten inbivibuellen Antheils an dem Walde 
abzulöfen, der dann fein Privateigentbum wird. Dieſe Abtheilung beikt 
da3 cantonnement und die Regeln dafür find durch eigene Erlafle be 
- ftimmt (Code for. art. 63, wornach jedoch nur die Forſtverwaltung das 
Recht hat, auf Ablöfung der Servitute durch cantonnement zu probe 
eiren ; die Auftheilung erfolgt „de gré à gré, et en cas de contestation, 
per les tribunaux.* Neuere Entfcheivungen bei Blod, v. Cantonne 
ment). Der zweite Grundfab war jirenge forftpolizeiliche Beſchränkung 
in der Ausübung jener Dienftbarkeiten, namentlich der Weiderechte; 
Aufſtellung des Unterfchieves der bois defensables, Verbot der Ziegen, 
genauere Bezeichnung der Thiere (Code for. art. 61—85). Der dritte 
Grundfaß gebt mwieder von ber neuen bee ber Gemeinde aus und 
bezieht fib auf die Brennholzgerechtigkeit. Hier erfcheint nicht ber Em 
zelne etwa vermöge feines Grundbeſitzes berechtigt, ſondern es wird der 
ganzen Gemeinde ihr Antheil auf gefälltes oder gefammeltes Brenn 
bolz angewiefen, und dieß nad Vorjchlag des Maire vertheilt (Code 
for. art. 82). Da, wo bie Privatwaldungen, namentlich die der alten 
Grundherren, unter folhen Dienftbarteiten fteben, ift die Anwendbarkeit 
aller Grundſätze des droit d’usage auf die Berechtigten ausdrüclich 
ausgelprochen (Code for. T. VIIL). Auf diefe Weife ift das eigentliche 
droit d’usage, die gegenwärtig beſtehende Form der germaniichen Wald 
bienftbarfeit in Frankreich geregelt. 

Mas nun zum Schluß die eigentliche Gemeindewaldung, bie 
bois des communes, oder bois en jouissance commune betrifft, fo 
it bier die Untheilbarkeit grundſätzlich ausgefprochen wie bei der Ge 
meindeflur; nur findet eine Auftheilung auf Verlangen ftatt, wo meh 
rere Gemeinden gemeinfame Walbungen baben (Code for. art. R) 
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Die Gemeindeiwalbungen find unbedingt dem allgemeinen Forſtgeſetz 
unterworfen; die öffentlichen Forftbeamteten haben die Verwaltung ber 
eoupes, die Gemeinde vie Forſtpolizei Durch die gardes forestiers. Doc, 
bat die Gemeinde dafjelbe Recht wie der Staat, ſich durch cantonnements 
von den Holz dienſtbarkeiten zu befreien (Code for. art. T. 112). Die 
Ertragsverwaltung des Holzes gefchieht Durch den Maire für die Gemeinde; 
die Waldweide wird von bemfelben unter genauer Angabe ver Zahl 
det Thiere und der Weidggeit, ver Wege und ver Benukung für die 
Gemeindegliever beftimmt; Ziegen find auch hier unbedingt verboten. 
(Code for. T. VI. Blod a. a. D. 122, ein kurzer und Harer Artikel 
bei bemjelben, v. droits d’usage, von Tafiy). 


IV. Dentſchlands Gemeinheitötheilungäwefen. 
1) Die hiſtoriſchen Grundlagen. 


Wir haben bereits oben dargelegt, wie in ganz Europa wohl 
Deutſchland dasjenige Land iſt, in welchem die Gemeinheitstheilung 
weſentlich auf Grundlage der rationellen Verwaltungsprincipien, ohne 
klares Bewußtſein ihrer ſocialen Bedeutung vor ſich gegangen iſt, und 
welches ihre Grundlagen waren. Es wird jetzt namentlich im Vergleich 
zu England und Frankreich nicht ſchwierig ſein, den Charakter dieſes 
Theiles der deutſchen Geſchichte ohne Zurückgehen auf die allgemeinen 
hiſtoriſchen Grundlagen zu bezeichnen. 

Dabei iſt es wohl von nicht geringem Intereſſe, dieſen Proceß 
auch hier in ſeine großen geſchichtlichen Epochen einzutheilen. Erſt da⸗ 
durch iſt die vollftändige Beurtheilung des Standpunktes möglich, auf 
dem Theorie und Gejehgebung unferer Gegenwart ſtehen; und es zeigt 
fih bier wieder nur um fo deutlicher, daß Deutichland mit feinen Ge 
meinheitstheilungsprineipien wie mit feinem Entlaſtungsweſen binter 
England jo wie binter Frankreich wefentlich zurüdteht; hinter England, 
indem bad Princip des freien indivibuellen Rechts in Deutfchland eben 
wegen des Mangeld eines volllommen freien Bauernftandes bis 1848 
nicht zur Geltung kam, hinter Frankreich, indem es aus bemfälben 
Grunde feine wahre Landgemeindeordnung beſaß. Die Literatur ſteht 
daher auch jetzt noch mit wenigen Ausnahmen auf dem beſchränkten 
Iandwirtbichaftliden Standpunkt der Nothwendigkeit der Auftbeilung, 
ohne die Bedeutung ber Gemeinbefrage zu ahnen; von einem hiſtori⸗ 
ſchen Bewußtſein ift dabei feine Rebe, und leider haben felbft die Land⸗ 
wirthſchaftslehrer fi um die Sache wenig gelümmert, benen allerbings 
ber Geſichtspunkt ber Gemeinde femer lag. Betrachtet man aber dem 
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gegenüber die allgemeine Bewegung der Gegenwart, fo ift es ten 
Zweifel, daß wir einer neuen Geftalt dieſer Yrage entgegen gehen. 

Was nun die Perioven betrifft, in denen der bisherige Proc 
verläuft, fo wird man bie Mitte des vorigen Jahrhunderts bis gegen 
das Ende deſſelben als die der rein polizeilichen, gezwungenen, bie 
des gegenwärtigen als die der vereinbarten Auftbeilung bezeichnen. 
Gemeinfam ift beiden die Vorftellung, daß die Auftheilung eine von 
ver Landwirthſchaftspflege geforberte Maßregel fei, daß die Ber 
mwaltung fie fo viel ald möglich zu unterftüen und zu fürbern habe, 
fo wie der faft gänzliche Mangel an jedem Verſtändniß des Gemeinde 
lebens. In beiden Epochen gebt auch hier die Literatur mit ber Ge 
leßgebung Hand in Hand, und bei aller Beſonderheit iſt doch ber 
Charatter der Entwidlung in allen Theilen Deutſchlands im Weient: 
lichen glei). Der ftoffliche inhalt beider Perioden ift im Weſentlichen 
folgenber. 


2) Die Zeit der polizeilihen Auftheilungen Juſti. Friedrigli. 
Wöllner Runde Frant. 


Es ift höchſt mahrfcheinlich der Anftoß zu der ganzen Frage von 
der phufiofratifchen Schule ausgegangen. die überhaupt viel mehr Be 
beutende8 angeregt bat, ale man gewöhnlich annimmt. Doc, läßt fih 
äußerlich ein Einfluß nicht nachweifen. Felt fteht nur, daß der erfle(d), 
ber ſich auf das Entſchiedenſte für die Gemeinheitätheilung ausſprach, 
wieder der eigentliche Vater der eubämoniftiichen Polizeiwiſſenſchaft. 
Juſti, ift, der zugleich der ganzen Frage diejenige Etellung gab, melde 
fie bis auf die Gegenwart behalten hat. Er verband fie einerfeitd mit 
ber Landwirthſchaftspflege überhaupt, andererfeitö mit dem Hauptprincip 
der gefammten Agrarverfaffung. Bei ihm tritt bereit3 die Frage nad 
den großen und Heinen Gütern, die Zufammenfegung und Berloppe 
lung, zugleich mit ver Frage der Entlaftung (f. oben) und der Ge— 
meinbeitstheilung auf (Grundfeften ber Polizeiwiſſenſchaft Bd. J. Buch V. 
Hauptſt. 2. Abſchn. von der Eintheilung ber Aecker in gewiſſe Felder. 
1760, 8. 191). Er ſpricht ſich entſchieden für die Auftheilung aus, 
und zwar mit ganz beſtimmter Begründung durch die Nachweiſung der 
Nachtheile der Dreifelderwirthſchaft, an deren Stelle er bereits 
die Einzelfütterung fordert; namentlich weist er zuerſt die großen Na 
theile der „Hut: und Triftgerechtigfeit” nach ($. 202), und ift ber erſte, 
der England als Beiſpiel des Nutzens der Betfoppelung aufführt 
(8. 204), was ihm bis auf Thaer und auch noch jet vielfach ohne 
gründliches Eingehen auf die Sache nachgeſprochen wird; ebenfo eifert 
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er bereit gegen die Zwergwirthſchaft (8.205), und man bat ihn wohl viel: 
fach nur deßhalb vergefien, weil man eben wenig Befleres zu jagen wußte. 
Aber unmittelbar an ihn fchließt ſich die fperielle Gemeinheitätheilungs- 
Literatur des vorigen Jahrhunderts, die durch Wöllners Echrift: 
„Aufhebung der Gemeinheiten in der Markt Brandenburg, nad ihren 
großen Vortheilen Blonomilch betrachtet“ (Berlin 1766) und durch die 
(anonymen) „Gemeinnüßigen Anmerkungen über vorftehenden Traftat,” 
(Berlin 1766) eingeleitet wird. Diefe Literatur, die, ohne viel Neues 
zu bringen, bis zu ben vierziger Jahren dieſes Jahrhunderts fortgeht, 
nimmt mit den zivanziger Jahren feit dem preußifchen Gemeinheits- 
theilungsgefe allerdings die beftehenden Geſetze in ſich auf, bat fi 
aber von jenem Standpunkt nie weientli entfernt. Die einzelnen 
Heinen Abhandlungen bei Koch, Agrarverfafiung des preußifchen Staates, 
Borrede S. XV. — Es ift zu bebauern, daß berfelbe, der vielleicht 
allein das ganze Material in Händen hatte, das uns unerreichbar blieb, 
fih auf die einfache Nomenclatur der Echriftfteller beichräntt hat. Bon 
wie großem Werthe für die neuere Gefchichte diefer Frage wäre es ge 
weſen, wenn der Berfafler dabei eine kurze Sharalteriftil der einzelnen 
Schriften von irgend einem allgemeinen Standpunkt hinzugefügt hätte! 
Bon den allgemeinen Werken bat Koch leider überhaupt feine Notiz 
genommen, wie von Zufti, Frank, Thaer u. a. m. Und tie lange 
werben wir noch die Gelehrfamteit in Anführungen fuchen, in der unjere 
Bücher zulegt doch hinter jedem Bibliothelsfatalog zurüdftehen? — 
Unterbefien war mit Juſti das Prineip im Allgemeinen ausgeſprochen, 
mit Wöllner in fpeciellee Anmwenbung auf den Staat ber ftrengen 
bureaufratifchen Verwaltung angeivendet, und galt nun von ba an als 
ein unzweifelhafter Grundſatz, bei dem es fi nur noch um die richtige 
Mopalität der Ausführung handelte In diefer Weife nahmen die 
größern Werke venfelben auf; doch ift dabei ver landwirthſchaftlich⸗ 
polizeiliche Standpunkt von dem juriftiichen wohl zu unterfcheiben. 

In erfterer Beziehung können wir als Repräfentanten ber allgemein 
wiftenfchaftlihen Auffaflung wohl am beiten J. Ph. Frank (Syftem 
der lanbwirtbichaftlichen Polizey mit befonderer Hinficht auf Teutſch⸗ 
land 1791), 3 B. im Bd. II. Buch 2, Cap. 3 anführen, bei dem bie 
kleine Literatur von Wöllner bis Bentendorfs Oeconomia forensis 
angegeben ift, ©. 191—192, und ©. 203 — warım hat Koch benn 
nicht wenigſtens Franks Angaben einfad, abgefchrieben? (Sie fehlen 
bei ihm fast alle.) Der Standpunkt Franke ift einfach und troden ber 
Juſti ſche. „Weberhaupt gereichen jegliche Gemeindegüter, nur Wal: 
bungen, Steinbrüde, Erbgruben und.öffentliche Gebäude ausgenommen, 
jowohl dem Staate ald den Gemeinden zum Schaden“ ($. 2), was 
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dann im Einzelnen durchgeführt wird. Bon ganz anderer Bedeutung 
war es freilih, daß Friedrich IL ſich nicht bloß ebenso entfchieven für 
biefelben ausſprach, fondern namentlich, wie Juſti, mit geiſtvollem Nach 
druck auf die — allerdings vielfach vermeintliche — Blüthe der eng 
liſchen Landwirtbichaft „nach Aufhebung der Gemeinheiten” hinwies. 
(Oeuvr. posth. V. &. 129 u. 151 ff.) Aber die für die ganze Frage 
enticheivende That waren dennoch bie großen Werke Thaers (1800), 
bes erften Mannes in Deutfchland, ber wirklich praftiiche Anſchauungen 
beutfcher und englijcher Landwirthſchaftszuſtände mit ficherer, vollem 
men richtiger und geiftuoller Auffafjung ber focialen Verhältniſſe beider 
Völker verband, und deſſen Werke auch in Beziehung auf die Gemein 
heitstheilungen burchichlagen. Bon da an tft in der beutichen Literatur 
mehr als vierzig Jahre hindurch fein Zweifel mehr; wer konnte einem 
folden Fachmann widerſprechen? Erft in den bierziger Jahren ge 
winnt das Element wieder Raum, das Thaer gar nicht gefehen hat, 
bie Idee der Gemeinde neben und über bem einzelnen Bauern, und 
Lift und Knaus, fo vereinzelt wie fie fteben, haben dennoch für bie 
Sache felbit nicht geringere Bebeutung als Juſti und Thaer. Doch 
gehören fie ber folgenden Periode. 

Was nun neben der Landwirtbfchaftäpoligei die juriftifche Literatur 
betrifft, jo muß man auch hier wieder bie ſtaatswiſſenſchaftliche von 
ber rein juriftifchen Richtung trennen. Die flaatöwiffenfchaftliche Rich 
tung nahm allerdings die Nothwendigkeit und den Werth der Aufthei⸗ 
lung al8 ziemlich ausgemacht an; allein, und das ließ fie zu feinem 
fpeciellen Refultat über die leßtere gelangen, gleich von Anfang an mit 
beftunmter Beziehung auf die Frage der Zerftüdelung der Grunbiüde, 
die Zufammenlegung und Berloppelung, kurz als einen Theil der Agrar 
verfaflung überhaupt, wie Juſti es a. a. D. gethan. Dasjenige, 
was von diefer Seite zu gefchehen batte, fiel daher im Allgemeinen 
unter die Lanbesölonomie: Collegien des vorigen Jahrhunderts, und 
findet feine Darftelung in der eigentlichen Landwirthſchaftspflege. Die 
ſtreng juriftifche Frage aber entftand durch das Auftreten der preuße 
ſchen und diterreichifchen Verwaltung, welche die Gemeinheitstheilungen 
im Namen bes großen von ihnen zu erivartenden Bortheiles ven be 
treffenden Gemeinden zur Pflicht machen wollten. Dadurch entftand 
dann die Frage, ob der poligeilihe Zwang zur Auftbeilung der Ge 
meinſchaften auch juriftifch zu rechtfertigen fei; und die Art und Weile, 
wie diefe Frage behandelt und entjchieven warb, ift von enticheibender 
Bedeutung für bie Gemeimheitötheilungsgejege des 19. Jahrhunderts 
getvorden. Die Theorie nämlich begann zu unterfcheiden: „Unbebaute 
und ganz unbenußte Gemeinbeitägüter können Gemeindegliedern 
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zur Cultur, jedoch nicht zum Eigenthbum, unbebenflich eingeräumt 
werden;“ fo hatte ſchon das bayrifche Eulturmandat von 1723 jedes 
mann eingeladen, die als „Staatzeigentbum” erflärten öben Streden 
in Befit zu nehmen und urbar zu machen (Roſcher a a. O. $. 81, 
Note 1); ganz ähnlich die badische Gefehgebung (Willich, Auszug VI. 
604, 605. Berg, Polizeirecht 3. Bd. ©. 267). Allein dabei galt denn 
doch erftlich als Grundfaß, daß „wohlerworbene und hergebrachte de 
rechtſame, die die Untertbanen ohne weſentlichen Nachtheil ihres Wohl 
ftande8 und Behuf ihres Haushaltes nicht wohl entrathben Fünnen,” 
nicht einfeitig aufgehoben werden follen (kurbraunſchweigiſche 
Verordnung, tie in Landesöfonomie-Angelegenheiten zu verfahren, 
vom 22. Nov. 1768, 8.2; bannover’fcher Landtagsabichien Art. 18; 
bei Berg a. a. D. S. 266-267). Wenn aber dennoch das Landes 
intereffe eine ſolche Entziehbung für öffentliche Zwecke nothwendig mache, 
fo fol „die Landesherrſchaft der Sache felbft fih unterziehen und bie 
Eigenthümer verhältnigmäßig entſchädigen“ (Mofer, die Landeshoheit 
in Anfehung Erde und Waſſers S. 165, 166). Dffenbar war es nun 
Schwer, in diefem Gegenſatz zwiſchen Einzelvecht und öffentlichem Intereſſe 
die rechte Grenge zu finden, denn zu den Schtwierigleiten der Sache an 
fih kam „nicht felten die zur andern Natur gewordene Gewohnheit des 
Zandmannes, ſolche Gemeinvegüter auf eine unwirthſchaftliche Art zu 
gebrauchen“ (Berg, Polizeirecht a. a. D. ©. 266). Die Frage ent 
ftand nun, ob die Landespoligei das Recht habe, durch ihre Maßregeln 
den Widerftand der Bauernfchaften zu bredden. Und bier fam man zu 
dem juriftiich eigenthümlichen Rejultate, „daß kein Machtſpruch bes 
Zandesherrn bloß wegen der Gemeinnügigfeit der Aufhebung der Ge 
meinbeit, und eben fo wenig ber Beifall, den er der Stimmenmehrheit, 
die bier nicht gilt, etwa geben möchte, für die Aufhebung ber Ge 
meinheit entſcheiden,“ fondern nur „der wahre Nothſtand ale Erhaltung 
bes Staats” (Berg a. a. D. ©. 272). Zugleich aber „Tann, wenn 
ein oder das andere Gemeindemitglien ohne erhebliche Urfache (2) feine 
Einwilligung verweigert, diefe nach vorgängiger Unterfuhung aus 
Iandesberrliher Macht ergänzt werben.” Dieſer lebte Cab war das 
Nefultat eines längern juriftiichen Kampfes, den Runde in jeinem 
„Rechtägutachten, im Namen des Göttingifhen Spruch: Gollegii, ab» 
gefaßt im Jahr 1797,” zum Abichluß brachte (f. Defſen Beiträge zur 
Erläuterung rechtlicher Gegenftände Bd. I. N. 1), und daß daher „das 
Amt der landwirthſchaftlichen Polizei fi darauf beſchränkt, die Bor 
theile der Gemeinheitötheilung allgemein befannt zu machen, bie Ge 
meinden dazu zu ermahnen und durch Belohnungen und zeitliche Befreiung 
von Abgaben aufzumuntern (Berg a. a. D. ©. 272). Offenbar war 
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bieß ein juriftifcher Widerfpruch; denn galt vie Stimmenmehrheit nidt, 
fo konnte auch die Landespolizei fie nicht berftellen. Allein dem prab 
tiſchen Bedürfniß genügten die obigen Sätze weſentlich auch darum, 
weil e3 ungemein ſchwer war, das Eigenthumärecht bei den großen zum 
Theil wüft liegenden Strecken jedesmal nachzuweiſen, und der Landes⸗ 
herr das Recht in Anſpruch nehmen konnte, wie es in Bayern und 
Baden geſchah, dieſelben als bona vacantia feinerjeit zu vertheilen. 
Diefe Standpunkte der Theorie wurden dann auch für bie pofttiven 
Verwaltungsmaßregeln maßgebend. 

Preußens Geſetzgebung ging in diefer Beziehung voran, wenn 
gleich zum Theil oft mit Willkür. Die erfte Verordnung ift das 
Reſcript vom 29. Juli 1763, dem eine Reihe anderer Verordnungen 
folgten (bei Fiſcher, Cameral und Polizeirecht III. 8. 902). Den 
Beamten wurbe die möglichite Betreibung ber Auftheilung eingefchärft: 
der König ließ fih zu dem Ende eigene Liften alle drei Monate von 
legen, ertheilte ven Gemeinden, „die fich ſelbſt auseinander geſetzt haben,“ 
Prämien bis zu 30 Thalern; die Abgaben durften burd die Aufthe- 
lungen in feiner Weiſe erhöht werden; zur Beichleunigung ber Sache 
wurden eigene Sommiflarien mit befonverer Inſtruktion für den Zul 
eingeleßt, daß die Gemeinden nicht jelbft damit zu Stande kämen; 
fpeciell warb vorgeichrieben, daß die Commifjarien „mit aller Waclam 
feit jeve Unterbrüdung und‘ Vervortbeilung der gemeinen Baueräleute 
verhinbern” und daß, mo ganze Gutöherrichaften an der Auseinander 
feßung Theil genommen haben, die Suftigcollegien bie Akten fich vor 
legen lafien und biefelben genau prüfen follen (Kabinetsordre vom 
19. Mai 1770 und Refcript vom 25. December 1770. Fiſcher a. a. O. 
8. 908— 905). In ähnlicher Weile beirieb Bayern bie Gemeinheit* 
theilung (Rulturebift von 1762, Sammlung der bayriichen Generalien 
von 1771 ©. 449, Mofer, Landeshoheit in Anſehung Erbe und 
Waſſers S. 108), wobei die zweckmäßige Benukung der überflüfli 
gen Weideplätze zu Wieſe oder Aderfeld ausbrüdlich vorgefchrieben war; 
bier ebenfo wie in Baden wurde benen, welche folche Verbefjerungen 
vornahmen, gemeiniglih auf mehrere Jahre Zehent⸗ und Schatzungs⸗ 
freiheit bewilligt (badifche Verordnung vom 10. October 1770 und 
13. Auguft 1771. Inhalt der badiſchen Geſetzgebung R. 605. Berg 
a. 0. D. ©. 208). In Braunfhweig ward die Angelegenheit mit 
gleichem Eifer betrieben (furbraunfchweigifche VBerorbnung, wie in 
Zandeödfongmie-Angelegenbeiten zu verfahren vom 22. November 1769. 
Willih a. a. D. 1. 384. Berg a. a. D. 266.) In Defterreid 
wurde dagegen, ganz im Sinne der Maßregel, welche ven neuen Sa 
tafter einführen wollte, die Auftbeilung ber Hutweiden unbedingt 
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nach vorhergegangener Aufmeffung (bis Ende 1769) eingeführt, twofür 
den neuen Befltern bie Zehentbefreiung auf dreißig Jahre zugeftanden 
ward; daher ward 1770 eine eigene Commiffion nach dem Mufter der 
preußifchen beftellt; das Patent vom 14. März 1775 beftimmte nament- 
ih den Antheil der Grundherren an ber Gemeindeweide (die Hälfte. 
bei biöherigem gemeinichaftlihem Gebrauch). Stubenraud Berwals 
tungsgeſetzeskunde II. 8. 447. Indeſſen haben alle diefe und ähnliche 
Borfchriften jener immerhin höchſt firebfamen Zeit einen gemeinfamen 
Charakter; die Gemeinheitstheilung ericheint nämlich ftet3 nicht jo ſehr 
als ein felbftändiger At, fondern vielmehr als ein Theil bes großen 
Verſuches der Verwaltung, überhaupt die weiten, damals öde liegen 
den Landſtrecken unter Cultur zu fegen, bie niebergelegten Bauernhöfe 
wieder anzubauen und fo nur überhaupt erft einmal die Lanbescultur 
wieder lebendig zu machen, bie durch den fiebenjährigen Krieg furchtbar 
gelitten hatte. Die Gemembettstheilungen wurden offenbar weſentlich 
nur aufgenommen, iniofern das Gemeinveland felbft öde und unbe 
nutzt lag; der Gedanke, daß diefe an und für ſich, auch bei regel 
mäßiger Benübung, ftattfinden ſollen, kommt nicht zur Geltung; von 
den Aufgaben der Gemeinve als folcher iſt noch Feine Rebe, und diefe 
Standpunkte faßt denn am beiten das preußiſche Landrecht zus 
fammen in dem Sat, der den Hebergang zum 19. Jahrhundert bilbet: 
„Die von mehreren Dorfseinwohnern over benachbarten Gutöbefitern 
bisher auf irgend eine Art gemeinfchaftlich ausgeübte Benükung der 
Grundſtücke fol, zum Beften der allgemeinen Landescultur, fo 
viel als möglich aufgehoben werben. In allen Fällen findet jedoch 
dergleichen Auseinanderfegung nur in fo weit ftatt, als dadurch bie 
Landescultur im Ganzen beförbert und gebeflert wirb” (Preußi⸗ 
fches allgemeines Landrecht 1.17. 8. 311, 313). Das Gefammtrejultat 
der vierzigjährigen Arbeit, die mit Friedrich II. beginnt, ift daher am 
Schluffe des vorigen Jahrhundert? das: im Allgemeinen ſcheint bie 
Auftheilung wünfchenswerth für die Entiwidlung ber Landwirthſchaft; 
in jevem befondern Falle aber muß einerfeitd das Intereſſe der ein 
zelnen Gemeinde und das Necht der Beredhtigten die Entſchei⸗ 
dung haben. Einen Zwang zur unbebingten Auftbeilung gibt es daher 
nicht; die Regierung Tann die Sache höchſtens anerkennen und indirekt 
befördern. 


3) Die Semeinheitstheilung des 19. Jahrhunderts. Knaus, 


Bon diefem an fih einfachen Standpunkt geht nun bie Geſetz⸗ 
gebung des 19. Jahrhundert? aus. Auch ihr kommt der Begriff und 
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die Aufgabe ber Gemeinde als folder noch gar nicht zum Beivußtiein, 
da es bei der zum Theil noch beſtehenden Leibeigenſchaft und der al 
gemein beſtehenden Grundherrlichkeit mit Patrimonialjurisbiktion, wie 
oben gezeigt, eben noch Feine Landgemeinde gab. Daß die wahr 
Frage ber Gemeinheitöiheilung erft nach der vollgogenen Ent 
laftung eintreten könne, wurde weder bon ber Geſetzgebung noch vor 
der Theorie erfannt. Und jo läßt fich jetzt ber weſentliche Inhalt alle 
jener den Befreiungsfriegen folgenden Geſetzgebungen im einfachen An 
ſchluß an die obige hiſtoriſche Entwidlung leicht dahin beftimmen, dah 
fie gefeglich zuerft die Form feftftellten, unter der jenes Intereſſe ber 
Gemeinde jeinen Geſammtausdruck finden folle, und zweitens ba 
Modus der wirklichen Theilung, wenn die Gemeinde zum Beichluß der 
felben in ihrem Intereſſe gelangt ift. 

Indeſſen hat e8 in Deutichland nicht bloß dieſe, aus der flaate 
bürgerlichen Geſellſchaftsordnung hervorgehende rein negative Richtung 
gegeben. Neben jener Gefehgebung fteben zu gleicher Zeit Männer, 
welche mit klarem Blid in die Zukunft die großen Bedenken der The 
ung feit ins Auge faßten und ſich nachbrüdlich gegen diefelbe erklärten. 
An der Spike derielben ftehen Fr. Lift und Knaus, melde die 
lanbläufige Nationalöfonomie vergefien zu baben ſcheint. Lift bat 
allerdings nicht die Gemeinde in feinen Gefichtöfreis gezogen, wohl 
aber die große landwirtbichaftliche Frage nach den Bedenken gegen bie 
Verkleinerung der Grundbeſitze und ihren ernten volkswirthſchaftlichen 
Folgen in feiner trefflihen Abhandlung „Die Aderverfaflung, die Zwerg 
wirtbihaft und die Auswanderung“ (1842. In den gefammelten Schriß 
ten von Häuffer Bo. IL ©. 150, namentlih ©. 195 ff.) Dagegen iß 
Knaus, jo viel wir ſehen, der Einzige, der die Frage zugleich vom 
wirthichaftlichen, abminiftrativen und focialen Standpunft gründlich be 
handelt: „Die politifhe Landgemeinde als Grunbeigenthümerin“ (Tüb 
Bierteljahrichrift 1844 S. 441) und zu dem nad allen Seiten bin 
wohlerwogenen Refultate gelangt, daß die Auftheilung an und für fid 
nicht wünfchenswerth und nicht nüblih, fondern daß im Gegenthal 
der Gemeindegrund ein tejentliches Element für die ganze Zukunft dei 
Gemeinbeivefens fei. Es ift das eine der vortrefflichften Arbeiten auf 
diefem ganzen Gebiet; und namentlich” machen wir auf Punkt 5 auf 
merkſam, wo der Beweis geführt wird, „daß Gemeinbegrundeigenthum 
durch eine Fuge Verwaltung und Verwandlung gegen die Gefahr bei 
Unbeihäftigtjeins bes ärmeren Theiles der Gemeinde 
genoffen ſchütze“ (S. 474 fi). Knaus blieb mit feinen Darftek 
lungen allein; noch umfchwebte den Gemeindegrund bie Borftellung 
einer feudalen Genoſſenſchaft; wie ganz ander würbe ein ſolches Werl 
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zehn Jahre fpäter gewirkt haben! Doch wird die Zeit bald genug kom 
men, wo man ben hohen Werth ſolcher zugleich fachmänniſch begrün- 
deten Anfihten nicht mehr wie Roſcher ($. 83) mit einem wenig 
wiſſenſchaftlichen Stoßſeufzer erlevigt (ohne Knaus zu citiren). Aber 
trotz diefer Arbeiten ging die Gejehgebung ihren Weg nach den beiben 
angegebenen Richtungen. 

Den eriten diefer Punkte. entfcheivet nun die Geſetzgebung des 
19. Jahrhunderts dahin, daß zunächft die geziwungene Auftheilung grund: 
- fäblih aufgegeben wird. An ihre Stelle tritt dann entweder, wie 
namentli in Defterreih, ein volllommener Stilftand des Aufthei⸗ 
Iungsgefchäftes, oder aber ein zweiter Grundſatz, der jene Intention 
des vorigen Jahrhunderts dahin formulirt, daß die Auftheilungen Sache 
des freien Beſchluſſes der Intereſſenten fein-follen, und zwar fo, 
daß die Majorität derfelben über die Auftbeilung zu enticheiben habe. 
Natürlich war dabei die Frage nach der Eonftituirung dieſer Majorität 
die Hauptjache; und bier ift fein eigentlich burchgreifendes Princip zu 
erkennen. Die Majorität ift vielmehr ftet3 eine örtliche; doch überwiegt 
bei weitem der Gedanke, daß das Recht der Stimmen nad dem Befite 
beftimmt wird. Man fieht daher auf allen Punkten ven ˖Gedanken 
burdhgreifen, daß es fich bei der ganzen Auftheilung wejentlich um die 
Herftellung des individuellen Eigenthums an der Stelle des Geſammt⸗ 
eigenthbums handle, und zwar immer mit befonberer Nüdficht auf bie 
„Lanbescultur.” Bon einem Intereſſe der Gemeinde als folder ift bis 
zum Sabre 1848 noch Feine Rebe; erft feit der Herftellung ber wahren 
Landgemeinde wird bafjelbe von Bebeutung, und zwar theils indem 
das ganze Gemeindegut der Auftheilung entzogen bleibt (Defterreich), 
theils indem man menigftend gewiſſe Theile deſſelben als dauerndes 
Gemeindevermögen erhält (Preußen). Bon da an tritt in Beziehung 
auf das obige Princip eine neue Epoche ein, deren weſentlicher Chas 
rakter darin befteht, daß man jebt die ganze Auftheilungsfrage ftet3 
mit den Grundfägen über die Verwaltung des Gemeindevermögens in 
Verbindung bringt; die geleßlichen Vorfchriften über die Theilung treten 
vor den neuen Gemeindeorbnungen ber fünfziger Jahre in den Hinter 
grund, und dieſelbe fcheint, wie e8 die Natur der Sache fordert, im 
Allgemeinen in Stilfftand zu gerathen. Leider fehlen uns ftatiftifche 
Nachrichten über biefen Theil des Gemeindeleben: wie fiber das Ger 
meindeleben überhaupt; mir müflen uns baber einfach an bie 
Geſetze felbft halten. Wir können jeboch nicht umbin, dabei auf einen 
geiftuollen Auffat von Lette in Fauchers Vierteljahrsſchrift 1866 
1. Bd.: „Die ländliche Gemeinde ala Genofjenichaft” hinzumweifen, der 
bie alte Markgenoſſenſchaft mit Recht als Nubgenofienfchaft betrachtet 
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und ſich zur Aufgabe ftellt, „den Auflöfungsproceß des biäherigen länt- 
lichen Gemeindeweſens zur Anſchauung zu bringen“ (S. 38). Wem 
biefer bochbebeutende Fachmann zugleich die pofitive Gefeßgebung und 
das fich in ihr entwidelnde Princip mit bemjelben richtigen Blick ver 
folgte und feine Unterfuchungen nicht bloß auf Preußen befchräntte, ſo 
würden wir wohl einen entfcheivenden Beitrag zu den Anfichten vom 
Knaus und zum Theil von Lift zu erwarten: haben. 

Der zweite der obigen Punkte, die Mobalität der wirklichen Ber 
theilung, mußte wie natürlich eine vielbeftrittene Frage bilden, jowohl 
im Princip als in der Ausführung. Im Princip war e8 zuerſt fraglid, 
ob man die Auftbeilung bloß als eine divisio einer communitas, ober 
zugleich als ein Mittel, die Lage des Heineren Beſitzers zu verbeflern, 
anjeben wolle (Rau a. a. D. $. 87); zweitens ob bloß Grundbefiker 
over auch andere Gemeinbegliever daran Theil nehmen follten. Syn der 
: Ausführung war es fraglich, ob man nad) dem Grunbbefiß ober nad 
ber Benußung durch Viebftand theilen wolle. Da nım die Auftbeilung 
an und für fich falih war, jo war es auch geradezu unmöglich, then 
retiſch oder praftifch zu einem gemeingültigen Refultate zu gelangen. 
Die Theorie griff nach allen Seiten umber, ohne ein definitines Ergebnij 
zu finden, wie namentlih Rau's gerade auf diefem Punkte fonft treff- 
liche Darftelung der ganzen Frage zeigt. Roſcher ift Feinen Schritt 
weiter gelommen, bat im Gegentbeil die Gemeinheitstheilung iR ihrer 
felbftändigen Bedeutung keineswegs genugfam gewürdigt (a. a. D. Br. Il 
Cap. 6). Die Praxis hielt an örtlichen Verhältniſſen feft und ein klares 
Bild läßt fih daher bier faum geben. — Nur das fteht allgemein fefl, 
daß die Waldungen entiweder gar nicht, oder doch nur ausnahm# 
weile und ſtellenweiſe auf Grund befonberer Verkältniffe getheilt werben 
dürfen. 

Dieß nun ift der Charakter des deutſchen Auftheilungsweſens im 
Gegenſatz zu dem englifchen und franzöfifchen. Die geltenden Geſete, 
jo weit fie uns erreichbar waren, find im Wefentlichen folgende. 

Defterreich zuerft gab den Standpunkt des Zivanges der Gemein: 
heitötheilung bereits im Anfange dieſes Jahrhunderts auf; das Hof 
decret vom 14. Oftober 1808 bejlimmte, daß die Behörben fich auf dead 
bloße Anrathen der Auftheilung beichränten fjollten, was dann bad 
Hofvecret vom 26. December 1811 wieberholte. Der Grund diefer Be 
ftimmung lag jedoch mejentlih in dem Kampfe ber Grundherrlichleit 
gegen jene Beitimmung, welcher das letztere namentlich als eine Be 
drohung ihrer Weideſervituten erfchien. Es fehlen alle ftatiftiichen Nach⸗ 
werfungen über das, mas .in diefer Beziehung gefchehen iſt. Die Ge 
meindbeordnung vom 17. März 1849 dagegen verpflichtet umgekehrt, wie 
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fchon bemerkt, die Gemeinde vielmehr, alles Eigentyum der Gemeinden 
unter genaues Inventar zu nehmen, und für die möglichft große Er 
tragsfähigleit zu ſorgen ($. 73); die Veräußerung ift grundſätzlich unter 
fagt ($. 74), und darf nur ausnahmsweiſe von der Statthalterei 
bewilligt werden (vgl. Stubenraud a.a.D. $. 447). Die Gemeinde: 
wälder find ebenfo für untbeilbar erflärt, und unter die gleiche Ober: 
aufficht der Landesſtelle gefeht (Forſtgeſetz vom 3. December 1882. $. 21. 
Weber die frühere Zeit Schopf, die öfterreichifche Forftverfaffung 1835. 
Stubenraud $. 455). Diele Beitimmungen gelten auch grundfählich 
noch nach den neuen Gemeindeordnungen. Das was bier nun mangelt, 
ift demnach nicht mehr das Princip, fondern irgend. eine beftimmte Regel 
für die Ausführung; denn die Berechnung bes Ertrages und die Mo« 
dalitäten der Verivendung der Gemeinbeflur find weſentlich den einzelnen 
Gemeinden felbft überlaffen. Das Mittel der Abhilfe und das Element 
des Fortichrittes liegt bier jedoch nicht in der Geſetzgebung, fondern 
vielmehr in ber praltifchen Thätigkeit der Landesausſchüſſe, die in ber 
Bolljiehungsgewalt ihre Stelle finven. 

In Preußen erihien die große, noch jetzt im Wefentlichen gel- 
tende Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821, nebft 
Ausführungsgeieg von demjelben Datum, und Ausbehnung des ganzen 
Geſetzes auf die einzelnen Gefammtjervitusen, die durch jenes Geſetz 
wicht begriffen waren, durch Geſetz vom 2. März 1850. Diejelbe bat 
jedoch im Großen und Ganzen nur die Grundfäge bes allgemeinen 
Landrechts (ſ. oben). zur weiteren Entwidlung gebradt. Auch nad 
diefem Geſetze ſoll die Gemeinſchaft „möglichſt“ aufgehoben, ober doch 
möglichft unschädlich gemacht werben, wo fie befteht, und zwar ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die Gerechtſame auf einem gemeinfchaftlichen Eigenthum 
oder auf einjeitigen oder wechſelſeitigen Dienftbarleiten beruhe. Grundſatz 
ift, daß jeder Einzelne das Recht hat, auf die Theilung anzutragen — 
biex griff der römiſche Begriff durch; wenn jedoch mit der wirklichen 
Theilung ein Umtaufch der Ländereien werbunden ift, fo foll fie erft 
Platz greifen, wenn die Befiter des vierten Theiles der Ländereien, 
weldye durch den Umtaujch betroffen werben, einverfianden find. Dieß 
Syſtem ber Vertheilung bat nun allerdings die mejentliche Belchränfung, 
daß bei einfeitigen Dienftbarleiten die Berechtigten fich jede Art der 
Entihäbigung gefallen laſſen müflen (Art, 86.96). Werden die Berech⸗ 
tigten num über bie Theilung nicht einig, oder fordern fie diefelbe- ‚gar 
nicht, fo fol wenigftens jeder Verpflichtete das Necht haben, auf eine 
möglichtt firenge Beſchränkung ber Gemeinheiten und ihrer Benützung 
anzutragen (Geſetz von 1821, Abjchnitt IL). Iſt eine Entſchädigung 
dabei an Land nicht möglich, fo kann fie auch in Renten over Geld 
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geleiftet werben (Art. 176). (Das Geſetz felbft mit allen Rovellen bei 
Koch, Agrargefeh des preußifchen Staats S. 131—197. Bol. Rönne, 
Staatsrecht II. $. 370. Rau, $. 86 ff.) Die Gemeinbewalbungen 
ſtehen in dieſer Theilungsordnung unter einem doppelten Recht. Die 
felbe läßt die Naturaltheilung zu, fo lange bie einzelnen Antbeile fork: 
mäßig benüßt werben können; fonft fällt die Waldbenutzung unter die 
Theilungsorbnung felbit. Betrachtet man dieß Geſetz genauer, fo 
erſcheint e8 in ber That viel mehr als eine Fortfegung der Ablöfungen, 
denn als eine eigentliche Gemeinheitstheilungsorbdnung; der Begriff ter 
Gemeinde ift vollftändig in dem der Gemeinheit untergegangen, und 
die eigentliche Aufgabe ift noch die beichränfte Herftellung bes Einzel: 
eigenthums an der Stelle des Gefammteigentbums. Das Negulativ 
vom 30. Juni 1836 ordnete die Vertheilung der Koften, nebft der er 
ftruftion vom 25. April 1836 (Ko, ©. 432 ff). Allein ſchon bie 
Verordnung vom 28. Yuli 1838 begann, die hier geftattete unbegrängte 
Berechtigung zur Provofation auf Theilung zu beichränfen; von ent 
fcheivender Bereutung warb dagegen die Dellaration vom 26. ul 
1847, nach welcher alles Gemeindevermögen, welches zur Beftreitung der 
Laften der Stadt⸗ und Landgemeinden beftimmt ift, durch Gemeinheits⸗ 
tbeilung nie in Privatvermögen verwandelt werden barf; eben fo wenig 
fol derjenige Theil des Bermögens, deſſen Nugungen den einzelnen 
Gemeindemitgliedern vermöge diefer ihrer Eigenſchaft zukommen, ber 
Gemeinheitstheilung unterworfen werden. In biefen beiden Geſehz 
gebungen ift offenbar der Gegenſatz zu Tage getreten, von welchem wir 
eben geredet; es ift feine Frage, daß dieß ganze Verhältniß noch nidt 
zu einem definitiven „ innerlichen und Außerlicden Abichluß gelangt if. 

Man kann nun wohl in Beziehung auf die übrigen deutſchen Geich 
gebungen fagen, daß fie im Wefentlichen benfelben, meift ziemlich ur 
Haren Zwitterpunkt des preußifchen Rechts vertreten; einerſeits ben 
Wunſch, durch die Gemeinheitstheilung die Selbſtändigkeit des Einzel: 
eigenthums und damit die rationelle Landwirthſchaft herzuftellen, ander 
feitö aber auch der Gemeinde ihr Vermögen zu laflen, um ibr die Mittel 
für ihre immer wachſenden Aufgaben zu geben, ohne daß man auf 
bier zu einem befinitiven Abſchluß in Princip und Ausführung gelangt 
wäre. Es ift bereit3 oben erwähnt, wie enge bieß ganze Verhältniß 
mit der gefammten Bildung des Gemeindewejens zufammenhängt. Das 
Hauptinterefie an diejen einzelnen Gefeßgebungen, bie auf feinem Punlte 
zur rechten Klarheit gediehen find, ift vemgemäß ein vorzugsweiſe lokales. 
Wir müfjen unfrerfeits für die Verwaltungslehre dagegen den Grunbjak 
fefthalten, daß die wahre Entſcheidung über bie ganze Frage erſt dann 
richtig ift, wenn in Folge der großen Wirkungen der Grundentlaftung 
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in den Landgemeinden fih die intelligente Selbftverwaltung 
ausgebildet haben wird, und daß man bis dahın den Auftheilungs: 
proceß fo viel als mit unabweisbaren Intereſſen vereinbar ift, ftatt zu 
befördern, vielmehr zurüdbalten foll. Da das Auftheilungsweien 
von diefem Standpunkte ohne eine fpecielle fachmännifche Arbeit nicht 
erledigt werben kann, fo muß uns die Hoffnung genügen, daß Thaers 
großartige Auffaffung vom rein landwirthſchaftlichen Standpunkt einen 
focialen Nachfolger haben möge; möge ein Mann mit der Fachkunde 
Knaus’ und mit feinem vorurtheilsfreien und großartigen Blid zu den 
Gedanken, die er ausgeiprochen, vie beiden Elemente hinzufügen, deren 
wir in unferer Beit bedürfen, die biftorifche Anknüpfung an die alten 
Rechte und die neuere organiiche Bergleichung ber beftehenven legislato⸗ 
siihen Beitimmungen. Erft dann wird die Verwaltungslehre auf dieſem 
Punkte zur Abgeichloffenheit ihrer Anfichten gelangen können. Die ber 
treffenden Materialien für. das pofitive Recht aber find, ber Unficherbeit 
des gegenwärtigen Standpunkts entiprechend, noch ſehr zerſtreut. Für 
Bayern hatte das revidirte Gemeinde: Evikt'$. 25 die Theilung nur 
wegen „überwiegender Vortheile“ geftattet, mit einem ganzen unffaren 
Apparat von begutachtenden Organen (Moy, bayeriſches Verfaſſungs⸗ 
secht II. 8. 103). Nach der Verordnung vom 11. März 1814 follte 
dabei ein Gutachten fachveritändiger Landwirthe maßgebend jein. Be: 
fimmter ift das Gefeh vom 1. Juli 1834; darnach müfjen drei Viertel 
ber Gemeindemitgliever übereinftimmen, unter welchen jedoch brei Viertel 
ber Großgrundbefiger und Schäfereiberechtigten begriffen fein jolen Rau, 
& 87). Doc ift die Veräußerung des „Semeindevermögens” nicht ge: 
ftattet, wobei nicht beſtimmt ift, was eigentlich dieß Gemeindevermögen 
it (Pözl, Verwaltungsrecht $. 96). Die badische Gemeindeordnung vom 
31. December 1831 und Gemeindeordnung vom 5. Nowember 1858, foiwie 
das ſächſiſche Gejeß über Abldjungen vom 17. März 1832 ftehen 
wejentlich auf dem preußiichen Standpunft. Ueber die in Württemberg 
herrſchende durchgreifende Dertlichleit und große Verſchiedenheit des 
Gemeindebezirks und feines Rechts, die jo mweit geht, daß man nur mit 
Mühe „von-Regel und Ausnahme” reden kann, vgl. Mohl, württembergi- 
ſches Verwaltungsrecht 11. 8.170. Das preußifche Princip des Majorität, 
unter verichiedenen Modifilationen, ift angenommen bon ber großberzoglich ' 
heſſiſchen Theilordnung vom 7. September 1814, der gothaiſchen 
Xheilordnung nom 2. Januar 1832; Hannover begann, wahrſcheinlich 
auf Thaers Beranlaflung, fein Gemeindetheilungsweſen bereitö mit ber 
lüneburgifchen Theilordnung vom 25. Juni 1802, deren Grundſätze 
dann für bie andern Provinzen durch die Geſetze vom 30. April 1824 
und 26. Juli 1825 zur Geltung gebracht wurden (vgl. Rau, $. 86 ff.) 
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Die Enteignung. 


Während mın die Entlaflungen, Hblöfungen und Gemeinheitk 
theilungen derjenige Theil des Entwährungsweiens find, melde auf 
dem Gebiete des Befiges und bes mit ibm verbundenen öffentlichen 
Rechtszuſtandes bie Unfreiheit der Geſchlechterordnung befeitigen, er 
ſcheint die Enteignung als diejenige Form der Entwährung, welche es 
mit keiner ſocialen Frage mehr zu thun hat, ſondern ſich innerhalb der 
ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung ſelbſt vollzieht. Sie iſt daher 
die reine ſtaatsbürgerliche Entwährung, in dem Sinne, ben 
wir bereit# oben bargelegt haben. 

Eden darum ift der Gegenfak diefer Entwährungsform mit dem 
Weſen des perjönlichen Eigenthums ein viel jchärferer, als bei den 
obigen Erfcheinungen. Denn während bei den letzteren bie Eigentbums 
verhältniffe nur als Confequenz eines Öffentlich vechtlichen Fortſchrittes 
als der nothivendige und unabweisbare Inhalt einer großen, das ganze 
Leben ver Völker untiderftehlich erfaflenden Umgeftaltung der Geſell⸗ 
ſchaftsordnung ericheinen und jo die Löfung des größern Widerſpruches 
uns mit dem Auftreten des Heinern verjöhnt, tritt in ber Enteignung 
in der That Scheinbar nur ein Intereſſe dem andern gegenüber, das 
Geſammtintereſſe dem Einzelintereffe; in diefem Gegenſatz unterliegt dab 
legtere, und in biefem Unterliegen muß e8 um bes Intereſſes willen 
dasjenige zum Opfer bringen, was an fich für das Intereſſe unantaf- 
bar ericheinen follte, das Recht des Einzeleigentbums — gerade dat 
jenige Recht, deſſen Herftellung die Grundlage der flantsbürgerlichen 
Geſellſchaftsordnung zu fein beftimmt ifl. Bei der Enteignung treien 
und daher fcheinbar ganz andere Faktoren und Fragen entgegen als bei 
der Entlaftung; fie ift e8, welche die Fundamente der ftaatöbürgerlichen 
Ordnung zu erfchüttern droht; fie fcheint daher auch einer ganz andern 
Erklärung, eines gang andern Princips zu bevürfen; als jene; mit ir 
fcheint e8, als ob wir auf ein ganz anderes Gebiet verfeht würben. 

Daher denn auch die Erfcheinung, daß die Literatur einerfeits, die 
Gefehgebung andererfeitd Entlaftungen und Enteignungen ſtets als ein 
ander ganz fremde Gebiete betrachtet haben. Allerdings liegt ber 
gemeinfame Ausgangspuntt in der vagen Vorftellung vom „Öffentlichen 
Wohle“, und allerdings umfaflen die allgemeinen Theorien des vorigen 
Jahrhunderts beide Entwährungsgebiete ihrem Keime nad. Allein fo 
wie diefelben fefte Geftalt gewinnen, entfremben fie fich jo gründlich 
von einander, dab von einer Gegenfeitigleit gar keine Rede mehr ik 
Die Rechtsphiloſophie, deren näcfte Aufgabe es geweſen wäre, ben 
höheren Standpunkt inne zu halten, Kennt vielmehr lange Zeit hindurch 
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alle beide nicht. Die Gefebgebung hat für die Entlaftung jo tief ver⸗ 
Ichiebene Regeln von denjenigen aufzuftellen,, welche für die Enteignung 
gelten müflen, daß ein Zufammenbringen beider großen Gruppen von 
Geſetzen nicht wohl denkbar ift; die Juriſten, von feiner Rechtsphilo⸗ 
fophie geleitet, halten ſich einfach an die geltenden, ohne Beziehung zu 
einander ſtehenden Beftimmungen; bie Hiftoriter, auch die der deutſchen 
Reichs⸗ und Rechtögefchichte, haben mit der Enteignung fich überhaupt 
nicht zu befallen, weil fie eben in der Wirklichkeit noch gar nicht exiſtirt, 
und eine Bertvaltungslehre, welche in einen organischen Gedanken beibe 
zufammengefaßt hätte, gibt es nit. So war es denn natürlich, daß 
die tiefen Verſchiedenheiten, welche allerdings in Entlaflung und Ent 
eignung liegen, die allgemeine Borftellung begründeten, daß beide mit 
einander gar nichts zu thun haben. Dazu kam endlich, daß die Ent: 
laftungslehre, wie wir gejehen, an Geſetzgebung unb Literatur durch 
die Beitverhältnifie in hohem Grabe reichhaltig und praktiſch unendlich 
wichtig ward, mwährenn man kaum Anlaß hatte, von der Enteignung 
überhaupt zu reden. So iſt es denn gelommen, daß die ganze Lehre 
von der Enteignung nicht bloß an und für ſich etwas bürflig geblieben 
ift, fondern baß fie meientlich heimathslos in der ganzen Wiflenichaft 
daſteht, von dem bürgerlichen Rechte bei Seite geichoben, ohne Geſchichte, 
auf bie Exegeſe der zum Theilung höchſt unvollkommenen Geſetzgebung 
beichräntt, ohne Pla in irgend einem Syſtem und bamit ohne orga 
nifhe Begründung ihres Inhalts. Das ift der gegenwärtige Zuftand 
biefeö fo wichtigen Gebietes des Verwaltungsrechts. 

Die Vorausſetzung jedes Yortichrittes für daſſelbe fcheint. e8 nun 
wohl zu fein, daß mir zunächft die Gemeinfamkeit des höheren Geſichts⸗ 
punlktes defielben in dem allgemeinen Begriffe der Entwährung feſthalten, 
und den Sas zur Geltung bringen, dat auch die Enteignung nicht ein 
bisgerliches und nicht ein ftaatliches,, ſondern eben fo wie bie Entlaftung 
ein gefellihaftlihes Recht if. Und demgemäß ift es die Aufgabe 
bes Folgenden, dieſen Sag in feinem Begriff, feiner Rechtsbildung, 
und feinen Gonfequenzen burdzuführen, und wieder bier die Haupt 
völler und ihr Enteignungsreht als die großen Individualifirungen 
jener Idee in ihrem Enteignungsrechte zu bezeichnen. Damit bürfte 
baflelbe dasjenige finden, was es am meiften entbehrt, feine organifche 
Stelle in der Wiſſenſchaft des öffentlichen Rechts. 


I. Der Begriff der Enteignung. Eutwicklung and bem geſellſchaftlichen Recht. 


Es wird auch wohl Hier nicht viel nüten, eine formale Definition 
an bie Spike zu ftellen. Das Leben ver Böller hat die Enteignung 
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in ihrem Weſen und ihrem Recht erzeugt, das Leben berfelben muß fie 
auch zum Verſtändniß bringen. 

Die ftantsbürgerliche Gefellichaft beruht darauf, daß jeder Emzelne 
aus ſich felbft heraus zur vollen und freien Entwidlung feiner Perſon 
lichfeit gelange. Sie ift daher jedem Zuftande und jedem Rechte feinblidh, 
bie ſich diefer freien ‚individuellen Entwicklung entgegen ftellen. In dem 
Bewußtſein, daß fie Damit ein höchites perfünliches Princip vertritt, deffen 
Verwirklichung zulegt die höchſte Verwirklichung aller im Weſen der 
Perſönlichkeit Tiegenden Idee enthält, macht fie aus benjenigen Forde 
rungen, welche fi) ala unabweisbare Conſequenzen jener Idee ergeben, 
felbftändige Recht sſätze, benen fie jebes andere Hecht unterorbnet, 
und das Weſen ber Enteignung wird daher auch feinerfettö feine Be 
gründung und Entwidlung in dieſem Principe zu finden haben. 

Die Wirtbichaftälehre zeigt nun, daß die erite Bedingung der vol, 
ſtändigen wirtbfchaftlihen Entwicklung jedes Einzelnen in der vollen 
Yreibeit des Ermwerbes liegt. Jeder Zufland, der diefe volle Fre 
beit des individuellen Erwerbes beſchränkt, ift daher ein Wiberfprud 
mit dem Grundprincip der ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft. Die Auf 
bebung eines foldhen Zuftandes wird mithin zum Princip des wirt: 
fchaftlihen Rechts berjelben, dem fich jedes andere Recht des wirth 
schaftlichen Lebens unterwirft, weil e8 feine fittliche Berechtigung eben 
nicht im Weſen des Einzelrechts, fondern in ber höchſten Natur ber 
Berfönlichkeit findet. Im Namen diefes Rechts hebt die ftantsbürger 
liche Geſellſchaftsordnung die alte Form des Gefammteigenthbums ber 
Beichlechter: und Ständeordnung auf, und ſetzt 'an”ihre Stelle das 
freie Eingeleigentbum; mir haben bisher gefeben, in weldyen Formen 
fie dieß thut, und es ift kein Zweifel, daß hier der Punkt ift, mo bie 
Enteignung der Entlaftung zu folgen bat. 

In der That nämlich kann e8 nun im wirthſchaftlichen Leben Fälle 
geben, wo eben dieß, auf diefe Weife gewonnene Einzeleigenthbum an 
einem beftimmten Brunbbefige zum Hinderniß für die volle Entwicklung 
des Ermwerbes aller Anderen wird. Das Einzeleigenthbum kann daher 
unter biefer Bebingung in Widerſpruch mit dem höchſten Princip ber 
ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft überhaupt gerathen, aus der e3 doch eben 
hervorgegangen iſt. Das Einzelrecht tritt in ſolchem Falle in unauf⸗ 
löslichen Gegenſatz — nicht mehr mit dem Begriffe der ſtaatsbürger 
lihen Freiheit und Gleichheit, wie in der Entlaftung und ber Auf 
bebung der Privilegien — fondern mit dem Rechte Aller auf das, was 
die Bedingung der wirthichaftlichen Entwickelung jedes Einzelnen if. 
Auf diefem Punkte bildet daher die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft fih 
ein neues Recht. Diefes Recht, als firenge Confequenz des Weſens 
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ver leßteren, bat zum inhalt, daß da, wo das Einzeleigenthum an 
einem beftimmten Gute ein Hinderniß ber allgememen Entwidlung bes 
freien Erwerbes aller Einzelnen ift, dieß Eingeleigentbum aufgehoben 
werden muß, in fo fern und in fo weit dieſe Aufhebung bie Bes 
Dingung jener wirtbichaftlichen Entwidlung Aller if. Mit diefem 
Rechtoͤſatze vollendet fi) das mirtbichaftliche Rechtsſyſtem der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Geſellſchaft; er ift in der That ein immanentes Element 
in bemjelben; er kommt allerdings erſt mit diefer Geſellſchaftsordnung 
langlam zum Bewußtſein, aber er gelangt deßhalb nicht weniger un: 
wiberftehblich zur Geltung. In diefer feiner Geltung bat er bielelbe 
Natur wie die Entlaftung. Er vertirklicht ſich nicht einfach, wie das 
Urtheil eines Gerichts, ſondern er erjcheint vielmehr als ein Proceß, 
deflen Bafis das Bewußtſein der wirtbichaftlichen Gefammtentiwidlung, 
deflen Inhalt die Beftimmung des Objects ift, deſſen Eigenthbum um 
biefer Gefammtentwidlung willen aufgehoben werben ſoll, und beflen 
Schluß in der wirklichen Entziehung diefes Eigenthums beſteht. Und 
biefen, auf jenem gefellichaftlichen Rechtsjaye beruhenden Proceß nennen 
wir die Enteignung. 


Indem wir auf biefe Weile das Weſen und damit andy ven Rechts: 
begriff der Enteignung eben fo wie den ber Entwährung im Anfenge 
unjerer Darftelung auf den Begriff und das Weſen der Gefellichaft 
zurüdführen, möge es uns geftattet fein, die Unmöglichkeit einer anderen 
Begründung diefes Begriffes kurz nachzumeifen. 

Man hat verfuht, unb zwar gleih von Anfang an, das Recht 
auf Enteignung in das Weſen des Staats zu legen; freilich gemöhnlid) 
ohne weitere Begründung einfach durch die Behnuptung, daß ter Stant 
das Recht habe, das Einzeleigentbum aufzuheben, wo feine Aufhebung 
eine Bedingung des „Öffentlihen Wohles“ fe. Nun ift es klar, 
baß fowohl der Staat als auch der Begriff des öffentlichen Wohles 
zunächſt auf der Grundlage aller Entwicklung, der unverleglichen und 
jelbftändigen Einzelperfönlichkeit, beruben. Die „Unfreiheit” und das 
Öffentliche Verderben beginnen eben da, two der Einzelne dem Ganzen 
gegenüber grundſätzlich als rechtlos und unfelbftändig gilt; weder Staat 
noch Öffentliches Wohl genügen daher, um ihre eigene Baſis, das freie 
und jelbftändige Individuum, um befientiwillen beide da find, desjentgen 
zu berauben, das fein Wefen ausmadıt, feine individuelle Selbſtändigkeit. 
Bon diefen Standpunkt ift daher Die Enteignung nicht zu erflären, 
wenn man nicht behaupten will, was man beweifen joll. Eben jo un 
Har ift die Berufung darauf, daß die Enteignung dadurch ein Hecht werde, 
weil Das Geſetz fie vorfchreibt. Abgejehen davon, daß Wort und Begriff 
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des Geſetzes nicht das Recht, ſondern nur der Gültigkeit defielben bebeuten, 
und man aufbören follte pas Recht mit dem Elemente der Gültigkeit zu 
vertvechfeln — jedermann weiß, wie viel Rechte es gibt und won jeber ge 
geben bat, bie niemals zum Geſetz geworben find — ift es Har, daß das 
Geſetz das rechtliche Weſen der Verhältnifie zum Ausdruck bringt, daß 
alfo das Iektere da fein muß, ehe das erfte erfcheint. Worin liegt alfo 
dieß rechtliche Wefen der Enteignung, das ich felbftändig muß finden fönnen, 
ſchon damit ich e3 durch das Gefe zum geltenden Recht machen fönne? 
Offenbar, die Thatjache, daß die Enteignung Geſezt ift, erklärt mir nict, 
wie die Enteignung ein Recht fein könne; und gerade das wirb geſucht. 

Es erfcheint dabei kaum ndtbig, ven Unterfchied zwiſchen der Ent 
eignung und den Steuern und fonftigen Leitungen der Einzelnen m 
den Staat noch ſpeciell nachzuweiſen; denn biefe beftehen aus Prä⸗ 
ftationen des Einzelnen, für welche der Staat jedem @inzelnen bie Be 
dingungen feiner eigenen Entwicklung, fo weit fie eben in der Gemein 
ſchaft liegen, berftellt, jo daß jeder die von ihm gezahlten Steuern ala 
eine allgemeine (Regie) Auslage für feine eigene Wirthichaft betrachten 
muß; der Staat verwaltet daher in ber That nur die gemeinfamen 
Leiftungen zum Beiten jedes Einzelnen. Bei der Enteignung dagegen 
handelt es fi um die Leiftung eines Einzelnen, ohne daß dabei fein 
eigenes Wohlergehen der Iehte Zweck war, fonbern das aller Anderen. 
Darin liegt der Unterichted der Enteignung von der Steuer, und nidt 
in der Gleichheit der letzteren gegenüber der Individualität ber erfleren. 
Denn es hat auch ſehr ungleihe Steuern gegeben, und Enteignungen 
haben ganze Vollagruppen umfaßt. Eben fo’ wenig kann man bie Ent 
eignung mit bem eigentlichen Nothrecht des Staats, dem jus eminens 
(f. unten) zufammenftellen, da es fich bei dem letzteren um bie Eriften 
des Staats felber handelt, bie für jeben eine unabweisbare Bedingung 
feiner eigenen Exiftenz if. So iſt jede Begründung der Enteignung, bie 
am legten Ort barauf beruht, daß das Einzeleigentbum am Grund und 
Boden durch die Berfünlichleit jelbft gegeben, unb mithin ein im Weſen 
ber letzteren liegendes Recht fei, ein unlösbarer Widerſpruch mit biefem 
Weſen des Rechts felber. Eine logiſche Auflöfung deſſelben ift nur 
da möglich, wo dieß Einzeleigentbum am Grund und Boden ſelbſt 
wieder das Ergebniß derjenigen Potenz ift, welche bie Aufhebung dieſes 
halben Eigentbums auf derjelben Grundlage fordert, von ber aus 
fie ſelbſt dieß Eigenthum erzeugt bat, der freien inbivibuellen Entwid⸗ 
lung Aller. Nur indem man erkennt, daß die ftaatäbürgerliche Geſell⸗ 
ſchaft dieß Einzeleigenthbum in Entlaftung, Ablöfung und Auftheilung 
hergeſtellt hat, kann man die Gonfequenz ziehen, daß fie auch be 
rechtigt fei, e8 wieder aufzuheben. Denn jede Geſellſchaftsordnung 
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erzeugt nicht bloß ihre, ihr eigenthlimlichen Eonfequenzen für die Drbuung 
bed Grundbeſitzes, ſondern mit bemfelben Rechte fordert fie auch, daß 
der von ihr gefchaffene Einzelgrundbeſitz feinerfeits die Bedingungen 
berftelle, auf denen fie jelber berubt. Und die wahre Nechtäbafis aller 
Enteignung ift es baber, baf fie als eine Bebingung für das Princip 
der vollen Entwicklung der flaatöbürgerlichen Gefellichaft, den freien 
individuellen Erwerb, erſcheine. Es tft daher gänzlich hoffnungslos, 
die Enteignung als einen Rechtsbegriff aus dem Weſen von Recht und 
Etaat entwideln zu wollen; und alle, welche auf diefen Standpunkt 
fiehben, find daher auch von dem Gefühl durchdrungen, daß, wenn 
überhaupt die Enteignung aus dem „Recht“ entftehen kann, das Recht 
felbft damit zuletzt zu Grunde gehen müfle, wie das noch neulich Hü 
berlin (a. a. D. unten) fo lebhaft gezeigt bat. Unfertiger wie Laſſalle 
kann man allerdings kaum fein, ber einerfeitö behauptet, daß bei ber 
Enteignung „von eines Rüdwirkung, von irgend welcher Kränlung er 
worbener Rechte gar nicht bie Rede fein könne“ (Syftem ber erivorbenen 
Rechte I. ©. 198), weil „ja das Individuum fi) und Andern nur in 
fo weit und auf fo lange Rechte fihern Tann, in jo weit und in jo 
lange die jeberzeit beſtehenden Geſetze diefen Rechtsinhalt als einen 
erlaubten anſehen“ (©. 194), und doch wieder ven Sat anerkennt, daß 
es „gegen das Recht Fein Recht gibt.“ Hier tft Alles Mar, bis auf 
Dat, worauf e8 anlommt, nämlich das „Recht“ felbft, denn dieß Recht 
liegt dieſer Theorie nicht im Weſen der Perfönlichkeit, ſondern in ber 
Anerkennung durch bad Gejek; die Gültigkeit des Rechts ift mit bem 
Weſen des Rechts verwechſelt. Daber hat Laſſalle fi die entſcheidende 
Frage gar nicht geitellt, welcher Natur denn ein eriworbenes Recht iſt, 
über welches fich überhaupt ein Geſetz niemals ausgeſprochen bat. 
Denn wenn das Geſetz die Bebingung tes Eriverbes bes Guts ift, und 
fehlt, aus welden Elementen bernus foll man denn das fo weder mit 
noch gegen das Gele, ſondern einfach ohne daſſelbe entitanbene Recht 
ertennen? Ergibt ſich aber das Weſen befielben aus der Perfönlichkeit, 
fo tritt derjelbe Gegenſatz auf, ver eben die Enteignung jo ſchwierig 
macht, der Gegenſatz zwifchen dem perfönlichen und dem gefeglichen 
Rechtsbegriff; und da genügt es wahrlich nicht, einfach dem Geſetze 
das Recht der Aufhebung bed perfönlichen Rechts zuzufprechen, weil 
„daB letztere gar nicht hätte erworben werden Zönnen, wenn bad 
fpätere Gefeß jchon dageweſen wäre.“ Denn damit würde es zuletzt 
gar fein gegenwärtige Net, aud nicht das aus einem Geſetze fol- 
gende, geben, weil immer ein anderes Geſetz Iommen Tann, welches 
das alte Recht und Geſetz aufbebt. Auf diefe Weiſe brebt fich bie 
Dialektik in einem unaufläslichen Cirkel: Das Eingeleigenthum ift fein 
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unaufbehbares Recht, weil es gar nicht hätte erworben werben Thnnen, 
wenn ber Erwerb nicht geſetzlich zugelaflen wäre; nun hat das Gefeh den 
Erwerb zugelaflen, unter der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, ihn wieder 
aufzubeben; der Grund, warum das Geſetz aber biefe mögliche Wieder 
aufbebung, die Enteignung, feithält, iſt der, daß das Einzeleigenthum 
twieber aufgehoben werben Tann. Das ift ein leerer Kreis. Wir werben 
daher auch von .diefer Seite auf die Duelle aller zeitlichen Rechtsbildung 
"bie Geſellſchaftsordnungen, zurückgewieſen. Wie die Sefchlechterorbnung 
das gemeinichaftliche Eigentum des Grundes und Bodens mit gleichen 
Recht ihrer Mitglieder, die ſtändiſche Drbnung bad körperſchaftliche mit 
organifcher Bertheilung der Benutzung defielben erzeugt, unter Auf 
bebung jedes Eingeleigentbumd, fo erzeugt ihrerſeits die ftaatöbürger 
liche Geſellſchafisordnung alle diejenigen Rechtsgrundſätze, melde vie 
volle Freiheit der individuellen Entwicklung zum Inhalt haben. für 
fie ift daher die Aufhebung des Einzeleigentbums an Grund um 
Boden Fein Widerfprud, weil das Einzeleigenthum felbft ihre eigne 
Conſequenz tft, und mithin in jebem Falle nur fo weit gebt, ala ber 
Grund es zuläßt, aus dem es jelbft hervorgegangen. Tritt es babe 
in Gegenfag mit jener freien individuellen Entwidlung, fo wird es eiw 
fach durch vieles höhere Prineip fo weit aufgehoben, als das lehtere es 
fordert, wie es hergeſtellt it eben durch feine Forderung ſelbſt. Und 
dieß iſt um fo klarer, als in demſelben Gedanken auch Die Gränge ber 
Enteignung liegt. In der That-nämlic bildet das Einzeleigenthum 
am Werthe niemald einen Gegenjab zu der allgemeinen Entwicklung 
fondern ift vielmehr das wahre Gebiet der vollkommen freien inbivibuelle 
Thätigkeit. Die Enteignung kann daher nie das Eigenthum am Werthe 
des Gutes aufheben, das heit der Werth muß dem Eigenthlümer in 
feiner  jelbftänbigen Geftalt, ala Gelb, zurüdgegeben, oder es muß der 
Einzelne entichäbigt werden; und barum mar es fo natürlich, dah 
bie meiften Theoretiler in der Entfchäbigung basjenige Moment fahen, 
das bie Enteignung rechtlich möglich mache, obwohl auch fie allerdings 
wie die Enteignung ſelbſt, nur eine Conſequenz bes Weſens des geick 
fchaftlichen Rechts einerſeits und des Werthes anbererfeits iſt. Es mf 
endlich die jüngfte Anficht berworgehoben werden, tweldye, obwohl fir 
mit dem fpeciftiichen Begriff der Enteignung eigentlich nichts zu them 
bat, doch als fittliche Baſis derjelben, wir möchten jagen halb in Ber 
zwweiflung über bie ganze Frage, aufgeftellt worden tft. Am ſchärfften 
bat viefelbe 3. H. Fichte in feinem „Syſtem der Ethik“ (Bo. IL. Abtb. 2. 
©. 76. 77) ausgeſprochen. Der Staat bat darnach das Recht „den 
Einzelnen durch Maßregeln der Gefekgebung und Verwaltung zur böchk 
möglichen Benügung bed Eigenthumes anzutreiben, * und dieß Princip 
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ift „nicht anders auszubrüden, als daß es fchon nach der gegenwärtig 
üblichen burchaus unentbehrlichen Praxis gar fein abſolutes Recht des 
Privateigentbums gibt.” Die Enteignung ift daher nicht mehr eine ganz 
beftimmte Berwaltungsmaßregel, welche eine ganz beitimmte Beringung 
der allgemeinen Entwicklung herſtellt, ſondern fie ift das höchſte Princip 
ber Bollawirtbichaftspflege felbſt. In ähnlicher Weile bat Röder, Grund 
züge bed Naturrechts (©. 556), den alten römilchen Sat „expedit rei- 
publicae, ve sua re quis male utatur“ aufgefaßt, und mit weiteren 
Beifpielen belegt. Ex bat nicht geſehen, daß dieſer Grundſatz ein Rechts⸗ 
princtp der Geſchlechterordnung ift, und ſich daher nur auf den Grund 
und Boden bezieht; Fichte aber bat überhaupt das Eigenthum bloß 
als den „burd das Hecht anerlannten und damit durch bie Bffentliche 
Rechtsmacht geichügten Beſitz“ aufgefaßt (S. 72 fi.) Es ift Kar, 
daß wir bier demſelben Widerſpruch wie bei Lailalle begegnen. Kommt 
jened Recht aus dem Weſen ber Perjönlichleit, wie lann e3 überhaupt 
„tein abjolutes Recht des Privateigentbums“ geben? Es gäbe ja dann 
feine Perſönlichkeit ald die der Gemeinſchaft — ungefähr die Laſſalle ſche 
Borftelung, die allervings den großen Fehler ver Hegel'ſchen Lehre 
trifft. Gibt. es aber eine ſolche, wie verhält ſich dann ihr Recht zu 
dem Gefammtwillen? Und follte wirklich die ganze Weltgefchichte, vie 
nie ohne Einzelperfönlichkeit und Eigenthum geweſen ift, jo entſchieden 
alles Wejen beider mißverſtanden haben? — Dffenbar läßt fih auf 
dDiefe Grundlagen, die das Eingelrecht überhaupt nicht anerkennen, 
auch Feine Lehre von der Enteignung des Einzelrechts bauen, jo wenig 
wie aus dem Begriff des Rechts das Recht auf Aufhebung des Rechts 
folgt. Biſchof (a. a. D. ©. 51) hofft, daß ſich das Fichte- Princip 
„unter einem reifen Gefchleht Babn brechen werde,“ während die 
Stahl'ſche Auffafiung an der Perfönlichkeit fo feft hält, daß fie wieder 
bie Enteignung an und für fi aufbebt (Philofopbie des Nechts, 
8. Aufl. Bo. II. $. 15 — 18). — Es ift Mar, daß Feiner dieſer Wege 
das Weſen derſelben zum Verſtändniß zu bringen vermag. 


U. Das Priucip des Enteigunugbrechts. 


Aus dieſem Weſen des Enteignungsrechts folgt nun auch das, 
was wir das Prineip deſſelben nennen. In dem Enteignungsrechte 
nämlich ftehen fich die gejellichaftliche Forberung an ven Einzelnen, fein 
Eigenthum aufzugeben, und das eben fo beftimmte Brincip der ftantör 
bürgerlichen Ordnung, daß dem Einzelnen die felbjtändige Unverleg: 
lichkeit erhalten werben folle, einander gegenüber. Das Princip des 
Enteignungsrechts ift nun der Grundfaß, der in diefer Beſchränkung des 
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Einzelrechts durch die geſellſchgftliche Entwicklung bie rechtliche und 
wirthſchaftliche Selbſtändigkeit des Einzelnen fo weit aufrecht hält, 
als dieß überhaupt für die Erreichung der gefellfehaftlichen Forderung 
möglich if. Aus dem Streben, das Gebiet diefer Beichränlung des 
Einzelrechts auf ihr Außerfted Maß zurüchzuführen, und dadurch bad 
zweite große Element ber ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft, ven freiem 
Einzelnen, zu erbalten, ergibt fih nun das, was wir bad Syftem 
des Enteignungsrehts nennen. Die Grundlage dieſes Syſtems if 
bemnad der Sag, daß ber Staat nie basjenige Gut nehmen darl, 
welches er Sich jelbft hätte eriwerben können, und daß er, wo er dal 
Gut nimmt, nie mehr nehmen darf, als für feine Aufgabe unabweis 
bar notbwenbig if. Das erfte fchließt Die Enteignung unbebingt and, 
fo lange ein freier Erwerb auch des nöthigen Gutes wirthſchafilich 
möglich if; das zweite erzeugt die Nothwendigteit, daB zu enteignende 
Gut erftlich genau zu beſtimmen, und zweitens in bemjelben nur bad 
zu: nebmen, was ber Staat ſich nicht ſelbſt ohne den Eigner gebe 
tonnte; das aber ift die Subſtanz bes Gutes, der Stoff deſſelben 
während das zmeite organtiche Element bes Gutes, der Werth ik 
felben, dem Eigner als Entſchädigung zurüdgegeben werben muß. An} 
diefen Momenten entfteht nun das Recht der Enteignung. 

Das Recht der Enteignung enthält und begeichnet demgemäß dr 
Gränye des individuellen Eigenthums, welche die Enteignung bei der 
Aufhebung vefielben aufrecht zu halten hat, Das Recht der Enteignung 
kommt daher weder im Begriffe bes Privatrechts, noch in bem ta 
Volkswirthſchaft zur Erſcheinung, ſondern es ſcheint vielmehr als bi, 
aus dem obigen Weſen der Enteignung fließende Gränze für diejenige 
Thätigleit des Staats, welche das individuelle Eigenthum wirklich nr 
zieht; und für biefen Begriff des Enteignungsrechts ift es mithi 
vor der Hand ganz gleichgültig, ob dieß Hecht ein geſetzliches, vera 
nungsmäßiges, oder bloß ein Recht an fich ift. Denn es wird, ba da 
Weſen der Sache felbft immer daſſelbe ift, auch ſtets immer das gleiche 
Recht fein; und dieß Recht ift mithin das Recht der Wiſſenſchaft. 

Allein eine weſentlich verfchievene Frage ift nun allervings bi 
ob und wie weit fich dieß Recht an fich durch das Zuſammenwirlken 
von Gefebgebung, Verwaltung und Wiſſenſchaft bereits zu einem 
geltenden Recht ausgebildet hat. Die Darlegung biefes Br 
ceffes des Werbens eines geltenden Rechts aus dem Recht am fich bildet 
dann die Rechtsgeſchichte des Enteignungsrechts. 
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II. Die Elemente der Geſchichte bed Enteignungsrechts. 


(Die drei Epochen. Die Epoche des dominium eminens und ber Regalität. 

Die Epoche des Verordnungsrechts mit dem Webergange in die bürgerlichen 

Wefetbliher. Die Epoche des Verfaſſungsrechts. Uebergang in die Berfafiungs- 
urfunden. Entſtehung der Enteignumgägefege.) 


- Wenn es richtig iſt, daß die Enteignung ein geſellſchaftlicher Mo⸗ 
ment und ihr Recht ein gefellfchaftliches Recht iſt, das nur durch bie 
Verwaltung verwirklicht wird, fo wird die Grundlage der Gefchichte des 
Enteignungsweſens zugleich in den großen Epochen der geſellſchaftlichen 
Entwidiung Europas verlaufen. Und in der That ift dieß wie bei dem 
Entlaftungs fo auch bei dem Enteignungsweien in fo ſchlagender Weile 
der Fall, daß dieſe Gefchichte ihrerfeits als ein keineswegs unbebeutender 
Beitrag zur Geſchichte der Gefellichaft erkannt werben muß. 

Es ergibt fih daraus zunächſt, daß von einer eigentlichen Ent- 
eignung unter der Gejchledhter- und Ständeordnung gar Feine Rebe 
fein Tann. Sie beginnt erſt da, wo die ftaatsbürgerliche Geſellſchafts⸗ 
orbnung ihrerſeits ſich aus jenen beiden Formen loszumachen beginnt; 
und auch bier findet fie ihre erfte und natlirliche Vertretung in ber neu 
entſtehenden Gewalt der Landesregierungen. Die unbebeutenden An- 
Inüpfungen an das Exrpropriationsrecht, die wir ald Spuren im römi- 
Schen Rechte finden, find von Wendt und fpäter von Häberlin an: 
geführt; die Pandekten⸗Jurisprudenz hat fie unverſtanden gelafien ; jeden⸗ 
falls find fie zu feinem jurifliichen Syſtem getvorben. Die Rechtslehre 
Europas konnte daher an dieſe Quelle bier nicht anfnüpfen. Sie mußte 
einen andern Weg einfchlagen. Diefer Ing vor im Gebiete bes dominium 
eminens, auf deſſen Geſchichte wir hier verweiſen; allein zu einem Bes 
griff und Rechte der Enteignung Tonnte dad dominium eminens nicht 
führen, und es ift gänzlich falfch, wenn Biſchof (S. 60) und zw 
Ieht Thiel (S. 1) ohne weiteres das dominium emiuens als Grund» 
lage oder gar Synonimum der Eixpropriatio der jpätern Zeit, oder als 
die Geſtalt derfelben in der Lehnsepoche anfehn. Denn ber weſentliche 
Unterfchied zwiſchen dominium eminens und expropriatio beiteht darin, 
daß aus jenem Recht ala einem Eigenthum des Krone zwar das Recht 
der Eigentbumsentziehbung, nicht aber das ber Entſchädigung folgen 


Iann. In der That flehen fich in dem dominium eminens die Krone. 


und der Einzelne nicht ala zwei Gleichberechtigte gegenüber, der letztere 
ift vielmehr ‚ber erfteren/unterworfen, und das dominium eminens ent» 
hält daher eigentlich gar nicht den Gedanken, daß ber dominus dem 
Andern deſſen Recht entziehe, fondern nur ben daß er fein eignes Recht 
gegen den Inhaber geltend macht, was ben Begriff der Enteignung 
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an ſich ausſchließt. (Vergl. oben die Dasftellung bes dominium eminene) 
Noch verkehrter ift es, wenn man mit Biſchof (S. 73) dieß dominium 
eminens mit dem jus eminens, dem Staatsnothrecht, oder gar mit dem 
alten Verordnungsrecht, der plenitudo summae potestatis zufammenftellt. 
Wir werden fpäter Gelegenheit haben, auf die leßteren zurüdzufommen. 
Die Enteignung beginnt erft da, wo nicht mehr die Krone und der Eir 
zelne, fondern der Staat als Einzelner dem Einzelnen in Beziehung auf 
einen Öffentlichen Bived entgegen tritt. Und eben deßhalb ift das Auftreten 
der dee der Enteignung aud von Anfang an mit bem Princip der Ext 
ſchädigung verbunden, was bei dem dominium eminens nicht der Fall iſt 
Das Gebiet nun, auf welchem in dieſem Sinne zuerft die Enteignung auf 
tritt, ift das ber Negalität, und zwar ſpeciell das Berg werksregal. 
Es ift nun allerdings Har, dab das Eigentbum des Staats an den 
Gütern unter der Erde nicht das Eigentbum an denjenigen Grund 
ftüden enthält, tweldde den Zugang und Abbau jener Güter möglid 
machen; dad dominium der erfteren gibt daher fein dominium an ben 
Ießteren, und die Regalität des Bergbaues enthält daher am ſich eben 
fo wenig ein Recht auf Enteignung der Grunvbefiter in der Lehnzzeit, 
als dieß im römifchen Hecht je der Yall war. Aber bier ließ das 
Recht auf den exfteren ſtillſchweigend das Hecht zur letzteren als ſelbſt 
verftänblich entitehen, ohne daß man fich über diefen Bruch bes Privab 
eigenthbums Nechenichaft ablegte. Im Bergwerksregal ericheint baber 
der erfte Sieg, den das vollswirtbicdhaftliche Unternehmen über bad 
Einzeleigenthum davon trägt; bie erfte Rechtsbildung der ftantsbürger 
lichen Geſellſchaft. Bergwerke können nicht betrieben werben, ohne ein 
Enteignung ver Befiger ver Dberfläde. So wie daher das Bergwerl# 
regal die Geftalt eines öffentlichen Rechts der Montan-Unternehmungen 
annimmt, entſteht auch der Öffentlich rechtliche Grundſatz, daß ber „Grab 
meifter” den Befiger in fo weit enteignen bürfe, als cr dieſes Befikes für 
den Bergbau unbebingt bebarf; fpeciell darf er Wege anlegen und Holj 
nehmen fürs feine Zwecke gegen Entſchädigung. Diefer Grundſah trit 
ſchon im 14. Jahrhundert im einzelnen Fällen auf, und wird dann mi 
dem 15. und 16. zu einem ziemlich allgemeinen Princip des beutichen 
Rechts. Wagner in feinem Corpus juris metallici hat dieß zuerft be 
merkt (Borrebe S. XI.) und Häberlin bat aus Wagners Sam 
lung den Grundfag nachgewieſen, daß, da man den Bergbau fehl, 
wenn er von Brivatperfonen auögeübt warb, „vermöge feines öffen® 
lien Nutzens als eine Öffentliche Angelegenheit anſah“ (S. 8) dem 
gemäß „vermöge der Regalität der Bergwerke jeber Grundbeſitzer ver 
pflichtet war, ven zum eigentlichen ‚@rubenban nöthigen Grund und 
Boden abzutreten” (S. 28), ein Satz, der fich dann gleichham ala felbi 
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verftändlich in ben Bergordnungen des 18. Jahrhunderts erhält und bis 
auf bie neuefte Zeit fortpflanzt. Dieſe Bergorbnungen (die bayerifche 
von 1784, die Joſephiniſche von 1781 und das preußifche allgemeine 
Zandredt Th. U. Tit. 16, bei Wagner ©. 389 ff., Häberlin 
©. 24—31) bilden eigentli das erſte Syftem des Enteignungsrechts; 
boch kommt bei demſelben weder Name noch Begriff der Expropriations⸗ 
rechte zur Geltung. Der Grund davon liegt offenbar in der Vorſtel⸗ 
lung, daß diefe Enteignungen noch nicht eben ein allgemeines ſtaats⸗ 
bürgerliches Nechtöverhältniß enthalten, - ſondern immer nur auf eins 
zelne, ganz Örtliche Unternehmungen angewendet werden, und baher 
den. Charalter des Ausnahmerechtd an fich tragen, und daher auch 
meilten® auf den Nechtötitel der Negalität zurüdigeführt werben. Diefer 
Standpunkt bleibt, als im 18. Jahrhundert daſſelbe Princip auch auf 
andere Berbältniffe, namentlich auf das Waflerrecht und fpeciell auf 
die Öffentliche Benugung von Flüffen und ſchiffbaren Gewäflern Ans 
wendung findet. Auch bier erfcheint allerdings der Grundgedanke der 
Mafferregalität. Allein die Gewäſſer find denn doch viel allgemeiner 
als die Bergwerfe, und die Anerfennung der Nothwendigkeit, eine Ent 
eignung als Bedingung für die Benutzung folcher Gewäfler eintreten 
zu laffen, nimmt daher gleich anfangs den Charakter eines Brincips 
der allgemeinen Enteignung an: Der Hauptvertreter dieſer Richtung 
ift Ch. Fritſch (Jus fluviatium, Jenae 1672); zu einem ausgearbeiteten 
Syſteme wird biefelbe erhoben durch Canerin, Abhandlungen von 
dem Waflerrecht (4 Bde. Halle 1789—1800), ein Werk aus jener gründ⸗ 
lichen Zeit, in der man nicht glaubte, dad Verwaltungsrecht ala Por 
lizeiwiſſenſchaft mit einigen allgemeinen Phrafen erledigen zu können. 
(Bol. Häberlin ©. 31.) Über au jegt noch kommt man noch nicht 
zu bem Begriffe und Recht einer eigentlichen Enteignung; man fieht «3 
den Schriftſtellern an, daß fie fich fcheuen, den Rechtötitel der Enteig⸗ 
nung in einem allgemeinen Grundſatz zu fuchen; ihre Kategorien find 
noch immer die des Privatrechtd; die flantsbürgerliche Verwaltung ift 
noch nicht durchgedrungen; es find noch die erften vereinzelten Schritte 
für die Herftellung eines allgemeinen Rechtsſyſtems, unb in biejer Ber 
einzelung der Anwendung des Enteignungsrechts weſentlich auf Grund» 
lage der Negalität beftebt der Charakter diejer erften Epoche der Ger 
ſchichte der Erpropriation. 

Allein fhon in der Mitte des 18. Jahrhunderts hat die ganze 
Auffaflung des Staats und feiner Aufgabe ſich eine neue Bahn ge 
brochen. Der Eudämonismus, die Idee, dab der Staat die Pflicht 
und mithin aud das Recht habe, die Bebingungen bes allgemeinen 
Wohles herzuftellen, wendet ſich jetzt ganz allgemein dem. Einzelrecht zu. 
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Die Idee des dominium eminens verſchwindet, aber die des Gtanti 
tritt an ihre Stelle. Die Verwaltung jener Zeit erkennt, daß fie, fol 
fie überhaupt ihre Aufgabe erfüllen, an den Schranken des Einyk 
befies nicht fliehen bleiben darf. Diefer Gedanke Liegt fchon unent 
widelt in dem Gegenjag zwiſchen den beiben Begriffen deö imperium 
und des dominium eminens, Wir Tönnen bier nur darauf aufmerfian 
machen, daß jene Idee des imperium in ber That den Staat und ſeine 
neue Stellung bedeutet, und ben Rechtstitel der Handlungen des Stants 
in dem ethiſchen Weſen derſelben fucht, während das dominium hie 


felben auf pas hiftorifche, feubale Obereigenthum zurüdführt, und damit . 


dieſes Recht auch da begränzt, two das Obereigenthum aufhört, wäh 
rend das imperium eine ſolche Grenze nur in der Idee bes Staates 
jelbft findet. Der Bater des wiflenfchaftlichen Begriffes des imperium 
it Hobbe3; von ihm geht berfelbe nad) Deutſchland hinüber, und 
findet feine Subftanz an dem belannten Gegenfat zwiſchen Kaiſer und 
Landesherrn; er erzeugt namentlich in der lebten Hälfte des 17. Jahr 
hunderts jenen heftigen Kampf, an beflen Spike die bebeutenbften pw 
bliciftifchen Schriften des 17. Jahrhunderts ftehen, der berühmtefte von 
allen, der noch immer nicht gehörig ausgenußte Hippolitus a te 
pibe: Diss. de ratione status in imperio nostro Romano-Germanice 


(Freiftadt 1647) und feine großen Nachfolger, ber „ Monzambano” ven 


Pufendorf und Leibnitzs Oaesarinus Furstenerius,. Die Anwen 
dung der in diefen großen publiciftiichen Schriften vertretenen Grunb 
fäße ber, in ber Idee des Kaiſerthums liegenden Idee des Staats auf 
fpecielle Rechtsfragen ift in einer Reihe von Schriften enthalten, dw 
Biſchof (©. 73) anführt. Die Harfte Auffaflung des ganzen Ber 
bältnifjes ſchon bei Multz (Repraesentatio Imperii p. 468): „Nemini 
suum auferendum, nisi cum inde universi plus utilitatie® praed- 
piunt, quam ille solus damnum patitur. Quod tamen ita commt 
nibus impensis resarciendum, ut ipsi sua quoque pars imputetur." 
Hier find die Elemente des Enteignungsverfahrens bereits im Weſend 
lichen angebeutet, jedoch immer nur theild als Theorie, theils als Aus 
nahmsfälle, dem Staatsnothrecht unterworfen (vergl. Biſchof ©. 63) 
Erft mit dem 18. Jahrhundert formuliren fich dieſe Borftellungen zu 
einem beftimmten, allgemeinen Princip, das zwar den Begriff des Rot 
vecht3 ober des jus eminens von dem der Enteignung noch nicht 
recht zu fcheiven weiß, aber über die Sache jelbft volllommen Har ik 
Am beiten wohl bezeichnet die damalige Auffaffung Kreitinayr (vergl 
Bayerische Stäbte und Marktordnung von 1748 bei Häberlin ©. 37) 
in feinen Bemerlungen zum Cod. Max. Bavaricus. Kap. vom Eiger 
thum (Th. 11. 6. 2.52). „Sm gleichen gehört das fogenannte dominium 
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eminens daher, kraft beiten die Landesherrſchaft ver Unterthanen 
Güter im Fall der Roth wegnehmen, und zum gemeinen Beiten 
verwenden Tann, denn, obwohl diefe Benennung, melde von Hugo 
Grotius auf das Tapet gebracht worden, etwas hart Hingt, und. in 
fonberheit zisifchen Hornio (de dominio eminente), dann Leysero (in 
Diss. de imperio contra domiaium eminens) großer Streit entftanden, 
fo läuft doch das Meiſte hierbei auf eine bloße Logomachie hinaus. 
Im Hauptmerkläugnet der Landesherrſchaft obverftandene 
Gewalt, fo weit fie in gehörigen Schranken bleibt, Niemand ab, 
liegt alfo im Weberreft nicht viel daran, mie das Kind getauft werde, 
und ob es eigentlih dominium eminens oder imperium heißen fol.” 
Es war eben ber Steg eines ganz neuen Princips über bie alte Bor 
ftellung, und biefes Princip findet nun in der Geſetzgebung am Schluffe 
des 18. Jahrhunderts eine ganz heftimmte, wenn auch nur noch all 
gemein gehaltene gejetliche Anerlennung. Für die Anlage von Wegen 
und Chauſſeen bereits durch Edikt vom 18. April 1792 in Preußen 
ausgefprochen, und in andern Wegeordnungen bes 18. Jahrhunderts 
angebeutet (Häberlin S. 37 — 89), wird es mit den beiben großen 
bürgerlichen Gefeßgebungen bes 18, Jahrhunderts, dem Öfterreichifchen 
bürgerlichen Geſetzbuche $. 365 und dem preußischen allgemeinen Lanbrecht, 
namentlich Tit. 11, ausdrücklich als allgemeiner Rechtsgrundſatz 
anerlannt. Damit fchließt die zweite Epoche. Es macht nicht viel 
aus, daß das erſie diefer beiden Gefegbücher karz, das zweite in feiner 
gewöhnlichen Weife breit ift; gemeinfam bleibt beiden, und mit ihnen 
der ganzeh deutſchen Jurisprudenz der Satz, daß jede Regierung das 
Recht zur Enteignung für den allgemeinen Nuten nad ihrem Ermefien 
gegen angemefjene Schabloshaltung haben jolle. 

Es ift nun wohl klar, daß in diefem Grundſatz zwar einerſeits 
die große Idee der Verwaltung zur Geltung kommt, daß aber aud 
andererjeitö damit das Einzeleigenthum-gegenüber dem fouberänen Ber 
waltungsrecht der Staaten faft als ſchutzlos erfcheint. Es liegt in jener 
geießlich formulierten Berechtigung bed Staats der Keim eines tiefen, 
die ganze ftantöbürgerlihe Geſellſchaft in ihrer erften Grundlage, ber 
Selbſtändigkeit des Einzelnen, beitändig bedrohenden Widerſpruchs. Die 
Berwaltung allein entfcheivet darüber, nicht bloß ob und was enteignet 
werden fol, ſondern eben fo gut über vie Zwecke, für welche die Ent: 
eignung ftgttfindet. Das Enteignungswejen beruht bier daher ganz auf 
der einfeitigen Auffafjung der Verwaltung, und wir nennen es bem- 
nad dad verordnungsmäßige Enteignungsredht, in formeller 
Unterfcheivung von der folgenven Epoche. Dieß Enteignungsrecht ift 
in der That eine ernfte Gefahr für den Stantöbürger. Denn bie 

Stein, die Berwaltungslehre. VII. 20 
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Grenze für jedes Eingeleigentbum iſt jet jener unbeitimmte und unbe 
ftimmbare allgemeine Then; der vagen Borftellung befielben beugt fh 
jeder Staatäbürger; aber menn jenes „allgemeine Wohl“ das Stactt 
bürgerthum in feiner materiellen Grundlage felbft, dem Befike, eigenb 
lich ohne alle Grenzen bedroht, fo ift in Wahrheit die Rechtsbildung 
der ftantsbürgerlichen Gejellihaft bei dem Punkte angelangt, wo fi 
ihre eigene Grundlage angreift, die Freiheit des Einzelnen. So orgamiſch 
und nothivendig daher an fich das Rechtsprincip ber Enteignung if, 
jo fordert e8 dennoch, einmal anerkannt, auch feine Grenze. Damit 
tritt denn die Epoche ein, welche aus dem rein verorbnungämäßigen ein 
Spftem bes gejegmäßigen Enteignungsredts bilden will, inden 
fie das Verfahren der Berwaltung bei der Enteignung geſetzlich formulirt 
und fomit bie große Frage zu löfen ſucht, wo auf jedem einzelnen 
Punkte jene Grenze zwiſchen den Forderungen bes „allgemeinen Wohles” 
und ber individuellen Selbſtändigkeit zu feßen fei. Und die Löfung dieſer 
Aufgabe bildet den Inhalt der dritten Epoche des Enteignungsrechts 

- Wir nennen diefe dritte Epoche wohl am beften die des ver 
faffungsmäßigen Enteignungsrehts. Denn die erfte Yorke 
rung diefer Zeit tft es, die Aufhebung des Einzeleigentbums nicht mehr 
von bem rein fubjeltiven Ermeflen der Behörde abhängig zu machen, 
fondern das ganze Enteignungsivefen zu einem gejetlichen Ber 
waltungsrecht zu. erheben. Erſt nachdem die abſtrakte Yorberung 
feftfteht, daß jede Enteignung auf Grundlage eines Geſe tze s geichehen 
möfle, tritt die zweite Frage ein, welchen Inhalt viefes Geſetz haben 
ſolle. Der Proceß nun, vermöge deſſen ſich aus jenem Princip eine 
ſyſtematiſche, das ganze Enteignungsweſen umfaſſende Gefekgebung ge 
bildet bat, bezieht ſich demgemäß zuerſt auf das Princip der Geſe 
mäßigkeit der Enteignung, dann auf die Entwicklung dieſes Princips 
zu einer foltematifhen Enteignungsgeleggebung. Demgemäk bei 
derfelbe zwei Hauptabichnitte, die zwar verfchievene Geftalt, aber bed 
im Weſentlichen denſelben Inhalt haben. Auch bier baber muß bei 
vollftändige Bild erjt durch die Darftellung ber einzelnen Rechtäbildungen 
in den einzelnen Staaten gegeben werden, was mir unten verſuchen 
werben. Dennoch ift es feine Frage, dab in wenig andern Gebieten 
des Verwaltungsrecht eine ſolche Gleichartigkeit der ganzen Rechts 
bildung finttgefunden bat, als bier. Und es ift daher zur richtigen 
Beurtheilung diefes michtigen Gebietes ber europäifchen Rechtsgeſchichte 
von entſcheidender Wichtigkeit, die allgemeinen Elemente und Stadien 
feiner Entwicklung feftzuftellen, ald den großen Hintergrund, auf welchen 
ſich die Individualität der einzelnen Staaten dann mit voller Klarheit 
abzeichnet. 
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Es liegt nun im Wefen der Enteignung, daß diefelbe da zuerft zu 
einem gejetlicden Recht wird, mo das principiell freie Staatsbürger⸗ 
thum bie Verwaltung des Staats fich gegenüber fiebt; in dem Gegen: 
fate beider entmwidelt fich erft das verfaffungsmäßige Enteignungsredht. 
Die franzöfifhe Revolution war es nun, welche einerſeits die ſtaats⸗ 
bürgerliche Freiheit, andererſeits aber auch die Gewalt und Berechtigung 
ber ftaatsbürgerlihen Verwaltung in Europa zuerft zum Bewußtſein 
brachte. Sie nahm daher den allgemeinen Grundſatz der Enteignung, 
wie fich derſelbe aus dem 18. Jahrhundert ausgebildet hatte, unbedenk⸗ 
lich auf; allein fie ftellt ihn nicht voran, fondern fie macht fein Gegen: 
theil, das individuelle Eigenthum, aus einem bisher unmittelbaren und 


nie beftrittenen Rechtsariom zu einem Grundſatze des verfaſſungs— 


mäßigen Staatsbürgerrechts. Sie fagt damit im Grunde nichts 
Anderes, als was niemand bezweifelt; aber indem fie biefes Eigen: 
thumsrecht zu einem Recht der Berfafiung erhebt, macht fie es noth- 
wendig, daß die wirkliche Enteignung nicht mehr Fraft einer Verord⸗ 
nung, fondern nur noch kraft eines Gefehes erfolgen könne. Darin 
liegt die Bedeutung der Gefchichte des franzöfifchen droit d’expropria- 
tion. Und diefem Borgange find die continentalen Staaten faft aus: 
nahmslos gefolgt. Schon die Declaration des droits de ' homme von 
26. Auguſt 1789 ſpricht, im weſentlichen Unterfchied von dem Stand: 
puntt des 18. Jahrhunderts, den verfafiungsmäßigen Grunbfaß ber 
fogenannten „Heiligleit des Eigenthums“ "aus. „La propriets étant 
un droit inviolable et sacrd, nul ne’ peut en ätre prive, si ce n'est 
lorsque la n&cessit& publique, legalement constatee, l’Exige evidemment, 
et sous la condition d’une juste et prealable indemnite* (art. 17; faft 
wörtlich wiederholt in ber Declaration von 1793, Art. 19). Der Unter: 
fchied dieſes Princips von dem bes 18. Jahrhunderts befteht in ber 
That nur in den Worten „legalement constatee,* Die Bafiz der Ger 
Ihichte des Enteignungsrechts ift von da an die Gefehgebung über bie 
Art und Weile, wie die „necessit publique* geſetz lich feftgejtellt 
werden fol; vie Bildung dieſes Rechts beginnt mit dem erften Expro- 
priationsgeſetz von 1810 und ſchließt mit bem definitiven Geſetze von 
1841. Die deutjchen Staaten haben genau denfelben Weg eingehalten; 
fait alle Berfafjungen baden mit beinahe mwörtlicher Wiederholung jener 
Artikel der Derlaration oder des Art. 545 des Code eivil jene Heilig: 
feit des Eigenthums feierlich anerkannt, zugleich aber meiftens nach 
demjelben Vorgange den Grundfat gleichfalls verfaſſungsmäßig auöge: 
ſprochen, daß bei Erforderniſſen des öffentlichen Wohles die Enteignung 
eintreten könne. Diele verfaflungsmäßigen Beftimmungen find nun 
mehr oder weniger ausführlich; am ausführlichiten bleibt in diefer ganzen 
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Epoche noch immer das preußifche allgemeine Landredit; im Großen 
und Ganzen aber ift e8 ber gemeinfame Charakter diefer Beſtimmungen 
daß fie den Grundſatz der Enteignung zum verfafſungsmäßigen Rodt 

- erheben, ohne jedoch ſchon eine eigentliche Enteignungsgejehgebung 
daran anzufchließen. Und die Entftehung biefer lettteren aus dem allge: 
meinen Princip des erfteren bildet nun ben Inhalt des zweiten Theiles 
diefer Geſchichte. 

Hier ift nun der Ort, den Charakter und die Entwicklung bieler 
‚eigentlichen Enteignungsgeſetzgebung und damit auch die Stelle zu be 
fimmen, welche biefelbe im Syſteme des öffentlichen Rechts einzu: 
nehmen bat. | 

Wenn nämlich einmal ver Grundſatz der Enteignung gefehlich aner: 
fannt ift, fo ift es Mar, daß die Anwenbung befielben auf den eingd: 
nen Fall Sache der vollgiehennen Gewalt if. Wenn daher über bie 
Art und Weife, mie hie letztere babei vorzugehen bat, Tein weitere 
Geſetz befteht, fo kann die Regierung nur auf dem Wege der Ber 
ordnung vorgehen. Dieſes Verordnungsrecht der Regierung beginnt 
nun, "wie e8 in ber Natur der Sache liegt, der Kegel nach mit der 
Verfügung für das Verfahren im einzelnen, concreten Yall. Die 
Gleichartigkeit folcher Fülle läßt dann aus den Verfügungen und ber 
aus ihnen entftehenden Uebung eine allgemeine Berorpnung: über 
das Verfahren bei der Enteignung entitehen, dem in den einzelnen 
Fallen nachzulommen iſt. Meiſt num werden foldhe allgemeine Berorb- 

"nungen für beftimmte gleichartige Kategorien erlaflen, namentlich für 
die Enteignung bei Eifenbahnen. Die Jurisprudenz nimmt dieſe Ber 
ordnung als geltendes Recht, und bildet daraus eine Theorie des Ent- 
eignungsrechts, ohne ſich weiter um ben Unterfchied von Geſetz und 
Verordnung zu kümmern. In vielen Staaten gibt es überhaupt noch 
feinen durchgreifenden Unterfchieb zwiſchen Gelehgebung und Verord 
nung; man läßt ſich einfach mit dem Begriffe des geltenden Rechts 
genügen, und geltendes Recht ift ja auch die VBerorbnung Für 
Deutihland ift daher die Zeit, melde der verfaſſungsmäßigen Aner 
fennung bes Enteignungsrechtes folgt, die Rechtsbildung durch das Ber: 
ordnungsrecht. Und bieß Verordnungsrecht ift jeinem Inhalte nach gar 
nicht Schlecht; im Gegentheil bat daſſelbe int Wefentlichen das ganze 
Syftem des Enteignungsrecht3 gründlich und tüchtig vorgebildet. Es 
muß baber die Frage entftehen, was denn nun noch eigentlich zu wär 
fchen fei, nachdem das Princip des Rechts gefehmäßig anerlannt und, 
die Ordnung für bie Vollziehung verordnungsmäßig feltgeftellt waren 
In der Antwort auf diefe Frage liegt eigentlich der Charakter ver 
jenigen Rechtsbilbung, in der wir und gegenwärtig befinden. 
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Diefe nun glauben wir mit Einem Worte bezeichnen zu können. 
Es joll aus dem verorbnungsmäßigen Enteignungsredht, unter beinabe 
vollftändiger Beibehaltung feines Inhalts, ein gefegmäßiges ger 
macht werden. Der Grund diefer Forderung wird nirgends Har aus 
geſprochen, ift aber dennoch unzweifelhaft. So lange jenes Recht näm: 
lich Verordnungsrecht ift, ift die Behörde ihrerſeits berechtigt, ftet3 neue 
Berorbnungen zu erlafien, und in jedem Falle nach ihrem Ermeflen das 
Verfahren zu ändern; und zweitens gibt e8 bei diefem Verordnungsrecht 
fein Klagrecht vor dem Gericht, fonderh nur ein Beſchwerderecht vor 
der höheren Behörbe. ft ein foldher Zuftand nun fchon überhaupt fein 
mwünjchenstvertber, fo ift er e8 am wenigften ba, wo es fi um Eigen 
thum und Befit handelt. Hier genligt es offenbar nicht, daß dad Ent- 
eignungsrecht principiell anerfannt jei, fondern es muß auch das Ver: 
fahren beftimmten Geſetzen untertworfen fein, und in biefer Geſetzmäßigkeit 
die Sicherung des Eigenthums gegenüber der Verwaltung gefunden und 
durch die Möglichkeit der Klage fanctionirt werden. Das ift die zweite 
Aufgabe der Rechtsbildung; erſt in dritter Linie erjcheint bie Detailaus- 
arbeitung ber einzelnen Punkte. Und die ganze gefchichtliche Entwicklung 
Deutichlands geht deßhalb dahin, eben dieſes Recht des Verfahrens Bei 
der wirklichen einzelnen Enteignung zu einem gefeglichen zu machen. 

Das Enteignungsrecht ift daher ein Gele für das Verfahren 
der Verwaltungsorgane bei den einzelnen Enteignungen. 
Es ift daher kein Zweifel, daß es feinem andern Nechtögebiete ala dem 
des innern Verwaltungsrechts angehört; und wie es im innern 
Zufammenhange mit der ganzen Entwährung fteht, iſt bereits oben 
nachgewiefen.. Diefer Proceß der Nechtsbilbung ift nun allerbings 
etwas verichieden in den verichiedenen Ländern Europas geftaltet; wir 
wollen verfuchen, menigitens die drei Grunbformen beffelben bier an: 
zufchließen. 


IV. Englands Enteigunngsreht. 
Die Lands Clauses Act 8. Vict. 18. 1845. 


Was bier zuerft England betrifft, jo müflen wir zunächft den Irr⸗ 
thum berichtigen, ven alle ung befannte Autoren über das Enteignung: 
vecht, und zuleßt wieder Thiel begehen, indem fie meinen, als babe 
England feine Enteignungsgefeßgebung. Allerdings ift es richtig, daß 
England das Princip der Heiligkeit des Eigenthums und eben fo wenig 
den Rechtsgrundſatz ber Enteignung für öffentliche Zwecke niemals an: 
erkannt und bis 1845 auch im einzelnen Falle nicht zugelaſſen bat. 
Wie aber daflelbe die Entlaftung, Ablbſung und Wuftheilung vom 
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- Continent bei fi) aufgenommen und in feiner Weiſe verarbeitet bat, fo 
bat es auch die Grundſätze ber Enteignung, noch dazu in faft gam 
gleicher Form bei fich recipirt, mie bie Geſetzgebung bes Kontinents, 
Nur muß man dabei von der Stellung des Parlaments ausgehen. Bir 
- Baben in der vollgiehennen Gewalt bereits auf das Weſen und bie 
Function des englifchen Parlaments als oberften Organes zugleid der 
Verwaltung und Geleggebung hingewieſen, und bemerkt, daß bie Be 
ſchlüſſe deffelben bei den Private Bills das Wejen von Geſetz und Ber 
ordnung fo innig vermiſchen, daß es unmöglich ift zu fagen, ob fe 
das eine oder das andere find. Man kann deßhalb jagen, daß in 
England jede Private Bill eine Special: Gefeßgebung ift; man kam 
aber auch fagen, daß fie eine Verordnung der geſetzgebenden Gewalt 
it, wie früher die VBerorbnungen der abfoluten Monardie. Doc ik 
ein ſolcher Streit werthlos. Gewiß ift gagegen, dab bis zum Sabre 
1845 gar fein allgemeines Geſetz über die Enteignung in England 
beitand. Allerdings hatte niemals eines ber englifchen Grundgefege „bie 
Heiligleit des Eigenthbums” ausgeſprochen, allein daſſelbe warb ohnehin 
aufrecht gehalten, und das Barlament, das, wie wir oben gejeben, es 
erit jpäter als felbft die Deutichen zu einer Entlaſtungegeſetzgebung 
gebräcdht, gelangte daher auch nicht zu der Anerlennung over Ausführung 
der Enteignung. Im Gegentbeil mußten alle Unternehmungen fi die 
erforderlichen Grundftüde felbft kaufen, und in den meiften Fällen war 
e3 für die Erzielung einer Private Bill, ſogar Grundfag, daß der bereit 
geichebene Erwerb ſchon nachgewieſen werben mußte, um nur bie Con 
ceffion vom ‘Barlamente zu erhalten. So hatte England bie auf dw 
neueſte Zeit nicht einmal das allgemeine Princip ber Enteignung aw 
erkannt, geſchweige denn ein Specialgejeß für Enteignung oder gar ein 
allgemeines Enteignungsgeſetz. 

Es iſt nun wohl jchwer zu jagen, ob es der ungeheure Aufichwung 
des Eiſenbahnweſens, oder auch bier das von England faft eben fo 
oft ſtillſchweigend als von Deutichland laut präconifirt nachgeahmte 
glänzende Beifpiel Frankreichs war, vermöge deſſen England ben erften, 
allerdings höchſt vorfichtigen Schritt aus feiner beichräntten Auffaflung 
beraus. that und fich eine Enteignungsgefeßgebung erſchuf. Das mar 
bie Lands Clauses Act von 1845,.8. Vict. c. 18. Rur war aud die 
wieder eine halbe, und die Einfeitigfeit derſelben hängt auf das Engſte 

mit der Stellung des englifchen Parlaments zufammen. 
j Hält man nämlih an der Unterfcheibung des Rechts der eigent 
lichen Enteignung ala Aufhebung des Eigentbums und des Rechts der 
Entfhädigung feit, fo ift der Zuftand des englifchen Enteignungsrechts 
in Folge diefer Land Clauses Act folgender. 
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Die Land Clauses Act hat nämlich das Recht, über bie Zuläflig 
leit von Unternehmungen zu enticheiven, welche der Erpropriation be 
bürfen, dem Parlament nach wie vor gelajjen, und dad ganze Ver: 
fahren zum Bivedle der Genehmigung einer ſolchen Unternehmung durch 
eine Private Bill ift demnach mit all feinen Schwierigkeiten, Koſten und 
faft unabfehbaren Weitläuftigleiten geblieben. Das Parlament agirt 
für ſolche Eonceflionen als oberfte Berwaltungsbehörbe nad) mie vor. 
Allein der Grundſatz, daß eine ſolche Parlaments: Conceflion erft dann 
gegeben werden dürfe, wenn bie erforderlihen Grundſtücke hereits er: 
worben feien, warb aufgehoben, und die Land Clauses Act entwidelte 
nunmehr in der ber englischen Geſetzgebung unfpitematifchen aber ge 
Ichäftsfundigen Weiſe zwei Principien. Erftlich daß eine gerichtliche 
Enteignung (durch justices ober jury) für das nöthige Land von Fall 
zu Fall vom Parlamente bewilligt werben Tann, und zweitens daß 
ein regelmäßiges Verfahren ver Entſchädigung in foldhen Fällen ſtatt⸗ 
zufinden habe. Es ift in dieſem Geſetze ein ftrenges Felthalten an dem 
ſpecifiſch⸗franzöſiſchen Princip nicht zu verfennen, nach welchem die höchſte 
oberfte Verwaltungsbehörde ven öffentlichen Nuten einer foldhen Unter: 
nehmung ausipricht, und im Namen befielben den Unternehmern das 
Recht verleiht, die beftehenden Grundſätze über Enteignung und Ent- 
fhädigung für diejenigen Grundftüde anzuivenden, deren fie bebürfen, 
während der Act der Aufhebung bes Eigenthbums wiederum von einem 
Gericht ausgeht, die Geſchwornen dagegen die Entſchädigungsbeträge 
beurtbeilen. Der Mangel eines Grundbuchsweſens hat dabei den ganzen 
Theil wegfallen laflen, der fich auf das Grundbuchsrecht der Enteignung 
bezieht. Andrerſeits bat England ftrenge feitgehalten an dem Recht, 
daß die Bewilligung zu diefer Enteignung der Land Clauses Act nie 
von der Regierung, jondern nur vom Parlamente ausgehen dürfe; ſelbſt 
in dem Gebiete, we es am näcften lag, bie Sache der competenten 
Behörde zu überweifen, in dem Gebiete bes Eifenbahnbaues. Denn die 
neueſte Rail ways Construction facilities Act 1864 (27. 28. Viet. 121) 
gibt allerdings dem Board of trade das Recht, Eifenbahn : Eonceffionen 
einfeitig ohne Private Bill zu extheilen (d. h. das Certificate zu geben), 
allein das board of trade hat nicht das Recht, der Unternehmung bie 
. Rechte der Land Clauses Act, das ift, das Recht ver Enteignung zu 
geben, fondern die Unternehmer müfien, ebe fie um das Certificate des 
board of trade einlommen, nachweifen, daß fie alle Grundftüde, bie 
erforderlich find, bereits gefauft haben (Art. 6). Nur die Erleich⸗ 
terung ift ausbrüdlich gewährt, daß wenn das Certificste von dem 
board of trade nicht ertheilt wird, die Raufverträge in Beziehung auf 
die Grundftüde nicht gültig fein follen (Art. 52). Selbit da, wo die 
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Aufnahme der ganzen Land Clauses Act in eine ſolche Sonceffion, wenn 
fie Durch den board of trade geſchieht (incorporation of the land clauses 
act with the certificate), geichehen ift, wirb genau beftimmt, daß alle 
Grundfäte, welche die Land Clauses Act über die Enteignung enthält 
(Art. 16—68), nicht in das Certificate aufgenommen fein follen (Art. 23). 

Dieß iſt der Standpunkt bes englifchen Enteignungsrechts. Da die 
fpeciellen Grundſätze weſentlich mit dem franzöſiſchen übereinſtimmen 
ſo können wir ſie einfach in das folgende Syſtem aufnehmen, Es iſt 
aber kein Vorzug für England, daß es auch hier ſeinen geſetzgebenden 
Körper mit ſolchen verwaltungsrechtlichen Functionen betraut hat; nicht 
bloß daß die Klagen über die unerhörten Koſten ber Conceſſionserwerbung 
in derfelben unvernünftigen Weife fich fteigern, tie bei den Gemeinheits 
theilungen, auch das ganze Eiſenbahnweſen leidet unter dieſen Verhälb 
niſſen, wie wir ſpäter bei der Darſtellung des Communicationsweſent 
zeigen werden. 


V. Fraufreichs Expropriationdgeſetzgebnug. 


Es iſt nun wohl gar fein Zweifel, daß, während Deutſchland zuerft 
das allgemeine Princip der Enteignung anerkannt und es bereits im 
18. Jahrhundert formulirt, Frankreichs Geſetzgebung nicht bloß zuerſt 
dem Enteignungsweſen ſein verfaſſungsmäßiges Recht, ſondern auch feine 
erſte organiſche Geſetzgebung gegeben bat. Der Gang dieſer franzöſiſchen 
Geſetzgebung auf dieſem Gebiet aber bietet mehrfaches, nicht geringes 
Intereſſe. 

Nachdem bereits die Déolaration des droits den Grundſatz ber 
Heiligfeit des Eigentbums neben dem ter Enteignung auf gefehlichem 
Wege ausgefprochen, formulirte der Code civ. das eigentliche Ent 
eignungsrecht im Art. 545 befanntlid dahin; „Nul ne peut ötre con 
traint de c&der sa propriet&, si ce n'est pour «ause d’utilit& publi- 
que, et moyennant une indemnit6 pr&ealable.* Das große Geſetz vom 
16, September 1807 entioidelte biefen Grundſatz zuerft zu einer für 
lichen Gejeßgebung über das ganze Enteignungsweien; jeboch ift das 
leßtere bier noch nicht ein eigenes, jelbftändiges Gebiet des Verwaltungs 
rechts. Das Gefeh vom 16. September 1807 ift vielmehr das eigentliche 
Landeseultur⸗Geſetz des Kaiferreiches, und in ihm erfcheint bie Ent 
eignung im T. XI als eine Maßregel der Landescultur, namentlich 
bei Entwäflerungen, Eindeichungen, felbft bei Mühlen und Werkftätten: 
zugleich wird die Enteignung zum Zweck der Anlage von Wegen, Sand⸗ 
und Kieögräben zum öffentlichen Gebrauch u. ſ. w. als rund der Ent: 
eignung anerlannt. Es ift dieß Gefe der erfte große Verſuch, ſich 
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über Weſen und Umfang der „utilité publique* Har zu werden. Die 


Nothiwendigleit der Enteignung wird noch durch die Ingenieurs des - 


ponts et chauss6es feftgeftellt; die Entſchädigung geht vorauf. Das 
Geſetz vom 30. März 1831 bezog ſich weſentlich auf die Enteignung 
zu militäriſchen Zwecken, und gehört durch den Nachdruck, den es auf 
die „urgence* legt (Art. 2), bereit? zum Theil dem Staatsnothrecht 
an. Weſentlich ift, daß dieſe Rothiwenbigleit durch die Ordonnance 
royale auögeiprochen werben muß; das Geſetz von 1831 ift daher der 
Punkt, auf welchem ſich das Element des verorbnungsmäßigen Ent- 


eignungsrechts von dem gefegmäßigen fcheivet; und die folgenden Geſetze 


haben damit bie Aufgabe, biefe Scheivung burchzuführen, und darauf 
das eigentlich franzöſiſche Enteignungsrecht zu begründen. Dies geichieht 
durch das Geſetz vom 7. Juli 1833 und dur die Ordonnance vom 
18. Februar 1834. Das Geſetz von 1833 nämlich enthält bereits das 
ganze Suftem des gefelichen Enteignungsrechts ; die Verordnung von 
1884 dagegen beftimmt das Verfahren der Behörde, und den Antbeil, 
den diefelbe an der Enteignung zu nehmen hat, wozu noch die Orbonnanz 
vom 23. Auguft 1835 Binzugerechnet werben muß. Die Beitimmungen 
des Geſetzes von 1833 werben dann in dem großen Geſetz vom 3. Mai 
1841, dem eigentlichen Enteignungsgejehe Frankreichs, mit mehreren 
Modificationen revidirt und cobifieirt, und biefes Geſetz ift jekt das 
geltende Recht Frankreichs. Die Erpropriationsgejeßgebung des übrigen 
Europas hat fich theils bereit an das Gefetz von 1833, theil® an das 
von 1841 angefchloflen. Der Charakter diefer Geſetzgebung ift einfach. 
Wir heben ihn hervor, meil er feinerfeits das natürliche Syſtem bes 
ganzen Einteignungsrechts begrünvet. Das Enteignungsverfahren* zer: 
fällt darnach in drei Abtheilungen. Das erfte Stadium beffelben ent- 
hält die Feftftellung des „utilit6 publique* für das Unternehmen, das 
der Enteignung bevarf; und dieſe wird entweder durch ein eigenes 
Geſetz (Gejek von 1833 und 1841 Art. 2), oder durch eine Verordnung 
bes Königs (Orbonnanz von 1834 Tit. II und Geſetz von 1833 und 
1841 bei Departementalivegen, Drbonnanz von 1835 mit beftimmten 
Formalitäten auch bei Gemeindewegen) ausgeſprochen. Das ziveite 
Stadium ift die Feititellung der zu enteignenden Befigungen, auf melde 
dann das gerichtliche Enteignungsurtheil folgt. Das dritte iſt die Ver- 
theilung der Entichäbigung Man darf fagen, daß in ber That im 
Großen und Ganzen damit dad Enteignungsrecht erichöpft ift; der 
deutichen Rechtsbildung blieb nichts anderes übrig, als fich berjelben 
im Weſentlichen anzufchließen. 


x 
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v1 Das Enteiguungäeett in Dentſchlaud. Charakter des gegenwärtigen 
Auftandes, 


Dennoch ift bei aller Gleichartigkeit in Weſen und Princip dieſe 
beutfche Rechtsbildung weder der franzöfifchen gleich nachgefolgt, noch 
auch iſt ſie ſelbſt in Form und Umfang gleichartig. Und das hängt 
wieder mit dem ganzen: Öffentlichen Hecht ber vollziehenden Gewalt in 
Deutichland zufammen. | 

Während nämlich alle deutſchen Staaten das Rechtsprincih der 
Enteignung und der Entſchädigung als ein unzweifelhaftes anerlannten. 
war beinahe ausnahmslos der Unterſchied zwiſchen Geſetz und Verord 
nung und mithin die Frage nach Aufgabe und Gränze des geſetz— und 
bed verorbnungsmäßigen Enteignungsrecht3 nicht zur Entwidlung ge 
diehen. Namentlich in ven beiden Hauptſtaaten, Deſterreich und Preußen, 
gab es überhaupt bis 1848 feine VBerfafjung, alfo auch fein Gefeh, un 
man hatte daher weder Luft noh Willen, den franzöfiichen Unterſchied 
zwiſchen loi und ordonnence auf das Enteignungsrecht anzuivenden. 
Da nun aber die andern Staaten — der Süden feit 1818, die Mitte 
und ein Theil des Nordens feit 1830 — zu wirklichen geſetzgebenden 
Körpern gelangt waren, ſo konnten dieſe Staaten auch die Enteignungk 
geſetzgebung bei ſich weiter ausbilden. Allein diefe Ausbildung tar, 
da man auch hier vielfach über das Weſen und Recht von Geſetz und 
Verordnung unklar blieb ober bleiben wollte, eine fehr verfchiedene. Man 
kann daher allerbings die beiden oben bezeichneten Perioden in ben 
deutfchen Staaten recht wohl unterfcheiden, die Periobe des Principi 
und- die der Durchführung des geſetzlichen Enteignungsrechts; allein ber 
Entwillungsgang iſt dennoch ein ſehr verſchiedener. In einigen Staaten 
blieb man ganz bei der allgemeinen Anerkennung des Enteignungsrechts 
ftehen; namentlich in Defterreih und Preußen, deren bürgerliche Gele 
bücher auszureichen fchienen. Hier behielt die Regierung baber auf 
ſchließlich das Recht der Genehmigung der Enteignung in ihrer Hand 
und leitete das Berfahren gleichfalls auf dem Wege der Verordnung 
In den Staaten ber erften Verfaflungsperiove (Bayern, Berfaflung 
1818 $. 8 Abf. 4, dem die Verorbnung vom 14. Auguft 1815 vonuf 
geht, Württemberg 1819 8. 30, Baden 1818 8. 14 Abſ. 4, Helfer 
Darmftadt 1820 $. 27) wird verjelbe Grundfag, den das Allgem . 
Preuß. Landrecht Tit. 17 und das Defterreichifche bürgerliche Gefehbuc 
Art, 345 außjprechen, zwar in die Verfaſſungen aufgenommen, allen 
von einer Aufrufung des Geſetzes oder von einer Beſtimmung ber 
gerichtlichen Funktion neben der der Regierung ift anfänglich noch gar 
keine Rebe; man erkennt deutlich, daß diefe Gejeßgebungen noch ziemlich 
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ohne Bewußtſein über das wahre Weſen dieſes Rechts geblieben, und 
nicht weiter find als jene bürgerlichen Geſetzbücher. Die Sulirebolution 
und das franzöfiiche Exrpropriationsgeieh von 1883 greifen alsdann 
allerdings maßgebend hinein. Diejenigen Staaten, melde nad 1830 
zu Verfaſſungen gelangen, nehmen das Princip ver Exrpropriation in 
ihre Berfaffungsurfunden auf (Sachſen 1831 8.31, Braunſchweig 
1832 $. 33, Altenburg 1832 $$. 54. 55, Hannover 1840 $. 85). 
Selten ift die Unklarbeit, die über Begriff und das Weſen der Geſetze 
herricht, deutlicher berborgetreten, als hier; namentlih tft der $. 35 
der bannoveriichen Verwaltungsgeſetze bezeichnend, die „Behörden“ follen 
nach dem „Gelee“ urtheilen, wenn ein foldjes über (beftimmte) Ent 
eignunigen vorhanden ift; befteht ein foldhes Geſetz nicht, fo enticheibet 
bie obere Bertvaltungsbehörbe, gegen Recurs an das Miniſterium bes 
Innern, von diefem an den König. Wenn aber bie Behörben gegen 
ein beftehendes Geſetz enticheiven, fo ift offenbar auch nichts anderes - 
übrig, als diefer „Recurs.“ Wozu ift dann in der That ein Geſet 
vorbanden? Daß die Gerichte in ſolchem Falle über die Action der 
Behörden zu enticheiden haben, das fiel niemanden ein. — Reben dieſer 
‚Öruppe von abitralt-verfaffungsmäßigen Expropriationsbeftimmungen 
— es wird uns mohl der Ausorud bier geftattet fein — erzeugt num 
aber einerjeitö das franzöfiiche Geſetz von 1833 eine förmliche Geſetz⸗ 
gebung für die Enteignung, und antrerfeitd tritt mit dem fich ent 
widelnden Eiſenbahnweſen die Nothwendigkeit ein, gewiſſe allgemeine 
Grundfäße wenigftens für die Anlage von Eifenbahnen qufzuftellen. So 
entftebt jet allmählig diejenige Geftalt des geltenden Expropriations⸗ 
rechts, die wir als die noch gegenwärtig geltende bezeichnen müflen. Das 
Princip wird aud nad 1848 in allen Berfaflungen abftraft aner⸗ 
fannt, oft mit den Zuſätzen ber erſten Rechtsbildung, mie fie fchon im 
Preuß. Allgem. Landrecht gegeben ift (Preußifche Verfaffung 1850 Art. 9, 
Heſſen⸗Kaſſel 1852 $. 22, Coburg:Gotha 1852-8. 49, Divdem 
burg 1851 Art. 60, Schwarzburg⸗Sondershauſen 1 49 8. 88, 
Anhbalt:Bernburg 1860 8. 41, Neuß 1852 8. 24, Lübeck 1851 
$. 53, Bremen 1854). Eine jelbftändige Ausführung zu einem all» 
gemeinen Enteignungsgefeße (im oben angeführten Sinn) geben zuerft 
Großherzogthum Heffen, Exrpropriationsgefeß vom 6. Juni 1821 
(nad) dem franzöfifchen Geſetz von 1810, mit Anwendung auf Provinzials 
ſtraßen, Geſetz vom 12. Det. 1830, und auf Privat: Eifenbahnen, Geſetz 
vom 18. Juli 1886), Königreich Sachſen, Geſetz vom 3. Yuli 1836, 
Baden, Erpropriationsgefeh vom 15. Juni 1835, Frankfurt 1886, 
Bayern 17. Rov. 1837. Specielle Enteignungsgefete erfcheinen da⸗ 
gegen in Breußen und Defterreidh, und zwar für die Eifenbahnen 
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in den erften Eifenbahngefehgebungen Preußen 1838, Defterreid, 
Eifenbahngejebgebung von 1851 und 1854). Dieß ift im Weſentlichen 
der Zuſtand des geltenden Rechts ver Enteignung in Deutichland. E⸗ 
iſt kein Bmweifel, daß von einer felbftändigen deutſchen Gefeßgebung hir 
noch Teine Rebe ift; mit Ausnahme von Sachſen⸗Meiningen (Enteig 
nungsgeſetz vom 28. März 1855) hat fich bisher unjeres Wiſſens kein 
Staat mit diefem wichtigen Gebiete ernftlih befaßt, nicht einmal die 
franzöfifche Geſetzgebung von 1841 hat dazu angeregt. 

Bon um fo größerer Bedeutung jollte dagegen die Literatur dei 
Enteignungswefens fein, indem fie den Mangel der Geſetzgebung erjehte. 
Indeß bat biejelbe offenbar noch feine Heimath gefunden, weſenilich 
wohl deßhalb, weil man die Natur des Enteignungsrechts nicht Har 
genug erlannte und daher die esite Vorausfegung jeder größern Arbeit, 
das Beiwußtfein von dem Punkt, wo fie fih an das Ganze anſchließt 
nicht gefunden ward. Wir werben daher auch wohl erft dann ein 
greifende Werke darüber befigen, wenn wir ben leitenden Gedanken bei 
ganzen Rechts da fuchen, wo er allein zu finden ift, in ber Lehre vom 
Berwaltungstecht, und zunächft in feinem organifchen Zuſammenhange 
mit ber ganzen Entwährungslehre. Die beutiche Literatur hat biäher 
von Frankreich auf diefem Gebiete faft Alles empfangen, Geſetz und 
Theorie zugleich; mas wir Frankreich zurüdzugeben haben, ift der höhere 
biftorifche und ſyſtematiſche Geſichtspunkt; und dazu an unferem Theil 
beizutragen, war die eigentlidhe Hauptaufgabe des Folgenden, währen 
wir eine Erichöpfung des Gegenſtands mohl auf eine eigene Arbeit ver: 
weiſen muſſen. 

Es darf uns demnach nicht wundern, wenn wir das Enteignungs 
recht in der deutſchen Literatur an vielen Stellen zugleich finden. Man 
muß die Enteignungsliteratur ſuchen theils in einzelnen heimathloſen 
aber ſehr guten Abhandlungen, theils in der Darſtellung des territorialen 
öffentlichen Rechts, theils in wir möchten ſagen gelegentlichen Anfül- 
rungen bei Juriſten und Rationalölonomen, wie bei Befeler mb 
Gerber (Deutihes Privatrecht), Klüber (Deffentliches Net), Rau, 
Roſcher u. a. Die beiven erften Gruppen weiſen folgende Arbeiten auf. 

Das Hauptwerk ift noch immer v. Wendt, Neueſter Exrpropriation# 
Codex over vergleichende Darftellung der michtigften (?) älteren und 
neueren Geſetze und Verordnungen über Enteignung, Kanal: und 
Straßenbau, Eifenbahnbau u. |. w. (Nürnberg 1837). Da ſeitdem mit 
Ausnahme Bayerns keine beveutenden Geſetze erfchienen find und die 

Verfafjungen von 1848 ſich mit der principiellen Anerkennung des 
- Rechts genügen laſſen, fo befiten wir in Wendts Arbeit ein faſt 
vollftändiges Material, das freilich nur den juriſtiſchen Standpunkt zur 
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Geltung bringt, und natürlich weder die preußifche noch bie Öfterreichifche 
Eifenbahnenteignung, noch das franzöfifche Geſetz von 1841 Tennen 
fonnte. Die umfaflende Arbeit von W. Goldmann, die Geſetzgebung 
des Großherzogthums Heflen in Beziehung auf Befreiung des Grund 
eigenthums u. f. iv. (1831, mit Fortfehung 1841), bat ſich leider auf das 
Enteignungsrecht nicht meiter eingelafien. Die Entlaftungs: und Ab⸗ 
loſungsgeſetze find bier vollſtändig bis 1841 mitgetheilt. 

Die erfte eingehende Behandlung ift ber Auflak von Treichler 
(Beitichrift für deutiche Rechtswiſſenſchaft XII, ©. 123— 166) „Ueber 
zwangsweiſe Abtretung von Eigentbum und andern Rechten” (Expro- 
priation). Sehr kurz find bie Heinen Abhandlungen von Mittermaier 
(Staatslexikon. 2. Aufl. B. V.) und Bopp (Exrpropriation), Weiske's 
Rechtslexikon B. IV und der Art. „Erpropriation” im Staatswörterbuch 
von Bözl, Br. 3. Gründlih und umfichtig, aber auch weſentlich 
juriſtiſch gehalten ift die Arbeit von Häberlin (Die Lehre von ber 
Zwangsenteignung, Arch. für civ. Praxis B. XXIX, Heft 1 und 2), ber 
zuerft die Zwangsenteignung des alten Bergregal3 zur Geltung gebracht 
bat. Kaleſſa bat in der Zeitfchrift für öſterreichiſche Rechtswiſſenſchaft, 
1846, II, ©. 470, mehrere einzelne Fragen in feinen „Betrachtungen 
über Exrpropriation” namentlich in Bezug auf das Entichänigungs: 
verfahren behandelt. Die Abhandlung von Dr. H. Biſchof („Das 
Nothrecht der Staatsgewalt in Gelebgebung und Regierung” in Linde 
Archiv für das äffentliche Hecht des deutichen Bunbes, 1860, B. UI, 
Heft 3) hat das Enteignungsrecht nur ala Theil und Moment des Noth⸗ 
verordnungsrechts, das ift ald Beantivortung ver Frage aufgefaht, ob 
unb wie weit die. Regierung in Rotbfällen das Recht habe, die An⸗ 
wendung von Gefegen durch ihre Verordnung aufzuheben; die ganze 
gründliche aber fuftemlofe Arbeit hat 168 Seiten; Enteignungsredt ift 
©. 47-57 behandelt. Was Mayer in feinen „Grundſätzen des Ber 
waltungsrechts“ (1862, 8. 102) fagt, ift viel zu kurz und unklar, um: 
brauchbar zu fein. — Erft mit der wiflenfchaftlichen Eifenbahnliteratur 
wird das Expropriationsrecht ernftlicher behandelt. Freilih nur mit 
fpecieller, oder doch vorwiegender Nüdficht auf ven Gifenbahnbau. Hier hat 
v. Reden (bie Eiſenbahnen Deutſchlands, 1843) das preußiiche (1838), 
bayriſche (1837), ſächſiſche (1835) und babifche (1835) Enteignungsgelet 
wörtlich mitgetheilt, bis W. Koch in feinem grimblichen Werte „Deutſch⸗ 
lands Eifenbahnen, Verſuch einer ſyſtematiſchen Darftellung der Rechts⸗ 
verhältnifie aus der Anlage und dem Betriebe derfelben” (1858, 2 Bde.) 
im 1. Bd. (S. 8-—133) eine vollftändige Bearbeitung des Enteignungs: 
weſens gegeben bat. Wir bebauern nur, baß diefe jchöne und gründ⸗ 
liche Arbeit für die Rechtswiſſenſchaft offenbar halb verloren gegangen 
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ift, da weder Biſchof noch Thiel fie gelannt haben; wahrſcheinlich 
weil Koch die Enteignung nur als Theil des Eiſenbahnrechts auffakt, 
was jedenfalls nicht ausreicht. Das letztere gilt in noch höherem Grade 
von der Behandlung der Sache in Beſchorner, „das deutſche Eiſen 
bahnrecht mit befonderer Berüdlfichtigung des Actien. und Expropriationd 
rechts,“ gleichfalls 1858 (Abth. III, ©. 42 ff). Ein paar Abhand⸗ 
lungen von Michaelis in Fauchers BVierteljahrsichrift (1866, 1.9.) 
über Eifenbahnen und Exrpropriationen halten fich ſehr in allgemeinen 
Sägen, obne auf die Sache felbft einzugehen. Das neuefte Werl 
Ad. Thiel „Das Erpsopriationsredht und das Exrpropriationsverfahren,” 
1866, ift die ausführlichfte Behandlung des Gegenftandes; es tft aber 
nicht zu verlennen, daß die ſyſtematiſche Ordnung und Beherrſchung dei 
Stoffes neben fcharfer juriftifcher Grünblichleit in den einzelnen Fragen 
fehlt, während merkwürdiger Weile jede Berüdfichtigung der Literatur 
mangelt, und eben fo jede hiſtoriſche Aufklärung; namentlich vermißt 
man mit Verwunderung jede Bergleichung mit ben deutfchen Enteig 
nungögefeben. Gemeinfam tft diefer ganzen Literatur, daß fie ben 
Zuſammenhang der Enteignung mit der Entwährung nirgends erfennt 

Was nun die zweite Iiterariiche Gruppe betrifft, jo erfcheint das 
Erpropriationsrecht hier allerdings in vielen Territorinlvechten ; natürlich 
aber find die Angaben meift kurz und ohne inneren Bufammenbang 
mit den verwandten Gebieten. Nachdem Klüber im öffentlichen Rech 
des deutichen Bundes $. 55% die Erpropriation in daß öffentliche Recht 
aufgenommen, folgte zunächſt Mohl in feinem württembergifchen Staatk 
vecht, der die „ Abtretung” in dem Verfaſſungsrecht noch als eine „Eier 
ftellung wohl erworbener Rechte gegen Eingriffe des Staats” be 
handelt (unter Allgem. Staatöbürgerrecdht 1, $. 76). Ihm folgt 8. 6, 
Weit, Syſtem des öffentlichen Rechts im Großherzogthum Heſſen 
(183%); bei ihm ift die Enteignung eine „bürgerliche Pflicht der Heſſen 
„zu dinglichen Leiftungen” ($. 75). Pözl bat dann im bayriſchen 
Berfaffungsreht die „Zwangsabtretung“ ala fpeciellen Theil der 
„Sicherheit des Vermögens“ behandelt; die genauere Entwidlung bed 
bayerifchen Gefeges von 1887 bei Dollmann (Gefehgebung Bayerns). 
Stubenrauc gibt in feiner öfterreichiichen Verwaltungsgeſetzkunde nur 
ganz kurz die für Eifenbahnen geltenden Beſtimmungen (II, ©. 722). 
NRönne ftellt das preußifche Syftem der einzelnen Beitimmungen wieder 
unter die Kategorie der „Freiheit und Sicherheit des Eigenthums” 
(11,8. 94). Zöpfl, deſſen Grundſätze des gemeinen deutfchen Staatsrechts 
im Grunde nur Excerpte der Territorialvechte find, bat das Enteignung® 
recht an brei Stellen zugleich behandelt und viel Material zuſammen 
gebracht, freilich faft nur aus den Berfaflungsurfunden, 8.295, $. 433, 
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434 und $. 489. Wan ift ſich alfo weber über Umfang 'noch über bie 
Stelle einig, melde das Enteignungsredht einnimmt, und hält noch 
immer an Mohls Auffafjung feit, der es zuerft in die Verfaflung ge 
bracht hat. In der That aber müflen wir feithalten, daß bieje ganze, 
neben den Arbeiten über das Entlajtungswejen höchſt bürftige Literatur 
erft ibre natürliche Entwidlung finden wird, wenn man ihr ihre natür⸗ 
liche Stellung im Verwaltungsrecht zuweist. 


VII Syſtem des Enteignungsrechts. 


Geht man nun, dem Obigen gemäß, davon aus, daß die Enieig⸗ 
nung dad, auf dem allgemeinen Rechtöprincip der Entwährung beruhende 
Berfahren der Berwaltung ift, durch welches fie das Einzelgut dem 
Einzeleigenthum für einen öffentlichen Zweck gegen Entichäbigung ent- 
zieht, und daß das Recht der Enteignung die Gefammtheit von Be 
ftimmungen enthält, welche für dieſes Verfahren gelten, ſo iſt das 
Syſtem des Enteignungsrechts wohl ein ſehr einfaches. Daſſelbe ent⸗ 
hielt zuerſt das Rechtsprincip der Enteignung an ſich, und zweitens 
die Beſtimmungen für das Verfahren bei der wirklichen Enteignung. 
Das erſte beftimmt das rechtliche Weſen und die Stellung der Enteig- 
nung im Öffentlihen Recht, das zweite die Pflichten und Ordnungen 
für die Thätigfeit der. Berwaltungsbehörbe bei der Anwenbung des Ent 
eignungsprincips auf einen beftimmten Fall. Diefer zweite Theil hat 
dann zivei, volllommen klar geichievene Abtheilungen, die durch bie 
beiven naturgemäßen Aufgaben vieles Verfahrens gegeben find. Die 
erſte Abtheilung enthält die Ordnung und das Recht desjenigen Ver 
fahrens, welches das Einzeleigenthum an Güter aufbebt, die eigent 
lie Enteignung; bie zweite die rechtliche Ordnung, melde für die 
Rüdgabe des Werthes dieſer Güter gilt, oder die Entſchädigung. 
In diefe beiden Kategorien ordnen fie alle bei der Enteignung vor⸗ 
fommenden Rechts» und Funltionsfragen in einfachfter Weife hinein; 
ihr innerer und äußerer Sulammenhang aber bebarf wohl keiner wei⸗ 
teren Darlegung. 


Das Rehtsprincip des Enteignungsdverfahren?. 


(Die Enteignung als ein Alt der innern Verwaltung. Enteignumgsgeieg und 
Enteignungsverordnung. Stellung des Gerichts und feiner Thätigleit. Die 
rechtliche Natur der Enteignung.) 


Man darf ohne Bedenken behaupten, daß in wenigen @ebieten 
ber Nechtölehre der Mangel eines felbftänbigen Verwaltungsrechts jo 
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entſcheidend eingewirft hat, als gerade bei ber Lehre — ja zum Theil 
auch bei den Gejehen — über das Enteignungsrecht. Nirgends alle 
dings liegt die Vorftelung fo nahe, daß die Zweckmäßigkeit und die 


- Anficht füber das öffentliche Bedürfnih den Rechtötitel für die Aktion 


der Berwaltung erfeßen dürfe und felbft müfle, und daß eben dadurch 
die Baſis aller individuellen, ftaatsbürgerlichen Selbſtändigkeit, das 
Eigenthbum, dem Gutachten der Berwaltung anbeimgegeben fei. Die 
natürliche Folge ift davon geivefen, daß Literatur und Geſetzgebung 
beide gleich jehr ihren Schwerpunkt mehr in dem Schuße des Privateigen: 
thums gegen die Verwaltung, als in der genauen Beſtimmung für das 
Berfahren der legteren gefucht haben. Eben daraus erllärt es fich ferner, 
weßhalb man ſowohl in Frankreich als in Deutichland beftänbig daran ' 
feftgehalten hat, jo viel als nur irgend thunlich fchien, die Gerichte 
und ihre Funktion in bas -Enteignungsverfahren hineinzuzieben, in 
Frankreich, weil dort die Verwaltung grundfäglich viel mächtiger iſt 
als anderswo, in Deutichland meil der durchgehende Mangel gute 
Enteignungsgeſetze dem Verordnungsrecht einen viel zu großen Spielraum 
gelaflen bat, und das Beichwerbeverfahren noch in den unflarften Ar: 
fängen ift. Es wirb deßhalb einige Schtwierigfeit finten, den folgen 
den Standpunkt zur Geltung zu bringen. Und dennoch müflen mir 
ihn für den einzig richtigen und zugleich für den einfachften halten, da 
ex, jo viel wir ſehen, nicht bloß die einzelnen Fragen leicht zur Zöfung 
bringt, fondern auch neben dem Rechte des Eingeleigentbums bie Funktion 
der Bertvaltung zu ihrer natürlichen Geltung bringt. Auch müſſen wir 
an ber Uebergeugung felthalten, daß nur auf biefem Wege bie Verwir⸗ 
rung, welche durch ganz verſchiedene Specialgefeßgebungen in das Enb 
eignungsrecht gelommen tft, leicht gelöst, und des Jurisprudenz eine 
fefte Bafi3 gegeben werben kann. Freilih muß man babei ſich über 
das Weſen von Geſetz und Verordnung einerfeits, und über die Auf 
gabe und Competenz von Berivaltung und Gericht andererfeits Klar und 
einig fein. Die Principien des Enteignungsrechts auf diefer Grundlage 


ſind folgende. 


Da die Enteignung, im fchärfiten Gegenfahe zum Einzeleigenthua, 
aus dem Begriffe und Weſen des bürgerlichen Rechtes nicht erflärt 
werden kann, fo erſcheint fie. ihrem ganzen Weſen nach als eine 
Funktion der Verwaltung, und ihr ganzes Recht ift Bermaltungk 
recht. Sie kann daher auch nur von ten Organen der Verwaltung 
vollzogen werben. Dieſe Vollziehung derſelben durch tie Verwaltungs 
„organe fteht nun wieder unter dem gejeblichen Recht. Die Geſetzgebung 
Tann aber babei auf einem fehr verſchiedenen Standpunkt ftehen. Sie 
ann fich entweber begnügen mit ber allgemeinen Anerkennung de 
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Princips der Enteignung, mie ber Code eivil und das öfterreichiſche 
bürgerliche, Geleßbuch, oder fie kann daneben das Verfahren der Ber 
waltungsbehörven bei der Enteignung überhaupt ordnen, wie bie Ep 
propriationsgefehe Frankreichs, Badens, Bayerns, Sachſens, oder nur 
einzelne leitende Vorschriften dafür geben, wie das preußifche allgemeine 
Landrecht, oder endlich das Enteignungsrecht nur für einzelne beitimmte 
Arten der Enteignung ausführen, wie das namentlich für Eiſenbahnen 
in Deutſchland vielfach geſchehen iſt. Wie nun immer das geſetzliche 
Recht geſtaltet ſein möge, ſo iſt es gewiß, daß die Regierung ihrerſeits 
das Recht hat, den Mangel der Geſetzgebung durch ihre Verordnung 
zu erſehen, ſo daß Geſetz und Verordnung zuſammen das öffentlich 
geltende Recht der Enteignung bilden. Dieß iſt namentlich in Deutſch⸗ 
land ſehr verſchieden, und es iſt einer der großen Mängel des deutſchen 
Rechtslebens, daß auch hier keine gemeinſchaftliche und gleichartige Rechts⸗ 
bilbung ftattgefunden bat. Es ift Sache ver Wiflenfchaft, diejen Mangel 
zu eriehen. 

Während nun auf diefe Weife die Grundſätze für die Thätigleit 
der Verwaltung zum geltenden Recht werben, erfcheint die einzelne 
Enteignung offenbar als die fpecielle Anwenbung deſſelben auf den 
einzelnen Fall. Die Funktion der Behörde dabei ift das Enteignung? 
verfahren. Das Enteignungsverfahren befteht daher aus einer Reihe 
von Berorbnungen, Verfügungen und wirklichen Thätigleiten, deren 
Inhalt ftets die Anwendung des beftehennen geltenden Rechts ber 
Geſetze oder der Verordnungen auf den: einzelnen Fall der Enteignung 
ift; d. 5. die wirkliche Enteignung ift und bleibt in jebem einzelnen Falle 
ein Alt der vollgiebenden Gewalt. Die Aufgabe ber vollziehen: 
den Gewalt, beziehungsweife ihrer Organe und Behörden, beſteht dann 
darin, ſich in ihrer Aktion den beſtehenden Geſetzen conform zu erhalten. 
Daraus entfpringt dann das Recht ber wirklichen Enteignung, welches 
mithin die geltenden Beftimmungen für das Verfahren ber 
Behoͤrde bei der einzelnen Enteignung enthält. Das Recht diefes Verfah⸗ 
send ift daher nichts anderes, als die befondere Anwendung des all- 
gemeinen Princips des verfafiungsmäßigen Verwaltungsrechts auf die 
Thätigleiten der enteignenden Behörde. Es folgt daraus, daß nad 
den Brincipien vieles Nechts in allen den Fällen, wo das Berfahren 
diefer Behörde mit den Enteignungsgejeg in Widerſpruch fteht, von 
Seiten des Betheiligten die Klage, mo es dagegen mit ber Berorbnung 
im Widerſpruche ſteht, die Beſchwerde eintritt. Klage und Beſchwerde 
haben bier genau biefelbe Funktion wie immer. Sie dienen dazu, bie 
Webereinftimmung ber Aktion der Berwaltung im einzelnen Fall mit 
bem allgemein gültigen Rechte herzuftellen. Wenn nun, wie in Defterreich 


Stein, die Verwaltungslehre. VII. 21 
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und vielen andern Staaten Deutichlands, ein Enteignungsgeſetz gäng 
lich mangelt, oder wie in Preußen eine Einheit in der Geſetzgebung 
nicht vorhanden ift, fo ift es alletvings richtig, daß dem Einzelnen 
vielfach der gerichtliche Schug gegen das Berfahren ber Behörde fehlt, 
und berjelbe bloß auf die Beſchwerde bei den höheren Behörben ange 
wiejen if. Diefer Mangel wird um fo mehr empfunden werben, je 
weniger man ein gelebliches Beſchwerdeverfahren hat, und der Einzelne 
wird dadurch unabmweisbar den oft ganz individuellen Anſichten ver 
einzelnen Behörde in der Enteignung untertvorfen fein. Das ift gam 
richtig; allein das iſt Tein Fehler der Regierung und ded Verwaltungs 
rechts, ſondern es ift einfach ein Mangel der Gefehgebung S 
ift Sache der Gefehgebung, an die Stelle des Verordnungsrechts das 
gefegliche Recht zu ſetzen, und damit ein Klagerecht vor den Gerichten 
möglich zu machen. So lange das nicht gefchehen ift, ift Die Regierung 
unbedingt darauf angewiefen und in ihrem vollen Necht, wenn fr 
ganz nach ihrem Ermeſſen handelt. Von diefem Standpunkt muß man 
bei biefem Theile des Vertvaltungsrechtö ausgehen. 

Nun bat man verfucht, dem ſich daraus ergebenden Bedenlen tw 


durch vorzubeugen, daß man den Gerichten einen Theil der Funktion : 


der Verwaltung bei der einzelnen Enteignung bat überweisen molle. 
Es ift Har, daß dieß fchon principiell falſch ift; die Gerichte haben 
ihrem ganzen Weſen nad mit ver Enteignung gar nichts zu thun; fir 
treten erft da auf, wo durch die Thätigkeit ber Behörde ein geſetzliches 
Recht des Einzelnen für verlegt erklärt wird, und ihre einzige Funktion 
fann und jo nur bie fein, in foldem Falle auch gegen die Be 
hörde die rechtliche Haftung auszuſprechen und zur Geltung zu bringen. 
Sn der That wäre es ein abfoluter Widerfpruch, durch Thätigkeit und 
Urtheil des Gerichts die mangelnde Gefesgebung erfegen, und baburd 
die verordnende Gewalt der Regierung beſchränken zu wollen. Deko 
fchlimmer für den Einzelnen, wenn er durch den Mangel eines Geſetzes 
unter falfchen Funktionen der Behörde leidet; aber das Gericht zu einen 
geſetzgebenden oder veriwaltenden Organe zu machen, würde alle orge 
nifche Entwidlung des Staates flören. In Wahrheit aber iſt jene 
Aufgabe des Gerichts, durch fein Urtheil die Verwaltung für die richtige 
Ausführung der Geſetze haftbar zu machen, ohnehin eine hinreihenk 
ſchwierige; es ift nur ein Mangel an Bertrauen zur Gefehgebung, wenn 
man ihm noch feitere Funktionen übergeben will, und das Folgende 
wird dieß im Einzelnen zeigen. — Die weitere Conſequenz einer jolchen 
Herbeiziehung des Gerichts ıft aber eben deßhalb eine 

Unklarbeit über das ganze Enteignungsreht, ‚wie es das feanpifikke | 
Geſetz von 1841 zeigt, wo ed ganz unthunlich it, ven Sinn bed Frl. 1: 


| 
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„L’expropriation s’op&re par autorit& de justice* mit dem Mefen ber 
Enteignung in rechte Harmonie zu bringen, da auf allen Punkten bie 
geſetzliche Funktion des Gerichts duch die unabweisbare der Verwal⸗ 
tungsbehörven durchbrochen und vertreten wird. Eben fo unvollfommen 
ift der englifche Grundſatz, nad welchen die wirkliche Enteignung Sache 
des Einzelnen, und die Genehmigung durch die Private Bill, beziehungs⸗ 
weife die Beftimmungen der Lands Clauses Act (f. unten) nur ben 
Klagtitel des zur Enteignung Befugten gegen den Enteigneten bilden, 
fo daß der Enteigner eventuell erft einen Proceß gegen ben letzteren 
führen muß, um die Enteignung in Folge eines Rechtsipruches zu voll: 
ziehen. Denn damit fteht das Weſen des öffentlichen Bedürfniſſes im 
Widerſpruch, das dem Enteignungsrecht zum Grunde liegt, und das 
die Vollziehung deflelben von der Verwaltung fordert, felbft wenn man 
davon abſehen wollte, daß damit den Chicanen und Koften eines Pros 
ceſſes Thor und Thür geöffnet würde. Der Grundſatz, daß die Ver 
waltung bie Enteignung auf dem Wege ver Berorbnung und Verfügung 
durchzuführen, und daß das Gericht die Rechte des Einzelnen gegen 
Nechtöverlegungen dabei zu ſchützen habe, ift daher der einzig richtige, 
und wir dürfen binzufügen, daß er in Deutihland auch als der grund: 
Täglich geltende daſteht; was uns in Deutichland fehlt, iſt auch bier 
nicht das franzöfiiche Brincip des Nechts, fondern dad des wohlgeord⸗ 
neten Beſchwerdeverfahrens. 

Bon diefem Standpunkt aus ergibt fih nun auch ſehr leicht die 
richtige Beurtheilung der Frage nach der Natur des Enteignungsrechts. 
Das an fi adtungsiverthe Streben, das Privatrecht des Einzelnen 
gegen die vollgiehende Gewalt zu ſchützen, ift wohl der Grund, weßhalb 
man vieffach angenommen hat, daß die Enteignung ein Kaufgeichäft 
enthalte, eine Anficht, die befanntlih zunächſt auf eine unglüdlice 
Formulirung bes preußifchen allgemeinen Landrechts beruht. (Vgl. über 
diefe Auffaflung Häberlin, ©. 200, mit den bortigen Angaben, und. 
Thiel, ©. 2. 3, welche beide dieſe Auffaflung „pas Zwangsenteignungs⸗ 
geichäft (9) ift ein auf einem Gelee beruhender nothwendiger Ber 
kauf“ Häberlin; ebenfo Befeler, deutſches Privatrecht IL. 101. Gründ⸗ 
lich ift die Frage dagegen behandelt bei Koch, Eifenbahnen Deutſchlands 
Br. I ©. 45 ff., der und ein Mares Bild der Verwirrung gibt, die 
entftehen muß, wenn man burdhaus den hier unmöglichen Begriff des 
Kaufs — eventuell fogar ald den logischen Unfinn eines „Zwang 
kaufes“ gelten laflen wil. Es ift nur durd den Mangel an einem 
richtigen Begriff des Öffentlichen Rechts überhaupt zu erklären, daß man 
die Anficht bat vertreten können. Wie Tann die Enteignung, — 
ein Geſchäft ift fie überhaupt nie, da fie grundſätzlich weder den 
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Vortheil des Einen noch den des Andern im Auge haben darf, nicht 
einmal nach Häberlins eigener gang richtiger Anſicht das luerum cessans 
— ein Verkauf fein, wenn fie Fein Vertrag iſt? Und fie ji nie 
ein Bertrag, weil fie eben erft dann eintritt, wenn die vertragsmaͤhige 
Unterlaflung fi als nicht thunlich eriwiefen bat. Sie hat allerbings 
alles mit dem Berlaufe gemein, nur bie beiben Sauptfachen nicht, die 
wirthſchaftliche, das Kaufgefhäft, und die juriftifche, den Vertrag. Sie 
ift eben eine Bermwaltungsmaßregel, vermöge deren fehr häufig 
ein, dem Kaufe äußerlich ganz ähnlicher Uebergang des Eigenihums 
vom Einen zum Andern geliebt; aber fo wie man auch nur einen 
Blick auf weiter gehende Berhältnifie, auf die Auflage von Laften, 
auf die Enteignung von Fiveilommiflen, auf das Recht der Hypothelar⸗ 
gläubiger, auf die Enteignung von Serbituten und fo manches Andere 
wirft, ja jelbft auf die gefelichen Vorfchriften über die Zahlungsformen, 
fo ift es Mar, daß diefe Verwaltungsmaßregel nicht einmal der Regel. 
nach die äußeren Formen eines Kaufes hat, fondern daß im Gegen: 
theil der Regel nach neben den Vorſchriften über Kauf und Berlauf 
eine ganze Reihe andrer rechtlicher Grunbfäge zur Geltung gelangen. 
Die Enteignung ift daher vielmehr ein ganz ſelbſtändiges Rechts⸗ 
verhältnig, das eben als Ganges betrachtet fein will, und das dem 
bürgerlihen Recht überhaupt nicht angehört, fonbern einen 
Theil des Verwaltungsrechts bildet, dem wiederum in ben berjchiebenen 
Staaten ſehr verſchieden entwwidelte Gejeke zum Grunde liegen, fo daß 
der Charakter des geltenden Enteignungsrechts, bei weſentlicher Gleich 
artigfeit der leitenden Grundſätze, in dem Antheil befteht, den je nad) den 
einzelnen Staaten Gele und Verordnung an dem geltenden Recht haben. 
Auf diefer Grundlage enifteht nun das wiflenfchaftlihe Syften 
des Enteignungsrechts, und zwar in der Weile, daß jeder einzelne 
Theil des Verfahrens fein eigenes Princip bat, bas wir kurz aw 
deuten werden. Die Vergleihung des pofitiven Nechts wird bank 
darin befteben, daß man für jeden einzelnen Staat ımterfucht, ob und 
wie weit bieß fpecielle Princip anerfannt wird, und ob biefe Aner 
kennung burch bie Geſetze ober Durch Verordnungen flattgefunden bat. 


Erker Theit. 
Das Euteignungsverfahren und fein Reit. 

Das Enteignungsverfahren enthält die Geſammtheit der Thätig 
feit ber Verwaltung, durch welche für einen beftimmten öffentlichen 
Zwei ein beftimmtes Gut dem Eigenthum eines Einzelnen entzogen, 
und der für jenen Zweck berechtigten Unternehmung überwieſen wird. 
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Die Aufgabe des Enteignungsverfahrens ift es demnad, zuerft 
ben Zweck als einen ſolchen anzuertennen, um deſſentwillen das Privat: 
eigenthum überhaupt aufgehoben werben joll; dann bie Güter einzeln 
zu beftimmen, beren Enteignung dafür nothwendig ift; und enblich das 
Eigenthum wirklich aufzuheben und zu übertragen. 

Das ganze Enteignungsverfahren ift daher eine Funktion der Vers 
waltung. Das Recht deſſelben befteht in ben Vorfchriften, welche bie 
Verwaltung in jenem einzelnen Theile diefes Verfahrens für ihre Ber 
orbnungen, Berfügungen und wirflihen Thätigleiten inne zu balten 
bat. So meit diefe letzteren Fein Privatrecht und Intereſſe betreffen, 
ift e8 Sache der höheren Behörben, die Innehaltung bes beftehenden 
Rechts zu Überwachen. Wo dagegen der Einzelne ſich verlegt glaubt, 
bat er entweder das Klage: oder das Beſchwerderecht, je nach ber be 
ſtehenden Geſetzgebung, um jene Thätigleit der vollziehenden Behörde 
auf das öffentlihe Recht zurüdzuführen. 

Das Syſtem dieſes Enteignungsverfahrens und feines Rechts tft 
daher folgendes. S 


1) Die Genehmigung des Unternehmens. 


Die Genehmigung oder Eonceflion des Unternehmens ift nun für 
das Enteignungsverfahren die Erklärung (Berfügung ober Erlaß) ber 
bollgiehenben Gewalt, vermöge deren ber Zweck des Unternehmens als 
ein folder anerkannt wird, dem bermöge des allgemeinen Princips der 
Enteignung das Net der Enteignung einzelner nothwendiger Güter 
zugeiprochen wird. 

Es verfteht fi) dabei von felbft, daß wenn bieß Hecht auf Ent- 
eignung als felbftverftändlich für die Unternehmung erfcheint, wie bei 
Eifenbahnen, die Genehmigung der Enteignung nicht ausbrüdfich her⸗ 
borgehoben zu werden braucht, fondern das Enteignungsverfahren hier 
fogleich unter den folgenden Punkt fällt. 

Dagegen ift e8 bier die erfte Aufgabe der vollziehenden Gewalt, 
darüber zu enticheiven, ob die betreffende Unternehmung wirklich einem 
Zwecke dient, der an fich nothwendig, nur durch Enteignung verwirklicht 
werden Tann. 

Die vollziehende Gewalt bat fich dabei an das beftehende Geſetz 
zu halten. Wo dieß Geſetz ganz allgemein den „öffentlichen Nuten“ 
fordert, bleibt es dem Ermeffen der vollziehenden Gewalt 
ausſchließlich überlaſſen, jene Genehmigung zu geben. Wo da: 
gegen (wie im bayerischen Expropriationsgefek) fpeeielle Gruppen von 
Unternehmungen aufgeftelt find, welche das Enteignungsrecht fordern 
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follen, da entfteht die Frage, ob und bei welchem Drgane vie Bethei⸗ 
ligten gegen eine Entſcheidung ber vollziebenden Gewalt auftreten 
Tönnen. Selbſtverſtändlich ift, daß fie das Necht der Beſchwerde gegen 
jede Genehmigung haben, wenn diefelbe von der unteren Behörde aus⸗ 
gegangen ift. Sit fie aber von ber höchſten Behörbe beftätigt, fo iſt 
eine weitere Beichwerde unmöglih, und eine Klage bei Gericht eben 
nur in dem Yalle der bayeriichen Gejeßgebung denkbar, welches darüber 
entfcheiven müßte, ob das Unternehmen. unter einen ber geſetzlich auf 
geftellten (fiebzehn!) Geſichtspunkte fällt oder nicht. Es ift einleuchtenn, 
daß bieß zu gänzlich unpraftiichen Reſultaten führen würde; und mit 
gutem Recht haben ſich die Rechtölehrer, wenn auch aus unbeftimmteren 
Gründen, einftimmig gegen eine ſolche Specifilation esflärt. (Mitten 
maier, Treichler, Häberlin: ſ. d. letztere a. a. D. ©. 157 und 200) 
Hier erfcheint daher auch’ in Frankreich die Thätigleit des Gerichts troh 
des Art. 1 von 1841 gänzlich ausgefchlofien. 

Welches Organ ber vollziehenden Gewalt nun zum Ausſprechen 
der Genehmigung überhaupt competent fein fol, follte von den 
Geſetzen genau "ausgefprochen werden. Princip follte fein, daß viele 
Competenz davon abhängig gemacht wird, ob die Unternehmung fi 
örtlich über die Grenzen der Behörde ausdehnt. Oft find jedoch die 
Competenzen für verichiedene Arten der Unternehmungen nach der Natur 
der letteren auch örtlich verichieden, 3.3. für Bergwerfe, Waflerbauten 
uf. w. In dieſem Falle follte die Competenz zur Entſcheidung über 
bie Genehmigung in der Hand ber über beiden ſtehenden höheren Be 
hörde liegen. Sehr ˖rationell iſt die franzöfiiche Beitimmung, daß die 
Entſcheidung ein arrôt motivd des Präfecten fein muß, der das Bor 
handenſein der utilitE publique an und für ſich conflatirt und auf 
Grund dieſer Thatfache die Conceflion gibt. Gänzlich unpraktiſch iſt 
ed, wenn Häberlin ©. 168 und Thiel von „Specialgeſetzen“ reden, 
welche „im einzelnen Falle beftimmen follen, ob eine Anlage von 
Öffentlihem Intereſſe verlangt werde;“ aljo melde die Genehmigung 
von Statuten u. |. w. zu übernehmen haben. Allerdings bat fich das 
engliiche Parlament vorbehalten, foldde Conceflionen zu ertheilen, und 
zwar mit dem Enteignungsrecht (Lands Clauses Act a. I.), und bieß 
Hecht dem Board of trade ausbrüdlich verweigert (ſ. oben). Allein 


. über das höchſt Unzweckmäßige dieſes Verfahrens dürfte man um fo 


mehr einig fein, als die folgenden Grundſätze das Einzeleigentbum wohl 
ohnehin ſicher genug ftellen. Die deutichen Geſetzgebungen find ſich 
keineswegs Far, wie ſchon Häberlin Hagt. Doch haben fie faft aus 
ſchließlich, ſoweit nicht Specialenteignungsgejege, wie für Eifenbahnen, 
borlagen, mit richtigem Tact jede begriffliche oder formale Beftimmung 
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bes öffentlichen Nutzens weggeloflen und ſtatt teflen fich mit der Felt 
Rellung des Organs begnügt, dad Über das Vorhandenſein veflelben im 
einzelnen alle zu entfcheiven bat. In der preußiichen Geſetzgebung 
find bei den verſchiedenen Unternehmungen einerjeitö und den verſchie⸗ 
denen für das ganze Enteignungsweſen geltenden zwölf bis vierzehn 
Geſetzgebungen die Competenzen von Fa zu Fall feitzuftellen (vrgl. 
darüber Rönne, Staatsrecht 11. 8. 91). Thiel kommt zu Feiner recht 
beitimmten Angabe (&. 76, 77. 96, 97). Was heißt die „Leitung der 
Unternehmung” bei ibm? Im Großberzogtbum Heſſen enticheibet bie 
Kegierungsbehörke, in Rurheifen das Winifterium, im Königreich 
Sachen das Minifterium des Innern, in Baden das Staatsmini⸗ 
ftertum (Wendt, Expropr. Codex p. 108—149 Häberlin ©. 165, 
166), in Deſterreich die Statthalterei (Stubenraud II. ©. 722. Eiſen⸗ 
babngefeb von 1854). Es fcheint uns Har, daß es hier wejentlih an 
einem feiten Principe mangelt, indem man mehr die Arten und den 
Umfang der Unternehmungen, als die Enticheivung über den öffentlichen 
Nutzen ins Auge faßt. Gibt es nicht audy einen drtlidhen öffentlichen 
Nutzen (Straßen, Wege, Brüdenbau, Gasarlagen 2c.) und genligt es 
nicht, wenn gegen die Enticheivung der unteren Behörde die Beſchwerde 
gegen bie höhere offen fteht? Wir ſehen daher Fein Bebenfen im Princip 
der Örtlichen Competenz im obigen Sinne aufgefaßt. 


2) Die Genehmigung des Enteignungsplanes. 


Der Enteignungsplan enihält nun bie genaue Angabe der 
beftimmten Grundftüde ‚oder Befihungen, welcher die betreffende Unter« 
nebmung für ihre Ausführung. wirklich bedarf. Die Genehmigung dieſes 
Enteionungsplanes ift ihrerfeitS diejenige Verordnung der Behörde, 
durch welche die matertelle Nothwendigkeit der Enteignung jener be 
ftimmten einzelnen Güter von ver Verwaltung ausgeſprochen wird. 

Das keitende Brincip für diefe (verorbnende und genehmigenbe) 
Enticheivung der Behörde und mithin die Aufgabe, welche fie dabei zu 
erfüllen ‚hat, beftebt nun darin, daß erftlich der Umfang diefer Ente 
eignung im Namen des Principe des Privateigentbums jo eng als 
möglich gezogen, und zweitens darin, daß das Einzelne darin ganz bes 
ftimmt angegeben werde. Die Verwaltung bat bei der Genehmigung 
des Enteignungsplanes daher für jedes einzelne Gut die Frage zu be 
antworten, ob daflelbe für das Entftehen und ben Betrieb un um⸗ 
gänglich erforderlich if. Grundjah ift daher, daß erftlih nur fo 
viel Enteignung zugelafien werde, als das Inslebentreten bes Betriebes 
nah Maßgabe des mahricheinlihen Umfanges veflelben fordert, und 
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daß mithin die Enteignung von jedem Gute ausgeſchloſſen werde, deſſen 
Befig nur als Bortheil für die Unternehmung erſcheint; — zweitens 
ſoll nichts der Enteignung untertvorfen werden, was ſich bie Unter 
nehmung durch etwas Anderes würde erſetzen können. Alle Thätigleit 
der genehmigenden Behörde fteht unter den angegebenen Regeln; um 
fie damit conform zu machen, gibt es aber fein anderes Mittel, al 
das der Beichiverbe, die auch bier wieder ihre hohe Wichtigfeit zeigt. 

Es folgt daraus, daß jebe Unternehmung, die ber Enteignung be 
darf, die Detailpläne der Behörbe vorlegen muß. Es folgt aber ferner, 
daß da, wo dieſe Detailpläne’nicht gemacht werden fönnen, ohne frew 
den Grund zu betreten, die Genehmigung für dieſes Betreten zum 
Zweck des Aufitellens der Detailpläne vorausgehen kann (Vorgenchmi⸗ 
gung, Vorconceſſion). Es folgt aber enblih, daß die Vorlage fi 
nicht bloß auf die Enteignung eined Gutes, ſondern auch auf Enteig 
nung einzelner Momente vefielben beziehen kann, namentlich auf Her 
ftellung und Ablöfung von Dienftbarleiten, Anderung berfelben, auf 
die Benüung von Gruben und Aehnliches. Die Behörbe bat babei 
unzweifelhaft das Recht, eben jo-wohl die Enteignung folcher einzelner 
Momente, ald des ganzen Gutes auszuſprechen, indem fie die folgenden 
Grundſätze für ihr Verfahren babei beisachtet. 

Allein während die Verwaltung auf diefe Weile fich ihr eignes 
Urtheil bildet über die Einzelobjefte der Enteignung, tritt nun ein 
zweites Moment hinzu, welches bazu beftimmt iſt, ben obigen Grund⸗ 
fat der Beichränkung der Enteignung auf das Nothwendige eben im 
Einzelnen durchzuführen. Das ift die Drganifirung ber Betheiligung 
der Einzelnen an ber Beilimmung ber Enteignungsobjekte. Dick 
Drganifirung beftebt darin, daß — am beiten natürlich gemeindeweiſe 
— bie Detailpläne ausgelegt und die durch die Enteignung Betroffenen 
aufgefordert — oder doch zugelaflen werben, ihre Aeußerungen über die 
Anforderungen der Unternehmung abzugeben. Dieje Yeußerungen werben 
amtlich protscollirt und bei ber ſchließlichen Detailgenehwigung ver 
werthet. Grundſatz foll fein, daß jede Einwendung gegen eine Eimel 
enteignung mit begründetem Erlaß der betreffenden Behörde erledigt 
werde; die Befchiverde gegen den Erlaß ftebt frei. Die Bedeutung dieſer 
Öffentlichen Betheiligung beruht darauf, daß die Örtliche Nothwendigkeit 
örtlich am beften erkannt, und das Örtliche und Eingelintereffe gegen 
über dem Intereſſe der Unternehmung zur vollen Geltung gebracht 
werbe, mährend die Behörbe, allein ſtehend, nur ben oft fcheinbaren 
techniichen Bedarf beurtheilen Tann. In dieſer Anziehung der Betber 
ligten ift gleichlam das Element ber Selbftvertwaltung vertreten, und 
die Art und Weife, wie fie eingerichtet wirb und zur Geltung gelangt, 





it von großer Bedeutung. Darum ſollte auch bie biofe Einführung 
deflelben nicht genügen, ſondern es ſollte eine möglichſt allgemein gültige 
Inſtruction für die untern Beamten in Betreff der Abhaltung erlafien 
werben. Die Frage, welche Folge Nichtabhaltung der geſetzlich vorge 
fchriebenen Öffentlichen Ladung, beziehungsweiſe die Richtinnehaltung ber 
geiehlichen Formen berfelben haben fol, ift nirgends entſchieden. Da 
e8 ſich aber biebei offenbar nit um das Recht, fondern um bie zur 
Geltung gelangenden Imtereffen handelt, fo Tann eine Klage ober Be 
ſchwerde — je nachdem jene Borjchrift ſelbſt Belek ober Verordnung 
iſt — nicht die Ungültigleit der gegebenen Genehmigung, fondern nur 
die Haftung der unterlaflenden Behörbe bis zum Betrage des nachweis⸗ 
baren Smterefles zur Folge haben. 

— Erft wenn auf diefe Weile die Verwaltung das Material der 
teeimifchen und Sntereflenfragen in Beziehung auf die einzelnen Grundſtücke 
geſammelt und zur endgültigen Entfcheivung bereitet bat, tritt der Act 
ein, der die wirkliche Enteignung der einzelnen Güter zum Inhalte hat. 

Es ift belannt, daß das franzöftiche Recht zuerft den Gedanken 
ausgeführt bat, daß nicht bloß der Regierung ein genauer Detailplan 
vorgelegt werben, fonbern bag auch die Ladung ber Betbeiligten ge 
meinbeiveife unter möglichfter Deffentlichleit geichehen müſſe. Schon 
das Geſetz vom 7. Zuli-1833 enthält in T. IL. die genauen Vorfchriften 
über das Berfahren dabei, das auf ver Nieberfehung einer eigenen 
Commiſſion beruht, welde ihr Gutachten über die betreffenden Einwen⸗ 
dungen zu geben, eventuell felbft Vorfchläge über die gemachten Bor: 
Ingen zu machen bat. Das Geſetz von 1841 hat das Geſetz von 1833 
faſt wörtlich mit einigen Aenderungen wiedergegeben. Grundſatz iſt, 
daß wenn dieſe Sommiffion Einwendungen macht, die Sntſcheidung als⸗ 
dann vom Minifterium, flatt vom Präfelten erfolgen muß, mit Aug 
nahme von reinen Gemeinbeenteignungen. Diefe Grunbfäke find im 
Weſentlichen in die deutiche Exrpropriationsgefehgebung übergegangen. 
Das engliihe Recht fteht hier jeboch auf einem ganz anderen Stan» 
punlt, Die Detailpläne find ihm weder Sache der Berwaltung noch 
der Gemeinden, ſondern fie ericheinen ganz im Geiſte bes engliſchen 
Rechts überhaupt volllommen als eine Brivatangelegenheit zwiſchen dem 
Unternehmer und den einzelnen Cigenthümern, um welche ſich bie 
genehmigende Gewalt (daS Parlament oder ber board of trade) durch⸗ 
aus nicht Fümmert, fondern überhaupt erft zur Genehmigung fchreitet, 
wenn bie Unternehmer die Sache vorber ſelbſt abgemadt haben. Bor 
der Lands Clauses Act war eine ſolche Detailgenehmigung um fo 
weniger denkbar, als die Unternehmer gezivungen waren, bie eventuelle 
Zuftimmung aller Grundbeſther, deren Parcellen fie enteignen mußten, 
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ihrem Gonceffiondgejuch bereit beizulegen. Es mar daher ihre 
Sade, den Detailplan zu entiverfen, beziehungsweiſe durch freiwilliges 
Bugeftändniß der einzelnen Betheiligten (by agreement) ſich das Recht 
zum Betreten der Grunbftüde zu erwerben." Die Lands Clauses Ad 
bat nur dieſen Iehtern Punkt geändert und im Art. 81 ff. beſtimmt, 
daß die Gründer folder Unternehmungen (the promoters of tbe under- 
taking) erſt dann dieß Hecht des Betretenö haben follen, wenn ft 
entweder den Parteien den Schägungsiverth der Grumbftüde wirllich 
begablt, oder aber diefen Werth. in der Bank beponirt und die Dero 
fitenfcheine den Parteien übergeben haben (making deposit and giving 
bond). Dann Tönnen fie auch gegen den Willen ver Parteien den 
Grund betreten; thun fie das außerdem, jo zahlen fie 10.2. Buße. Im 
Uebrigen beftebt ber alte Grundſatz auch jet noch in voller Kraft. Die 
deutſchen Geſetzgebungen, melche es noch nicht zu eignen Enteignungk 
gefeten gebracht haben, haben diefe ganze Rechtsfrage nur in Beziehung 
auf die Eiſenbahnen unterſucht und entſchieden; in Defterreid 
gibt die Borconceflion jened Recht der Beiretung gegen einfachen 
Schadenserſatz beim Bahnbau (Stubenraud IL. ©. 722); in Breußen 
gelten darüber ebenfalls feine für das ganze Enteignungsweſen beftchen 
den Vorfchriften; was Thiel über die ganze Sache meint, ift nicht 
recht Har (©. 94-98). Seine Darſtellung des obigen Hechtöverhält 
niſſes ift gegeben unter dem Ausdrud „Techniſche Borarbeiten und 
Feſtſtellung des Parcellenplanes.” Die übrigen Schriftfteller haben bie 
Frage nieht unterfucht, — Die Frage nach der Herbeiziehbung der Be 
theiligten ift in ben Expropriationsgefesgn der deutſchen Staaten fol 
ganz nach dem an fi volflommen richtigen Borgang der franzöfiſchen 
Geſetzgebung entſchieden; ſehr gut und genau das badiſche Geh 
8. 36; das bayrifche Ark. 10; Kurbefien 8. 135 Sachſen⸗Mer 
ningen 98. 3. Vgl. Häberlina. a. O. ©. 189, 190. In Preußen 
ift noch nichts zur Entſcheidung gekommen. S. Rönne a. aD. 
Thiel bleibt deßhalb — unter merlwürdiger Nichtbeachtung jener ſehr 
guten ſüddeutſchen Geſetzgebung — auf dem Standpunkt der Theorie 
(Ladung der Intereſſenten, Legitimation, Vollmacht derfelben S. 98 fi 
und ©. 109 ff., die Feftftelung bes Verfahrens babei.und die Rechte 
‚ berjelben). Derjelbe hat dabei für die Vertwaltungsbehörde eine weienb 
liche Miflion feftgehalten ; die franzöfifche Gefebgebung vergibt zwar di 
große Bedeutung der Ingenieure nicht, allein dieſe ingenieurs des 
ponts et chaussdes find eben wieder Beamtete. 

Was nun die Frage betrifft, ob und wie weit die Pflicht zur Her 
gabe eines Theiles eines Gutes oder feines Gebrauches das Recht für 
den Enteigneten erzeuge, eine Enteignung für den Reſt des Gute, 
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. oder für die Subftanz deſſelben, und bamit die Entkhäbigung für das 
Ganze zu fordern, obwohl das leßtere in dem Detailplan nicht auf 
genommen ift, fo bat von jeher die Schwierigleit darin beftanden, 
biefür eine jcharfe gefeßliche Gränge aufzuftellen. Das franzöfiiche Syſtem 
ift, vielleicht eben wegen der ftarlen Parcellirung: der Grundſtücke, bei 
dem Sat ftehen geblieben, daß der Eigenthümer ein Recht auf die Ent- 
eignung des Ganzen nur dann habe, wenn der Detailplan einen Theil 
eines Gebäubes enteignet; bei Grundftüden fol dagegen das Recht nur 
dann eintreten, wenn das zu enteignende Grundſtück dureh den Detail- 
plan bis auf dreiviertel feines Umfanges rebucirt wird (Art. 50), wäh⸗ 
send alle übrigen Yragen durch den Grundſatz der vollen Entſchädigung 
außgeglichen werben. Im Weſentlichen find dem frangöfiichen Gele 
die deutſchen gefolgt (vgl. Häberlin 177—179, Mittermaier und 
Treihler a a.dD Auch Thiel bleibt ziemlich allgemein bei dem 
Begriffe ver „unllen Entfehäbigung” ſtehen, ohne genauer auf die Sache 
einzugeben €. 21 ff.). Eben fo hat die englilche Gefetzgebung in ber 
Lands Clauses Act die Enteignung bed Ganzen gefordert, wenn bei 
Durchſchneidung von Grundftüden auf einer Seite weniger als 1/, statute 
sere übrig bleibt (Art. 93), für Gebäude gilt das franzöftfche Gefek 
(Art. 97), Wir nım halten daran feft, daß dabei weder die franzöftichen 
noch die analog formulirten Beitimmungen bes babifchen und befitichen 
Erpropriationsgeſetzes, am twenigften die unbeftimmte Faflung des bayeri⸗ 
hen genügen, ſondern daß man davon ausgehen muß, daß der Be 
griff des „Ganzen“ nicht in dem Unfang und der Subftanz des Gutes, 
ſondern in feinem Wertbe zu fuchen iſt. Wirb der Werth des Gutes 
um die Hälfte verringert, fo iſt es mirthichaftlich ſchon nicht dafjelbe 
Gut mehr, und der Enteignete bat daB Recht, die Enteignung bes 
Ganzen zu fordern, ein Sag, der im Grunde fchon im preußifchen all⸗ 
gemeinen Landrecht (1, 11, 9) anerfannt ift, und ähnlich im preußiſchen 
Entwurf ($. 7). Damit, glauben wir, wären alle die Schwierigkeiten ges 
boben, die hieraus entſtehen Zönnten; die Beitimmung des Werthes 
richtet fih dann nad den Grimbfägen über die Feltftellung der Ent 
Ihädigung, und die Enteignung ift auf ihre wahre Bafis, die Her 
ftellung des vollen Werthes, zurüdgeführt. Selbſtverſtändlich beiteht 
damit noch feine Nöthigung für den Enteigneten, fondern nur eine 
Berechtigung deſſelben. Gerade hiefür ift dann die Ladung der ns 
tereffenten von Wichtigkeit. | 

An diefe Beitimmungen ſchließt fi nun der lebte Punkt: ber 
(öffentlich rechtliche) Grundſatz, daß nach der Publicirung des Detail 
planes Feine Aenderungen mit den zur Enteignung beftimmten Grund: 
ftüden vorgenommen, namentlih feine Hypotheken und Servituten 


auferlegt werben duͤrfen (ugl. Thiel zum franzdfiichen und fcyeizeriicen - 
Erpropriationdgefeg, fowie bie preußiſchen Beftimmungen ©. 129 |). 
Davon jollten jedoch die Arbeiten und Veränderungen bes regelmähigen 
wirthichaftlichen Betriebes ausgenommen fein, außer dem was Thiel 
(S. 130) mit Recht bemerlkt. 


8) Der Enteignungsſpruch und der Lebergang des Eigenthuus. 


Der dritte At in der Enteignung ift nun der Ausſpruch, derq 
welchen, nad feftgeftelltem Detailplan, das Einzeleigentkum an den 
beftunmten Gute wirklich aufgehoben und dem Unternehmer übertragen 
wird. Die beiden Rechtsverhältniſſe, auf die e3 dabei anlonımt, fi 
‚die Sicherung der Entſchädigung und die Competenz zum Enteiguungk 
ſpruch. 

Was zunäachſt die Frage betrifft, ob die Entſchädigung bereits ge 
Leiftet jein muß, ehe die wirkliche Enteignung ftattfindet, fo war bei 

erſte Gefuhl, das die Geſetzgebung bei der Entſtehung der Enteiguug 
als einer regelmäßigen Aufgabe hatte, daß die Leiftung der Entihäh 
gung der Enteignung voraufgehen müfje — bie indemnits prealable 
der droits de Phomme. Das praltifche Leben zeigte bald die Schwierix 
leiten, die bamit verbunden find, mährend anbrerfeits die völlige Sicher 
beit der wirklichen Entichäbigung denn doch eine der Hauptbebingunga 
aller Enteignung bleiben muß. Das franzöfiiche Hecht entfchie did 
Frage in einer, wie wir glauben, nicht richtigen Weife. Ss mal 
zunächft die Enteignung von der Entfhäbigung unabhängig, indem 
das Jugement d’expropriation der Detailplans: Genehmigung fol 
und die Verwaltung nur die Bflicht bat, binnen 6 Monaten vie Gab 
ſchädigungsfrage zu Ende zu führen (T. V, Art. 55). Iſt vorher We 
Entſchädigung entſchieden, fo foll der Betrag vor der Befiganmweilm 
gezahlt werden (Art. 53). Ratürlich bat das ben Uebelſtand, daß unit 
Umftänden, wenn der Enteigner zablungsunfähig wirb, nachdem er [den 
Eigenthum ertvorben bat, der Enteignete auf einen Proceß mit im 
angetviefen if. Das engliiche Recht ſchickt gleichfalls nicht bloß ix 
Beſtimmung der Entichädigungsfumme, fondern auch die wirkliche ® 
zablung berjelben der Enteignung vorauf, und zwar mit berfelben Be 
ftimmung, wie das franzöfifche Necht, daß die Depofition bei wertweigerter 
Annahme genüge (e’ils se refusent à les recevoir, la prise de poesessite 
aure lieu apr&s offres et consignation. Art. 53). Nach der Lands Cleases 
Act haben die promoters zuerft den ganzen Betrag der Entichäbigum 
in die Bank zu geben, nachd em man fich über diefelben einig geworden 
(agreed)-oder diefelbe durch Schätung feftgeftellt ift (awarded, f. unten) 


333 


Iſt das geſchehen, fo foll die Bank einen Depofitenfchein mit der aus⸗ 
prüdlichen Erflärung geben, daß dieſe Summe zu diefer Entſchädigung 
beftimmt fe. Dann foll der Eigentbümer over jonft Berechtigte 
auf Aufforderung der Unternehmer das Grundftüd denfelben übergeben 
(the owner of such lands shall, when required to do so by the pro- 
moters of the undertaking duly oonvey such land to the promoters) 
Art. 75, vgl. 76. 77. Das continentale Syſtem der bebörblichen Ueber: 
tragung ift entfchieven befier, da e8 ben Enteigner viel mehr vor Chikanen 
fihert. Wie leicht diefe in England find, fieht man ſchon aus dem 
Art. 79 der Lands Clauses Act. " 

Das bisherige preußilche Recht ift Über diefe Frage nichts weniger 
als Har (dgl. Rönne a. a. O. namentlih in Beziehung auf die Eifen- 
bahnen). Der, neue preußifche Entwurf will weientlich nad) franzöfiichem 
Mufter die Enteignung felbft zwar von der Einzahlung der Entichäbigung 
unabhängig macden, aber vie Befigeinmeilung durch bie Bezirks⸗ 
regierung erft nach der Zahlung, reſp. Deponirung der Entſchädigungs⸗ 
fumme zulafien ($. 25. 30). Es ift Har, daß damit nur verwirrte Ber 
haͤltniſſe zwiſchen Eigentbum und Beſitz entitehen können; e8 genügt 
nicht, mit den Motiven zum preußiichen Entwurf einfach zu conftatiren, 
daß damit ein „Interimiſticum“ entftehe; denn das Sinterimifticum ift 
eben zu vermeiden; wie denn, wenn ber Enteigner vor der Zahlung 
der Entichädigung Concurs macht? Auch Hilft bier das rechtskräftige 
Urtheil Thiels (S. 147) gar nichts, da es ſich für den Enteigneten 
ja nicht mehr um fein Recht auf die Entichäbigung, fondern um bie 
wirkliche Zahlung bersfelben handelt. Es ift daher das einfachite und 
im ganzen Weſen des Verfahrens liegende Mittel zu beitimmen, baf 
der Entichädigungsipruch über das beftimmte Gut nach dem Detailplan 
erit dann gefällt werben darf, wenn das competente Amt vorher von 
dem Enteigner für den ganzen Betrag der Entichäbigung ſicher ge 
Rellt if. Man muß fefthalten, daß wenn das Amt das Eigentbum 
kraft feiner Competenz aufbebt, es auch für die wirkliche Entihäbigung 
zu haften bat; denn bie ganze Enteignung, aljo auch die Entſchädi⸗ 
gung, gehören dem Beriwaltungsrecht und nicht dem Privatrecht. Es 
ift daher Sache der Verwaltungsbehörde, fich für den entfallenden 
Betrag der Entfchäbigung ficher zu ftellen, und Sache bes Enteigners, 
diefe Sicherftellung au leiften; fobald bie erftere glaubt, daß die letztere 
genügt, kann fie auf eigene Verantwortung den Enteignungsipruc, fällen 
und e3 dann darauf anlommen laflen, daß das Entichäbigungsverfahren 
zu Ende geführt werde, womit dem Amte nicht das Recht beichränkt 
wird, auch eine höhere Sicherheit, und andrerfeit? auch gar Teine be 
fondere zu fordern, wenn es eben nur die Haftung für die Entiehäbigung 
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übernimmt. Die Klarheit über diefen Punkt hängt jedoch meientlic von 
der über den folgenden ab. 

Mag nämlich über die Sicherheit oder Auszahlung der Entihäbigum 
beitinmt jein was da will, immer bleibt die Frage, welches Drgan zum 
Ausſpruch über die Enteignung competent fei, und wie es bei ver: 
jelben zu verfahren habe. Hier find nun ber franzöfiiche, der englilde 
und ber deutiche Standpunkt weſentlich verfchieden. Nach Franzöfticen 
Hecht gibt zwar die Berwaltungsbehörbe (der Prefet) ihr Arr&t über ven 
Detailplan, aber die Aufbebung des Eigenthums ſowie Die Uebertragung 
defjelben an den Enteigner gejchieht durch ein richterliches Urtbeil; 
wenn aber das gefällt ift, wirb wieber die Beſitzan weiſung von ia 
politiichen Behorde, dem Maire, vollgogen. Nach englifchem Recht if 
die Enteignung eigentlich mit dem Webergeben ber Entſchädigung, be 
ziehungsweiſe des bank bond, vollzogen, und der Eigner hat die Pflicht, 
den Beſitz zu übertragen (j. oben). Der Enteigner fteht damit in ver 
Lage eines jeden andern Käufers. Es ift feine Sache, auf Grundlage 
ber Lands Clauses Act den Beſitz zu erftreiten; die Behörde hat mil 
diefem feinem Privatrecht gar nichts weiter zu thun. Die Gefahr 
dieſes Princips liegen auf ber Hand. Nach beutfchen Begriffen dagegen 
ſpricht die Verwaltungsbehörde die Enteignung aus, ohne nie 
vention bes Gerichts, Dad nur bei den Entichäbigungen thätig wi, 
und übergibt mit dem Eigenthbum auch den Beſitz — letztern meift, wen 
die Entfhädigungsfumme gezahlt ift. Nach dem preußifchen Entwurf 
($. 25. 30.) enthält der Enteignungsfpruh zugleich die Guteiguum 
und bie Befigeinweifung durd die Bezirföregierung. Nach öſterreich 
ſchem Recht ift dafjelbe der Kal, nur wird das Hecht des Cigenttumi 
und des Beſitzes bier vielfach durch den fogenannten Patentar: Bet 
normirt, indem erit die Eintragung in das Grundbuch das volle Eiger 
thbum gibt, was namentlich bei Eifenbahnparcellen oft gerabezu unthur 
lich wird. Man hilft fi, indem man das Enteignumgsurtheil i 
das Grundbuch eintragen läßt, ohne eine grunnbücherliche Bufchreibung 
der enteigneten Barcellen in die meiſtens gar nicht exiftivenben Folie 
ber Bahnen zu fordern. Nach ſchweizeriſchem Hecht verliert ber Eiger 
thümer fofort das Recht auch auf ven Beſitz, ſowie die Behörde den 
Enteignungsfprud gethan (Thiel ©. 147. 148). Bei Häberlinuwe. 
ift die Frage gar nicht behandelt. 

Offenbar ift nun bie autorits judiciaire hier etwas am ſich durch 
aus Ueberflüfiiges und vielmehr die Sache Hinderndes. Es ift gar nicht 
abzufehen, was denn bier eigentlich das Objekt des Richterſpruches 
fein fol. Hat die Behörbe den Enteignungsſpruch gethan, fo haftet 
fie für die Entſchädigung, und es ift daher gar fein Grund; die Beil 
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einweifung ferner zu verhindern, fo wie aus ber Fortdauer bes Beſthes 
dem Enteigneten auch gar fein Bortheil wächst. Gonftatiren kann 
das Gericht den amtlichen Sprud nicht; ändern Tann es ihn au 
nieht;. ibn aufbalten, beißt nur den Gang der Sache verzögern; 
unterſuchen, ob das Amt die Entichädigung gefichert bat, ift. mit 
dem Weſen ˖des Amts, das den Staat vertritt, im Miderfprud. Was 
alſo das franzöfiiche gerichtliche Erkenntniß eigentlich foll, ift in ber 
That nicht abzuſehen. Es bat dagegen den pofitinen Uebelſtand, daß 
es Beſchwerde und Klage über Unvegelmäßigleiten in dem Berfahren. 
des Amts vor weg nimmt, obne daß bie Betheiligten Zeit gehabt 
hätten, fich felbft über ven amtlichen Gang des Geſchäfts zu informiren. 
Dagegen tft es richtig, daß ben Betheiligten ein Rechtsmittel gegen 
jenen Enteignungsjprud der (untern) Behörde zuftehen muß. Und 
Daraus nun ergeben ſich folgende einfache Grundſätze. 

Die Beiheiligten haben das Recht, ſich nach geſchehenem Enteig⸗ 
nungsipruch mit Beſchwerde an die höhere Stelle zu "wenden, wo 
feine Verletzung des Geſetzes vorliegt, ſondern da, wo fie bad Ergeb- 
niß des Verfahrens, den Inhalt des Spruches, angreifen. Wo es fi) 
- dagegen um die Verlegung der gejeglich vorgefchriebenen Formen bes 
Berfahrens banvelt, da haben viefelben dad Hecht der Klage bei dem 
Gericht, welches natürlich auch auf Nichtigkeit des ganzen Verfahrens 
esiennen kann. Zu dem Ende muß für den Enteignungsiprud eine 
. Srift zur Gewinnung der Rechtskraft gegeben werben; und zwar 
in ber Weile, daß bei ver Beichwerde die Eingabe feinen Suſpenſiv⸗ 
effert. bat, ſondern die volle Enteignung mit ihren Folgen ſofort eins 
tritt, während die Behörbe für den aus ihrem Verfahren entftehenden 
Schaden haftet. Die Klage dagegen muß Sufpenfiveffelt haben. Nach 
Ablauf der Friſt muß der Enteignungsfprudy volle Rechtskraft haben 
und Beſitz und Eigenthum müflen fofort übergehen, Die Entſchädigungs⸗ 
frage ift dann als völlig unabhängig anzufehen und gebt ihren Weg 
unter Haftung der amtlihen Stelle. Darin liegt die einzig richtige 
Betbeiligung ver gerichtlichen Aufgabe an der Enteignung; nur der 
Mangel an ausreichenden Enteignungsgejeben Tann das Verlangen nach 
größerer Theilnahme des Gerichte motibiren. 

Endlich folgt aus dem ganzen Weſen des Enteignungsverfahreng, 
daß das für den Enteigner auf dieſe Weife gewonnene Recht zugleich 
einer beftimmten, der Enteignung fpeciell zulommenden Berjährung 
unterworfen fein muß, wohl zu unterjcheiven von der Verjährung der 
Anfprüche auf Entihädigung Denn die Grundlage der Enteignung 
tft doch der in ber Unternehmung bezwedte öffentliche Nutzen; wird er 
nieht bergeftellt, und unterbleibt die Unternehmung, fo verliert ber 
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Unternehmer mit dem Rechtögrunde fein Recht, der Enteignungtſpruch 
ift aufgehoben, und die Wiedereignung tritt ein. Die Geſetzgebung 
follte daher eine Friſt ale Marimum beftimmen; bie in der Genehmigung 
enthaltene Verordnung muß das Recht haben, nach der Natur bei 
Unternehmens diefe Frift auch zu verkürzen. In ganz gleicher Weile 
fällt mit dem Wegfalle des Unternehmens überhaupt auch das Recht 
der Enteignung weg und bie bereitd enteigneten Güter Fönnen von 
dem Enteigneten zurüdgefordert werben unter Beftimmung des Werthes 
durch die Organe ber Entihäbigung; nach franzdfiichen Recht darf vie 
Summe für die Wiedereignung nie größer fein, alö die der Entſchadi⸗ 
gung bei der Enteignung (Gele von 1841, Art. 60; mefentlich fo das 
Schweizer Geſetz von 1850; vgl. Thiel ©. 61-64). Warum das 
leßteve daher wieder den Begriff des Rüdlaufes auffucht, ift nicht 
abzufehen; bier jo wenig wie bei der Enteignung findet überhaupt 
ein Kaufvertrag Statt, jondern eine Action der Verwaltung mit Ber 
waltungsrecht. 
weiter Theil. 
Das Entihädigungsverfahren und ſein Recht. 


Es iſt mehrfach, namentlich von Mittermaier, ver Ausſpruch ge 
than, daß die Entſchädigungsfrage bie ſchwierigſte im ganzen Enteig 
nungsweſen ſei. Das ift in ver Praxis allerdings oft der Fall; für die 
Wiſſenſchaft jcheint fie jedoch ziemlich einfach. 

Die Aufgabe der Entichäpigung iſt ed nämlich, dem Enteigneten 


den Werth des enteigneten Gutes zurüdzugeben. Diefe Aufgabe R 


ohne Zweifel nicht bloß eine Angelegenheit, fondern aud eine Pflicht 
der Verwaltung, und das erfte Nechtöprincip der Entichäbigung ſollte 
daher darin befteben, daß die Verwaltung, welche ihrerſeits durch ihres 
Spruch das Eigentum nimmt, auch für die Entſchädigung nad 
bürgerlihdem Recht zu haften habe. Es ift burdaus fein Grumb 
dentbar, welcher politifch oder juriftiich dieſer erſten Forderung bei 
Einzelvechts gegenüber der Enteignung entgegenflände. In ber That 
bilden alle einzelnen Beitimmungen des Entihäbigungsberfahrend die 
Anerkennung diejes Princips und feine praktiſche Ausführung im Gin 
zelnen; es müßte daher auch mit Recht gefordert werden, daß bie Ge 
ſetze biefe Berpflichtung ausdrüclich anerlannten. Es iſt ein — wenn 
auch mehr psincipieller Mangel dieſer ganzen Geſergebung, daß bieb 
nicht gefchieht, fonbern daß die Entihäbigung vielmehr ven Charakter 
eines durch die Verwaltung vermittelten Raufpreifes hat. Das 
wiberfpricht eben fo fehr dem Weſen der Enteignung, als die Verwen 
dung bed Gerichts dem Principe des Entſchaͤdigungsverfahrens. Aber 
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auch die Literatur bat dieſen Standpunft nicht hervorgehoben, fondern 
fich faft ausſchließlich auf die juriftiiche Seite der Frage geftellt. Der 
Grund davon ift des Mangel an richtigem Verſtändniß der Verwaltung 
gegenüber der Nechtöpflege. Vielleicht daß die folgende Auffaflung hier 
zu einem richtigeren Standpunft führt. " 

Gewiß ift nämlich, daß das obige Princip, menigftens inbiveft, 
in fo weit nirgends bezweifelt wird, als Fein Enteignungsredht das 
Entfehäpigungsperfahren ganz den Einzelnen überläßt, und daß andrer: 
feitö die Frage nach dem amtlichen Entfchädigungsverfahren genau mie 
jede Vertvaltungsmaßregel erft da eintritt, wo bie Entichädigung durch 
nütliche Vereinbarung nicht gu Stande fommt. Das allgemeinfte 
Rechtsprincip aller Entſchädigung ift daher der Grundſatz, daß das 
amtliche Entſchädigungsverfahren erft als fubfipiäres- Verfahren ein 
zutreten bat, daß aber in diefem Falle das Amt auch zur Einleitung, 
Drbnung und Beendigung dbeflelben verpflichtet ift. 

Diefe Verpflichtung nun ift es, aus der das Syitem des Ent 
ſchädigungsverfahrens hervorgeht. Daflelbe nämlich bezieht fih auf 
fchließlich auf den Werth und fein Eigentbum, während das Enteig⸗ 
nungsverfahren fi auf dad Gut bezog, und kann ſomit immer erft 
dann eintreten, wenn über das lehtere entichieben if. Seine Aufgabe 
ift e8, zuerit den Werth feſtzuſtellen, und ihn dann dem Bereditig- 
ten zu übergeben. In biefen zwei einfachen Theilen verläuft das 
ganze Entichäbigungsverfahren, 


1) Die Feſtſtellung der Entfhäpdigung. 


Die Feſtſtellung der Entſchädigung als erfte Aufgabe ber Verwal 
tung beruht auf drei Punkten. Zuerſt muß beitimmt fein, welches 
Drgan den Werth des enteigneten Gutes beitimmen fol; dann müffen 
die Regeln, nad telden dieſe Werthbeitimmung ftattgufinden hat, 
feftgeftellt werben; endlich muß der Entſchädigungsſpruch in Recht s⸗ 
fraft erwachſen. 

a) Was zuerft das competente Drgan betrifft, fo muß man ba: 
von ausgeben, daß es nur die Aufgabe dieſes Organes ift und fein 
fol, den Werth des enteigneten Objekts feftzuftellen. Die Bor 
ftelung, daß dieß oder gar das ganze Entihäbigungsverfahren „ganz 
entichieben vor bie Gerichte gehöre, da es fich hier nicht mehr um Zwedc⸗ 
mäßigleit ſondern um Rechtsfragen handle,” wie Häberlin ©. 213 
meint, ift entfchieden falih, und zugleich unklar. Denn die obige Be 
ſtimmung des Werthes ift meber eine Sache der Bivedlmäßigleit noch 
eine Rechtsfrage. Die Funktion des Gerichts ift auch bier eine ganz 

Stein, die Berwaltungslehre. VI. 22 
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andere. Für bie Beitimmung des Organs aber gelten zwei Syſteme. 
Das eine läßt die beeiveten Schäßer von der Behörbe beftimmen, das 
andere jet eigene Geſchworene dafür ein. Jenes tft das deutſche, das 
bereit im preußifchen Landrecht a. a. D. aufgeftellt und in dem preußi⸗ 
ichen Eifenbabngejeß von 1838 genauer, wenn auch nur für Eiim 
bahnen, wiederholt worden tft; eben baffelbe gilt in Deſterreich; im 
Grunde gehört auch das jchweizerifche Verfahren dahin, da nad dem 
Schweizer Erpropriationsgejeg das Bundesgericht Einen, der Bundes⸗ 
rath den zweiten, die Kantonalregierung ben dritten „Experten“ ernennt; 
nur ift babei der Grundſatz nachahmungswerth, daß dieſe Experten 
Sachverſtändige und Gemeindemitglieder berbeiziehen können. Das 
franzöfiihe Syftem dagegen hat befanntli das Syſtem der Entſchä⸗ 
digungsgeichiworenen durchgeführt (franzöfiiches Gefeh von 1841, Art. 41). 
Bol. Thiel, S. 132 ff. Die Lands Clauses Act hat dagegen bie 
Abweichung, daß Beträge unter 50 2, von zwei Friebensrichtern ent 
ſchieden werben; bei größern Beträgen bat bagegen auf ſchriftliches 
Berlangen einer Partei (Art. 23) eine Jury einzutreten, jedoch ift dad - 
Verfahren dabei ohne Zweifel die rationellfte Vereinigung des deutſchen 
und franzöfiichen Princips, und in jever Beziehung beachtensiwerth. 
Wenn nämlich die Parteien nicht einig werden, fo müſſen fie zuerſt 
Schägmänner (arbitrators) wählen, melde ihren Ausſpruch (award) 
thun; bei Enteignungen für Eifenbahnen Tann das Board of trade 
einen arbitrator wählen, wenn eine Partei im Rüdftande ift. Die 
Schätmänner wählen einen Borfigenden (umpire) und legen ihr 
Schätzung den Parteien vor. Erſt wenn die leßteren dieſe Schägung 
nicht annehmen, haben fie nach zehn Tagen durch den sheriff die Jurh 
berufen zu laflen, bei deren Verfahren der sheriff den Vorſitz führt. 
Die Jurys werben fpeciell vereidet; doch bat jede Partei das Recht, 
auf eine special jury zu provociren. Das Berbilt der Jury iſt dann 
maßgebend (Lands Clauses Act art. 22—68). Wir wüßten unferer 
ſeits zu diefem Geſetz nichts hinzuzufügen, als unfer Bedenken gegen 
Art. 38, nach welchem wegen Formfehler der Ausſpruch der Schäkleute 
nicht angegriffen werben fol. Was Thiel gegen die Geſchwornen aw 
führt, ift eben fo wenig ftichhaltig, als fein wunderliches Mißverſtändniß 
daß fie „ein Gericht” feien. Sie find nichts als die befte Yorm ber 
Schätzung, ſollten aber weder wie in Deutfchland ganz wegfallen, noch 
wie in Frankreich immer funktioniren, fondern bie höhere Inſtanz der 
Scägleute bilden. Was das Gericht mit der Schägung zu thun haben 
fol, ift in der That nicht abzufehen; am wenigſten ift es verſtändlich, 
wenn man bon den Schägleuten an die Gerichte appelliren barl, 
wie in Defterreich, da doch das Gericht nur durch neue Schäßleute 
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einjchreiten könnte. Eine inftanzlofe Schätzung wie bei der franzöflfchen 
Jury bat gleichfalls ihre Bedenken. Wir fehen daher als das unzweifel⸗ 
haft befte Mittel das engliſche Syſtem an, das wir der künftigen 
Geſetzgebung dringend empfehlen. 

b) Schiwieriger ift die Frage, nach welchen Reg ehn dieß Schäbungs: 
organ vorzugehen bat. Es ift jelbftverftändlih, daß jedem Drgan bie 
Elemente und Alten zum Zwecke ver Schätung vorgelegt werben müſſen. 
Fraglich find eigentlih nur zwei Punkte Erftlich handelt es fich 
darum, was als Gegenftand der Schätzung aufgenommen werben fol; 
namentlih ob das Schätzungsorgan über den Verkehrswerth bes 
Gutes hinausgehen und ala Gegenftand der Entſchädigung auch die 
Nachtheile, welche die Enteignung indirekt bringt, oder die möglichen künf⸗ 
tigen Bortbeile gelten dürfen. Es ift nun wohl faum zweifelhaft, daß 
die erfteren nicht ausgefchloffen werden dürfen, während vie legteren 
nicht aufgenommen werben können; denn bie Schätzung foll ven Werth 
beitimmen, den das enteignete Gut in feiner Qualität ala Theil des 
wirtbihaftliden Ganzen nachweisbar befiht, dem es angehört. 
Auch bier entfällt allerbings die ganze Srage, jo wie man zu ben Ge 
fhwornen greift, und an ihre Stelle tritt bie formelle Regel bes 
Schätzungsverfahrens. Die eingehenden Unterfuhungen Häberlins 
©. 17AJf. fommen am Ende doch nicht weiter als bis zu dem, von 
den beutichen Gejeggebungen allgemein angenommenen Princip der 
„vollen“ ober „vollftändigen Entſchädigung;“ die von Treichler zuerſt 
bervorgehobene Borftellung von dem „Schaden,“ den die Enteignung 
bringt (a. a. D. 153 ff.), bebeutet im Grunde nichts anderes als den 
Werth, den der Reſt des Gutes durch die Enteignung des Theiles 
verliert, und ift daher ber Sache nach richtig, in der Form jedoch ge: 
fehlt, weil er nicht berechnet, ſondern nur als mwirtbfchaftlich wahrſchein⸗ 
lich angenommen werben kann, was ben juriftiichen Begriff nes Schadens 
wieder ausfchließt. Wir müflen daher wirtbichaftlich an dem obigen 
Begriffe des wirtbichaftlichen Werthes des Ganzen fefthalten, der auch 
volllommen ausreicht, und zuletzt nur die Harfte Snterpretation ber 
„vollſtändigen“ Entichädigung enthält. Was nun zweitens die Form 
für das Verfahren betrifft, fo ift diefe allerdings Gegenftand genauer 
Borfchriften und mit Recht, da fie es weientlich ift, in der die Inter⸗ 
efien zur Geltung gelangen. Das franzöſiſche Geſetz (Art. 29 ff.) iſt 
darüber ſehr genau; es ift aber das Verfahren vor den Geſchwornen 
feiner Appellation fähig, und daher ift der Alt ver Schätung jelbit 
ohne Borichriften; die Jury entfcheibet geheim unter ſelbſtgewähltem 
Präfidenten. Im deutfchen Recht dagegen herricht die Vorftellung von 
einem gerichtlichen oder doch amtlichen Verfahren, daher dad Princip 
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der Protokollsaufnahme (vgl. namentlih Thiel, S. 142—144). Das 
engliſche Geſetz beſtimmt, daß bie Geſchwornen ihr Verdiet nie im 
Allgemeinen, ſondern für jede einzelne der Entſchädigung unter 
liegende Frage abgeben follen (separately for the sum of money for 
the purchase of the land, or of any interest therein belonging to 
the party. Lands Clauses Act art. 49). Wir balten bafür, daß 
diefer Grundſatz, für die Schätzleute feflgehalten, der richtige iR; 
natürlich wird jedes Verfahren vor ber Jury, Wie es in Frankreich 
und England ber Fall ift, wieder berechtigt fein neue Zeugen zu ver 
nehmen u. |. w. Doc follte man beftimmen, daß vor der Jury feine 
neuen Geſichtspunkte aufgeführt werben bürfen, twie bei der Appellation 
im gerichtlichen Verfahren. Den Schluß des ganzen Verfahrens bilvet 
die Rechtskraft. 

e) Es ift ſelbſtverſtändlich, daß die Rechtskraft eine andere ift, je 
nachdem eines ber brei obigen Syſteme zum Grunde gelegt wird. Ge 
meinfam jedoch muß der Grundfa gelten, daß der Spruch, ſei es num 
der der Schätmänner ober der der Geſchwornen, eine gewifle Frift 
zur Erlangung ver Rechtskraft fordert. Eben fo ſelbſtverſtändlich ik, 
daß der Geſchwornenſpruch nur durch die Caflation angegriffen werden 
kann, wie in Frankreich (Gefeg von 1841, Art. 42). In England iR 
auch diefe befanntlih nicht zuläſſig. Scheivet man Schäßung und 
Geſchworene, jo ift es Fein Ziveifel, daß bie natürliche Inftanz für bie 
erftere in ben zweiten liegt, wie in England; wo dagegen geſetliche 
Regeln für die erftere beſtehen — in England nicht, |. oben — da 
muß man confequent zwar feine Appellation, wohl aber eine Klage vor 
Gericht zulafien. Wichtig ift nur die Frage, ob das Verfahren eine 
Bräclufion für folde enthalten fol, welche fich entweder überhaupt 
nicht, ober nicht mit ihren Forderungen und Gründen gemeldet haben. 
Eine folche Präcluſion tft zweckmäßig, und erjcheint in dem Grade mehr 
motivirt, als has ganze Berfahren ein Öffentliches ift; die franzöftfchen 
Borichriften (Geſetz von 1841, Theil III.) find fehr zmedimäßig. Thiel 
(S. 157—164) vertritt die „Legalpräckufion” mit vielem Geſchick und 
guten Gründen. Einen Termin für die Verhandlung wegen Hypothelen 
zuzulafien, ift bei guten Grundbüchern nicht nothiwendig; doch ift eben 
fo wenig ein Grund vorhanden, vie Auszahlung fofort zu befehlen 
(}. unten). Alle anderen Realvechte fallen unter die allgemeinen Regeln. 


2) Das Auszablungsverfahren. 


Bei dem Auszahlungsverfahren handelt es fich zunächſt um dat 
Organ, und dann um die Form der Auszahlung. 
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Das naturliche Organ der Auszahlung ift ſelbſtwerſtändlich daſſelbe, 
welches für die richtig geſchehene Auszahlung haftet, bie Behörde. Es 
iſt ihre Sache, die Entſchädigungsſummen zu empfangen, und fie dem 
Berechtigten zu übergeben. Es tft auch ihre Sache, die Identität ber 
Letzteren zu beftimmen, da fie eben haften muß. Sie Tann eben deß⸗ 
halb die Auszahlung verweigern, aber Tann wieder dafür gerichtlich 
belangt werben. Wozu bier eine Intervention des Gerichts dienen 
fol, ift nicht abzuſehen, um fo meniger als die Enteigneten in dem 


‚ Enteignungsverfahren eben durch die Behörbe feitgeitellt werden. 


Was fchlieklich die Form der Auszahlung betrifft, jo muß als 
Segel gelten, daß mit der erwachſenen Rechtskraft des Entſchädigungs⸗ 
fpruches auch die Auszahlung fällig if. Die Vorfchriften der preußi- 
ſchen Geſetzgebung und Thiels Vorfchläge (Kapitel VI. und ©. 149 ff.) 
find noch immer auf eine große Bevormundung berechnet. Fraglich iſt 
e3 dadurch geworden, ob bei der Auszahlung auf dritte Gläubiger 
Nüdficht zu nehmen fei. Dieß ift offenbar nur in dem Yalle denkbar, 
mo das Recht des Gläubigers mit dem beitimmten Gute in Verbindung 
ſteht; namentlich aljo bei Pfandgläubigern. Hier find zwei Fälle mög 
lich. Der erfte und einfachfte iſt der, daß das ganze belaftete Gut 
enteignet wird. Die Grundlage des Verfahren! in dieſem Falle ift 
einfach; fie befteht darin, daß die ganze Hypothek als gefünbigt gilt 
und mit der Entſchädigungsſumme ausgezahlt wird. Das tft jo lange 
einfach, als die leßtere bie erftere deckt. Wo dieß nicht der Fall ift, 
fordert Wendt (Exrpropriations:Coder, ©. 254) die Subhaftation, 
Häberlin erklärt fich jedoch mit vollem Recht gegen diefelbe (S. 196), 
da die Subhaſtation die Enteigner zwingen würbe, jede Summe zu 
zablen, das ift die Enteignung felbft um ihren Charakter zu bringen. 
Sn der That ift das Pfandrecht ald Eigenthum des Werthes fubftanz- 
los, wo der Werth aufhört; und berfelbe hört auf, wo die Schätzung 
endet. Der zweite Fall ift jebod der, wo nur ein Theil eines Gutes 
enteignet wird, auf dem eine Hypothek im Ganzen haftet. Die Geſetze 
find darüber fehr ungmau (Thiel, ©. 149— 151). Es gibt dafür 
kaum einen andern und einfachern Weg als die Beitimmung, daß in 
einem foldden Kalle die Sypothelengläubiger von der Enteignung fo wie 
von der Entichädigungsfunmme verftändigt werden, und baß zugleich 
den Schätzungsorganen aufgetragen wird, zu beftimmen, ob und in 
wie weit durch bie theilweiſe Enteignung der Werth des ganzen Gutes 
fo viel leidet, daß die intabulirte Pfandſchuld damit angegriffen wird. 
Wo ein folder Fall vorkommt, ift dieß eine von den Fragen, über 
melde fi die Schätungsorgane fpeciel zu äußern haben. Aeußern 


fie fi beijahend, fo wird ber Hypothekargläubiger von biefem Spruch 
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vom Amte verfländigt, mit dem Bebeuten, daß er ben betreffenden 
Betrag gegen Duittung in Empfang nehmen könne. Dieſe Dutttung 
wird dem Grundbuch beigelegt, und die Schulb um biefen Betrag ver 
mindert erflärt. Auf diefem Wege ift jebes Recht und jebes Intereſſe 
pefichert. 


Das Staatsuothrecht. 
L Weſen deſſelben. 


Den Schluß des ganzen Entwährungsweſens bildet nun basjenige, 
was wir das Staatsnothrecht nennen, und bei weldem es, im 
Hinblide auf das bisher Dargeftellte, meientlih nur noch auf genaue 
Beitimmung des Begriffes felbft ankommt, da bier weder neue Princi⸗ 
pien noch neue Nechtsbegriffe eintreten. 

Das Stantönothrecht ift jeinem formalen Begriffe nach das Recht des 
Staats, die Enteignung im kurzen Wege da vorzunehmen, wo bie 
Verfügung über ein beitimmtes Gut durch ein plößliches, unabweis⸗ 
bares, und durch nichts anderes zu befriedigendes Bebürfniß des Staats 
gefordert wird. 

Der Begriff des Staatsnothrechts entfteht nun gleichzeitig mit dem 

Begriffe des Staates jelbft, und wird mit zwei Worten bezeichnet, welche 
gleich anfangs die beiden Hauptrichtungen beveuten, in denen aus ber 
Noth des Staats demfelben das Recht entfteht, in die öffentliche Drbnung 
einzugreifen. Das erfte ijt die summa potestas, auch oft mit impe- 
rium gleichbedeutend genommen, das zweite iſt das jus eminens. Die 
summa potestas bebeutet das Recht des Staatöoberhaupts, im Namen 
ber höchſten Staatögewalt und ihren unabweisbaren Anforderungen das 
beitebende öffentlihe Recht zu ändern. Das jus eminens dagegen 
enthält von Anfang an die Fälle, wo der Staat im Ramen der Roth in 
das Privateigenthum bineingreift. Allerdings find im 17. Jahrhundert 
biefe beiden Begriffe und Verhältniſſe eben fo wenig Har, als fie es noch 
jeßt find; doch hat fhon Hugo Grotius ben Grund zu berjenigen 
Unterjcheibung gelegt, welche diefem Gebiete feine Selbftändigfeit tm 
Öffentlichen Recht hätte fichern follen, wenn die folgenden Verhältniſſe 
überhaupt eine weitere Unterfuchung zugelaflen hätten. Das tft die Unten 
ſcheidung des jus eminens vom dominium eminens ober dominium 
supremum, das wir oben dargeitellt haben. Während nämlich bas letztere 
aus dem pofitiven Rechtsverhältniſſe eines wirklich beftehenben Dber 
eigentbums das Recht der Staatögevalt als Dberlehenäheren ber 
leiten will, gebt daneben ſchon Hugo Grotius auf den Begriff der 
Noth ein und legt bei „certum periculum“ des Staats, und ber daraus 
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entſtehenden „necessitas“ demſelben das Recht an und für ſich bei, 
das Privateigenthum für ſeine Zwecke zu benützen; natürlich hauptſäch⸗ 
lich im Falle einer äußern, im Kriege gegebenen Roth (L. II. T. 6. 9). 
Dieb „jus supereminens domini* wird dann als ein folches bezeichnet, 
„quod ad omnes spectat res subditorum* (II. co. XIX). Damit ifl 
denn allerdings das Staatsnothrecht auf feine wahre Bafıs, den Be 
griff und das Wefen des Staats (nature eivitatis), zurüdgeführt; allein 
zu ber Unterſcheidung diefe® jus supereminens von ber summa potestas 
gelangt Hugo Grotius nody nicht, weil bie Elemente des Unterſchiedes 
zwiſchen Geleß und Verordnung ihm noch gänzlich” fehlen. Diefe nun 
bilden fich erft im Laufe des 17. Jahrhunderts in dem großen Gegen- 
ſatze zwiſchen Kaiſer und Reich aus; das Neich ift der Träger ber Idee 
des Geſetzes, das Kaiſerthum der der Verorbnungsgewalt, und ſchon 
jeßt bebeutet die summa potestas die Frage, ob der Kaifer das Recht 
babe, einfeitig — wir würden jagen im Verordnungswege — in bie 
Hechtöverhältniffe des Reiches gegen die Geſetze deſſelben (Reichsabſchiede, 
Wahlinftitutionen u. U.) einzugreifen, wenn die Roth des Reiches, bie 
necessitas. imperii, es forbert. Hätte nun das 18. Jahrhundert e3 in 
den Reichslanden zu einer Territorialgefebgebung gebracht, jo würde jene 
Trage, die als eine fpecielle Frage zwiſchen Kaiſer und Reich aufgetvorfen 
ward (j. oben), wahrfcheinlich in das Staatsrecht überhaupt, und zwar mit 
ihrem ganz beftimmten Inbalt als das Recht der Nothverordnung über: 
gegangen fein. Allein ba überhaupt Teine Gefebgebung zu Stande Fam, 


. fo verfchmolz, wie wir e8 in der vollziehenden Gewalt dargelegt haben, bie 


gefebgebende Gewalt mit ber verorpnenden, bie Verordnung warb 
Geſetz, die Vorftellung von einem Gegenſatz zwilchen Verorbnung und 
Geſetz, und mit ihr die von einer summa potestas ex titulo necessitatis 
verſchwand, und man mußte daher von einem auf das Öffentliche Recht 
bezüglichen jus eminens fid feine Mare Borftelung zu machen. Dar 
gegen aber erzeugte bie fich immer weiter entwidelnde Verwaltung ben 
Grundſat des Entwährungsrecht3, und jpeciell den der Enteignung. 
Selbitverftändlich fuchte man nun diefen Grundſatz an das jus naturae 
anzulehnen, und fand bier den alten Begriff des jus eminens, ber 
unllar- Enteignung und Staatsnothrecht zufammenfaßte. Es war daher 
ganz natürlich, daß man nunmehr dieſen Ausdruck fortgebrauchte, das 
Enteignungsredht als ein jus eminens des Staates bezeichnete, und 
das lehtere mit dem Anfang unfers Jahrhunderts dann als „Staats: 
nothrecht“ deutſch überſetzte. Als nun das Enteignungsrecht fi) zu ſelbſt⸗ 
fländiger Gefeßgebung entwidelte, wußte man mit bem jus eminens und 
dem Staatsnothrecht nicht? Rechtes anzufangen, da man zivar das 
richtige Gefühl hatte, daß es dem Enteignungsrecht auf das Engfte 


344 


verwandt fei, aber doch nicht ganz bafielbe bebeute, während man 
andererſeits bei dem Mangel des Begriffes und Inhalts des verfaffungg 
mäßigen Verwaltungsrechts und der Verordnung gegenüber dem Gefeke, 
wieder dad Nothverorbnungsrecht und die Lehre von der Berantivorb 
lichleit und der Indemnity nicht ganz durchſchaute. So ift es gelom⸗ 
men, daß das „Stantönothrecht” in den Lehrbüchern des Staatsrechts 
ein unklare Dafein fortführt, vielfach mit der Expropriationslehre 
verfhmolgen, wie bei Klüber, vielfach äußerlich mit derſelben ver 
bunden, wie bei Zachariä und Zöpfl, vielfadh ganz meggelafien, 
wie bei Pölitz, Aretin und Mohl Die Theorie der Expropriation 
bat daflelbe, mit Ausnahme Häberlins, der einige Worte darüber 
fagt, ohne genauer auf die Sache einzugehen (a. a. D. ©. 217. 218) 
bei Seite liegen laflen, obgleich die Geſetzgebungen Anlaß genug boten. 
Die Darftelung der „gwangsmweife vorübergehenden Benügung fraw 
den Eigenthums“ bei Koch, Deutſchlands Eifenbahnen Tit. U. ©. 129 
bezieht fih nur auf: das, mas wir oben Die Enteignung des Gebrauches 
genannt haben. Erſt Thiel hat demſelben unter dem nicht glüdlichen 
Titel: „Außergemöhnliches Expropriationsverfahren“ (S. 167 ff.) einen 
eigenen eingehenden Abichnitt gewinmet, bei dem jedoch die Beziehung 
auf die früheren Rechtöbegriffe fehlt. Dagegen hat H. Biſchof: Das 
Nothrecht der Staatögewalt in Gelekgebung und Regierung (Linde 
Archiv des beutfchen Bundes, Bd. IIL Heft 3. 1860) unter faft gäny 
licher Zurüdiehung bes Expropriationsrechts die erfte grünblide Be 
handlung bes Noth verordnungsrechts der Regierung, freilich nicht 
gerabe von ftreng verfafiungsmäßigem Stanbpunft der Verantwortlich⸗ 
keit gegeben (ſ. vollgiehende Gewalt). — Durch beide Arbeiten ift nun 
das Material, wenn auch nicht für die Gefchichte dieſes wichtigen Be 
ariffes, fo doch für feinen Inhalt, gegeben. Indem wir unjererjeits 
für die erftere auf das bereit? Angeführte uns beziehen, glauben wir 
demnach jegt mit der Charakterifirung bes Syſtems biefer Lehre bier 
unferer Aufgabe genügen zu können. 


II. Unterfäjied des Nothverorbuungsrechts dom eigentligen Stantöustyreil, 
nnd bed Staatsnothrechts von der Enteignung. Geſetzgebung. 


Das Nothverorbnungsrecht ift demnad dasjenige Recht ber Regie 
rung, vermöge beflen fie auf Grundlage der unabweisbaren Nothlage 
des Staats Verordnungen erläßt, welche das gejeßliche Recht des Staats 
aufheben, und die Befolgung folder Verorbnung mit benfelben Mitteln 

wingt, mit denen fie die verfafliungsmäßigen Verordnungen vollzieht. 
Das Hecdhtöprincip dieſer Notbverorbnung ift dabei die Haftung Per 
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verorbnenden Organe, aber nicht vor dem Gericht, fondern vor der 
geſetzgebenden Gewalt, welche über ſolche Verordnungen und ihre Dauer 
enticheivet. Die ganze Yrage gehört demnad in die Lehre von ber 
vollziehenden Gewalt (wo fie neben andern in zweiter Auflage ihren 
Platz finden wird). 

Das Stantsnotbredht dagegen im engern Sinne ift nichts 
anderes, als diejenige Anwendung des Enteignungsrechts, bei der bie 
plögliche Gefährdung ded Staats und feiner organischen Funktion das 
Eintreten eines regelmäßigen Enteignungsverfahrens, möge bafielbe 
nun fonft geordnet fein wie es will, nicht zuläßt, während alle 
Grundſätze der Enteignung ſowohl in Beziehung auf die Aufhebung 
bes Eigentbumd am Gute als in Beziehung auf die Rüderftattung des 
Werthes durch die Entichädigung, in voller Geltung bleiben. 

Das oberite Rechtsprincip alles Staatsnothrechts ergibt fich damit 
dahin, daß im alle der Gefahr allerdings die Negierung dad Recht 
bat, die Enteignung auch ohne die gejelichen Vorfchriften über das 
Enteignungsverfahren vorzunehmen; daß fie aber die Nichtberüdfichti« 
gung diefer gefelichen Vorſchriften nur fo weit eintreten laflen darf, 
als die wirkliche Gefahr es ihr unmöglich macht, fie zu befolgen, 
und daß fie für das Vorhandenfein einer foldden Beſchränkung des geſetz⸗ 
lichen Rechts durch die Noth dem Enteigneten haftet. 

Daß nun ein ſolches Stantsnothreiht im Weſen des Staats liege 
und daß mithin das formelle Enteignungsreht nicht ausreiche, ift 
wohl von jeher anerlannt worden. Allein natürlich fonnte man zum 
Bewußtſein von dieſer Unterfcheidung erft da gelangen, wo man eben 
das Enteignungsrecht ſelbſt zum Gegenftande einer foftematifchen Geſetz⸗ 
gebung machte. Es ift daher durchaus ertlärlih, daß erjt die franzö⸗ 
fiiche Exrpropriationd-Gefehgebung das Staatönothrecht ſyſtematiſch vom 
Erpropriationsrecht jchieb (1833); diefem Vorgange folgten dann mehrere 
deutfche Gefeßgebungen, wie Baden und Hefien, während die übrigen 
Staaten, überhaupt einer Enteignungsgeleßgebung entbehrenn, auch 
jenen Unterſchied auf fich beruhen ließen. Dieß ift noch der Fall in 
Defterreich, während Preußen daſſelbe nach Frankreichs Mufter in feinen 
neueften Entwurf aufgenommen bat. Englands Recht kennt weder den 
Begriff noch die Sache. 

Das Syſtem des Staatsnothrechts bietet jedoch einige Punkte dar, 
welche auch für das Enteignungsrecht nicht ohne Bedeutung find. 


II. Das Syftem des Stantäuothredts. 


Auch das Staatsnothrecht muß als feine Grundlage den Unter 
fchied des Enteignungs- und des Entſchädigungsverfahrens erkennen, ba 
Stein, die Berwaltungsichre. VI. 03 
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fein Inhalt grundfäglich nur die durch die Roth gebotene Abkürzung 
des Verfahrens enthält. 


1) Die Enteignung des StaatSnothredht3. 


Der Unterfchied diefer Enteignung von der orbentlidhen ift nun 
merfiwürdiger Weife Thon von der franzöfiichen Gefeßgebung durch das 
Geſetz vom 30. März 1831 weſentlich auf Enteignung für militäriſche 
Zwecke bezogen, was der preußiiche Entwurf ($. 35. 40) wieberholt 
bat. Erft das Geſetz von 1841 nahm die Enteignung aus Noth ale 
Theil des Enteignungsrecht3 überhaupt auf, als urgence de prendre 
possession, und ordnete dafür die Erflärung einer Ordonnance royale 
an; doch follte das jugement d’expropriation bleiben; es ift mithin 
eigentlich nur das Entihädigungsverfahren kürzer geworden (Tit. VIL). 
Mit Recht bemerkt Thiel, daß das Geſetz dabei weſentlich dauernde 
militärifche Anlagen im Auge habe (S. 179); mit Unrecht läßt er iveg, 
dat im Grunde gar Fein denfbares Motiv vorhanden ift, für 
militärtfche Anlagen andere Arten des Verfahrens als für alle andern 
öffentlichen Zwecke für nöthig zu erachten, ganz gleichviel, ob es fi 
um militärische Bauten, Befeftigungen oder etwas anderes handelt. 
Eben |d wenig ift ein Grund vorhanden, etwas anderes als das regel- 
mäßige Enteignungsverfahren bei „zeitweiligen Militärgweden“ (d. h. 
vorübergehenden militärifchen Bebürfnifien), 3. B. Schieß⸗ und Exercier⸗ 
pläßen u. ſ. w. eintreten zu laflen, wenn die Zeit ausreicht, mit dem 
gewöhnlichen Verfahren vorzugehen. Dafjelbe muß für jeden öffent 
lichen Zweck gelten. Die jummarifche Enteignung tritt erft da ein, wo 
eben bieje Zeit nicht ausreicht, wie bei durchmarſchirenden Truppen, 
bei Anftrengungen in Feuers: und Waflerögefahren, bei Maßregeln ver 
Sicherheitspolizei bei Volksaufſtänden u. |. m. Daß auch bier das 
Enteignungsrecht ftattfinden muß, ift Har. Die Hauptfrage bleibt dabei 
die, welches Drgan dazu competent ift, und welches die Grenze feiner 
Competenz fein muß. Und bier möchten wir folgende Grundſätze auf 
ftelen. Jedes Drgan, welches eine plößliche äußere Gefahr zu befämpfen 
hat, bat nicht bloß das Necht, die Enteignung für die ihr durchaus 
notbiwendigen Sachen auszufprechen, fondern auch unter einfacher amt- 
licher Erflärung davon eventuell, nad) Maßgabe der Gefahr, Beſitz zu 
ergreifen. Allein erftlich fol vafjelbe niemals das Eigentbum an dem 
betreffenden Gute aufheben, fondern fein Enteignungsredht geht nur 
auf den Gebrauch deſſelben für ven plöglich aufgetretenen Zweck, 
allerdings in der Weile, daß der Gebraud das Gut vernidten Tann. 

Das Eigenthbum fol ſtets nur auf dem Wege der regelmäßigen Ent 
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eignung aufgehoben werden können. Zweitens haftet das betzeffende 
Drgan dafür, daß das Unterlaffen des Enteignungsverfahrens wirklich 
durch die Noth und nicht durch Willkür gefcheben ift; es darf ftets 
nur fo viel von dem erftern bei Seite gelafjen werden, ald nad Art 
und Größe der Gefahr nicht zur Anwendung gelangen fonnte. Drittens 
findet gegen jedes ſolches Verfahren allerdings auch Beichwerbe ftatt; 
allein vdiefelbe Tann natürlich keinen Sufpenfiveffeft haben. Es tft dabei 
viertens Sache der Behörde, die zum Öffentlichen Gebrauch in Anſpruch 
genommenen Güter zu beitimmen, ohne daß vorher ein Plan vorgelegt 
märe (man benfe nur an Nieberreißen von Häufern beim euer, bei 
Gefechten u. ſ. w.), allein fie hat zugleich die Verpflichtung, wo mög- 
lich vorher oder gleichzeitig, jedenfalls aber nachher ein genaues Ver: 
zeichniß der enteigneten Güter aufzuftellen, und bei diefem Verzeichniß 
muß der Enteignete das Hecht haben, in zweifelhaften Yällen gericht: 
lichen Beweis herzuftellen. Was die Militärverwaltung dabei weiter 
zu thun hätte, ift und troß Thiel nicht einleuchtend getvorden. Weber 
das Drgan, welches die (Gebrauchs⸗) Enteignung verfügt, läßt ſich gar 
nicht3 meiter jagen; es ift nur feitzubalten, daß das militärische Recht 
bier feine bejondere Beitimmungen forbert. Eben fo wenig fehen wir 
einen wefentlichen Unterfchiev in den beiven von Thiel (S. 176) auf: 
geftellten Gruppen. Daß der franzöfiiche Gedanke eines gerichtlichen 
Urtheils in allen Nothfällen ohnehin gänzlich unpraktifch ift, Tiegt auf 
der Hand. Im Gegentheil muß man fagen, daß allenthalben, wo ein 


ſolches noch möglich ilt, der Beweis geliefert ift, daß für das regel: 


mäßige Verfahren Zeit genug, und aljo Feine Noth, mithin auch Fein. 


Staatönothrecht vorhanden ar. 


2) Die Entfhädigung des Staatsnothrechts. 


Das Eigenthümliche für das Entſchädigungsverfahren des Staats: 
nothrechts beftebt nun einfach darin, daß daſſelbe nicht auf einer 
Schätung des Gutes beruht, fondern in einer Schäßung auf Grund: 
lage eine, von dem Enteigneten zu führenden Beweiſes über die 
Güter oder Nugungen, welche durch die Nothenteignung entzogen ver: 
den, beftehen muß. Es ift nämlih gar fein Grund vorhanden, 
andere Grundſätze für das Entſchädigungsverfahren beim Staatsnoth⸗ 
veht als bei der eigentlichen Enteignung zu fordern; nur auf dem 
einzigen Punkte ift die Gleichheit nicht möglich, und das ift der, daß 
die Schätleute dad Gut nicht vor der Enteignung zu fchähen geit 
finden. Im Staatsnothrecht tritt daher die Nothivendigfeit ein, die 
Identität und etwa die Eigenfchaften des enteigneten Gutes nad) 
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teäglich vor den Schäpleuten beweifen zu mäflen, die dann nad 
diefem Beweis ihren Mahripruch thun. Alle übrigen Grundſätze der 
Entihädigung und feines Verfahrens müſſen auch für das Staats 
nothrecht einfach beibehalten werben, da hier das Moment der dringen- 
den Gefahr verſchwindet. Das franzdfiiche Geſetz wie ver preußiſche 
Entwurf würden viel Harer geworden fein, hier wie in ven übrigen 
@ebieten, wenn fie ftrenge das Entfchädigungs: von dem Enteignungs: 
verfahren gefchieven hätten, wie es die Wiflenfchaft fordert. 
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